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VORREDE. 


Mit  einigem  Zögern  und  nicht  ohne  Befangenheit  übergebe 
ich  den  Schluss  meines  „Systemes  der  Ethik*^  dem  Urtheii  wis- 
senschaillicher  Forscher.  Wenn  es  im  ersten  Theile  galt,  ein 
einfaches  Princip  stetig  zu  entwickeln  und  in  seinem  ganzen, 
aus  ihm  selber  geschöpften  Inhalte  darzulegen:  so  ist  hier  die 
Aufgabe,  einen  höchst  mannigfaltigen,  zum  Theil  heterogenen 
Stoff,  die  Masse  aller  Probleme,  welche  auf  dem  Gebiete  des 
Staates,  des  socialen  und  reUgiösen  Lebens  zu  erwägen  sind, 
nach  demselben  durchgreifenden  Principe  mit  unbefangener  Ge- 
reclitigkeit  zu  charakterisiren.  Denn  nach  meinen,  im  allgemei- 
nen Theile  des  Systemes  hinreichend  dargelegten  Grundsätzen 
kann  es  hier  weder  bloss  von  der  apnoristischen  Construction 
eines  sogleich  oder  künftig  etwa  zu  errichtenden  Musterstaates 
sich  handeln,  während  die  wirklichen  Staatseinrichtungen  im  Ein- 
zelnen nicht  selten  durch  praktische  Vernunftgemässheit  über 
jene  abstracten  Urbilder  hinausragen  —  noch  auch  davon,  das 
Vorhandene  bloss  historisch  zu  erklären  oder  in  seiner  ver- 
einzelten Zweckmässigkeit  zu  fassen.  Vielmehr  soll  in  allen, 
auch  den  heterogensten  Erscheinungen  des  Lebens  und  der  Sitte, 
dennoch  die  Immanenz  der  ethischen  Ideen,  und  selbst  bis  in 
die  Entartung  hinein  die  Gegenwart  eines  ethischen  Triebes  auf- 
gewiesen werden,  der  das  Entartete  gerade  zum  Heil  wieder  um- 
lenkt«    Bei  dieser  Aufgabe  sei  nun  bekannt,   dass  ich  keines 
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Weges  glaube,  in  der  Entwicklung  der  einzelnen  Fragen  überall 
das  Rechte  getroffen,  mein  subjectives  Denken  dem  objecti- 
Ten  Gedanken  der  Sache  gleich  gemacht  zu  haben.  Nur 
bitte  ich  den  etwa  nöthig  werdenden  Tadel  des  Einzelnen  der 
ganzen  Idee  nicht  entgelten  zu  lassen. 

Denn  bessere  Zuversicht  trage  ich  allerdings  zu  dieser.  Aus 
dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  keinesweges  unsere  Erfindung 
oder  eine  Hypothese,  sondern  treu  aus  dem  Wesen  des 
menschlichen  Geistes  geschöpft  ist,  welcher  Zeugniss  für 
sie  zu  geben  nicht  ermangeln  wird. 

Auch  in  diesem  Theile  nämlich  ist  es  die  einzige  Aufgabe 
der  Ethik,  die  unverrückbaren,  der  menschUchen  Natur  einver- 
leibten Gesetze  zu  enthüllen,  nach  denen  alle  sociale  Bildung 
sich  gestaltet,  aus  denen  sie,  wenn  sie  plötzHch  im  Menschen- 
wesen vernichtet  werden  könnte,  sogleich  wieder  neuerstehen 
würde  aus  jenem  eingeborenen  Vermögen  der  Menschheit,  welches 
eben  damit  nur  eine  göttMche  Kraft  sein  kann.  Desshalb  hat 
unsere  Lehre  ebenso  eine  historische  Seite  —  keiner  gege- 
benen Gestalt  socialen  Daseins,  zeigt  sie,  ist  die  Idee  völlig 
fremd;  auch  aus  den  verzweiflungsvollsten  Zuständen  ringt  sich 
durch  einen  ethischen  Selbstheilungsprocess  das  Menschliche 
wieder  hervor:  —  als  auch  eine  speculative,  gemeingültige; 
—  sie  glaubt  auch  des  Gesetzes  der  Zukunft  mächtig  zu  sein, 
so  gewiss  dieselbe  deutlich  erkennbar  in  den  Keimen  der  Ge- 
genwart vorgebildet  liegt. 

Am  Allerwenigsten  daher  steht  ,sie  auf  irgend  einem  politi- 
schen Parteistandpunkte,  oder  kann  sie  nach  den  übUchen  Schlag- 
worten desselben  gemessen  werden.  Sie  heilt  gerade  von  solcher 
einseitigen  und  ausschliessenden  Befangenheit,  indem  sie  die  ge- 
meinsame Quelle  kennen  lehrt,  aus  der  jene  zeitweisen  Auffas- 
sungen der  Staatsidee  hervorgehen,  aber  auch  ihre  Berichtigung 
finden.  Mit  Recht  ist  man  misstrauisch  gegen  „Utopieen^^  aller 
Art  geworden,   und  das  Belächeln  derselben  ist  noch  die  gelin- 
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deste  Busse  für  sie,  indem  man  ihre  Verkünder  mit  Recht  der 
schlimmsten  Unvorsichtigkeit  beschuldigen  muss,  unklare  Wünsche 
und  unerfüllbare  Hoffnungen  im  Gemüthe  des  gläubigen  Volkes 
zu  erregen.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Utopieen,  weil  was 
wir  von  der  Zukunft  verlangen,  schon  in  der  Gegenwart  vorge- 
bildet liegt  und  in  stufenweiser  Folge  sich  aus  ihr  ergeben  muss^ 
wenn  man  nur  der  innern  Consequenz  der  Thatsachen  nachge- 
hen will.  Wir  glauben  nirgends  Unausführbares  zu 
versprechen  oder  zu  begehren,  weil,  wie  wir  beijeder 
socialen  Frage  zeigen,  die  theilweise  Ausführung 
schon  begonnen  hat.  Das  Princip  des  Neuen  ist  schon  da: 
man  hat  nur  noch  nicht  den  Muth  gezeigt,  es  entschieden  weiter 
zu  ftlhren  und  von  den  alten,  stumpfgewordenen  Mitteln  sich  ab- 
zuwenden. 

So  darf  die  Ethik  mit  gutem  Bewusstsein  und  vollkommener 
Klarheit  zu  einem  Optimismus  der  Zukunft  sich  bekennen, 
ohne  von  der  Strenge  ihrer  Anforderungen  an  diese  Zukunft  das 
Geringste  aufzuopfern.  Es  sind  drei  mächtige  Hebel,  auf  welchen 
dieselbe  beruht.  So  lange  die  Heiligkeit  des  Familienlebens 
mit  ihrem  unzerstörbaren  Segen  waltet,  so  lange  kein  christli- 
cher Staat  der  Aufgabe  sich  geweigert  hat,  die  allgemeine  Volks- 
bildung immer  höher  zu  steigern,  so  lange  die  Religion  als 
die  Grundlage  wie  als  Ziel  aller  Gemeinschaft  waltet:  ebenso 
lange  sind  die  Quellen  nicht  versiegt,  aus  denen  jede  gesunde 
Wiedererneuerung  stammt.  Aber  wir  begehren  eines  vierten, 
bisher  noch  streitigen  Elementes,  dessen  Wirksamkeit  jetzt  fast 
ganz  zurückgedrängt  ist,  das  Vielen  sogar  gefährlich  dünkt.  Es 
ist  der  alt  und  acht  germanische  Geist  freier  Genossen- 
schaften, über  den  schon  Johannes  Müller  die  folgenreiche 
Bemerkung  machte:  „dass  die  deutschen  Völker  in  allen 
grossen  Krisen  sich  durch  die  Association  geholfen 
h abends  In  der  That  sind  auch  wir  der  festen,  im  Einzelnen 
genau  begründeten  Meinung,  dass  nur  durch  Stärkung  de& 
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Erst  da  tritt  praktisch  das  Bedürfniss  dieser  Ausgleichung 
ein,  wenn  die  grossen  Capitale  und  Unternehmungen  in  Gefahr 
sind,  durch  Verarmung  der  Volksmasse  den  Markt  des  Absatzes 
zu  verUeren.  Dann  wird  die  grosse  Einsicht  gebieterisch  sich 
aufdrängen,  dass  Jeder  nur  indem  er  den  Andern  unterstützt,  in 
seinen  eigenen  Interessen  dauernd  gesichert  sei.  So  bildet  sich 
allmählig  eine  Ordnung  ökonomischer  Genossenschaften,  wo  das 
augenblickhch  gestörte  Gleichgewicht  mit  gemeinsamer  Hülfe  wie- 
derherzustellen im  wohlverstandenen  Interesse  Aller  liegt.  In 
Betreff  der  einzelnen  Bedingungen  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  und 
der  mitbestimmenden  Nebenmittel  verweisen  wir  an  das -Werk 
selber  (S.  430 — 35)  und  fügen  niur  das  Hauptergebniss  an: 

„Es  ist  eine  solche  Vereinigung,  die  höchste  Form  der  Verwirk- 
lichung der  Gemeinschaft  aller  sich  aus  Unverstand  so  oft  bekäm- 
pfenden Interessen,  nicht  bloss  an  sich  wahr  und  möglich,  sondern 
geradezu  nothwendig.  Denn  sie  ist  die  wirkliche  Lösung  des 
grossen  Gegensatzes,  auf  dem  das  ganze  wirthschaftliche  Leben 
der  Menschheit  beruht;  und  erst  die  Harmonie,  welche  sie  be- 
gründet, wird  aus  dem  Gegensatze  der  Einzelwirthschaften,  statt 
eines  Keimes  des  Untergangs,  einen  Sporn  der  Entwicklung,  und 
aus  dem  objectiv  und  mit  fast  mechanischer  Gewalt  herrschen- 
den Gütergesetz  der  Capitahen  eine  Potenz  des  Fortschritts  ma- 
chen. Erst  sie  wird,  indem  sie  die  Interessen  ver- 
söhnt, die  Menschen  versöhnen. Hier  und  nir- 
gend anders  liegt  die  Frage,  die  die  Zukunft  Europa 's 
entscheiden  wird."     (S.  435). 

Dies  ist  jedoch  nicht  nur  ein  volkswirthschaftUches,  sondern 
ein  eigentlich  ethisches,  Sittlichkeit  und  Humanität  gründendes 
Ergebniss,  von  Neuem  bewährend,  dass  in  diesen  Gebieten,  wenn 
man  ihre  Tiefe  aufsucht,  Nichts  getrennt  ist,  dass  aber  auch  um 
diese  zunächst  rein  ökonomischen  Verhältnisse  zu  befestigen, 
eigenthch  sittliche  Kräfte  der  Einsicht,  der  Bildung,  der  religiösen 
Gewissenhaftigkeit  hinzutreten  müssen.    Dies  zu  zeigen,  ist  das 
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Amt  der  Ethik,  wie  jener  Wissenschaft  es  obliegt,  die  Ökono- 
mische Ausführbarkeit  solcher  Socieläten  zu  zeigen  und  das  So- 
phisma  der  Trägen  oder  dünkelhaft  Klugen,  es  seien  dies  „un- 
ansßlhrbare  Träumereien^S  in  sein  Nichts  zurückzuscheuchen  I 

Aber  auch  von  ganz  anderer  Seite  her  erhält  dies  Bestäti- 
gung. Alle  politisch  Einsichtigen,  welche  klar  ericennen,  durch 
welche  Kräfte  allein  der  fast  gänzlich  abhanden  gekommene  Ge- 
meingeist und  die  thätige  Bürgertugend  wiedererweckt  werden 
können,  finden  sie  von  Seiten  der  Verfassung  in  der  Erweckung 
des  repräsentativen  Elements  nach  Ständen,  nicht  nach  der 
Kopizahl  oder  nach  Census,  von  Seiten  der  administrativen  Thä- 
tigkeit  in  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung.  Ist  je- 
doch einmal  das  Princip  zugestanden,  so  mache  man  Ernst 
mit  ihm  und  führe  es  vollständig  durch.  Nichts  Ande- 
res als  dies  will  unsere  im  Nachfolgenden  vorgetragene  „Staats- 
lehre^%  die,  wenn  sie  auch  im  Einzelnen  fehlgreifen  mag,  auf 
sicherm  Fundamente  zu  ruhen  hofft,  nicht  bloss  von  Seiten  der 
Idee,  sondern  naCh  dem  immer  fühlbarer  werdenden  Bedürfnisse 
der  Erfahrung.  Und  hier  greift  ein  neuerdings  erschienenes 
trefQiches  Werk  abermals  bestätigend  ein:  „Die  bürgerliche 
Gesellschaft  von  W.  H.  Riehl"  (1851).  Es  zeigt  ausfiibr- 
lich  und  in  eindringenden  Contrasten,  dass  jeder  Stand  in  dem 
Grade  innerlich  gesund,  unverwüstlich  und  die  kräftigste  Stütze 
des  Staatsganzen  sei,  als  er  sich  wieder  zur  gegliederten  Cor- 
poration organisirt,  als  er  den  altdeutschen  Wahlspruch  be- 
folgt: „Einer  für  Alle,  Alle  für  Einen!"  Nichts  hat  jedoch  dem 
entschiedenen  Eindringen  dieser  Wahrheit  mehr  geschadet,  als 
dass  sie  zur  banalen  Phrase,  zum  rhetorischen  Spiel  geworden 
ist,  oft  um  sehr  selbstsüchtige  Parteizwecke  dahinter  zu  verstecken. 
Die  heuchlerische  Lüge  aber  bestraft  sich  selbst  am  Erfolge.  Kein 
einzelner  Stand  kann  corporative  Rechte  im  Staate  erhalten,  wenn 
irgend  ein  anderer  ausgeschlossen  sein  sollte.  Ist  einmal  das 
Princip    anerkannt,    so  macht  es  sich  gleichstellend   für   alle 
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geltend,  und  so  bleibt  treue  Hingebung  an  eine  wohlorganisirte 
Genossenschaft  audi  für  den  Einzelnen  der  kräftigste  Schutz.  Die 
Liebe  trägt  zuletzt  den  Sieg  davon  über  alle  Einbildungen 
selbstischer  Klugheit.  Darum  gerade  ist  das  Walten  Gottes  in 
der  Geschichte  ein  heiliges:  so  lehrt  es  die  kaltbetrachtende 
Wissenschaft  und  so  ist  es  auf  allen  Blättern  der  Geschichte  zu 
lesen. 

Die  ganze  Zukunft  der  Welt  liegt  daher  in  der  socialen 
Frage^  nicht  in  der  politischen.  Welches  Volk  sie  wirklich  löst, 
das  wird  das  erste  sein  auf  viele  Jahrhunderte  hin.  Wie  sich  das 
Deutsche  dazu  verhält,  dazu  nur  verhalten  könne,  haben  wir  am 
Schlüsse  der  Vorrede  zum  vorigen  Bande  (S.  XXXIV)  hinreichend 
ausgesprochen.  Darüber,  zeigten  wir,  kann  Deutschland  vorerst 
nur  an  seine  Regierungen  appelliren.  Möge  diese  Appellation 
gehört  werden  1 

Im  Anfange  des  März  1853. 

I.  H.  Fichte. 
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Zweite  Abtheilung: 

DIE    GUETER  LEHRE. 


{.  77  —  80.    Ailgemeioer  Begriff  derselben. 
§.  81.    Uebersicht  der  gesammten  Guterlehre. 

Brfter  Abschnitt. 

Die  Verwirklichung  der  Rechtsidee. 

(§.  82—107.) 

§.  82.    Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 
§.  83.     Eintheilung  desselben. 

Erstes  CapiteL 

Die  Rechte  der  Persönlichkeit. 
(§.  84—91.) 

§.  84.    Begriff  und  Umfang  der  Rechtspersönlichkeit 

§.  85.     Die  „Urrechte*'  der  Persönlichkeit. 

§.  86.     1)  Das  Recht  auf  Unantastbarkeit  des  Leibes  und  Lebens. 

L  Rechtswidrigkeit  jeder  unmitttelbaren,  II.  wie  mittelbaren  Schidi- 
fuog.    III.  Begriff  der  Nothwehr  und  ihre  Gränxe. 

§.  87.    2)  Das  Recht  auf  Lebensunterhalt  und  Müsse. 

I.  Bedeutung  und  Umfang  dieses  Rechts.  II.  Ethischer  Begriff  der  Müsse. 
III.  Ethisches  Ziel  derselben. 

$.  88.    3)  Das  Recht  persönlicher  Freiheit. 

I.  Rechtswidrigkeit  Ton  Sklayerei  und  Leibeigenschaft;  II.  der  an 
dieselbe  streifenden  AbbAngigkeit  der  Arbeit  von  der  Concurrenz.  III.  Das 
Recht  des  Hausfriedens  u. s. w. ,  IV.  der  Freizagigkeit.  Y.  Das  Recht 
freier  Berufswahl  und  Familiengründung,  als  Bedingungen  der  „Voll- 
persönlichkeil**. 

J.  89.    4)  Das  Recht  staatlicher  (bürgerlicher  und  politischer)  Freiheit. 

I.  Der  Unterschied  bürgerlicher  und  politischer  Freiheit.  II.  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze  und  gleicher  Antheil  an  der  Bildung.  III.  Der  Stand 
als  Quelle  der  politischen  Rechte. 
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{.  90.     5)  Das  Recht  der  ethischen  oder  Geistesfreiheit. 

I.  Das  Recht  freier  Meinungsäusserung  in  Rede  und  SchriA.  II.  Die 
Gewissens-  und  Gu'ltusfreiheit.  III.  Der  Anspruch  auf  wechselseitigen 
Beistand  oder  das  Recht  der  Genossenschait. 

§.  91.     6)  Das  Recht  auf  Ehre. 

1.  Rechtsschutz  vor  Injurie,  II.  vor  übler  Nachrede  und  YerlSum- 
düng.    III.  Rechtswidrigkeit  beschimpfender  Strafen. 

Zweites  Capitel. 

Das  Eigenthum  und  seine  Rechte. 
(§.  92  -97.) 

§.  92.    Begriff  and  Umfang  des  Eigenthums. 

I.  Reales  und  ideales  Eigenthum.  II.  Ausgleichung  des  Gegensatzes  von 
Arbeit  und  Müsse.    Ilf.  Umfang  jenes  Begriffes. 

§.  93.     1)  Der  Besitz. 

I.  Begriff  des  „Besitzes".    IL  Umfang  dieses  Begriffs. 

§.  94.     2)  Das  Eigenthum. 

I.  Begriff  des  Eigenthums  in  engerm  Sinne.  II.  Ausgleichung  des  Gegen- 
satzes von  Privat-  und  Gesammteigenthum.  III.  —  IV.  Folgeningen 
daraus. 

§.  95.     3)  Das  Vermögen. 

I.  Das  Geld:  —  Metallgeld.  II.  Freiheit  der  Production  und  des  Ver- 
kehrs zur  Steigerung  des  Vermögens.  III.  GeH&hrdung  desselben  durch  schran- 
kenlose Goncurrenz.    IV.  Organisation  der  Goncurrenz. 

§.  96.    4)  Die  Bedingungen  des  Eigenthumsrecbtes. 

I.  Ein  System  von  Berufs-  und  allgemeinen  Biidungsschulen  mit  Volkserzie- 
hung.  II.  Organisation  des  Verkehrs. 

§.  97.    Fortsetzung. 

I.  Organisation  freier  Vereme  und  Genossenschaften  von  U  n  t  e  n  h  e  r.  II.  Sitt- 
liches S  e  1  f  g  o  v  e  r  n  m  e  n  t  derselbien.  III. — IV.  Relative  Güter-  und  Le- 
bensgemeinschaft.  IV.  Die  Uebervölkerungs frage. 

Drittes  Capitel. 

Der  Verkehr  und  die  aus  ihm  hervorgehenden  Rechte. 

(§.  98—100.) 

§.  98.    Begriff  und  Umfang  dieses  Gebietes. 

I.  Sittlicher  Werth  des  Verkehrs.  II.  Seine  rechtliche  Sicherung.  III . — 
IV.  Grund  der  bindenden  Kraft  der  Verurfige. 

§.  99.    Die  Arten  der  Verträge. 

I.  Nach  Wesen  und  Wirkung,  II.  nach  Inhalt  derselben. 
§.  100.    Die  Rechtsbedingungen  der  Verträge. 

I.  In  Hinsicht  auf  das  Recfatssubject,  II.  auf  den  Gegenstand,  III. 
auf  die  Art  der  Verpflichtung. 

Viertes  Capitel. 

Die  Möglichkeit  der  Rechtsverletzung  und  die  Wiederherstel- 
lung des  Rechts. 
(§.  101  - 107.) 

§.  101.    Begriff  und  Umfang. 
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1.  Die  Rechtsverletzung  und  die  Sp>afe.  H.  Das  Recht  der  Strafe. 
Hl.  Letzter  Zweck  der  Strafe  und  des  Strafrechts.  IV.  Allgemeine  Folgerungen 
daraus  für  die  Rechtspflege. 

§.  102.    Die  Rechtspflege. 

I.  Civilre  chtsp  liege.    II.  Criminalrech  tspflege. 
§.  103.     t)  Die  CiYilreclitspaege. 

I.  Der  Charakter  ihres  Rechtsverfahrens.  II.  Zweck  ihrer  Strafe:  Ent- 
schädigung oder  Genugthuung.  III.  Weitere  der  Civilrechtspflcge  zufal- 
lende Vergehen. 

§.  104.    2)  Die  Criminalrecbtspflege. 

I.  Begriff  des  Verbrechens.  II.  Beurtheilung  seines  Gh  arakters,  theils 
Dach  der  erreichten  Wirkung,  theils  nach  dem  Vorhandensein  der  Zurech- 
Dun  gsfähigkeit  und  des  böslichen  Vorsatzes.  III.  Beurtheilung  des 
Grades  des  Verbrechens*   IV.  Verfahren  der  Griminalrechtspflege. 

§.  105.    3)  Die  Art  und  das  Maass  der  Strafe. 

I.  Die  Strafe  als  Busse,  in  objecliver  und  aubjectiver  Bedeutung. 
II.  Ihre  unabtrennliche  rechtliche  und  sittliche  Wirkung. 

§.  106.    A.     Die  Strafe  als  recbllicbe  Vergeltung. 

I.  Das  rechtsphilosophische  und  II.  das  historische  Moment  dabei.  III.  Die 
Todesstrafe.  Kritik  der  Gründe  für  dieselbe.  IV.  Das  höchste  Straftnaass 
und  die  Strafabstufungen.    (Strafe  durch  „körperliche  Züchtigung**.) 

§.  107.    B.     Die  Strafe  vom  sittlichen  Gesichtspunkte. 

1.  Sittigung  durch  die  Strafe.  II.  Aus  diesem  Grunde  die  Todesstrafe 
und  die  Deportation  zu  verwerfen.  III.  Der  höchste  sittlich-psycho- 
logische Gesichtspunkt  bei  der  Strafe. 

Zweiter  Abschnitt. 

BieVerwirklichung  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft 

(§.  108-173.) 

§.  108.    Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 
$•  109.    Eintheilung  desselben. 

ERSTE  UNTERABTHEILÜNG. 
Die    Familie. 
(§.  110—124.)    • 

§•  HO.    Uebersicbt  dieses  Gebietes. 

Erstes  Capitel. 

Die  Ehe. 

(§.  111-115.) 

§.111.    Begriff  der  Ehe. 

I.  Ihre  universale  Bedeutung,  II.  Das  Verhftltniss  der  Geschlechter, 
m.  Die  eheliche  Treue.   lY.  Die  Ausgangspunkte  der  ehelichen  Neigung. 

f.  112.    Das  Eherecht. 

Begriff  und  Eintheilung  desselben. 

}.  113.     1)  Die  rechtlichen  Bedingungen  zur  Gültigkeit  der  Ehe. 

I.  Freie  Einwilligung  zur  Ehe.  II.  Geschlechtsreife  und  nicht  zu 
naher  Verwandtschaftsgrad.  III.  Oeffentliches  Aufgebot.  IV.  Givilehe 
oder  kirchliche  Einseguung!  V.  Das  Conventionelle  und  seine  Be- 
urtheilung. 
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§.  114.    2)  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten. 

I.  EheUehe  Treue.  If.  Wechselseitiger  Beistand.  111.  Gemeinsamkeit  des 
Lebens  und  des  Yermögens. 

§.  115.    Die  rechtliche  Auflösung  der  Ehe. 

I.  Behauptete  Unauflöslichkeit  der  Ehe.  II.  Behauptete  Auflösbar- 
keit derselben.  111.  Vermittlung  dieser  Antinomie.  IV.  Die  rechtliehea 
Bedingungen  lur  Auflösung  der  Ehe. 

Zweites  CaptteL 

Das  Familienrecht. 
(§.116-117.) 

|.  116.    Das  Verhältniss  zwischen  Aeltern  and  Kindern  und  der  Geschwister 

zu  einander. 

I.  Die  älterliche  Gewalt.  II.  Die  wechselseitigen  Pietfttsp fliehten. 
III.  Die  Rechte  des  Kindes.  IV.  Die  Adoption.  V.  Das  rechtliche  Verhfilt- 
niss  der  Geschwister. 

§.  117.    Die  Emancipation. 

I.  Wesen  derselben.   II.  Ihre  rechtliche  Folge. 

Drittes  Capitel. 

Das  Recht  der  Erbschaft  und  das  der  Testirung. 
^  (§.  118-120.) 

§.  118.    Rechtlicher  Grund  von  beiden. 

I.  Ursprung  des  Erbrechts  in  der  Familie.  II.  Das  Recht  des  Testirent 
in  der  Persönlichkeit  begründet.  DI.  Kampf  beider  Principe.  IV.  Mögliche 
Rechtsauffassungen  über  die  Verwendung  des  herrenlosen  Vermögens. 

$.  119.    1)  Das  Erbrecht. 

I.  Die  Familie  eigentlicher  EigenthQmer.  II.  Darin  der  Grund  beider  Prin« 
cipe,  die  an  sich  nicht  in  ^derstreit  stehen.  Dt.  Die  ethische  Ausbil- 
dung des  Erbrechts. 

§.  120.     2)  Das  Recht  des  Testirens. 

I.  Ursprung  und  Gränze  desselben.  II.  Rechtliches  Verhältniss  des  Er- 
ben dazu. 

Tiertes  Capitel. 

Das  Vormundschaftsrecht. 
(§.  121-124.) 

§.  121.    Begriff  und  Umfang. 

I.  Ergänzung  der  Aelternschaft  durch  das  Gemeinwesen.  II.  Vielseitige 
Wirkungen  dieses  Rechtes. 

§.  122.     1)  ObervormundschafUiche  Ergänzung  der  Aeltern  durch  den  Staat. 

I.  Das  Recht  der  Aufsicht  über  die  Erziehung.  II.  Positive  Pflicht  der 
Ergänzung. 

§.  123.    2)  Vormundschaftliche  Vertretung  der  Aeltern  durch  den  Staat. 

I.  Eigentliche  Vormundschaft.  II.  Gesetzliche  Bestimmungen  flir  dieselbe. 
§.  124.    3)  Vormandschaft  über  die  Hülfsbedurftigen  überhaupt. 

I.  Höchste  Verwirklichung  des  Vormundschaftsrechtes.  II.  Vielseitig- 
ster Ausdruck  desselben. 
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ZWEITE  UNTERABTHEILÜNG. 
Die  bürgerliche  und  die  Staatengesellschjift. 

(§.  125-161.) 

Erstes  Capitel. 

Allgemeiner  Begriff  und  höchster  Zweck  des  Staates. 

(§,  125-130.) 

§.  125.     1)  Begriff  desselben. 

I.  Er  ist  Gemeinschaft  zur  Verwirklichung  des  Rechts;  II.  des  äussern 
und  innern  Wohles;  III.  desshalb  allgemeines  Mittel,  nicht  Selbst- 
zweck.   lY.  Maassstab  zur  Beurtheilung  der  gegebenen  StaatsTerhftItnisse. 

§.  126.     2)  Die  Verwirklichung  des  Staates. 

I.  Begriffs  massiger  Anfang  des  Staates.  II.  Weitere  Ausbildung 
desselben.    III.  Letztes  Ziel  dieser  Ausbildung. 

§.  127.     3)  Die  historischen  Bedingungen  zur  Staatenbildung. 

I.  Doppelte  historische  Staatenbildung.  II.  Ihr  rechtlicher,  ID.  ihr 
ethischer  Charakter. 

§.  128.     A.    Die  natürlichen  Anfänge  des  Staates  aus  Stammesgemeinschaft. 

I.  Der  Familienstaat  in  ältester  patriarchaler  Form.  II.  Der  P a t r i- 
m 0  n i a  1  s t a a t.  III.  Durch  Städtegründung  Eintreten  des  demokratischen 
Elements.    IV.  Aus  ihm  dauernde  Staatsentwicklung. 

§.  129.     B.    Die  Staatengründung  mit  Freiheit  und  aus  Bed^rfniss. 

I.  Der  Staat  nach  dem  Typus  der  Gemeine:  Golonisation.  II.  Feu- 
dalstaat mit  landständischer  Verfassung.    III.  Der  ideokratische  Staat. 

§.  130.     C.    Die  Entwicklung  der  Naturformen   des  Staates  zur  Verfassimgs- 
mässigkeit. 
I.    Gesetzgebung.    II.   Regierungsform  und  Staatsverfassung^ 
III.  Staatsverwaltung. 

Zweites -Capitel. 

Der  Organismus  der  Gemeinen  und  der  Stände. 

(§.  131-142.) 

§.  131.     Ihr  allgemeines  Verhältniss. 

I.  Genossenschaft  und  freies  Zusammenwirken  die  Grundlage  des 
Staates  von  Untenher,  11.  theils  im  Gem  eine  verband,  III.  theils  im  B  e  ru  f  s- 
oder  Standesverb  and  e. 

A.     Die  Gemeine  im  Staate. 

§.  132.     1)  Ihr  Begriff  und  ihr  Verhältniss  zum  Staate. 

I.  Entstehung  der  Gemeine.  II.  Centralisirende  oder  atomistisch* 
Stellung  des  Staates  zu  ihnen.   III.  Ihr  organisches  Verhältniss  zum  Staate. 

§.  133.     2)  J)ie  Gemeineverfassung. 

I.  Die  Gränze  zwischen  Gemeine-  und  Staatsverwaltung.  U.  Die  Gemeine- 
verfassung.  III.  Das  Gemeinebürgerrecht.  IV.  Die  Ortspolicei. 
V.  Ethische  Bedeutung  des  Gemeinelebens. 

B.    Die  Stände  im  Staate. 
§.  134.    1)  Ihr  Wesen  und  ihre  Entstehung. 

I.  Begrifflicher  Ursprung  der  Stände.  II.  Die  Standesrechte,  m» 
Die  Gleichheit  der  Stände. 

S.  135.    2)  Ihre  Gliederung. 

I.  Zwei  Grundstände  im  Staate.  II.  Ihre  Gliederung  im  Einseinen. 
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§.  136.    a.    Die  Stände  der  allgemeinen  Interessen. 

Staatsbeamt«  I.  in  engerm,  IL  in  weiterem  Sinne,  als  Vertreter  der  Cul- 
turioteressen.   lil.  Lehrstand  und  geistlicher  Stand. 

§.  137.    aa.    Der  Lehrstand. 

L   Selbstständigkeit  und   Autonomie    desselben.    IL   Der   Unter- 
richt.  lU.   Die  Erziehung.   IV.   Die  ethischen  Bedingungen  beider. 

§.  138.    bb.    Der  geistliche  Stand. 

I.    Selbstständigc  Organisation  desselben.    IL   Möglicher  Gonflict  zwi* 
sehen  Staat  und  Kirche.   111.  Princip  einer  Lösung  desselben. 

§.  139.     CO.    Der  Beamtenstand. 

I.  Bestimmung  desselben  im  Staatsganzen.  IL  Die  verschiedenen  Sphären 
seiner  Wirksamkeit. 

§.  140.    b.    Die  Stände  der  individuellen  Interessen. 

1.  Begriff  und  Umfang  derselben.  IL  Ihre  allgemeine  Bedeutung  in 
Staate. 

§.  141.    aa.    Stand  der  Urprodueenten.  , 

I.  Der  Bauernstand.  IL  Grössere  Gütercompleze.  lU.  Ackerbau- 
colonien.   IV.  Der  BrbadeL 

{.  142.    bb.    Der  Stand  der  formirenden  und  der  vertreibenden  Industrie. 

1.  Gewerbe  und  HandeL  IL  Gonflict  beider  Thätigkeiten  und  seine 
Lösung.  IIL  Conilict  zwischen  Manufactur  und  Theilung  der  Arbeit. 
IV.  Seine  Lösung. 

Drittes  Capitel. 

Der  Organismus  der  Staatsverfassung  und  Verwaltung. 

(§.  143—157.) 

f.  143.    Allgemeiner  Begriff  und  Eintheilung. 

I.  Der  Staat  „sittlicher"  Organismus.  IL  Die  Staatsverfassung.  III» 
Die  Staatsverwaltung. 

A.    Die  Staatsverfassung. 

§.  144.    Die  gesetzliche  Entstehung  der  Staatsverfassung. 

I.  Ihre  gemeingültige  Idee.  IL  Ihre  historische  Form.  IIL  Die  Aus- 
gleichung dieses  Gegensatzes.  IV.  Dreifache  Möglichkeit  der  Entstehung  des- 
Staatsgrundgesetzes. 

1.    Die  Regierungsgewalt. 

§.  145.    Begriff  der  Souveränität. 

I.  Souveränität  nach  Aussen  und  Innen.  IL  Souveränität  des  Regenten*, 
m.  Höchster  Begriff  derselben,   IV.  Sein  Verhähniss  zur  Wirklichkeit. 

§.  146.    Die  verschiedenen  Formen  der  Souveränität. 

I.  Doppelter  Ausgangspunkt  in  dieser  Frage  und  Vereinigung  des  Ge* 
gensatzes.  IL  Bedingungen  ihrer  Bechtmässigkeit.  III.  Versuchte  Thei- 
lung der  SoBveränität.  IV.  Dntheilbarkeit  derselben  neben  verantwort- 
lichen Räthen. 

§.  147.    Die  Erbmonarchie  und  die  republikanische  Regierungsform  im  Gegen— 

Satze. 

I.  Vergleichung  ihrer  Vorzüge  und  Maofatheile.  11.— V.  Die  allgemeine^. 
Gesichtspunkte  der  Beurtheilung  dabei. 

§.  148.    Lösung  des  Gegensatzes. 

I.  Mach  der  historischen  Entwicklung,  IL  nach  der  politischen  Reife- 
des  Volks.  III.  Relativer  Vonug  der  Erbmonarchie. 
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f.  149.    Die  ExecuÜTgewalt 

I.  Sanction  der  Gesetze  und  TerordaangeB.  II.  Recht  der  Ernennung- 
und  Enthebung  bei  den  Staatsämtern.  III.  Begnadigungsrecht.  lY.  Di» 
Pflicht,  Beschwerden  anzunehmen. 

2.    Die  VoIksTertretung. 

§.  150.    Begriff  derselben  ,und  das  Wahlgesetz. 

I.  Ihr  Princip,  im  Unterschied  von  der  „landsländischen"  Vertretung.  II» 
Das  Wahlgesetz  und  seine  Modiflcationen. 

§.  151.    Die  Formen  der  Volksvertretung. 

I.  Allgemeines  Stimmrecht  mit  directen  Wahlen :  unTOllkommenste  Form. 
U.  Das  Stimmrecht  nach  dem  G e n s u s :  ypn  bloss  provisorischer  Bedeu- 
tung. III.  Allgemeines  Stimmrecht  mit  indirecten  Wahlen:  relative  Vorzüge 
desselben.  IV.  Das  wahre  Princip  die  Vertretung  der  Interessen  und  bleiben- 
den  Beschäftigungen  des  Volks.    V.  Nähere  Entwicklung  dieses  Princips. 

§.  152.     Rechte  und  Pflichten  der  Volksvertretung. 

1.  Die  Pflicht  des  Schutzes  der  Verfassung  mit  den  daraus  folgenden  Rech- 
ten.  II.  Das  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  mit  den 
daraus  folgenden  Einzelrechten,    (lieber  das  Recht  der  „Steuerverweigerung**.) 

3.    Die  öffentliche  Meinung. 

§.  153.    Allgemeiner  Begriff  derselben. 

I.  Sie  ist  die  dritte  Macht  im  Staatsorganismus,  11.  dargestellt  in  der  freien 
politischen  Presse,  III.  indem  Versammlungsrechte  des  Volks 
IV.  Innere  Gränze  desselben,  Unstatthaftigkeit  des  „Glubbwesens". 

B;    Die  Staatsverwaltung. 

§.  154.     Ihr  Begriff  und  ihre  Gliederung. 

I.  Begriff  der  Staatsverwaltung  nach  ihrer  formellen  Seite  und  nach 
ihrem  Inhalte.    II.  Der  sittliche  Geist  derselben.   III.  EintheOung. 

§.  155.     t)  Die  Rechtspflege. 

I.  Die  Function  der  Gesetzgebung.    II.  Die  richterliche  Gewalt. 

§.  156*.     2)  Die  Pflege  der  äussern  Wohlfahrt. 

I.  Die  Staats-  und  volkswirthschaftliche  Aufgabe  der  Gegenwart. 
II.  Die  Policeigewalt  nach  ihrem  Geiste  und  dem  Umfange  ihrer  Wirksam- 
keit.   III.  Die  Wehrpflicht  und  ihre  Aufgaben. 

§.  157.    3)  Die  Pflege  der  innern  Wohlfahrt. 

I.  Verhältniss  des  Staates  zu  den  Gulturinteressen.  II.  Allgemeine  GuU 
turgesetzgebung,  der  ein  System  von  Gulturinstituten  entspricht.  III. 
Gulturpolicei.   IV.  Allgemeine  Bemerkung  über  unsere  ganze  Staatstheorie. 

Yiertes  Capitel. 

Der  Organismus  der  Staatengesellschaft. 

(§.  158  —  161.) 
§.  158.     Sein  Begriff  und  Eintheilung. 

I.  „Völkerrecht**  in  seinem  Ursprünge  und  nach  seinen  weltgeschichtlichen  Sta- 
dien. II.  Der  selbstsüchtige  Individualismus  der  Staaten,  das  R ech ts- 
ver hält  niss  lAter  ihnen;  der  Staatenbund  der  Civilisation. 

§.  159.     1)  Das  Recht  des  Krieges  und  Friedens. 

I.  Sein  rohester  Anfang.  II.  Seine  beginnende  Humanisirung.  DL  Sein* 
Recht  sausbil  düng. 

f.  160.    2)  Das  Vertragsrecht  der  Staaten. 

I.  Vertragsbruchxund  Recht  der  Selbsthülfe,  IL  durch Repreisa» 


XX 


lien  oder  durch  Krieg.  III — IV.  Allmflhlige  Aufhebung  der  Kriege  durch 
die  Wirksamkeit  der  sittlichen  Ideen. 

§.  161.    3)  Der  Weltstaatenbund. 

I.  Der  „Bund"  der  Staaten  als  allgemeine  Yerkehrsform :  II.  politische 
und  Handelsbündnisse.  III.  Entwicklung  eines  Weltstaatenbundes  der  H u- 
manität.   IV.  Das  Weltbürgerthum. 

DRITTE  ÜNTERABTHEILÜNG. 
Der  Organismus  der  humanen  Gemeinschaft.   . 

(§.  162—173.) 

§.  162.    Ihr  Begriff  und  Umfang. 

Eritei  Capitel. 

Die  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschaft. 

(§.  163  —  168.) 

A.    Die  Kunstgemeinschaft. 

§.  163.     1)  Die  Universalität  und  die  individuelle  Naturform  der  Kunst. 

I.  Idee  des  Schönen.  II.  Analogie  zwischen  Kunsterieugung  und 
sittlicher  Begeisterung.  III.  System  der  Künste.  IV.  Ethische  Ge- 
sammtau fgabe  der  Kunst. 

§.  164.    2)  Der  Gegensatz  und  die  Ausgleichung  von  Künstler  und  Kunstlieb- 
haber. 

I.  Die  angeborene  Künstlerschaft.  II.  Die  elgenthümliche  Empfäng- 
lichkeit. III.  Die  Wechselergänzung  beider.  TV.  Ihre  ethische d  Be- 
dingungen. 

§.  165.    3)  Die  ästhetische  Cultur. 

I.  Das  Ethische  der  „Erholung".  II.  Die  schöne  Sittlichkeit.  III. 
Der  Gehalt  der  ästhetischen  Cultur.  IV.  Ethischer  Werth  der  Kunst  in  spe- 
cifischem  Sinne. 

B.     Die  Erkenntnissgemeinschaft. 

§.  166.     1)  Die  Universalität  und  die  individuelle  Naturform  des  Erkennens. 

I.  Die  Idee  der  Wahrheit.  II.  Das  universalisirende  und  indivi- 
dualisirende  Element  in  ihr.  III.  Die  Wahrheit  als  ergänzende  Kehrseite 
der  Schönheit.    IV.  Ethische  Gesammtaufgabe  des  Erkenntnissprocesses. 

§.  167.    2)  Der  Gegensatz  und  die  Ausgleichung  von  Wissenden  und  Lernenden. 

I.  Stete  Ausgleichung  von  Wissen  und  Mittheilen.  II.  Die  persön- 
liche Erkenntnissgemeinschaft.  III.  Die  wissenschaftliche  Erkenntnissge- 
meinschaft.  IV.  Ihre  ethischen  Bedingungen. 

§.  168.    3)  Die  intellectuelle  Cultur. 

I.  Das  Ethische  der  „Ueberzeugung".  IL  Die  sittliche  Wirkung 
intellectueller Cultur.  III.  Ethischer  Werth  der  Wissenschaft  in  specifischem 
Sinne. 

Zweites  Capitel. 

Die  humane  Gemeinschaft.  • 
(§.  169  —  173.) 

$.  169.    1)  Das  Wesen  der  Humanität. 

L  Das  „Gemüth'*  als  Stätte  der  Humanität.  IL  Der  humane  Verkehr» 
in.  Seine  universelle  Bedeutung.   IV.  Die  Sitte. 

§.  170.    2)  Die  humane  Cultur. 
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I.  Die  bewusste  Sitte.  II.  Das  Allgemeioe  und  die  individuellem 
Formen  derselben.  III.  Ibre  e  t  b  i  s  c  h  e  n  Kriterien.  IV.  Das  Ziel  der  hu- 
manen Cultur. 

3)  Die  Formen  der  humanen  Gemeinschaft. 

{.171.     A.    Die  Geselligkeit.  # 

I.  Das  Ethische  derselben.  II.  Die  Familiengeselligkeit.  III.  Die 
freischöpferische  und  die  gebundene  Geselligkeit.  IV.  Das  „Spiel", 
die  gesellige  Kunstproduction,  das  gesellige  Gespräch. 

§.  172.    B.    Die  Association  für  humane  Zwecke. 

I.  Das  Ethische  derselben.  II.  Ihre  Universalitftt  und  ihre  höchste 
Verwirklichung.  III.  Möglichkeit  weiterer  Ausbildung.  IV.  Verhftltniss  des 
Associationsprincipes  zum  Staate. 

§.  173.     C.    Die  Freundschaft. 

I.  Der  Naturgrund  und  die  ethischen  Bedingungen  derselben.  II.  Ihr 
Verhältniss  zur  Geschlechtsneigung,  ill.  Ihre  ethischen  Bedingungen. 
lY.  Ihre  universale  Form. 

Dritter  Abschnitt. 

Die  Verwirklichung  der  Idee  der  Gottinnigkeit. 

(§.  174  —  187.) 

§.  174.    Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 

I.  Ethische  Bedeutung  der  R  e  1  i  g  i  a  n.  II.  Falscher  Gegensatz  des  Reiches 
Gottes  und  der  Welt.   III.  Unser  Standpunkt. 

§.  175.    Eintbeilung  dieses  Gebietes. 

Erstes  GapiteL 

Die  Religion  und  die  kirchliche  Gemeinschaft. 

(§.  176—178) 

§•  176.    1)  Die  Religion  in  ihrem  Verhältnisse  zur  Sittlichkeit  und  zu  den  ethi- 
schen Gemeinschaften. 

I.  Der  Humanismus.  II.  Sein  Verhältniss  zur  Religion.  III.  Die  uni- 
verselle ergänzende  Macht  derselben.  IV.  Die  „Sünde"  und  die  „Erlö- 
sung". 

§•  177.    2)  Die  Religion  in  Gestalt  kirchlicher  Gemeinschaft. 

I.  Allgemeiner  Begriff  der  Kirche.  II.  Kriterium  der  wahren  Kirche.  III. 
Ihr  Mittelpunkt  der  „Gottmensch".  IV.  Grundverhältniss  von  Kirche 
Und  Staat,  von  Kirche  und  Humanität. 

§•  178.    3)  Die  ewige  und  die  historische  Kirche. 

I.  Der  Begriff  des  „Glaubens".  H.  Kein  Gegensatz  zwischen  „Glauben*' 
und  „Wissen".  111.  Das  „Glaubenssymbol"  und  seine  Perfectibilität. 
IT.  Die  K  r  i  t  e  r  i  e  n  derselben.  V.  Der  Gegensatz  von  „Priester"  und  „Laie  n". 

Zweites  Capitel. 

Der  kirchliche  Organismus. 
(§.  179—187.) 

fi*  179.    Eintbeilung  dieses  Gebietes. 

I.  Dreifache  Sphäre  desselben.  II.  Das  Verhältniss  der  christlichen 
Gonfessionen  zur  religiösen  Aufgabe. 

1.    Der  geistliche  Stand  und  die  Gemeine. 
«•  iBO.    A.    Der  theologische  Lehrstand. 
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I.  Die  wissenschaftliche  Aufgabe  desselben,  im  Verhftltniss  lur  Speca- 
lation.  II.  Seine  praktische  Aufgabe.  III.  Vertretung  des  Princips  der  P e r> 
fectibilität  in  der  Kirche. 

§.  181.    B.    Der  geistliche  Stand. 

I.  Als  Lehrer  der  religiösen  Wahrheit  wider  „Aberglaube"  und  „Un- 
glaube"; II.  Leiter  der  gemeinsamen  Andacht  und  Verwalter  des  ritu- 
ellen Gultus;   III.  Seelsorger  in  der  Gemeine. 

§.  182.     C.    Die  Gemeine. 

I.  Wechselverhältniss  zwischen  Gemeine  und  Seelsorger.  II.  Die  Ge- 
meineverfassung.  III.  Der  Organismus  der  Kirchenbehdrden. 

§.  183.    2.    Der  Cultus. 

I.  Die  gemeinsame  Andacht.  II.  Das  didaktische  und  das  rituelle 
Element  im  Cultus.   UL  Möglichste  Ineinsbildung  beider  Elemente. 

§.  184.    3.    Die  Seelsorge. 

I.  Ihr  Begriff,  IL  ihre  Eintheilung. 

§.  185.    A.    Die  Seelsorge  in  engerm  Sinne. 

I.  Die  „Sündenvergebung",  IL  „Deichte",  III.  „Kirchenzucht" 
in  dem  neuen  Geiste. 

§.  186.    B.    Der  religiöse  Geist  der  Familie. 

I.  Die  religiöse  Familienliebe.  IL  Die  Familienandacht.  III.  Die 
„Idee  der  Menschheit"  darin  vorbildlich  erreicht. 

§.  187.    C.    Die  geistliche  Mission. 

I.  Die  (Jniversalkirche.  IL  Ihre  allgemeine  Gulturaufgabe  in 
der  „innern"  und  „äussern"  Bfission.  III.  Volle  Realisirung  der  Idee  der  Mensch- 
heit in  ihr.  IV.  Der  Schluss  der  Ethik  als  Begründung  der  wahfen  Theodi- 
cäe  und  Eschatologie. 


Die  Güterlehre, 


Allgemeiaer  Begriff  und  Uebersicht 

§.  77. 

Erst  hier,  in  der  Gttterlehre,  erreichen  wir  den  Hohe- 

P^inkt  aer  bisherigen  Untersuchung  und  gewinnen  ein  yollständi- 

§^^8,  alles  Bisherige  abschhessendes  Ergebniss.     Wenn  zwar  schon 

'^^    Tugendbegriffe    das   ganze    Wesen    der   sittUchen    Idee 

^^kennbar  wurde :  so  war  diese  Auffassung  doch  noch  die  abstrao 

^8te,   unvollständigste;  —  nach  dem  gewOhnhchen  Scheine  hat 

i^an  sie    daher  wohl    auch  für  die    idealste  und   hochstehendste 

ehalten.    Tugend  ist  die  Vollkommenheit  der  Gesinnung, 

^^i*  allgemeine  Wille  des  Guten,  aber  noch  eingeschlossen 

ii^    die  Innerhchkeit  des  Subjects  (§61,  HI).     Das  „höchste  Gut" 

erscheint  von  hier   aus  als  ein  unbestimmtes,   schwer  zu  errei- 

cbendes  Ideal,  als  innerliche,  bewegungslose  Vollkommenheit,  fem 

von  den  Bezügen  und  Ankntlpfungen  der  unmittelbaren  Welt 

Der  Pflichtbegriff  filgt  ein  neues,  wesenthches  Element 

^zu:  er  zeigt  die  Tugend  in  Handlung  gesetzt,  und  damit 

^n  bestimmtes    Ethisches    (ein  „Gut'^)   erzeugend.      Aber 

i^pflichtmässig^'  wird  die  Handlung  lediglich  dmxh'die  Form 

des  Bewusstseins,  in  der  sie  geschieht  (§  60):  das  dadurch 

Hervorgebrachte,  die  „ethischen  Güter",  werden  daher  nur  als 


das  durchaus  unselbstständige  Pro  du  et  jenes  Handelns  gefasst, 
indem  es  hier  allein  auf  die  Pflichtmässigkeit  der  Handlung 
ankommt.  So  wird  im  Pflichtbegriffe  das  „höchste  Gut"  zwar 
als  durch  Handeln  erreichbar,  überwiegend  aber  noch  formal 
gedacht. 

Der  Begriff  der  ethischen  Güter  endlich  stellt  abermals 
die  ganze  sittliche  Idee  und  den  ethischen  Process  dar,  aber 
beide  -  zum  ersten  Male  vollständig  und  mit  dem  ganzen  Reich- 
thume  ihres'' Inhalts :  daher  auch  Tugend  und  Pflicht  zuerst  hier 
reale,  mit  wirklichem  Inhalt  erfüllte  Begriffe  werden.  Sie  hören 
auf,  unbestimmte  Ideale  zu  sein;  sie  erhalten  ihre  Stätte  mitten 
im  fassUchen  Leben.  Das  „höchste  Gut^^  zeigt  sich  nicht  nur 
erreichbar,  sondern  als  ein  in  irgend  einer  Gestalt  wirklich 
schon  erreichtes  und  gegenwärtiges.  Wirklichkeit 
und  Ideal,    Anerkennung    der  Gegebenh*eit   und    unendliche 

.  Perfectibilität    derselben    versöhnen    sich   hier  auf  völlig  be- 
greifliche Weise. 

Dies'Verhältniss,  wie  es  Gegenstand  der  ganzen  folgenden 
Ausführung  sein  wird,  ist  hier  zunächst  in  seinen  aUgemeinsten 
Umrissen  festzustellen.     . 

I.  Vom  Tugendbegriffe  aus  betrachtet,  war  das  höchste 
Gut  zwar  ein  sehr  realer,  weil  den  Tugendwillen  stets  erfüllen- 
der, aber  inhaltsloser  Begriff.  Vom  Pflichtbegriffe  aus 
konnte  schon  sein  specifischer  Gehalt  im  Gebiete  der  drei  ethi- 
schen Ideen  unterschieden  werden;  aber  es  selbst  wurde  nur 
betrachtet  als  das  stets  voUkommnere  Erzeugniss  des  von 
jenen  Ideen  erfüllten  pflichtmässigen  Handelns,  noch  nicht  als 
selbstständige,  damit  durchaus  bestimmte  und  fasshche  Er- 
scheinung. Dies  Letztere  geschieht  erst  hier,  in  der  Güter- 
lehre. Das  „höchste  Gut"  erweist  sich  nun  wirkhch  und  somit 
auch  erreichbar  im  vollständigen  Systeme  der  einzel- 
nen Güter,  in  denen  der  Inhalt  der  drei  ethischen  Ideen  er- 
schöpfend sich  darstellt.  Demnach  ist  das  höchste  Gut  ebenso 
stets  schon  vorhanden  und  realisirt  auf  irgend  eine 
Weise,  —  so  gewiss  die  ethischen  Ideen  niemals  sich  unbe- 

,    zeugt  lassen  im  menschlichen  Bewusstsein  und  innerhalb  jegUcher 


Gemeinschaft  nach  eigenthttmlicher  Art  sich  verwirkHchen  müssen: 
—  als  es  anderntheils  in  keinem  hestimmt  erreichten 
Zustande  der  Gemeinschaft  schon  definitiv  —  jede 
Perfectibiütät  ausschliessend  —  verwirklicht  ist,  —  aus 
demselben  schon  angeführten  Grunde,  weil  die  etUischen  Ideen 
„apriorische^^  ewige,  schlechthin  überzeitliche  Mächte  sind. 

Was  vom  höchsten  Gute,  das  gilt  gleicherweise  von  jedem 
einzelnen,  so  gewiss  es  integrirender  Theil  jenes  Einen  ist 
Nur  darum  kann  auch  jedes  einzelne  ethische  Gut  durch  pflicht- 
mässiges  Handeln  immer  volikommner  erzeugt  werden,  weil  es 
schon  da  ist  —  entweder  äusserlich  in  der  objectiven  Ge- 
sammtheit  der  ethischen  Güter,  wo  also  die  ethische  Idee  zugleich 
von  Innen  her  ihre  immer  adäquatere  Verwirkhchung  fordert, 
oder  in  idealer  Präexistenz,  im  erschauten  Vorbilde  des  von 
der  neuen  Gestalt  der  Idee  begeisterten  Genius. 

II.  Man  schiene  daher  die  ganze  Aufgabe  der  Ethik  ebenso 
und  noch  fUglicher  in  der  Beschreibung  der  ethischen  Güter  be- 
stehen lassen  zu  können,  wie  die  neuere  Ethik  sie  als  Tugend- 
und  Pflichtenlehre  behandelt  hat.  Jenes  erzeugt  den  überwiegend 
objectiven,  den  Sachen,  nicht  den  Individuen  zugewendeten  Stil 
der  Ethik,  wie  ihn  die  Alten,  besonders  Piaton  und  Aristoteles,  mit 
Meisterschaft  geübt  haben,  während  umgekehrt  die  moderne  Sit- 
tenlehre, dem  ganzen  Geiste  der  Neuzeit  getreu,  das  subjective 
Moment  und  die  freie  Persönlichkeit  zum  Mittelpunkte  zu  machen, 
die  Hauptaufgabe  der  Ethik  in  einer  Darstellung  des  Tugendwil- 
lens oder  des  pflichtmässigen  Handelns  finden  konnte.  Dennoch 
haben  wir  voUständig  und  von  den  einzelnen  Seiten  gezeigt,  wie 
alle  drei  Gesichtspunkte  nach  einander  (freilich  auch  nicht 
unterschiedlos  in  einander  gearbeitet)  ihre  Geltung  haben,  und 
wie  sie  nur  verbunden  die  ganze  Tiefe  und  den  vollen  Um- 
fang des  ethischen  Processes  erschöpfen  können.  Aber  erst 
hier  ist  es  Zeit,  vollständig  darzulegen,  was  da  eigentUch  die 
Betrachtung  der  ethischen  Güter  Wesentliches  und  Vollendendes 
dem  Vorigen  hinzubringen  könne? 

Zunächst  ist  es  der  Begriff  der  Perfectibiütät  (vgl.  §  51, 
111.))  der  als  das  gemeinsam  Verbindende  durch  alle  drei  Gebiete 


des  ethischen  Processes  hindurc^ebt.  Wie  jedoch  diese  Per- 
fectibilität  sich  vollzieht,  und  was  das  eigentliche  Resultat ^  der- 
selben ist,  dies  lässt  sich  erst  vom  Standpunkte  der  Güterlehre 
aus  vollständig  erkennen.  Die  Wurzel  und  der  Ursprung  aller 
Tugend  und  Pflicht  ist  die  Begeisterung:  —  diejs  ist  Grund- 
lage unserer  ganzen  Theorie.  Jede  Begeisterung  ist  jedoch  stets 
von  eigenthümlicher  und  durchaus  bestimmter  Rich- 
tung; —  eine  universale  oder  abstracte  giebt  es  gar  nicht, 
so  wenig,  wie  eine  abstracte  Vollkommenheit.  Vielmehr  besitzt 
die  Begeisterung,  als  eigentliche  Eingebung  des  Genius,  wie  jeder 
Instinct,  das  Erstrebte  schon  in  genau  b«granztem  Vorbilde;  ebenso 
ist  sie  durch  die  gleiche  innere  Prädisposition  des  Genius  mit 
den  eigenthümlichen  geistigen  Anlagen  ausgestattet,  es  zu  erreL 
eben.  Sie  bezieht  sich  daher  durchaus  nur  auf  ein  bestimm- 
tes ethisches  Gut  und  dessen  Hervorbringung,  in  wel- 
chem Bereiche  sie  als  stets  wirksame,  der  Per  fectibilität  es 
zubildende  Macht  gegenwärtig  ist.  Und  dies  ist  zugleich  die 
Wurzel  des  ächten,  lebendigen  Tugendwillens  und  des  stets 
sich  steigernden  pflichtmässigen  VoUbringens. 

III.  Desshalb  kann  erst  von  dem  Bilde  dieser  Güter  aus 
die  Ethik  vollständig  das  praktische  Leben  ergreifen  und  durch- 
geisten  1  Wenn  der  reine  Tugendwille  als  ein  hohes  Ideal  erscheint^ 
welchem  ewig  die  Verehrung  der  Menschheit  zugewendet  sein 
wird:  so  behält  es  dennoch,  auf  diese  Weise  in  seiner  inhalts- 
losen Allgemeinheit  gefasst,  etwas  Nebelhaftes  und  Unklares^ 
weil  für  dessen  Erreichung  die  ergreifbaren  Anknüpfungspunkte 
im  vorhandenen  Menschendasein  zu  fehlen  scheinen,  welche  eben 
die  Güterlehre  zeigt.  Es  giebt  aber  keinen  schädlichem,  ent- 
kräftendem Irrthum,  als  den  Wahn  von  der  unerreichbaren  Ue- 
berschwänglichkeit  der  Tugend:  der  tugendbildende  Process  hat 
vielmehr  schon  begonnen,  wo  achtes,  entselbstendes  ErgrifTen- 
sein  von  irgend  einem  objectiven  Gute  im  Menschen  sich  kund<^ 
giebt  (§  55,  fl*.). 

Ebenso  enthält  die  Fordemng  unbedingter  Pflichtmässigkeit 
des  Handelns  den  ächtesten  Ausdmck  der  Sittlichkeit.  Dennoch 
liat  sich  gezeigt,  dass  hier  am  Meisten  die  Gefahr  liege,  eiilen 


falschen  Werth  auf  formelle  Kriterien  zu  legen,  und  den  tiefen^ 
ursprünglichen  Quell  der  Sittlichkeit,  welcher  nie  das  Werk 
menschlichen  Hervorbringeus,  sondern  göttlidier  Begabung  ist, 
dabei  zu  übersehen.  Dies  gilt  zwar  nicht  ftir  das  wirkliche  sitt- 
bche  Leben,  welches  sich  um  solche  theoretische  Einseitigkeiten 
wenig  bekümmert,  oder  auch  von  ihnen  ei^fifen,  im  Handeln 
zu  seiner  Integrität  sich  leicht  wieder  herstellt,  —  als  filr  die 
Beurtheilung  der  sittliclien  Dinge  und  fttr  die  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  der  Theorie  in  der  Schule. 

IV.     In  der  Güterlehre  endlich,   sofern  ihr  der  wahre, 
zugleich  der  erschöpfende  Begriff  zu  Grunde  gelegt  wird,  sind 
jene  Unzulänghchkeiten  und  Täuschungen  insgesammt  beseitigt: 
man  steht  auf  der  Höhe  der  voUständigen  theoretischen  Einsidit 
und  gewinnt  zugleich  damit  ^  nach  Aussen  und  in's  Handeln  sich 
wendend,  die  Ruhe  der  praktischen  Versöhnung  zwischen  dem  In- 
nern und  Aeussern.    Man  erkennt  an  dem  eigenthümUchen  Werthe 
jedes   ethischen   Gutes  und  an   der  in  ihm  liegenden  Beziehung 
auf  alle  übrigen,  den  vollgültig  erfttllenden  Inhalt  aller  Tugend 
und  Pflicht,  und  zugleich  die  mannigfaltigen  Ausgangspunkte 
fttr  ein  acht  sittliches,   ganz  von   selbst  zur  PeHectibilität  sidi 
steigerndes  Handeln,  wie  jedes  Lebensverhältniss  sie  darzubie- 
ten vermag  und  wirkhch   darbietet.     Der  Tugendwille  erscheint 
nun  als  ein   erreichbarer  in   der  selbstaufopfernden  Energie  für 
ii^end  ein  vielleicht  nahehegendes  Gut,  und  die  abstracte  Starr- 
heit des  Pflichtbegrifies  verschwindet  vor  der  Wärme  einer  schlich- 
ten, sich  selbst  vergessenden  Begeisterung  ftlr  die  nächste,  unmit- 
telbarste PflichterfttUung.   In  jedem  einzelnen  Gute  ist  das  „höchste 
Gut^S   gleichwie  in  einem  Keime,   eingeschlossen  und   lässt  sich 
von  dort  aus  gewinnen.     Ueberall  daher  bietet  sich  dem  sittlich 
Strebenden  eine  reiche,  bedeutungsvolle  Welt;  denn  keine  Stufe 
der  Bildung,  keine  Lebensform  derselben  ist  also  dem  sittUchen 
Processe  entfremdet,  dass  der  Sittliche  nicht  das  „höchste  Gut** 
darin  zu  erreichen,  ifie  Versöhnung  mit  dem  Gegebenen  zu  ge- 
winnen  vermöchte.    Und  in  der  That:  wenn  nur  einmal,  wie 
durch  plötzliche  Eingebung,   die  Tiefe  und  Fülle  des  geistigen 
Lebens,  die  Quellen  veri>orgeiien  Glttckes  uns  offenbar  würden^ 


welche  in  dem  schlichtesten  Menschenverhältniss  Hegen,  sofern 
es  mit  ethischer  Würde  behandelt  wird :  so  würden  wir  von  Be- 
wunderung ergriffen  werden  vor  dem  geistigen  Reichthum  und 
geheimen  Segen,  den  die  göttliche  Liebe  gerade  in  die  kleinen 
und  scheinbar  geringen  Verhältnisse  gelegt  hat. 

V.  Dies  an  jedem  einzelnen  ethischen  Gute  nachzuweisen 
nach  seiner  verschiedenen  Stellung  im  Systeme  aller  —  darin 
besteht  die  vollständige  Aufgabe  einer  Güterlehre.  In  diesem 
Sinne  wird  sie  zugleich  eine  eigentliche,  bis  zum 
Begreifen  des  wirklichen  Lebens  vordringende,  da- 
mit wahrhaft  überzeugende  Theodicäe.  Der  Wahn  jener 
gespreizten  Vornehmheit  und  dünkelvollen  Unzufriedenheit  wird 
gründlich  beseitigt,  als  bedürfe  es  zu  einem  voUkommnen  Dasein 
ausserordentUcher  Vollbringungen,  oder  als  sei  das  Leben  erst 
dann  unserer  werth,  wenn  es  sich  in  noch  nicht  erhörten,  fremd- 
artigen Formen  vor  uns  ausbreite.  Beides,  Glück  und  Vollkom- 
menheit, ist  in  jeder,  auch  der  unscheinbarsten  Lage  uns  aufge- 
schlossen, wenn  ihr  ethischer  Werth  ganz  durchdrungen,  die 
Gegenwart  des  höchsten  Gutes  in  ihr  völlig  begriffen^ 
d.  h.  gefühlt  und  erwögen  wird.  Dies  kann  jedoch  wieder  nur 
bezeichnen,  dass  jedes  ethische  Bewusstsein  nur  im  religiösen 
Geiste  sich  vollende,  sei  es  im  Instincte  eines  schUchten  Gefühls,, 
sei  es  in  klarer  Erkenntniss,  was  für  die  sittliche  Vollkommen- 
heit und  deren  Vollgenüge  keinen  Unterschied  macht. 

Aber  auch  den  gegenwärtigen  Welterneuerern  ist  von  diesem 
Standpunkte  aus  zuzurufen,  dass  man  gar  nichts  Neues,  Umwäl- 
zendes zu  erfinden  brauche,  um  dem  Zeitalter  Rettung  zu  berei- 
ten. Umgekehrt  vielmehr  sind  aus  der  reichen  Tiefe  des  schon 
Gegebenen  die  verborgenen  Keime  der  Entwicklung  hervorzu- 
locken,  in  denen  die  wahre  Erneuerung  hegt.  Vor  Allem  aber 
ist  an  die  Fundamentalwahrheit  unserer  Ethik  zu  erinnern  (§  50.) : 
dass,  wie  die  SittUchkeit  des  Einzelnen  nur  Werk  einer  göttlichen 
Begabung,  so  auch  jeder  wahrhafte  und  wfrksame  Fortschritt  in 
der  Geschichte  nur  durch  eigentliche  Erweckung,  durch  eine 
Alle  ergreifende  Begeisterung,  kurz  durch  göttliche  Assistenz 
im  allereigentMchsten  Sinne  möglich  werde. 


§.  78. 
Dies  leitet  sogleich  dazu,  an  die  Doppelgestalt  jeder  der 
drei  ethischen  Ideen  wieder  zu  erinnern,  in  welcher  der  durch- 
greifende Gegensatz  von  „Naturell"  und  „Charakter"  sich  abspie- 
gelt: die  Natur  form  derselben  in  instinctiv  wirkender  Unmit- 
telbarkeit, und  die  Gestalt  ihrer  freibewussten  Entwicklung 
(§  8,  ni.  IV.  §  29.  30.). 

I.  Beide  Formen,  wie  bereits  erwiesen  worden  an  der 
Genesis  des  Charakters  aus  dem  Naturell,  stehen  in  unauf- 
löslicher Beziehung  zu  einander.  Den  Zusammen- 
hang zwischen  beiden  abzubrechen  ist  die  eigentliche  Impietät 
und  Willkür,  das  Revolutionäre  im  Princip ,  aber  auch  ein  Töllig 
unfruchtbares  Thun.  Die  Form  des  Naturells  dagegen  künstUch 
festhalten  zu  wollen,  wenn  sie  im  Bewusstsein  einer  Zeit  schon 
verschwunden,  ist  der  Widerspruch  an  sich  selbst,  zugleich  aber 
der  Erbfehler  einer  kurzsichtigen  politischen  Klugheit,  welche 
der  Zukunft  misstrauend  und  zu  unproductiv,  um  sie  selbststän* 
dig  zu  gestalten,  an  das  Gegebene  sich  anklammert.  Noch  tiefer 
gefasst,  ist  es  Mangel  an  Gottvertrauen,  an  Zuversicht  zu  der 
wiederherstellenden  Macht  seiner  Ideen.  Jede  Form  des  Natu- 
rells löst  sich  von  selbst  auf;  denn  es  ist  an  sich  nur  das  Prä- 
liminare, zum  Untergange  Bestimmte. 

Dagegen  ist  es  zugleich  die  schützende  Hülle  oder  der  ber- 
gende Mutterschooss  für  die  noch  unklar  ringende  ethische  Frei- 
heit, welche  in  unsichern  Anfängen  die  höhere  Lebensform  zu 
gewinnen  strebt.  Diese  soll  die  alten  Schranken  nicht  zerbrechen, 
so  lange  die  neue  Gestalt  darunter  sich  nicht  gebildet  hat ;  denn 
wie  jede  organische  Entwickelung,  so  kann  auch  jede  be- 
wusste  Freiheitsschöpfung  nur  eine  stätige  sein,  eben  weil 
sie  Neues  hervorzubringen  hat,  welches  gesund  und  dauer- 
haft nur  aus  seiner  nächsten  Bedingung  sich  gestal- 
ten kann.  Nur  das  ist  alt  und  verlebt  im  Bewusstsein  einer 
Zeit,  was  als  innerliche  ethische  Macht  unwirksam  geworden, 
wofür  der  Glaube  sich  nicht  mehr  findet,  was  daher  nur  nodi 
durch  äussere  Stützen,  durch  unethische  Gewalt  oder  Vorspie- 
gdung erhalten  werden  kann.    Was  in  diesen  Kreis  des  Verleb- 


8 

ten  gehöre,  hat  eine  unbefangene  Anerkenntniss  auszumachen: 
irobei  aber  ganz  begreiflich  nicht  diejenigen  die  entscheidende 
Stimme  haben  können,  welche  dabei  mitbetheiligt  sind,  die  Au- 
torität des  Verlebten  noch  aufrecht  zu  erhalten. 

IL  Dagegen  ist  ebenso  entschieden  vor  dem  bequemen 
Glauben  zu  warnen,  als  wenn  alles  Bestehende,  bloss  darum  weil 
es  eine  historische,  mit  äussern  Rechtsformen  verbrämte  Dauer 
hat,  auch  schon  im  Naturethos  gegründet  sei:  denn  nicht  „alles 
Wirkliche  ist  verntlnftig^^  in  den  ethischen  Dingen,  noch 
weniger  schon  „alles  Vernünftige  wirklich"  geworden. 
Nicht  bloss  das  ursprüngliche  Recht  und  das  Wohlwollen  hat 
gewaltet  bei  Feststellung  der  öffentlichen  Verhältnisse,  sondern 
ebenso  die  Willkür  und  die  Selbstsucht.  Wie  das  Böse, 
Nicbtseinsollende  im  Einzelwillen  ein  stets  Mitbestimmendes  wer- 
den kann,  so  hat  es  sich  auch  in  allen  Formen  der  Gemeinschaft 
aufs  Mannigfachste  dem  Rechte  eingedrängt  und  lügnerisch  seine 
Formen  angenommen.  Es  wäre  Heuchelei  und  Sophistik,  auf 
die  Zustände,  die  ein  ursprünglich  Nichtseinsollendes  enthalten, 
jene  Grundsätze  stätiger  Entwicklung  und  organischer  Reform 
anzuwenden.  Wo  die  Rechtsformen  des  Staates  missbraucht  sind 
um  die  Selbstsucht  des  Vorrechts  zu  vere\\1gen  und  den  Zu- 
fall der  Ungleichheit  für  unverletzlich  zu  erklären:  da  ist  nicht 
ein  an  sich  unschädliches  Naturethos  höher  und  bewusster  zu 
steigern,  sondern  ein  Widersittliches  zu  tilgen,  welches  gar  wohl 
seines  eigentlichen  Charakters  kundig  ist,  wie  sehr  es  auch  mit 
dem  heiligen  Scheine  des  Rechts  umkleidet  sei.  Wenn  diese 
Selbstsucht  sich  fortdauernd  den  ausgleichenden  Reformen  wider- 
setzt: so  stellt  sie  sich  selber  auf  den  Boden  des  Krieges,  der 
bloss  factischen  Gewalt,  und  hat  es  sich  zuzurechnen,  wenn  sie 
unbeklagt  ihren  gewaltsamen  Untergang  findet 

III.  Ueberhaupt  wird  daher  jeder  ethischen  Form  der  Ge- 
meinschaft die  Möglichkeit  einer  eigenthümlichen  Ent- 
artung zur  Seite  gehen.  Diese  Phänomenologie  der  verschie- 
denen Formen  des  Bösen  in  der  Gesellschaft  kennen  zu  lernen, 
ist  für  die  Politik  von  grösster  Bedeutung.  Sie  zeigt  der  prak- 
tischen Staatsweidieit  die  geftülurlichen  Punkte ,  gegen  welche  sie 


zu  wirken  hat  in  jeder  einzelnen  Institution.  Aber  gründlich 
kann  sie  dies  nicht,  so  lange  sie  bloss  negativ  wirkt,  lediglich' 
straft  oder  verbietet.  Dies  austilgende  und  verhütende  Verfahren 
ist  nur  die  eine,  und  zwar  die  geringere  Hälfte  ihrer  Aufgabe. 
Die  ganze,  jede  Entartung  sicher  tilgende  Wirkung  ist  nur  die* 
jenige,  welche  von  Innen  her  das  Entartete  ausheilt,  indem  sie 
die  gesund-ethische  Kraft  der  in  Entailung  begriffenen  In- 
stitution hervorlockt  und  stärkt.  Die  Gefahren  der  ungezügelten 
Presse  werden  nicht  durch  blosse  Verbote  beseitigt,  die  Frivolität 
in  den  ehelichen  Verhältnissen  nicht  durch  gesetzlich  erschwerte 
oder  erleichterte  Ehescheidung :  in  beiderlei  Entartungen,  so  he- 
terogen sie  ^erscheinen  mögen,  kann  nur  dasselbe  Mittel  ge- 
nügen, Wiederherstellung  des  sittlichen  Geistes  im  ganzen  Volke, 
verbunden  mit  pohtischem,  wie  socialem  Lebensbehagen,  deren 
Mangel  jene  beiden  Erscheinungen  in  der  Gegenwart  ganz  er- 
klärlich macht.  In  der  nachfolgenden  Darstellung  werden  wir 
daher  die  beiden  Haupthebel  bezeichnen,  welche  die  positive, 
organisirende  Staatskunst  in  Bewegung  zu  setzen  hat,  um  jene 
grosse  Aufgabe  zu  erfüllen.  Mit  deutlichem  Bewusstsein 
nämhch  ist  die  bisherige  Staatsweisheit  nur  bis  zum  ersten,  ne- 
gativen Theil  dieser  Aufgabe  gelangt;  wo  man  wahrhaft  organi- 
sirend  jene  ewigen  ethischen  Mächte  im  Staate  zu  erwecken  be- 
gann, da  geschah  es  aphoristisch  und  vereinzelt,  durch  die  Noth 
getrieben  oder  durch  geniale  Begabung  einzelner  Staatsmänner; 
darum  ohne  dauernden  Zusammenhang  und  somit  auch  ohne 
grössere  Folgen.  Und  so  tritt  in  diesem  Theile  die  Ethik  orien- 
tirend  und  leitend  der  Politik  zur  Seite:  sie  hat  an  jedem  ethi- 
schen Institute  seine  eigenthümUche  Natur  und  seinen  Werth, 
darin  aber  auch  den  eigenthümlichen  Charakter  seiner  möglichen 
Entartungen  nachzuweisen. 

§.  79. 

Hieraus  ergeben  sich  folgende  leitende  Grundsätze  für 
die  ganze  Behandlung  der  Güterlehre: 

I.  Jede  ethische  Idee  und  jedes  einzelne  in  ihr  ent- 
haltene ethische  Gut  muss  ebenso  unmittelbar  schon  gegeben 
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sein  in  irgend  einer  Naturform,  als  doch  jene  immer 
'vollkommner  sich  darstellen,  dies  immer  entsprechender 
hervorgebracht  werden  soll  durch  ein  gleichfalls  unbedingt 
perfectibles  Handeln,  welches  in  jedem  dieser  Güter 
selbst  den  unablässigen  Antrieb  zu  ihrer  Steigerung  findet. 
Nichts  wahrhaft  Ethisches  daher  kann  hervorge- 
bracht werden,  welches  nicht  zugleich  schon  (in  ir- 
gend einer  instinctiven  Naturgestalt)  existirte.  Umgekehrt: 
keine  gegebene  Form  des  Ethos  existirt,  welche  nicht 
zugleich  noch  stets  höher  und  vollkommner  sich 
zu  entwickeln  hätte;  aber  in  jeglicher  Gestalt  nur 
stätig,  durch  künstlerisches  Anknüpfen  an  ihre 
eigene  Voraussetzung. 

II.  Keine  ethische  Idee  stellt  für  sich  allein  sich  dar 
im  Einzelsubjecte  oder  in  der  Gemeinschaft,  sondern  alle  Ideen 
wirken  stets  zugleich  im  Bewus-stsein  Aller  und  be- 
dingen zusammen  ihren  wechselseitigen  Verkehr. 
Keine  menschliche  Einzel-  oder  Collectivexistenz  ist  zu  denken, 
ohne  dass  Rechtssinn,  Wohlwollen,  Vollkommenheits- 
und religiöser  Trieb  in  der  Innerlichkeit  der  Subjectivität 
und  eben  damit  auch  in  irgend  einer  äussern  Gestalt  der  Ge- 
meinschaft wirksam  wären.  Dem  in  gebundenem  Instincte  be- 
wussdos  dahinlebenden  Geschlechte  sind  sie  die  verborgen  leiten- 
den Genien  und  Schützer,  welches  ohne  sie  in  ungebändigter 
Selbstsucht  unablässig  sich  zerstören  würde;  —  aber  auch  dem 
Bewussten  und  zur  Freiheit  Entwickelten  bleiben  sie  die  aus 
dem  eigenen  Innern  hervorstrahlende  Leuchte  in  den  Irrgängen 
des  Lebens. 

a)  Der  Gestaltungstrieb  des  Rechts  zunächst  lässt 
sich  niemals  unbezeugt:  —  der  Staat  existirt  schon  keimartig 
in  jeder  Gestalt  der  Stammesgemeiuschaft.  „Horde"  ist  nicht 
Abwesenheit  des  Staates,  vorstaatlicher  Zustand*),  sondern 
unbewusster  Staat;  denn  stillschweigend  und  unaufhörlich 
„vertragen"  sich  die  Individuen  innerhalb  derselben  mit  einan- 


*)  So  Scbleiermacher.   Vgl.  Bd.  I.  §  144,  S.  329. 
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der  nach  gewissen  unwillkürlich  sich  bildenden  Rechtssitten  und 
Uebereinkommnissen.  Ja  ausserhalb  dieses  Bandes  der  Genossen* 
schalt,  bis  zu  den  wildesten,  feindselig  sich  aufreibenden  Stäm- 
men hinab,  ist  man  auf  gewisse  Spuren  völkerrechtlicher 
Sitte  und  Rechtsgewohnheit  aufmerksam  geworden*),  —  als 
bezeichnendstes  Beispiel  davon,  wie  der  Mensch  bis  in  die  roheste 
und  dauerndste  Entartung  wechselseitigen  Zerstörens  hinein  von 
jener  geheim  wirkenden  Gewalt  der  Rechtsidee  sich  nicht  loszu- 
machen vermag. 

b)  Wie  das  „Wohlwollen''  in  Familie  und  Ehe,  und 
schon  der  freiem  Form  der  „  Geselhgkeit "  vorspielend,  in  der 
volksthUmlichen  Sitte  der  Gastfreundschaft,  im  natOrhchen 
Mitleid  u.  s.  w.  waltet,  daran  braucht  nur  erinnert  zu  werden. 
Aber  auch  die  andere  Seite  der  „Idee  ergänzender  Gemein-^ 
Schaft",  der  „Vervollkommnungstrieb"  (§  15)  bleibt  nir- 
gends ohne  Wirkung  bis  in  die  niedersten  Grade  menschlicher 
Geselligkeit  hinein,  wo  er  wenigstens  als  Schmucklust  und  als 
Ehrtrieb  (vgl.  §  28)  sich  geltend  macht. 

c)  Ebensowenig  lässt  „die  Idee  der  Gottinnigkeit'' ihre 
stete  Gegenwart  und  Wirksamkeit  im'  Bewusstsein  der  Menschen 
vermissen.  Von  dem  dumpfen  Abhängigkeitsgefühle  vor  einer  allwal- 
tenden, vielleicht  schädlichen  Macht,  mit  welcher  der  Fetischdie- 
ner oder  der  „Teufelsanbeter"  seiner  abergläubischen  Götterfurcht 
genug  thut,  bis  hinauf  zum  Hoch-  und  Tiefgefühle  des  Sittlichen 
und  Weisen,  der  in  der  Liebe  Gottes  als  des  Urguten  seine 
Sehgkeit  findet,  besteht  ein  tiefer  Zusammenhang  und  eine  ge- 
meinschaftliche Wurzel ,  was  bisher  nur  allzusehr  übersehen  wor- 
den. Bis  in  die  Entartung  der  Selbstsucht  hinein ,  wo  dann  eben 
verkehrt  wirkendes  Religionsgefühl,  Aberglaube,  die  Frucht 
ist,  lässt  die  Idee  der  Gottinnigkeit  den  Menschen  nicht  los. 

III.  Wenn  in  der  nachfolgenden  Darstellung  der  Güterlehre 
die  drei  ethischen  Ideen  äusserUch  gesonderte  Sphären  zu  bilden 


*)  J.  Fallati  „Keime  des  Völkerrechts  bei  wilden  und  halbwilden  Stäm- 
men"—  in  derTübinger  Zeitschrift  für  Staats wi  ssen seh aft,  Bd.  VI. 
(18IM)),  S.  151  —  242. 
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scheinen;  wenn  ferner  eine  bestimmte  Steigerung  unter  ihnen 
nachgewiesen  wird:  so  ist  dies  zufolge  des  Vorigen  durduus 
nicht  so  zu  deuten,  als  solle  dadurch  eine  wahrhaft  abgesonderte 
Wirksamkeit  und  ein  früheres  oder  späteres  Eintreten  der  Ideen 
in  die  Gemeinschaft  behauptet  werden,  so  dass  namentlich  das 
Recht,  weil  es  das  allgemein  Bedingende  ist,  nun  auch  eine 
ursprünglichere  ethische  Form  des  menschUchen  Daseins  bilde, 
innerhalb  deren  erst  allmählig  die  höhern  Güter  sich  entwickelt 
hätten.  (In  den  meisten  Naturrechtslehren  wird  es  in  der  That 
so  vorgestellt,  als  wenn  das  Recht  etwas  Absolutes  und  um  sein 
selbst  willen  Existirendes  wäre;  und  gerade  dies  hat  ihnen  den 
unfruchtbaren  Formalismus  aufgedrückt.  Vgl.  §  80,  IL).  Vielmehr 
ist  jede  ethische  Idee  nur  mit  der  andern  verbunden,  also  gleich 
ursprünglich  und  zugleich  mit  den  übrigen  sich  entwickelnd, 
zu  denken. 

Somit  soll  jene  gesonderte  Behandlung  in  keinem  Sinne  eine 
sachliche  Trennung  oder  eine  wechselseitige  Unabhängigkeit  der 
verschiedenen  ethischen  Gebiete  bezeichnen:  sie  findet  nur  statt 
ziun  Behufe  wissenschaftlicher  Klarheit  zwischen  den  allerdings 
ganz  verschiedenen  Begriffen  und  Gesichtspunkten,  welche  jene 
drei  Sphären  unterscheiden,  die  darum  aber  erst  zusammen,' 
d.  h.  in  wechselseitiger  Ausgleichung,  das  Ganze  der  ethischen 
Güter  ausmachen.  Desshalb  sind  auch  in  jedem  Gebiete  die 
Beziehungen  zu  zeigen,  durch  welche  dasselbe  in  die  andern  ein- 
greift, und  sie  ebenso  fordert  und  voraussetzt,  als  seinerseits  sie 
unterstützt  und  möghch  macht. 

IV.  Hallen  wir  endlich  fest,  dass  in  jeder  Gestalt  der  drei 
ethischen  Ideen  ein  Stadium  der  Unmittelbarkeit  oder  eine 
instinctive  Naturform,  und  daraus  sich  erhebend  eine 
höhere  Form  der  Freiheit  zu  unterscheiden  sei:  so  wäre 
zwischen  allen  dreien  ein  aufsteigender  Parallelismus  aus 
einer  gemeinsamen  Wurzel  der  Unmittelbarkeit  zu  einem 
gemeinschaftlichen  höchsten  Ziele  anzunehmen,  so  ge- 
wiss alle  ethischen  Güter  nur  zusammen  und  durch  ihre  stete 
Weiterentwicklung  immer  übereinstimmender  und  ausge- 
bildeter -^  theils  das  objectiv  voUkommne  Leben  der 
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Gemeinschaften  —  znhöchst  der  Menschheit,  —  theils  das 
subjectiv  glückselige  Leben  der  Einzelnen  in  der  Ge- 
meinschaft ~  somit  subjectiv  und  objectiv  das  höchste  Gut 
erzeugen  können. 

§.80. 

Ist  dies  in  höchster  Allgemeinheit  festgestellt,  so  folgt  weiter 
daraus:  dass  jener  Parallelismus  (§  79,  IV.)  auch  im  Besondern 
sich  geltend  machen  werde.  Begriffsmässig  wie  thatsäch- 
lich  stehen  die  instinctiven  und  die  zum  Bewusstsein  hervorge- 
bildeten drei  Formen  der  Staats-,  Familien-  und  religiösen.  Ge- 
meinschaft in  unverkennbarer  Analogie  mit  einander;  und  auch 
darin  entspricht  die  geschichtliche  Wirklichkeit  unsei^er  Auffassung 
des  innem  Verhältnisses  der  ethischen  Ideen  zu  einander,  dass 
Alles  von  der  höchsten  Idee,  von  der  Beligion  ausgehe,  dass, 
je  instinctiver,  ungeschiedener  die  ethischen  Zustände  sind,  sie 
desto  entschiedener  den  religiösen  Charakter  tragen.  In 
der  Beligion  liegt  eigentlich  das  Bedingende  für  den  Geist  einer 
Epoche:  in  ihr  kündigt  auch  zuerst  jeder  weltge- 
schichtliche Fortschritt  sich  an,  so  gewiss  die  „Idee 
der  Gottinnigkeit**  die  höchste  und  abschliessende  der  ethi- 
schen Ideen  ist. 

I.  Die  grossen  .Grundzüge  der  V^eltgeschichte  bestätigen 
dies.  Das  erste  Stadium  der  patriarchahschen  Weltordnung,  wo 
Becht  und  Staat  im  Bande  der  Familie  noch  beschlossen  waren, 
zeigt  auch  als  die  ersten  Anfänge  der  Beligion  den  Familien- 
und  Stammescultus;  und  es  ist  sicher  und  unabweishch, 
dass  auch  die  höchste  oder  die  wahre  Beligion  (von  deren 
Kriterien  sogleich)  zuerst  nur  in  jener  Form,  in  der  Gestalt 
patriarchalischen  Glaubens,  auftreten  konnte.  (Hierauf 
dürften  die  ziemUch  hypothetischen  Vorstellungen  von  einer 
„Uroffenbarung**  am  Anfange  der  Geschichte  sich  zurück- 
führen lassen,  von  der,  wie  von  einem  Hauptstamm,  alle  Beli* 
gionen  nur  einzelne  Zweige,  oder  auch  „Bruchstücke  eines  reli- 
giösen Ursystems**  sein  sollen.  Was  in  der  altem  Zeit  bis  auf 
Creuzer  hin  und  durch  diesen  ftlr  diese  Auffassung  geschehen,. 
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ist  wohl  durch  die  spätem  Forschungen  als  wideriegt  zu  be- 
trachten. Aber  auch  was  in  gleichem  Sinne  Schelling  und 
neuerdings  Roth  versucht  haben,  möchte  mit  einigem  Bedenken 
aufzunehmen  sein,  als  der  allgemeinen  Analogie  der  Geschichte 
widersprechend  und  als  unpsychologisch  zugleich  1). 

Davon  unterscheidet  sich  deutlich  das  zweite  weltgeschicht- 
liche Stadium.  Hand  in  Hand  mit  der  Entstehung  der  Völker- 
Staaten  ging  auch  die  Entwicklung  der  Nationalreligionen, 
der  Cultus  der  Volksgottheiten;  und  so  tief  war  Beides  ver^ 
schmolzen  für  das  Bewusstsein  des  Alterthums,  dass  die  meisten 
Kriege  unter  den  alten  Völkern  zugleich  Religionskriege 
wurden  in  einem  weit  intensivem  Sinne,  als  die  neue  Welt 
diese  kennt.  Es  war  zugleich  ein  Kampf  und  Sieg  der  National- 
gottheiten unter  einander,  wo  die  besiegten  Götter  cultuslos 
wurden,  oder  als  untergeordnete  Mächte  aufgenommen  wurden 
in  den  siegenden  Kreis.  So  die  Kämpfe  zwischen  den  Juden 
und  ihren  Nachbarvölkern,  sogar  der  Hellenen  und  Perser,  was 
dem  Bewusstsein  Alexanders  des  Grossen  jenen  eigen thttmlichen 
Schwung-  der  Begeisterung  gab,  dass  er  sich  den  Sohn  des 
Olympischen  Zeus  wähnte;  und  ganz  in  diesem  rehgiösen  Geiste 
des  Alterthums  geschah  es,  dass  das  Römische  Volk,  nachdem 
der  Capitolinische  Jupiter  die  übrigen  Nationen  besiegt  und  ein 
Weltreich  gegründet,  den  unterdrückten  Nationalgottheiten  ein 
Asyl  bei  sich  anbot  und  die  Stadt  Rom  zugleich  zum  Mittel- 
punkte aller  Culteu  machte.  Und  endlich,  als  vor  achtzehn  Jahr- 
hunderten die  Idee  der  Menschheit  und  eines  Gottes  aller 
Menschen  zum  ersten  Mal  in  das  Bewusstsein  der  Welt  ein- 
trat, und  in  ungeheuerm  Kampfe  wider  alle  Sitten  und  Meinun- 
gen des  Alterthums  langsam  sich  emporrang:  da  konnte  dies  ' 
Princip  gleichfalls  zuerst  nur  zur  Rehgion,  zur  wahren,  rein 
menschlichen  sich  gestalten.  Dieser  im  Glauben  und  in  der 
rehgiösen  Gesinnung  Aller  durchfochtene  Sieg  war  der  Inhalt 
des  Mittelalters,  an  dessen  Ausläufern  wir  nunmehr  stehen.  Jetzt 
bereitet  sich  die  künftige,  die  neue  Zeit:  dem  Geiste  jener 
Religion  im  wahrhaften  Staate  seinen  festen  Boden  . 
und  seine  vollständige  Wirklichkeit  zu  verschaffen. 
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IL  Ais  Nebenfolge  aus  dem  Bisherigen  ergiebt  sich  zu- 
^eich:  dass  weder  ein  Naturrecht  existirt  als  besondere,  für 
sich  bestehende  Theorie,  sondern  nur  als  The il,  und  zwar  unter- 
geordneter Theil,  der  ganzen  Gesellschafts-Wissenschaft; 
—  noch  dass  das  Einzelsubject,  die  „Person",  von  welcher 
das  Naturrecht  als  von  seiner  Grundlage  ausgeht,  anders  existire, 
denn  als  blosses  Product  einer  falschen  und  mangelhaften  Ab- 
straction.  Es  giebt  gar  nicht  abstracte  Menschen,  sondern 
nur  individualisirte ,  geistig  nach  ihrem  Genius,  natürlich 
nach  dem  Geschlechte,  den  specifischen  Trieben,  der  ererbten 
Volks-,  Stamm-  und  FamiUeneigenthümlichkeit  geartete  Persön- 
lichkeiten. Ebensowenig  giebt  es  Einzelne  als  solche;  und  es 
ist  falsch,  die  reine  Erdichtung  eines  ihre  Abstractionen  hypo- 
stasirenden  Denkens,  die  Gesellschaft,  den  Staat  ursprüng- 
lich entstehen  zu  lassen  aus  dem  freiwilligen  Zusammentreten 
solcher  gar  nicht  existirender  Vereinzelten.  Wir  haben  gezeigt, 
und  können  als  Grundlage  alles  Folgenden  darauf  fortbauen 
(§  9,  L):  dass  auch  begriffsmässig  —  factisch  ohnehin  —  Eigen- 
heit und  Gemeinschaft,  Individualität  und  Wechsel- 
wirkung, kurz  Einzel- und  Collectivexistenz  in  allem 
Ethischen  zugleich  und  unabtrennbar  von  einander 
gesetzt  seien. 

Nicht  bloss  der  Ausgangspunkt  des  früheren  Naturrechts, 
sondern  auch  seine  einzelnen  Resultate  sind  vielfach  verschieft; 
worden  durch  jene  abstracten  Voraussetzungen.  Dahin  gehört, 
was  das  Naturrecht,  selber  schwankend  zwischen  entgegengesetz- 
ten AufTassungen,  über  den  Begriff  und  Zweck  des  Staates  be- 
hauptet, woraus  die  folgenreichsten  Irrthümer  bis  zum  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  sich  entwickelt  haben.  Die  eine  Partei,  die 
des  Hobbesischen  Absolutismus,  ist  vom  abstracten  Natur- 
menschen ausgegangen,  der  sich  selbst  überlassen  nur  „den 
Krieg  Aller  gegen  Alle"  verwirklichen  könne:  für  sie  hat  der 
Staat  daher  nur  die  Bedeutung  einer  'Zwangsmacht,  um  den 
selbstsüchtigen  Willen  durch  Gewalt  oder  durch  Furcht  zu  unter- 
drücken. Dies  Gepräge,  sanctionirt  durch  jene  Theorie,  trugen 
unsere  bisherigen  Staatseinrichtungen  nur  allzusehr.    Die  andere 
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Partei,   die  des  modernen  Naturrechts,   vom  ebenso  abstracteD 
Begrifife   der  individuellen  Freiheit  (Willkür)  des  EinzefaieB 
ausgehend  (vgl.  §  10,  II.  III.),  giebt  dem  Staate  lediglidi  die  Be- 
deutung,   die   stete  Abgränzung  der  Freiheitssphären  und  dabei 
dem  Einzelnen    den   möglichst   höchsten   Grad  jener  Freihat 
oder  eigentlicher  Willkür  zu  sichern:  —  das  Staatsideal  des  Li- 
berahsmus  seit  Rousseau.    Zwar  sind  jene  beiden  BegriflTe  vom 
Menschen  nicht  falsch  oder  geradezu  wahrheitswidrig,  aber  man- 
gelhaft und  unvollständig;  und  so   mussien   es  audi  die  darauf 
gegründeten  Lehren   vom  Staatszwecke    sein.    Nicht  bloss  jene 
zerstörende    Selbstsucht,    nicht   bloss   diese   isoUrende   Freiheit 
walten  im  Menschen,  sondern  zugleich  mit  ihnen  auch  alle  ethi- 
schen Kräfte  und  Interessen,   welche   die  Idee  ergänzender  Ge- 
meinschaft  einzuflössen   vermag.     Jene  Staatszwecke  sind  daher 
nur  von  untergeordneter  Natur:  der  blosse  Zwangs-  und  Rechts- 
staat ist   dazu    bestimmt,    „immer   mehr    sich    überflüssig   m 
machen^ ^     Diese   formelle   Freiheitssicherung   kann    allein    die 
Bedeutung  haben,  überhaupt  nur  Jeden  zur  sittlichen  PersOih 
lichkeit  zu  erziehen.     Erst   über  Beides   hinaus  beginnen  dahff 
die   wahrhaften,    an    sich    seienden  Zwecke   des  Staates,   wel- 
cher nun  in   seiner   Grundauffassung   um  eine  Stufe  höher  ge- 
rückt ist.  — 

Uebersicht  der  Güterlehre. 

§.  81. 

Nach  dieser  durchgreifenden  Erörterung  bleibt  nur  noch 
die  Frage  übrig:  wodurch  die  innere  Ordnung  bedingt  sei, 
in  welcher  wir  jenen  Parallelismus  der  einzelnen  ethisdien  Ge* 
biete  an  unserer  Betrachtung  vorüberzufuhren  haben?  Diese  Ord« 
nung  kann  nur  im  innern  Verhältnisse  der  drei  ethi-^ 
sehen  Ideen  zu  einander  liegen,  an  welches  hier  nodt 
kürzlich  zu  erinnern  ist  (§  10 — 18).  Ihm  muss  audi  die  Ge-^ 
sammtordnung  der  Güterlehre  entsprechen. 

I.  Die  Lehre  vom  Recht  muss  vorantreten:  denn  es  geiA 
als  das  äusserlich  Befestigende  und  Ordnende  dnrdi 
alle  übrigen  Freiheitsverhältnisse  hindurch.     Es  ist   das  allge^ 
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meine  Mittel  ihrer  yollkommnen  Existenz.  Somit  ist  es  theüs 
durchaus  universell,  indem  es  jedem  Einzelnen  oder  je- 
dem bestimmten  ethischen  Gute,  seinem  innern  objectiven 
Zwecke  gemäss  oder  nach  dem  Begriffe  seines  „innern 
Rechts"  (§  10,  in.)  9  diejenigen  Bedingungen  innerhalb  der  Ge- 
sammtgemeinschail  vindicirt,  welche  ihm  zur  Entwicklung  seiner 
innern  Freiheit  oder  Vollkommenheit  unerlasslich  ^ind.  Es 
reicht  daher  als  die  gemeinsame  Norm  durch  alle,  auch  die 
höchsten  ethischen  Güter  hindurch.  —  Tlieils  ist  es  eben  da- 
durch zugleich  das  äusserlich  Sondernde,  die  Freiheitssphären 
gegenseitig  Abgränzende  für  dieselben:  es  verleiht  Jedem  sein 
besonderes  Recht  innerhalb  der  allgemeinen  Rechtsordnung 
oder  steUt  es  aus  seiner  Verletzung  wieder  her. 

Dieser  stete,  nach  jenen  beiden  Seiten  hin  wirksam  wer- 
dende  Allgemeinwille  des  Rechts  ist  nun  im  Staate 
dai^estellt  nach  der  ersten  *  seiner  Grundrechte  und  Grund- 
pflichten. Der  erste  Theil  der  Güterlehre  ist  Rechts-  und 
Staatslehre,  d.  h.  Betrachtung  des  Staates  nach  seiner  ersten 
oder  untersten  Thätigkeit. 

Aber  das  Recht  und  der  Staat,  bloss  als  Rechtsin-: 
stitut  betrachtet,  ist  niemals  Selbstzweck,  sondern  nur 
ordnendes  und  sicherndes  Mittel  ftlr  die  Gesammtheit  der  Ge- 
meinschaften: denn  jedes  dieser  Freiheitsverhältnisse  erzeugt  zu- 
gleich Rechte  und  legt  Pflichten  auf.  Hieraus  ergiebt  sich  eine 
zweite,  abgeleitete  Bedeutung  von  Recht  und  Rechtsstaat.  Wenn 
das  specifisch  sittliche,  auf  Wohlwollen  gegründete  Band 
in  den  Gemeinschaften  gelockert  oder  vöUig  verschwunden  ist: 
so  bleibt  dann  wenigstens  noch  die  äussere  Rechtsabgrän- 
zung,  die  allgemeine  Form  jenes  Verhältnisses  bestehen,^ 
welche  unverletzlich  ist,  weil  sie  ein  an  sich  Heihges  und  Werth- 
volles  beschützt,  weil  der  Geist  desselben,  wiewohl  jetzt  ver- 
flüchtigt ,  stets  wiederzukehren  vermag  in  die  verlassenen  Stätte. 
Jedes  ursprünghch  auf  Wohlwollen  gegründete  Freiheitsverhältr 
niss  (z.  B.  in  Ehe,  Familie)  kann  auf  diese  Weise  auf  den  Stand-« 
punkt  des  blossen  Rechts  herabsinken.  Dieser  kann  daher 
nirgends   auijjegeben  werden,   und   es   ist  nothwendig,  jede 


18 


durch  ein  höheres  Verhältniss  erzeugte  Rechtsform  mit  allen 
ihren  Folgen  unverbrüchlich  festzuhalten,  und  iwar  Bm  so 
mehr,  je  entschiedener  die  Kraft  des  Wohlwollens  geschwSdit 
ist.  Das  Recht  ist,  im  Ruine  aller  höhern  Garantieen  der  Ge- 
sellschaft, ihre  letzte  oder  erste  —  fundamentale  Ordnung, 
aus  welcher  zugleich  aUe  höhern  Ordnungen  wieder  hergestrih 
werden  können. 

Dies  bezeichnet  die  ewige,  unverbrüchliche  MajesUt  des 
Rechts,  welche  nur  dadurch  bewahrt  wird,  dass  man  es  fltr 
nicht  mehr  hält,  als  was  es  ist,  —  für  das  allgemeine  Mittel. 
Gänzlich  verwischt  wird  aber  dieser  eigenthümliche  Charakter  des 
Rechts,  wenn  man  es  über  jene  Gränze  hinaus  steigert  und  ab 
„Gesammtethos'^  in  die  specifisch  sitthche  Sphäre  hinein- 
zieht, es  der  Moral  als  dem  „Ethos  des  Einzelnen^'  .gegen- 
überstellend. Indem  man  es  zu  erhöhen  meinte,  hat  man  ^gerade 
seine  wesentliche  Redeutung  preisgegeben  und  daher  audi 
den  einzelnen  Fragen  der  Wissenschaft  nicht  geringe 
rung  angerichtet.  (Dass  Reides  Stahl  begegnet  sei,  ist  nm 
uns  im  ersten  Theile  nachgewiesen  worden :  vgl.  §  205,  207, 
209  u.  ff.). 

II.  Innerhalb  dieser  festgegründeten  und  scharf  gegIiede^ 
ten  Rechtsordnung  legt  nun  die  Idee  der  ergänzenden  Ge- 
meinschaft —  im  Wohlwollen  und  im  Triebe  der  Ver- 
vollkommnung —  ihren  positiven,  eigentlich  sittlichen  Inhalt 
aus.  Er  umschliesst  drei  grosse  Sphären:  die  Familie,  die 
bürgerliche  Gesellschaft,  die  humane  Gemeinscbaft 
Alle  diese  ethischen  Formen  wird  jedoch  abermals,  ihren  hohem 
sittlichen  Zwecken  dienend,  der  Staat  umgeben,  ab- der 
stets  wirksam  werdende  Allgemeinwille  des  Wohl- 
wollens und  der  Vervollkommnung  in  jenen  Gemein- 
schaften. 

Dies  daher  macht  den  zweiten  Theil  der  Güteriehre  aus:  er 
ist  Staatslehre,  wie  der  erste;  aber  er  fasst  den  Staat  in 
seiner  höchsten  Idee,  als  jenen  sittKehen  Geist  der  menschliciien 
Gesellschall,  der  stets  aus  ihr  sich  hervorbringt:  —  der  unab- 
lässig sich  steigernde  sittliche  Allgemeinwtlle  derselben. 
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welcher   immer  intensiver  die  „Idee   der  Menschheit  ^^   zu   ver- 
wirklichen sucht 

m. '  Die  „Idee  der  Gottinnigkeit^'  —  oder  im  Be- 
wusstsein  sich  darstellend,  das  Gefühl  der  Andacht  —  zunächst 
des  Gehorsams,  zuhöchst  der  Liebe  gegen  Gott  —  enthält  end- 
lich das  höchste  Beseelende  und  Vollendende  fUr  jedes  einzelne 
sittliche  Verhältniss  wie  Air  jede  bleibende  sittliche  Lebensform. 
Die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft  muss  sich 
in  allen  ihren  Formen  von  der  Idee  der  Gottinnig- 
keit durchdringen  lassen,  um  der  eigenen  Dauer 
sicher  zu  sein,  um  stets  durch  sie  gereinigt  und  ge- 
steigert zu  werden.  (Vgl.  Bd.  I,  S.  819,  und  im  vori- 
gen §  18). 

So  umfasst  der  religiöse  Geist  abermals  alle  ethi- 
schen Formen,  wie  die  Rechtsidee,  aber  auf  spedfisch  an- 
dere Weise,  von  Innen  her  sie  ergreifend  und  einem  begeistern- 
den Anhauche  gleich  sie  durchseelend.  Der  Familien-,  Bürger^ 
Menschheitssinn  mit  all  seinen  Pflichten  erhält  seine  höchste 
Weihe,  eigenthche  Selbstgewissheit  und  innere  Ewigkeit  erst  vom 
Bewusstsein  der  drei  religiösen  Ideen  durchdrungen 
(§  17);  und  diese,  die  specifisch  religiösen  Grundgefühle,  sind 
es,  welche  mittelbar  eben  dadurch  auch  einen  fasslichen  Inhalt 
und  eine  bestimmte  Wirkungssphäre  gewinnen. 

Aller  Unvollkommenheit  des  Innern  sittUchen  Vollbringens 
gegentlber,  bei  allen  Mängeln  und  Entbehrungen  unserer  äussern 
Umgebung,  erlischt  der  „Glaube'^  nicht,  die  innere  Zuver- 
sicht zur  Gegenwart  der  heihgen  und  erlösenden  Gotteskraft  in 
uns  selbst  und  in  der  Menschheit.  Die  „Liebe^S  in  ihrer  un- 
abtrennbaren Doppelgestalt  als  Gottes-  und  Menschenliebe,  er- 
kaltet niemals;  denn  sie  ist  selber  nur  der  Anfang  und  der  End- 
punkt aller  Religion.  Die  „Hoffnung^^  endlich  lässt  nie  zu 
Schanden  werden;  denn  sie  ist  nur  die  nach  Vorwärts,  in  die 
Zukunft  gewendete  Kehrseite  und  Consequenz  jenes  zuversicht- 
lichen Glaubens.  Nur  in  der  steten  Lebendigkeit  dieser  Gefühle 
ist  auch  die  Sittlichkeit  lebensfrisch,  kräftig  und  unermüdlich. 
(Vgl.  §  77,  V.). 

2* 
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Damit  ist  zagleidi  eine  eigenthümlidi  religiöse  Gemeinschaft 
gesetzt,  welche  die  sonst  in  subjectiver  Vereinzelung  bleibende 
fromme  Gesinnung  zu  einem  auf  Alle  sich  veiiireitenden  Bunde 
gestaltet,  um  durch  wirksame  Gemeinschaft  jene  Gefilhle 
der  Liebe,  des  Glaubens  und  der  Hoffnung  stets  zu  beleben  und 
intensiv  und  extensiv  unablässig  zu  steigern  (§§  17,  18).  So 
greift  diese  Gemeinschaft,  weil  sie  den  Menschen  als  solchen 
erfasst,  in  seiner  Innern  Einheit  und  Unterschiedlosigkeit  von 
allen  Andern,  auch  hinaus  über  jede  Gestalt  untei^ordneter 
Gemeinschaft,  selbst  über  die  relativ  höchsten  und  wichtigsteD, 
die  Staatseigenthttmlichkeit  und  die  humane  Gemein- 
schaft. Die  „ Kirche ^^  ist  die  allgemeinste  und  die  höchste  zu- 
gleich, weil  sie  allein  alles  menschlich  Individualisirende  ebenso 
überschreitet,  als  es  adelt,  reinigt  und  bestätigt,  die  Gleich- 
heit (vor  GoKj  wiederherstellt  (§  18,  II). 

Ihre  Darstellung  enthält  daher  auch  den  Gipfel  und  das  Ende 
der  Ethik. 

IV.  Der  Grundidee  unserer  Ethik  zufolge,  dass  alles  hervo^ 
zubringende  Ethische  zugleich  auf  irgend  eine  Art  unmittelbar 
—  in  Natur  form  —  schon  existire,  müsste  im  Folgenden,  bd 
der  Abhandlung  jedes  ethischen  Gutes,  von  den  verschiedenen, 
historisch  gegebenen  Naturformen  desselben  ausge^ 
gangen  und  in  ihnen  das  Walten  der  Idee  gezeigt  werden,  — 
die  beste  und  vollständigste  Durchführung  jenes  Princips  einer 
„Theodicäe",  welche  mit  den  wirklich  gegebenen  Lebens* 
Verhältnissen  zu  versöhnen  vermag  (§  77,  V.).  Eigentlich  wäre 
daher  bei  jedem  Rechts-  und  humanen  Institute  seine 
innere  Geschichte  vorauszuschicken  (§  12,  III.  a—  c,  S.  57,  58). 
Hier  gesteht  jedoch  der  Verfasser  ausdrücklich  seine  Unfähigkeit, 
diese  Aufgabe  zu  lösen,  weil  dies  umfassende  Vorarbeiten  voraus» 
setzt,  welche  zum  allergrössten  Theile  noch  gar  nicht  vorhanden,, 
oder ,  wo  vorhanden ,  doch  selten  schon  zu  philosophischen  Re* 
sultaten  herangereift  sind.  Er  wird  sich  begnügen  müssen,  nur 
bier  und  da  an  solche  Voruntersuchungen  anzuknüpfen  oder  auf 
sie  hinzuweisen. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Verwirklichung  der  Rechtsidee. 


Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 

§.  82. 

Als  Resultat  der  frühem  Untersuchung  (§  10,  HI.  S.  37) 
haben  wir  die  vollständige  Idee  des  Rechts  also  auszu- 
sprechen : 

Jeder  hat  den  gleichen  Anspruch  auf  die  freie  Ent- 
wicklung seines  Genius  (der  PersOnUchkeit)  in  und  an  der 
Gemeinschaft.  Nur  dann,  wenn  die  sämmthchen  Bedingungen 
dazu  ihm  durdi  dieselbe  gesichert  sind,  ist  die  innere  Ge- 
rechtigkeit., das  ureigne  fgottverUehene)  Recht  an  ihm  erfüllt: 
denn  erst  dann  vermag  er  zeitlich  zu  werden,  was  er  an  sidi 
(nach  seiner  ewigen  Natur  oder  Bestimmung)  schon  ist. 

Dies  ist  der  höchste  (metaphysische)  Quell  des  Rechtes  über- 
haupt und  aller  besondern  Rechte:  —  dies  zugleich  das 
höchste  und  durchgreifende  Kriterium,  um  auch  im  einzelnen 
Falle  dem  factischen  Rechte  in  seinem  Yerhältniss  zum  in- 
ner n  sein  Urtheil  zu  sprechen.  Ein  jahrtausendaltes,  bloss 
factisches  Recht,  in  erweishchem  Widerspruche  mit  jenem,  ist 
dadurch  noch  für  keine  Minute  „Recht^'  geworden. 

Die  Idee  des  Innern  Rechts  enthält  daher  „die  Dar- 
stellung der  äussern  Bedingungen  zur  vollkommnen 
Existenz  der  Persönlichkeit  in  der  Gemeinschaff'' 
(§  10,  m.  S.  38).  Dies  bezeichnet  zugleich  das  Wesen  und  den 
Umfang  der  Aufgabe  dieses  Abschnittes. 
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Dies  ist  es  auch,  was  man  in  eigentlichem  und  yOllig  be- 
greiflichem Sinne  den  „göttlichen  Ursprung  des  Rechts  ^^  nennen 
kann.  Es  ist  kein  anderer  und  ist  nur  dieser;  und  so  bleibt 
es  —  wenn  man  wüsste,  was  man  redete,  —  die  schaudervoUste 
Lästerung,  irgend  einem  besondem  Rechte  diesen  Ursprung  aiu- 
schUessUch  beizulegen,  es  allein  „Recht  von  Gottes  Gnaden** 
zu  nennen  I  —  Dies  in  uns  Allen  mahnende  Bewusstsein,  das 
stets  wache  Rechtsgewissen  ist  die  Eine  Seite,  durch  die  sich 
die  eigentlich  wirksame  Gegenwart  des  göttUchen  Geistes  in  der 
Menschengeschichte  ankündigt:  das  Zeugniss  seines  unwandel- 
baren und  heiligen  Willens,  dass  endlich  Jedem  sein  in- 
neres Recht  werde.  Die  andere  Seite  ist  die  fortschratende 
Verwirklichung  dieses  innern  Rechts  in  der  Aeusserlichkeit  und 
deren  allgemeine  Geltung,  was  der  Stoff  und  einzige  Inhalt ' 
der  politischen  Geschichte  ist.  Was  nicht  damit  in  Zo- 
saqMuenhang  steht,  ist  ein  geschichtUches  Nichts,  ein  völlig  lee- 
res  Thun  oder  eine  grillenhafte  Selbsttäuschung:  was  sich  ihm 
widersetzt,  in  der  Form,  welche  gerade  im  allgemeinen  Be- 
wusstsein  der  Zeit  nach  Befriedigung  ringt,  das  geht  sicher  zn 
Gründet 

I.  Die  erste  oder  Grundbedingung  dieses  innern  Redits  ist 
aber  die  Freiheit,  —  das  Vermögen,  in  der  Sinnen  weh,  als 
der  gemeinsamen  Sphäre  aller  Gemeinschaft,  seinem  Genius 
gemäss  sich  zu  bestimmen,  und  aus  ihr  sich  anzueignen« 
was  die  Entwicklung  desselben  bedarf:  —  „Eigenthum**  in 
zunächst,  ganz  idealem  und  unbestimmtem  Sinne;  —  um  sich 
durch  Freiheit  zur  menschengemässen  Vollkommenheit  und 
Sittlichkeit  hervorzubringen. 

Diese  positive  (selbstschöpferische)  Freiheit  ist  das  erste 
und  schlechthin  allgemeinste  ethische  Gut,  weil  sie  die  Be- 
dingung  zu  allen  übrigen  ist  Sie  erzeugt  daher  das  innere 
Recht. jedes  Einzelnen  und  jeder  Gemeinschaft,  weldies  wieder- 
um nur  Ausdruck  ist  der  innern  ethischen  Bestimmung 
Beider.  Daraus  endlich  —  aber  nur  daraus  —  ergiebt  sich  auch 
der  Umfang  ihrer  einzelnen  Rechte,  den  andern  Einzel- 
nen oder  Gemeinschaften  gegenüber,   und   alle  RechtscoUisioiien 
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sind  in  letzter  Instanz  nur  von  hier  aus,  nach  dem  Maass- 
stabe der  eigenthümlichen  ethischen  Bedeutung  eines  Jeden,  zu 
entscheiden.  (Die  CoUision  der  Rechte  des  Staates  und  der 
Kirche  z.  B.,  —  welche  an  sich  oder  in  dem  innem  Verhältniss 
der  beiden  ethischen  Ideen ,  dem  jene  entsprechen ,  gar  oficht 
existirt  —  kann  in  der  factischen  Wiridichkeit  definitiv  nur  da- 
durch gelöst  werden,  dass  der  innere  Zweck  des  Staates  und 
der  Kirche  auch  in  ihren  einzelnen  praktischen  Aufgaben  klar  er- 
kannt und  rein  durchgeführt  werde.  Dann  verschwinden  jene 
missverständlichen  Conflicte  von  selbst). 

II.  Aus  jen^m  Begriffe  der  positiven  Freiheit  und  des  in- 
nem Rechts  ergeben  sich  als  nothwendige  Folge  die  der  äussern 
(formellen)  Freiheit  und  des  äussern  Rechts.  Jedem  Ein- 
zelsubjecte  —  und  insofern  Einzelsubjecte  ihren  Willen  in 
irgend  einer  Beziehung  zu  einer  Gemeinschaft  vereinigen  (vgl. 
§  84),  jeder  solchen  Gemeinschaft  —  muss  innerhalb  der 
Allen  gemeinsamen  Ausisenwelt  eine  gewisse  Sphäre  freier  Selbst- 
bestimmung gesichert  sein;  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass 
es  dieselbe  allen  Andern  innerhalb  jener  gemeinsamen  Wirkens- 
sphäre seinerseits  gewährleiste.  Die  Formel  dafür  ist  also  aus- 
gesprochen  worden  (§10,  IL): 

Aeussere  oder  rechtliche  Freiheit,  im  Allgemei- 
nen wie  in  irgend  einer  bestimmten  Rücksicht,  kann 
innerhalb  der  Gemeinschaft  nur  demjenigen  zuge- 
standen werden,  welcher  die  der  Andern  entspre- 
chend anerkennt.  Diese  gegenseitige  Anerkennung  ist 
Grundbedingung  jedes  Rechtsverhältnisses;  ebenso  wer«^ 
den  die  in  ihrer  Freiheit  Anerkannten  und  die  Freiheit  der  An- 
dern Anerkennenden  eben  dadurch  zu  Rechtssubjecten 

(§  H,  L). 

III.  Weiter  entsteht   daraus   ein   wechselbedingendes  Ver- 

hältniss  von  Rechten  und  Pflichten.  Jedes  bestimmte  Recht 
involvirt  gewisse  Verpflichtungen,  und  umgekehrt  (So  soll  es 
wenigstens  sein  nach  der  Nothwendigkeit  des  Rechtsbegrilfes : 
einseitige  Rechte  ohne  Pflichten  wären  eben  „Vorrechte^S 
d.  b.  kein  Recht.     Der  einzige  Fall ,   wo   dies  rechtlich  mögl'  ' 
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ist,  Tgl.  §  84,  IV,  widerspricht  dieser  allgemeinen  Bestimmung 
nicht,  sondern  bestätigt  sie  vielmehr). 

Alles,  was  innerhalb  der  durch  jenes  Rechtsyerbdtniss 
abgegränzten  formalen  Freiheit  (WiUkür)  Mt,  ist  Rechtsbe- 
fugniss,  die  Sphäre  eines  von  dort  aus  unbeschränkten  Thons 
oder  Lassens.    (Vgl.  §  71). 

Anmerkung.  Bei  der  Art  dieser  Ableitung  der  formalen 
Freiheit  und  des  äussern  Rechtes  aus  der  positiven  Freiheit  und 
dem  innem  Rechte,  bleibe  nicht  unbemerkt,  welches  das  fort- 
dauernde innere  Verhältniss  zwischen  beiden  sei.  Jene  formale 
Freiheit  ist  keinesweges  Zweck  an  sich,  das  um  ihrer  selbst  willen 
Werth  Habende,  sondern  nur  die  äussere  Folge  oder  die 
äussere  Bedingung  (das  „Mittel^^)  für  die  positive 
sittliche,  die  innere  Vollkommenheit  erstrebende 
Freiheit.  Dieser  Gesichtspunkt,  welcher  uns  principiell  dber 
das  alte  Naturrecht  erhebt,  so  wie  vom  modernen  Liberalis- 
mus abscheidet  (vgl.  Bd.  I.  S.  817,  818),  reicht  durch  un- 
sere ganze  Ethik  hindurch.  Vor  dem  höheren  Rechte  der 
positiven  Freiheit  verschwindet  das  blosse  Recht 
der  Willkür,  wenn  beide  miteinander  in  Collision 
treten. 

IV.  Nur  innerhalb  einer  allgemeinen,  über  alle  Einzelnen 
waltenden  Rechtsgenossenschaft,  und  durch  den  allordnenden 
Rechtswillen  derselben,  können  die  Rechtsbefugnisse  und  die 
Rechtspflichten  der  Einzelnen  wie  der  Gemeinschaften  gegenseitig 
geordnet,  genau  bestimmt  und  äusserlich  gesichert  werden.  Alles 
Recht  existirt  nur  im  Staate  und  durch  Anerkennung 
des  Staaats.  Ausser  demselben  und  ohne  Anerkennung  durch 
seinen  Rechtswillen  („Sanction^^)  giebt  es  keine  wirklichen 
Rechte,  sondern  nur  eine  abstracte  (gleichsam  latente)  Fähigkeit, 
Rechte  zu  erwerben  und  Rechtspflichten  zu  übernehmen«  (Vgl. 
§  11,  I.  §  12,  IV.  Gegen  die  „angeborenen  Menschenrechte'* 
§  11,  VI,  S.  47  fif.). 

V.  Der  Genius,  die  PersönUchkeit  in  Jedem,  kann  sich  je- 
doch nur  verwirküchen  und  so  die  „innere  Gerechtigkeit^'  an 
ihm  erfilllt  werden,  sofern  nicht  bloss  die  Freiheitssphären  Aller 
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gegen  einander  negativ  abgegränzt  und  gesichert  sind,  sondern 
Jeder  zugleich  in  die  höhere  Gemeinschaft  positiver,  wechselsei- 
tiger Ergänzung  aufgenommen  ist.  Dies  bildet  die  allgemeine 
Eriiebung  aus  der,  relativ  in  sich  geschlossenen,  Rechts- 
sphäre in  die  zweite,  der  ergänzenden  Gemeinschaft. 
Diese  Gesammtsteigerung  macht  auch  den  methodischen  lieber- 
gang  aus.  Ein  solcher  ist  nicht  erst  am  Ende  dieses  Abschnit- 
tes zu  suchen,  um  ,» dialektisch^^  zu  sein,  wie  Hegel  irrthüm- 
Ucher  Weise  und  höchst  gewaltsam  einen  „  dialektischen  Ueber- 
gang^'  vom  Verbrechen  in  die  MoraUtät  versucht  hat  (vgl.  Bd.  I. 
§  101,  S.  212  ff.),  —  sondern  er  liegt  im  Grundverhältniss 
zwischen  der  Rechtsidee  und  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft. 
Die  ganze  Welt  sittlicher  Gemeinschaften  senkt  sich,  sie  er- 
ftlllend  und  zu  ihrem  eignen  Zwecke  erhebend,  in  die  festen 
Rechtsformen  hinein.  Umgekehrt  sind  diese,  gleich  den  äussern 
Schranken  und  „Mitteln 'S  die  steten  Begleiter  und  schützenden 
Wächter  aller  Gestalten  der  sittiichen  Welt.  Beide  vereinigt  aber 
und  bezieht  stets  auf  einander  der  Begriff  der  Innern  Gerech- 
tigkeit, Jeglichem  seine  innere  Bestimmung  und  seinen  abso- 
luten Werth  verleihend. 

Desshalb  geht  dieser  Begriff  der  innern  Gerechtigkeit  und 
die  Darstellung  desselben  über  die  blosse  Rechtssphäre  hinaus, 
welche  nur  seine  Wirkung  in  den  äussern  Freiheitsver- 
hältnissen darzustellen  hat.  Der  immanente  Zweck  jedes 
ethischen  Gutes  ist  auch  sein  inneres  Recht  und  der  eigentliche 
Quell  aller  seiner  äussern.  Desshalb  könnte  die  ganze  Güter- 
lehre auch  bezeichnet  werden  als  die  Ausftlhrung  der  Idee  der 
innern  Gerechtigkeit  im  Begriffe  jedes  ethischen  Gutes:  ebenso 
lässt  sich  jeder  wahrhafte  Gesittungsfortschritt  in  der  Weltge- 
schichte als  eine  Genugthuung  betrachten,  welche  der  innern 
Gerechtigkeit  dargebracht  worden  ist. 

(So  viel  über  das  methodische  Verhältniss  des  ersten  und 
zweiten  Abschnittes.  Dieselbe  Weise  findet  auch  bei  dem 
Uebergange  aus  dem  zweiten  in  den  dritten  Statt  und  ist  auch 
dort  so  zu  beurtheilen.) 
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Eintheilung  dieses  Abschnittes. 

§.  83. 

Die  verschiedenen  Sphären,  durch  welche  sich  die  Rechts- 
idee in  ihrer  angegebenen  .Bedeutung  zum  äussern  Recht 
verwirklicht,  ergeben  sich  aus  der  Analyse  der  im  Begriffe  des 
Rechtssubjectes  oder  der  „juristischen  Persönlichkeit^'  {%  82,  IL) 
enthaltenen  Bestimmungen. 

I.  Nur  als  freier  innerhalb  der  Gemeinschaft  ver- 
mag der  Mansch  seinen  Genius  vollständig  darzustellen.  Freie 
Selbstbestimmung  und  Gemeinschaft  sind  daher  die  all- 
gemeinsten und  zugleich  grundlegenden  Güter,  ohne  die  gar  kein 
anderes,  weder  rechtliches  noch  sittliches,  Gut  möglich  wäre.  Aber 
mit  dem  Bewusstsein  der  Freiheit  in  der  Gemeinschaft  entwickelt 
sich  auch  das  Bewusstsein  der  Rechtsidee  und  erzeugt  das  un- 
ablässige Bestreben,  die  in  Wechselwirkung  tretenden  freien  Hand- 
lungen der  Subjecte  nach  dem  Principe  der  Gleichheit  und 
Wechselseitigkeit  ^—  im  Grund verhältniss  von  Rechtsbefug- 
niss  und  Rechtsverpflichtung  (§  82,  III.)  —  zu  normiren. 
u  II.  Die  Abstufung  der  hierher  fallenden  Begriffe,  vom  Allge- 
meinen zum  Besondem  fortschreitend,  ist  daher  folgende: 

1)  Die  Attribute,  welche  vom  Begriffe  des  freien  Subjects 
innerhalb  der  Gemeinschaft  unabtrennlich  sind,  erzeugen  die 
Rechte,  die  im  Begriffe  der  Persönlichkeit  als  sol- 
cher liegen.  Die  Person  wird  darin  zunächst  noch  gefasst, 
wie  sie  vor  jedem  bestimmten,  individualisirenden  Freiheitsver- 
hältniss,  aber  mit  der  Fähigkeit  dazu,  zu  denken  ist.  In  diesen 
Rechten  daher  sind  Alle  gleich;  somit  hat  Jeder  ursprttngUcb 
und  in  ganz  gleichem  Maasse  Anspruch  auf  sie.  Man  kann  sie 
desshalb  „Urrechte''  oder  „unveräusserliche"  nennen: 
nicht  aber,  wenigstens  nicht  in  genauer  Bezeichnung,  „Menschen- 
rechte", weil  auch  sie  nur  innerhalb  des  Gemeinwesens  (Staates) 
entstehen  und  nur  durch  ihn  ihr  Anspruch  eriüllt  werden  kann 

(§8i,ra.). 

Was  aber  als  gemeinsame  Bedingung  diesen  Attributen 
vorangeht,  der  Besitz  von  Leib  und  Leben  und  die  Integrität  der 
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physischen  Existenz,  ist  nidit  einmal  als  Urrecht  zn  bezeichnen, 
sondern  es  ist  dasjenige,  was  die  Möglichkeit  aller  Urrechte 
ansmacht,  ihnen  allen  zu  Grande  liegt  und  auch  nach  dem  Er- 
löschen derselben  als  ein  Unantastbares  stehen  Meibt.  Diese 
von  selbst  sich  verstehende  Betrachtung  erhält  nur  insofern  Wich- 
tigkdt,  als  sie  bei  d^  Frage  Aber  das  Redht  der  Todesstrafe  bis- 
her übersehen  worden  ist.    (Vgl.  §  106,  III.). 

2)  Daraus  ergiebt  sich  unmittelbar  das  Recht  aufEigen- 
thum  in  weitestem  Sinne,  d.  h.  auf  eine  eigenthümliche  Sphäre 
filr  selbstständige  Zwecksetzungen  innerhalb  der  gemeinsamen 
Sinnenwelt.  Erst  in  diesem  Rechtsgebiete  unterscheiden  und 
individualisiren  sich  die  vorhin  als  gleich  gesetzten  Persön- 
lichkeiten auf  bleibende  Weise.  Das  Individualisirende  in 
seinem  tiefsten  Grunde  kann  aber  auch  hier  nur  der  Genius 
sein.  Desshalb  sollte  das  wahre  Eigenthum  eines  Jeden  zugleich 
die  Bedingungen  zur  Darstellung  seines  Genius  enthalten :  die 
dem  Genius  eines  Jeden  gemässe  Arbeitsleistung 
ist  die  höchste  und  zugleich  allein  wahre  Gestalt  das  Eigen- 
thums.  Hierdurch  werden  die  Persönlichkeiten  nicht  nur  auf 
bleibende  Weise  geschieden,  sondern  zugleich  innerlich  auf 
einander  bezogen.  Der  Keim  sittlicher  Ergänzungen  wird 
dadurch  gelegt. 

3)  Hiermit  entsteht  zugleich  das  weitere  Recht  der  Perso- 
nen, zu  Handlungen  von  rechtlicher  Geltung  mit  An- 
dern sich  zu  vereinigen  —  in  „Verkehr"  zu  treten.  In 
diesem  Rechtsgebiete  individualisiren  sich  die  Rechtspersonen  auf 
vorübergehende  Weise,  indem  sie  ihren  Willen  widerruflich 
und  in  specieller  Absicht  auf  cinaader  beziehen:  es  ist  die 
Sphäre  der  Beweglichkeit  und  des  Austausches  der 
Rechtsgebiete. 

4)  Damit  ist  zugleich  jedoch  die  Möglichkeit  der  Ver- 
letzung dieser  gesammten  Rechte  gesetzt.  Diese  Mög- 
lichkeit liegt  darin,  dass  jedes  Recht  der  Freiheit  der  Andern 
Pflichten  auferlegt,  welche  jedoch,  da  sie  eben  nur  durch  Frei- 
heit zu  leisten  sind,  auch  unterlasssen  oder  übertreten 
werden   können.     Die  Verletzung   der  Urrechte  der  Persönlich- 
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keit  und  der  individuellen  Sphäre  seines  Wirkens  (des  Eigen- 
thums)  ist  ein  Angriff  auf  die  fremde  Persönlichkeit  selbst  und 
zugleich  damit  eine  Schädigung  der  allgemeinen  Rechts- 
idee und  der  öffeLtlichen  Rechtsordnung.  Das  yerletzte 
Redit  muss  daher  wieder  hergestellt  werden,  und  zwar  durch 
den  Willen  der  Rechtsgemeinschaft  selbst,  den  Staat,  mittels 
Rechtsprocess  und  Strafe. 


Erstes  Capitel. 

Die  Rechte    der  Persönlichkeit. 


§.  84. 
Begriff   und   Umfang   der   Rechtspersönlichkeit. 

Jedes  Subject,  welches  als  Träger  eines  Zwecke  setzenden 
(„vernünftigen")  Willens  betrachtet  und  als  solcher  in  der  Ge- 
meinschaft anerkannt  werden  muss,  ist  eine  Rechtsperson. 
Gleichgültig  ist  es  daher  ftlr  den  Begriff,  ob  dies  Subject  ein 
einzelnes  Ich  oder  eine  Mannigfaltigkeit  derselben,  welche  in 
dieser  Beziehung  zu  Einem  Willen  verschmolzen  sind,  eine 
Corporation,  ein  sociales  Institut,  oder  sogar  ein  bestimmter  Gü- 
tercomplex  sei,  der  filr  gewisse  Zwecke  verwaltet  wird. 

In  Folge  jener  Existenz  in  der  Gemeinschaft  und  ihres  darin 
mittelbar  hegenden  Anerkanntseins  durch  dieselbe,  besitzt  jede 
Person  einerseits  Rechtsfähigkeit,  —  d.  h.  das  Vermögen, 
Rechte  zu  erwerben  und  Rechtsverpflichtungen  einzugehen,  — 
andrerseits  hat  sie  Anspruch  auf  den  Rechtsschutz  der 
Gemeinschaft;  und  dies  Doppelverhältniss  macht  die  Grund- 
lage aller  weitem  Beziehungen  aus,  in  welche  die  Person, 
als  einzelne  oder  als  CoUectivpersönhchkeit,  zum  Rechte  tritt. 

I.  Als  Person  für  Andere  (rechtsföhig  und  des  Rechts- 
schutzes bedürftig)  ist  der  Mensch  vom  Momente  seiner  Empfting- 
niss  an  zu  betrachten;  und  so  kann  er  schon  ungeboren  Rechte 
erwerben.  Ebenso  ändert  Geschlecht,  Alter,  Gesundheitszustand 
(Blöd-  oder  Irrsinn)  Nichts  an  dieser  allgemeinen  Rechtsfähig- 
kelt,  welche  man  deshalb  die  passive  genannt  hat,  einer  acti- 
ven  gegenüber,   welche  die  vollständig  verwirklichte  Persönhch- 
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keit  voraussetzt,  welche  mit  Bewusstsein  sich  Rechte  erwirbt  und 
Rechtspflichten  überninunt. 

II.  Eben  daher  kann  die  Rechtsfähigkeit  yerschiedene 
Grade  haben  nach  der  Beschaffenheit  und  Ausbildung  der  Ter- 
sOnUchkeit  oder  nach  ihrer  Stellung  innerhalb  der  Gemeinschaft. 

Vermindert  ist  die  Rechtsföhigkeit  bei  Personen  von  un- 
ausgebildetem  zwecksetzenden  (Vernunft-)  Willen,  wie  bei  Mino- 
rennen, zum  Theil  nach  der  gegenwärtig  herrschenden  Rechts- 
auffassung  bei  dem  weiblichen  Geschlechte,  bei  Geisteskranken 
und  (wegen  bethätigten  Missbrauchs  ihrer  Freiheit)  bei  Verbre- 
chern. Dann  soU,  dem  innern  Rechte  gemäss,  welches  fiir 
Alle  gleich  ist,  wenigstens  die  unverschuldete  Verminderung 
durch  Vermehrung  des  Rechtsanspruches  auf  „Beistand'*  in's 
Gleichgewicht  gesetzt  werden.  (Man  vergl.  im  folgenden  §  90, 
III.)  —  Aber  audi  Steigerung  der  Rechtsfähigkeit  und  nam^- 
lieh  des  Anspruches  auf  Rechtssdiutz  ist  begrijffismässig  bei  denje- 
nigen Personen  gesetzt,  welche  eine  Offentlidi  anerkannte-  Gewak 
in  der  Gemeinschaft  besitzen,  die  ihnen  eigenthümliche  Pfliditen 
auferlegt  Der  Begriff  der  zu  den  allgemeinen  Rechten *der 
Person  noch  hinzukommenden  „Amtsehre''  ist  daher  ¥<dlig 
rationell  und  im  allgemeinen  Rechte  begründet. 

III.  Die  vom  Wesen  der  Person  unabtrennlichen  Rechte 
sind  eben  damit  auch  unveräusserliche  und  unverjähr* 
bare.  (Vgl.  §  83,  II,  1.).  Sich  jener  Rechte  entäussern  kann 
der  Mensch  eigentlich  gar  nicht,  indem  er  dadurdb  einen  inte- 
grirenden  Theil  seines  Wesens,  ein  nothwendiges  Attribut  seiner 
Persönlichkeit  aufgeben  würde.  Frei  zu  sein,  sich  selbst  bestim- 
men zu  wollen,  kann  Niemand  aufhören;  desshalb  auch  das 
„Recht'*  der  Freiheit  nicht  aufgeben:  es  wäre  einem  thdlweisen 
Selbstmorde  gleich.  Zur  Sklaverei  z.  B.  sich  zu  verkaufen  ist 
zwar  abslract  möglich  —  die  alten  Deutschen  sollen  es  getban 
haben  —  aber  es  ist  rechtlich  wirkungslos.  Ebenso  können  die 
Sklavenbesitzer  oder  Händler  sich  nicht  auf  ein  tifs  quae$itum 
berufen;  denn  erworbene  und  vorübergehende  (Vertrags-)  Recbte 
können  nie  dem  ursprünglichen  und  ewigen  Rechte  widersprechen 
oder  es  aufheben. 
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IV.  Rechtsanspruch  und  Bechtsverhindlichkeit  können  ent* 
weder  einseitige  oder  wechselseitige  sein:  Ersteres  yennag, 
dem  Begriffe  des  inneren  Rechts  gemäss,  nur  dann  stattzufin- 
den, wenn  der  Rechtsanspruch  aus  einer  unTerschuldeten  Ver- 
minderung der  Persönlichkeit  erwächst  (vgl.  N.  IL).  Hier  ist  es 
das  reine  Bedtirfniss,  welches  das  Recht  auf  Sdiutz  verleiht, 
ohne  eine  G^enleistung  dafür  in  die  Wagschale  zu  legen,  wie 
der  zu  erziehende  Zögling  dem  Erzieher  gegenüber  (sei  dieser 
die  Aeltem  oder  das  Gemeinwesen),  wie  der  zu  verpflegende  oder 
unter  die  Vormundschaft  des  Staates  aufzunehmende  Schwache, 
Arme,  Leibes*  oder  Geisteskranke  gegenüber  der  Gemeinschaft. 
Dass  man  auch  in  der  gewöhnlichen  Beurtheilung  an  der  Rechtr 
mässigkeit  dieses  Anspruches  nicht  zweifelt,  ist  eine  mittel- 
bare und  nicht  unerhebhche  Bestätigung  unserer  gesammten 
Theorie,  dass  das  Recht  niemals  das  Letzte  sei,  sondern  dass 
das  „Wohlwollen^S  die  ergänzende  Gemeinschaft  stets  als  Mitbe- 
stimmendes darin  hindurchwirke  und  eigenthümUche  Rechtsver- 
bindlichkeiten erzeugen  könne. 

Bei  dem  Verhältnisse  wechselseitiger  Leistungen  sind 
dieselben  entweder  die  gleichartigen:  (Jeder  ist  Jedem  Aner- 
kennung der  „Urrechte^^  schuldig  —  wechselseitige  Heitighaltung 
des  Lebens,  Eigenthums,  der  Ehre  u.  s.  w.  zufolge  des  gleichen 
Rechtes  und  Bedürfnisses  Aller.)  Oder  die  Leistungen  sind  ver- 
schiedenartig, aber  in  irgend  einer  Weise  sich  entsprechend 
und  zweckmässig  ergänzend;  —  wie  in  der  Ehe,  dem  Cremein- 
deverbande,  in  der  Beziehung  zwischen  den  Staatsangehörigen 
und  dem  Staate  u.  s.  w.;  so  dass  dadurch  das  Vertiältniss  zu- 
gleich dauernden  ethischen  Werth  gevnnnt,  indem  sich  eine  be- 
stimmte Gestalt  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  in  ihm  dar- 
stellt. Nach  dem  Grundverhältnisse  der  Rechtsidee  zu  jener 
besitzt  daher  jegliches  auf  solche  Art  erzeugte  Gut  an  sich 
selbst  schon  den  Anspruch  auf  Rechtsschutz. 

(Sehr  mannigfaltig  und  wichtig  sind  die  Folgen  dieses  Prin- 
dps.  Es  ergiebt  sich  aus  ihm,  dass  in  allen  solchen  Fällen  die 
Nichtleistung  von  der  einen  Seite  keinesweges  zugleich  auch 
das  Recht  der  Nichtleistung  von^  der  andern  involvire,  wie  dies 


,  \ 


32 

bei  Verträgen  zu  bestimmten  Leistungen  und  Gegenleistungen 
allerdings  stattfindet,  ebenso  da,  wo  die  eine  Leistung  nur  in 
Verbindung  mit  der  andern  ihre  zweckmässige  Erfllllung 
finden  kann:  —  sondern  das  Institut  ist  wegen  seines 
innern  ethischen  Werthes  selbst  einseitig  zu  bewah- 
ren. Aus  diesem  höhern  (sittlichen)  Grunde,  der  in's  Rechtsge- 
biet hinabreicht,  kann  z.  B.  in  keinem  eigentUchen  Sinne  von  einem 
„Rechte^^  zur  Revolution  gesprochen  werden,  wie  sehr  auch 
neuerdings  wieder  von  demselben  die  Rede  gegangen.  Derglei- 
chen beruht  auf  der  mangelhaften  Auffassung  des  Staates  ab 
blosser  Rechts-  oder  Vertragsanstalt,  und  auf  dem  formellen 
Schlüsse:  wenn  der  Souverän  Unrecht  thue,  d.  h.  den  Staats- 
vertrag breche,  so  erwachse  dadurch  dem  Volke  das  Recht, 
auch  seinerseits  zur  Gewalt  zu  greifen.  Revolution  ist  der 
Staatslosigkeit  gleich,  welchen  Zustand  zu  verhindern  oder 
ihm  stets  zuvorzukommen,  die  Rechtsordnung  und  Staatsverfas- 
sung gerade  vorhanden  sind,  und  wir  werden  später  die  Mittel 
in  der  Verfassung  kennen  lernen,  welche  die  Revolution  unmög- 
lich machen.  Die  factische  Revolution  aber  ist  der  Zustand  der 
Nothwehr  (vgl.  §86,  IV.),  welcher  nur  ein  augenblicklicher 
sein  kann,  gerichtet  auf  Abhülfe  gegen  eine  bestimmte  Ueber- 
schreitung  und  auf  Wiederherstellung  der  verfassungsmässigen 
Ordnung,  als  der  eigenthchen  Grundfeste  des  Staates.  Die  Re- 
volution dagegen  „in  Permanenz  zu  erklären^S  ist  der  grtfsst^ 
logische  Widersinn  gegen  jeden  Begnfif  des  Staates;  denn  dieser 
schliesst  den  Begriff  der  Dauer  und  unveränderlichen  Festigkeit 
in  sich,  innerhalb  deren  erst  die  wahrhafte,  d.h.  folgerichtige 
Perfectibilität  desselben  möglich  wird.) 

§.85. 
Die   Urrechte    der  Persönlichkeit. 

Es  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Vorhergehenden  (§  84,  III.),- 
dass  nur  in  abgeleitetem  oder  uneigentlichem  Sinne  von  „Ur- 
rechten'^  in  der  Mehrheit  die  Rede  sein  könne.  Was  so  genannt 
wird,  sind  nur  die  im  Begriffe  der  Persönlichkeit  hegenden  Be- 
dingungen  ihrer   vollständigen*  Existenz  in  der  Gemeinschaft: 
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(las  also,  was  allen  ihren  besondern  und  wirklichen  Rech- 
ten vorausgeht  und  was  der  Staat,  als  Repräsentant  des  Rechts- 
willens der  Gemeinschaft,  Jedem  schlechthin  gewährleisten  muss, 
welchen  er  vorßndet  oder  aufninmit  in  jene  Gemeinschaft. 

Aus  gleichem  Grunde  sind  sie  weniger  als  besondere  Rechte, 
denn  als  allgemeine  Rechtsmaximen  und  leitende  Ge- 
sichtspunkte zu  fassen,  welche  im  Geiste  der  gesammten  Ge- 
setzgebung wie  in  den  einzelnen  Rechten  ihre  Geltung  und  ihren 
besondern  Ausdruck  erhalten  sollen,  und  in  dieser  Beziehung 
ist  die  Lehre  von  grosser  normativer  Bedeutung,  sofern  jene 
Grundsätze  als  heuristische  Principien  betrachtet  werden, 
oaeh  denen  allmählig  die  Gesetze  der  Gesellschaft  einzurichten 
sind.  Dennoch  kann  es  zugleich  in  hohem  Grade  schwierig  sein, 
in  einem  bestimmten  Zeit-  oder  Culturpunkte  einem  solchen 
theoretisch  allgttltigen  Rechte  durchgreifende  praktische  Wirksam- 
keit zu  schaffen.  So  war  es  im  Ausgange  des  Mittelalters,  auch 
nach  dem  gesetzlichen  Bestehen  des  „ewigen  Landfriedens^S  un- 
möglich, das  Faustrecht  und  die  Selbsthülfe  in  Deutschland  völlig 
auszurotten  und  dem  „Urrechte'^  der  persönlichen  Sicherheit  und 
der  des  Eigenthumes  vollständige  Geltung  zu  geben,  ohnerachtet 
die  Forderung  im  Rechtsbewusstsein  der  Zeit  längst  Wurzel  ge- 
fasst  hatte.  Ganz  analog  ist  zu  gegenwärtiger  Zeit  das  Veiiiältniss 
eines  ebenso  wichtigen  und  unzweifelhaften  Urrechts:  —  das 
„Recht  auf  Arbeit^^  (wir  nennen  es  das  Recht  auf  Sub- 
sistenz  und  Müsse,  vgl.  §  89.)  f^ngt  an,  theoretisch  in  der 
Wissenschaft  zur  Geltung  zu  kommen;  aber  sehr  weit  ist  der 
Zeitpunkt  noch  entfernt,  wo  ihm  durch  Einrichtung  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  die  praktische  Ausführung  gesichert  werden 
könnte. 

(Desshalb  ist  es  von  sdir  zweifelhaftem  Werthe,  wenn  eine 
Verfassungsurkunde  derg^ichen  allgemeine  Nonnen,  die  erst  in 
unbestimmter  Zukunft  Wirklichkeit  erhalten,  als  geltendes 
Grondgesetz  ausspricht.  Dies  ist  täuschend  und  in  Versuchung 
führend;  denn  es  erregt  Hoffnungen,  deren  Erftillüng  man  nicht 
sidier  ist^  während  die  NichterftlUung  Verdacht  und  Unwil- 
len erregen   mass.     Der  Staatsgesetzgeber  soll    den   wiridichen 
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und  möglichen  Zustand  gesetzlich  fixiren,  nicht  aber  noch  zn 
losende  Probleme  als  schon  gelöst  und  fertig  hinstellen.  Die- 
sen Fehler,  dessen  sich  die  Englische  Gesetzgebung  niemals 
schuldig  macht,  haben  die  Franzosen  häufig,  die  Deutsche  Na- 
tionalversammlung durch  unbedingte  Einführung  der  ,,6rund- 
rechte"  zum  Theil  begangen  *).  Einen  richtigem  Mittelweg  würde 
die  neueste  (1850)  Preussische  Verfassungsurkunde  innehalten, 
indem  sie,  so  oft  irgend  ein  allgemeines  Grundrecht  in  ihr  auf* 
geführt  wird,  zugleich  beifügt,  ein  besonderes,  künftig  zu  erias- 
sendes  Gesetz  werde  den  Inhalt  und  Umfang  seiner  Ausltlhrung 
näher  bestimmen.  So  wird  jenes  bezeichnet  als  das,  was  es  ist, 
als  allgemeines,  durch  die  ganze  Culturgesetzgebung  eines 
Volkes  sich  aussprechendes  Ziel  seines  Rechts.) 

Der  Inhalt  und  Umfang  der  „Urrechte",  ebenso  die  Reihen- 
folge und  innere  Gliederung  derselben  können  nicht  zweifelhaft 
sein,  trotz  sehr  abweichender  Behandlung  derselben  bei  den  bis- 
herigen Forschern,  sobald  man  den  Begriff  der  rechtlich-sittlichen 
(ethischen)  Persönlichkeit  vollständig  entwickelt.  Sie  gehen  von 
Aussen  nach  Innen;  vom  Realen  der  PersönUchkeit  erheben  sie 
sich  immer  mehr  in's  Ideale  und  Geistige,  und  drücken  zugleich 
damit  den  naturgemässen  weltgeschichtlichen  Gang' 
aus,  welchen  die  Gesellschaft  und  die  Culturbildung  nimmt,  in 
allmählig  sich  steigernder  Durchführung  jener  Urrechte.  Diese' 
ist  in  Wahrheit  nur  die  Vertiefung  und  Ausbildung  der  Persön- 
lichkeit in  der  Gesellschaft,  und  der  Gesellschaft  durch  die  Per- 
sönUchkeit; Culturbildung  bezeichnet  daher  auch  unmittelbar  den 
nach  Innen  fortschreitenden  Sieg  jener  Urrechte.  Und  so  wird 
es  sich  ergeben,  dass  die  ganze  nachfolgende  Güterlehre  eigent- 
hch  nichts  Anderes  sei,  als  die  Nachweisung  der  Bedingungen, 
durch  welche  die  vollkommne  Persönlichkeit  und  die 
voUkommne  Gemeinschaft  möglich  wird.  Die  Güterlehre 
verlangt   daher    oder  weist  nach,   wie  den  „Urrechten"    der 


*)  In  Bezug  auf  die  gegenwärtige  Französische  Verfassung  zeigt  dies  sehr 
eindringend  und  lichtvoll  F.  Schützenberger:  Ics  lots  de  Vordre  social 
1849.     f.  /.  S.  210.  /f. 
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Persönlichkeit  vollständig  Genüge  geschehen  könne,  d.h.  sie  ist 
eine  erschöpfende  Durchführung  derselben. 

Wie  vielfach  auch  die  Eintheilungen  und  Gliederungen  sind, 
die  man  in  der  Lehre  von  den  Urrechten  bisher  versucht  hat: 
sie  lassen  sich  nur  auf  die  drei  einfachsten  und  ursprüng- 
lichsten zurückftlhren : 

1)  Das  Recht  der  Persönlichkeit  auf  Existenz  in  der 
Sinnenwelt;  mit  der  doppelten,  theils  negativen,  theils  positi- 
ven Bedingung  des  Rechtes  auf  Unantastbarkeit  des  Leibes  und 
des  Rechtes  auf  Lebensunterhalt; 

2)  Das  Recht  der  Persönlichkeit  auf  freie  Entwicklung 
in  der  Gemeinschaft;  womit  wieder  innig  zusammenhängt 

3)  Das  Recht  auf  Ehre,  als  des  idealen  Gesammtaus- 
druckes  der  Persönlichkeit  imd  ihrer  Rechte. 

Wollen  wir  die  darin  enthaltenen  Momente  in  einer  s täti- 
gen Reihe  auffuhren:  so  ergeben  sich  nachstehende  einzelne 
Gebiete  von  Urrechten: 

L  Das  Recht  auf  Ui\antai»tbarkeit  des  Leibes  und 
Lebens  ist  das  äusserlichste,  anerkannteste  und  auch  thatsäch- 
lich  das  durchgeführteste  der  Urrechte:  —  zugleich  ist  dieser 
äussere  Schutz  der  Persönlichkeit  die  negative  Bedingung,  alle 
übrigen  Rechte  zu  gewinnen  und  zu  sichern,  somit  der  Ausgangs- 
punkt derselben. 

IL  Die  nächste  positive  Bedingung  zur  Existenz  der  Per- 
son ist  Sicherung  des  Lebensunterhaltes:  „das  Recht  auf 
Subsistenz'^  schliesst  sich  daher  hier  an.  Aber  sogleich  er- 
giebt  sich,  dass  das  Leben  ethisch  werthlos  wäre,  wenn  es  gänz- 
lich in  der  Arbeit  für  den  Lebensunterhalt  sich  verzehrte.  Der 
letzte  Zweck  derselben  kann  nur  in  der  freien  Müsse  gefun- 
den  werden,  als  der  Pflanzstätte  alles  menschhch  ethischen  Da- 
seins. Die  Rechte  auf  Subsistenz  und  auf  Müsse  sind 
daher  unabtrennlich. 

IIL  Das  Recht  auf  Freiheit  ist  die  dritte  Grundbedin- 
gung aller  Existenz.  Die  Freiheit,  immer  mehr  innerhalb  der 
Gemeinschaft  sich  entwickelnd  und  ausbildend,  erzeugt  Rechte  in 
dreifacher  Abstufung :  das  dreifadie  Recht  persönlicher,  staat- 
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lieber,  ethischer  Freiheit,  in  deren  gemeinsehafUicher^Auft- 
bildung  erst  die  volle  rechtlich  sittliche  Existenz  der  Person  ver- 
bürgt ist. 

IV.  Das  Recht  auf  Ehre  endlich  fasst  alle  bisherige 
Rechte  in  einen  idealen  Ausdruck  zusammen.  Ehre  stdt 
die  untheilbare  Gesammtheit  des  persönlichen,  rechtlichen  und 
sittlichen  Werths  (der  „Würde")  der  Persönlichkeit  im  Urtheile 
der  Gesammtheit  dar.  Das  Recht  auf  Ehre  schliesst  daher  den 
bisherigen  Umkreis  der  Urrechte  ab. 

§.  86. 
1.     Das  Recht  auf  Unantastbarkeit  des  Leibes  und 

Lebens. 

Der  Leib  in  seiner  vollen  Lebensthätigkeit  und  Integrität  (Ge- 
sundheit) ist  das  absolute  Organ  und  der  Vermittler  der  freien 
WiiiLungen  des  Subjects  auf  die  Sinnenwelt.  Ebenso  ist  nur  in 
•  ihrem  Leibe  die  Person  unmittelbar  für  die  Andern  vorhanden. 
Mit  der  Unantastbarkeit  und  ungehemmten  Wirksamkeit  des  Lei- 
bes beginnt  daher  überhaupt  die  Freiheit  der  Person:  mit  Ne- 
gation jener  ist  auch  diese  schlechthin  negirt,  die  Person  recht- 
lich noch  gar  nicht  vorhanden. 

(Ob  aus  diesem  Werthe  des  lebendigen  Leibes  als  absoluta 
Organes  und  Darstellungsmittels  des  Geistes,  ein  „Recht^*  auf 
direnvolle  Rehandlung  (Restattung)  des  Leichnams  sieh  ab- 
leiten lasse,  wie  Krause  und  C.  D.  A.  Röder  (Grundzüge 
des  Naturrechts  1846.  S.  133)  es  behaupten,  A.  Rauer  (Ldii^ 
buch  des  Naturrechts,  erste  Ausgabe,  §  93.  Not.  b.)  es  leugnet  ^  *) 
dies  hängt  davon  ab,  ob  man  den  Rücksichten  der  Farnüienpietät 
und  der  dadurch  bedingten  Sitte  auf  die  Gesetzgebung  Einflnss 
gestatten  wiU  oder  nicht;  und  dies  richtet  sich  abermals  nach 
der  Gesammtcultur  des  Volkes  oder  einer  Zeit.  Der  entseelte 
Leib  hat  keinen  Werth  und  somit  auch  kein  Recht  mehr:  nur 
als  vergänglicher  Rest  des  Verblichenen  kann  er  für  die  Hinter- 


''O  In  <l6r  dritten  Auflage  seines  Naturrechts   (§81.  Not.  b.   S.    104) 
Mekt  er  sieb  weniger  entschieden  dairilber  aus. 
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bliebenen  noch  Bedeutung '  haben.  Dieser  letzte  Abdruck  des 
vorübergegangenen  Geistes  ^ird  aber  weit  sicherer  in  wirkHcher 
Abbildung^estgehalten :  wir  erinnern  nur  an  das  ins  imaginum 
bei  den  Römern  I  —  Den  Leichnam  selber  jedoch  mit  ehrenvol- 
lem Prunk  zu  bestatten,  bleibt  eine  in  sich  unklare,  am  Rohsinn* 
heben  haftende  Sitte.  Ihn  zu  verbrennen  und  die  Asche  zu  sam« 
mein  ist  gewiss  die  edelste  Weise  der  Bestattung,  schon  dämm, 
damit  'der  Geist  und  die  Trauer  der  Hinterbliebenen  von  der  äus- 
sern Gestalt  zum  Eidolon,  zum  Geistbilde  des  Hingeschiedenen 
sich  erhd>e.  Das  Einsdiarren  des  Leibes,  um  ihn  gleichsam  in  der 
Erde  aufzubewahren,  ist  ein  halb  judischer  Rest  des  Aegyptischen 
Aberglaubens,  der  die  PersönUchkeit  durch  Einbalsamiren  ihres 
Leichnams  bewahren  wollte.  Nicht  unwichtig  aber  ist  es,  an 
diesem  einzelnen,  scheinbar  entlegenen  Beispiele  zu  zeigen,  wie 
verschieden  auch  die  Rechtsauffassung  werde  nach  den  ver- 
schiedenen Bildungsstandpunkten,  welche  man  zur  Frage  mit- 
hinzubringt.) 

Aus  Obigem  erwächst  das  Recht  jedes  Subjects  auf  Un- 
antastbarkeit des  Leibes  und  Lebens  —  auf  „Frieden" 
nach  germanischer  Rechtssprache  —  aber  weiter  auch  auf  ge- 
sunde leibliche  Entwicklung  und  vollständige  leib- 
liche Integrität. 

I.  Die  Person  muss  absolute  und  letzte  Ursadie  der  Ver- 
fügung über  ihren  Leib  sein:  es  darf  nicht  gewaltsam  auf  ihn 
gewirkt,  er  seiner  Freiheit  nicht  beraubt  werden,  so  lange  die 
Person  nicht  selber  die  Freiheit  und  den  „Frieden^^  der  Andern 
stört.  (Von  der  Frage  über  die  Rechtmässigkeit  der  Todesstrafe 
später I)  —  Aber  dieser  unmittelbaren  Unantastbarkeit  gegen- 
ober besteht  das  gleiche  Recht  der  Sicherung  vor  mittelbarer 
Gefährdung  des  Leibes  und  Lebens  durch  schadenbringende  Vor- 
richtungen oder  Werkzeuge  (Fussangeln,  Schlingen  u.  dgl.),  über- 
haupt durch  listige  Benutzung  der  gemeinsamen,  gegen  Alle  neu- 
tralen Sinnenwelt  zu  fremdem  Schaden.  Alles  dies  ist  bekannt 
und  längst  zugestanden. 

II.  Dies  Recht  der  mittelbaren  Sicherung  des  Lebens  und 
der  Gesundheit  reicht  jedoch  weiter  und  schhesst  viel  mehr  in 
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sich.  Jeder  Zwang  —  wenn  auch  nur  moralischer  Art,  durch 
Armuth  oder  durch  die  verhärtete  Sorglosigkeit  der  Sitte  —  m 
schädlicher  oder  zu  übertriebener  Arbeit,  jede  Nöthigung  zu  lange 
dauernden  mechanischen  Beschäftigungen,  besonders  in  der  Jugend 
und  im  höheren  Alter;  jeder  Zustand,  der  gewisse  Classen  nOthigt, 
mit  gesundheitswidriger  Wohnstätte  oder  Nahrung  voriieb  za 
nehmen,  —  ist  rechtswidrige  Antastung  des  Lebens 
und  verstösst  gegen  die  ursprünglichsten  Rechtsan- 
sprüche des  Menschen.  Der  grelle  Gegensatz  Ton  Reich- 
thum  und  Armuth  ist  schon  darum  verwerflich,  weil  er  die  grOsste 
Zahl  der  Menschen  von  ihrer  leiblichen  Seite  herabwtlr- 
digt,  und  nicht  einmal  diese  zu  ihrem  Rechte  kommen  lässt: 
—  was  auch  von  sittlich  tiefgreifendem  Folgen  ist,  als  man 
nach  der  gewöhnUchen  oberflächlichen  Ansicht  dieser  Dinge  sidi 
bekennen  will. 

Dies  ist  einer  der  Gesichtspunkte,  um  die  gegebenen  socia- 
len Zustände  zu  beurtheilen,  ebenso  eines  der  leitenden  Prin- 
cipien  für  ihre  allmählige  Verbesserung.  Wir  werden  deren  noch 
weitere,  tiefer  ergänzende  kennen  lernen. 

III.  Die  Präventivmaassregeln  der  Polizei,  ebenso  die  Ge- 
setze des  Strafrechts  sorgen  für  die  Sicherung  jener  äussern 
Rechte  der  Persönlichkeit,  weüigstens  der  zuerst  genannten« 
Aber  die  eigentliche  und  weit  wirksamere  Sicherheit  liegt  in  der 
allgemeinen  Bildung  der  Gesellschaft.  Durch  gemeinsame  Cultor 
müssen  dergleichen  Uebertretungen  immer  seltener  und  unerhör- 
ter werden,  so  dass  die  Präventiv-  und  Strafgesetze  dagegen  nur 
idealer  Weise  bestehen,  niemals  aber  mehr  zur  Anwendung  zu 
kommen  brauchen.  Schon  hier  zeigt  sich  die  wahre  Bedeutung 
des  Strafrechts  und  der  Polizei  (in  dieser  niedersten  Sphäre  ihrer 
Wirksamkeit),  immer  mehr  sich  überflüssig  zu  machen. 

IV.  Ist  die  Gemeinschaft  nicht  im  Stande  gegen  solche  ge- 
waltsame Angriffe  auf  die  Persönlichkeit  den  nöthigen  Schutz  zu 
gewähren,  —  ist  also  in  dieser  Beziehung  Staatslosigkeit  vorhan- 
den :  so  sieht  sich  der  also  Angegriffene  in  das  Stadium  des  vor- 
staatlichen Naturstandes  zurückversetzt;  es  erwächst  ihm  das  Recht 
der  Nothwehr,  der  eigenmächtigen,  gewaltsamen  Vertheidigung 
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gegen  rechtswidrigen  Angriff.  In  dieser  Begriffsbestimmung  liegt 
indess  auch  die  Gränze  ihrer  Berechtigung.  Sie  erfordert  einen 
unerwarteten,  zugleich  auf  Verletzung  eines  unersetzli- 
chen Rechtes  gerichteten  Angriff  und  setzt  die  Unmöglichkeit 
voraus,  diesen  Angriff  anders  als  durch  gewaltsame  Selbstverthei- 
digung  abzuwenden.  Sie  soll  nur  der  Gewalt  des  An- 
greifenden entsprechend  entgegentreten  und  diese 
Gränze  durchaus  nicht  überschreiten.  Desshalb  ist  sie 
nie  zuvorkommend,  sondern  bloss  abwehrend;  desshalb 
kann  sie  aber  auch  nie  nachfolgend  sich  einstellen,  wo  sie  dann 
Rache  (Blutrache)  werden  würde,  welche  nur  bei  fortdauern- 
der Rechtlosigkeit  oder  völliger  Ohnmacht  des  Strafgesetzes  zu 
toleriren  ist  Da  nun  aber  die  Absichten  des  Angreifers  im 
einzelnen  Falle  selber  zweifelhaft  sein  können:  so  Hegt  darin 
das  Schwankende  iiir  die  Gränze n  der  Nothwehr.  Vielmehr 
ist  es  unvermeidlich,  dass  dieselben  im  Einzelnen  über- 
schritten werden,  so  gewiss  in  solchen  Fällen  der  Selbstver- 
theidigung  nicht  bloss  kalte  Abwägung,  sondern  eigene  leiden- 
schaftUche  Aufregung  mitbestimmt.  Es  ist  daher  fast  unmöglich, 
durch  positive  Gesetzgebung  im  Voraus  festzusetzen,  wo  diese 
Ueberschreitung  selber  straffällig  wird,  d.  h.  wo  ein  „Excess 
der  Nothwehr^^  eingetreten  ist.  Dies  wird  daher  der  individuali- 
sir^nden  Erwägung  des  Richters  zu  überlassen  sein. 

§.  87. 
2.   Das  Recht  auf  Lebensunterhalt  und  Müsse. 

Die  Integrität  der  physischen  Persönlichkeit  ist  aber  voll- 
ständig nur  gewahrt  durch  Sicherung  der  physischen  Mittel  zu 
ihrer  Lebens -Erhaltung:  sie  hat  das  Recht  auf  Subsistenz. 
Und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  sie,  zur  eigenen  Thätigkeit  föhig, 
jene  Mittel  durch  Arbeit  selbst  erwerben,  unter  dieser  Bedingung 
aber  ihrer  Subsistenz  allezeit  sicher  sein  soll,  dass 
sie  dagegen,  zu  eigener  Thätigkeit  ohne  ihr  Verschulden  unfähig, 
die  Subsistenzmittel  durch  die  Gemeinschaft  erhalte. 

Wenn  „die  Unantastbarkeit  des  Leibes  und  Lebens^'  (§  86.) 
die  negative  Bedingung   des  Rechts  physischer  Existenz  war:  so 
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ist  dies  die  positive  Seite  dieses  Rechtes,  weldies  erst  damit 
seine  Vollständigkeit  erreicht. 

I.  Im  Allgemeinen  und  innerhalb  gewisser  Granzen  ist  das 
Recht  auf  Lebensunterhalt  in  Theorie  und  Praxis  schon  lange 
ausser  Zweifel  gestellt.  Nur  darüber  waltet  jetzt  ein  Streit,  ob 
der  Staat  verpflichtet  sei,  jedem  Arbeitsfähigen  auch  den  hinrei- 
chenden Erwerb  (den  Absatz  seiner  Arbeit)  zu  sichern.  Dass 
diese  Bedingung  an  sich  gleichfalls  im  Rechte  auf  Subsistenz 
liege,  ist  nicht  zu  bezweifeln;  sonst  käme  dies  Recht  nur  sehr 
mangelhaft  und  unvollständig  zur  Geltung:  es  Miebe  in  Wah^ 
heit  dem  Zufall  überlassen.  Das  Hinderniss  kann  daher  nur  in 
der  factischen  Unausführbarkeit  liegen;  und  es  begegnet 
uns  hier  eine  jener  ColHsionen  zwischen  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen imd  dem  ewigen  Rechte.  Somit  ist  dem  irflhern 
Kanon  gemäss  (§85.)  es  als  „heuristisches  Principe'  aoa- 
zusprechen:  „die  Gemeinschaft  solle  immer  mehr  so 
eingerichtet  werden,  dass  jedem  Arbeitsfähigen  der 
vollständige  Lebensunterhalt  (mit  den  weitern  daraas 
folgenden  Bestimmungen)  gesichert  sei. 

IL  Aber  dies  ist  nicht  die  einzige  Bediugimg,  die  in  jenem 
Rechte  Hegt.  Ein  Leben,  wo  nur  durch  ununterbrochene,  rast- 
lose Arbeit  der  Unterhalt  erstritten  werden  kann,  ist  ein  jedes 
inneren  Zweckes  baarer,  darum  durchaus  rechtloser  Zustand 
für  die  Person.  Denn  ihr  Recht  ist  nur  Ausdruck  und  Folge 
ihres  innern  Zweckes,  dem  Genius  in  ihr  genugzuthun. 

Somit  enthält  das  Recht  auf  vollständigen  Lebensun- 
terhalt noch  weitere  Bedingungen:  zunächst  das  der  Müsse 
und  Erholung,  um,  was  damit  aufs  Tiefste  zusammenhftngt, 
Zeit  zur  geistig-sittlichen  Fortbildung  zu  gewinnen;  — 
sodann  —  da  sich  zeigen  wird  .(§  88,  V.)  dass  nur  in  der  Fa- 
milie die  VollpersOnUchkeit  eines  Jeden  entwickelt  sei  —  die 
weitere  Bedingung,  dass  zum  vollständigen  Lebensunterhalte  auch 
die  Subsistenz  der  Famihe  gehöre,  ein  Punkt,  auf  welchen  wir 
übrigens  erst  im  Folgenden  eingehen  können. 

Daraus  erwächst  folgende  Abstufung  von  Begriffen  und  ethi- 
schen Normen: 
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Das  Recht  auf  Unterhalt  soll  zugleich  das  Recht  aufMuBse 
in  sich  schlieäsen,  so  gewiss  das  Leben  nur  in  einer  durch  Müsse 
zu  erringenden  Bildung  seinen  objectiven  Zweck  findet.  Ebenso : 
je  mehr  der  Müsse  bei  der  Arbeit  um  Lebensunterhalt  für  jeden 
Einzelnen  abfallt,  d.  h.  je  länger  er  ohne  Arbeit  seiner  Müsse 
leben  kann,  desto  reicher  ist  es.  Reichthum  ist  begrißsmässig 
(ethisch)  nichts  Anderes  als  Selbstständigkeit  der  Müsse; 
alles  Uebrige  davon  ist  zweckloses  Beiwerk.  Darum  lässt  sich 
das  Recht  auf  Müsse  auch  ausdrtlcken  als  das  Recht  auf  verhält- 
nissmässigen  Reichthum  oder  „Wohlstand*^;  denn  nur  in  die- 
sem lässt  jenes  sich  sichern  '*'). 

in.  Dies  Recht  auf  Müsse  oder  Wohlstand  ist  aber  wiederum 
kein  letztes  oder  kein  Zweck  an  sich  selbst  Es  kann  die- 
sen nur  in  der  rechten  Erfüllung  der  Müsse  durch  geistig  sittliche 
Thätigkeit  finden.  Hier  aber  hört  das  Gebiet  des  Rechtes  auf 
und  das  Gebiet  der  frei  von  Innen  sich  bestimmenden  Sittlich- 
keit beginnt.  Jeder  hat  das  Recht  auf  Müsse;  dass  er  sie  aber 
ihrem  innem  Zwecke  gemäss  verwende,  dafür  giebt  es  an  sich 
keine  rechtUche  Nöthigung.  Und  zwar  nach  unsern  Principien 
keinesweges  darum,  weil  dies  ein  Eingriff  in  die  formelle  Freiheit 
(die  leere  Willkür)  wäre,  welcher  wir  überall  keinen  Werth  und 
kein  Recht  auf  unbedingte  Anerkennung  zugestehen,  sondern 
darum,  weil  ein  solcher  Zwang  ethischer  Widerspruch  wäre  und 
seinen  eignen  Zweck  aufheben  würde.  Zur  rechten  Benutzung 
der  Müsse  kann  der  Mensch  —  der  Einzelne  wie  die  Völker  — 
nur  erzogen  werden,  wo  denn  freilich  der  erste  Uebergang 
aus  gänzUcher  Wildheit  in  Bildung  nur  durchs  die  „Zucht 'S 
dordi  jenes  Mittlere  zwischen  Zwang  und  Leitung,  zwischen  Nö- 
thigung und  Freiheit,  erfolgen  kann.  Was  daraus  für  die  Staats- 
pädagogik  sich   ergiebt,    wird   sich   zeigen:    nur  dies  ist  schon 


*)  J.  G.  Fichte  in  seiner  spätem  Rechlslehre  (1812;  „Nachgelassene 
Werke''  B.  IL  S.  559.  ff.;  vgl.  unsere  Ethik  B.  I.  §  69.  S.  146)  hat  das 
Verdienst  diesen  wicht|pi?n  Begriff  der  „Müsse/'  als  zusammenfassend  Alles,  was 
Endzüveck  und  höhere  Bestimmung  des  Lehens  werden  könne, 
zuerst  aufgestellt  und  mit  dem  Begriffe  des  Eigenthums  und  der  Arbeit 
in  Verbindung  gebracht  zu  haben. 
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klar,  dass  Zucht  und  alles  damit  Zusammenhangende  in  diesen 
Dingen  ein  bloss  provisorischer  Zustand  sei.  Es  wird  keinerlei 
Zwanges  zu  rechter  Benutzung  ^er  Müsse  bedürfen,  wenn  nur  ein- 
mal die  innere  sittliche  Natur  des  Menschen  in  ihre 
volle  Wirkung  getreten  ist.    (Vgl.  §  41,  III.)  / 

§.  88. 
3.     Das  Recht  auf  persönliche  Freiheit 

Wir  betreten  hiermit  ein  neues  höheres  Gebiet.  Die  Per- 
sönUchkeit  ist  nicht  nur  physisches,  sondern  freigeistiges,  zweck- 
setzendes Princip.  Als  solcher  kommt  ihr  Freiheit  zu  —  wir 
können  nicht  sagen  ein  Recht  auf  Freiheit,  weil  diese  die  vom 
Wesen  und  der  Existenz  des  Geistes  unabtrennüche  Eigenschaft 
desselben  ist,  welche  ein  Recht  zu  nennen,  ungenau  und  sogar 
missleitend  wäre.  Ein  „Recht^^  auf  freie  Handlungen  ent- 
steht  erst  durch  die  wechselseitige  Abgrenzung  der  Freiheits- 
sphären von  einander;  worin  zugleich  die  MögUchkeit  eines  Un- 
terschiedes in  den  Freiheitsäusserungen  und  in  den  Rechten 
auf  freie  Handlungen  gesetzt  ist.  Unsers  Erachtens  kann  dieser 
Unterschied  nur  ein  dreitheiliger  sein.  Die  freien  Handlan- 
gen beziehen  sich  zuerst  auf  das  Wesen  und  die  Zwecke 
der  Persönlichkeit  überhaupt,  ohne  Verhältniss  zu  einer 
bestimmten  btlrgerlichen  oder  poUüschen  Gemeinschaft  und  zu 
deren  Rechten  und  Pflichten.  Das  Recht  ungehinderter  Selbst- 
bestimmung, das  Recht  der  FamiUengründung,  der  Freizügigkeit 
u.  s.  w.  gehen  offenbar  dem  bürgerUchen  Gemeinwesen  und  seinen 
Rechten  und  Pflichten  voran.  Wir  bezeichnen  sie  desshalb  als 
die  Rechte  persönlicher  Freiheit.  Ihnen  treten  gegenüber 
die  Rechte  der  Freiheit  im  Staate,  die  theils  bloss  von 
privatrechtUcher  (bürgerlicher)  theils  von  öffentlicher  (politischer) 
Natur  sein  können.  Ueber  beide  Sphären  hinaus  erhebt  sich  die 
ethische  Freiheit,  welche  die  Verhältnisse  humaner  Ge- 
meinschaft  erzeugt.  Inwiefern  dieselbe  eigenthümüche  Rechte 
erzeugt,  wird  sich  zeigen.  * 

Wir  handeln  hier  zunächst  die  Rechte  persönlicher 
Freiheit  ab: 
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I.  Sklaverei,  Leibeigenschaft  (Gebundensein  an  die  „Scholle'*) 
steht  selbstverständlich  im  Widerspruch  mit  dem  ersten  Begriffe 
der  Person.  Das  Subject,  weil  es  Geist,  Genius  seiner  Grund- 
anlage nach  ist,  kann  nie  unter  die  Kategorie  des  Besitzes 
gebracht,  d.  h..  als  willenloses  Glied  der  Sinnenwelt  behandelt 
werden.     Sein  „Wille"  ist  er  selbst. 

Während  dies  Alles  unserm  Rechtsbewusstsein  sich  von  selbst 
zu  verstehen  scheint,  ist  die  Frage  interessanter,  wie  jemals  sich 
andere  Rechtsbegriffe  im  menschlichen  Bewusstsein  bilden  konn- 
ten? Die  historische  Entstehung  der  Sklaverei  fuhrt  auf  den 
allgemeinen  Kriegszustand  der  Völker  und  Stämme  gegen  einan- 
der zurück.  Hier  galt  das  factische  Recht  der  Tödtung  der 
Kriegsgefangenen,  wenigstens  der  Männer,  welchem  gegenüber  die 
Sklaverei  noch  als  Gunst,  als  Nachlass  des  Rechtes  erschien.  So 
konnte  man  sich  daran  gewöhnen,  auch  unter  einem  so  civilisir- 
ten  Volke,  wie  die  Hellenen,  sie  als  einen  vollkommen  im  Recht 
begründeten  Zustand  zu  betrachten.  Ja  indem  die  Hellenen  sich 
als  Hochgebildete  den  „Barbaren"  gegenüber  erkennen  mussten, 
entstand  ihnen  der  natürliche  Unterschied  zwischen  Freien,  „Wohl- 
gebomen" {evyeveig)  und  Unfreien,  ursprünglich  zum  Ge- 
horchen Bestimmten.  Beiderlei  Rechtsauflassung  hat  Aristo- 
teles vortrefflich  entwickelt  in  seiner  politischen  Abhandlung 
über  die  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines  Sklavenstan- 
des.''') Nach  ihm  giebt  es  eine  doppelte  gesetzmässige  Sklaverei : 
indem  die  im  Kriege  Gefangenen  den  Eroberem  angehören;  und 
indem  die^  „Barbaren",  die  Niedriggeborenen,  „die  an  der 
Vemunft  nur  so  viel  Antheil  haben,  um  sie  zu  vernehmen,  ohne 
sie  selbstständig  zu  besitzen",  ursprünglich  zum  Gehorchen  be- 
stimmt sind ,  wesshalb  es ,  zufolge  der  innern  Zweckmässigkeit, 
welche  die  Natur  auch  in  diese  Verhältnisse  gelegt  hat,  für  sie 
selber  besser  sei,  beherrscht  zu  werden  als  zu  gebieten.     Dies 


*)  Aristoteles  Polit.  I.  c.  5.  6.  —  Merkwürdig  ist  dagegen  der  Fort- 
schritt im  Römischen  Nationalbewusstsein.  Für  die  Römer  und  ihr  Recht  ist 
der  SkJavenstand  etwas  bloss  Historisches,  ;,conira  nalurom*^,  Sie  besitzen  schon 
den  reinen  Begriff  der  Rechtsperson ;  desshalb  konnten  sie  auch  das  Privatrecht 
EU  solcher  Vollkommenheit  entwickeln. 
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ist  \  das  Vorspiel  auf  die  später  so  vielfach  geltend  gemachte  Be- 
hauptung von  der  natürlichen  Unmündigkeit  gewisser  Volksstämme. 
Aber  auch  auf  den  Grund  geht  Aristoteles  ein,  welcher  für  Hugo 
in   seiner  berühmten  Vertheidigung  der  Sklaverei  der  Alten  in 
Vergleich  mit  der  hülflosen  Lage  des  gegenwärtigen  Proletariats 
der  entscheidende  war'*'),  dass  in  jenes  an  sich  rechtlose  V6^ 
hättniss  allmählig  humane  Beziehungen  sich  einhausten,  welche 
die  Lage  des  Sklaven  nicht  nur  erträglich,  sondern  sogar  töd- 
lich machten :  —  derselbe  Grimd ,  mit  welchem  man  jetzt  noch 
die  Leibeigenschaft  und  das  Hörigkeitsverhältniss  vertheidigt   Die 
Leibeigenen,  behauptet  man,  führen  in  ihrer  vollständigen  Be?ar- 
mundung  ein  beschränktes,  aber  glückhches  Leben;  ja  es  bldbi 
die  einzige  Möglichkeit  ihrer  Existenz,  während  sie  lu  Grunde 
gehen,  wenn  man  sie  jener  Stütze  beraubt. 

Wir  erkennen  den  ganzen  Werth  dieser  Gründe  an,  mehr 
sogar, '  als  es  das  bisherige  abstracte  Naturrecht  vermochte ,  weil 
wir  auch  das  Princip  des  Wohlwollens  im  Staate  zur  vollen  Gel- 
tung lassen.  Dennoch  müssen  wir  gerade  zu  Gunsten  des  grflnd* 
lieh  durchgeführten  Wohlwollens  jene  Beweisftihrung  unzureichend 
finden.  Auch  wir  wissen,  wie  zur  Ausübung  jeder  Freiheit  dne 
bestimmte  Bildung  für  sie  nöthig  sei,  wie  das  Recht  arf 
diese  Freiheit  erst  vollständig  werde,  wenn  der  Ansprach- 
machende  diese  Bildung  sich  erworben.  Dennoch  wäre  über- 
haupt gar  kein  Fortschritt  in  der  Weltgeschichte  mügUch,  wenn  man 
sich  in  jenen  falschen  Zirkel  des  Abwartens  und  des  Verweigenu 
einschliessen  wollte:  hier  würde  das  Wohlwollen  kurzsichtig  und 
bomirt  vnrken.  In  der  That  nämlich  kann  jede  Bildung  Dir  die 
Freiheit  nur  gewonnen  werden  durch  die  fortgesetzte,  immer 
besser  gelingende  Ausübung  dieser  Freiheit  selber,  wie  man  nur 
im  Wasser  schwimmen  lernt,  nicht  aber  durch  Vorbereitungoi 
ausser  demselben;  und  allmählig  wird  die  jetzt  noch  unbehoUte  ' 
geübte  Freiheit  der  emancipirten  Volksklassen  auch  richtig  be- 
nutzt werden,    sofern    dieselbe    nur  in  ein  organisches 


*)  Hugo  Lehrbuch  des  Naturrechts.    Vierte  Aufl.    §  186-206. 
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Ganze  der  Volksbildung  und  einer  Wohlstand  erzeu- 
genden Volkswirthschaft  aufgenommen  wird. 

Dass  die  ersten  Generationen,  welche  dieser  Uebergang  aus 
Unfreiheit  in  Freiheit  trifit,  durch  mancherlei  selbstverschuldeten 
Missbrauch  derselben  sich  unbehaglich  fdhlen,  ja  vielleicht  ohne 
Nachhülfe  zu  Grunde  gehen,  ist  vorauszusehen  und  mit  in  die 
Berechnung  aufzunehmen.  Die  folgenden  Geschlechter  finden  sich 
Yon  selbst  in  den  nicht  mehr  neuen  Zustand  und  gedeihen  desto 
entschiedener,  wie  die  Geschichte  dies  stets  gezeigt  hat. 

IL  Dies  die  leitenden  Gesichtspunkte  zur  rechtlichen  Be- 
urtheilung  aller  Hörigkeitsverhältnisse  und  was  mit  ihnen  zusam- 
menhängt. Da  hier  ein  historisches  Recht  dem  ewigen  stufen- 
weis Platz  zu  machen  hat:  so  haben  die  factischen  Besitzer 
desselben  rechtlichen  Anspruch  auf  Entschädigung:  eine  allmäh- 
lige  Ablösung  derselben  muss  mit  Kraft  und  Ernst  durchgeführt 
werden. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  der  modernen  Sklaverei  und 
Leibeigenschaft,  die  durch  die  ungeheuere  Ueberspannung  der  In- 
dustrie hervorgebracht  ist.  Der  Fabrikarbeiter  ist  noch  auf  eine 
weit  hülf-  und  zugleich  gemüthlosere  Weise  an  den  Fabrikherrn 
gefesselt  und  einseitig  von  ihm  abhängig;  sein  Loos  ist  noch  weit 
mehr  in  die  Luft  gestellt,  als  das  der  Sklaven  oder  Leibeigenen 
es  war:  und  gar  Jtein  gesellschafthcher  Gewinn  geht  daraus  her- 
vor; denn  die  aufgehäuften  Reichthümer  des  Einzelnen  oder  der  ' 
durch  vermehrte  Concurrenz  herabgedrttckte  Werth  der  Fabricate 
(die  grössere  Wohlfeilheit  derselben)  hat  keinen  innern  socia- 
len Werth. 

Hier  also  wird  kein  historisches  Recht  verletzt^  sondern  den 
Hülflosen  wird  vielmehr  der  Tolle  Genuss  ihrer  persönlichen 
Freiheit  zurückgegeben,  wenn  der  Staat  seine  Pflicht  erkennt, 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  einer  Organisation  der  Ar- 
beiterverhältnisse (nicht  der  „Arbeit  ^^)  einzuschreiten,  überhaupt 
dies  ganze  wichtige  Gebiet  der  eigennützigen  Will- 
kür der  Einzelnen  zu  entziehen.  Der  Ethik  kann  nur 
obliegen,  den  Staat  an  diese  unabläugbare  Pflicht  zu 
erinnern:  die  Weise  der  einzelnen  Anordnungen  hat  sie  der 
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Politik  und  der  Staatswirthschaftslehre  zu  überlassen.  Die  all- 
gemeinen Gesichtspunkte  werden  sich  später  bei  dem  Begriffe 
des  „Eigenthums^^  ergeben. 

III.  In  weiterer  Anwendung  folgt  aus  dem  Rechte  persOlH 
lieber  Freiheit,  dass  sie  auch  im  äussern  Verkehr  möglichst 
wenig  eingeschränkt  werde.  Hieraus  ergiebt  sich  eine  Reihe 
sehr  wichtiger  besonderer  Rechte ,  welche  in  denjenigen  Staaten 
und  Gesetzgebungen,  die  dem  ßegrifle  persOnUcher  Freiheit  im 
Staate  vollen  Werth  geben,  längst  zur  Geltung  gekommen  sind: 
das  Recht  der  Unantastbarkeit  im  eigenen  Hause,  des  „Hausfrie- 
dens"; das  Recht  nicht  verhaftet  werden  zu  dürfen  ohne  Vor- 
untersuchung und  Verhaftsbefehl ;  das  Recht  gegen  ßürgschaft  sei- 
ner Haft  entlassen  zu  werden,  wenn  kein  Criminalverbrechen 
vorhegt  u.  s.  w. 

IV.  Das  Recht  der  Freizügigkeit  sodann  ist  eigentlich 
erst  die  positive  Seite  und  vollständige  Wahrheit  jenes  Rechtes, 
in  seiner  Freiheit  und  Rewegung  nicht  gehemmt  zu  werden.  Aber 
eben  damit  ist  es  auch  an  analoge  Rechtsbedingungen  ge- 
knüpft. Das  Recht  der  Auswanderung  gewinnt  man  nur,  wenn 
man  im  Staate,  den  man  zu  verlassen  gedenkt,  alle  OfiTentlichen 
und  privaten  Verbindlichkeiten  erfüllt  hat  (Abgaben,  Bfilitärpfliebt, 
Schuldentilgung  und  dergleichen).  Das  E i wa n d er ungs recht 
in  den  neuen  Staat  und  die  neue  Gemeinde  erhält  man  abermals 
nur,  wenn  man  erweist,  in  beiderlei  Hinsicht  den  neuen  Verpflich- 
tungen gewachsen  zu  sein  (bürgerliche  und  moralische  Unbeschol- 
tenheit, hinreichender  Nahrungsstand  und  dergleichen). 

V.  In  den  beiden  folgenden  von  uns  aufgeführten  Rechten 
persönlicher  Freiheit,  der  freien  ßerufswahl  und  der  Fa-mi- 
liengründung,  wird  die  Persönlichkeit  erst  über  die  abstracte 
Gleichartigkeit  hinaus  in  ihrer  individuellen 'Verwirklichung 
gefasst  und  somit  vollständig  gedacht:  nicht  als  abstractes  Subject, 
sondern  als  Individuum  in  ganzer  Ausbildung  ihrer  seelisch-geistigen 
Vermögen,  als  Vollpersönlichkeit.  Dadurch  erhalten  diese 
Rechte  die  gleiche  Allgemeinheit  tfnd  Unbestreitbarkeit,  wie  alle 
vorhergehenden;  ja  sie  bilden  die  nothwendige  Consequenz  der 
erstem.   Da  aber  die  Person  durch  Ausübung  derselben  zugleich 
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in  die  volle  Wechselwirkung  mit  der  ganzen  Gemein* 
Schaft  tritt:  so  erwachsen  ihr  eben  damit  auch  neue  und  eigen- 
thtlmliche  Verpflichtungen  der  Gemeinschaft  gegenüber,  welche 
von  den  Vertheidigern  abstracter  Freiheitsbegriffe  viel  zu  sehr 
übersehen  worden  sind.  Jede  höhere  Freiheitsgewährung  schUesst 
höhere  Verpflichtungen  in  sichl 

a)  Als  Recht  verlangen  kann  jede  Person,  dass  nicht  durch 
Gesetz  oder  Herkommen  ihr  eine  gewisse  Berufswahl  überhaupt 
verschlossen,  indirect  dadurch  eine  andere  ihr  aufgedrungen  werde: 
(wie  die  Juden  in  manchen  Ländern  zu  wucherischem  Erwerbe 
hingedrängt  werden,  weil  sie  von  den  sonstigen  Berufsarten  aus- 
geschlossen sind;  wie  irgendwo  in  Deutschland  Bürgerliche  noch 
immer  nicht  zu  den  höhern  Militärgraden  zugelassen  werden  und 
dei^leichen.  Die  weitern  Folgen  dieses  Rechts  freier  Berufswahl 
greifen  übrigens  in  Rechte  pohtischer  Freiheit  über.  V^.  §  88,  I.). 
—  Dagegen  erwächst  dieser  Freiheit  gegenüber  Jedem  auch  die 
doppelte  Verpflichtung,  so  gewiss  er  durch  den  gewählten  Beruf 
ein  wesentlich  ergänzendes  Glied  der  Gemeinschaft 
werden  vnll  und  soll,  theils  seine  Tüchtigkeit  für  den- 
selben öffentlich  zu  bewähren,  theils  auch  der  Controle 
sich  zu  unterwerfen,  ob  nicht  durch  Ueberfüllung  in  einer 
bestimmten  Richtung  der  Beschäftigungen  die  Berufswahl  un- 
zweckmässig werde,  also  die  eigentliche  Absicht  derselben  uner- 
reicht bleiben  müsse.  Auch  hier  sind  wir  nämhch  principiell 
gegen  jene  wilde  schrankenlose  Concurrenz,  welche  dem  chaoti- 
schen Unorganisirtsein,  ja  der  Vernunftlosigkeit  gleichsteht,  indem 
hier  der  Zufall  waltet  oder  die  Täuschungen  eines  augenblicklichen 
Eindruckes.  Wo  in  den  Berufsarten  Ueberladung  oder  wo  Be- 
dürfniss  ist,  davon  hat  nur  der  Staat  die  genügende  Uebersicht. 
Welche  Verpflichtungen  für  das  Gemeinwesen  daraus  erwachsen, 
wird  später  zu  zeigen  sein. 

b)  Analog  sind  die  Verpflichtungen,  welche  dem  erwachsen, 
der  das  Recht  der  Familien  grün  düng  in  Anspruch  nimmt. 
So  gewiss  er  die  FamiUe  nicht  bloss  für  sich  selber  gründet,  son- 
dern als  etwas  vom  Gemeinwesen  Anzuerkennendes,  hat  er  auch 
seine  Fähigkeit  dazu  vor  den  Vertretern  der  Gemeine 
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zu  bewähren,  welcher  er  angeboren  will:  und  zwarnichtUoss 
in  Hinsicht  seines  Verniögensstandes,  sondern  ebenso  *ia 
Bezug  auf  seine  bürgerliche  und  sittliche  Unbeschol* 
tenheit.  (Wem  in  letzterer  Beziehung  das  Censorenamt  in  der 
Gemeine  zu  vindiciren  sei,  davon  später.)  Wir  widersprechen 
daher  ausdrücklieh  der  gewöhnlichen  Lehre  jenes  oberflächlicbeii 
Liberalismus  über  diesen  wichtigen  Punkt,  welcher  gleichfalls  zn 
den  abstracten  Bechten  des  Menschen  rechnet,  ohne  Weiteres,  aar 
höchstens  mit  einem  formellen  Nachweis  des  Nahrungsstandes, 
sich  verheirathen  zu  dürfen.  Wer  die  wichtigste  und  coii4)licur- 
teste  aller  Pflichten  übernimmt,  mit  Folgen,  welche  nicht  auf 
ihn  allein  zurückfallen,  sondern  auf  die  von  ihm  erzeugten  Glie- 
der der  Familie  und  mittelbar  dadurch  auf  die  Gemeinschaft:  der 
hat  auch,  wenn  er  die  Ausübung  des  Bechts  antreten  will,  die 
Verpflichtung,  den  Beweis  zu  führen,  dass  er  in  jeder  Rück- 
sicht —  und  die  wichtigste  ist  hierbei  die  sittliche  —  jener 
Aufgabe  gewachsen  sei.  Leichtsinn  im  FheschUessen  und  Leicbt- 
sinn  der  Staaten  in  Gestattung  desselben  ist  eine  der  zahlreichea 
Quellen  des  Verderbens  in  unserer  Gesellschafl;.  Doch  beadite 
man  wohl,  auf  welchen  Gesichtspunkt  dabei  wir  dringen:  keim»* 
weges  folgt  daraus,  dass  das  Becht  der  Familiengründung  zu  einem 
„Vorrechte  ^^  werde  für  die  Begüterten  oder  Gebildeten,  mit  Ab»- 
schluss  der  Armen  und  Geringen.  Was  wir  zur  Bedingung  mache»: 
erwiesene  sittliche  und  Berufstüchtigkeit,  enthält  nichts 
AusschHessliches,  sondern  nur,  was  ohnehin  von  Jedem  zu  ve^ 
langen  ist,  der  würdig  an  der  Gemeinschaft  theilnehmen  wSL 
Und  so  kann  die  Gestattung  oder  Nichtgestattung  in  einem  übri- 
gens geordneten  Gemeitfdewesen  zugleich  noch  ein  Sporn  fbr  dea 
Einzelnen  werden,  jene  allgemeine  Tüchtigkeit  sich  anzueignen,  j 
Endhch  können  wir  Diejenigen,  welche  die  Zulässigkeit  unserer 
Vorschläge  prüfen ,  nicht  genug  daran  erinnern,  dass  keiner  de^ 
selben  für  sich  und  in  seiner  Vereinzelung  beurtheilt  werden  darf, 
sondern  in  der  zusammenwirkenden  Verbindung  mit 
allen  übrigen,  wodurch  er  nicht  nur  gerecht  und  zweckmässig, 
sondern  allein  auch  ausführbar  wird. 
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§.  89. 
4.    Das  Recht  staatlicher  (bürgerlicher  und  poli- 
tischer) Freiheit. 

Die  persönhche  Freiheit  erhält,  laut  allein  Bisherigi^n,  ihre 
volle  Wirklichkeit  nur  in  der  Staats-  oder  Rechtsgemein- 
schaft. Desshalb  entwickelt  sich  folgerichtig  jenes  Redit  zu 
einem  Rechte  staatlicher  Freiheit,  deren  Inhalt\md  Umfang 
darin  begründet  sind,  dass  sie  die  nothwendigen  Bedingungen  zur 
vollständigen  Verwirklichung  der  persönlichen  Freiheit,  da- 
durch mittelbar  des  Genius  in  einem  Jeden,  enthalten  müssen. 
Diese  Rechte  sind  daher  Mittel  für  jenen,  den  absoluten  Zweck, 
und  in  ihrem  eigenen  Wesen  dadurch  bedingt:  der  Staat,  inwie- 
weit er  blosses  Institut  der  Rechfsgemeinschail  ist,  bleibt  gleich- 
falls bloss  Mittel,  und  in  seinen  Rechten  und  Pflichten  gegen 
das  Individuum  dadurch  bedingt. 

Diese  Rechte  sind  selbst  doppelter  Natur:  sie  drücken  theils 
das  rein  privatrechtliche  Verhältniss  der  Einzelnen  im  Staate 
aus  innerhalb  des  allgemeinen  Rechtsverkehrs :  —  „bürgerliche 
Rechte^^  (nach  der  vom  Römischen  Rechte  dafür  ausgeprägten 
Bezeichnung:  das  ins  civile),  Theils  beziehen  sie  sieb  auf  die 
Erhaltung  des  Staates  und  seiner  Verfassung^  und  re- 
geln die  Theilnahme  eines  jeden  Btirgers  am  Staate:  —  ,i po- 
litische Rechte"  (iura  publica). 

Dies  Rechtsgebiet  ist  nach  seinen  beiden  Richtungen  in  der 
bisherigen  Theorie  und  Praxis  am  Meisten  ausgebildet  worden, 
auch  sind  die  einzelnen  bürgeriichen  wie  pohtischen  Rechte  noch 
in  den  folgenden  Abschnitten  von  uns  besonders  aufzuführen. 
Was  hierher  gehört,  sind  die  allgemeinen  Rechtsnormen  und 
Bedingungen,  wodurch  jene  sämmtUchen  Rechte  erst  ihre  volle, 
gleichmachende  Wirkung  erhalten  können. 

I.  Vor  Allem  gehört  hierher  der  gleiche  Rechtsschutz, 
überhaupt  die  vöUige  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  mithin  das 
Aufhören '  aller  Privilegien  und  Standesvorrechte  (Patrimonialge- 
richtsbarkeit, Steuerfreiheit  und  dergleichen),  aller  Ausnahmsge- 
setze und  Ausnahmsgerichte  itir  individuelle  Fälle,    ebenso  aller 
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YorreGhte  oder  Rechtsentziehungen ,  welche  aus  dem  religiOsea 
Bekenntüiss  hervorgehen.  Man  sagt  sehr  scheinbar  aber  unge- 
nügend: „dass  Theilnahme  am  Glaubensbekenntnisse  des 
Staates  erforderiich  sei  für  Theilnahme  an  seiner  Lenkung"*). 
Wir  erwidern,  dass  der  Staat  als  solcher  kein  Glaubensbe- 
kenntniss  habe,  sondern  alle  Bekenntnisse  der  Staatsangehöri- 
gen mit  gleichmachendem  Rechte  umfasse ,  eben  weil  er  Staat, 
nicht  ReligiSnspartei  ist:  —  wovon  im  letzten  Abschnitte.  Ebenso 
ist  die  Gleichheit  im  Staate  nicht  völlig  hergestellt,  wenn  ausser 
der  freien  Berufswahl,  welche  schon  ein  Recht  persönlicher  Frei- 
heit ist  (§  88,  V.  a.),  nicht  zugleich  auch  Jedem  der  Zugang 
zu  allen  Stellen  im  Staate  eröffnet  wird. 

n.  Aber  auch  dies  wäre  nur  eine  halbe  Bewilligung,  wenn 
nicht  die  zweite  ergänzende  dazu  träte:  dass  durch  Zugäng- 
lichkeit  der  gleichen  Bildung  für  Alle  (Unentgeldlichkeit 
aller  grössern  Unterrichtsmittel)  jenes  Recht  der  Berufswahl  und 
des  Anspruches  auf  alle  Stellen  im  Staate  Realität  und  praktische 
Wahrheit  erhalten  soll.  Es  wäre  der  schwerste  Eingriff  in  das 
ewige  Recht  der  Gleichheit,  wenn  die  Ausbildung  des  Genius  in 
Jedem  abhängig  gemacht  würde  von  der  ZufölUgkeit  des  ererb- 
ten Reiclithums  oder  Standes,  wenn  die  Gesetze  und  Einrich- 
tungen der  Gesellschaft  nicht,  wenigstens  erstrebten,  den  Einfloss 
dieser  zufölligen  Bevorzugungen  so  gering  als  möglich  zu  madien 
und  Jeden  so  zu  stellen,  dass  er  zu  allen  geistigen  und  sitt- 
heben  Bildungsmitteln  den  gleichen  Zugang  habe. 

Die  Unentgeldlichkeit  der  allgemeinen  Volks-  und  be- 
sondern Standesbildung  bleibt  somit  einer  der  grössten  und  un- 
erlassUchsten  Zielpunkte  des  künftigen  Staates.  Was  weiter  da- 
bei zu  bedenken  sei,  wird  sich  finden. 

III.  Die  freie  Wahl  des  Berufes  weist  uns  einem  bestimm- 
ten Stande  zu.  Jeder  soll  einem  Berufsstande  ange- 
hören und  an  dessen  Würde  und  Förderung  selbstthätig  theil- 
nehmen.  Kein  Beruf  ohne  Stand;  aber  auch  kein  Stand  ohne 
Beruf,  d.  h.  ohne  Arbeit.    Diese  Pflicht  standesmässiger  Arbeit 


*)  Stahl  Püilosoplüe  des  Rechts,  II.  1.  S.  263. 
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ertheilt  ihai  auch  das  eigenthüinliche  Recht  und  die  Ehre  dieses 
Standes.  Die  nächste  Pflicht  gegen  den  Stand  und  dadurch 
mittelbar  gegen  die  Gemeinschaft  ist,  in  ihm  sich  ßlhig  zu  zeigen, 
ihm  Ehre  zu  machen:  das  nächste  Recht  ist,  sich  durch  diese 
Thätigkeit  in  seinem  Ansprüche  auf  Lebensunterhalt  und  Müsse 
(§  87)  gesichert  zu  sehen.  Auch  die  politischen  Rechte  eines 
Jeden  und  die  Art,  an  der  Volksvertretung  theilzunehmen,  haben 
in  seinem  Stande  ihre  Wurzel.  Und  wie  vorher  den  abstract  na- 
turrechthchen  Vorst^lungen  von  uniformen  Rechtssubjecten  im 
Staate,  müssen  wir  hier  der  falschliberalen  Vorstellung  eines  ab- 
stracten  Staatsbürgerthums  entg^ntreten.  Bevor  er  Bür- 
ger ist,  gehört  Jeder  der  Gliederung  des  Gemeindelebens  und  sei- 
nes Standes  an:  nur  mittels  beider  tritt  er  wirksam  in's 
Staatsleben  ein,  und  nur  durch  diese  gewinnt  er  politische 
Rechte,  deren  er  als  blosses  Individuum  gar  keine  besitzt.  Was 
daraus  Hlr  die  poUtische  Organisation  des  Staates  Entscheidendes 
folgt,  hat  unsere  Staatslehre  zu  zeigen. 

IV.  Der  gleiche  Rechtsschutz  für  Alle  (vgl.  No.'"!.)  hat  end- 
lich nicht  bloss  die  Bedeutung,  dass  er  vorbauend  oder  strafend 
gegen  Rechtsverletzungen  einschreitet,  sondern  so  gewiss  der 
Staat  dabei  die  volle  Persönlichkeit  zu  schützen  hat,  hat  jenes. 
Recht  auch  die  positive  Seite,  dass  es  Ansprl^ch  auf  Bfl|!^ 
$tand  und  Hülfe  giebt  überall,  wo  die  SelbsUiülfe  nicht  ädsfei- 
chend  ist.  Die  Obervormundschaftspflicht  des  Staates  (von 
welcher  später)  ist  nur  ein  besonderer  Ausiluss  dieser  allgemei- 
nen Pflicht  und  auch  die  „Httlfspolizei^^  wird  darin  ihre  Be- 
stimmung finden.  Das  Kindheits-  und  Jugendalter  mit  ihren 
Ansprüchen  auf  Erziehung  und  Unterricht,  wie  auf  Rechts- 
vertretung durch  einen  Vormund,  sei  es  der  natürliche  —  der 
Vater  oder  die  Mutter  —  oder  der  vom  Staate  bestellte  —  haben 
in  unserer  Gesetzsebung  längst  Anerkennung  ihrer  Rechte  gefun- 
den. Aber  auch  dem  Greisenalter  entsteht  das  Bedürfniss 
und  damit  das  Recht  auf  Ruhe,  Schutz  und  sorgenfreie  Existenz, 
bei  wohlverdientem  Lebenslaufe  der  Anspruch  auf  eigenthümliche 
Ehrenstellen  in^der  Gemeinde  (wovon  später).  Das  „  Pensions- 
recht ^^  ausgedienter  Staatsbeamten,    welches  in  der  neuern  Zeit 
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so  viele  AngrifTe  hat  erfahren  müssen,  ist  ein  rechtlich  vollkom- 
men begründetes:  nur  dadurch  erhält  es  den  Schein  dner 
ungleichmachenden  Bevorzugung,  weil  es  bis  jetzt  als  das  Vor- 
recht eines  gewissen  Standes  auftritt.  Aber  es  muss  aufhören 
ein  solches  zu  sein:  jeder  Arbeiter  in  der  Gemeinschaft  soll 
durch  den  socialen  Geist  seines  Standes  für  die  Zeit  des  Allers 
oder  der  Unbrauchbarkeit  vor  Mangel  geschützt  werden. 

§.  90. 
5.    Das  Recht  der  ethischen  oder  Geistesfreiheit 

In  den  bisher  betrachteten  Rechten  ist  der  Begriff  der  Per- 
son im  Staate  vollendet:  damit  ist  sie  selber  jedoch  nicht  e^ 
schöpft,  noch  ihrer  Forderung  an  die  Gemeinschaft  vollständig 
Genüge  geschehen.  Sie  tritt  zugleich  mit  dem  ganzen  Gehalte 
ihrer  geistig-ethischen  Eigenthümlichkeit  (§  85),  aus 
ihr  frei  sich  bestimmend,  den  andern  Persönlichkeiten  gegen- 
über: —  dies  nennen  wir  ihre  ethische  Freiheit,  — zugleich 
mit  dem  Bedürfnisse,  rückhaltlos  diese  Eigenthümlichkeit  auf- 
zuschKessen  und  ebenso  die  ergänzende  Individualität  in  sich  auf-  * 
zunehmen;  dies  erzeugt  das  Recht  ethischer  Freiheit  (oder  „Gei- 
stesfreiheit", wie  sie  gar  nicht  uubezeichnend  genannt  worden 
ist,  um  sie  sogleich  als  ein  höher  Menschliches  allen  rechtlichen 
Freiheiten  und  Rechtsbeziehungen  zum  Staate  gegenüberzustellen). 

Diese  geistige  Wechselmittheilung  kann  nur  in  den  umfassen- 
den Sphären  der  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschaft, 
so  wie  der  humanen  und  religiösen  Gemeinschaft,  sich 
bewegen.  Diese  >ier  grossen  Gebiete  werden  daher  im  weitern 
Fortrücken  der  Güterlchre  ihres  Ortes  zu  behandeln  sein. 

Zunächst  und  unmittelbar  ist  jedoch  das  Entstehen  dieser 
Gemeinschaften  nicht  als  ein  Recht  aufzufassen,  in  dem  Sinne, 
als  wenn  es  von  Aussenher,  durch  den  Staat,  gewährt  oder  ga- 
rantirt  werden  müsse,  wie  dies  bei  den  bisher  betrachteten  Rech- 
ten allerdings  gefordert  wurde.  Vielmehr  ist  es  der  innere  Drang 
geistiger  Individualität,  der  solcher  Gemeinschaft  begehrt  und  der 
sie  verwirklicht  in  einem  vom  Staate  unabhängigen  Gebiete.  Wohl 
aber  kann  der  Fall  eintreten,  dass  einzelne  Bedingungen  oder 
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abgeleiteteFolgen  jenes  umfassenden  Bedürfnisses  vom  Staate 
oder  von  der  Sitte  wirklich  versagt  oder  beschränkt  werden. 
Diesen  Beschränkungen  gegenüber  entsteht  nunmehr  allerdings 
ein  „Recht  ethischer  Freiheit",  entstehen  sogar  sehr  verschieden 
abgestufte  Einzelrechte,  die  in  jener  Einen  Forderung  als 
nähere  Bedingungen  enthalten  sind. 

1.  Als  Grundbedingung  aller  weiteren  Rechte  in  diesem 
Gebiete  steht  fest:  das  Sichaufschhessen  der  geistigen  Individua- 
litäten gegen  einander  muss  völUg  ungehemmt,  zugleich  durch 
Vertrauen  gesichert  sein.  Der  zweite  Punkt  ist  eben  so 
wichtig,  als  der  erste;  denn  er  enthält  die  unabweisliche  Neben- 
bedingung fUr  jenen.  In  der  freien,  besonders  geseUigen  Gemein- 
schaft —  bei  der  durchaus  individuellen  Wechselanziehung 
der  Persönhchkeiten  —  will  der  Einzelne  nicht  nur  sich  Selber 
rückhaltlos  aufschhessen,  sondern  er  will  es  nur  einem  Gewis- 
sen und  keinem  Andern:  —  sonst  bleibt  das  Wort  des  Ver- 
trauens gehemmt.  Somit  hat  er  nicht  nur  das  Recht  eigener 
freier  Aeusserung,  sondern  auch  das  Recht  gesicherten  Ver- 
trauens. In  einer  wohlgeordneten  Gemeinschaft  rechnet  er  mit 
gleicher  Zuversicht  auf  dieses,  wie  auf  jenes. 

Hieraus  folgen  Einzelrechte  der  wichtigsten  Art:  zuerst  das 
Recht  freier  Meinungsäusserung  in  Rede  und  Schrift; 
—  Alles  fasst  sich  hier  in  dem  bekannten  Begriffe  der  Press- 
freiheit  zusammen,  über  deren  Bedingungen  und  Gränzen  in 
der  eigentlichen  Staatslehre  weiter  zu  verhandeln  sein  wird,  da 
dieses  Recht  folgerichtig  auch  auf  die  freie  Aeusserung  politi- 
scher Meinungen  zurückgreift.  —  Aber  ebenso  hat  Jeder  das 
Recht  auf  das  gesicherte  Geheimniss  seiner  Privat- 
mittheilungen; d.  h.  es  ist  schlechthin  rechtswidrig  vom 
Staate,  mündUche  Aeusserungen  der  Staatsangehörigen  heimlich 
überwachen  zu  lassen  oder  das  Briefgeheimniss  zu 
verletzen.  Ebenso  überschreitet  der  Staat  sein  wohlbe- 
gründetes Recht,  unbedingten  Gehorsam  von  den  Beamten  zu 
fordern,  wenn  er  sie  bis  in  ihre  Privatüberzeugungen  hinein  sich 
unterwerfen,  einen  unselbstständigen  Abdruck  des  gerade  jetzt  in 
ihm  herrschenden   politischen  Systemes  aus  ihnen  machen  will: 
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was  gleicherweise  als  Beschränkung  des  Rechtes  freier  Meinungs- 
äasseriing  anzusehen  ist. 

Und  hiermit  sind  vnv  zur  Quelle  der  zahlreichsten  Missbräuche 
gelangt,  welche  im  gegenwärtigen  Augenblicke  das  Verfahren  der 
Staatenlenker  sich  zu  Schulden  konunen  lässt.    Ohne  freilich  laut 
sich  dazu  bekennen   zu  wollen,  öffentlich  vielmehr  es  ausdrück- 
lich verleugnend,  hält  man  im  Stillen  es  dennoch  für  ausgemacht, 
dass  man  ohne  eines  dieser  drei  Mittel,    gelegentlich  auch  ohne 
alle  drei,  nicht  mehr  mit  Sicherheit  und  Erfolg  regieren  kOnne: 
—  mit  unbeschränkter  Pressfreiheit  ohnehin  nicht.     Wir  beur- 
theilen    die    Sache    hier   nicht   von    irgend   einem    Parteistand- 
punkte;   wir  gaben  sogar  bereit^villig  zu,    dass    der   Staat   zwar 
niemals  rechtlich  befugt,  wohl  aber,  wenn  er  sich  im  Stande  der 
Nothwehr  befindet  (vgl.  §  84,  IV.),  im  einzelneu,  ganz  bestimm- 
ten Falle  factisch  genOthigt  sein  könne,   zu  gewissen  Ausnahm8- 
maassregeln  zu  greifen:  —  die  Verkündigung  des  „ßelagerungs- 
zuslandes^^  wird  es  neuerdings  genannt.    Wenn  aber  dergleichen, 
besonders  die  Sitte,  den  Einzelnen  ihre  Privatüberzeugungen  zur 
Schuld  zu  rechnen    und  desswegen  ihre  Aeussenmgen  zu  über- 
wachen,  als  eine  stillschweigend   gebilligte  Staatsmaxime  behan- 
delt wird:  so  ist  auf  den  Selbstwiderspruch  hinzuweisen,  in 
welchen    sich  der  Staat  durch  solche  zugleich  unedle  und  feige 
Maassregeln  verwickelt.     Das    öffentlicbe    Zutrauen    ist  die 
wahre    sociale   Grundlage    des  Staates   und  jeder  Gemeinschaft. 
Wird  dies  verietzt  oder  verkümmert,  so  nöthigt  man  dadurch  Je- 
den, durch  Heuchelei  sich  zu  schützen   oder  in  einem  gehei- 
men Kampfe  der  List  gegen  die  Listen  des  Staates  diesen  zu 
(Ibervortheilen :  und  so  steht  er  nun  erst,  durch  die  Schuld  der 
yenneintlichen  Schutzmittel,  auf  einem  ganz  ungewissen  und  dop- 
pelt gefährlichen  Boden.    Wollen  wir  unbefangen  den  gegenwär- 
tigen  Stand  der  Dinge  beurtheilen:    so  beßnden  wir  uns  jetzt 
(t851),  in  Deutschland  und  Frankreich  wenigstens,  fast  durchgrei- 
fend in  der  beschriebenen  Lage. 

IL  Das  Recht  der  „ Geistesfreiheit ^*  besteht  darin,  seiner 
selbstständig  errungenen  Ueberzeugung  und,  da  diese  beson- 
ders im   Sittlichen    waltet,    seinen    sittlichen   Grundsätzen 
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gemäss  zu  handeln:  —  „Denk^^-  und  „Gewissensfrei- 
heit; beide  zwar  unterschieden  auf  die  angedeutete  Weise,  aber 
mit  einer  schwer  anzugebenden  Gränze,  indem  Denken  und 
Gesinnung,  Gesinnung  und  Handeln  wie  Ursache  und 
Wirkung  aufs  Innigste  zusammenhangen.  Dies  Recht  ist  ein 
ebenso  ursprüngliches  und  unbedingtes  wie  alle  früheren, 
weil  es  gerade  in  das  Gebiet  flSlllt,  welches  vom  äussern,  formel- 
len Rechtsbegriffe  her  nicht  bestimmt  werden  kann,  da  es  zu 
den  Rechtsansprüchen  Anderer  in  keiner  Beziehung  steht  und 
auch  von  den  Gesetzen  des  Staates  nicht  abhängig  ist.  Meine 
Ueberzeugong  „muss  frei  bleiben'S  eigentlicher  und  schärfer:  sie 
ist  absolut  firei,  weil  sie  das  selbstständige  Resultat  eigenthttm- 
lieber  Bildung,  der  Gesammtausdruck  meiner  sittlichen  In- 
dividualität ist  Daher  ist  sie  das  eigenste,  heiligste  Gut,  das 
schlechthin  Keiner  darf  antasten  lassen:  —  was  als  allgemeiner 
Rechlsgrundsatz  auch  schon  längst  anerkannt  worden.  „De  in- 
ternis  non  iudicat  praetor*',  ist  eigenüich  ein  überflüssiger,  von 
selbst  sich  verstehender  Gedanke,  weil  diese  interna  über  die  Be- 
urtheilung  nach  Rechtsbegriflen  in  der  That  hinausliegen.  Wo 
zwisdhen  beiden  wirkliche  CoUisionen  entstehen,  indem  die  freie 
Ueberzeugung  sich  selbstständige  Wege  des  Handelns  bahnt,  die 
mit  dem  bestehenden  Gesetze  in  Widerstreit  treten :  da  versteht  es 
jedoch  sich  von  selbst,  dass  das  Gesetz,  als  das  Allgemeine  und  An- 
erkannte, immer  Sieger  bleiben  muss.  Ja  es  ist  dann  das 
acht  Sittliche  jener  äusserhch  ungesetzlichen  Handlung,  dass  man 
sie  mit  dem  freien  Vorsatze  übernimmt,  der  Strafe  des  Rechts 
sich  zu  unterwerfen.  Dann  Tiird  die  CoUision  wirklich  und  voll- 
ständig gelöst,  indem  jeder  der  beiden  Geistesmächte  ihr  eigen- 
thümliches  Recht  zu  Theil  geworden.  Man  hat  sich,  besonders  seit 
Hegels  bekannter  Auflassung  der  Sophokleischen  Antigone,  daran 
gewöhnt,  in  solcher  Collision  selber  das  höchste  Element  des 
Tragischen  zu  sehen.  Mit  Unrecht,  ^ie  uns  dünkt,  und  zu  kei- 
ner vollharmonischen  Ausgleichung  der  tragisclien  Spannung. 
Diese  liegt  in  der  Lösung  des  Conflictes,  indem  der  äusseriich 
dem  Gesetze  Verfallene,  innerUch  aber  durch  ein  Sittengebot  Ge- 
triebene freiwillig  und  selbstbewusst  seine  Person  zur  Sühne  giebt. 
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damit  auch  nicht  äusserlich  die  ewige  Idee  des  Rechtes  befleckt 
werde ;  und  erst  wenn  diese  Lösung  im  Kunstwerk  der  Geschichte 
oder  dei^  Dichtung  klar  hervortritt,  hat  sich  dasselbe  harmonisch 
abgeschlossen. 

Die  „Gewissensfreiheit"  findet  ihren  besondem,  ja 
vorherrschenden  Ausdruck  im  Gebiete  der  ReUgiOsen  und  wird 
so  zum  Rechte  religiöser  Freiheit.  Die  reUgiöse  Gemein- 
schaft nänüich  muss,  um  ihrer  eigenen  Wahrheit  und  ihres  Ge- 
deihens willen,  bei  allen  ihren  Theilnehmem  jene  Freiheit  als 
vollständig  gesichert  voraussetzen.  Und  so  wird  denn 
auch  von  der  heutigen  Wissenschaft  nicht  mehr  bestritten,  dass 
das  Recht  der  Religions-  oder  Cultusfreiheit  unbedingt 
anerkan^t  werden  müsse,  wenn  ihr  auch  die  WirkUchkeit  noch 
nicht  völlig  entspricht.  Aber  man  begreift  nicht  tief  genug  die 
innere  Redeutung  dieses  Rechtes  für  den  Charakter  der  religi- 
ösen Gemeinschaft:  man  hält  die  Toleranz  nicht  für  die  Grund- 
bedingung des  ächten  und  lebendigen  Glaubens,  sondern  be- 
trachtet sie  als  ein  diesem  abgerungenes  Zugeständniss ,  das  ihm 
eigentUch  von  seinen  ursprüngUchen  Rechten  Etwas  derogirt 

Umgekehrt  verhält  sich  die  Sache:  der  rehgiöse  Glaube  be- 
währt sich  nur  dann  als  der  ächte,  wenn  er  frei  und  eigen 
thümlich  angeeignet  zu  werden  vermag  und  in  allen  diesen 
Aneignungen  die  Probe  besteht:  der  wahre  und  allgemeine^ 
Glaube  ist  er  dadurch,  dass  er  Allen  eigenthümliche  Refriedi- 
gung  bietet.  Das  geistige  Element  daher,  durch  welches  er  aof- 
genommen  und  angeeignet  wird,  ist  nur  die  Freiheit  des  „Gewis- 
sens", d.  h.  der  ganzen  untrennbaren  Grundrichtung  von  Gefühl 
und  Willen  in  uns:  und  auch  der  Cultus  soll  nur  die  ebenso  freie 
Aeusserungsweise  des  durch  den  Glauben  geleiteten  und  gesteiger- 
ten religiösen  Gefühles  sein.  „Gewissen"  und  „Cultus"  demnach, 
so  gewiss  sie  nur  von  der  Freiheit  getragen  existiren,  haben  ein 
ursprüngUches  „Recht"  auf  dieselbe,  was  wiederum  nur  h^issen 
kann:  beide  dtlrfeu  in  ihrer  freien  und  eigenthümlicheiv^n' 
eignungs-  und  Aeusserungsweise  nicht  gehemmt  werden,  sofern 
sie  selber  andern  Gewissen  und  Culten  nicht  hemmend  entgegen- 
treten,   d.  h.    nicht   Intoleranz    zum  Principe  ihres  Glaubens 
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aachen  —  oder  sofern  sie  nicht  mit  offenbarem  Aberglauben 
Sittenwidriges  und  Anstössiges  verbreiten. 

III.     Die   freie  Gemeinschaft   kann    sich    endlich   noch  auf 
diejenigen  Ergänzungen  beziehen,  welche  einen  ganz  bestimm- 
ten und  einzelnen  ethischen  Zweck  erreichen  wollen,  der  in 
der  gegebenen  Gestalt  des  Staates  und  der  Gemeinschaft  noch 
keine  genügende  Darstellung  erhalten  hat.     Daraus  ergiebt  sich 
das  Recht  der  Genossenschaft  („Association^^).     Es  ist 
ein  ebenso  universales  und  zugleich  der  verschiedensten  Gestal- 
tung föhiges  „Urrecht^',  wie  die  vorhergehenden,  ja  es  ergänzt 
und  vervollständigt  dieselben  auf  eigenthümUche  Weise,  indem 
es  die   sittlichen   und  rechtlichen  Beziehungen  unter  den  freien 
Subjecten  erst  belebt  und  beweglich  macht.    Es  föllt  niemals  bloss 
unter  den  Begriff  des  Rechtsvertrages,   sondern  es  hegt  darüber 
hinaus    in    einem    zugleich    rechtlichen    und    sittlichen 
Gebiete  der  freien  wechselseitigen  Unterstützung,  welche  dann 
auch  rechtUche  Folgen   erzeugt  und   in   Rechtsformen  sich  aus- 
prägt.   Dies  Princip  der  Association  ist  fUr  die  gegenwär- 
tige Zeit  und    die  nächste  Zukunft  von  höchster  Bedeutung,    ja 
es  macht  den  charakteristischen  Unterschied  derselben  aus  gegen 
die  nächstvorhergehende :  überhaupt  ist  es  das  Gegengewicht  und 
dfe  Abhülfe  gegen  die  bis  in's  Einzelne  hindnrchgefUhrte  Bevor- 
mundung und  Vielregierung  des  bisherigen  Staates.     Je  mündiger 
ein  Volk  daher,  und  je  vielseitiger  durchbildet  es  ist:  desto  mehr 
nimmt  es  durch  Ausbildung  der  freien  Genossenschaft  und  des 
t^ereinslebens  dem  Staate  die  Sorge  für  sich  ab.     Dies  ist  daher 
mch  die  wahrhafte  Grundlage   und  die  Probe  fttr  den  politi- 
;chen  Fortschritt  einer  Nation  und  fUr  ihren  zu  steigernden 
iLUspruch    auf   höhere  politische  Rechte.     Alles  Staatsleben  soll 
ich  von  Unten  her,  aus  dieser  selbstständigen   und  lebendigen 
litte  des  Volkes  erzeugen ;  eine  so  errungene  Freiheit  kann  ihm 
licht  mehr  entzogen  werden,    denn  sie  ist  im  ganzen  Volke 
bjectiv  geworden. 

Der  Umfang  dieses  Associationsrechtes  ist  der  mannigfal- 
gste :  wenn  er  jetzt  Unterstützungs-,  Versorgüngs-  und  Rettungs- 
ereine   aller  Art  schon   umschliesst,   wenn    er   sogar   (in   den 
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Mässigkeitsvereinen)  auf  ganz  bestimmte  sittlich -diätetische  Wi^ 
kungen  gerichtet  ist:   so  hat  sich  dagegen  dies  Recht  unddia 
Bedürfniss   nach    der    rein    ethischen  Seite  bisher  noch  weniger 
ausgebildet,  wohin  es  im  Mittelalter,  allerdings  durch  die  KirdM. 
geleitet,    entschiedener   sich   neigte.    Jetzt  können  wir  nur  die 
Vereine  für  „innere  Mission  ^S  ebenso  die  kathoUschen  von  an»* 
loger  Tendenz    hierher   rechnen:    sie  wären  vortre£flidi,   wem 
ihnen   nicht  mehr  und  mehr  eine  ausschliessend  confessionde, 
ja  sCreittheologische  Färbung  aufgedrückt  würde!  — 

§.  91. 
6.     Das  Recht  der  Ebre. 

Indem  sich  ergeben  hat,  dass  ich  Person  vollständig  mr 
bin,  sofern  ich  Allen  dafür  gelte,  diese  Anerkennung  und  Acb* 
tung  der  PersOnUchkeit  im  Bewusstsein  der  Uebrigen  aber  ihn 
„Ehre^^  ist  (vgl.  §  28) :  so  erweitert  und  vollendet  sich  der  Kreit 
der  bisherigen  Rechte  auf  stätige  Weise  zum  Rechte  auf  Ehre 
Es  ist  eigentUch  nur  der  ideelle  Ausdruck  des  Rechts  auf  Unai- 
tastbarkeit  der  Person^'  (§  86.)  im  ganzen  Bereiche  ihrer  tibrigei 
Rechte.  Auf  innere  Ehre,  d.  h.  darauf,  als  Wesen  geistig 
sittlichen  Werthes  von  Allen  anerkannt  zu  sein,  hat  Jeder 
ein  ursprüngliches  und  unverlierbares  Recht,  weichet 
auch  der  Staat  nicht  aufheben  kann;  denn  es  liegt  über  dei 
Bereich  seiner  Macht  und  seines  Rechtes  hinaus.  Keine  Strafe 
kann  zugleich  absolute  Ehrlosigkeit  zur  Folge  haben,  weil  diese 
überhaupt  über  keinen  Menschen  verhängt  werden  darf,  so  gewifl 
auch  der  Verworfenste  nicht  aufhört,  die  MOghchkeit  sittlicher' 
Wiederherstellung  übrig  zu  lassen. 

I.  Hieraus  ergiebt  sich  der  Begriff  der  Ehrenkrünkunf  ^ 
(„Injurie^').  Sie  entsteht  durch  jede  Handlung,  in  welcher  die 
Nichtanerkennung  jener  allgemeinen  Menschenwürde 
enthalten  ist,  indem  man  also  entweder  die  Person  als  eine 
willen-  und  werthlose  Sache  thätlich  behandelt  (Realinjurie), 
oder  als  eine  des  Anspruchs  auf  sittlichen  Werth  unwürdige  be- 
zeichnet (Injurie  durch  Wort  oder  durch  Gebärde). 

Daher  gilt  hier  nicht,  wie  bei  der  Verläumdung,  die  „Ein- 
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rede  der  Wahrheit"  (exceptio  veritntis)^  um  der  Injurie  ihren 

strafbaren    Charakter  zu  nehmen.      Theils  findet  sie  überhaupt 

hier  keine  Anwendnung,    z.  B.  bei  Reahnjurien;   theils  liegt  bei 

hjurien  anderer  Art  die  Beleidigung  eben  darin,  dass  man  Einen 

ihm  selbst  gegenüber  für  infam  bezeichnet  oder  behandelt,  wenn 

er  auch  so  zu  beurtheilen   ist.     In  der  Vollziehung  dieses  mir 

rechtlich  nicht  zustehenden  Urtheils  ist  gerade  das  Beleidigende 

enthalten,  während    der  Richter,    der  Beichtvater  u.  s.  w.  durch 

eokhe  Voiiialtungen  keine  Injurie  in  rechtlichem  Sinne  begehen, 

eben  weil  sie  dazu  berechtigt  sind. 

II.    Aber  die  Person  legt  zugleich  ihren  individuellen  sitt- 
lichen Werth  (oder  ünwerth)  durch  einzelne  Thaten,    übeiiiaupt 
durch    den    besondern    Character   ihrer  „Handlungsweise"   dar. 
Dies   erzeugt,   innerhalb  der  allgemeinen  ihr  zustehenden  Ehre, 
ÖD  ürtheil  über  ihren  besondern  sittlichen  Werth,   d.  h. 
eigeDtlich  über  den  Grad,    in  welchem  sie  an  die  allgemeine 
Ehre  Anspruch  hat,   der  aber  niemals  auf  Null  herabsinken 
kaon,   weil,    wie  gezeigt  worden,    der  Ansprudi  auf  allgemeine 
Henschenwürde  nie   absolut  verloren  geht.     Dies  Urtheil  erzeugt 
den  Leumund  oder  den  Ruf  (existimatio)  einer  Person.     Das 
„Recht"    auf  guten  Ruf  ist    daher   nur  ein   bedingtes  und 
Terlierbares,  und  dieses  kann  allerdings  ganz  verloren  gehen ; 
denn  Niemand  hat  Anspruch  darauf,   einen  bessern  Ruf  zu  ge- 
niessen,  als  er  verdient. 

Hieraus  ergiebt  sich,  worin  Verla umdung  (diffamatio^  ca- 
lumnia)  besteht:  sie  wird  von  demjenigen  begangen,  welcher 
Tals  chl  ich  er  Weise,  durch  Erdichtung,  den  guten  Ruf  des 
Indem  beeinträchtigt.  Hier  gilt  allerdings  die  Einrede  der 
n^ahrheit,  und  mit  dem  Beweise  derselben  hört  der  verläum- 
lerische  Charakter  des  Bezichtes  auf. 

III.  Der  Staat  hat  in  der  bisherigen  Ausübung  unter  die 
uwendbaren  Strafformen  auch  die  Ehren  strafen  aufgenommen, 
nd  Stahl  sieht  in  ihnen  vollkommen  angemessene  Strafmittel. "*") 


*)  Stahl  Philosophie  des  Rechts  IL  2.  S.  542.  43. 
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Obwohl  nämlich  die  Achtung  etwas  Innerliches  sei,  über 
welches  die  Staatsgewalt  keine  Macht  habe,  so  liege 
doch  einmal  schon  in  der  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Ve^ 
brechens  und  der  peinlichen  Strafen  ein  Act,  der  die  Achtiug 
mindert,  sodann  aber  sei  die  Entziehung  gewisser  Fähigkeiten, 
durch  welche  die  achtbare  Stellung  eben  so  sehr  als  der  Rechte- 
umfang  geschmälert  wird,  in  der  Gewalt  des  Staates;  jenes  sowohl 
als  dieses  seien  daher  „angemessene  Strafen^^ 

Wir  bekennen,  dass  uns  diese  Gründe  mehr  als  einen  ZwdM 
zurücklassen.  Zuvörderst  kann  doch  die  mittelbare  Wiikoog, 
welche  das  Bekanntwerden  des  Verbrechens  und  der  Strafe,  der 
Voraussetzung  nach,  auf  die  Verminderung  der  Achtung  hat,  nutt 
füglich  selbst  eine  Strafe  und  zwar  eine  Ehrenstrafe  genannt 
werden ;  diese  Verminderung  ist,  wenn  sie  eintritt,  eine  acdden- 
teile  Folge  in  der  öflentlichen  Meinung,  welche  übrigens  sich 
ganz  unabhängig  verhält,  indem  es  wohl  kommen  kann,  eben 
weil  „die  Achtung  etwas  Innerliches  ist,  über  welches  die 
Staatsgewalt  keine  Macht  hat^S  dass  trotz  der  Strafe  und 
ihrer  Bekanntmachung  die  Theilnahme  und  Achtung  fdr  den 
Bestraften  sich  keinesweges  „verminderte^  An  Beispielen  dafür 
hat  es  zu  keiner  Zeit  gefehlt.  Es  ist  dies  also  keinesweges  ein 
„angemessenes'S  sondern  ein  zweckloses  Strafmittel,  weil 
seine  Erreichung  eben  nicht  in  der  Macht  des  Staates 
liegt.  Sodann  bleibt  richtig,  dass  es  in  der  Macht  des  Staates 
liege,  durch  Entziehung  gewisser  bürgerlicher  Fähigkeiten  und -] 
Rechte  Einen  für  bürgerlich  ehrlos  zu  erklären,  und  ebenso 
diese  Ehre  wieder  herzustellen.  Dies  fällt  jedoch  in  ein  gaoi 
anderes  Gebiet,  und  hat  mit  jenem  nie  erlöschenden  Anspruch 
auf  sittliche  Menschenwürde,  welche  wir  „Ehre"  und  das  „Recht 
auf  Ehre"  nennen,  nicht  das  Geringste  gemein.  „Ehren- 
strafen" in  diesem  Sinne  entziehen  dem  Bestraften  gewisse 
bürgerUche  Rechte,  wogegen  in  dem  ganzen  Zusammenhange 
eines  consequent  durchgeführten  Strafsystems  nicht  das  Geringste 
zu  erinnern  ist.  Es  ist  eine  technisch  vielleicht  nicht  ganz  glüdi- 
lich  gewählte  Bezeichnung,  vor  deren  Missbrauch  und  falsche 
Deutung  zu  warnen  wäre;  während  die  eigentlichen  Ehren- 
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strafen,  wie  Brandmarkung,  Pranger,  Prügel,  wohl  kaum  noch 
von  der  gegenwärtigen  Wissenschaft  vertheidigt  werden.  Und  so 
schiene  die  ganze  Frage  erledigt,  wenn  nicht  in  der  That  noch 
ein  weit  wichtigerer  Gesichtspunkt  übrig  bUebe,  der  sich  auf  jene 
schon  berührte  mittelbare  Wirkung  der  Strafen  bezieht. 

Es  ist  eine  hergebrachte  Auffassung  in  der  Gesetzgebung 
und  der  Sitte,  dass  der  Verbrecher  auch  als  ehrlos,  als  verfehmt 
angesehen  werden  dürfe  und  solle.  Diese  Ansicht  ist  falsch, 
ebenso  vom  Standpunkte  des  Rechts,  wie  von  dem  der  humanen 
Gemeinschaft.  Zuvörderst  ist  daran  zu  erinnern,  dass  bei 
Verbrechern  die  Rechtsfilhigkeit  nur  vermindert,  keinesweges 
aufgehoben  sei  (§.  84.  IL).  Der  Verbrecher  soll  für  seine  Schuld 
bestraft  werden:  hier  ist  die  Gränze  des  Rechtes.  Ist  die 
Schuld  gesühnt,  so  tritt  er  als  ein  neuer  Mensch  und  zu  neuem, 
besserm  Leben  berechtigt  in  die  Gesellschaft  zurück.  Aber  auch 
während  der  Strafe  verliert  er  nicht  sein  Recht  auf  persönliche 
Ehre  und  das  Urrecht  auf  Beistand  (§.  88.  IV.),  welcher 
hier  nur  in  moralischer  Besserung  bestehen  kann.  Wie  ist  diese 
jedoch  möghch,  wenn  man  durch  die  ganze  Behandlung  der 
Verurtheilten  in  den  Gefängnissen  stets  ihnen  fühlbar  macht, 
dass  sie  als  rechts-  und  ehrlose  Subjecte  angesehen  werden; 
wenn  der  wachzuerhahende  oder  wiederzuerweckende  Ehrtrieb 
durch  fortgesetzte  Erniedrigung  unterdrückt  oder  zu  gerechtem 
Widerstände  aufgeregt  wird?*)  Es  ist  die  schreiendste  Anomalie, 
wenn  der  Staat  dasselbe,  was  er  als  Rechtsgewalt  zu  bestrafen, 
wovor  er  zu  schützen  hat,  selbst  ausübt  oder  duldet.  Dass  es 
„Verbrecher"  sind,  gegen  die  so  verfahren  wird,  ändert  nichts 
an  der  Sache,  verschlimmert  sie  vielmehr:  es  sind  Hülflose,  gegen 
welche,  von  ihrer  Strafe  abgesehen,  der  Staat  die  Pflicht  der 
Vormundschaft  hat.  (Vergl.  §.  88.  IV.) 

Wir  wissen   wohl,    dass  man   in.  neuester   Zeit  gegen  Be- 


*)  Man  vergleiche  die  wichtigen  Aufschlüsse,  welche  B.  Appert  („die 
Geheimnisse  des  Verbrechens,  des  Verbrecher-  und  Gefängnisslebens**  Leipzig 
1851,  B.  I.  besonders  in  den  Abschnitten  S.*48-79.  106.  109.  ff.)  über  jene 
Missbräuche  und  ihre  Wirkungen  gegeben  hat. 
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der  Person  eigentliflmlich  zukommende  Freiheitssphäre,  Eigen- 
thum,  voraussetzt.  Hieraus  ergiebt  sich  von  Neuem  (vergL  83, 
2.)f  ^as  der  tiefste  und  erschöpfendste  Begriff  des  Eigenthums 
und  des  Rechts  auf  Eigenthum  sei:  Es  ist  das  Recht  auf 
eine  eigenthümliche  Sphäre  selbstständiger  recht* 
lich-sittlicher  Zwecksetzungen  in  der  übrigens  gemein- 
samen Sinnenwelt.  Das  Eigenthumsrecht  ist  daher  gleichfalls  m 
ursprüngliches,  dem  Begriffe  jeder  Person  anhaftendes;  dam 
es  ist  nur  der  besondere  Ausdruck  ihres  Unrechts  auf  Sub- 
sistenz  und  Müsse  durch  eigene  Arbeit,  wie  sich  dasselbe  in 
der  Gemeinschaft  allein  verwirklichen  lässt. 

Hierbei  bleibe  die  Art  und  die  Gedankenfolge  dieser  Ablei- 
tung nicht  unbemerkt:  bei  unserm  Begriffe  des  Eigenthums  ist 
der  reale  Besitz,  das  Innehaben  von  Naturobjecten  nicht 
ausgeschlossen;  aber  er  macht  nicht  mehr  den  Ausgangspunkt 
und  die  Unterlage  des  Eigenthumsbegriffes  aus;  am  wenigste 
enthält  er  diesen  Begriff  vollständig  und  ganz.  Eigenthum  soll 
Jeder  nur  desshalb  haben,  weil  er  durch  bleibende  Arbeits- 
leistung Lebensunterhalt  und  Müsse  ffür  sittliche  Ausbildung) 
sich  muss  erringen  können. 

I.  Durch  diese  Fassung  hat  sich  der  Begriff  des  Eigen- 
thums gleich  ursprünglich  nach  zwei  Seiten  hin  erweitert.  Zunächst 
nach  der  Seite  der  altem  Rechtsauffassung,  wo  Eigenthum  auf 
das  Recht  an  eine  Sache  {ius  m  re)  und  auf  den  be- 
rechtigten Gebrauch  derselben  sich  beschränkte.  Dass  man 
das  Recht  auf  Eigenthum  dabei  aus  „Occupation'^  oder  aus 
„Speciftcation"  der  Sache  herleitete,  ist  hier  weniger  wesentlich. 
Wir  zeigen,  dass  es  neben  dem  realen  auch  ein  ideales  Eigen- 
tbiun  gebe,  —  eben  das  Recht  auf  eine  bestimmte  Arbeitsleistung 
mittels  der  „Sa che '^  Andererseits  nähern  wir  uns  dadurch 
dem  von  Hegel  aufgestellten  Begriffe  des  Eigenthums,  welchem 
dasselbe,  wie  uns,  einen  selbstständigen  Zweck  hat:  nur  ist 
dieser  bei  ihm  und  bei  uns  ein  sehr  verschiedener.  Bei  ihm  ist 
es  allein  der  formelle  Zweck,  „dialektischer  Moment  zu 
sein,  „durch  den  das  Ich  im  Eigenthum  als  freier  Wille  sich 
selbst  gegenständlich  und  hiermit   auch    erst   wirklicher 


Zweites  Capitel. 

\        Das  Eigeiilhum  und  die  aus  ihm  hervorgeliendeu 
[  (dinglichen)  Rechte. 


§.  92. . 
Begriff  und  Umfang  des   Eigenthums. 

Mit  dem  gleichmässigen  Rechte  auf  Lebensunterhalt 
und  Müsse  (§.  87.)  tritt  Jeder  in  die  Gemeinschaft.  Jenes 
Doppelrecht  fasste  sich  jedoch  schon  in  den  Ausdruck  zusammen : 
dass  Jedem  ein  Recht  auf  Terhältnissmässigen  „Wohlstand^' 
zukomme  (§.  87,  UI.).  Endlich  zeigte  sich,  dass  auch  Wohlstand 
iiicht  als  letzter  Zweck  bezeichnet  werden  könne:  Jeder  soll  ihn 
als  Mittel  geistig-sittlicher  Fortbildung  behandeln  (§.  87, 
IV.).  So  damals;  hier  ist  weiter  zu  zeigen,  wie  jener  Anspruch 
sich  verwirklicht  und  welche  besondern  Rechte  und  Pflichten 
er  erzeugt. 

Zuvörderst  ergiebt  sich,    dass  jener  Wohlstand,    um  seines 

ethischen  Zweckes  willen,   kein  müheloser,   sondern  nur  ein 

durch  Arbeit  zu  erringender  sein  könne.     Der  Zustand  eines 

Südseeinsiüaners ,   dem  der  Besitz  weniger  Brodfruchtbäume  den 

sorgenlosen  Genuss  einer  träumerischen  Müsse  sichert,  ist  nicht 

das   Ziel,     dem    d/e   Menschheit    sich    zubewegt       Hier    fehlt 

gerade   die   ethische,  durch  den  Ernst  und  Kampf  der  Arbeit 

errungene  und  darum  zur  Perfectibilität  antreibende  Müsse.   Dess- 

halb  muss  der  Wohlstand   mit   ethischem  Zwecke   auf  Arbeit, 

und  zwar  m'cht  auf  wechselnd  zuislllige,    sondern   auf  bleibende 

Arbeitsleistung  gegründet  sein,  welche  wiederum  eine  feste, 
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IL  Ebenso  ist  der  Gegensatz  von  Arbeit  und  Müsse, 
von  welcbom  wir  ausgingen  und  welcher  historisch  seine  un- 
yerkennbare  Berechtigung  hat,  ein  solcher,  der  im  alliBahli^ 
Fortschreiten  und  Venollkommnen  der  Arbeit  iminer  mehr  sich 
venuindem  und  ausgleichen  soll.  Dies  eigentlich  ist  die  hohe 
ethische  Bedeutung  aller  mechanischen  Erleichterung  der  physi- 
schen Arbeit  durch ,  Maschinen  und  künstliche  Apparate,  Da 
körperliche  Kraftaufwand  des  rohen  Macheps  soll  immer  .-mdir 
yom  Menschen  hinweg  auf  die  Natur  abgewälzt  werden..  Sdnd 
freie  Intelligenz,  lässt  die  allgemeinen  Kräfte  der  Natur  für  sidi 
arbeiten  und  bleibt  der  innerlich  leitende,  besonnene.  Cieiat  jener 
Arbeit  So  wird  nicht  nur  die  Müsse  vermehrt,  sonderti  die 
Arbeit  selber  vergeistigt:  sie  wird  sinnvoller,  anregender,  weil  is 
der  Art  und  Einrichtung  der  Arbeitsthätigkeit  die  ewigen  Verr 
nunftgesetze  der  Natur  selber  hindurchleuchtea  undZeugnitf 
für  sich  geben.  .Nicht  bloss  die  äussere  Kraftanstrengung  des^Meb- 
schen,  sondern  auch  das  bloss  mechanische,  handwerksmflssige 
Thun  einer  blinden  Gewohnheit  lässt  sich  in  allen  menschlichen 
Verrichtungen  bis  zum  Minimiun  auflieben,  so  dass  alle  Zweige 
der  Arbeit  neben  dem  intensiveren  Erfolge  zugleich  immer  mehr 
anregende  und  bildende  Geistesbeschäftigungen  werden.  Dit 
Hochgestelltesten  und  Beglücktesten  in  der  Gemeinschaft  sind 
freilich  die,  bei  denen  gleich  ursprünglich  der  höchste  Zweek 
der  Müsse  und  der  Arbeitsleistung  zusammenfallen,  d.  Jl 
denen  nur  zu  arbeiten  obliegt,  wozu  der  freie  Genius  sie  treibt, 
die  ächten  Forscher  und  die  wahren  Künstler,  ebenso  die;  denen 
es  gelingt  das  unmittelbare  Leben  nach  einer  inwohnenden.  Idee 
glücktich  und  harmonisch  zu  gestalten,  die  wahren  Praktiker! 

Bei  diesem  Punkte  unserer  Untersuchung  möchte  Mancher 
an  Fourier's  Lehre  von  den  „passioncllen  Serien"  er* 
innert  werden  und  an  seine  Behauptung,  dass  „Neigung*'  und 
„Arbeit"  zusammenfallen  müsse.*)  Zur  weitern  Erläuterung  def 
eignen  Sätze  scheint  es  zweckmässig,  den  völligen  Gegensa^  dieser 


\ 


*)  Vergl.  unsere  Ethik  B.  I.  §.  307—310  und  daselbst  unsere  Kritik  von 
Fourier's  Lehre. 
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Lehre  mit  der  unsrigen  zu  zeigen.  Wir  bezeichneten  schon  in 
unserer  Kritik  den  Grundirrthum  derselben  dahin:,  dass  sie  d9s 
Zufälligste  der  Individualität  und  ihrer  sinnlich  vereinzelten.  Nei- . 
gungen:fUr  ebenso  berechtigt  hält  und  es  zur  Ausbildung  lassen 
irill,  wie  die  höchsten  geistigen  Interessen  und  Bedürfnisse  der 
Persönlichkeit,  in  denen  allein  das  Wesen  des  Genius  hauset, 
fibgnso  Mt,  was  wir  hier  als  den  höchsten  Zweck  des  Eigen- 
thums  und  der  Arbeitsleistung  bezeichnen,  mit  demjenigen  zu- 
sammen» was  wir  früher,  im  allgemeinen  Theile  der  Ethik,  die 
Genesis  des  sittlichen  Charakters  nannten.  Diese  be- 
steht, wie  wir  zeigten,  in  Arbeit  auch  nach  ethischer  Bedeutung,- 
in  fortdauernder  Entselbstung  und  im  Ethisiren  der  einzel- 
nen ungeordneten  und  in  ihrer  Unmittelbarkeit  disharmonischen 
Triebe.  Als  Schauplatz  dieser  ethischen  Arbeit  aber  ergab  sich 
sdion  damals  der  „Beruf^S  der  allein  das  Resultat  geistig-sitt- 
licher Bildung  sein  kann.  Das  Gebiet  unserer  „Müsse ^^  ist  daher 
ein  ganz  anderes,  als  das  der  „Neigung^^  bei  Fourier. 

FürjeneBegriflehaben  wir  nun  hier  die  stoffliche  Unter- 
lage erhalten:  es  ist  die,  im  Berufe  fixirte  Arbeitslei- 
stung innerhalb  des  Eigenthums.  Die  äussere  Mühe,  der 
körperliche  Kraftaufwand  soll  immer  sich  mindern,  die  Arbeit 
gewinnreicher,  müsse  gewährender  werden.  Fem  aber  davon 
liegt  die  Behauptung,  dass  deshalb,  wie  Fourier  es  will  und 
worauf  alle  seine  Einrichtungen  abzielen,  die  Arbeit  ihren  Charakter 
aufgebe-  und  in  ein  leichtes,  gauklerisches  Spiel  sich  verwandle. 
Sie  wird  nur  anderer,  intensiver  und  geistiger  Art.  Sie  entspricht 
immer  mehr  demjenigen,  wovon  auch  die  rechte  Musste  erfüllt 
sein  soll,  dem  sittlichen  Ernste  geistiger  Pflichterfüllung. 

Und  80  ergiebt  sich  auf  diesem  höchsten  Standpunkte  auch 

die  höchste  Ausgleichung  der  bisherigen  Gegensätze.     Das  ganze 

gegenwärtige  Dasein  des  Einzehien  und  der  Gemeinschaft,    alle 

Arbeit  und  Müsse,    alle  Kämpfe  und  Freuden,    alle  Berufe  und 

Eigenthumsverhältnisse    höherer   und    niederer   Art,    die   ganze 

Bewegung   des   Erdenlebens  haben   nur  den    einzigen   letzten 

Zweck:   Hervorbildung  der  ewigen   Persönhchkeit  ia  uns  durch 

Hen'orarbeitung  ihres  Genius,  welche  man  vom  niedern  Stand- 
st 
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punkte  aus  beurtheilt  ebenso  Arbeit  als  Müsse  nennen  konnte, 
während  sie  wahre  Einheit  und  höchste  Ausgleichung  von  bei- 
den ist. 

III.  Nach  dem  hier  bezeichneten  Umfange  dieses  Begriffes 
soll  nunmehr  versucht  werden,  die  Lehre  vom  Eigenthume  neu 
zu  gestalten.  Es  dürfte  dabei  sich  zeigen,  dass  die  bis  zur 
gegenwärtigen  Stunde  herrschenden  Eigenthumsverhältnisse  nifiits 
Anderes  sind,  als  die  jetzt  noch  nothwendigen,  den- 
noch den  Keim  des  eigenen  Unterganges  in  sich  tra« 
genden  Vorbedingungen,  aus  denen  der  vollkommne  Begriff 
und  die  wahre  Praxis  des  Eigen  thums  sich  erheben  muss.  Die 
gegenwärtige  Ausbildung  und  Intensität  des  Verkehrs  hat  das  ' 
reale  Eigenthum  schon  so  sublimirt  und  zu  idealen  Werthen  ge- 
steigert, dass  die  ersten  Schritte  in  jener  nothwendigen  Entwicke- 
lung  schon  geschehen  sind.  Die  Zeit  kann  nicht  mehr 
zurück! 

Eben  damit  ist  ersichtlich,  dass  der  Begriff  des  EigenthumSy 
im  Fortschreiten  von  seiner  realen  Bedeutung  zur  idealen, 
nur  durch  die  Formen  des  Besitzes,  Eigenthums,  Vermö- 
gens, und  nur  in  dieser  Ordnung  sich  entwickeln  könne. 
Dabei  wird  sich  ergeben,  dass  diese  Entwickelung  eine  andere 
praktische  Folge  bei  sich  führt.  Je  mehr  das  Eigenthum  sieb 
in  ideale  Werthe  auflöst :  desto  unmöglicher  wird  es,  durch  blosse 
Privatthätigkeit  sich  dasselbe  zu  sichern,  desto  mehr  werden  wir 
auf  eine  sociale  Organisation  der  Eigenthumsverhält- 
nisse hingevnesen.  Es  hört  auf  bloss  privatrechtlicher 
Natur  zu  sein  imd  wird  ein  sociales  Institut.  Es  handelt  sidi 
künftig  von  Seiten  der  Rechtsgemeinschaft  nicht  mehr  bloss  danmiy 
Jedem  sein  rechtmässig  erworbenes  Eigenthum  zu  schützen, 
sondern  Jedem  bei  rechtmässiger  Arbeitsthätigkeit  das  ihm  ge- 
bührende Eigenthum  zu  verschaffen.  Damit  gewinnt  von  der 
andern  Seite  zugleich  der  Eigenthumsbegriff  seine  höchste,  die 
ethische  Bedeutung:  das  wahre  Eigenthum  liegt  in  der  intensiven» 
gewissenhaften  Arbeitsleistung  und  der  würdigste  Eigenthtlmer 
ist  der  sittUche  Mensch. 
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§.  93. 
1.     Der  Besitz. 

Vom  Besitze,  als  dem  unmittelbaren  Verhältnisse 
der  freien  Person  zu  einer  Sache,  noch  ohne  Bezie- 
hung auf  andere  Personen,  geht  das  weitere  Rechtsverhält- 
niss  aus,  welches  den  Namen  Eigenthum  verdient.  Besitz  ist  das 
unmittelbare  Innehaben  (possessio)  einer  Sache  und  ihr  ebenso 
factischer  Gebrauch.  Zum  „Eigenthum^'  wird  derselbe,  wenn  der 
Besitzer,  Andern,  gleichfalls  Besitzenden  gegenüber,  durch  wechsel- 
seitige Anerkennung  und  Absonderung  der  Besitze,  den  seinigen 
behält  mit  dem  doppelten  Merkmale  der  Ausschliesslichkeit 
nach  Aussen,  gegen  Andre  (prop riet as),  und  der  Unbeschränkt- 
heit  des  Gebrauchs  nach  Innen,  für  sich  selbst:  —  wobei  weiter- 
hin sich  jedoch  zeigen  wird,  dass  das  zweite  Merkmal  des  unbe- 
schränkten Gebrauchens,  welches  auf  dem  reinen  oder  formellen 
Rechtsstandpunkle  unbestreitbar  ist,  vor  dem  höhern  ethischen 
Maassstabe,  welcher  ins  Eigenthumsrecht  hinabgreift,  allerdings 
seine  wesentlichen  Einschränkungen  erhalten  werde. 

I.  „Besitz"  drückt  vorzugsweise  das  Verhältniss  der  Person 
2ur  Sache  aus.  „Sache"  ist  das  an  sich  Selbst-  und  Willen- 
lose; und  insofern  wird  sie  ganz  von  selbst  der  Person  entgegen- 
gesetzt, die  ihren  Willen  —  mittelbar  dadurch  mehr  oder  minder 
ihr  ganzes  geistiges  Selbst  —  in  sie  hineinlegen  kann.  „Eigen- 
thum" dem  gegenüber  bezeichnet  das  Verhältniss  der  Person 
zu  andern  Personen  in  Bezug  auf  diese  Sache  oder  auf 
Sachen  (auf  reale  Werthe)  überhaupt,  wodurch  jenes  un- 
mittelbare oder  facti  sehe  Verhältniss  des  Besitzers  zur 
Sache  erst  rechtliche  Bedeutung  erhält. 

Dies  zunächst  der  rein  begriffsmässige  oder  rechtsphilosophi- 
sche Unterschied,  von  dem  vielleicht  es  scheinen  könnte,  dass  er 
eine  blosse  SubtiUtät  ohne  praktische  Bedeutung  sei.  Dennoch 
hat  er  sehr  wichtige  sachUche  Folgen  gehabt  auf  die  reale  Ent- 
wickelung  der  Besitz-  oder  Eigenthumsverhältnisse,  indem  erst 
durch  dieses  Fortrücken  des  Besitzes  zum  Eigenthum,  d.h. 
durch  die  gewonnene  allgemeine  Sicherheit  eines  rechtlichen 


70 

Anspruches   auf  den    realen  Werth  einer  Sache,  der 
factische  Besitz  der  jenen  Werth  repräsentirenden  Sache  überflüssig- 
geworden  ist:  Geld  » —  weiterhin  Credit  —  endlich  der  recht- 
lich gesicherte  Anspruch  auf  einen  bestimmten  Gewinn  an  th  eil 
(Zins,  Rente,  Actie  und  dergl.)  treten  an  die  Stelle  jenes  materiellett 
Besitzens   und  Gebrauchens  der  Sache   und   werden   nun  das- 
eigentlich  WerthvoHe  im  Eigenthum,  das  „Vermögen"  (vergl.  §.95.)» 
II.     Das  Recht  auf  Besitz   und  Gebrauch  von   Sachen  ist 
ein  unmittelbares  und  unveräusserliches;    es  folgt  ohne  Weiteres- 
aus    dem   Urrechle    auf  Unterhalt    (§.  87.)    und    macht    sein^ 
Befriedigung  möglich.     Wir  Alle  sind  von  der  Geburt  an  Besitzer 
in  diesem  Sinne,  ohne  Eigenthümer  zu  sein :  wir  üben  sümmtlicli,. 
ohne  es  zu  wissen,  das  „jus  primi  occypantts"  aus,  welches  ia 
den  wirklichen  Eigenthums Verhältnissen  nur  sehr  selten  rein 
sich  darstellt.     Das  Kind  an  der  Mutter  Brust  nimmt  fortwährend 
in  Besitz;    das  weidende  Thier  ist  ein  primus  occupans  u.  s.  w. 
Das  Recht  des  Besitzes  geht  daher  allen  bestimmten  Eigenthums- 
verhältnissen,  somit  auch  jedem,  staatlichen  Zustande  voraus,  dem 
Begriffe  nach,  freilich  keiner  historischen  Genesis  zufolge.    Daher 
sind  auch  die  Folgerungen  fern  zu  halten,    welche  einige  äUere 
Sociahsten  aus  diesem  Satze  zogen,  und  die  auch  bei  den  neuem 
wieder  behebt  geworden  sind,  als  hätten  wegen  jenes  urspranglichen 
Besitzrechtes  alle  Menschen  factischen  Anspruch  auf  glei- 
chen Besitz  —  etwa  auf  gleichen  Antheil  am  Erdboden;   sie 
seien   ferner   als  solche  ürbesitzer  erst  zum  Staatsvertrage  zu- 
sammengetreten,   der  ihnen  nunmehr  jenen  ursprünghchen 
Besitz    als    rechtliches    Eigenthum    zu   verschaiTen   habe. 
Diese  vermeintlich  gründUchen  Deductionen,    denen    man    sogar 
praktische  Consequenzen  unterlegt,  beruhen  auf  einer  gänzlichen 
Misskennung  des  ursprünghchen  Besitzrechtes.     Dies  ist  ein  völUg 
unbestimmtes  und  unorganisirtcs;    es  Mt  mit  dem  Rechte   auf 
Lebensunterhalt  zusammen  und  wird  vollständig  durch  letzteres 
befriedigt:  in  diesem  hegt  jedoch  weder  der  Anspruch  auf  glei- 
chen,  noch   überhaupt  auf  einen   bestimmten  Besitz.     Am 
Allerwenigsten  existirt  aber  ein  solches  ursprünghches  Besitzrecht 
vor  dem  Staate,  •  oder  als  Princip  und  Zweck  der' Staatdbildung» 
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Realisirt  und  sanctionirt  wird  es  nämlich  nur  im  Staate  und 
seinen  gesetzlich  geordneten  £  i  g e  n th u m  s  Verhältnissen.  Blosse 
iBesitzer,  ohne  Eigenthumsrecht,  giebt  es  eigentlich  nur  innerhalb 
der  Familie  oder  derjenigen  Vereine,  die  nach  dem  Muster  der 
Familie  eingerichtet  sind  (der  geistlichen  Orden,  Klöster,  pia  corpora 
und  dergl.).  Das  Familienglied  kann  allerdings,  bloss  besitzend, 
an  den  gemeinsamen  Gütern  Antheil  nehmen,  während  die  Familie 
8elb6t  oder  ihr  Oberhaupt  nach  Aussen  sich  als  ^,£igenthümer^^ 
zu  legitimiren  hat.  Der  Staat  kennt  und  anerkennt  nur 
Eigenthümer.  Jene  sämmtlichen  Gemeinschaften  daher  liegen 
nicht  vor  oder  ausserhalb  des  Staates;  sie  können  nur  in  ihm 
ihre  Dauer  finden.  Was  endlich  im  Vorigen  für  ein  Recht  auf 
gleichen  Besitz  gehalten  wurde,  ist  vielmehr  zurückzufuhren 
auf  das  gleiche  Recht  eines  Jeden  auf  Lebensunterhalt  und  ein 
dazu  genügendes  Eigenthum. 

(Es  ist  lehrreich  und  bedeufungsvoU ,   dass  der  Unterschied 
zwischen  Besitz  und  Eigenthum,  wie  er  hier  begriffsmässig  und 
rechtsphilosophisch  festgestellt  wurde,    auch  der  Auffassung  des 
Römisdien  Rechtes  zu  Grunde  liegt,    wie    Savigny   in    seinem 
„Rechte  des  Besitzes^^  erwiesen  und  durch  alle  damit  znsammen*- 
hangenden   positiven   Rechtsbestimmungea   entwickelt   hat.     Die 
Bedeutung  des  Besitzes,    zeigt  er,    besteht  dat'in,    dass  er  das 
factische  Verhältniss  sei,  welches  dem  Eigenthume  als  dem 
rechtlichen  entspricht.     Desshalb  hatte.,  wenigstens  im  altern 
Römischen  Reclite,    der  Schutz  des  Besitzes   auch  ^nen  andern 
Sinn,    als  der  Rechtsschutz  des  Eigenthümes.     Jenes  sucht  den 
factischen    Zustand    des  Besitzes    vor  Störung    oder   Alterirung 
zu  bewahren,  ist,  wie  Stahl  dies  bezeichnet^ *)   „provisori- 
sche,   subsidiäre   Regulirung    des.  Verhältnisses    zu    den 
Sa  ebenes  während  jener,  der  Schutz  des  Eigenthümes,  aus  der 
Anerkennung  dcf  rechtlichen  AnsprucTis  darauf  her- 
vorgeht   und    die   definitive   und    eigentliche    „Rfegu* 
lirung*'  bezweckt.    Desswegen  scheint  uns  jedoch:,  gegen    die 
Meinung  von  Stahl  (a.  a.  0.  S.  311)   Savigny    Recht  zu  haben, 


*)  Reebtspbilosophie  U.  1.  S.  307.  Tergl.  S.  310.  U- 
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wenn  er  den  Grund  des  Schutzes,  den  das  Recht  dem  Besitie 
gewährt,  n\ir  in  der  Persönlichkeit  des  Besitzers  findet,  welcher 
überhaupt  darauf  Anspruch  hat,  geschützt  zu  werden,  nicht 
in  seinem  factischen  Verhältnisse  zur  Sache,  wenn  es  rechtlich 
noch  unaufgeklärt  ist.  Jede  Persönlichkeit  soll  unverletzlich  sein, 
darum  mittelbar  auch  ihr  factischer  Besitz.  Hierin  scheint 
uns  auf  treffende  Weise  auch  rechtsphilosophisch  das  wahre  Ver- 
hältniss  des  Besitzes  zur  Persönlichkeit  und  der  Grund  ihm 
Rechtsschutzes  bezeichnet  zu  sein.) 

§.  94. 
2.     Das  Eigenthum. 

Was  Eigenthum  sei,  hat  sich  an  seinem  Unterschiede 
vom  Besitze  schon  ergeben:  es  ist  der  durch  das  Recht  an- 
erkannte und  damit  durch  die  öffentliche  Rechtsmacht 
geschützteBesitz.  In  ausgebildeten  Rechtsverhältnissen  duldet 
daher  der  Staat  nirgends  blossen  Besitz;  er  muss  zweifelhaften 
Falls  nach  dem  „Rechtstitel^^  desselben  fragen  und  erhebt  den 
gerechtfertigten  Besitz  dadurch  zum  Eigenthume.  Somit  liegt 
der  Hauptnachdruck  in  diesem  Begriffe  auf  dem  Rechte,  nicht 
auf  dem  Factum.  Dies  gerade  meinte  Kant,  wenn  er  die 
Sache,  welche  durch  Occupation  und  Specification  die  meinige 
geworden,  zwar  Eigenthum,  aber  nur  „provisorisches  Eigen- 
thum'^ nennt;  zum  „definitiven^^  wird  sie  erst  nach  ihm 
durch  rechtliche  Anerkennung.  Eben  daher  definirt  er  auch  das 
Eigenthum  als  „intellectuellen  Besitz",  weil  es  nur  durch 
den  anerkennenden  Act  im  Bewusstscin  Aller  entsteht. 

I.  Hiermit  erhält  jedoch  der  Begriff  des  Besitzes  allmählig 
einen  andern,  zugleich  höhern  oder  idealern  Sinn.  Das  Recht 
des  Eigenthumes  giebt  Anspruch  auf  den  Besitz,  d.  h.  auf  das 
vollständige  reale  Innehaben  der  Sache;  und  dieser  Besitz 
wiederum  wird  Mittel,  um  das  Recht  des  Eigenthums  nach 
allen  Seiten  ^n  der  Sache  zu  bethätigen  und  auszubeuten.  In  die- 
sem Verhältniss  ist  der  reale  Besitz  daher  nur  die  nothwendige 
Bedingung  und  der  erste  vorbereitende  Zustand  zur 
vollständigen  Ausübung  des  Eigenthumsrechls^  welches  das  Recht 
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der  gesammten  Gewalt  über  die  Sache  in  sich  schliesst. 
Die  Sache  und  ihr  Besitz  hat  keinen  Zweck  und  Werth,  wenn 
nicht  die  yolle  Gewalt  über  sie  mit  eingeschlossen  ist.  Umgekehrt, 
wenn  die  volle  Gewalt  über  die  Sache  rechtlich  und  factisch  ge- 
sichert ist,  wird  das  reale  Innehaben  derselben  etwas  Gleich- 
gültiges oder  Ueberflüssiges:  —  ein  einfacher  und  längst  bekannter 
Gedanke,  welcher  dennoch  eine  Reihe  der  wichtigsten  Folgen 
haben  wird. 

Das  Eigenthumsrecht  über  die  Sache  enthält  ferner  daher 
eine  doppelte  Befugniss:  theils  der  freien  Benutzung  des  Eigen- 
thums  durch  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  (usus-ususfructus) ;  theils 
4ler  freien  Verfügung  über  dasselbe  durch  Veränderung  der  Sache 
in  ihrer  Substanz  oder  in  ihren  Rechtsverhältnissen. 
Die  sehr  mannigfachen  Rechtsbestimmungen,  welche  weiter  daraus 
folgen,  gehören  nicht  hierher:  worauf  es  ankommt,  ist  einzusehen, 
«lass  beides:  Benutzung  und  Verfügung  nur  darin  ihren  gemein- 
schaftlichen Zweck  finden,  wenn  der  Wille  des  Eigenthümers 
ununterbrochen,  ungehemmt,  und  planmässig  organisirend  auf 
die  Sache  wirken  kann. 

II.     Wir  können  daher  sogleich  von  hier  aus  den  Begriff  des 
Eigenthums  um  eine  wesenthche  Bestimmung  steigern.     Wie  sich 
gezeigt   hat,    ist  die  Bedingung  des  realen    Innehabens  der 
Sache  völlig  gleichgültig  und  auch  in  der  Praxis  eigentlich  schon 
angst  verschwunden,  wenn  das  volle  Eigenthum  an  derselben,  d.  h. 
das  freie  Verfügungsrecht  über  sie,  rechtlich  gesichert  ist. 
Was   als    das  Wesen]Jiche   übrig  bleibt,    ist  das  von  Allen  (von 
der  Rechtsmacht)  anerkannte  Recht  auf  eine  gewisse  Thätig- 
keit  an  der  Sache  und  dadurch  auf  die  Erzeugung  eines 
gewissen  realen  Werthes.     Die  Sache  und  ihr  Besitz  be- 
]ialten    dabei   nur   die   untergeordnete  Bedeutung  des  Mittels, 
am  als  Gegenstand  der  Thätigkeit  jenen  realen  Werth  herzustellen : 
(des  Stoffes  für  eine  Fabrication,  des  Werkzeuges  für  eine 
^wisse  Arbeitsleistung  u.  s.  w.).     Wird  jedem  Arbeitenden    die 
äaa  nöthige  Sache  als  Stoff  seiner  Thätigkeit  geliefert  oder  ihr 
Empfang  ihm  zugesichert;    so  ist  ihm  vollkommen  Genüge  ge- 
schehen: er  ist,  vielleicht  mit  vie^len  Andern  zugleich,  ihr  recht- 
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lieber  Eigenthümer,  ohne  je  ihr  realer  Besitzer  zuwe^ 
den.  Der  ideale  Besitz,  die  Sirlierheit,  den  Stoff  seiner Thfltig- 
keit  stets  erhalten  zu  können,  ist  voUif;  an  die  Stelle  des  realei 
getreten. 

Wir  können  daher,  wenn  wir  das  wahre  Ziel  und  den  letzten, 
unverlierbaren  Zweck  des Ei^^entliuins, den  „Wohlstand'^  (S-87.), 
ins  Auge  fassen,  das  Eigentluunsrecht  auch  nennen:  ein  Recht 
auf  eigentbünilirhe  Arbeitsleistung  zum  Zwecke  mög- 
lichsten Wohlstandes.  Darauf  eigenthch  kommt  Alles  an: 
das  Uehrige,  die  Sache,  ilir  reahT  Besitz  und  die  volle  Gewak 
über  dieselbe  sind  dafilr  nur  Mittel;  und  jede  ilussere  Anord- 
nung der  Eigenthumsverhältnisse  hisst  sich  als  rechtihässig  den- 
ken, wenn  sie  jenen  Zweck  des  Eigcnthums  befördert  Unter 
dieser  Bedingung  entspricht  sie  vollkommen  dem  rechtlichen  und 
dem  vernunflgemässen  Begriife  desselben. 

IIL  Hiermit  ist  nun  sogleich  der  starre  und  nach  der  bis- 
herigen Auffassung  unüberwindliche  Gegensatz  von  Privat^ 
und  Gesammteigenthum  aufgehoben:  beide  schliessen  weder 
rechtlich,  noch  wenn  nach  dem  Zwecke  des  Eigenthums 
gefragt  wird ,  auch  begrilTsmässig  sich  aus.  Das  Eigenthum 
braucht  keinesweges  mehr  ein  individuelles,  an  das  ein- 
zelne Subject  geknüpftes  zu  sein,  damit  das  Individuum  den 
vollen,  daran  ihm  zustehenden  Werth  geniesse.  Umgekehrt:  das 
Verhältniss  des  ungetheilten  Besitzes  schliesst  ebenso  wenig 
aus,  dass  nicht  jedem  Mitbesitzer  am  Gesammteigenthum,  nach 
seiner  eigenthümlichen  Arbeitsleistung,  auch  ein  eigenthUnh 
lieber  Werth,  ein  Privateigenthum  daraus  sich  ablöse. 
(Der  Antheil  z.  B.,  welcher  bei  Verarbeitung  einer  Sache  aus 
dem  gemeinsamen  Gewinne  dem  Talente  zugeschieden  wird,  kann 
grosser  sein,  als  welcher  der  Handarbeit  und  dem  Capitale  zu- 
kommt, oder  umgekehrt:  in  jedem  Falle  hat  daher  der  TrSIger 
des  Talentes,  des  Capitals  imd  der  Handarbeit  ein  in  dl  vi  du* 
elles  Eigenthum  innerhalb  ihres  Gesammtbesitzes.)'  Was 
hier  eigentlich  entscheidet,  ist  allein  der  Gesichtspunkt,  auf  welche 
Art  das  Eigenthum  am  Ertragsamsten  werden,  seinen  letzten  Zweck 
erfüllen   kann.    Dies   hat   daher  auch   die  Praxis  in  einzelneA. 
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Anwendungen  längst  durchgeübt;  nur  ist  nicht  immer  geschehen^ 
<bi88  man  YOh  hier  aus  sich  zum  Allgemeinen  erhoben  und  den 
ganzen  EigenthumsbegrifT  darnach  umgestaltet  hat 

Ebenso  wenig  braucht  das  Eigehthum  ein  reines  und  un- 
beschränktes zu  sein:    seine  Benutzung  kann  an  Bedin- 
gungen oder  Beschränkungen  geknüpft  werden,  welche  Andern 
einen  bestimmten  Antheil  am  Nutzen  zusprechen;  —  „dingliche 
•  Rechte"  Anderer  daran,    Real-  oder  Personalservilute. 
Ebenso  kann  die  freie  Verfügung  über  das  Eigenthum  gewissen 
,   beschränkenden  Bedingungen  unterliegen:  —  z.  B.  insofern  es 
[   Pfand obje et  geworden  ist,  oder  durch  die  fideicoramissarische 
:   Bestimmung,  dass  der  ganze  Complex  eines  Besitzes  ungetheilt  bei 
i    einander  bleiben  muss.     Auch  hier  kann  und  soll  nur  die  Zweck- 
mässigkeit  entscheiden,  und  selbst  das  beschränkteste  Eigen- 
Ihums-  und  Verfügungsrecht  ist  besser,  als  der  todte,  keine  Werthe 
eneugcnde  Besitz. 

Und  hiermit  sind  die  Eigen thümcr  überliaupt  auf  den  Ver- 
i^ehr,  insbesondere  auf  möglichste  Beweglichkeit  und  auf 
FIttssighalten  des  Eigentlmmes  hingewiesen,  —  was  es  zum 
f  -frrien  „Vermögen"  macht  (vergl.  §.  96.);  —  damit  in  der  Um- 
gestaltung von  Erw'erb  und  Austausch  sein  „Werth"  stets  sich 
TCnnehre  und  so  die  Befriedigung  an  ihm  —  der  einzelne  und 
gemeinsame  Wohlstand  —  unablässig  sich  steigere. 

IV.  Hieraus  ergiebt  sich  ein  neuer  Gesichtspunkt.  Dem- 
zufolge nämlich  ist  das  Eigenthum  nicht  mehr  zu  fassen  als 
Etwas,  was  privatem  Belieben  oder  abstracter  Willkür  allein  zu 
flberiassen  wäre.  Es  ist  vielmehr  ein  öffentliches  Rechts- 
institut, zugleich  die'  Quelle  des  Bestehens  und  der  Wohlfahrt 
ftr  die  ganze  Gemeinschaft.  Wer  an  der  Wohlthat  dieses  Rechtes 
und  seinen  Vortheilen  Anspruch  hat,  muss  damit  auch  gewisse 
J^flichten  Abemehmen.  Diese  ergeben  sich  aus  dem  voll- 
ständigen Begriffe  des  Eigenthums.  Bei  willküriichem 
Zerstören  oder  auch  nur  bei  unzweckmässiger  Benutzung  des 
I^teigenthums  leidet  nicht  bloss  der  Besitzer,  sondern  die 
t^Mt  Gemeinschaft  Schaden,  so  gewiss  ihr  Gesammtvcr- 
^"^ik  dadurch  offenbar  beeinträchtigt  wird  und  sie  selber  lu» 
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gleich  in  ihrem  Schoossc  das  Beispiel  eines  anarchischen,  zweck- 
widrigen Zustandes  duldet,  einer  schreienden  Anomalie  gega 
ihren  eignen  BegrifT. 

Es  ist  daher  zugleich  die  Pflicht  desEigenthttmeri, 
nicht  hlüss  sein  Becht,  sein  Eigenthuni  möglichst  nuti- 
bar  zu  machen,  und  ihm  gegendber  ist  das  Recht  dei 
Staates  anzuerkennen,  darin  ihn  zu  beaufsichtigei 
und  durch  Maassregeln  der  Gesetzgebung  und  Ve^ 
waltung  zu  solcher  höchstmöglichen  Benutzung  ai- 
zu treiben  oder  wenn  dies  unmöglich,  gegen  vollständige  Ei^ 
Schädigung,  wie  sich  versteht,  es  in  die  Hünde  des  rechten 
EigenthUmers  zu  legen. 

FreiUch  wissen  wir,  dass  wir  durch  diesen  Satz  den  ge- 
wOhnhchen  Voi'stcllungen  ins  Angesicht  schlagen,  welche  sich  tm 
der  Annahme  der  Absolutheit  des  Privateigenthums  und  danebea 
von  der  absoluten  Berechtigung  der  Willkür  noch  immer  nicht 
losmachen  können.  Doch  geschieht  dies  von  uns  mit  dem  voD- 
kounnnen  Bewusstsein  unseres  Rechtes  dazu  und  mit  der  Einsicht 
von  der  eignen  Inconsequcnz  jener  Vorstellungen,  mögen  sie  aodi 
noch  immer  als  die  specifisch  liberalen  gelten.  Die  Nothdurft 
der  Praxis  hat  auch  hier  der  klareren  Fassung  des  Begriffes  vor- 
gearbeitet, welche  sich  nicht  länger  mehr  verläugnen  lässt  Schon 
längst  beschränkt  oder  verbietet  die  positive  Gesetzgebung  jedes 
schädhche  oder  unnütze  Zerstören  des  Privateigenthums,  sogar 
in  einzelnen  Fällen  die  zweckwidrige  Benutzung  desselben,  weil 
es  immer  zugleich  als  Theil  des  Gesammteigenthums  anzusehen 
ist,  oder  weil  —  wie  das  Romische  Recht  vortrefliich  dies  aus- 
drückt —  ,^quia  expedit  reipublicae,  ne  sua  re  qui$ 
male  utatur^'.*)  Wollen  wir  diese  einzelnen  Beispiele  auf 
ein  allgemeines.  Rechtsprincip  zurückfuhren,  so  ist  dies  nicht 
anders  auszudrücken,  als  dass  schon  nach  der  gegenwärtig 
üblichen,    durchaus    unentbehrlichen  Praxis   es   gar 


*)  Man  sehe  die  zatüreichea  Beispiele  aus  der  altern  und  neuern  Geseti- 
gebung  bei  Ruder  „Grundzüge  des  Naturrechts"  S.  256.;  wodurch  diese  Rechts- 
«uffassung  bestätigt  wird. 
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ein  absolutes  Recht  des  Privateigenthums  giebt. 
idmehr  greift  der  Begriff  des  Gesammteigenthums  schon  nach 
kr  bisherigen  Rechtsaufiassung  durch  den  des  Privateigenthums 
Idndurch  als  dessen  Träger  und  zugleich  dessen  eigentUche  Garan- 
tie, indem  nur  als  einen  Theil  des  Gesammtwohlstandes  und 
Verkehrs  der  Einzelne  seinen  Privatbesitz  mit  Sicherheit  verwerthen 
oder  gemessen  kann.  Wo  aber  einmal  der  Begriff  des  Gesammt- 
loUstandes  (des  „Nationalvermögens^')  zur  Geltung  gekommen^ 
da  moss  sich,  im  Conflicte  mit  ihr,  die  Privatwillkür  und 
ie  Ohnmacht  ungeschickter  Privatbenutzung  jenem  umfassendem 
hteresse  unterwerfen,  nicht  bloss  kraft  des  hohem  Rechts, 
Müdem  mittelbar  auch  kraft  des  eignen  Vortheils. 

Desshalb  liegt  es  schon  jetzt  im  Geiste  der  angehobenen 
ligenthumsentwickelung,  auf  dieser  Bahn  mit  Klarheit  einen  Schritt 
mter  zu  gehen.  Wenn  manche  Gesetzgebungen  das  Wüstliegen- 
lassen  fruchtbaren  Ackerlandes  oder  auch  nur  das  zweckwidrige 
Benatzen  liegender  Güter  hindern  oder  bestrafen  (man  sehe  die 
Beispiele  bei  Röder  a.  a:  0.);  wenn  femer  durch  das  Expro- 
iriationsrecht,  durdi  gesetzliche  Aufhebung  der  Majorate  und 
vieles  Aehnliche,  die  vermeintliche  Unbedingtheit  des  Privateigen- 
tbmnsrechtes  längst  durchbrochen  ist:  so  bleibt  auf  dem  Wege 
dieses  neuen  Princips  die  weitere  Consequenz,  vonderblossne- 
gativen  Verhinderung  des  Schädlichen  zur  positiven 
Beförderung  des  Gemeinnützlichen  fortzuschreiten. 

Dies  gäbe  offenbar  einen  ganz  neuen  Zweig  der  Staatswirth- 
ichaftslehre,  bei  welcher  wir,  wohlbewusst  unseres  gegen- 
^Mgen  Zweckes,  in  einzelne  Vorschläge  nicht  eingehen,  weil 
wir  deren  praktische  Ausführbarkeit  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen nicht  zu  beurtheilen  vermögen.     Uns  liegt  nur  daran,  das 
Rechtsprincip   zur  Geltung   zu  bringen,    nach  welchem  wir 
2.B.  dem  Gemeinwesen  nicht  bloss  die  Erlaubniss,  sondem 
die  Verpflichtung  vindiciren,  gewisse  unzweckmässige  Behand- 
tangsweisen    des  Besitzes  in  Landbau,    Fabrication   und  dergl. 
^  verbieten,  ebenso  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  Jeden  zu 
i^^igen  (es  ist  nur  ein  weiter  ausgebildetes  Expropriationsrecbt), 
von  seinem  Grundbesitze  zu  verkaufen,  was  er  nicht  selbst  mit 
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dem  liüciisten  VortluMl  verwertlicn  kann,  vor  Allem  durcfa  Gebete- 
gebung,  nicht  nur  drr  venleiiiliclicn  Zerstückelung  des  Gniii4- 
besitzes  vorzubauen,  sondern  audi  hier,  auf  positive  Weise,  div 
Princip  der  Association  durchzuführen,  theils  durch  VereiiU: 
gung  passend  sich  ergänzenden  (>rundhpsitzes,  theils  indem  über; 
haupt  das  Zusanmienwirk(*n  huidwiUhschalUicher,  industrieller  und 
commercicUer  ThcHtigkeit  befördert  wird. 

Aus  allem  Diesen  ergiebl  sich  das  wiclilige  Resultat:  ii» 
das  Eigenthumsrecht  untl  (he  IMIicIit  des  Staates  ihm  gegenflb« 
den  grossen  we]tgesclii(*htlichen  Gang  zu  nehmen  beginnt  Aift* 
her  hat  der  Staat  die  Rechtsverpllichtung  gehabt  und  nur  diesi 
zu  haben  geglaubt,  den  Kigenthümer  in  meinem  vorhaib 
denen  Besitze  zu  schützen.  Dieser  Zustand  iinbedingteii 
Privateigenthums  und  schrankeidoser  Anhdufuqg  hat  sich  übei^ 
lebt;  er  löst  sich  auf  an  tausend  in  der  Sache  selbst  liegendes 
Zweckwidrigkeiten.  Von  nun  an  ist  es  die  weitere  Auf- 
gabe des  Staates,  Jeden  in  das  ihm  nach  Bedürfnis! 
und  Fähigkeit  gebührende  Eigenthum  immer  tob 
Neuem  einzusetzen.  Dies  konnte  Anfangs  eine  exorbitante 
und  ganz  unausführbare  Anmuthung  erscheinen;  wir  haben  jedodi 
gezeigt,  wie  dies  i^rincip  in  einzelnen  Wirkungen  schoB 
angefangen  habe.  Ausserdem  hat  sich  ergeben, - . wie  nur  so 
die  Rechtsfrage  über  das  Eigenthum  auf  gründUche  und  ge- 
rechte Weise  gelöst  werden  könne.  Und  so  ist  es  zugleich  du 
sociale  und  das  ökonomische  Problem  der  Gegenwart,  dessen 
glückliche  Erledigung  allein  vor  den  Gefahren  einer  socialen  Revo- 
lution uns  schützen  kann.  Die  commun istischen  Theorien,  die 
ihre  Rerechtigung  nur  in  einer  instinctmässigen  PrQtestation  gegea 
die  bisherigen  Ausartungen  des  Privateigenthums  finden,  sind  auf 
das  entgegengesetzte  Extrem,  die  gänzliche  Vertilgung  desselbeii 
verfallen.  Eine  solche  ist  jedoch  völlig  unmöglich  und  auch 
begriffswidrig,  indem  sich  aus  dem  Kampfe  oder  aus  der  Ergän- 
zung der  Persönlichkeiten  jeden  Augenblick  die  Sonderung  des 
Eigenthums  wieder  hervorbilden  nmss.  Will  man  dabei  immer 
wieder  an  das  Reispiel  Sparta's  erinnern,  so  ergiebt  diese  Ver- 
gleichung  eben  die  vOUige  Unausführbarkeit  ähnlicher  Reformen, 
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welche,  abgesehen  von  der  unerträglichen  Knechtschaft,  die  sie 
;  einführen  würden^  bei  uns  an  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit 
L    und  Complication  der  Eigentbumsverhältnisse  scheitern  müssten. 

!  §.  95. 

[  3.     Das  Vermögen. 

Wie  sich  im  Vorhergehenden  zeigte,  dass  der  rechtliche 
Begriff  des  Eigenthums  immer  mehr  dazu  fortschreite,  den  bis- 
herigen Ge^nsatz  zwischen  Sonder-  und  Gesamrateigeutluim  zu 
.  einem  flüssigen  zu  machen :  so  ist  hier  zu  zeigen ,  wie  derselbe 
Fortschritt  den  realen  Besitz  immer  mehr  zum  idealen\yerthe4 
nnn  „Vermögen"  erhebt. 

I.    Jedes  Eigenthum  und  seine  Benutzung  hat  einen  gewissen 
(Teräqderlicheu)  Werih,  d.  i.  ein  bestimmtes  Zeitmaass  des  Lebens- 
unterhaltes und  der  Müsse  wird  dem  EigenthUmer  dadurch  gesichertj 
Aber  die  Theilc  des  Eigenthums  und  die  Art  seiner  Benutz- 
ong  sind   verschieden  (Wald,  Aecker,  Wiesen,  vermiethbare 
fljiuser,    Mtlhlengereditigkeit  u.  s.  w.).      Es   entsteht   daher   die 
Aufgabe,    diese  verschiedenen  Werthe   auf  einen  Gesammtwerth 
zurttckzufUhren ,   wodurch    die   Person  Eigenthümer   nicht  bloss 
der  Güter   als   einzelner,    sondern   des   in    ihnen    dargestellten 
„Vermögens"  wird.     Es    ist   ein  gemeinsamer  Ausdruck   für 
aUe  Werthe   und    ihre  Veränderungen   zu  suchen:  —  dies  der 
BegriiT  des  Geldes.   Wir  können  es  deftniren  als  den  gemein- 
samen Maa.ssstab  aller  Werthe,  mögen  diese  in  Sachen 
oder  in  Arbeitsleistungen  bestehen.  Der  Gebrauch  des  Metall- 
geldes ist  dabei  nur  conventionell,  aber  zugleich  durch  hohe 
Zweckmässigkeit  ausgezeichnet,   weil  die   edeln  Metalle  da- 
neben selbstständigen  Werth  haben,  wesshalb  nach  den  bisherigen 
Veiiiältnissen  das  Metallgeld  sich  am  Besten  zum  allgemeinsten 
Werthmaasse  und  Zahlmittel,    zum  Weltgelde   geeignet 
hat.  —     Dies  aus  seinen  verschiedenen  Theilen  und  Benutzungs- 
arten zur  ungeschiedenen  Einheit  zusammengefasste ,  somit  schon 
idealisirte  Eigenthum  macht  den  Begriff  des  „Vermögens"  in 
seiner  ersten  und  untersten  Bedeutung.    Voller  Eigenthümer  ist 
Jeder  erst  dann,  wenn  er  des  ganzen  Werthes  der  Sache  mächtig« 


wenn  es  ihm  frei  verfügbares  Vermögen  geworden  ist  Ein  Be — 
sitzer,  der  sein  Gut  nicht  veräussern  oder  verpfänden  darf,  is% 
eben  damit  nicht  EigenthUmer  seines  vollen  Werthes:  er  hat  e^ 
nicht  in  „Vermögen"  aufgelöst. 

(Die  berühmte  Streitfrage,    ob   das  Metallgeld  nur  eineum 
Conventionellen  Werth  habe,  oder  seine  Geltung  ftlr  den  Wehver-^ 
kehr  seinem  innern,  realen  Werthe  verdanke;  ob  es  blosses 
„Werthzeichen"  oder  eigentliches,   selbstständiges  „Vl^erth.— 
maass"  der  Dinge  sei  (vergl.  Schmitthenner  „Zwölf  Bücher 
vom  Staate    oder  Encyklopädie   der  Staatswissenschaflen'*   1839 
B.  I.   §.  337.  u.  ff.  besonders   S.  463.  Anmerk.):    diese  Frage 
geht  uns  hier  Nichts  an.     Im  Umkreise  der  hier  veiiiandelten 
Begriffe  ergiebt  sich  gar  nicht  die  Nothwendigkeit,  ein  allgemeines 
Werthmaass  der  Dinge  zu  haben,  welches  mehr  sei  als  ein 
blosses  Werthzeichen  und  auch  noch  als  reale  Waare 
betrachtet  werden  müsse.     Schmitthenner,  der  fllrdie 
letztere  Vorstellung  eifrig  kämpft,   scheint  uns  durch  die  prak- 
tische Auffassung   der   grossen  Credit-   und  Handelsveiiiältniafle 
in  der  Gegenwart  schon  widerlegt  zu  sein:   zwischen  der  altm 
und  der  neuen  Welt  organisiit  sich  immer  mehr  ein  grossartiger 
Tauschhandel  ihrer  Producte,  mit  denen  sie  wechselseitig  sich  zahlen 
ohne   Dazwischenschiebung  des  Geldes,    welches  nunmehr,  zum 
sichern  factischen  Beweise,    dass  es  bloss  Werthzeichen  sei, 
nur  zur  Bezeichnung  der  getauschten  Werthe  gebraucht 
wird,  nicht  zum  wirklichen  Bezahlen  dieser  Werthe.     Dasselbe 
Verhältniss  hegt  eigentlich  schon  dem  Papiergelde  und  allen  Credit- 
instituten    zu    Grunde;    nur   tritt  es  hier  nicht  so  klar  hervor, 
weil  die  Anpreiser  des  selbstständigen  Werthes  des  Metallgeldes 
hier  die  Sache  so  vorstellen,  als  sei  stets  wirkliches  Metall- 
geld nöthig,   um   den  Werth  des  Papiergeldes  oder  des  Credits 
decken  zu  können.    Was  bedarf  es  jedoch  dieses  überflüssigen 
Mittelgliedes,  wenn  man  statt  dessen  als  Deckungsmittel  die  um 
nöthigc  Waare  unmittelbar  beziehen  kann?) 

ir.  Der  Gesammtwerth  des  Eigenthums,  das  Vermögen, 
hat  sich  als  ein  veränderhcher,  durch  Erwerb  und  Vei^ehr  ins 
Unbestimmte  zu  steigernder  gezeigt.  Jedes  Vermögen  besteht  daher 
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hieroach  aus  zwei  Factoren:  aus  den  besessenen  Sachen,  welche 
ai^r  nur  das  untergeordnete  Mittel,  den  blossen  Stoff  ftlr  die 
Erwerbung  enthalten,  und  aus  dem  durch  zweckmässige  Bearbeitung 
oder  kaufmännische  Benutzung  ihnen  abgewonnenen  £r werbe.. 

Da  man,  der  nächsten  Voraussetzung  gemäss,  annimmt,  dass 
dieser  Erwerb  sich  ins  Unendliche  steigern  lasse:  so  ent- 
steht die  Forderung  unbedingter  Freiheit  der  Production  wie  des 
Verkehres,  überhaupt  der  schrankenlosen  Concurrenz. 
Auf  diesem  Standpunkte  der  Ansichten  über  das  Vermögen 
kfindet  sich  durchschnittUch  die  gegenwärtige  Praxis  und  die 
vissenschafUiche  Theorie.  Beide  mit  ihrer  Forderung  unbedingter 
Coficurrenz  haben  Wahrheit  und  Berechtigung  in  einer  beschränk- 
ten Sphäre,  keinesweges  aber  absolut.  Ist  diese  Sphäre  durch- 
messen und  überschritten,  so  heben  sie  sich  selbst  auf 
und  verwandeln  sich  ins  Gegentheil  ihrer  ursprüng- 
lichen Absicht. 

Man  begehrt  auf  diesem  Standpunkte  unbedingte,  sich  selbst 
äberlassene  Freiheit  des  Thuns  und  Lassens,  um  dadurch,   wie 
man  hoffi,    das  Vermögen  am  Intensivsten  zu   benutzen.     Aber 
dieselbe  Concurrenz   verwandelt  sogleich,    wie  man  sieht,    den 
Werth  der  einzelnen  „Waare'S  und  somit  den  Bestand  des  gan- 
zen Vermögens,  in  einen  unsichern  und  relativen.     Es  hängt 
nicht  mehr  vom  objectiven  Werthe  der  Sache,   sondern  von  der 
unberechenbaren  Concurrenz  ab,   was  sie  gilt.     Das  ganze 
Frindp  daher  ist  ein  mangelhaftes,  sich  selbst  aufheben- 
des;  denn  je  mehr  es  sich  ausbildet,  desto  mehr  vernichtet  es 
seinen   ursprüngUchen    Zweck,   den  Werth   des  Vermögens   auf 
sichere  W^eise  zu  eiiiöhen.   Das  Vermögen  wird  dadurch  seinem 
wahren  Werthe   nach  immer  ungewisser,  zufälliger, 
ungeschützter. 

Dies  erzeugt,  als  weitere  mittelbare  Folge,  den  schroffsten 
Gegensatz  von  Beichthum  und  Armuth  und  bei  den  dadurch 
nöthig  gewordenen  Wagnissen  der  Speculation  sogar  den  plötz- 
lichsten Wechsel  zwischen  beiden,  aber  als  aUgemeines  Besultat 
eine  völlige  Unsicherheit  des  Privat-  und  des  Gesammtvermögens. 

In  diesem  Zustande  ist  unser  Eigenthum  jedoch  eigentlich  rechtlos 
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gelassen ,  d.  h.  bei  dem  grössten  Fleisse  und  eigener  gewissen- 
hafter Bemühung  sind  wir  vor  indirecter  Beraubung  nicht 
gesichert,  gegen  die  wir  zugleich  völlig  wehrlos  sind.  Damit 
ist  das  Eigenthumsrecht  des  Einzelnen  ebenso  sehr,  als  der 
Nationalwohlstand  in  seinen  Gnmdfesten  erschüttert:  es  ist 
der  commercielle  Krieg  Aller  gegen  Alle,  die  Anarchie 
und  das  Chaos.  Die  Vernunft  und  List  hat  durch  ihre  falsche 
Steigerung  das  Wider  vernünftige  ausgeboren. 

Wir  brauchen  nicht  weiter  auszuführen,  dass  dies  der  wahre 
Zustand  unserer  gegenwärtigen  Vermögens  Verhältnisse  sei.  Wirkhch 
nur  in  ganz  äusserhchem  Sinne  sind  wir  vor  materieller  Berau* 
bung  geschützt,  während  das  wechselnde  Steigen  und  Fallen  der 
Wcrthe  uns  der  steten  Unsicherheit  über  unsern  wahren  Vermögens- 
stand aussetzt. 

III.  Die  Frage  erhebt  sich,  was  das  eigentlich  Sichernde 
sei  ftlr  den  Werth  des  Vermögens?  Dies  heisst  zugleich:  wodurch 
wir  zum  wahren  Vermögen  und  damit  zum  vollen  Genüsse 
des  Eigenthumsrechtes  gelangen  können? 

Offenbar  sind  darin  zwei  von  einander  unabhängige,  stets 
aber  in  Uebereinstimmung  zu  bringende  Elemente  zu  unterschei- 
den: das  eine,  die  möglichst  vollkommene  Arbeitsleistung, 
das  andere  ihr  möglichst  gesicherter  Werth.  Wie  sich  vor- 
her schon,  bei  unserer  Lehre  vom  Besitze,  zeigte  (§.  93.),  ist 
dagegen  das  reale  Innehaben  von  Sachen  etwas  Unwesent* 
Uchcs,  ja  Ueberflüssiges ,  und  es  ist  wegen  der  weitem  Conse- 
quenzen  erheblich,  auch  in  gegenwärtigem  Zusammenhange  daran 
zu  erinnern.  Unter  der  Voraussetzung,  dass  der  zu  bearbeitende 
Stoff  zu  jeder  Zeit  Jedem  zugänglich  sei,  der  ihn  zweckmässig 
bearbeiten  kann,  ist  der  Begriff  des  Vermögens  ein  vöUig  idealm* 
geworden:  es  besteht  in  der  Fähigkeit  (dem  „Vermögen")  einer 
körperlichen  oder  geistigen  Arbeitsleistung,  welche 
den  sichern  Unterhalt  gewährt.  Ein  Vermögen  dieser  Art  ist 
vollkommen  genügend,  bei  relativer  Besitzlosigkeit  im  Uebrigen. 
Jeder,  der  von  einer  Kunst-  oder  Wissensleistung  lebt  und  oft 
dabei,  wie  die  wandernden  Virtuosen,  die  grössten  Reichthümer 
sich  erwirbt,  (die  er  freilich  nach  dem  gegenwärtigen  Systeme 
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in  bestimmten  Geldsummen  oder  Renten  besitzt,  ebenso  gut 
aber  auch  in  eine  ideale  Leibrente  verwandeln  könnte,  die  ihm 
überall  einen  geehrten  und  reichlichen  Lebensunterhalt  sichert,) 
hat  kein  anderes  Vermögen,  ak  dies  sein  eigenthümliches 
Leisten. 

Zugleich  ist  ersichtUch,  worin  nach  diesem  Systeme  die  wahre 
und  einzige  Vermögenserzeugung  bestehe.  Nicht  in  einer 
ganz  zwecklosen  Besitz-  oder  Stoffanhäulung,  sondern  indem 
Jeder  die  eigene  AH)eitsleitung  so  sehr  als  möghch  veryoUkommnet, 
also  im  einzelnen  Leisten  sich  ausbildet.  Dies  ist  es,  was 
man  unter  „Theilung  derArbeit^^  versteht  und  längst  ausge- 
führt hat.  Diese  ist  für  den  Einzelnen  und  dadurch  für  das 
Ganze  das  wahrhaft  Vermögenerzeugende  Priucip. 

Dazu  muss  treten  das  zweite,  werthsichernde  Princip. 
Dies  liegt  jedoch  über  den  Bereich  und  die  Macht  jedes  einzelnen 
Vermögenerzeugenden  hinaus;  er  wird  damit  an  die  Gemein- 
schaft gewiesen.  Die  dabei  zu  lösende  Aufgabe  ist:  Die  voll- 
kommenste Arbeitsleistung  soll  nur  demMaasse  des 
Bedürfnisses  entsprechen,  und  jedes  Bedürfniss  soll 
seine  vollkommenste  Arbeitsleistung  finden.  Hiermit 
wird  der  Werth  des  Vermögens  zwar  nicht  ins  Unendliche 
gesteigert,  —  dergleichen  Begehren  ist  an  sich  schon  ein 
widersinniges  und  erzeugt  eben  jenen  Schwindel  der  Gewinn- 
sucht, der  unsere  Vermögensverhältnisse  zerrüttet,  —  aber  er 
wird  gesichert  und  ist  bestimmbar  in  gewissen 
kränzen. 

Es  ist  daher  die  durch  das  Eigenthumsrecht  dem  Staate  auf- 
kriegte Verpflichtung,  durch  ein  beständig  erhaltenes  Gleich- 
gewicht zwischen  Production  und  Bedürfniss,  d.  h.  durch  Beschrän- 
kung der  unbedingten  Concurrenz  über  das  Bedürfniss  hinaus, 
jeder  eigenthümhchen  Arbeitsleistung  den  ihr  gebührenden 
Verth  zu  garantiren.  (Dass  damit  keine  Zurückführung  des 
^inftzwanges  oder  Aehnliches  beabsichtiget  werde,  wird  der  wei- 
tere Erfolg  zeigen.) 

Dies  ist  es,  was  an  die  Stelle  der  so  vielfach  begehrten 
iiOrganisation  der  Arbeit'^  zu  treten  hätte,  über  welche 
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man  die  unklarsten  Voi*stelliingcn  hegt  und  die  im  Gänsen  und 
vom  Staate  aus  versucht,  stets  ein  vergebliches,  ja  audi  ausftdu^ 
bar  ein  heilloses  Unternehmen  bliebe.  Nicht  die  „Arbeit^  sd 
organisirt  werden,  sondern  der  Verkehr;  ebenso  wenig  sol 
die  Concurrenz  schlechthin  aufgehoben  werden,  als  der  Sporn  des 
Wetteifers  und  der  Perfectibilität,  sondern  auch  sie  soll  organi- 
sirt, ihrem  chaotischen  Zustande  entrissen  werden.  Endlich  soll 
nicht  eine  Werthbestiinmung  (ein  Preis)  für  die  einzelnen  Pro- 
ducte  vom  Staate  vorgeschrieben  werden,  sondern  durch  eine  stets 
veröffentlichte  Uebersicht  des  Verhältnisses  zwischen  Productioo 
und  Consumtion  Jedem  Gelegenheit  gegeben  werden,  ihren  Preis 
selber  zu  taxiren  und  so  sich  vor  Schaden  zu  sichern. 

Wir  sagen  ausdrücklich:  dies  sei  Rechtsauf  gäbe  des 
Staates,  nicht  bloss  etwas  Wünschenswcrthes  oder  Zweckmässiges. 
Ohne  Lösung  derselben  ist,  was  erste  Bedingung  aUes  Rechte 
bleibt,  das  Vermögen  keines  Einzigen,  also  auch  das  Staats- 
vermögen nicht,  vor  indirecter  Beraubung  und  unverschuldetem 
Untergange  sicher  gestellt,  mithin  der  rechtliche  Schutz  des 
Eigenthums  vom  Staate  nur  unvollständig  gewährt 

IV.  Absurd  wäre  es  jedoch,  davon  eine  praktische  Folgerung 
auf  die  gegenwärtigen  Eigenthumsverhältnisse  zu  machen  und 
etwa  das  Recht  eines  revolutionären  Angriffs  auf  dieselben  daraus 
herzuleiten.  Kein  Einzelner  ist  Schuld  an  diesem  factisch  dem 
Rechte  noch  nicht  entsprechenden  Zustande;  er  darf  also  auch 
nicht  mit  seinem  rechtlich  en^orbenen  factischen  Eigenthume 
diese  Schuld  büssen.  Es  ist  dies  eine  Frage  der  allgemeinen 
Organisation,  des  eingreifenden  Zusammenwirkens  aller  beson* 
dern  Richtungen  im  Staate.  Hier  aber  darf  man  um  der  Grosse 
und  der  Complication  der  Ausführung  willen  von  der  Consequenz 
des  Rechtes  und  von  der  Stärke  seiner  allgemeinen  Forderung, 
nicht  das  Mindeste  nachlassen. 

Aber  aus  denselben  Gründen  ergiebt  sich,  dass  von  den  jetzt 
gegebenen  i^uständen  aus  dieser  Uebergang  auch  kein  plOtz^ 
lieber  sein  könne,  weil  dann  wieder  das  Recht  verletzt  vvürde. 
Wir  haben  vielmehr  im  Folgenden  zu  zeigen,  welcherlei  Anknüpf- 
punkte dazu   schon  in  den  rechtlich  begründeten  Verhältnissen 
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liegen  und  wie  der  neue  Zustand  durch  eine  Art  von  innerer 
Vorsehung  —  oi^nisch,  nicht  revolutionär  —  aus  jenem  sich 
entwickeln  müsse.  Unsere  sociale  Lage  ist  nicht  so  verzweiflungs- 
voll, wie  der  erste  Blick  des  grttndhch  und  aufrichtig  Forschen- 
den allerdings  sie  finden  muss:  der  zweite  zeigt  eben,  dass 
im  Verderbniss  selber  die  Keime  des  Heiles  liegen ,  wenn  man 
nur  Ernst  machen  will  mit  ihrer  Benutzung. 

Desshalb  aber  gerade  müssen  wir  gegen  den  hartnäckigen 
Wahn  wiederholt  Protest  einlegen,  als  sei  der  gegenwärtige  chao- 
tische Zustand  der  Verkehrsverhältnisse  der  natürliche  oder  im 
Rechte  begründete,  als  sei  er  wie  ein  unvermeidliches  Schicksal 
ruhig  dahinzunehmen.  Dieser  Lieblingssatz  eJner  gewissenlosen 
Trägheit  ist  das  erste  Hinderniss  zur  Umkehr  von  dem  verderb- 
lichen Pfade.  Wohin  uns  die  Wirkungen  desselben  bisher  ge- 
führt haben,  das  sehen  wir  drohend  genug  von  allen  Seiten. 
Aber  auch  wenn  wir  auf  den  Geist,  auf  das  Princip  desselben 
zurückgehen,  so  erbUcken  wir  Nichts  als  einen  widrigen  Ver- 
tilgungskampf Aller  gegen  Alle  oder  die  Ausübung  eines  Rechtes 
des  Stärkern,  —  nicht  des  Geschickteren,  denn  die  Grösse  des 
aufgewendeten  Capitals  giebt  hier  den  Ausschlag,  welchem  der 
Aermere  sicher  unterUegt,  —  und  als  Effect  endlich,  statt  der 
80  sehr  gepriesenen  Wohlfeilheit  der  Producte,  eine  betrügerisch 
versuchte  Verschlechterung  derselben,  kurz  industrielle  Gewissen* 
losigkeit  und  fortschreitende  allgemeine  Unsicherheit.  Die  innere 
Consequenz  von  diesem  Allen  kann  jedoch  nur  auf  den  socialen 
Fanatismus  der  Malthus'schen  Lehre  zurückführen,  dass  der 
Interschled  der  Reichen  und  Armen  eben  wie  ein  Naturereigniss 
anzueriiennen  sei,  dass  jedoch  Arme  sein  müssen,  damit 
es  Reiche  geben  könnel  Dieser  grund-  und  heillose  Lehr- 
satz, wenn  man  ihn  auch  nicht  mit  Bewusstseih  ausspricht,  liegt 
:  dennoch  jenen  Thatsachen  indolenten  Zuwartens  zu  Grunde.  Jetzt 
i  Mich  muss  es  noch  Arme  und  Ungebildete  geben,  damit  die 
j  Mittel  übrig  bleiben  der  Minderzahl  Reichthümer  und  Bildung  zu 
j  erhalten.  Wer  aber  wäre  dreist  genüge  zu  läugnen,  dass  dies 
\  «in  an  sich  rechtloser  Zustand  sei,  dem  so  bald  als  mögUch 
^r  rechte  Staat  ein  Ende  machen  müsse?  — 
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§.  96. 
4.    Die  Bedingungen  des  Eigenthumsrechtes. 

Zur  Lösung  dieser  Frage  ist  im  Bisherigen  Alles  vorbereitet 
Nur  daran  ist  noch  bestimmter  zu  erinnern,  dass  hiermit  zu- 
gleich die  ganze  sociale  Aufgabe  zusammenhängt  Das  also  y(% 
gesicherte  Eigenthumsrecht  enthält  damit  auch  alle  weitem 
Bedingungen  zum  ethischen  Dasein  des  Menschen  in  der 
Gemeinschaft.  Es  lässt  sich  daher  die  ganze  Aufgabe  des  Staa- 
tes, als  einer  Rechts-  und  ethischen  Gemeinschaft^ 
dahin  bezeichnen:  dass  er  Jedem  sein  vollgenagende» 
Eigenthum  zu  garantiren  habe.  Dann  sind  seine  Ver- 
pflichtungen gegen  ihn  erfüllt;  er  hat  nunmehr  sein  Leos  ihm 
selber  zu  überlassen. 

Da  Eigenthum  in  angemessener,  der  Vollpersönlichkeit  Unte^ 
halt  und  Müsse  sichernder  Arbeitsleistung  besteht  (§.  87,  §.95^ 
III.) ;  da  fernerhin  Jeder  ein  ursprüngliches  Recht  auf  Eigenthuffl 
in  diesem  Sinne  hat  (§.  87.):  so  ist  das  Eigenthumsrecht  aa 
ihm  erflült  erst  unter  folgenden  Bedingungen: 

I.  Das  wahrhaft  Erzeugende  alles  Eigenthums  und  VermOgeDS 
ist  eigenthümliche,  möglichst  gelungene  Arbeitslei- 
stung (§.  95.  III.).  Der  Staat  hat  daher  die  Verpflichtung  Jedenif 
bei  freier  Berufswahl,  das  Mittel  zu  verschaffen,  sich 
zum  möglichst  vollkommenen  Arbeiter  zu  bilden,  — 
wodurch  er  auch,  wie  wir  zeigten,  der  möglichst  vollkommDe 
Mensch  werden  wird  nach  seiner  Art  und  Grundanlage  (§.92* 
IIL).  Ein  System  von  Bildungsanstalten  für  das  ganze 
Volk,  fUr  beide  Geschlechter,  ist  daher  die  erste  und  wich-  ■ 
tigste  Pflicht  des  Staates. 

Dies  ist  einer  der  Haupthebel,  um  uns  über  die  drohende 
Gefahr  und  Hülflosigkeit  der  Gegenwart  stätig  und  sicher  in  des 
bessern  Zustand  hinüber  zu  schwingen.  Aber  es  ist  kein  der 
Gegenwart  fremdes,  erst  ihr  einzufügendes  Institut:  auf  Volks* 
bildung  hat  der  Staat  immer  gehalten,  seitdem  er  ein  „christlidier*^ 
geworden  ist.  Dennoch  hielt  er  bisher  ihre  Pflege  nur  filr  eine 
seiner  Nebenpflichten,  während  er  sich  einbildete,   vieles  Andere- 
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mächtige  stehende  Heere,  auswärtiger  Einfluss,  starke  politische 
BttDdmsse  und  dergl.,  seien  seine  Hauptpflichten  und  dafltlr  sei 
das  Staatsgut  zuerst  zu  verwenden.  Anders  wird  es^  wenn  er 
dieses  Irrthums  inne  geworden,  wenn  er  deutüch  erkannt  hat, 
m  ihm  bis  zur  £videnz  erwiesen  werden  kann,  dass  ein  sittlich 
und  technisch  allseitig  durchbildetes  Volk  die  stete  Quelle  von 
Reichthum  und  Glück  in  sich  selber  habe  und  dass  es  von  Aussen 
schlechthin  unbesiegbar  sei.  Nichts  verhindert  aber,  dass  diese 
Einsicht  nicht  zur  Stunde  unsere  Staatslenker  ergreife  und  von 
nun  an  die  leitende  Maxime  ihres  pohtischen  Handelns  werde, 
noch  dazu  wenn  sie  sich  überzeugen,  dass  dies  Mittel  das 
einzige  sei,  um  die  gegenwärtige  Gesellschaft  vor 
dem  Untergange  zu  retten.  Die  stehenden  Heere  und  ihre 
Polizeigewalt  zur  innern  Bändigung  der  widerstrebenden  Kräfte 
sind  dies  Mittel  nichtl  — 

a)  Jenes  System  von  Bildungsanstalten  soll  Allen  zugäng- 
lich sein;    mithin  muss  es  den  Armen  unentgeltlich,    den 
Begüterten  für  eine  verhältnissmässige  Abgabe  seine  Dienste 
darbieten.     Je  mehr  iudess  die  Armuth  durch  die  Volksbildung  ab- 
nehmen, je  mehr  daher  gleichmässigere  Vertheiluug  der  Güter  ein- 
treten wird,  desto  weniger  wird  es  künftig  noch  solche  Individuen 
geben,  die  auf  unentgeltliche  Ausbildung  Anspruch  machen.    Diese 
Haassregel  ist  daher  nur  eine  vorläufige,  für  jetzt  aber  nothwendige. 

b)  Das  System  der  Fachs-  und  Berufsschulen  muss 
sich  auf  ein  ebenso  durchgebildetes  System  allgemeiner  Volks- 
3der  Vorb e r ei tungs schulen,  nicht  weniger  auf  eine  wohl- 
)rganisii*te  Familiener^ziehung  gründen,  welche  uns  in  den 
lUgemeinen  Begriff  der  Familie  und  der  religiösen  Bildung 
iiinüberleiten.  So  ergiebt  sich  auch  von  dieser  Seite,  wie  jene 
Präge  nach  den  „Bedingungen  des  Eigenthumsrechtes'^ 
mit  allen  .übrigen  Problemen  der  Ethik  zusammenhängt  und  dass 
z.  B.  nur  aus  der  rechten  Familie  und  durch  eine  wohlgegründete 
religiöse  Bildung  der  rechte  Arbeiter  und  rechte  Eigenthümer 
(beides  ist  Eins)  hervorgehen  kann. 

c)  Ebenso  folgt  daraus:    Was  allein  den  Staat  darüber  er- 
hebt, blosse  Zwangs-  und  Polizeianstalt  zu  sein,  was  ihm  ethi- 
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sehen  Wertli  und  innere  Ehre  giebt,  ist  lediglich  seine  Sorge 
für  die  allgemeine  Bildung,  und  zwar  ausdrücklich  in  Bildungs- 
anstalten  für  Alle.  —  von  Rechtswegen.  Diese  sind  walu^ 
haut  das  gemeinsame  Eigenthum  Aller,  zugleich  die  Spitze  und 
der  Ausgangspunkt  alles  übrigen  Eigenthums;  denn 
sie  sind  das  eigentliche  Mittel  aller  Eigenthumserzeugung«  Daher 
hat  die  Blüthe  des  Staats  an  ihnen  seinen  wahren  Maassstak 
WoUte  der  Staat  nun  daneben  noch  Bildungsanstalten  Air  be- 
sondere Stände  errichten  (Adels-  Cadettenschulen  und  dei^.) :  so 
wäre  dies  nicht  nur  überflüssig,  sondern  absolut  widersinnig; 
denn  es  würde  der  freien  Neigung  und  der  unbeschränkten  Berufe- 
wahl,  den  ersten  Bedingungen  aller  gelingenden  Erziehung  und 
Bildung,  ins  Angesicht  widersprechen. 

II.  Der  Zweck  ist  fUr  Jeden  seine  Subsistenz  als  einer 
„VollpersönUchkeit^^  d.h.  zugleich  als  Hauptes  einer  Familie,  und 
der  möglichste  Grad  von  Müsse  (§.  87.  I.).  Jedenfalls  ist  die  e^ 
.  stere  die  zunächst  zu  erreichende,  zugleich  die  unumgäng- 
liche Bedingung;  die  Müsse  oder  was  dasselbe  bedeutet,  der 
Wohlstand  ist  sodann  die  weitere,  immer  höher  zu  stei- 
gernde Folge  vollkommner  Eigenthumszustände. 

Jeder  Arbeitsfähige  und  zu  eigenthümlicher  Ar- 
beitsleistung Gebildete  hat  daher  das  Recht  durch  sie 
seine  Subsistenz  zu  finden,  und  wo  möglich  femer  auch 
Müsse  oder  Wohlstand.  Er  hat  das  Recht,  sagen  wir  und 
verweisen  darüberauf  das  Vorhergehende  (§.95.  III.).  Sobald  Jemand 
in  einem  gegebenen  Slaatszustande  von  seiner  Arbeit  nicht  leben 
kann,  ist  das,  was  nach  dem  Rechtsbegrifie  sein  Eigenthum  wäre, 
ihm  noch  nicht  gewährt:  das  Eigenthumsrecht  ist  in  Bezug 
auf  ihn  unerfüllt  geblieben  und  er  wäre  an  sich  rechtlich  nidit 
verbuhden,  das  Eigenthum  der  Andern  anzuerkennen,  weil  sein 
Begrifi*  auf  Wechselseitigkeit  sich  gründet  (§.  94.).  Ueberfaaupt 
ruht  unter  dieser  Voraussetzung  der  ganze  gesellschaftliche  Zu* 
stand  nur  auf  einer  factischen,  nicht  auf  einer  absolut  recht' 
liehen  Grundlage. 

Wir  haben  schon  anerkannt,  dass  diese  grosse  Aufgabe  des 
Staates  nur  allmählig  und  nur  annäherungsweise  gelödl 
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werden  könne.  Wir  kämpfen  hier  aUein  ftlr  principielle  Anerken* 
DODg  derselben  als  seiner  ersten  Pflicht.  Dass  er  jedoch 
indirect  sie  schon  längst  anerkannt  habe,  beweisen  die  Armen- 
taxen  und  Alles,  was  von  öffentlicher  Wohlthätigkeit  hierher 
gdiört,  —  erstere  sicherlich  eine  der  kurzsichtigsten  Maassregeln, 
weilsie  die  Armuth  vermehrt,  statt  sie  zu  hindern,  weil  sie  die  Läs- 
sigkeit und  Faulheit  anerkennt  und  das  Nichtseinsollende  gleichsam 
sanctionirt.  Darin  verrathen  sich  jedoch  von  Neuem  die  Halbheit 
und  die  principienlosen  Widersprüche  in  unsern  gegenwärtigen 
Staatszuständen.  Wenn  man  die  Pflicht  anerkennt  für  die  Armuth 
zu  sorgen,  so  ist  dies  zweckwidrig  und  ungereimt,  wenn  man 
nicht  zugleich  die  weit  nöthigere  Verpflichtung  übernimmt,  sie 
zu  verhüten.  Jene  Pflicht  schhesst  diese  in  sich;  und  die 
Summe,  die  man  für  jenes  verwendet  (z.  B.  in  England),  thäte 
man  besser  fUr  Volksbildung  und  für  Organisation  des  Verkehrs 
2u  verwenden. 

So  lässt  sich  nicht  daran  zweifeln:  an  sich,  gleichsam  im 
Grunde  seines  Gewissens,  erkennt  der  moderne  Staat  jene  Ver- 
pflichtung vollständig  an;  er  soll  sie  aber  auch  ausdrücklich 
flbemehmen  und  seine  übrige  Organisation  auf  ihre  Er- 
füllung richten.  Hier  jedoch  wird  die  Ethik  billig  sich  ent- 
halten, darüber  in  einzelne  Vorschläge  einzugehen,  welche  der 
Politik  und  der  Staatswirthschaftslehre  zu  überlassen 
sind.  Nur  das  ist  ihr  Beruf,  aus  den  gegebenen  Prämissen 
sämmtiiche  Folgerungen  zu  ziehen,  aus  denen  sich  auch  die 
Ausführbarkeit  jener  Aufgabe  ergeben  dürfte. 

a)  Man  hat  viel  von  einer  Organisation  der  Aii>eit  durch 
<len  Staat  gesprochen.  Wir  mussten  sie  (§.  95,  Hl.)  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  als  unausführbar  verwerfen,  wiewohl  der 
Gedanke  an  sich  nichts  Widersprechendes  enthält  und  in  klei- 
nerem Maassstabe  nicht  nur  ausführbar  ist,  sondern  ausgeführt 
werden  muss.  Desshalb  ist  es  am  Orte,  sich  über  die  wah- 
f^Q  Gründe  nicht  zu  verblenden,  an  denen  die  bisherigen  Ver- 
gehe scheitern  mussten,  um  den  Hebel  der  Abhülfe  auch  hier 
^  rechten  Orte  anzusetzen.  Das  Unausführbare  der  zuerst  von 
^  Owen  in  England,  dann  aadi  in  Frankreich  gemachten  Ver- 
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suche  einer  Organisation  der  Arbeit  lag  eigentlich  darin,  da» 
man  plötzlich  und  mit  einer  durch  keinerlei  sittliche  und  tecb- 
nische  Erziehung  vorbereiteten  (jeneration  diese  Versuche  machte. 
Wenn  ihr  einer  venvilderten,  durch  langen  Druck  tief  misfi- 
stimmten,  genusssüchtigen  Menge  von  ihrem  Rechte  auf  Ariieit 
sprecht:  so  versteht  sie  darunter  niu*  das  Recht  privilegirten 
Müssiggangs.  Der  frühern  unbelohnten  Ueberbürdung  gegenober 
^ird  Jeder  so  wenig  als  uiOglidi  arbeiten,  so  viel  als  möglich 
Lohn  begehren,  und  das  Ganze  wird,  wie  Proudhon  es  ricb- 
tig  bezeichnet  hat,  in  eine  Ausbeutung  des  Fleissigen  durch  den 
Trägen,  des  Fähigen  durch  den  Unfähigen  entarten,  was  den 
Untergang  in  sich  selber  trägt.  Dieser  Erfolg  ist  zu  heklagen, 
aber  leicht  zu  erklären.  Es  wird  noch  lange  dauern,  bis  bei 
den  untern  Classen,  die  von  dem  Gefühle  des  lange  an  ihnen 
unterdrückten  Rechtes  erfüllt  sein  müssen,  auf  den  gesund  und 
unbefangen  wirkenden  Rechtssinn  zu  rechnen  ist,  welcher  der 
angemessenen  Gleichheit  von  Verdienst  und  Relohnung  unbedingt 
sich  unterwirft.  Man  entwöhne  daher  vor  Allem  durch  ein  bes- 
seres  Reispiel  das  Volk  von  dem  tiefliegenden  Misstrauen  gegen 
jeden  von  Oben  kommenden  Einüuss,  was  die  erste  Redingnng 
ist,  um  dauernde  Reformen  möglich  zu  machen,  und  die  in  uns 
Allen  schlummernde  Ehrfurcht  vor  dem  Gesetze  der  Gerechtig- 
keit wird  von  selbst  wirken  und  Grundlage  werden  einer  neuen 
Zeit.  In  einem  mit  Ofl'enheit  und  unbeugsamer  Gerechtigkeit 
verwalteten  Ganzen  wird  der  Einzelne  es  nicht  aushalten,  unge- 
recht und  hinterlistig  zu  sein ;  er  wird  die  ursprünglichen  Kräfte 
seiner  sittlichen  Natur  walten  lassen,  weil  er  nicht  mehr  nöthig 
hat,  die  entgegengesetzten  hervorzukehren. 

b)  Hier  ist  jedoch  die  Aufgabe  des  Staates,  als  solchen,  kei- 
nesweges  eine  Organisation  der  Arbeit,  sondern  wie  wir  es  schon 
bezeichneten,  eine  Organisation  des  Verkehrs  (§95,  III.). 
Diese  jedoch  soll  der  Staat  vollbringen,  weil  er  allein  es  kann. 
Vom  höchsten  Punkte  der  Uebersicht  über  alle  Kreise  der  Re- 
schäftigungen  kann  er  allein  bestimmen,  wo  die  Concurrenz  zu 
hoch  gespannt,  wo  dagegen  Mangel  und  Redürfniss  ist  Der  Ge- 
sammtbedarf  jedes  im  Umkreise  des  Staatsgebietes  zu  gewin- 
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neqden  oder  von  Aussen  zu  beziehenden  Natur-  und  Arbeitspro- 
ductes  muss  ihm  bekannt  sein,    ebenso  kann  er  wenigstens  an- 
nähernd  den  Gesammtertrag  kennen,    den  das  eigene  Land 
liefert.    Die  Durchschnittsparallelen  von  beiden  müs- 
sen in   bestimmten    Zwischenräumen    öffentlich   be- 
kannt  gemacht   werden,    als   das  Normirende  und  in 
Gleichgewicht   Bringende   alles   Verkehrs.     Aber   auch 
dies  ist  nichts  Neues  oder  eine  überschwängliche  Anmuthung  an 
den  Staat.     Solche  Veröffenthchungen  hat  er  schon  oft  nöthig 
gefunden,  aber  nur  gelegentlich  und  ohne  durchgreifende  Orga- 
nisation dieser  Maassregel;  ganz  analog  dem,  was  wir  über  die 
Behandlung  des  Armen wesens  sagen  mussten:  in  der  Regel  be- 
ziehen sich  diese  Bekanntmachungen -bloss  auf  den  Verkehr  der 
nächsten  Lebensbedürfnisse  und  haben  auch  dann  mehr  den  Cha- 
rakter  einer    nachkommenden  Notiz,    als    eines   voraussehenden 
und  verhütenden  Verfahrens.  *)     Wir  enthalten  uns  darüber  mit 
Absicht  einzelner  Vorschläge,  sind  aber  überzeugt,  dass  das  Prin- 
dp  einer  solchen  „Organisation  des  Verkehrs'*,  wenn  es 
nach   allen  Seiten    ausgebildet  würde,    einer   allharmonisirenden 
Vorsehung  gleich,  ohne  irgendwo  zwingend  oder  gebietend  ein- 
zugreifen, alle  Theile  der  landwirthschaftlichen  und  industriellen 
Thätigkeit  leitend  überwachen  könnte.     Hierauf  ist  jedoch  unse- 
rer Meinung  nach  der  Einfluss  des  Staates,   als   der  centrahsi- 
renden  Macht,  zu  beschränken. 


*)  Was  in  diesem  Betrachte  auch  nur  der  Sorgfalt  des  Privatßeisses  mog- 
lich  sei,  zeigen  die  Engländer  in  ibren   statistischen  Werken  und  Reports,  den 
noch   nicht  übertroflfenen   Mustern  von   Genauigkeit  und   praktischem   Werlhe, 
Bis  auf  die   einzelnen   Handelsartikel   und   die  Concurrenzverhältnisse  des  Lon- 
doner Strassenverkehrs  herab  hat  neulich  ein  Engländer    die  Industrie   und  Er- 
werb§zweige,  welche  die  Hauptstadt  Englands  darbietet,  uns  geschildert:  (Henry 
Mayhew,   ihe  London  Latour  and  the  London  Poor;^  a  cyclopaedia  of  Ihe  con- 
dition  and  earnings  of  those,  that  will  work,  Ihose  that  can  not  work  and  Ihose 
Ifcot  will  not  work,     VoL  L  London  1850;  im  Auszuge  von  A-  Springer  „zur 
Naturgeschichte   der  Gesellschaft'*   im  Deutschen  Museum  1851,  21.  Heft 
S.  668 — 677.)    Welche  Resultate  für  den  Staatsökonomen  ebenso,  wie  für  den 
Erwerbenden   müssten   sich   ergehen,  wenn   solche  Uebersichteh  von  ganzen 
Ländern,  zunächst  vom  eigenen  Vaterlande,  ihnen  dargeboten  würden! 
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§•  97. 

Auf  diese  vom  Staat  gegeben^  Grundlage  wäre  nun  eine 
von  den  einzelnen  Beschäftigungskreisen  selbststftn- 
dig  ausgehende  Organisation  der  mannigfachsten 
Art  zu  gründen.  Jeder  dieser  Arbeitskreise  bildet  einen 
Stand,  innerhalb  desselben  besondere  Innungen,  in  welche 
Jeder  zuzulassen  wäre,  der  seine  Arbeitstttchtigkeit  beweisen 
kann.  Hierdurch  wird  einestheils  dem  alten  Zunftzwange 
gewehrt,  anderntheils  das  jetzt  schrankenlose  Sicheindrängen 
unbrauchbarer  oder  unfähiger  Subjecte  in  die  Handwerke  ge- 
hindert. Jeder  Stand  hat  überhaupt  seine  Ehre,  seinen  Ruf 
selbstständig  zu  vertreten  durch  solche  Meisterprüfungen, 
welche  in  angemessener  Form  wieder  herzustellen  nicht  nur 
als  zweckmässig  erscheint,  sondern  als  absolut  durch  das 
Recht  geboten.  —  Jede  Innung  ferner  hätte  sich  nun  in's  Ein- 
zelne zu  organisiren  nach  der  Eigenthümlichkeit  ihrer  Beschäf- 
tigungen: —  im  Landwirthschafthchen  z.  B.  durch  Vereinigung 
zu  grössern  Ganzen  durch  Ackerbaucolonien,  wie  sie  in  England, 
Frankreich  und  Belgien  schon  versucht  worden  sind;  *)  in  den 
eigentUchen  Ge werken  durch  Einrichtung  gemeinschaftlicher  Ar- 
beitswerkstätten, gemeinsamen  Ankauf  der  Rohprodukte,  durch 
Gewerbhallen,  durch  Arbeitercassen  ftlf  Erspartes  oder  zu  Vor- 
schüssen und  vieles  Aehnliche.  Von  allen  diesen  im  Grossen 
durchgeführten  Maassregeln  aus  könnte  auf  praktische  und  darum 
conservative  Weise  eine  Organisation  der  Arbeiterver- 
hältnisse (nicht  der  „Arbeit^^j  begonnen  werden,  welche  die 
Grundlage  einer  neuen  Existenz  für  diese  wichtigste  Menschen- 
<:;lasse  im  Staate  werden  müsste. 


*)  Ducpetiaux  in  seinem  Werke:  ,,de  la  condüion  physique  et  monäe 
des  jeunes  ouvriers*'  {Bruxelles  1842)  giebt  darüber  die  vollständigsten  Nach- 
weisungen nach  den  von  ihm  selber  in  Frankreich  und  Engtand  geinachtea 
Heobachtungen.  In  einem  Artikel  im  Decemb«rbefte  der  „revue  enryclop^diqui*'' 
von  1832  bat  er  die  äussern  Gründe  angegeben,  wesshalb  sich  die  landwirth- 
schaftlichen  Colonicn  in  Belgien  nicht  halten  konnten.  (Wir  verdanken  diese 
litterarische  Nachweisung  dem  Werke  von  H.  Ahrens  über  „Rechtsphilosophie^ 
4eaUch  von  Wiek  1846.  S.  309.) 
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Mit  Einem  Worte:  was  bisher  sporadisch  und  zusammen- 
hanglos versucht  worden  ist,  muss  zu  einem  zusammenwirken- 
den Ganzen  sich  vereinigen,  und  das  einzeln  schon  Angefangene 
aber  wegen  mangelnden  Zusammenwirkens  Misslungene,  in  um- 
fassendem Maassstabe  und  unter  der  Garantie  Aller  wiederbe- 
gonnen werden.  Nur  der  grosse  Gedanke  der  Gegenwart,  die 
freie  Association,  kann  uns  die  neue  Zukunft  bereiten,  aber 
nicht  wie  die  bisherigen  verkehrten  Versuche  ihn  uns  zeigen, 
welche  ihn  darum  in  Verruf  bringen  mussten.  Er  ist  nicht  das 
Princip  der  Revolution,  der  tumultuarischen  Ueberstürzung,  son- 
dern das  directe  Widerspiel  derselben  und  das  einzig  rettende 
Gegengewicht.  Allein  das  frei  wirkende  Bedürfniss  und  die  fried- 
liche Ueberzeugung  kann  und  soll  hier  wirken.  Hier  ist  es,  wo 
die  Selbstvervollkommnung  unmittelbar  wieder  in  die  er- 
gänzende  Gemeinschaft    übergeht   und  umgekehrt.      (Vgl. 

§.  11.) 

I.     Der    Geist    der  Association    daher,    dem  wir   das  Wort 

reden,  wird  nicht  bloss  dem  Selbsterhaltungstriebe  oder  dem 
Nutzen  zu  Gute  kommen;  ja  er  wird  deren  einseitige  Wirkun- 
gen vielmehr  hemmen  und  beschränken.  Jede  Genossenschaft, 
in  die  wir  treten,  soll  wie  ein  sittliches,  heilige  Pflichten  uns 
auferlegendes  Band  betrachtet  werden,  und  sie  kann  es  auch, 
wenn  in  ihr  der  Ausdruck  des  Berufes  erkannt  wird  (§§.  68. 
71.),  der  eigenthttmlich  sittlichen  Lebensaufgabe,  der 
wir  zugewiesen  sind;  wenn  wir  uns  zur  Einsicht  erheben,  dass 
durch  diese  nicht  weniger,  wie  durch  die  Pflichten  in  der  Fami- 
lie, die  göttliche  Stimme  der  Pflicht  zu  uns  spreche.  Die  bür- 
gerliche Stellung,  die  Gemeine,  der  wir  angehören,  der  Stand, 
dem  wir  mit  freier  Wahl  uns  gewidmet,  sind  ebenso  viel  sitt- 
liche Bande,  die  uns  umschliessen.  Um  aber  diese  allein  stich- 
haltende Ueberzeugung  in  Allen  zu  gründen  und  zu  befestigen 
zeigt  sich  von  Neuem  das  Bedürfniss  einer  sittlich  reli- 
giösen Volksbildung  als  die  gemeinsame  Grijndlage  und 
der  zuerst  zu  sichernde  Ausgangspunkt;  —  wovon  im  letz- 
ten Abschnitte  unseres  Werkes  bei  dem  Begriffe  der  „innern 
Mission^S 


94 

iL  Wie  der  Staat  und  jede  Gemeinschaft  in  ihrem  Kreise 
damit  neue  Pflichten  zu  übernehmen  hat  ihren  Angehörigen 
gegenüber:  so  haben  sie  auch  dadurch  neue  Rechte  über  die- 
selben gewonnen.  Beide  dürfen  von  Rechtswegen  kei- 
nen Müssiggang  dulden  und  keine  Berufslosigkeit 
Sie  müssen  femer  jeder  sittlichen  Untüchtigkeit  wehren. 
Auch  hier  nämlich  sind  wir  am  Wenigsten  im  Stande,  für  die 
vemunftlose  Willkür,  die  gegenwärtig  dem  Einzelnen  gestattet, 

■ 

sich  nach  Belieben  zu  Grunde  zu  richten,  irgend  einen 
Spielraum  oder  eine  Anerkennung  übrig  zu  lassen,  wie  der  ab- 
stracte  Rechtsstaat  es  thut  und  wie  der  gemeine  Liberalismus 
es  unter  die  Palladien  der  persönlichen  Freiheit  zählt. 

Eine  in  ihren  Eigentbumsverhältnissen  vollständig  organisirte 
Gemeinschaft,    welche    dadurch   Jedem    sein   Eigenthum   sicher 
garantirt,  erhält  auch  das  Recht,  den  Müssiggang  zu  bestrafen; 
denn   das  entartete  Individuum    verstösst   nicht   nur   gegen   die 
erste  sittliche  Selbstpflicht,  sondern  es  verkürzt  auch  alle  Andern 
in  ihren  Eigenthumsrechten ,   da   sie  Mitgaranten  seines  Antheils 
an  Eigenthum    sind;    so  gewiss   nicht  bloss  das    Bedürfnisse 
sondern   auch  die  Würdigkeit   über    diesen  Antheil    entscheid 
den    soll.     Dieses   Recht  der  Bestrafung  wird    den   Einen  sehr 
bedenklich,  den  Andern  völlig  unausführbar  erscheinen ;  und  den-* 
noch  ist  es  unabtrennlich  vom  Begriffe  der  Genossenschaft  undl 
ist  unwillkürhch  in  jeder  geübt  worden,  die  sich  dauernd  behaup^ 
ten  wollte.     Die  alten  Zünfte,  in  diesem  Betracht  hochehrenwertb, 
beaufsichtigten  den  sittlichen  Lebenswandel  und  die  Ehrenhaftig* 
keit   ihrer  Mitglieder   und    stiessen   den    Unwürdigen   aus.    Die 
freien  Arbeiterverbände,    welche   sich  in  Frankreich    (namentlich 
in  Paris)  gebildet  haben  und   von  denen  Fallati  uns  eine  an- 
ziehende Schilderung  entwirft,  *)  legen  nach  freiwilliger  lieber- 
einkunft  sich  Strafen  auf  für  die  Vergehen  gegen  die  Sitte  und 


*)  „Gewerbliche  und  wirtlischaftliche  Arbeiterverbände  in  Frankreich  fon 
J.  Fallati"  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswisseo- 
schaft"  VII.  Bd.  1851  S.  763.  64.  Wir  können  uns  nicht  versagen,  wegen 
der  Wichtigkeit  dieses  sittlichen  Selfgovemmetil  folgende  Aeusserungen  des 
Verfassers  auszuheben:  „Die  Arbeiter  in  diesen  Verbänden  halten  jedoch*  nicht 
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den  Anstand,  welche  de»  Geist  ihrer  Gesellung  gefährden  wür- 
den. Der  Träge,  Lässige  sodann  wird  durch  sich  selbst  gestraft, 
indem  die  geringere  Leistung  den  geringeren  Lohn  empfängt. 
Die  Strafe  ist  solchergestalt  auf  acht  teleologische  Weise  das 
Resultat  seines  Vergehens:  er  sinkt  in  gleichem  Maasse  an 
Wohlstand  herab.  Dergleichen  Strafen  aber  haben  sicherlich 
Wirkung,  indem  sie  zugleich  die  Quelle  des  Wohlstandes  im 
geordneten  Fleisse  neben  sich  erblicken  lassen.  Das  nämlidi 
ist  bei  den  gegenwärtigen  unorganisirten  Concurrenzverhältnissen 
das  Niederdrückendste  fttr  den  Arbeiter,  sogar  für  den  kleinem 
Handwerker,  welcher  der  Fabrikproduction  nicht  die  Wage  hal* 
ten'kann,  dass  er  selbst  bei  Fleiss  und  Sparsamkeit  allmählig 
verarmen  muss.  Den  Ungeschickteren,  Talentlosen,  aber  Fleissi- 
gen,  kann  die  Genossenschaft  wenigstens  vor  eigentlichen  Le- 
benssorgen schützen,  wenn  ihm  seine  Leistung  auch  nur  einen 
untergeordneten  Platz  in  seiner  Innung  giebt.  Dies  ist  ein  Ge- 
schick, welches,  fUr  ihn  selber  unvermeidlich,  dennoch  nicht 
mehr,  wie  jetzt,  das  Gepräge  eines  bhnden,  ungerechten  Zufalls, 
sondern  der  waltenden  Gerechtigkeit  an  sich  trägt.  Er  hat  darin 
ein  Unbegreifliches  anzuerkennen  und  ihm  in  Demuth  sich  zu 
unterwerfen;    ohne  Reue    und  falsche  Zerknirschung,  wenn  er 


nur  wenigstens   ebenso   strenge   —   ohne  Zweifel   viel   strenger  —  auf   Sitte 
und  OrdDung,   als   die  Meister  und  Fabrikherrn,   sondern  gerade,   weil  sie  es 
9US  freiem  Entschlüsse  und   mit  der  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit  thun,  hat 
diese  Sitte  und  Ordnung  für  sie  eine  ?iel  höhere  Bedeutung,  als  sie  dort  haben 
^iDBj  wo   sie  nur   äusserlich    aufgelegt   ist.     Sie   hebt  noth wendig  die 
Einzelnen   in   ähnlicher  Weise,   wie   es    das  Bewusstsein   thun 
muss,   Mitschopfer  und   Miteigcnthiimer    eines    Geschäftes  zu 
sein,  das  sich  seinen  Bestand   unter   grossen  Schwierigkeiten 
errungen  hat/'    Was  hier  der  Verfasser  bloss  von  Arbeiterverbänden  für  Ge- 
werbs-  und  industrielle  Zwecke,  gesagt  hat,  lässt  sich  dies   nicht  auf  alle  In- 
oangen,  adch  die  für  geistige  oder  wohlthätige  Zwecke  anwenden?  Liegt  über- 
haupt nicht  in  allem  freien  Yereinswesen  der  Antrieb  sittlichen  Wetteifers,  der 
ebenso  zur  Selbstvervollkommnung  wirkt,   wie  reines  Wohlwollen  erzeugt,  kurz 
die  ganze  „Idee  ergänzender  Gemeinschaft'^  in  ihren  Wirkungen   darlegt?    Wir 
werden  die  reine,  von   allem  besondern  Inhalt  abgezogene  Form  davon  später 
in  einer  sehr  hochstehenden  Gestalt  humaner  Gemeinschaft  —  in  der  „Freund- 
schaft** —  wiederfinden. 
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das  Bewusstäein  der  eigenen  gewissenhaften  Selbstbildung  in  die 
Wagschale  legen  kann. 

Aber  wir  müssen  hierin  noch  einen  Schritt  weiter  gehe&l 
Unbekümmert  um  eine  kurzsichtige  und  in  sich  selber  unklare 
Philanthropie,  behaupten  wir  alles  Ernstes,  dass  unter  den  wich- 
tigen Hülfsmitteln  der  Wiederherstellung  das  Censorenamt, 
wie  alle  Kernvölker  des  Alterthums  und  unsere  Vorältern  es  be- 
sassen,  im  Schoosse  der  Gemeine  wiederhergestellt 
werden  müsse.  Wie  es  jedoch  zu  organisiren  sei,  damit 
werden  wir  in  einen  andern  Kreis  der  Betrachtung,  in  die  sitt- 
lich-religiöse oder  kirchliche  Gemeinschalt,  verwiesen;  WoTon 
später. 

III.     In   diesem  Systeme  von   Organisationen  könnte  auch 
die  Gütergemeinschaft,  gänzlich  oder  theilweise  ausgeführtr 
wenigstens  einen  untergeordneten  Rang  einnehmen.     Bei  eing- 
ehen Lebensverhältnissen  und   bei  Vereinen   von   geringer  Aus- 
dehnung ist  sie  anwendbar,  und  erzeugt  dann  einen  mässigea^ 
aber  gesicherten  Wohlstand.     (Und  so  ist  sie  im  Einzelnen  scho0 
angewandt  worden,  oft  mit  glücklichem  Erfolge,  aber  unter  indi-' 
viduellen,  zum  Theil  unter  vorübergehenden  Bedingungen,  wie  in 
den  ersten  Christengemeinden,  bei  den  Mönchsorden  und  theil-^ 
weise  auch  in  der  Brüdergemeinde:   das  merkwürdigste  Beispiel 
einer  modißciilen  Gütergemeinschaft  bietet  endlich  der  einst  treff- 
lich eingerichtete  Jesuitenstaat  in  Paraguay,  dem  noch  jetzt  viele 
einzelne  Maassregeln  entlehnt  werden  könnten.) 

Die  Beobachtung  freilich,  dass  Privaterwerb  und  Sonder- 
eigenthum,  mit  der  Möglichkeit  einer  Vererbung  an  die  Fa- 
milie, ein  Hauptsporn  des  Fleisses  sei,  ist  vollkommen  rieh- 
tig;  aber  nur  unter  den  gegenwärtigen  socialen  Be- 
dingungen ist  es  nöthig  ihn  anzuwenden.  Ist  Jedem  ge- 
sichert, dass  er  nach  dem  Maasse  seines  Verdienstes  stets 
ein  materiell  sorgenfreies,  in  der  Gemeinschaft  geehrtes  Le- 
ben führen  könne,  ist  bei  seinen  Angehörigen  für  eine  glei- 
che Zukunft  gesorgt  nach  denselben  Bedingungen  ihres  innem 
Verdienens:  so  wird  er,  wenn  er  auch  nur  klug  und 
selbstsüchtig  zu  rechnen  versteht,  diese  völlig  geddier- 


I 
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ten,  durch  die  Gesetze  des  Staats  imd  der  Gemeinschaft^  gewähr- 
leisteten Aussichten  weit  vorziehen  den  Ungewissen  und  factisch 
immer  unsicherer  werdenden  Hoffnungen  vereinzelten  Erwerbes, 
denen  neben  das  roöghche  GeHngen  auch  das  Misshngen  gestellt 
ist.  Das  ist  ja  eben  der  Neid  der  Privatclassen  gegen  die  Staats- 
beamten, dass  diesen  ein  gesetzliches  Einkommen  gesichert 
bleibt,  während  sie  selber  unaufhörlich  von  den  Schwankungen 
des  commerciellen  Verkehrs  abbangen,  wobei  jeder  Verlust  auf 
den  Einzelnen  zurückeilt,  währen^d  bei  gemeinsamen  Unterneh- 
mungen Verlust  und  Gewinn  für  Jeden  gefahrloser  sich  verthei- 
len  würde.  Dabei  sind  auch  die  sittlichen  Nebenerfolge  dieser 
Einrichtung  nicht  gering  anzuschlagen,  indem  bei  dem  Systeme 
gemeinsamen  Betriebes  und  gesetzlich  geregelter  Gewinnverthei- 
lung  der  unablässige  Neid  und  Hass  über  die  wechselnden  Vor- 
theile  und  Nachtheile,  die  stete  Quelle  rechtlicher  Streitigkeiten 
über  das  Mein  und  Dein,  mit  einem  Male  gänzlich  abgeschnitten 
sein  würde. 

Dies  Alles  braucht  jedoch  bis  zu  eigentUcher  Gütergemein- 
schaft gar  nicht  ausgedehnt  zu  werden,   die  vielmehr  bei  dieser 
Organisation  des  Verkehres  immer  gleichgültiger  wird.    Wir  möch- 
ten dabei   sagen,    was  Epikuros  auf  die  Erinnerung  erwiederte, 
dass  den  Freunden  alle   Güter   gemeinsam   sein  müssten:    dies 
sei  etwas  Untergeordnetes    und  an    sich  ZuföUiges,  ja  es  setze 
Ifisstrauen  voraus.     Wer  nur  sicher  ist,  im  Falle  der  Noth  Hülfe 
zu  finden  bei  seinen  Genossen,  dem  ist  es  völlig  gleichgültig,  ob 
er  vorher   schon   realer  Mitbesitzer   des  Gutes    sei   oder   nichU 
wenn  ihm  nur  rechtlicher  Antheil  daran  gegönnt  ist. 

IV.  Am  Schlüsse  dieser  allgemeinen  Betrachtungen  ange- 
langt, können  wir  die  Frage  nicht  umgehen,  wie  unser  System 
jer  Organisation  sich  zu  den  ökonomischen  Bedürfnissen  ver- 
lalte,  die  gegenwärtig  am  Nächsten  und  Dringendsten  Befriedi- 
gung fordern.  Es  ist  das  unbestreitbare  Verdienst  von  Proudhon, 
lurch  den  Beweis,  dass  der  bisherige  Gegensatz  von  Capital  und 
irbeit  zum  immer  steigenden  Elend  fuhren  müsse,  ebenso  durch 
die  Untersuchung,  was  innerhalb  der  wechselnden  und  illusorischen 
Werthe  das  wahrhaft  Werthbestimmende  für  die  Dinge  sei  —  er 
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beantwortet  die  Frage  wie  wir:   nur  die  darauf  verwendete  X^mr- 
beit,  —  das  zu  lösende  ökonomische  Problem  auf  den  doppelten 
Ausdruck  zurückgebracht  zu  haben:    es  sei  die  Aufgabe  jedem 
Arbeitenden  ein  zinsfreies   Capital   zu  verschaffen,   das 
er   in    Arbeitswerthe    verwandeln    und    so    zurückzahlen    kanD. 
Ebenso  müsse  er,  ohne  die  Vermittlung  von  Metallgeld,  die  Ar- 
beit  selbst    in    Geld   verwandeln    und    dadurch  zu  allen 
andern  ihm  nöthigen  Werthen   gelangen  können:  —  mit  Einem 
Worte  ein  aligemein  organisirter  Credit  soll  an  die  Stelle 
des   bisherigen  Verkehres  treten  und  den  Gegensatz  von  Capital 
und  Arbeit  völlig   aufheben.     Die  allgemeine  „Volksbank^S   in 
der  alle  Arbeitswerthe    zusammenfliessen ,    reguUrt  diesen  neuen 
Verkehr,   indem  sie  Jedem  gut  schreibt,    was  er  verdient,  uad 
abschreibt,  was  er  verzehrt  hat.  *)    Diese  Andicht,   die  ttbrigens 
auf  richtigen  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  wahre  Natur  des 
Vermögens  und  der  eigentlich  wertherzeugenden  Kraft  beruht,  ist 
jedoch,  wie  wir  zeigten,  im  Grossen  niemals  vollständig  ausführ- 
bar, so  gewiss  sich  der  Staat  nicht  in  eine  blosse  ökonomisdi- 
finanzielle  Bankanstalt  verwandeln  lässt,    noch  mehr  darum,  weil 
auch  jener  Plan  einer  allgemeinen  Volksbank  an  sich  unthunlicb 
bleibt.   Sogar  dem  Staate  ist  es  unmöghch,  bei  den  unendlichen 
Complicationen  aller  Verkehrsverhältnisse  das  Allgemeine  und  das 
Einzelne  so   zu  überbhcken,  um  jedes  Arbeitsproduct  in  jedem 
Augenbhcke   auch   nur  annähernd    nach    seinem    gerechten  und 
sichern  Werthe  zu  fixiren.     Die  Volksbank  würde  bei  annähern- 
den Werthen  stehen  bleiben  müssen,  und  so  entweder  den  Ein- 
zelnen übervortheilcn ,  d.  h.  ihrer  eigentlichen  Bedeutung  wider- 
sprechen, oder  wenn  sie  nach  dem  höchsten  Werthe  zahlte,  wie 
sie  der  Voraussetzung  nach  soll,  daran  selber  zu  Grunde  gehen. 
Ueberhaupt  lässt  sich  in   den  allgemeinen  Verkehrsverhältnissen 
das  Schwanken  der  Werthe  und  die  MögUchkeit  von  Verlusten 
gar  nicht  aufheben;   es  lässt  sich  nur  vermindern  und  was 
die  Hauptsache  ist,   durch  gemeinsamen  Antheil  unschädlich 
machen;  während  bei  Proudhon's  Volksbank  die   absolute 


0  Vgl.  Proudhon's  Lehre  in  unserer  „Ethik"  Bd.  I.  §.  320-323. 
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WerthbestimmuDg  die  Absicht  ist.  Desshalb  müssten  in  ihr 
entweder  alle  Gewinne  zusammenfliessen,  oder  sie  hätte  alle  Ver- 
luste zu  tragen,  was  Beides  gleich  unstatthaft  ist.  Sie  wird  da- 
her, in  ihrem  wahren  Begriffe  festgehalten,  unausführbar;  in 
laxerer  Anwendung  ist  sie  überflüssig  und  sogar  un zweck- 
mässig. Indem  wir  daher  dies  universale  und  zugleich  ra- 
dicale  Hülfsmittel  Proudhons  ablehnen  müssen,  wenden  wir  uns 
dem  andern,  schon  bezeichneten  zu,  welches  ebenso  vielseitig 
ausführbar  ist,  als  es  befestigend  auf  die  gesellschaftlichen  Zu- 
stände wirken  muss,  indem  es  sie  nicht  auflöst,  sondern  einem 
jeden  auf  eigenthümhche  Weise  si(Ji  anpassen  lässt.  Wir  meinen 
die  Association  von  Untenher  und  in  kleinern  Kreisen 
für  jede  Gestalt  der  Verkehrsverhältnisse.  Die  grosse 
ökonomische  Aufgabe  der  Gegenwart,  den  Gegensatz  von  Capital 
und  Arbeit  auszugleichen  und  beide  stets  auf  einander  treffen 
zu  lassen,  deren  praktische  Lösung  Proudhon  nicht  gefunden 
hat,  weil  er  den  Knoten  gewaltsam  und  mit  einem  einzigen  Cen- 
trahnstitute,  der  Volksbank,  durchhauen  will,  kann  nur  in  klei- 
nern Vereinen,  bei  übersehbaren  Verhältnissen,  glückUch  gelöst 
werden.  Der  Einzelne,  der  bisher  schütz-  und  machtlos  allen 
Lasten  und  Gefahren  der  Concurrenz  preisgegeben  war,  schhesst 
sich  mit  seinen  Leistungen  und  seinen  Bedürfnissen  besondem 
Vereinen  an,  um  Arbeit  und  Capital  zugleich  zu  finden,  Gewinn 
und  Verlust  durch  Theilung  mit  den  Andern  erträghcher  aus- 
zugleichen und  aus  dem  gemeinsamen  Vorrath  zugleich  besser 
und  wohlfeiler  sein  Leben  zu  bestreiten.  Dann  bedarf  es  keiner 
„Volksbank''  mehr,  und  ebenso  wenig  einer  gleich  unausführba- 
ren „Organisation  der  Arbeit''  vod  Obenher.  Und  damit  man 
nicht  sage:  das  seien  unpraktische  Entwürfe,  so  liegen  schon 
Proben  solcher  Vereine  vor  uns  aus  aUen  Kreisen  des  Verkehrs, 
wie  sie  in  England,  Frankreich,  Belgien  bestehen,  und  im  Ein- 
zelnen auch  in  Deutschland  sich  zu  bilden  anfangen,  die  bei 
ihrer  entschieden  segensreichen  Wirkung  immer  weiter  sich  aus- 
breiten  sollten.  '*')    Und   so   glauben   wir   nicht   nur  überhaupt 


'*')  Das  Einzelne  dieser  Thatsachen  und  der  dabei  angewendeten  Hülfsmit- 
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ausführbare  Mittel  vorzuschlagen,  sondern  auch  solche,  die  von 
Stund  an  ohne  alle  Umwälzung  und  Gewaltsamkeit  in  Ausitlbning 
gebracht  werden   können^   ja    die    überall    schon  einzelne  An- 


te! gehört  nicLt  hierher.  Wir  verweisen  in  dieser  Beziehung  auf  die  wichtigen 
Mittheilungen  V.  A.  Huber's,  der  früher  in  seinem  ,,Janus''  und  in  der 
„Concordia",  jetzt  so  eben  in  einer  eigenen  Schrift:  „üeber  die  coopc- 
rativen  Arbeiterassoci  ation  en  in  England"  (Berlin  1852)  die  Ein- 
richtung solcher  freien  Vereine  lebhaft  bevorwortet  und  an  der  Organisation 
derselben  in  England  zeigt,  dass  ihre  Grundsätze  praktisch  bewährt  seien  and 
sich  überall  in  Anwendung  bringen  liessec.  Je  weniger  wir  seine  politischen 
Ansichten  theilen,  desto  willkoinmner  ist  uns  hier  seine  Beistimmung.  Aucii 
zeigt  er  sehr  richtig,  dass  das  Wesen  der  Association  in  diesem  rein  prakti- 
schen Sinne  politisch  völlig  neutral  sei  und  jeder  Staatsform  sich  anscbliessen 
könne.  Doch  wird  er  zugeben,  dass  sie  sich  am  Wenigsten  vertrage  mit  dem 
in  Deutschland  und  Frankreich  noch  vorwaltenden  Geiste  bureaukratisch  bevor- 
mundenden Regierens.  Ebenso  ist  nicht  genug  daran  zu  erinnern,  dass  es  unter 
uns  in  Deutschland  erst  einer  sehr  allmäiiligen  politisch-socialeo  Erziehung  be- 
dürfe, um  dem  Sinne  für  Association  und  Gegenseitigkeit,  welcher  dem  Eng- 
länder bei  seiner  nirgends  hemmenden  und  elastisch  beweglichen  Verfassuof 
anerzogen  ist,  aus  unsern  jahrhundertelang  angebildeten  „Unterthanen^'-Gewohn- 
heiten  zum  Siege  zu  verhelfen.  —  Noch  reichhaltiger  ist  die  Litteratur  über 
das  Yereinswesen  der  Handwerker  und  Gewerbtreibenden  in  Frankreich.  Ausser 
A.  Cochut:  „Les  associations  ouvriires,  histoire  et  theorie  des  teniatives  de 
riorganisation  industrielle ,  opdrdes  depuis  la  r^olution  de  1848"  Parts  1851| 
worin  er  die  einzelnen  frei  gebildeten  Vereine  der  Handwerker  in  Paris  schil- 
dert, ihre  Kämpfe  und  ihr  allmähligcs  Gelingen,  ihre  Innern  Gefahren  und  die 
Mittel  dagegen,  und  worin  er  ausserdem  die  Einrichtung  einer  „sociätä  de  TMi^ 
manilef'''  zu  Lille  beschreibt,  welche  zugleich  die  wohlfeilere  und  bessere  Be- 
schaffung der  täglichen  Bedürfnisse  durch  Engros-Einkauf  mitübemomaren  hat: 
liegen  eine  Reihe  von  Zeugnissen  der  französischen  Oekonomisten,  im  Uebrigen 
der  stärksten  Gegner  des  Socialismus,  über  die  praktische  Ausfflhrbarkeit  dieser 
Art  von  Association  vor.  Michel  Chevalier  in  der  „ßevue  da  deux  vm- 
des  1848,  Bd.  XXL  S.  1077,  beruft  sich  auf  Namen  wie  Rossi,  Wolowski^ 
Dünoyer  u.  A.  In  Deutschland  haben  Robert  Mohl  in  „Rau's  Zeitschrift 
für  die  Staatswissenschaften"  1835,  Bd.  U.  S.  179,  von  Kl  ein  sehr  od,  H. 
Schulze  („Mittheilungen  über  gewerbliche  und  Arbeiterassociationen"  Leipxif 
1850)  LFallati  (in  dem  schon  angeführten  Aufsatze:  „Gewerbliche  und  wirth- 
schaftliche  Arbeiterverbände  in  Frankreich":  Tübinger  Zeitschrift  für 
die  Staatswissenschaft  Bd.  VH.  S.  728-768)  u.  A.  für  diese  Idee  ge- 
sprochen; und  Volz  hat  in  derselben  Zeitschrift  (Bd.  VU.  S.  113.  ff.:  „Die 
Fabrikbevölkerung  des  Ober-Elsass  im  J.  1850")  die  Anfänge  einer  ökono- 
misch-sittlichen Organisation  der  Lebensverhältnisse  der  dortigen  Arbeilerbevöl- 
kerung  geschildert,  welche  um  ihrer  allgemeinen  Anwendbarkeit  willen  die  höchste 
Beachtung  verdienen. 
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knüpfungen  und  Beispiele  im  Gegebenen  finden.     Denn  der  Ge- 
danke der  Association  ist  ein   so  alter,   zugleich   aber  auch  ein 
so  ewig  junger,  vielgestaltiger  und   elastischer,   dass  auf  seine 
vollständige    Durchführung   wohl    der   Uebergang   in    eine    neue 
Zeit  gegründet  werden  kann.     Er  ist  zugleich  die  praktische 
Durchführung  des  wichtigen  ethischen  Lebensgesetzes :  dass  die 
Vollkommenheit  der  Gemeinschaft  und  die  des  Ein- 
zelnen unabtrennlich  seien  und  mit  unauflöslicher 
Wechselseitigkeit  sich  bedingen;   oder  noch   abstracter 
ausgedrückt:  dass  in  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  „Wohl- 
wollen"  und  „Vollkommenheit"   auf   einander  hinweisen. 
Das  Princip  der  Association  löst  eben  diese  Aufgabe  aufs  Augen- 
fölligste:    der   klar    erkannte   Vortheil    der    Genossen- 
schaft  ist   auch    der  des  Einzelnen    und    umgekehrt. 
Der  jetzt  unser  sociales  Leben  vergiftende  Widerstreit  zwischen 
Sonder-  und  Gesammtinteressen   ist  hier  zu  praktischer  üeber- 
zeugung   gelöst;   der  kurzsichtigen   Selbstsucht   beider 
ist  ihre  Spitze  abgebrochen.     Was  die  Religion  endlich 
zur  Wahrung  und   Befestigung  dieses  Geistes  beizutragen  habe, 
wird  sich  zeigen. 

V.  Nur  ein  sociales  Problem  bleibt  noch  in  diesem  Zu- 
sammenhange zu  berühren.  Wenn  unter  den  jetzt  gegebenen 
Bevölkerungsverhältnissen  es  durch  die  angegebenen  Mittel  ftir 
möglich  erkannt  werden  muss,  das  höchste  Rechtsproblem  zu 
lösen:  „Jedem  sein  Eigenthum  zu  garantiren  in  der 
Gemeinschaft":  so  wird  beider  jetzt  in  stätigem  Verhältnisse 
steigenden  Vermehrung  des  Menschengeschlechts  nach  dem  na- 
türlichen Laufe  der  Dinge  ein  Zeitpunkt  kommen,  wo  jene  Stützen 
brechen  und  auch  die  neuen  Hülfsmittel  sich  als  ungenügende 
erweisen.  Malthus  hat  bekanntlich  zuerst  darauf  hingewiesen, 
wiewohl  er  eine  falsche  Proportion  zwischen  Zunahme  der  Be- 
völkerung und  der  Ernährung  aufstellte.  *)  Er  selber  weiss  nach 
seinen  naturalistischen  Grundsätzen  |hier  keine  andere  Lösung, 


'*')  Die  CoQtroverse  darüber  zwischen  ihm  und  Godwin   ist  in  der  Vor- 
rede zum  zweiten  Bande  dieses  Werkes  S.  XXXIV.  ff.  ausführlich  dargestellt. 
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als  die  gewaltsame  der  rohen  Natunnaeht,  die  durch  Krankheit 
und  Elend  fatalistisch  zerstört,  was  sie  nicht  zu  erhalten  ver- 
mag.   Aber  auch  die  andern  Lehrer  der  Staatswissenschaft  ver- 
mögen das  Resultat  an  sich  selbst  nicht  zu  leugnen.     Sismondi 
hat  zuerst  darauf  hingewiesen,  dass  die  Erfindung  der  Maschi- 
nenfabrikation ganz  von  selbst  Uebervölkerung  erzeugt.  Rossi, 
wiewohl    er    den  Progressionsmaassstab    von    Malthus    verwirft, 
weist  dennoch  nach,    dass  die   Erde  nach  dem  blossen  Laufe 
der  Natur  einmal  übervölkert  sein  werde.    Proudhon  bekämpft 
dies  mit  den  Waffen  seiner   erkünstelten   Geschichtsanschauung, 
indem  er  die  Moral  und  die  Freiheit  wieder  zum  Resultate  eines 
blossen  Naturgesetzes,  einer  mechanisch  wirkenden  Nothwendig- 
keit   machen   will.      Durch   die   drängende  Uebervölkerung  und 
ihre  Concurrenz,  sagt  er,  wird  die  Arbeit  immer  bewältigender 
für  den  Menschen.     Dieser  Druck  lässt  ihn  endUch  auch  gegen 
die  Geschlechtsneigung  erkalten.     Daraus  entsteht  ein  unviillktir- 
licher  SpirituaUsmus:  die  Heirathen  erfolgen  später;  Viele  bleiben 
unbeweibt  und  so  wird  die  Bevölkerung  sich  im  Gleichgewichte 
erhalten.     Für   Proudhon's   gesammte  Ansicht   ist   diese  Lösung 
charakteristisch:  er  kennt  nur  Calcül  und  mechanische  Wirkun- 
gen des  Geistes;   und  so   glaubt  er  auch   hier   ausgerechnet  zu 
haben,  dass  die  Menschheit  durch  Ermattung  und  Muthlosigkeit, 
durch  die  fortwährende  Krankheit  des  unbehaghchsten  Zustandes 
vor  gewaltsamer  Selbstzerstörung  sich  schützen  könne.     Ein  lei- 
diger und  unzureichender  Trost!    M.  A.  Ott  dagegen  hat  riditig 
gesehen,   dass   die  Entscheidung   darüber   nur  in  den  Willen 
fallen  kann.    Der  Cölibat,   sagt  er,  wird  einst  ein  sociales  Ver- 
dienst sein,  me  er  jetzt  ein  reUgiöses  ist.  *)    Kaum  jedoch  kann 


*)  M.  A.  Ot(:  „Iraitä  d'iconomie  sociale,  ou  Väconomie  polüique  coordW' 
nies  au  poinf  de  vue  du  progris'*,  Paris  1851  S.  66.  67.  Ueberhaupt  ist  Ott 
unter  den  französischen  Schriftstellern  über  die  Socialwissenschaft  dadurch 
ausgezeichnet,  dass  er  die  ökonomischen  Reformen  Ton  moralischen  unabtrenn- 
lich  erklärt.  Im  Uebrigen  vergleiche  man  ,iSismondi  nouveaux principes  d*iw- 
nomie  politique*',  Paris  1819.  Liv.  VII.  chap.Z.,  „Proudhon  syslime  des  am- 
tradiclions  äconomiques'*,  Paris  1846.  VoL  I.  S.  397.  ff.  In  Deutschland  hat 
Eisenhart  „Philosophie  des  Staats''  Leipzig  1843.  Bd.  II.  S.  82.  ff.  die  Be> 
Völkerungsfrage  ausführlich  behandelt. 
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darin  die  letzte,  wahrhalt  gerechte  Losung  des  Problemes  liegen. 
Wenn  ein  Theil  des  Menschengeschlechts  sich  dem  CöUbat  wid- 
men und  dadurch  die  tief  sittigende  Wirkung  des  Famihenlebens 
entbehren  müsste,  so  wäre  dies  eine  so  schneidende  Ungerech- 
tigkeit, dass  überhaupt  nach  dieser  Richtung  hin,  wenn  der  Cö- 
libat  auch  ein  freiwilliger  wäre,  die  rechte  Losung  der  Frage 
nicht  fallen  kann.  Vielmehr  bleibt  es  wesentlichste  Bedin- 
gung eines  dem  Begriffe  der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Staats- 
zustandes, dass  jedem  Mündigen,  zur  „VollpersOnhchkeit^^  Berech- 
tigten, die  Möglichkeit  der  FamiUengründung  gewährt  werde. 
M  §  88,  V.) 

Was  nun  ist  hier  zu  thun?    Vollkommen  stimmen  wir  bei, 
dass  kein  bloss  natürliches,  aus  den  Gesetzen  des  mechanischen 
Gleichgewichts  hervorgehendes  Mittel  ausreichen  kOnne.     In  der 
Thienvelt  wird  das  Gleichgewicht  erhalten   durch  wechselseitige 
Zerstörung,  während  jedes  Thiergeschlecht,  sich  selbst  überlas- 
sen, in  unbedingter  UebervOlkerung-  sich  ausbreiten  würde.     Der 
Culturzustand  der  Menschen  hat  diesen  siegreichen  Kampf  gegen 
die  Thierwelt  schon  längst  durchgeführt:  jedes  Thiergeschlecht 
vnrd   niur   geduldet,    so  weit  es   dem   Menschen    dient   oder  so 
weit  es  ihn  nicht  gefährdet.      Diesen  Kampf  kann   der  Mensch 
nicht  gegen  sich  selbst  fortsetzen,  auch  nicht,    wie  Malthus  und 
Proudhon    will,   durch  Waltenlassen  mittelbarer  Schädlichkeiten, 
oder  wie  Ott,    durch  Auferlegen  von  Entbehrungen,   welche  die 
trolle  Entwicklung   der  Sittlichkeit    nicht   zulassen.      Im   wahren 
Begriffe  der  Ehe  scheint  uns  die  volle  Losung  wirkhch  gefun- 
den.    Sie  ist,  wie  wir  zeigten  (§  25,  c.  §  111.),  die  nicht  nur 
^emüthliche,  sondern   sittliche  Vergeistigung  des  Gattungstrie- 
bes;   und    unbestritten   ist  es  der   specifische  Vorzug  des  Men- 
schen vor  allen  andern  sichtbaren  Wesen,  jenen  Trieb  nicht  nur 
„in  Schranken  halten  zu  können",  sondern  in  ganz  anderer,  in 
geistiger  Gestalt,  seiner  bewusst  zusein.     Hiermit  ist  er  als 
eheliche  Liebe  und  Treue  mit  der  ganzen  sittlichen  Wirkung  in 
uns  gegenwärtig;  aber  seine  physische  Bethätigung  ist  ein  höchst 
untergeordnetes  Moment   geworden,   welches  auch  schon  in  un- 
sern  gegenwärtigen  factischen  Verhältnissen  einer  Menge  anderer 
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Rücksichten  weicht.  Wenn  es  jetzt  schon  Famihen,  Orti 
ganze  Gegenden  giebt,  wo  es  eben  der  Vermögens-  u 
Schaftsverhältnisse  wegen  Sitte  ist,  nur  zwei  Kinder  zu 
warum  Uesse  sich  nicht  ein  Culturgrad  denken  oder 
müsste  er  nicht  bei  steigender  Sittigung  von  selbst  siel 
gen,  wo  Jene  Sitte  im  ganzen  Menschengeschlecht  ehern 
kannt  würde,  wie  Jetzt  etwa  die  Pflicht  gesitteter  Aelteri 
Kindern  eine  sorgfältige  Erziehung  zu  geben?  — 


Drittes  Capitel. 

Der  Verkehr  und  dijj  aus  ihm  hervorgehenden  Rechte. 


§.  98. 
Begriff   und    Umfang. 

Im  „Eigenthume",  werde  es  nun  als  rechtlich  anerkannter 
Besitz  oder  als  eigenthümlich  berechtigte  Arbeitsleistung  realisirt, 
hat  die  Persönlichkeit  eine  bleibende  Rechtssphäre  erhal- 
ten, innerhalb  welcher  sie  eine  freigewählte  Thätigkeit  vollzieht, 
deren  Wirkungen  von  den  Andern  anzuerkennen  sind,  indem 
ihre  Willsi^aus  dieser  Sphäre  rechtlich  ausgeschlossen  werden. 
Das  Eigen thumsrecht  zeigte  sich  daher  als  das  Princip  der 
festen  Begränzung  und  Sonderung  der  rechtlichen 
Vermögensgebiete  ftlr  die  Persönlichkeil. 

Aber  das  Vermögenerzeugende  liegt  auch  im  „Verkehre", 
dem  unablässig  ergänzenden  Austausche  derBesitze 
oder  der  Arbeitsleistungen.  Desshalb  geht  der  Verkehr 
den  Eigenthumsverhältnissen  als  das  Ergänzende  stets  zur  Seife, 
durchdringt  sie,  macht  sie  bewegHch  und  gestaltet  sie  um,  so 
sehr,  dass.  wie  sich  ergab  (§  93.)»  jedes  dem  Verkehre  (Verkauf, 
Tausch,  Verpfändung)  durch  gesetzliche  Verfügung  entzogene  Ei- 
genthum  nicht  mehr  Volleigenthum  zu  nennen  ist.  Dess- 
halb kann  jedoch  der  Verkehr,  wie  das  Eigenthum,  nur  vom 
Rechte  getragen  und  garantirt,  seine  vollständige  und  gesicherte 
Ausbildung  erhalten.  Der  Verkehr  ist  die  Sphäre  der 
veränderlichen  Begränzung  und  des  Austausches  der 
rechtlichen  Vermögensverhältnisse. 


Er  wird   vermittelt   durch  Handlungen,    welche  zum  Zweck 
haben  die  Rechlssphären    der  Verkehrenden    entweder  näher  zu 
bestimmen  oder  zu  verändern.     Solche  Handlungen  heissen  im 
Allgemeinen  „Rechtsgeschäfte^^    ^^^   wenn    sie   durch  ge- 
genseitige Willenseinigung   zu    Stande   kommen,    „Ver- 
träge".    Durch  die  letztern  werden  vor  Allem  die  Verbind- 
lichkeit zu  Leistungen  und  die  ihnen  entsprechenden  For- 
derungsrechte   (obligationes   —    obhgatorische    Verhältnisse 
erzeugt.     Sie  haben  nur  dadurch  Bestand,  dass  sie  durch  ihrei^ 
Inhalt   dem    Recht   entsprechen,    und    dass,    was  ihre  Ent — 
stehung  betrifft,    die  sich  vertragenden  Subjecte  ihren  WiUeck. 
darin  mit  Entschiedenheit  vereinigt  haben.    Die  äussere  juristische 
Vertrags  form  ist,  wie  sich  zeigen  wird,  dabei  nur  ein  Acci — 
dentelles,   ein   äusseres  Kriterium  und  Kennzeichen,   da&^ 
die  WiUen  sich  wirklich  geeinigt  haben,  nicht  aber  der  innere 
Grund  des  Obligatorischen  für  das  Vertragsverhältniss. 

I.     Durch  den  Verkehr  erhält   erst  das  Eigenthum   seineKB 
vollständigen  Werth    und   seine   höchste  Bedeutung.    Er  ist  de:K" 
iriedhche,   auf  Uebereinstimmung  der  Willen  beruhende  Process* 
steter  Ergänzung  unter  den  Eigenthümem,  welche  im  Verkehr^ 
ihre  Rechtssphären  gegen  einander  aufzuschhessen  beginnen,  un  d 
so  auch  zu  höhern,  eigentUch  ethischen  Anknüpfungen  die  erst^ 
Veranlassung  finden:    das  wahrhaft  Ethische  und  Gemeinschaft— 
fördernde    am    Eigenthume   und    so    sein   höchster    socialer 
Zweck.     (Dies  bewährt  sich  vom  einfachsten  Tauschverkehre  an, 
wo  man  gegenseitig  Treue  übt  und  sich  vertrauen  lernt,  bi^ 
zu  den  umfassendsten  Handelsverbindungen  der  Völker  und  Welt* 
theile  hinauf,  deren  weltgeschichtUche  Bedeutung  fOr  Ausbreitung 
der  Cultur  und  humaner  Sitte  längst  anerkannt  ist.) 

Somit  enthält  der  Verkehr  und  die  aus  ihm  hervorgehendes 
Rechte  die  letzte  Entwicklung  und  höchste  Erweiterung 
des  „Urrechts"  der  PersönUchkeit,  welche  innerhalb  des 
Rechtsgebietes  überhaupt  gewonnnen  werden  kann.  Gleich- 
wie durch  das  Recht  auf  Eigenthum  die  Persönlichkeit  erst 
ein  festes,  objectiv  anerkanntes  Dasein  in  der  Gemeinschaft  er- 
hält,  so  gewinnt   sie  durch  den  Verkehr  von  jenem  gesicherteii 
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Mittelpunkte    aus  erst  freie  Beweglichkeit  für  ihren  Willen  und 
für  ihre  rechtlichen  wie  sittlichen  Zwecke. 

IL  Aber  der  allgemeine  Verkehr,  wie  die  einzelnen,  durch 
das  Bedtirfniss  ausgebildeten  und  durch  rechtliche  Formen  geordne- 
ten Verkehrsverhältnisse  —  man  könnte  sie  „Verkehrsinsti- 
tute^^  nennen,  wie  man  von  Rechtsinstituten  gesprochen 
hat  —  erhalten  eben  dadurch  einen  durchgreifenden  objectiven 
"Werth  für  die  Gemeinschaft.  Sie  dienen  keinesweges  bloss  dem 
Vortheil  oder  der  individuellen  Willkür  der  Einzelnen,  sondern 
sie  sind  Mittel  für  die  höhern  ethischen  Lebenszwecke,  sie 
sind  unerlassliche.  Bedingungen  zur  ethischen  Vollkommenheit 
der  Gemeinschaft.  Und  desshalb  sind  sie  unter  den  Schutz 
der  Rechtsidee  gestellt.  Die  Verkehrsinstitute  insgesammt 
müssen  ihrem  Inhalte  nach  auf  Gerechtigkeit  gegründet  sein; 
ebenso  nothwendig  wird  vorausgesetzt,  dass  die  an  ihnen  Theil- 
nehmenden  das  aufrichtige  Bewusstsein  ihrer  Rechts- 
pflicht (Treue  und  Glauben)  mit  dazu  bringen. 

Es  erneuert  sich  hier  daher  folgerichtig  die  Betrachtung, 
welche  wir  vom  Rechte  tlberhaupt,  vom  Eigenthume  insbe- 
sondere zur  Geltung  brachten.  Wie  das  Recht  nur  die  sichernde 
Schranke  ist  für  die  ethischen  Gemeinschaften;  wie  das  Eigen- 
thum  nicht  Zweck  an  sich  selbst,  sondern  Mittel  bleibt  um 
die  höhere  (ethische)  Persönlichkeit  darzustellen :  so  ist  auch  der 
Verkehr  nicht  letzter,  selbstständiger  Zweck,  sondern  die  zwar 
äusserUche,  aber  unverUerbare  Nebenbedingung  zur  Vollkommen- 
heit aller  Gemeinschaft  und  jedes  Einzelnen  innerhalb  derselben. 

Darum  muss  jedes  Verkehrsverhältniss,  das  einzelnste  wie 
das  umfassendste,  auch  rechtlich  gesichert  sein.  Jeder,  der  in 
ein  solches  eintritt,  hat  das  ursprüngliche  Recht  auf  die 
Treue  des  Andern,  ebenso  darauf,  dass  dieser  ihm  vertraue,  — 
der  Glaube.  Beide  sind  nur  Ausiluss  der  Heiligkeit  und 
Unbedingtheit  der  Rechtsidee  im  Bewusstsein  Aller, 
welche  auch  jedes  einzelne  Rechts-  und  Vertragsverhältniss  durch- 
dringt und  sich  gleich  macht. 

.,     ni.  Hierin  —  und  in  nichts  Anderem  —  liegt  daher  auch 
der  eigentliche  Grund  von  der  bindenden  Kraft  der  Ver- 
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träge,  wodurch  sie ,  ^  wenn  ihre  Ausführung  auch  in  die  Zukunft 
Mt,  doch  Yollkommen  rechtsgültig  bleibeu,  mitbin,  soweit  in 
ihnen  Rechtszwang  anzuwenden  ist,  erzwingbar,  d.h.  bei 
geordneter  Bechtspflege  klagbar  werden. 

Bekanntlich  berühren  wir  hier  eine  der  berühmtesten  Contro- 
versen  der  altern  und  neuern  Bechtsphilosopie,  über  die  Frage: 
was  das  eigentlich  Bindende  sei  in  den  Verträgen?  Wie  ve^ 
schieden  auch  die  Antworten  lauten 'i'),  auf  den  Gegensatz  lassen 
sie  sich  zurückfuhren:  entweder  dass  der  Grund  davon  in  dem 
Willen  der  Sichvertragenden  selber  liege,  oder  dass  nur  durch 
die  gerichtUche  Form  des  Vertrages  das  Obligatorische  desselben 
entstehe,  oder  endlich,  in  welcher  Meinung  die  Meisten  tiberein- 
stimmen, dass  Beides,  die  Willenseinigimg  imd  die  gesetzliche 
Sanctlon,  zusammentreifen  müsse ,  um  die  bindende'  Kraft  eines 
Vertrages  zu  begründen. 

Sicherlich  ist  in  Letzterem  das  Bichtige  getroffen,  um  die 
äussern  Bedingungen  vollständig  anzugeben,  wodurch  im 
wirklichen  Bechtsverkehre  die  Vertragsverhältnisse  ihre  verbind- 
liche Kraft  erhalten.  Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  der  innere 
Grund  damit  bezeichnet  sei,  wodurch  erklärlich  wird,  nicht  nur, 
wie  die  Verträge  positiv  und  fac tisch  verbindhche  Kraft  haben 
können,  sondern  auch,  wodurch  sie  diese  Kraft  im  Rechtsbe- 
wusstsein  Aller  erhalten,  so  dass  ein  Act  innerer  Billigung 
und  das  Gefühl  eigenen  Gebundenseins  jede  Bechtsverpflichtung 
begleitet.  Diese  Frage,  und  keine  andere,  hat  die  Rechtsphilo- 
sophie zu  lösen ;  und  es  ist  auch  jetzt  noch  entscheidend,  sie  auf 
die  richtige  Art  zu  beantworten,  da  nicht  allein  die  wahre  Natur 
der  Bechtsidee  dadurch  von  einer  neuen  Seite  erkannt  wird, 
sondern  auch  im  Privatverkehr  wie  im  Staatsleben  allein  daraus 
die  rechten  Normen  für  Feststellung  der  Vertragsverhältnisse  sich 
ergeben  können.  In  Bezug  auf  diesen  Gesichtspunkt  aber  müs- 
sen wir  behaupten,    dass  diejenigen,    welche  den  Grund  jener 


'*')  Eine  Darstellung  und  Kritik  der  yerscbiedenen  Ansiebten  findet  sich  in 
Betreff  der  frühem  Schriftsteller  inHugo's  Naturrecht  §.  335.  36.  Anm.  I.,  für 
die  neuere  Zeit  bei  Warnkönig  Rechtsphilosophie  S.  375 — 3S5,  und  Röde'r 
Gi-undzuge  des  Naturrechts  S.  319.  ff. 
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Verbindlichkeit  im  Willen  suchen,  ein  tieferes  Princip  im  Auge 
haben  als  diejenigen,  welche  bloss  in  der  äussern  Rechtsform  oder 
vollends  im  Bedürfniss  oder  in  der  Convenienz  des  Verkehres 
das  Obligatorische  finden  wollen.  Wir  können  in  dieser  Hinsicht 
an  die  beiden  Gegensätze  bei  Fichte  und  bei  Bentham  er- 
innern. Jener  findet  das  Obligatorische  in  einem  ursprünghchen 
Uebereinkommen,  in  einer  Art  von  ürvertrag;  —  dieser  im  un- 
mittelbaren Nutzen,  in  der  äussern  Nothwendigkeit,  die  Verträge 
heihg  zu  halten,  indem  sonst  kein  gesicherter  Verkehr  möglich 
wäre.  Ohne  Zweifel  ist  jene  Theorie  Fichte's  nicht  erschöpfend : 
sie  beruht,  wenigstens  dem  Ausdruck  nach,  auf  einer  petitio 
principn,  indem  ja  wieder  gefragt  werden  müsste,  woher  das 
ursprüngliche  Uebereinkommen,  —  eigentlich  das  Uebereinkommen 
alle  fernem  Uebereinkommnisse  zu  halten  —  selber  seine  Kraft 
pnd  Festigkeit  erhalten  solle?  Aber  der  Gedanke  deutet  doch 
wenigstens  richtig  auf  ein  Ursprüngliches  im  Bewusstsein, 
als  auf  den  letzten  Grund,  während  Bentham  völlig  nur  bei 
dem  Aeusserlichen  des  Bedürfnisses  stehen  bleibt. 

IV.  Es  könnte  auf  den  ersten  BUck  seltsam  erscheinen, 
wie  dem  menschhchen  Willen,  der  mit  schrankenloser  Willkür 
behafteten  Selbstbestimmung,  überhaupt  nur  angemuthet  werden 
dürfe,  in  irgend  einem  Verhältnisse  definitiv  und  für  alle  Zu- 
kunft sich  zu  binden,  den  unendlich  sich  verändernden  Möglich- 
keiten dieser  Zukunft  gegenüber  ein  Wort  zu  halten,  das  man 
unter  ganz  andern  Voraussetzungen  gegeben.  Und  von  diesem 
Gefühle,  wenn  es  auch  nicht  immer  mit  so  scharfer  Reflexion 
ausgesprochen  wird,  finden  wir  die  ganze  gegenwärtige  Zeit  durch- 
drungen:'es  ist  das  eigentlich  revolutionäre  Element  der- 
selben, die  antisociale,  alle  Rechts-  und  ethischen  Verhältnisse 
innerlich  zersetzende  Kraft,  die  den  Rechtswillen  vergiftende 
Selbstsucht.  Man  mag  eine  innere  Bindung  des  Willens  nicht 
mehr  anerkennen,  kein  Unwiderrufliches  ftlr  denselben  ge- 
statten, weil  er  „frei'^  ist,  wie  man  sagt,  d.  h.  weil  man  sich 
di^  Willkür  vorbehalten  will.  Alles,  was  wir  beschliessen, 
erhält  dadurch  jenen  schlaffen  problematischen  Charakter,  der 
Grundzug  alles  unsem  Handelns  ist,   wodurch  unsere  Zustände 
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im  Staate  und  im  Gesammtverkehre  ein  blosses  Provisorium 
geworden  sind.  Die  Bindung  durch  die  äusserlichen  Rechtsformen 
ist  nur  ein  schwaches  Hülfsmittel  dagegen;  man  sucht  gerade 
durch  sie  zu  überHsten  oder  man  bricht  sie  geradezu. 

Dieser  Entartung  der  Rechtswiiien  gegenüber,  ist  nun  an  das 
wahrhaft  Obhgatorische  aUer  Verträge  zu  erinnern,  wovon  unser 
Bewusstsein  und  unser  Wille  zugleich  ursprünghches  Zeugniss 
geben,  wenn  man  sich  nur  getraut,  beide  wirkhch  zu  befragen. 
£d  hegt  allein  in  der  über  alle  Willkür  ihinausreichenden  objeo 
tiven  Macht  der  Rechtsidee.  Jede  Einigung  der  Rechts- 
willen, wie  jedes  Versprechen,  soll  gehalten  werden,  nicht  wegen 
des  allgemeinen  oder  besondern  Nutzens  —  dies  ist  ein  zufälliges 
und  empirisches  Element,  was  im  einzelnen  Falle  auch  fehlen 
kann,  —  sondern  weil  jeder  Vertrag  für  sich  ein  Beispiel, 
eine  concrete  Verwirklichung  der  ewigen  Rechtsidee 
ist,  welche  in  dem  Bruche  desselben  mitverletzt  wird.  Jeder 
einzelne  Vertragsbruch  ist  ein  allgemeiner  ethischer  Wider- 
spruch, eine  mittelbare  oder  theilweise  Zerstörung  der  innern 
Natur  des  Rechtes.  Und  dies  ist  es,  was  sich  auch  im 
subjectiven  Selbstgefühle  Aller  unwiderstehUch  ankündigt,  wenn 
„Treue"  unbedingt  verlangt  wird  und  ihre  Verletzung  von  dem 
Verletzenden  selber  innerlich  verurtheilt  werden  muss.  Jeder 
nimmt  an  und  muss  annehmen,  dass  jeder  Andere  auch  in  dem 
einzelnen  Falle  die  Gegenwart  der  allgemeinen  Rechtsidee  an- 
erkenne, d.h.  dass  er  treu  sein  werde. 

Desshalb  ist  ferner  die  Beobachtung  der  Rechtsformen  bei 
Abschluss  eines  Vertrages  gleichfalls  nicht  auf  den  bloss  äusser- 
lichen Erfolg  gerichtet,  um  den  Willen  der  Paciscurenden  erst 
zu  binden,  sondern  sie  haben  den  eigentUchern  und  tiefern  Sinn, 
dass  durch  sie  constatirt  werden  soll,  es  hege  im  ge- 
gebenen Fall  eine  wahre  und  aufrichtige  Bindung  der 
Willen,  d.  h.  ein  durch  das  Recht  geheiUgter  Vertrag  vor.  Dies 
bedeutet  jedoch,  was  wir  meinen:  es  wird  aus  der  geschehenen 
Beobachtung  der  Rechtsformen  erkannt^  dass  hier  die  eine  und 
ewige  Rechtsidee  in  einem  einzelnen  Beispiele  gegenseitiger  Bin* 
düng  der  Willen  sich  wirkhch  verkörpert  habe. 
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Memand  hat  dies  wahre  Verhältniss  zugleich  kürzer  und 
tiefer  bezeichnet,  als  Kant*),  wenn  er  sagt:  auf  die  Frage, 
warum  soll  ich  mein  Versprechen  halten,  sei  es  schlechthin  un- 
möglich, von  diesem  kategorischen  Imperativ  noch 
einen  Beweis  zu  führen,  —-  (eben  weil  die  Rechtsidee,  als 
etwas  Unbedingtes  für  den  Willen,  an  sich  selber  Grund 
ist  und  nicht  durch  ein  noch  Höheres  begrtlndet  werden  kann):  — 
so  wenig  als  es  für  den  Geometer  mOgUch  sei,  durch  Ver- 
nunftschlüsse  erst  zu  beweisen,  dass  zu  einem  Dreiecke  drei 
Linien  gehören.  „Es  ein  Postulat  der  reinen  (von  allen  sinn- 
lichen Bedingungen  des  Raumes  und  der  Zeit,  was  den  Rechts- 
begritf  anbetrifil,  abstrahirenden)  Vernunft".  Der  bestimmte  Ver- 
trag, das  einzelne  Versprechen  ist  daher  auch  für  Kant  nur  die 
in  „die  sinnHchen  Bedingungen  des  Raumes  und  der  Zeit"  ein- 
tretende, dadurch  aber  in  ihrem  Wesen  nicht  veränderte  eine 
und  ewige  Rechtsidee. 

Hegel,  dem  es  so  nahe  lag,  hierüber  richtig  zu  sehen,  da 
es  sein  Hauptverdienst  ist,  die  Objectivität  und  das  allgemeine 
Walten  des  Ethischen  erkannt  zu  haben,  verHert  sich  dennoch 
in  der  Lehre  vom  Vertrage  auf  sehr  charakteristische  Weise, 
indem  er  auch  hier  seine  abstract  dialektischen  Kategorieen  hin- 
einspielen lässt,  in  einen  schwerMigen  Formalismus  wesenloser 
Nebenbestimmungen.  *♦)  Ihn  interessirt- vor  Allem  die  im  Vertrag 
sich  vollziehende  Identität  der  Willen,  die  darin  zugleich  doch 
nicht  identisch  sind,  die  da  „eigenthümliche  sind  und 
bleiben"  (§.  73.).     Der  Vertrag,  behauptet  er  ferner,  „gehe  von 


*)  J.  Kant  „metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre"  §.  19.  S.  100.  — 
Stahl  („Rechtsphilosophie^'  II.  1.  S.  324)  hat  Kants  Ausspruch  kaum  vollstän- 
dig gefasst,  wenn  er  behauptet:   Kant  meine  die  Rechtsgultigkeit  der  Verträge 
aus  der  Freiheit  zu  deduciren,  während  er  aus  der  Treue    deducire.     Kant 
deducirt  aus  der  höchsten,  absoluten  Idee  des  Rechts,  wie  er  soll.    Stahls 
\orwurf  gilt  dagegen  mit  vollem  Rechte   der   spätem  Missdeutung  des  Kanti- 
scben  Freiheitsbegriffes,  der  bloss  in  der  Freiheit  vereinzelter  Subjecte  bestehen 
ioU.    (Vgl.  seine  Note  S.  321.  22.)    Von   hieraus   ist   die  Rechtsgultigkeit  der 
Verträge   allerdings   30  wenig  abzuleiten,   dass  hierin   umgekehrt  der  stärkste 
Grund  gefunden  werden  könnte,  sie  überhaupt  in  Abrede  zu  stellen! 

♦♦)  Hegel  Rechtsphilosophie  §.  73.  u.  flf.  §.  79. 
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der  Willkür  aus",  iincl  der  identische  Wille,  der  durch  den 
Vertrag  ins  Dasein  trete,  sei  damit  nur  ein  „gemeinsamer^ 
nicht  „ein  an  und  für  sich  allgemeiner"  (§.75.):  — 
wodurch  ganz  unentschieden  gelassen  wird,  wie  weit  für  Hegel 
dieser  endliche  Charakter  des  Vertrages  reicht,  ob  er  bloss 
seinen  vergänglichen  Inhalt  betriflH,  oder  ob  er  auch  auf  die 
Form,  auf  das  innerhch  Bindende  desselben  sich  ei*streckt?  Erst 
auf  sehr  mittelbare  Weise,  bei  der  „Stipulation"  (§.  79.),  wo 
er  einem  längst  unpraktisch  gewordenen  Begriffe  des  Römischen 
Rechtes  eine  allgemeine  Bedeutung  beilegt,  berührt  er  die  ganze 
Frage  vom  Grunde  der  Vertragsverbindlichkeit.  „Das  Dasein, 
das  der  Wille  in  der  Förmlichkeit  der  Geberde  oder  in  der  filr 
sich  bestimmten  Sprache  hat,  ist  schon  sein,  aUdes  inte  11  ec- 
tuellen"  (Willens)  „vollständiges  Dasein,  von  dem  die  Lei- 
stung nur  die  selbstlose  Folge  ist".  Warum  aber  gewinnt  der 
Wille  sein  „vollständiges  Dasein"  durchgehe  Förmlichkeit?  Hegel 
kann  nur  antworten :  weil  er  sich  eben  in  jenen  Formalitäten  der 
Stipulation  auf  bestimmte  Weise  objectivirt^  ausgesprochen  hat  für 
sich  und  die  Andern.  Warum  soll  er  aber  dadurch  gebunden 
sein?  Hierüber  bleibt  Hegel  die  Antwort  schuldig;  wenigstens  hat 
er  sie  nicht  scharf  herausgeläutert  aus  den  Wirrnissen  jener  Neben- 
bestimmungeu. 

Dagegen  kommt  Stahl  das  Verdienst  zu,  bei  diesem  wich- 
tigen Begriffe  auf  die  rechte  Stelle  seiner  Begritndung  hingewiesen 
zu  haben  (a.  a.  0.  §.  36.  S.  321).  „Der  Vertrag  beruht  auf 
Freiheit  und  Treue:  aber  die  bindende  Kraft  desselben 
ist  die  Treue".  Ebenso  setzt  er  tref^ich  hinzu:  „Dass  die 
Treue  bloss  ein  moralisches,  nicht  auch  ein  rechtliches  Princip 
sei,  das  gehört  zu  jenem  Grundirrthum  des  abstracten  Natur- 
rechts, der  Entkleidung  des  Rechts  von  den  ethischen  Ideen". 
Nur  das  können  wir  nicht  erschöpfend  finden,  wenn  er  die 
Treue  lediglich  aus  der  Persönlickeit  ableitet,  deren  „Ur- 
charakter"  die  Treue  sei.  Der  allgemeine  Charakter  der 
Persönlichkeit  ist  die  Freiheit,  noch  nicht  die  Treue:  diese 
erwächst  erst  aus  dem  gelungenen  ethischen  Processe,  aus  der 
Entselbstung:  d.  h.  aus  der  Anerkennung  eines  alle  Willkür 
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bindenden  Unbedingten  über  alle  Einzelpersönlichkeiten  hin- 
aus (vgl.  §.  60.  ff.).  Mag  sich  dies  auch  in  der  schlichten  Form  ^ 
des  Volksglaubens  aussprechen,  dass  im  Eide,  im  gegebenen 
Worte  Gott  zum  Zeugen  angerufen  werde,  dass  Er  den  Bruch 
desselben  bestrafe  und  dgl.:  so  ist  eben  damit  schon  gesagt, 
dass  nicht  in  der  blossen  Persönhchkeit,  sondern  in  einem  ttber 
.alle  Persönlichkeit  Hinausliegenden   der  wahre   Grund 

• 

der  Treue  zu  suchen  sei.  —  Ferner  zeigt  Stahl  richtig,  dass 
der  Vertrag,  um  bindend  zu  sein,  zugleich  einen  an  sich  ethi- 
schen Zweck  und  Inhalt  haben  müsse.  Sowohl  der  unsitt- 
liche als  der  zwecklose  Vertrag  haben  keine  moralische  Verpflich- 
tung. „Soll  er  aber  vollends  rechtlich  binden,  so  muss  er  ein 
Verhältniss  zu  seinem  Inhalt  haben,  das  einen  notbwendigen 
Bestandtheil  des  Gemeinlebens,  somit  der  Rechts- 
ordnung bildet."  —  „Die  Forderungen  sind  keinesweges 
das  blosse  Product  menschlicher  Freiheit  und  Willenseinigung, 
sondern  sie  sind  in  der  Ordnung  des  Gemeinlebens  be* 
reits  gezeichnete  Kreise  und  die  Willenseinigung  ist  nur 
das  Mittel  für  die  bestimmten  Personen,  in  sie  einzutreten." 
(S.  323.) 

Dies  istt  es,  was  auch  wir  zu  zeigen  suchten  durch  die 
ganze  Stellung,  welche  wir  dem  Begriffe  des  Vertrages  im  Ver- 
hältniss zum  Eigenthume  gegeben  haben.  Die  Recbtsidee,  die 
in  beiderlei  Hinsicht  normirend  eingreift,  ist  kein  abstracter 
gleichartiger  Gedanke,  sondern  sie  erzeugt  eine  reiche  Welt  fester 
Institute  und  entsprechender  Recbtsformen  *  in  den  Eigenthums- 
und  Verkehrsverhältnissen,  die  selbstständigen  Werth  haben  und 
mn  ihrer  selbst  willen  erhalten  werden  sollen.  Die  „Treue" 
aber,  die  sie  erhalten  hilft,  kann  uin  desswillen  doch  nicht  als 
blosses  Mittel  und  jene  Erhaltung  als  deren  Zweck  bezeichnet 
werden.  Beides  viehnehr  sind  selbstständige  Wefthe,  die 
aber  sich  wechselseitig  decken  oder  zusammenstimmen,  indem 
es  die  Eine  Rechtsidee  ist,  welche  von  den  Wüten  die  Treue 
fordert  und  in  den  Gemeinschaften  die  im  Vertrage  zu  bewahren- 
den Rechtsordnungen  stiftet. 
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§.  99. 
Die  Arten  des  Vertrages. 

Im  Vertrage  vereinigt  sich  der  Wille  zweier  oder  mehrerer 
Rechtssubjecte  zu  einer  gemeinschaftlichen  Handlung,  weldie 
dadurch  für  Jeden  derselben  rechtlich  verbindend  wird,  indem 
die  Willen  in  Bezug  auf  den  Zweck  der  Handlung  zu  Einern 
Willen  geworden  sind,  so  dass  jedes  der  Subjecte  seinen  WiSkn 
in  dieser  Hinsicht  an  den  des  Andern  „ gebunden ^^  bat.  Wenn 
der  Eine  Wille  zurücktritt  ohne  den  andern,  so  ist  die  durch 
die  Rechtsidee  geforderte  Gleichheit  verletzt  (9*98,  U.ÜL), 
Nur  im  Einverständnisse  mit  dem  Andern  kann  daher  Jeder  seinen 
Willen  verändern  oder  zurücknehmen;  im  entgegengesetzten  Falle 
ist  er  zu  einer  Leistung  verbunden,  welche  der  dadurch  einge- 
tretenen Beschädigung  des  Andern  gleichkommt  —  In  dieser 
wirklich  und  mit  beiderseitigem  Bewusstsein  voll- 
zogenen Verschmelzung  (pactio,  conventio)  der  Willen 
hegt  das  ^Kriterium,  dass  ein  Vertrag  oder  ein  Versprechen 
vorhanden  und  dass  derselbe  gehalten  werden  müsse.  Die  posi- 
tive Gesetzgebung  hat  daher  gewisse  äussere  Rechtsformen  oder 
Gebräuche  festzusetzen,  an  denen  erkennbar  wird,  ob  die 
Willen  der  Vertragenden  wirklich  übereingekommen  sind.  Das 
fortschreitende  Rechtsbewusstsein  hat  diese  Gebräuche  immer 
mehr  vergeistigt  und  vereinfacht.  Doch  auch  hier  hat  die  posi- 
tive Gesetzgebung  noch  immer  genau  zu  bestimmen,  in  welchen 
FäUep  ein  blosses  Versprechen  (nudnm  pactum)  schon  eine 
bindende  Obligation  erzeugt,  in  welchen  andern  ein  förmlicher 
Contract,  z.  B.  eine  in  gewisser  Form  vollzogene  schriftliche 
Abfassung  dazu  nothwendig  ist. 

I.  Im  Wesen  und  in  der  Wirkung  der  Verträge  lässt 
sich  sogleich  eine  doppelte  Gattung  unterscheiden: 

a)  Entweder  der  Vertrag  ist  blosses  Mittel,  um  ein 
Rechts-,  hoher  auch  ein  sittliches  Verhältniss  übeiiiaupt  erst  zu 
gründen  und  ihm  seine  rechtUchen  Folgen  innerhalb  der  Gemein- 
schaft zu  sichern,  während  dies  Verhältniss  über  den  Vertrag  hin- 
aus  fortbesteht  nach  seinem  selbstständigen  Werthe  und  nadi 
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den  besondern,  in  seinem  rechtlichen  ^oder  sittlichen 
Zwecke  liegenden  Bedingungen.  Der  Vertrag  ist  nur  der 
Ausgangspunkt  desselben  oder  eine,  die  rechtlichen  Folgen  an 
ihm  sichernde  Nebenbestimmung.  Dahin  gehört  im  Privat- 
recht  der  Ehevertrag,  die  Adoption,  die  Legitimation  eines  natlUv 
liehen  Kindes,  und  dgl.;  im  Staatsrecht  die  Volkerverträge,  die 
luf  gegenseitige  Anerkennung  der  Unabhängigkeit,  Niditinterven« 
äon,  Neutralität  und  dgl.  gerichtet  sind.  Am  Wichtigsten  ist  dieser 
Gresichtspunkt  Ober  die  untergeordnete  Bedeutung  der  Vertrags« 
form  Itlr  die  Ehe.  Die  Schliessung  derselben  ist  ein  Ver- 
trag sa  et,  die  Ehe  selber  ist  es  nicht  mehr.  Alle  ethischen 
Verhältnisse,  die  un)  ihres  bleibenden  Charakters  in  der  Gemein- 
schaft von  rechtlichen  Folgen  begleitet  sind  (Ehe,  FamiUe)  haben 
diese  Seite,  die  von  Verträgen  anhebt  oder  in  Vertragsverfaältnisse 
Obergeht  und  daher  nach  rechtUchen  Vertragsformen  normirt 
werden  muss,  ohne  dass  das  Verhältniss  dadurch  erschöpft  oder 
in  seinem  wahren  Wesen  bezeichnet  wäre. 

b)  Oder  das  Rechtsverhältniss  entsteht  ebenso  aus  dem 
Vertrage,  wie  es  zugleich  durch  ihn  völlig  erschöpft  und 
begränzt  wird,  so  dass  alle  Bestimmungen  desselben  nur  in 
Folge  und  nach  Maassgabe  der  bestimmten  Vertragsform  eustiren 
und  ausserdem  gar  keine  Geltung  behalten.  Hierher  fallen  die 
Verträge  in  eigenlichem  oder  engerm  Sinne,  wo  Forderung 
und  Leistung  entweder  einseitig  auftreten  oder  sich  gegenseitig 
bedingen;  ebenso  diejenigen  Verträge,  wo  eine  bestimmte 
Zusammenwirkung  zu  Handlungen  versprochen  wird,  im 
Privatrecht  die  Verträge  zu  einer  Geschäftsveri)indung,  im  Völker- 
recht die  Allianz-,  Handels-,  Zollverträge  u.  s.  w.  Alle  diese 
laben  den  gemeinschaftlichen  Charakter,  dass  sie  nur  durch  die 
^ertragsform  Gültigkeit  erhalten  und  dass  sie  gar  keinen  selbst« 
.tändigen  Inhalt  und  Werth  darüber  hinaus  besitzen  oder  an- 
prechen. 

Dennoch  ist  es  mögUch  auch  diese  letztere  Art  von  Verträgen 
Q  einen  hohem,  ethiaphen  Lebenszusammenhang  zu  erheben, 
(ach  unserer  Grundansicht  über  das  Gesammtverhältniss  des 
Rechtes  zum  Sittlichen  kann  und  soll  auch  jeder  solche  Vertrag 
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zum  Anknüpfungspunkte  dienen,  nicht  nur  um  innerhalb  desselbea 
Treue  zu  üben,  sondern  auch  um  darüber  hinaus  ein  Verhältniss 
des  Wohlwollens  und  des  ethischen  Vertrauens  zu  erzeugen,  was 
jenem  Zwecke  des  Vortheils  erst  die  rechte  Weihe  und  iimere 
Bedeutung  verleiht. 

Ein  verhängnissvollcr  Irrthum  dagegen  ist  es  in  Theorie  und 
Praxis,  jene  beiden  grundverschiedenen  Sphären  der  Vertrüge  la 
vermischen   und   auch   diejenigen  Verhältnisse  filr  Verträge  der 
zweiten  Art  zu  halten,  wo  die  Vertragsform  das  bloss  Accesso- 
rische  ist.     So  hat  man  die  Ehe   in  gewissen  Theorieen  uod 
Gesetzbüchern   als    einen  bloss   civih^ditlichen  Vertragsact  be- 
trachtet,   nicht  minder  den  Staat  in  lauter  Yertragsverbaltnissen 
aufgehen  lassen  und  so  den  reinen  Eigennutz,  die  Verleugnung 
aller  Selbstaufopferung  für  ihn  als  die  gründliche  Lebensweishät 
in   poliüschen  Dingen   angepriesen.    In   gleicher  Weise    könnte 
man  jedes  naive  und  unbefangene  Menschenverhältniss  zu  einem 
stillschweigenden  Vertrage,  zu  einem  „do  ut  des"  erniedrigen, 
und  es  geschieht  oft  genug,  um  den  menschlichen  Veiiiehr  immer 
mehr   seines   ethischen   Reizes   und  seiner   eigentlichen  Würde 
zu  entkleiden.  •^— 

II.  Dies  sind  die  Arten  der  Verträge,  deren  die  Rechts- 
philosophie zu  gedenken  hat.  Das  weitere  Eingehen  auf  ihren 
Inhalt  und  die  Eintheilung  der  Verträge  nach  diesem  Gesichts* 
punkt  liegt  unsers  Erachtens  ausserhalb  der  rechtsphilosophischen 
Aufgabe  und  fällt  dem  Bedürfniss  und  Interesse  der  positiven 
Rechtswissenschaft  zu.  Wie  der  Verkehr  nach  seinem  weit* 
geschichtUch^ii  Charakter  sich  immer  erweitert  und  i^mplicirt,  so 
entstehen  auch  völlig  neue  Anwendungen  der  allgemeinen  Rechts* 
und  Veilragsverhältnisse ,  d.  h.  ihr  Inhalt  ist  das  Veränderliche, 
Empirische,  aber  durch  die  stets  gleichmässige  Form  zu  Ncnt^ 
mireiide.  Die  Eintheilung  der  Verträge,  welche  Kant  angegeben 
und  Hegel  von  ihm  angenommen  haf*"),  ist  allerdings  nicht 
von  enopirischem  Charakter:   sie  beruht  auf  dem  drei&dien  Ge* 


♦)  Kants  „Metaphysische  Anfangsgründe"  etc.  §.  31.  S.  118  flf.     Heger» 
Aechtsphilosophie  §,  80. 


117 

Sichtspunkte,  dass  der  Vertrag  entweder  einseitigen  Erwerb 
ieabsichtigt,    —   „wohlthätiger  Vertrag*';    —    oder  wechsel- 
seitigen, —  „belästigter  Vertrag";   —    oder   weder  das  Eine 
noch  das  Andere,   sondern  Sicherung  des  Seinen,  —  „Zu- 
sicherungsvertrag" sei.     Bei  dieser  Eintheilung  ist  jedoch,    wie 
schon  Stahl  erinnerte,*)  bloss  die  Art  des  Leistens^  nicht 
aber  die  Art  der  Verpflichtung  zu  Grunde  gelegt;   es  wird 
Rücksicht   darauf  genommen,    ob  der   Nutzen  ein    einseitiger 
oder  ein  wechselseitiger  sei,  nicht  darauf,    wie  die  rechtliche 
Verbindlichkeit  in  diesen  Verträgen  verschieden  sich  modifi- 
cire,    indem   z.  B.   bei   den   wechselseitigen  Verträgen    die 
Verpflichtung  nur  unter  den  Contrahenten,  bei  Verträgen,  die  in 
einer    Geschäftsverbindung   beruhen,    dagegen    nicht    nur 
unter  diesen,  sondern  zugleich  gegen  dritte  Personen  stattfindet, 
unter  den  Versuchen  neuerer  Forscher  die  Lehre  von  den 
Verträgen  einzutheilen,  verdient  der  von  Chalybäus  gemachte**), 
um  des  neuen  und  sinnreich  durchgeführten  Gesichtspunkts,  be- 
sondere Erwähnung,   wiewohl   wir   aus   den  schon  angeführten 
Gründen  nicht  bergen  können,    dass   uns   sein  Inhalt  über  die 
Gränzen  einer  „speculativen"  Ethik  hinauszuliegen  scheint. 
Die  Verträge  sind  nur  nach  ihrem  innem  Zweckbegriffe  er* 
schöpfend  einzutheilen.    Dieser  besteht  nicht  nur  darin  den'  VeN 
kehr  zu  regeln,  sondern  auch  zu  bewirken,  dass  dieser  Verkehr 
fortschreitend  immer  vollkommner,  gerechter  und  zweckmässiger 
organisirt   werde.     Diese   teleologische    Steigerung   unter 
den  Vertragsformen  ist  das   neue  Eintheilungsprincip ,    welches 
Chalybäus  durchfuhrt.    Er  theilt  sie  hiemach  ein  in  einseitige 
(wohlthätige)  Verträge,  wo  der  Eine  der  Verleihende,  der  Andere 
der  Empfangende  ist;  — sie  sind  von  willkürlicher  und  zu- 
fälliger Natur:  daher  die  unvollkommensten:  —  in  onerose* 
oder   diejenigen  Tauschverträge,   wo   auf  der   einen  Seite   der 
Sachbesitz,  auf  der  andern  die  Arbeitsleistung  vorwaltet^ 
und   worin   wegen   der  Ungleichheit   des  Besitzes   und  der 


*)  Rechtsphilosophie  II.  1.  S.  328. 
**)  System  der  spec.  Ethik  IL  §.  182.  S.  172.  ff. 
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Arbeitsleistung  der  eine  Theil  beschwert,  der  andere  geniesseni 
erscheint;  —  der  überwiegende  Theil  unserer  bisherigen  un- 
yollkommnen  Vertragsverhältnisse  gehört  in  diese  immer  nock 
untergeordnete  Classe  von  Verträgen:  —  endlich  in  die  voll- 
kommen wechselseitigen  oder  Gesellschaftsvertrftge, 
wo  jedes  Mitglied  zugleich  Contribuent  am  Capital,  Theihiehmer 
an  der  Arbeit,  und  Mitgeniesser  des  Erwerbs  wie  auch  Mitträger 
des  Verlustes  ist;  —  die  vollkommenste  Form  aller  Vertragsfe^ 
hältnisse. 

Wir   könnten  uns   dieser  Auffassung  nur  beistimmend  an- 
schliessen,  wenn  uns,  wie  bemerkt,^  dergleichen  überhaupt  in  (ine 
rechtsphilosophische  Lehre  vom  Vertrage  zu  gehören  schiene. 
Chalybäus  hat  darin  auf  das  Trefflichste  die  innere  Entwickluag 
des  Verkehres  geschildert,   welche  bei  fortschreitender  VervoU* 
kommnung  der  Eigenthumsverhältnisse  stattfinden  muss, 
auf  gleiche  Weise,  wie  wir  jene  im  Vorigen  zu  entwerfen  such- 
ten;   Dass  diese  Veränderungen  auch  in  den  Formen  des  Ver- 
trages sich  ausprägen  und  wiederspiegeln  müssen ,  versteht  sich 
von  selbst.    Dennoch  können  nach  unserer  Meinung  die  Vertrags- 
formen  selber  darum  nicht  vollkommnere  oder  minder  vollkommne 
heissen  und  darnach  eingetheilt  werden,  ob  sie  vollkommnere  oder 
unvoUkommnere  Verkehrsverhältnisse  normiren:  denn  jeder  Ver- 
trag ist  gleich  vollkommen,  welcher  die  Willen  auf  reditlicfae 
Weise  bindet  und  die  innere  Absicht  des  Vertrages,  sei  diese  von 
höherer  oder  von  minderer  Vollkommenheit,  dadurch  sicher  stellt* 

§.  100. 
Die  Rechtsbestimmungen  des  Vertrages. 

Bei  jedem  rechtlichen  Vertragsverhältniss  lässt  sich  ein  Drei- 
faches unterscheiden :  die  R  e  c  h  t  s  s  u  b  j  e  c  t  e ,  welche  den  Vertrag 
eingehen;  der  Gegenstand  der  Leistung;  und  die  obligja^o- 
rische  Verpflichtung,  welche  er  erzeugt,  und  die  nach  ihrem 
Grade  und  nach  ihrer  Modalität  versdbieden  sein  kann. 

L  Alle  obligatorischen  Verhältnisse  sind  wesentlich  per- 
sönliche: sie  haften  so  sehr  an  den  sich  Verpflichtenden,  dass. 
keiner  einseitig  sich  einen  Andern   substituiren  noch  den  In- 
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lialt  des  Vertrages  ändern  kann,  und  dass,  wo  dies  gesdüeht, 
ein  neues  obligatorisches  Verhältnisse  eine  „Novation^S  eintritt 
Der  Grund  davon  liegt  im  Charakter  und  Ursprünge  dieses  Ver- 
hältnisses: die  Willen  gewisser  Rechtssubjecte  hahen  sich  über 
einen  gewissen  Gegenstand  der  Leistung  vereinigt;  daher  ist  es 
entscheidend,  dass  es  diese  Subjecte  sind  und  keine  andern. 
Die  fireie  und  bewusste  Willenserklärung  ist  daher  die  Grund- 
bedingung des  Vertrags.  Ohne  Beides,  das  in  der  PersönUchkeit 
Wurzelnde,  ist  kein  Vertrag  vorhanden.  Die  sich  verpflichtenden 
Personen  müssen  daher  die  juristische  Fähigkeit  besitzen, 
überhaupt  Verträge  abzuschUessen.  Bei  jedem  Vertrage  ist  näm- 
lidi  erste  Bedingung,  dass  die  Sichvertragenden  berechtigt  und 
nach  ihrem  Willen  und  Urtheil  befähigt  waren,  ihn  einzugehen. 
Der  Inhalt  des  Vertrags  muss  rechtlich  zulässig,  der  Wille 
der  Pacisdrenden  muss  frei  und  ihr  Urtheil  keinem  unvermeid- 
lichen Irrthume  oder  Unwissenheit  unterworfen,  ebenso  durch 
keine  Täuschung  und  Hinterlist  herbeigeführt  sein.  Andrerseits 
müssen  die  Sichvertragenden,  neben  ihrer  juristischen  Fähig- 
keit, auch  ihren  emstUchen  Willen  aussprechen,  den  bestimm- 
ten Vertrag  abzuschUessen:  wobei  die  Form  und  Ausdrucksweise 
dieser  Darlegung  eine  zufällige,  aber  von  der  positiven  Gesetz- 
gebung genau  zu  bestimmende  ist,  welche  daher  bei  den  ver- 
sdiiedenen  Gattungen  der  Verträge  selbst  verschieden  sein  kann. 
II.  Der  Inhalt  des  Vertrages  hängt  vom  Gegenstande  der 
verabredeten  Leistung  und  von  der  Absicht  der  Contrahenten  ab. 
Die  Leistimg  kann  einseitig  oder  wechselseitig/sein,  je 
nachdem  nur  der  Eine  leistet,  der  Andere  empfängt,  oder  je 
nachdem  Beide  zu  leisten  haben.  Die  Eintheilung  der  Verträge 
in  einseitige  und  in  zweiseitige  ist  daher  von  durchgreifen- 
der Bedeutung,  ohne  dass  durch  diesen  Unterschied  die  allgemeine 
Natur  des  Vertrages  verändert  würde. 

Die  Leistung  kann  bestehen  entweder  in  einem  Geben  oder 
in  einem  Thun.  Das  Geben  kann  auch  im  Ueberlassen  eines 
Rechts,  das  Thun  un  Unterlassen  einer  gevrissen  Handlung 
bestehen.  Das  Geben  enthält  zunächst  die  Uebertragung  des 
Besitzes  der  Sache:  entweder  als  Einräumung  des  Eigen- 
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thums,  Schenkung,  Verkauf:  —  oder  als  üeberlassung  des 
Gebrauchsrechtes  der  Sache;  Vermiethung,  Leihen,  bisa 
vorübergehendem  Gebrauche  herab:  —  oder  gar  nur  ite  Uebe^ 
lassung  der  Detention  einer  Sache,  z.  B.  als  Pfand. 

Das  vertragsmässige  Thun  ist  entweder  die  ücbernahme 
einer  Dienstleistung  oder  das  Versprechen  eines  Produ- 
cirens  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  nach  einem  bestimmten 
Theile  der  Kräfte  der  Leistenden,  welches  den  Lohn  vertrag 
erzeugt:  oder  es  besteht  in  der  Vereinigung  der  Leistongen 
für  einen  gemeinschaftlichen,  durch  den  Vertrag  bestimmten 
Zweck,  woraus  sich  der  Gesellschaftsvertrag  ergiebt — 
Das  Thun  kann  übrigens  bestimmten  Falles  auch  bloss  darin 
bestehen,  dass  man  auf  eine  gewisse  Handlung  verzichtet,  m  | 
welcher  man  rechtlich  beftigt  gewesen  wäre.  j 

IIL  Was  den  Grad  der  obligatorischen  Verpflichtung  betriffi: 
so  sind  an  sich  selbst  oder  dem  reinen  Begriffe  nach  alle  OhB-    ' 
gationen   gleich   verpflichtend  {„omnia  pacta  Bunt  servanda^ 
so  dass  von  verschiedenen  Graden  der  Verpflichtung  in  dieser 
Beziehung   eigentlich   nicht   die  Rede  sein  kann.    Aber  in  dem 
aUgemeinen  Charakter  des  Vertrages  liegt  seine  Erzwingba^ 
keit  durch  äussere  Rechtsmittel  (§.  99.);   und  in  diesem  Sinne 
ist   der  Grad   der   äussern  Verpflichtung  oder  Erzwingbarkeü 
allerdings  verschieden.     Dieser  muss  jedoch  durch  die  positive 
Gesetzgebung  festgestellt  werden  und  richtet  sich  hauptsäch- 
lich nach  der  Rechts  form,  in  welcher  der  Vertrag  abgeschlos- 
sen ist.     Die  erste  Stufe  bilden  die  unklagbaren  Obligationen 
(obli^ationes  naturales)^  z.  B.  blosse  Verpflichtungen  auf  Ehren- 
wort, nichtfbrmliche  Versprechen,  Verpflichtung  der  Pupillen  und 
Minderjährigen,  und  Anderes,  was  das  positive  Recht  bestimmt. 
In  die  zweite  fallen  die  klagbaren  {obligationes  civiles).    Das 
gewöhnliche  Zwangsmittel   ist   nändich   die   Klage    {actio)   auf 
Vertragserfüllung  oder  auf  Schadenersatz,  welcher  darin 
besteht,  dass  auch  andere  Theile  des  Vermögens,  welche  bei  der 
obligatorisdien  Verpflichtung  ursprünglich  nicht  mit  hineingezogen 
waren,  ^eichfalls  angegriffien  werden  können.    (Diese  Haftbarkeit 
des  ganzen  Vermögens  ist  eben  damit  zum  allgemeinen  Grund- 
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satz  erhoben  worden.)  Eine  höhere  Steigerung  ist  der  Vertrag 
mit  Pfandrecht  oder  mit  Bürgschaft;  und  die  höchste  Gränze 
ist,  dass  auch  die  Person  selber  zur  Haftung  angegriffen  wer- 
den könne. 

Die  Perfectibihtät  der  positiven  Gesetzgebung  besteht  in  der 
fortschreitenden  Milderung  der  Rechtsformen,  in  denen  die 
Erzwingbarkeit  durchgesetzt  werden  kann.  Bei  den  Römern, 
Germanen,  selbst  in  England,  konnte  und  kann  der  Schuldner 
persönlich  zur  Haft  gebracht  werden ;  die  neuem  Gesetzgebungen 
dagegen  haben  sogar  bei  Auspfändungen  festgesetzt,  dass  die 
unentbehrlichen  Hausgeräthschaflten,  das  Handwerkszeug  und  dgl. 
geschont  werden  müssen. 

Die  Modalität  der  obligatorischen  Verpflichtung  kann  durch 
Nebenbedingungen  aller  Art  bestimmt  sein,  welche  der  Vertrag 
eben  näher  anzugeben  hat  und  die  gleiche  Geltung  mit  ihm  ge- 
winnen, wenn  sie  überhaupt  rechtlich  zulässig  sind.  Der  Schuld- 
ner kann  durch  Termine  der  Rückzahlung,  Strafclauseln,  Drauf- 
gelder und  dgl.  gebunden  oder  er  kann  verpflichtet  werden,  an 
gewissen  Orten,  in  bestimmten  Münzsorten  oder  Werthen,  an 
gewisse  dritte  Personen  die  Schuld  abzutragen.  Vor  Allem  ger 
hören  die  „eigentlichen  Bedingungen"  hierher.  — 


Viertes  CapiteL 

Die  Möglichkeit   der  RechtsTerletzung  iind   die  Wieder- 

herstellung  des  Rechts. 


§.  101. 
Begriff  und  Umfang. 

'Die  Möglichkeit  der  Rechtsverletzung  liegt  in  dem  aügmor 
nen,  vom  Rechtsbegriffe  unabtrennUchen  Grunde  (§.  83,  3.),  daas 
jedes  Recht  dem  Willen  der  Andern  eine  Bindung  der  Freibeit, 
eine  Pflicht,  auferlegt,  weldier  sie  sich,  gleidiwie  sie  mit  Frei- 
heit sich  ihr  unterwerfen  sollen,  mit  gleicher  Freiheit  auch  entr 
ziehen  können,  entweder  durch  blosses  Nichthandeln,  Unter- 
lassen, oder  durch  direct  aufhebendes  Handehi,  Uebertreten. 
Mithin  ist  die  Möglichkeit  der  Rechtsverletzung  zugleich  mit 
jedem  Rechte  gesetzt,  weil  beide,  Rechtsanerkennung  und  Rechts- 
verletzung, ihre  Quelle  in  der  Freiheit  haben,  gerade  ebenso  wie 
im  Gebiete  des  Sittlichen  die    unendliche  Möglichkeit  des 
Bösen  der  Freiheit  des  Guten  innewohnt  (§§.37.41.).   In  beideiM 
Hinsicht  jedoch  reicht  die  Deduction  nur  bis  zur  Anerkennung  der 
Möglichkeit,  nicht,  wie  von  Hegel  geschehen,  bis  zurBdiaiqp* 
tung  der  Nothwendigkeit,  als  wenn  hier  das  Unrecht,  dort 
das  Böse  ein  unerlassUcher  „dialektischer^^  Moment  wäre,   um 
erst  daran,  mittels  des  „Recbtszwanges^^  und  der  „Strafe'S 
die   „an  und  für  sich  seiende  Macht  des  Rechtes^*  od^ 
des  Guten  zur  Erscheinung  zu  bringen.    (Man  vergleiche  Ober 
dies  wiederkehrende  Missverständniss  unsere  Kritik  Hegels,  Bd.  I. 
§.  82.  §.  100.) 
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Der  einzelne  Grund  des  Unterlassens  oder  der  Uebertre-^ 
tuog  einer  Rechtspflicht  kann  entweder  in  irrigem  Rechts- 
urtheil  oder  in  verkehrtem  Rechtswillen  liegen.  Auch 
bei  jenem  ist  die  Freiheit  und  der  Wille  mithetheiligt;  denn 
es  ist  Pflicht 9  im  Allgemeinen  sein  Rechtsurtheil  zu  bilden,  im 
besondem  Falle  es  zu  berichtigen,  was  Reides  nur  bei  schon 
gebändigter  Selbstsucht  mOghch  ist.  In  beiderlei  Hinsicht 
aber  muss  das  Recht,  welches  dort  gehemmt,  unwirksam 
gemacht,  hier  (im  Vergehen,  Verbrechen)  geradezu  vernichtet 
und  das  direct  Widerstreitende  an  seine  Stelle  gesetzt  ist, 
zu  seiner  wirksamen  Macht  und  zur  bewussten  Aner- 
kennung wiederhergesteUt  werden. 

Dies  gesdiieht  in  jener  Hinsicht' durch  Rechtsfindung 
^  imd  Rechtsentscheidung  mittels  eines  Rechtsverfahrens  (Pro- 
^  cesses):  in  dieser  Reziehung  durch  Vernichtung  des  rechts- 
\  widrigen  Willens  und  Sühne  des  verletzten  Rechtes  (Strafbe- 
stimmung und  Strafvollziehung.) 

Hieraus  ergiebl  sich  die  Frage:  Was  ist  das  Wesen  der 
Strafe  und  wie  entsteht  ein  Recht  der  Restrafung —  da  diese 
teleologisch  betrachtet  doch  nur  ein  schon  geschehenes  Uebel 
durch  ein  neues  vermehrt,  an  sieh  also  zweckwidrig  scheint  — 
Wer  hat  femer  dies  Recht  auszuüben  und  was  ist  die  letzte  Re» 
deutung  der  Strafe  und  des  Strafgesetzes? 

I.    Indem  der  rechtswidrige  Wille  sich  verwiridicht,   wird 
nicht    nur   ein   einzelnes  und  vei^;ängliches  Recht   in  höherem 
oder  geringerem  Grade  dadurch  verletzt,  sondern  zugleich  damit 
die  Eine,    ewige  Rechtsidee  zerstört,  jyelche   durch   alle 
einzelnen   Rechte    hindurdigreift   und   sie   dadurch   der  eignen 
Weihe  theilhaft  macht.    Es  kehrt  hier  dieselbe  Retrachtung  wie- 
der, die  wir  in  der  Lehre  von  den  Verträgen  zur  Geltung  brach- 
ten,  dass   die  Gegenwart  der  allgemeinen  Rechtsidee  in  ihnen 
jedem  einzehien  Vertrage  seine  Sanction  veiieihe.    (§.  98,  U.  III.) 
Der  Rechtsverletzende  hat  daher  hiermit  den  Anspruch  auf  Un- 
antastbarkeit der  eignen  Rechte  so  lange  verwirkt,  als  er  das 
gehemmte  Recht  nicht   hergestellt   oder  das  geübte  Unrecht 
nicht  gesühnt  hat.     In  letzterer  Hinsicht  schUesst  sich  nämlich 


*)  Wir  nennen  hier  Gerechtigkeitstheorie,  was  gewöbnlicher  aU 
Wiedervergeltungstheorie  bezeichnet  wird.  Dieser  letztere  Aasdruck 
kann  nämlich  zu  dem  falschen  Nebensinne  Veranlassung  geben  ~~  and  bat  ei' 
wirklich  gethan  —  als  ob  es  bei  der  Strafe  darauf  ankomme  de»  Uebellliiter 
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sogleich  der  im  Wesen  gleichmachender  Gerechtigkeit  (§.  10.) 
liegende  Begriff  der  Vergeltung  an.   Nur  unter  der  VerpflicJh 
tung,  die  Rechte  der  Andern  anzuerkennen,  hat  jeder  tlberhaupt 
Anspruch  auf  die  Unantastbarkeit  der  eignen  Rechte.     Hat  er  jene 
nicht  bloss  durch  Unterlassen  missachtet,  sondern  durch  rechts- 
widrigen Willen  sogar   vernichtet:    so  hat  er,    zufolge  jenes 
Begriffes  gleichmachender  Vergeltung,    durch  die  eigene  Rechts- 
widrigkeit   auch  seine  Rechtsunantastbarkeit  verwirkt,    und.  aus 
der  Stärke  jener  ergiebt  sich  auch  das  Maass  dieser  Verwirkuog. 

Eine  solche,  auf  Vergeltung  gerichtete  und  dem  Maasse 
rechtswidriger  Verschuldung  entsprechende  Entziehung 
eigener  Rechte  für  den  Schuldigen  ist  daher  in  der  Idee 
des  Rechts  begründet:  wir  nennen  sie  Strafe  im  allgemein- 
sten Sinne,  die  daher  wesenthch  verschieden  ist  von  blosser 
Wiederherstellung  oder  Schadenersatz;  denn  jene  ist  vei^geltend 
gegen  den  rechtswidrigen  Willen  gerichtet.  Aber  nur  da* 
'durch  wird  sie  Strafe  in  rechtlichem  Sinne  und  Ausdruck  des 
Rechts,  —  erhebt  sich  daher  über  den  bloss  empirischen 
Charakter  eines  „Uebels'^  und  wird  ein  schlechthin  Seinsollen-> 
des,  —  dass  ein  genau  bestimmtes  und  durch  eine  feste  Norm 
(„Strafgesetz^')  geregeltes  Verhältniss  in  ihr  stattfindet  zwischen 
dem  Grade  der  Schuld  und  dem  Maasse  der  Rechtentziehang 
durch  die  Strafe. 

(Dies  ist  auch  im  unmittelbaren  Rechtsbewusstsein  Aller  der 
Grund,  der  die  Strafe  von  Rechtswegen  tiberall  fordert,  wo 
eine  Uebelthat  begangen  worden.  Dass  der  Thäter  Strafe  ver- 
diene, bloss  desisitalb  weil,  und  in  dem  Maasse  als  er  üeMes 
gethan  hat,  d.h.  die  Unabtrennbarkeit  dieser  beiden  Bestimmiingen, 
ist  so  sehr  Ausdruck  des  natüriichen  Rechtsurtheils,  dass  Aus* 
bleiben  der  Strafe  in  solchem  Falle  nicht  minder  als  Unrecht 
empfundcQ  wird,  wie  das  Verüben  der  Schuld  selbst  Dei(8halb 
ist  die  Gerechtigkeitstheorie*)  die  einzig  wahre  und  wesent- 
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^kch   erschöpfende  Grundlage   für   den  Begriff  der  Strafe  selbst. 
Dies    schliesst  jedoch  nicht  aus  —  was  bisher  zum  Theil  von 
den  Vertretern    der  Gerechtigkeitstheorie   übersehen   worden    zu 
sein  scheint,  —  dass  bei  den  Modahtäten  der  Strafe  nicht  auch 
die  Bestimmungen,  welche  den  andern  Straftheorieen  zu  Grunde 
liegen,  als  mit  bedingende  Momente  hinzugezogen  werden  müssen.) 
IL    Wie  überhaupt  sich  ergab,   dass  das  Recht  nur  inner- 
halb der  Gemeinschaft  und  durch  den  Willen  der  Gemeinschaft 
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in  äusserer  „Wiedervergeltung"  gerade  soviel  leiden  zu  lassen,  als  er  durch 
sein  Vergeben  Leiden  zugefugt  habe.     In  der  That  ist  dies  auch  auf  der  unter- 
sten Stufe  des  noch  dunkel  wirkenden  Gerechtigkeitsbegriffes  der  Sinn ,    in  wel- 
cbem  die  Strafe  aufgefasst  wird:   daher  nach  altem  Gesetze  ^,Zahn  um  Zahn, 
Auge  um  Auge^';    daher  in   der  frühem  Criminaigesetzgebung  die  vielen  Arten 
j.     qaalificirter  Todesstrafe.     Und  wir  können  selbst  KTint  nicht  ganz  davon  frei- 
:       sprechen ,   jenes    äusserliche   Element   hier .  eingemischt   zu    haben ,   wenn  er 
'r      i«B.  die  Nothzucht   mit  Castration   bestraft  \«.issen  will.    Selbst  Hegel,  wie- 
iM      wohl  er  an  sich  selbst  das  Richtige  erkennt  (Rechtslehre  §.  10 i.),  spricht  doch 
i  i      wenigstens  nicht  das  entscheidende  Wort  aus,  was  allein  jene  Vermischung  aus- 
scUiessen  kann.    Nicht  auf  das  Qualitalive  der  äussern  That  kommt  es  an  bei 
Bestimmung   der  Strafbarkeit  eines  Verbrechens,    sondern   auf  die  Stärke  des 
^>       darin  gezeigten  rechtswidrigen  Willens  und  auf  die  Grösse   seiner  Auf- 
^       lebnung  gegen   die  allgemeine  Rechtsordnung:  und  dieser  Regriff 
aliein  macht  möglich,  die  Strafen  auf  gerechte,  aber  gemeingültige  Weise 
1       ZQ  bestimmen,   weil  hier  wirklich  allgemeine  Gesichtspunkte  die  leitenden  sind. 
Erst  Stahl,  so  viel  wir  wissen,  hat  diesen  wichtigen  und  entscheidenden  Ge- 
danken mit  voller  Klarheit  zur  Geltung  gebrachC:    („Die   Philosophie   des 
Aechts"  erste  Auflage  1837  II.  2.  S.  373;  noch  schärfer  und  ausgeführter 
in  der  zweiten  1846,  II.  2.  S.  518)  ~  Hierbei  noch  ein  Wort:  wir  sprechen 
weiter  unten  vom  Rande  logischer  und    ethischer  Nothwendigkeit,    welches 
Verbrechen  und  Strafe  unauflöslich  an  einander  kette,  und  wollen  durch  das 
letztere  Reiwort  allerdings  bezeichnen,  dass  es  nicht  bloss  die  logische  „Macht 
des  Syllogismus"  'sei,   welche  in   der  Strafe   sich  geltend  machen  solle  {„Fiat 
jtulHia  et  pereat  mtMdti«**);    sondern   weit   eigentlicher,    wie   es   auch  Stahls 
Meinung   ist,    die   verletzte  Heiligkeit'  des  Rechts  und   der  Rechtsordnung   die 
Strafe  erheische.    Indess  können  wir  nicht  so  weit  gehen,  wie  Stahl,  wenn  er 
behauptet  (a.  a.  0.    zweite    Aufl.  II.  2.  S.  525  Note,  S.  126.  27.),   dass  es- 
bei  Kant  und  Hegel  in  Rezug  auf  die  Strafe  nur  auf  das  erste  Moment,  auf  die 
„blosse  logische  Consequenz",  auf  „Erfüllung  eines  unpersönlichen  Gedan- 
kens"  ankomme,    und  dass   sein  Princip   sich  von  dem  ihrigen  durch  obiges 
Merkmal  unterscheide.    Wir  können  vielmehr  in   der  Gesammtauffassung 
der  beiden  Denker  keinen  wesentlichen  Unterschied   von    der   seinigen  finden, 
wenn  wir  ihm  auch  die  entschiednere  Entwickelung  zugestehen. 
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Wirklichkeit  eiiiält  ($.  12.):  so  muss  auch  die  Wiederher- 
stellung des  Rechts  vom  Rechtswillen  der  Gemeinschaft, 
vom  Staate,  ausgehen,  nicht  Ton  den  verletzten  Einzelnen. 
Nur  der  Staat  hat  das  Recht  der  Rechtssprechung  und  der 
Strafe.  Und  zwar  nicht  desshalb,  weil  —  einer  früher  gehen- 
den Ansicht  vom  Staate  gemäss  —  die  Einzelnen  dahin  sich 
vereinigt  haben,  im  allgemeinen  Vertrage,  ans  welchem  der  Staat 
entstehe,  auch  dies  eigene  Recht  an  ihn  zu  übertragen,  auch 
nicht  aus  dem  Zweckmässigkeitsgründe,  weil  Selbsthülfe 
unmöglich,  unvollständig,  zweckwidrig  wäre,  so  dass  der  Staat 
nur  supplementarisch  dazuträte:  sondern  umgekehrt  ist  das 
wahre  Verhältniss  zu  fassen.  Wiederhergestellt  vntA  das  ver- 
letzte Recht  allein  durch  gleichmachende  Unparteilichkeit,  welche 
die  Selbsthülfe  absolut  ausschliesst.  Nur  der  Richterspruch  einer 
unparteiischen  Macht  nach  gleichbleibender  Gesetzesnorm  erzeugt 
gerechtes  Urtheil.  Daher  hat  der  Staat,  als  eigentlicher  Re- 
präsentant der  Rechtsidee,  allein  das  Recht  wie  die  Pflicht,  die 
verletzte  Gerechtigkeit  wieder  herzustellen.  Höchstens  supplemen- 
tär könnte  die  Selbsthülfe  des  Einzelnen  dazutreten,  die  dann 
kein  Recht  wäre,  sondern  Rache,  oder  wie  im  Zweikampfe,  seit- 
dem er  aufgehört  hat  im  Volksbewusstsein  als  Gottesgericht  an- 
gesehen zu  werden,  ein  unklares  Zwischending  zwischen  Rache 
und  Recht.  Ebenso  ist  die  „Lynchjustiz^^  des  Volkes,  wie 
sie  jetzt  in  Califomien  geübt  vnrd,  nur  das  tumultuarische  und 
unvoUkommne  Surrogat  jener  durch  den  Staat  anzuordnenden 
Rechtspflege,  insofern  aber  eine  bemerkenswerthe  Erscheinung, 
als  sie,  uns  in  die  ersten  chaotischen  Zustände  der  Staatenbildung 
zurückversetzend,  darin  schon  den  unwillkürlichen  Trieb  zeigt, 
nur  das  als  Recht  gelten  zu  lassen,  was  Ausdruck  eines  all- 
gemeinen Willens  ist. 

m.  Aus  Obigem  beantwortet  sich  auch  die  dritte  Frage: 
was  die  letzte  Bedeutung  der  Strafe  und  des  Stra^esetzes  sei? 
Wie  sich  zeigte,  findet  ein  Band  logischer  und  ethischer 
Folgerichtigkeit  zwischen  Verbrechen  und  Strafe  Statt.  Jeder,  der 
ein  Verbrechen  begeht,  muss  wissen,  dass  eine  und  welche  be- 
stimmte Strafe  ihn   treffe;    und  sie  muss  ihn  treffen  mit  der 
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Unausbleiblichkeit  einer  Naturordnung.  Ebenso:  Wer  von  dem 
Verbrechen  Kunde  eriiält,  muss  sicher  auch  von  seiner  gerech- 
ten Bestrafung  erfahren. 

Nicht  auf  der  wirklichen  BestraAing  liegt  daher  der  Haupt- 
nachdnick,  sondern  darauf,  dass  Jederman  wisse,  dass  eine 
Strafe  und  welche  Strafe  auf  eine  Rechtsverletzung  sicher  ein- 
trete. Die  Absicht  aber  ist,  dass  sie  nicht  eintrete,  dass  gerade 
durch  die  Strafandrohung  das  Verbrechen  vermieden  werde.  Und 
so  hat  von  dieser  Seite  die  „Abschreckungstheorie^^ 
vollkonunen  Recht  sich  geltend  zu  machen:  nicht  gestraft  wird, 
um  abzuschrecken;  die  Strafe  selbst  folgt  vielmehr  mit  logisch- 
ethischer Nothwendig^eit  dem  Verbrechen  vergeltend  auf  dem 
Fusse.  Wohl  aber  ist  das  Strafgesetz  der  Abschreckung 
wegen  gegeben:  und  auch  die  Strafe  kann  diesen  Nebenzweck 
erreichen.  Auch  ist  die  Majestät  des  Rechts  weit  eigentlicher 
durch  die  Unentfliehbarkeit  des  Strafgesetzes  bezeichnet,  als  durch 
die  wirkliche  Strafe.  Sie  selbst  tritt  nur  mittelbar  dazu,  um 
die  absolute  Geltung  des  Gesetzes  zu  bestätigen. 

Desshalb  ist  das  Strafgesetz  das  Erste  und  Ursprüng- 
liche, dessen  Existenz  durch  die  Rechtsidee  im  Staate  noth- 
wendig  gefordert  wird :  die  Strafe  ist  nur  das  Secundäre,  Gelegent- 
liche, zudem  das  Nichtseinsollende,  weil  sie  nach  ihrem 
factischen  Erfolge  ein  Uebel  bleibt.  Die  Strafe  kann  ver* 
schwinden,  und  wird  ohne  Zweifel  es  einmal;  das  Straf- 
gesetz kann  nicht  verschwinden  und  braucht  es  auch 
nicht,  weil  es  integrirender  Moment  ist  der  Rechtsidee,  wenn 
auch  sdne  wirkliche  Anwendung  alhnählig  ganz  in  Abgang  kom- 
men sollte. 

IV.    Hieraus  ergeben  sich  folgende  allgemeine  Bestimmungen: 

a)  Des  Staates  erste  Verpflichtung  ist,  ein  Gesetzbuch 
zu  schaffen,  welches,  da  es  die  waltende  Macht  des  Rechts  im 
Bewusstsein  Aller  darstellen  soll,  der  genaue  Ausdruck  dieses 
Rechtsbewusstseins  in  einem  bestimmten  Volke  oder  zu  einer 
bestimmten  Z^it  sein  muss.  Femer  jedoch,  da  es  möglichst 
gelungener  Ausdruck  der  allgemeinen  Rechtsidee  werden  soU, 
mius  es  stets  sich  perfiectibel  erhalten  fbr  jeden  Sieg,   den  die 


/ 


128 


fortschreitende  Rechtsbildung  über  das  historisdie  Recht  daToii- 
trägt.  Das  wahrhaft  Künstlerische  dieser  wichtigen  Ani^ 
des  Staates  liegt  darin,  dass  die  Gesetzgebung  niemals  nntw  te 
Niveau  des  gebildeten  Rechtsbewusstseins  im  Volke  herabsinke, 
etwas  Veraltetes  in  Gesetzen  und  Strafen  beibehalte,  weil  dies 
nun  nicht  mehr  wahres  Recht  für  das  Volksbewusstsein  ist: 
ebenso  wenig  darf  sie  jedoch,  aus  irgend  einer  gar  nidit  dahin 
gehörenden  Rücksicht  der  Humanität,  die  charakteristische  Str^ige 
des  Rechts  vermissen  lassen.  Das  Strafgesetz  als  solches  kann 
nie  Ausdruck  der  Humanität  (der  „Idee  ergänzender  Gmnein- 
schait^Of  sondern  nur  der  vergeltenden  Gerechtigkeit  sein: 
die  Strafe  dagegen  soll  durch  ihre  Beschaffenheit  meoak 
den  absoluten  Zweck  der  Humanität  unmö^di  machen,  viel- 
mehr mittelbar  ihn  erfülleh.  Von  der  Lösung  dieser  Antino- 
mie nachher.  Es  braucht  übrigens  nicht  darauf  hingewiesen  n 
werden,  wie  diese  beiden  wesentlich  zu  unterscheidenden  Gesichts* 
punkte  vielfach  verwirrt  worden  sind  bei  den  neuem  Vertian- 
dlungen  über  die  Reform  des  Strafwesens. 

b)  Das   Zweite   ist   die    unablässige    und    allgegenwärtige 
Anwendung  jener   theils    schützenden,    theils    strafenden 
Macht  des  Gesetzes  auf  alle  Rechtsverhältnisse  im  Staate:  —  die  ~ 
Rechtspflege  des  Staates.    Sie  tritt  unmittelbar  in  Wirksam- 
keit,  wo  eine  Rechtsverletzung  stattfindet,  kann  aber  auch  hier 
nur  nach  einem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Verfahren  den  That- 
bestand  und  den  Grad  der  Rechtsverletzung  untersuchen  und 
feststellen.    Dies  Verfahren  ist  Gegenstand  des  Rechtsproces- 
ses.    Ein  jedes  Gesetzbuch  zeri^Ilt  daher  in  die  beiden  Abschnitte 
der  Processordnung  und  der  Strafordnung. 

c)  Diie  gleichmässige  und  unantastbare  Macht  des  Rechts 
muss  sich  in  der  vollkommnen  Gleichheit  des  Gesetzes  fOr 
Alle  und  in  der  Unparteilichkeit  des  einzelnen  Rechtsspru- 
ches offenbaren.  In  dieser  Beziehung  fördert  sie  als  Neben- 
bedingung  die  vollkommene  Unabhängigkeit  des  Standes,  4em 
die  Ausübung  der  Rechtspflege  anvertraut  ist,  von  allen  sonstigen 
Einflüssen  im  Staate  und  in  der  Gesellschaft  (UnabsetadlMurknt 
des  Richterstandes):  in  jener  Rücksicht  setzt  sie  glddte  Anwen- 
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düng  des  Gesetzes  und  der  'Strafform  für  alle  Stände  und  Glie- 
der des  Staates  voraus.  Rein  „ausserordentlicher  Gerichtsstand" 
(der  Geistlichen,  Adhchen,  Akademiker)  ist  zulässig.  Ebenso  kann 
auch  der  Fürst  in  seinen  Privatangelegenheiten  nicht  von  dieser 
(Weichheit  vor  dem  Gesetze  ausgeschlossen  werden. 

d)  Wer  das" Recht  verletzt,  muss  wissen,  dass  die  Strafe 
nicht  ausbleibt:  aber  auch  wer  von  einer  Rechtsverletzung  erfilhrt, 
muss  ebenso  sicher  von  ihrer  gerechten  Restrafung  erfahren.  So 
sagten  wir  .oben.  .  Dies  enthält  die  letzte  wesentliche  Restimmung 
im  Regriffe  der  Strafe,  indem  die  durch  das  Unrecht  verletzte 
Gerechtigkeit  nur  dadurch  vollständig  wiederhergestellt  wird,  dass 
diese  Wiederherstellung  auch  imRewusstseinAUer  geschieht. 
•Alle  sollen  daher  nicht  nur  von  der  Strafe  wissen,  sondern  zu- 
gleich von  der  Gerechtigkeit  derselben:  d.  h.  die  üeberftth- 
rung  des  Schuldigen  und  seine  Verurtheflung  muss  durch  öffent- 
liches Rechtsverfahren  bewirkt  werden,  damit  es  so  zur 
beurtheilenden  Kunde  Aller  komme.  Dies  ist  der  unerlassUche 
Moment;  die  Oeffentlichkeit  der  Strafe  selbst,  namentlich  der 
Todesstrafe,  so  lange  sie  noch  in  Kraft  bleibt,  ist  es  nicht; 
diese  soll  vielmehr  nach  andern  Restimmungen^  der  Zweckmässig- 
keit, des  nachtheiligen  oder  vortheilhaften  Eindrucks  auf  die 
öffentliche  Sitte  und  dgl.,  beurtheilt  werden. 

§.  102. 
Die  Rechtspflege. 

In  welchen  Richtungen  die  vom  Staate  auszuübende  Rechts- 
pflege sich  zu  bethätigen  habe,  wird  erkennbar,  wenn  "wir  auf 
die  im  Vorigen  entwickelten  Freiheitsverhältnisse  der  Rechts- 
persOnhchkeiten  (seien  diese  collectiv  oder  individuell),  ebenso 
auf  die  Arten  und  Grade  des  rechtswidrigen  Willens,  der  an 
Vergehen  sich  darstellt,  hinklicken. 

I.  Einestheils  hat  sie  Rechtshändel  unter  den  Rechts- 
parteien zu  schlichten,  oder  sie  bestraft  aus  gebrochenen  Vertrags- 
verhältnissen hervorgehende  Delicte,  oder  endhch  solche  Vergehen, 
in  denen  mehr  Leidenschaft,  Muthwille,  Fahriässigkeit  u.  s.  w.,  als 

ein  wirklich  rechtswidriger  Wille  sich  offenbaren.      Die  Schlich- 
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tung  dieser,  allerdings  ziemlich  ungleicharügen,  aber  durch  den 
gemeinschaftlichen  Mangel  eines  eigentlich  verbrecherischen  Willens 
analogen  Rechtsverletzungen  fasst  man  unter  dem  gemeinsamen 
Namen  der  Civilrechtspflege  zusammen. 

IL  Anderntheils  hat  sie  Vergehen  zu  bestrafen,  die  to 
Absicht  und  der  That  nach  den  eigentlich  rechtswidrigen  Willen 
erkennen  lassen,  und  welche  zugleich  daher  einen  Angriff  auf 
die  allgemeine  Rechtsordnung  in  sich  schUessen :  —  hier  qualifi- 
ciit  die  Absicht  und  die  That  die  Rechtsverletzung  zum  Ver-  . 
brech&n,  welches  der  Criminalrechtspflege  zu  bestrafen 
bleibt. 

III.  Es  ergiebt  sich  schon  aus  der  vorhergehenden  B^ritb- 
bestimmung,  dass,  was  das  AeusserUche  der  That  betrifil,  keine 
scharfe  und  definitive  Gränze  zwischen  beiden  Sphären  der  Rechts- 
verletzung gezogen  werden  kann,  indem  in  einzelne^i  Fällen  stä- 
tige  Uebergänge  von  dem  einen  Gebiet  ins  andere  ttberftthren. 
Als  Hauptbeispiel  erinnern  wir  an  die  Verbrechen  aus  augenbfick- 
hch  erregter  Leidenschaft,  welche  der  That  nach  die  stäikste 
Verletzung  der  allgemeinen  Rechtsordnung  enthalten,  ihrem  Ur- 
sprünge nach  aber  auf  keine  prämeditirte  rechtswidrige  Absiebt 
scbliessen  lassen.  Wiewohl  sie  hiemach,  wie  die  Injurien  und 
die  Polizeivergehen  gewöhnlicher  Art,  eigentlich  der  Sphäre  der 
Civilrechtspflege  zugewiesen  werden  sollten :  so  müssen  sie  doch 
wegen  der  Aehnüchkeit  ihres  Erfolges  und  wegen  der  Analogie 
ihrer  Rechtsbehandlung  der  Criminalrechtspflege  überlassen  bleiben. 

§.  103. 
1.     Die  Civilrechtspflege. 

Ihr  allgemeiner  Charakter  ist  schon  angegeben:  sie  bezieht 
sich  nur  auf  Verletzung  eines  einzelnen  Rechtsan- 
spruches, nicht  auf  den  Schutz  der  allgemeinen  Rechts- 
ordnung. Desswegen  ist  ihre  Haltung  durchaus  abwartend 
und  supplementär,  nicht  selbstständig  einschreitend  und 
inquisitorisch,  wie  in  der  Criminakechtspflege.  Sie  tritt  nur 
dann  als  letzte  Hülfe  ein,  wenn  keine  Einigung  der  Parteien 
erfolgt  oder  wenn  der  Schuldige  in  der  Rechtsverweigerung  beharrt 
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Desshalb  kann  hier  nur  auf  Klage  des  Verletzten,  das  Rechts- 
yerfahren  eintreten,  und  auch  innerhalb  desselben  bleibt  es  den 
Parteien  immer  erlaubt,  sich  privatim  zu  vergleichen;  ebenso 
selbst  nach  erfolgter  richterlicher  Entscheidung  sich  über  die 
Ausfuhrung  derselben  vergleichsvt^eise  zu  verständigen.  Demge- 
mäss  besteht  ihr  Princip  der  Perfectibilität  darin,  die  Process- 
form  immer  mehr  zu  vereinfachen  und  durch  ein  klares  und 
eompendiarisches  Gesetzbuch  Jedem  die  selbstständige  Ein- 
sicht in  seine  Rechte  und  Pflichten  zu  verschaflTen,  so  dass 
die  zu  so  vielem  Missbrauch  führende  Vermittlung  durch  Advoca- 
ten  und  Rechtsbeistände  immer  überflüssiger  wird.  Bei  der  Ver- 
handlung selbst  ist  das  mündliche  Verfahren  das  geeignetste, 
weil  es  jeder  Partei  am  Kürzesten  Gelegenheit  giebt,  ihre  Rechts- 
ansprüche oder  Einreden  geltend  zu  machen. 

Aus  gleichem  Grunde  nimmt  die  Civilrechtspflege  bei  den 
von  ihr  abzuurtheilenden  Delicten  nicht  Rücksicht  auf  die  innere 
Absicht  der  That,  auf  den  Willen,  der  ihr  zu  Grunde  hegt 
(auf  dolus j  culpay  casus);  was  umgekehrt  in  der  Criminalrechts- 
pflege  der  entscheidende  Moment  ist.  Auch  v^er  nur  durch  Zu- 
fall beschädigt  hat,  ist  rechtlich  zu  Entschädigung  anzuhalten. 

I.  Der  Zweck  der  Strafe  kann  in  diesem  Gebiete  nur 
darauf  gerichtet  sein,  dass  der  Verletzte  Ersatz  erhalte,  nicht 
dass  die  aUgemeine  Gerechtigkeit  versöhnt  werde.  Sie  soll  daher 
in  allen  ihren  Formen  und  Folgen  sich  auf  den  Charakter  des 
Ersatzes  beschränken;  in  der  doppelten  Weise:  als  Wieder- 
erstattung (Entschädigung)  bei  RechtscoUisionen  oder  DeUcten 
aus  verletzten  Verträgen;  —  oder  als  Genugthuung  bei  Ver- 
letzungen der  innern  PersönUchkeit  (Beleidigung,  Injurien)  durch 
Widerruf,  Abbitte,  Ehrenerklärung. 

IL  Aus  dem  allgemeinen  Charakter  der  Civilstrafe  folgt 
endlich,  dass  sie  von  keinen  weitern  bürgerUchen  Folgen  b^leitet 
ist,  —  nicht  Ehrlosigkeit,  bürgerUcher  Tod  die  Folge  von  ihr 
sein  kann. 

III.    Nur  anhangsweise  und  äusserlich  gehört  in  das  Gebiet 

der  Civilrechtspflege    die  Bestrafung  von  Vergehen,    welche   in 

Unterlassung   oder  Uebertretung  gewisser  vom  Staate  gegebener 
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Verordnungen  bestehen,  welche  irgendwie  mit.  dem  Offentlidien 
Wohle  zusammenhangen,  aber  nur  aus  besondern  Yerhllt-. 
nissen  entspringen.  Hier  ist  die  Strafbarkeit  bloss  durdi  idas 
Gesetz  bedingt,  nicht  im  innern  Charakter  der  Handlung  gelegen. 
Dahin  gehören  Polizeivergehen,  Contraventionen  aller  Art,  Zoll- 
defraudation ,  Wilderei  und  dgl.;  aber  auch  wirkliche,  wiewohl 
kleinere  Verbrechen  werden  wegen  ihrer  Häufigkeit,  welche  bri 
ihnen  ein  compendiarisches  Rechtsverfahren  nöthig  macht,  hier- 
hergezogen: kleinere  Diebstähle,  Raufhändel,  Schläge  und  dglM 
so  dass  dem  Begriffe  nach  Civil-  und  Criminalrecht  zwar  geschie- 
den bleiben,  der  Behandlung  wie  dem  Strafmaass  nach  aber 
an  einander  gränzen  und  in  einander  tibergehen. 

§.  104. 
2.     Die   Criminalrechtspflege. 

Ihr  Wesen  ergiebt  sich  aus  dem,  gegen  was  sie  gerichtet 
ist,  aus  dem  Begriffe  des  Verbrechens.  Dies  ist  in  seiner 
Allgemeinheit  ebenso  scharf  unterscheidbar  von  den  früher  cht- 
rakterisirten  Rechtsverletzungen  (von  Rechtscollision ,  Vertrags 
bruch  u.  s.  w.),  als  doch  zu  seiner  Beurtheilung  im  efnzel- 
nen  Falle  eine  Menge  Nebenbestimmungen  dazutreten  mflssen, 
welche  auch  für  die  angemessene  Strafbestimmung  entsdbeidend 
sind. 

I.  Verbrechen  ist  Verletzung  der  allgemeinen  Rechts- 
ordnung, welche  im  Rechtsbewusstsein  und  in  der  Sitte  eines 
Volkes  gegründet,  darum  auch  durch  die  Gesetze  des  Staate» 
geschützt  werden  muss.  Es  ist  ein  öffentliches  Vergehen; 
und  Ausdruck  davon  ist,  dass  ein  vom  Staate,  als  dem  Reprä- 
sentanten und  Schützer  jener  Ordnung,  sanctionirtes  Gesetf 
durch  dasselbe  gebrochen  wird.  (Die  letztere  Bestimmung  ist  ftir 
die  positive  Rechtspflege  von  entscheidender  Wichtigkeit.  Doch 
wenn  gesagt  wird,  dass  „Verbrechen  eine  durch's  Gesetz  nrit 
Strafe  bedrohte  unerlaubte  Handlung  sei",  und  weiter  hinzugefDgt 
wird:  „so  lange  die  strafwürdige  Handlung  nicht  durch  das 
Gesetz  verpönt  ist,  ist  sie  kein  Verbrechen  und  der 
Richter  kann  sie  unter  ein  noch  nicht  existirendes  StrafJDfeset^ 
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Bicht  subsumiren^^  *):  so  ist  dies  nur  in  der  Deutung  wahr,  das» 
das  Gesetz  alles  wahrhaft  Verbrecherische  mit  einer  bestimm- 
ten Strafe  bedrohe,  nicht  aber  umgekehrt  die  Handlung  erst 
zum  Verbrechen  stempeln  könne.  Das  Richtige  dieses  Zusatzes 
liegt  allein  darin,  dass  die  Bestrafung  des  Verbrechens  nur  nadi 
einer  vorausgehenden  allgemeinen  Gesetzesbestimmung  ausgespro- 
chen werden  könne.  Ein  neues  Verbrechen  daher  muss  gleich- 
falls bestraft  werden  nach  der  hierbei  eintretenden  nächsten  Ge- 
setzesanalogie.) 

So  giebt  es  nicht  nur  Verbrechen  gegen  die  Personen  und 
das  Ejgenthum,  gegen  den  Staat  und  seine  Gesetze,  sondern 
ebenso  gut  auch  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit,  gegen  den 
Bestand  der  Ehe,  der  Familie,  der  Religion,  in  sofern  sich  diese 
in  einer  äusseriich  anerkannten  und  geschützten  religiösen  Ge- 
meinschaft consolidirt  hat.  (Schwere  Verletzung  desjenigen,  was 
dem  allgemeinen  religiösen  Bewusstsein  als  heilig  gilt,  ist  ein 
ebenso  strafbares  Verbrechen,  wie  Eigenthumsverletzung  und 
Aehnliches;  wenn  es  im  einzelnen  Falle  auch  schwer  werden 
mag,  die  scharfbestimmte  Gränze  anzugeben*,  wo  die  Zeichen 
antireligiöser  Gesinnung  die  Gränze  der  freien  Meinungsäus- 
serung  überschreiten  und  ins  Gebiet  eines,  den  Bestand  der 
öffentlichen  Religion  gefährdenden,  mithin  rechtswidrigen  Willens 
fallen.) 

II.  Zum  Begriffe  des  Verbredbens  gehört  wesentlich,  dass 
es  äusserlich  durch  die  That  sich  bekunde,  in  die  sichtbare 
Wirklichkeit  eintrete.  Der  innerlich  bleibende  verbrecherische 
Wille  begründet  kein  Verbrechen.     Desshalb  kommt  es: 

a)  zuerst  hier  auf  den  Grad  der  Aeusserung  des  Vor- 
satzes und  den  der  erreichten  Wirkung  an,  um  das  Verbrechen. 
und  seine  Strafbarkeit  zu  qualificiren.  Die  Stufenfolge  von  (näch- 
stem oder  entferntem)  Versuche,  von  (angefangener  oder  voll- 
endeter) Ausführung  mit  oder  ohne  die  beabsichtigte  Wirkung 
bezeichnet  hierbei  die  leitenden  Gesichtspunkte.  Aber  es  soll 
daraus  nur  die  Energie  des  verbrecherischen  Willens  ermessen 


*)  Bauers  Naturrecht,  dritte  Aufl.  1825  §.  229.  §.  2dS.  Note  a. 
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werden;  der  Erfolg,  wenn  der  Wille  erwiesen  ist,  Meibt  für  die 
Beurtheilung  eigentlich  das  ZuMige,  oder  AcddenteUe  —  wenig- 
stens sollte  es  so  sein,  —  so  dass  demnach  z.B.  wiederholte, 
wenn  auch  wirkungslos  gebliebene  Mordversuche,  weil  sie 
den  festen  Vorsatz  bekunden,  mit  dem  gleichen  Grade  von  Strafe 
barkeit  belegt  werden  mttssten,  wie  ein  wirklicher  Mord. 

b)  Sodann  ist  jedes  Verbrechen  nur  Ausdruck  eines  redits- 
widrigen  Vorsatzes:  der  böse  Wille  macht  die  Handlung  zum 
Verbrechen  und  ist  eigentlicher  Gegenstand  der  Strafe.  Dess* 
halb  ist  ein  wesentliches  Erfordemiss  das  Vorhandensein  der 
Zurechnungsfähigkeit  und  des  böslichen  Vorsatzes. 
(Dies  gegen  den  blossen  Indicienbeweis:  er  genügt  zur  Fest- 
stellung des  objectiven  Thatbestandes,  aber  nicht  des  Sub- 
je  et  es  der  That.)  Daher  gilt  hier  die  Abstufung  von  Un- 
zurechnungsfähigkeit, Fahrlässigkeit  in  verschiedeniem 
Grade;  {culpa)  und  von  böslicher  Absicht  {dolu9).  Nur  die 
letztere  qualificirt  das  Verbrechen. 

in.  Somit  wird  der  Grad  des  Verbrechens  durch  einen 
doppelten  Moment  bestimmt. 

.a)  objectiy  durch  die  innere  Bedeutung  des  Re^ts-,  oder 
sittlichen  Verhältnisses,  welches  verletzt  worden  ist.  Je  wichtiger, 
aber  auch  je  verletzbarer  dasselbe,  desto  schwerer  das  Verbrechen 
und  die  dafUr  zu  bestimmende  Strafe.  Hierdurch  erhält  indes» 
der  Grad  des  Verbrechens  und  seiner  Strafbarkeit  zugleich  etwas 
Relatives  und  Temporäres;  und  es  mischt  sidi  bei  der  letzteren 
ganz  von  selbst  der  Nebengesichtspunkt  des  Bedürfnisses  zeit- 
weiser Abschreckung  ein.  Verbrechen  können  zu  einer  Zeit 
geMrlicher  sein,  als  zu  einer  andern,  bei  einer  Localität  straf- 
barer, als  bei  der  andern.  (So  Diebstahl  und  Raub,  wenn  sie 
in  Zeiten  allgemeiner  Verwilderung  durch  organisirte  Banden 
verübt  werden,  oder  wenn  sie  Gegenden  treffen,  wo  die  Häuser 
nicht  verschlossen  werden,  wie  in  den  Innern  Cantonen  der 
Schweiz:  —  Falschmünzerei  wurde  zu  gewissen  Zeiten  des  Mittel- 
alters in  Italien,  gleich  der  Häresie,  mit  dem  Feuertode  bestraft^ 
weil  sie  der  damaUgen  Convenienz  zufolge  als  das  gefährlichste 
Verbrechen  erschien.    „Ein  Strafcodex  gehört  darum  vomämlich 
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seiner  Zeit  und  dem  Zustande  der  bürgerlichen  Gesellschalt  in 
ihr  an^    Hegels  Rechtslehre  §.  218.) 

b)  Subjectiv,  oder  in  Bezug  auf  den  Thäter,  entspricht 
der  Grau  des  Verbrechens  der  Beschaffenheit  des  rechtswidrigen 
Willens  und  der  Starke  seiner  Bethätigung  (wie  z.  B.  Giftmord 
oder  Aeltemmord  einen  intensivem  Charakter  tragen,  als  gemeiner 
Mord;  Diebstahl  an  dem  Herrn  oder  Wohlthäter  eine  schlimmere 
That  ist  als  gewöhnliches  Stehlen).  So  gewiss  nun  der  Grad 
der  Strafe  dem  Grade  des  Vergehens  entsprechend  bestimmt 
werden  soll,  so  weit  nadi  dem  allgemeinen  Wesen  der  Strafe 
dies  überhaupt  mögUch  ist:  —  so  enthält  die  subjective  Be- 
schaffenheit des  Willens  den  Gesichtspunkt,  um  innerhalb  der 
besondem  Strafrahmen  das  richtige  Maass  der  Strafe  zu 
treffen;  während  in  dem  objectiven  Charakter  des  Verbrechens 
der  entscheidende  Gesichtspunkt  liegt,  um  die  allgemeine  Straf- 
kategorie zu  bestimmen,  unter  die  ein  Verbrechen  zu  subsu- 
miren  ist  (Wir  heben  diese  Bestimmung  nicht  darum,  henror, 
weil  uns  an  einer  grossen  Mannigfaltigkeit  von  Strafarten  und 
Straimaassen  gelegeii  wäre,  welche  im  Gegentheil  die  Criminal- 
reditspflege  noch  immer  unter  dem  Joche  jenes  mechanischen 
Thuns  lassen  würde,  welches,  das  bloss  Aeussere  der  That  im 
Auge,  die  Strafbestimmungen  oft  nur  durch  eine  Art  von  Addition 
nach  der  Zahl  der  Rückfalle  und  dgl.  zusammenrechnet,  sondern 
um  dem  €riminalrichter  bleibende  Gesichtspunkte  zu  geben,  nach 
denen  er  jedes  Verbrechen  seinem  innem  Charakter  gemäss  psycho- 
logisch zu  individualisiren  und  auch  neue,  im  Strafgesetzbuche 
möglicher  Weise  nicht  ausdrückUdi  vorgesehene  Vergehen  nach 
einer  festen  Analogie  mit  Strafe  zu  belegen  im  Stande  se>.  Die 
schwierige,  aber  unvermeidliche  Antinomie,  dass  nach  festen,  ge-^ 
setzlich  vorgeschriebenen  Strafformen  verfahren  und  dass  dennoch 
jedes  Vergehen  nach  seiner  eigenthümlichen  Beschaffenheit  auch 
in  der  Strafe  individualisirt  werden  solle,  lässt  sich  unsers  Er- 
achtens  praktisch-künstlerisch  nur  durch  Combination  jenes  doppel- 
ten Gesichtspunktes  lösen.) 

IV.    Wenn  die  Civib-editspflege,  wie  wir  sahen  (§.  102.  L), 
die  Privatklage  der  Verletzten  abzuwarten  hat:  so  muss  umgekehrt 
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die  Criminalrechtspfiege  inquisitorisch  verfabrea  und  jedes 
Verbrechen  selbstständig  verfolgen.     Diese  Pflicht  hegt  eben  iiK 
Wesen  derselben,  indem  sie  nichl  bloss  eine  RecbtscoUision  von 
Parteien   oder   die   einsehie   Recfatsverweigerung   zu   scUiditeii^ 
sondern   gegen    die  Zerstörung  der  allgemeinen  Rechtsordnung 
einzuschreiten    hat.    Ergänzend  tritt  daher  hier  diejenige  Seiüe 
der  administrativen  Tbtttigkeit  des  Staates  dazu,  welche  wir  recht 
eigentlich  das  überwachende  Auge  desselben  nennen  können,  die; 
Polizei  —  wovon  später.     (Bei  jenem  Inquisitionsverfahren  des 
Staates  gegen  Verbrechen  macht  bloss  ein  wichtiges  Vei|[ehen  eine 
charakteristische  Ausnahme:  —  der  Ehebruch,    der  nur  auf 
Klage    des    verletzten  Theils    gerichtUch    verfolgt   werden  darf. 
Der  Grund  davon  ist  einleuchtend :  nicht  nur  darin  liegt,  er,  im 
dies  Verbrechen  an  sich  selbst  nicht  leicht  zur  öfTentlidien  Kunde 
gelangt,  sondern  auch  in  dem  wiebtigern  Momente,'  weil  in  jenem 
Verbrechen  gegen  die  Heiügkeit  der  Ehe  so  viele  per6dnhdiea 
Beziehungen  als  Erschwerungs-  oder  als  Entschuldigungsgrttnde 
mitwirken  können,  dass  es  durchaus  der  individuellen  Uebe^ 
Zeugung  des  Verletzten  zu  überlassen  ist,  wie  er  es  beurtheäeo, 
ob  er  es  bürgerlich  bestraft  wissen  oder  es    verzeil^en    wüL 
Vgl.  §.  115.  von  den  Gründen  zur  Ehescheidung.) 

Die  Untersuchung  des  Thatbestandes  bei  den  Verbrechen 
muss,  wiederum  im  Gegensatze  mit  dem  dvilrechtUchen  Ver- 
fahren, selbstständig  vom  Staate  ausgehen.  Ebenso  der  .Straf- 
process  sammt  der  Vollstreckung  der  Strafe  bleibt,  ohne  dass 
der  Privatwille  zu  einem  Rechtsvergleiche  sich  dazwischen  iegea 
könnte  (§.  102.  L),  völlig  in  den  Händen  des  Staats^  Nach  den  vo^ 
her  ausgesprochenen  allgemeinen  Grundsätzen  versteht  sidi  dabm 
die   Oeffentlichkeit   des   Rechtsverfahrens   von' selbst 

Dies  führt  die  Untersuchung  auf  die  Art  der  Strafe  und 
auf  das  bei  ihr  anzuwendende  höchste  Strafmaass.    • 

§.  105. 
3.     Die  Art  und  das  Maas  der  Strafe. 

Wie  gestraft  werden  solle,  ist  nnabtrennlich  von  der  Frage: 
warum  gestraft  werde?    Es  wird  sich  zeigen,  dass  bei  leisterer 
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Frage,  die  bisher  viel  zu  wenig  in  ihrem  Zusammenhange  mit 
der  Art  der  Strafe  erwogen  worden  ist,  mehrfache  Rücksichten 
zusammentreffen,  aus  deren  Vereinigung  erst  Beides,  Art  und 
Maass  der  Bestrafung,  richtig  bestimmt  werden  kann,  während 
sie  in  ihrer  Sonderung  sich  zu  einzelnen,  eben  darum  für  sich 
unvollständigen  Strafrechtstheoneen  ausgeprägt  haben.  Jede  dieser 
Theorieen  hat  daher  relative  Wahrheit  und  Berechtigung  —  wie 
denn  überhaupt  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  bei  Beurthei- 
lung  solcher  Dinge  niemals  vöUig  irre  gehen  konnte:  —  aber  erst 
mit  ihren  einzelnen  Bestimmungen  zusammenwirkend  künnen  sie 
die  Strafe  in  jener  doppelten  Rücksicht  zu. einer  völlig  gerechten 
und  ihrem  letzten  Zwecke  angemessenen  machen'^). 

'  I.  Ihrem  allgemeinen  Grunde  nach  kann  die  Strafe  nur  betrach- 
tet werden  als  eine  durch  die  Idee  vergeltender  Gerechtigkeit  sel- 
ber geforderte,  der  Schuld  und  dem  Verbrechen  mit  „ethischer 
Nothwendigkeit^^  (§.  102.)  auf  demFusse  folgende  Sühne  und  Busse 
desselben.  Dieser  tiefe,  über  alle  zuf^Uigen  Betrachtungen  und  be- 
sondere. Rücksichten  liinausUegendeCharaktet*  derselben — der  eben 
in  der  „Gerechtigkeitstheorie^'  zu  seiner  reinen,  von  sonstigen  Ne- 
benbestimmungen  abgetrennten  Anerkennung  kommt,  —  macht  die 
Strafe  zu  etwas  schlechthin  Unabwendbaremund  Geforder- 


*)  Dass'die  verschiedenen,  äusserlich  in  Widerstreit  mit  einander  stehen- 
den Strafrechtstheoneen  nur  nothwendige  Haupt-  oder  begleitende  Ncbenbestim- 
mungen  an  der  Strafe  bezeichnen,  dass  keine  aber  für  sich  jenen  Begriff  er- 
schöpfe, ist  seit  Abeggs  gründlicher  Entwicklung  dieses  Gegenstandes  in 
seinem  Werke:  „Die  verschiedenen  Strafrechtstheorieen  in  ihrem 
Verhältnisse  zu  einander  und  zu  dem  positiven  Rechte  und 
dessen  Geschichte.  Von  J.  Fr.  H.  Abegg"  1835:  und  seit  Stahl 
(„Rechtsphilosophie"  II.  2.  S.521.  ff.)  anerkannt.  Wir  verweisen  in  Betreff  des 
historischen  und  kritischen  Materials  über  jene  Theorieen  auf  die  beiden  Schrift- 
steller, erinnern  aber  zugleich  an  das,  was  Herbart  {„Analytische  Be- 
leuchtung des  Naturrechts  und  der  Moral^'  1836,  S.  133.  ff.)  über 
H.  Grotius  bemerkt,  dass  nämlich  dieser,  als  der  Erste,  der  in  diese  Unter- 
suchung eintrat,  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  über  den  Innern  Grand  and 
Zweck  und  Wirkung  der  Strafe  sogleich  mit  einander  verbunden  habe,  welche 
die  Spätem  in  einzelne  Einseitigkeiten  auseinander  gerissen ;  und  was  Herbart 
in  eigenem  Namen  später  (S.  211.  ff.)  hinzufügt,  indem  er  die  Strafrechtspflege 
mit  der  Pädagogik  in  Analogie  bringt,  enthält  eigentlich  dasselbe,  was  wir  im 
Folgenden,  vielleicht  nur  ausdrücklicher  und  bewusster,  zu  zeigen  suchen. 
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tem,  nicht  nur  von  Seite  der  Rechtsordnung,  deren  Schützer  und 
Verwalter  der  Staat  ist,  sondern  auch  Ton  Seite  ^d es  Schul- 
digen selbst.  Wie  jener  durch  keinerlei  Rücksicht  sich  aln 
halten  lassen  darf,  die  gerechte  Strafe  zu  verhängen;  so  darf 
dieser  fordern,  sie  zu  bestehen,  damit  er  nidit  nur  vor 
den  Andern,   auch   vor   sich  selbst  und  im  eigenen  Innern  der 

* 

Schuld  flrei  werde,  sich  zur  Gewissheit  uifd  zum  objectiven  Ernste 
seiner  Reue  und  Russe  aufschwinge  und  so  über  sein  Verbrechen 
wahrhaft  hinauskomme,  um  fortan  in  einem  neuen,  vom  SchuU- 
bewusstsein  erlösten  Leben  zu  wandeln.  Diesen  subjectiv«!, 
in  der  Regel  ausser  Acht  .gelassenen  Moment  an  der  Strafe  hdl)t 
für  sich  oder  abgetrennt  —  wo  er  dann  ft*eilich  nidit  ausreicht, 
um  den  ganzen  Regrifif  der  Strafe,  noch  weniger  um  das  Stratf- 
recht  des  Staates  zu  begründen,  —  J.  6.  Fichte's  Abbtts- 
sung-stheorie  hervor:  sie  macht  im  Interesse  des  strafiE^dligoi 
Subjectes  in  der  Strafe  das  einzige .  Mittel  geltend,  um  es  in  die 
ursprüngUchen,  durch  das  Verbrechen  verloren  gegangenen  Men- 
schenrechte wieder  einzusetzen;  —  nicht  zufolge  eines  fconveo- 
tionellen  Vorurtheils,  sondern  nach  der  innern,  allgemeinen 
Natur  ünsers  Geistes,  welchem  der  Widerspruch  mit  der 
Idee  der  Gerechtigkeit  unerträglich  ist.  * 

Dies  ist  eine  entscheidende  und  vom  vollständigen  fiegriffe 
der  Strafe  unabtrennUche  Retrachtung.  Gerade,  weil  auch  der 
schlimmste  Verbrecher  mit  der  Substanz  seines  Wesens  über  die 
eigene  Schuld  und  sein  Verbrechen  hinausreicht,  nicht  bloss  auf 
dem  sittlichen,  sondern  auch  auf  dem  rechtlichen  Gebiete  wieder- 
herstellungsfähig ist:  so  darf  ihm  die  kurzsichtige  demeQZ 
modemer  Menschenliebe,  sogar  wider  seinen  eigenen  und 
bessern  Willen,  den  eigentlichen  Weg  nicht  verscbliessen,  nur 
durch  den  Ernst  der  Strafe  innerlich  und  nach  Aussen  üch  vneder- 
herzustellen.  (Wenn  Gretchen  in  der  Schlussscene  des  Faust 
die  dargebotene  Refreiung  von  sich  weist  und  in  die  eriiaben 
einfachen  Worte  ausbricht:  „Gericht  Gottes,  dir  hab'  ich  mich 
übergeben ^^;  oder  wenn  in  des  trefflichen  Heinrich  von  Kleist* s 
„Prinzen  von  Homburg*^  der  Held  des  Stückes  bei  tieferem  Re- 
sinnen   die  zuerst  heftig  veriangte  Regnadigung  selber  lurttck- 
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stOsst:  so  sind  dies  nicht  poetisch  gesteigerte,  sondern  mensch- 
lich wahre  Züge,  die  an  einer  Menge  Erfahrungen  des  Verbrecher- 
lebens  sich  bestätigen  liessen,  weichem  die  achte,  tiefere  Mensch- 
lichkeit im  Strafgmchte  ein  Mittel  gönnen  mnss,  dem  ttberwShi- 
genden  Schuldbewosstsein  zu  entfliehen.) 

Afles  Ernstes  daher  müssen   wir  uns   gegen  eine  seichte, 
dch  selber  missverstehende  Philanthropie   erklären,  welche,  in- 
dem  sie  das  Verbrechen  und  die  Sünde  als  blosse  „Bomirtheit 
und  Verrücktheit^*  zu  'bezeichnen  liebt,  *)  die  man  nicht  zu  be- 
strafen, nur  zu  bedauern  habe,  auf  das  Abthun  aUer  eigentlichen 
Strafe  dringt,  und  die  besonders  von  Frankreich  aus  verbreitete 
Sitte',    die   schwereren  Verbrechen  als  Monomanie  zu  bezeichen, 
eifirig  vertheidigt    Hier  ist  ein,   in   der  Tiefe   der  Sache  voUig 
wahrer  Gedanke,   wie   es   auch  sonst  mit  manchem  Heilsamen 
geschieht,  in  die  Hände  dilettantischer  Oberflächlichkeit  gerathen 
und   dadurch   unter  die  Fflsse  getreten  und  entheiligt  worden. 
Auch  wir  haben  in  der  „Phänomenologie  des  selbstsüch- 
tigen Willens**  (§.  37  —  40.)  gezeigt,  so  klar  als  es  Jene  ver- 
langen können,  dass  Laster  und  Sünde  in  ihrem  Ursprünge  ein 
sich  selbst  verkehrendes  Streben,  ein  Wahnsinn  des  Willens 
sei  und  die  directeste  Analogie  mit  dem  Irrsinne  des  Urtheils  und 
des  Verstandes  habe.    Wir  haben  gezeigt,   dass  es  eine  reine, 
„uneigennützige**  Bosheit  im  Menschen  nicht  gebe,  dass  er  gut 
sei  in  seinem  tiefsten  unaustilgbaren  Wesen;  wir  haben  im  Ein- 
zelnen die  Quellen  nachgewiesen,    aus  denen  durch   eine  an's 
UnwiUkttiiiche  gränzende  Missleitung  des  Willens  das  Böse  Dasein 
und  Nahrung  gewinnt;   wir  haben  endlich  anerkannt,   dass  die 
Gesellschaft  nur   dann  ihre  Bestimmung  erreiche,   „wenn  sie 
die  Einrichtungen  tilge,  welche  die  Versuchung  zum 
Bösen  immer  neu  aus  sich  erzeugen**  (S.  158). 

Keinesweges  darf  aber  darum  der  Ernst  und  die  Entschieden- 
heit jenes  Phänomens  vor  unserm  praktischem  Blicke  sich  ver- 
flachen, so  dass  nun  Gutes  und  Böses,  Gesundheit  und  Verderb- 


♦)  „Bornirtheit  und  Verrücktheit  —  beides  heilbar  — 
„Ist  Alles,  was  auf  Erden  Sfinde  heisst**.  —    Sali  et 
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ni88   des  Willens   unterschiedlos  uns   in  einander  fliessen.     Vor 
Allem  aber  darf  uns  nicht  entgehen,    dass  nur  dufch  eine  ent- 
schiedene Krisis  und  Umkehr,  im  moralischen  wie  im  rechtr 
liehen  Gebiete,  durch  einen  epochemachenden  Einschnitt  in's  Leben 
jene    Verstrickung   des   Willens   gründlich   überwunden    werden 
kann.    Diese  Krisis   ist   für   das  Verbrechen,   weil  das  Bdse  in 
ihm  zur  Unwiderruflichkeit  einer  That  geworden  ist,  die  gerechte 
Strafe.     Sie  enthält,  wenn  sie  im  eigenen  Bewusstsein  des  Vei^ 
brechers  als  gerecht  empfunden  wird,  die  gewaltige  Bussentschei- 
dung, deren  er  bedarf,  und  wird  se  der  kritische  Wendepunkt 
seines   Lebens    zur   Besserung    hin.     Die    Strafe  —    nach   der 
„Besserungstheorie^^  gefasst,  soll  diesen  Zweck  für  die  Andern 
haben :  richtig  geübt  fängt  sie  bei  dem  Verbrecher  selber  an. 

II.  Und  nun  erst  erhalten  wir  den  hiVchsten,  zugleich  dea 
vollständigen  Begriff  der  Strafe.  Sie  hat  zunächst  rechtlicbea 
Ursprung  und  rechtliche  Wirkung.  Diesen  Charakter  be- 
zeichnet die  „Wiedervergeltungstheorie^  aufs -Vollständigste;  und 
wenn  man  sich  auf  dem  Standpunkte  des  Staates  .isoliren  will^ 
kann  man  auch  mit  Martin  sagen,  dass  die.  Strafe  aus  deoi 
„Bechte  der  Npthwehr^^  gegen  das  Verbrechen  hervorgehe. 
Damit  ist  dieser  Umkreis  in  sich  abgeschlossen  und  relativ  voll- 
endet.  Dennoch  können  wir  nicht  in  die  Behauptung  F.  E.  Tb. 
Hepp's  („Darstellung  der  deutschen  Sträfrechtssysteme^^  Vorrede 
S.  IV.)  einstimmen:  „dass  wenn  der  Staat  ohne  Strafgewalt 
"bestehen  könnte,  er  die  Bestrafung  der  Verbrechen  ebenso 
dem  eignen  Gewissen  des  Menschen  und  der  göttlichen  Vorsehung 
überlassen  müsste,  als  er  dies  bei  den  Sünden  und  Lastern  thut,^' 
Bei  dieser  einseitigen  Hervorhebung  der  Nothwehr-  und  Ab- 
schreckungstheorie übersieht  nämlich  Hepp  den  specifisdien  Unte^ 
schied  des  (bürgerUchen)  Verbrechens  von  Sünde  und  Laster, 
ebenso  die  von  uns  hier  hervorgehobenen  Momente  des  Warthes 
der  Strafe  für  den  Verbrecher  selbst. 

Aber  durch  die  Gerechtigkeit  hindurch,  deren  Ausdruck  die 
Strafe  ist,  erhält  sie  selbstständige  sittliche  Bedeutung.  Dies 
ist  der  zweite,  von  der  ächten  Wirkung  der  Strafe  unabtrennliche 
Werth  derselben.    Aber  nicht  nur  nebenbei  oder  accidentell 
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soll  diese  Wirkung   eintreten,   sondern  sie  soll  in  dem  Wesen 
der  Strafe,  wie  in  einem  Keime,   eingeschlossen  sein.     Sie  darf 
daher  —  nach  dem  Grandverhältniss^  welches  Oberhaupt  zwischen 
der  Rechtsidee  und  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  besteht  — 
die  sittlichen  Ideen  des  Wohlwollens   und  der  Vollkommenheit 
nieinals  aufheben,  d.  h.  sie  darf  durch  ihre  Art  und  ihr  M aass 
nicht  so  weit  r<$ichen,  um  die  Wirkungen  der  letztern  unmöglich 
zu  machen.     Hieraus  ei^eben  sich  die  beiden,  im  Folgenden  be- 
sonders zu  betrachtenden  Gesichtspunkte. 

§.  106. 
A.     Die  Strafe  als  rechtliche  Vergeltung. 

Die  Strafe  ist  gerechte  Wiedervergeltung,  nicht  Wieder 
Vergeltung  Oberhaupt.  Gerecht  aber  wird  sie  nur  dadurch,  dass 
sie  im  genauen  Verhältniss  zur  Grösse  des  Verbrechens  steht. 
Der  Begriff  der  Gerechtigkeit  fordert  daher  diese  Verhältniss- 
mässigkeit  der  Strafe  ebenso  entschieden,  als  die  Strafe  selbst. 
Desshalb  ist  mit  der  Stufenfolge  der  Verbrechen  eine  gleiche  der 
Bestrafungen  festzusetzen,  deren  einzelne  Bestimmungen  dem  posi- 
tiTen  Rechte,  dem  Strafgesetzbuche  zu  tiberiassen  sind. 

1.  Rechtsphilosophisch  ist  nur  daran  festzuhalten:  dass  die 
Strafe  einerseits  dem  Grade  der  Rechtsverletzung  stets  gemäss 
sein  niuss,  dass  sie  jedoch  andererseits  nicht  den  allgemei- 
nen  Begriff  des  Rechts  Oberschreiten  darf.  Was  aus 
letzterem  Begriffe  folgt,  wird  sich  ergeben. 

n.  Aber  noch  ein  anderer,  ein  historischer  Gesichtspunkt 
misdit  sich  hier  ein.  Factisch  lässt  sich  sehr  leicht  bemerken, 
dass  die  Art  und  das  Maass  der  Strafe  aufs  Genaueste  damit 
zusammenhängt,  wie  sich  das  Rechtsbewusstsein  eines  Volkes 
geschichtlich  ausgebildet  hat  und  auf  welcher  Stufe  allgemeiner 
Cultur  sich  dasi^lbe  befindet.  Bei  einem  rohen  oder  durch  Zeit- 
umstände in  Verwilderung  zurOckgesunkenen  Volke  wird  das 
höchste  Strafmaass  und  die  härteste  Art  der  Strafe  durch 
die  Sitte  gefordert  und  darum  auch  ihm  nöthig  sein.  Desshalb 
haben  in  gewissen  Zeitaltern  und  bei  gewissen  Culturgraden 
Strafen  entstehen  und  eine  relative  Berechtigung  behalten  können, 


142 

welche   vom  Standpunkt   des   rechtsphilosophiscben  Begriffes  lu 
verwerfen  sind.    Von  diesen  Strafarten  und  Strafmaassen  ist  zu 
sagen,  dass  sie  zur  allmähligen  Abschaffung  bestimmt  sind, 
während  es  Sache  der  künstlerischen  Beurtheilung   ist,  den 
Zeitpunkt  anzugeben,   wo  sie  erlöschen  können,    endlidi  wo  sie 
es  müssen.    Darüber  werden  daher   die  Urtheile  Verschiedener 
auch  verschieden   ausfallen.    Der  allgemeine  Gang  der  Rechts- 
bildung  kann  aber  nur  darin  bestehen,  dass  auch  in  den  Strafen 
das  allgemein  Vernünftige,  Hand  in  Hand  gehend  mit  der  gan- 
zen Cultur  des  Volkes,  immer  mehr  den  Sieg  davon  trage  Ober 
die  historische  Gestalt   und    die  zuf^Uigen  Verschiedenheiten  des 
Rechtes.     Im  Strafrecht  wird    es  jedoch  am   Ersten  erreichbar 
sein,  ein  „allgemeines  Gesetzbuch  der  Menschheit^^  zu  entwerfen 
(vgl,  §.  12,  S.  57),   weil  Verbrechen   wie  Strafen  im  geringsten 
Maasse  an  individuelle  Volkszustände  geknüpft  sind,  sondern  am 
Meisten  den  übereinstimmenden  Typus  menschlicher  Leidenschaft 
an  sich  tragen. 

lU.  Unter  jenen  Strafen,  welche  zu  allmäbliger  Abschaffung 
bestimmt  sind,  steht  nun  die  Tod  es  träfe  obenan.  Und  esfer- 
lohnt  vielleicht  sich  der  Mühe,  das  Urtheil  über  diesen  Gegenstand 
aus  rein  begriffsmässigen  Gründen  abschliessend  festzustellen,  da 
jetzt  offenbar  der  Wendepunkt  eingetreten  ist,  wo  man  nach  einer 
mit  plötzlichem  Enthusiasmus  verfügten  Aufhebung  der  Todes- 
.  strafe,  Reue  darob  zu  empfinden  beginnt  und  sich  anschickt, 
diesen  Schritt  wieder  zurückzuthun :  —  das  allerschlimmste  Zei- 
chen von  Verworrenheit  des  öffentlichen  Urtheils,  wenn  man 
etwas  an  sich  Heilsames  und  gar  nicht  zu  Vermeidendes  durch 
unzweckmässiges  Verfrühen  in  Übeln  Ruf  bringt  und  so  glridi- 
sam  zum  Voraus  unmöglich  macht  1 

Im  Begriffe  der  Strafe  (§.  102),  auch  nach  ihrem  höchsten  Straf- 
maasse,  kann  nichts  mehr  liegen,  als  dieVernichtung  derPe^ 
sönlichkeit  des  Verbrechers  nach  allen  seinen  Rech- 
ten in  der  Gemeinschaft;  aber,  wie  hieraus  von  selbst  her- 
vorgeht, der  Persönlichkeit  nur  in  ihrer  rechtlichen  Redeutung. 
Wie  wir  aber  gezeigt  haben  (§.  83.  H.  1.),  fällt  Leib  und  Leben, 
d^e  ganze  unmittelbare  Existenz  der  PersönUchkeit  j  en- 
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seits  jener  GrftDze:  sie  ist  Bedingung  und  Voraussetzung 
für  die  allgemeine  Rechtsföhigkeit  und  jedes  einzelne  Recht 
des  Subjeets,  welche  ja  überhaupt  erst  innerhalb  der  Gemein- 
schaft entstehen;  mithin  beruht  sie  weder  auf  einem 
allgemeinen  noch  besondern  Rechte.  Wenn  daher  auch 
?—  was- das  Aeusserste  der  Strafe  ist  —  die  ge sa mm te  Rechts- 
fähigkeit des  Subjeets  vernichtet,  alle  Rechte  ihm  entzogen 
werden :  so  reicht  dies  nicht  bis  dahin,  den  Mensehen  am  Leben 
anzugreifen,  weil  keine  Rechtsentziehung  so  weit  reichen 
kann.  Das  höchste  Verbrechen  (Mord)  könnte  nur  mit  Ausstos- 
sung  aus  der  Rechtsgemeinschaft,  oder  da  hier  das  höchste 
menschhche  Recht  selber  verletzt  ist,  mit  Ausstossung  aus  der 
iiienschlicl}en  Gesellschaft  bestraft  werden.  Völlige  Verban- 
nung aus  den  Gränzen  der  Civilisation  —  in  die  Ein- 
-samkeit  lebenslängUcher  Haft  oder  durch  Preisgebung  an  die 
Zuftille  der  Natur  oder  wilder  Völker  —  ist  nach  dem  reinen 
Rechtsbegriffe  die  höchste,  consequenteste,  und  auch  wohl 
im  Gefühle  des  Verbrechers  die  schärfste  Strafe  für  das 
grösste  Verbrechen:  —  ftlr  die  Tödtung  bleibt  auch  hier  kein 
Platz  übrig.  Sie  Mt  über  die  Sphäre 'rechtlicher  Wieder- 
vergeltung hinaus  in  die  der  Rache  und  Gewalt. 

Was  hierbei  bisher  noch  immer  zu  dem  Trugschlüsse  ver- 
leitete, die  (jerechtigkeit  fordere  „das  Blut  dessen,  der  selber 
Blut  vergossen  hat",*)  ist  die  Verwechslung  der  realen,  qualita- 
tiven Wiedervei^eltung  (woraus  das  bekannte  jus  talionis  ent- 
sprungen) mit  dem  Begriffe  rechtlicher  Sühne,  wiewohl  zuzu- 
geben ist,  dass  sich  zu  letzterm  Begriffe  das  Rechtsbewusstsein 
überhaupt  erst  allmählig  aufgeschwungen  habe.  Seitdem  aber 
jenes  ganze  Princip  hat  aufgegeben  werden  müssen,  —  und  dies 
war  nothwendig,  weil  es  eine  gemeingültige  und  rationelle  Be- 
stimmung der  Strafmaasse  gar  nicht  zulässt:  —  ist  es  nur  eine 
Halbheit  und  Inconsequenz,  mit  der  verschärften  Todesstrafe,  die 
wirUich  abgeschafft  ist,  nicht  die  Todesstrafe  überhaupt  aufzu- 
geben,  welche  nach  der  jetzt  geltenden  Rechtsphilosophie  wenig- 


'*')  Stahl  RechUpbilosophie  U.  2.  S,  542.  Note. 
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stens  noch  die  gleich  schweren,  aber  ihrer  Qualitftt  nach  j^SSg 
heterogenen  Yerbrechen  des  Mordes,  des  Hochverraths  und 
der   Empörung   umfassen   soll   (StahJ  a.  a.  0.)«     Zwisdien 
Hochverrath  und  der  als  Strafe  darauf  gesetzten  Todtong  ist  jch 
doch  keine   innere  Analogie,   wie  zwischen  Mord  und  Leben»* 
beraubung.    Den   letztem   belegt   man  mit  der  Todesstrafe  um 
dieser  innem  Aehnlichkeit  willen;  den  HochTecräth  offenbar- nnr 
desshalb ,   um  durch  die  härteste  Strafe  von  ihm.  abzuschreekak 
Hier  vermischen  sich  daher  zwei  heterogene  Strafprindpien,  und 
wenn  die  Todesstrafe  überhaupt  einmal  abgeschafft  ist,  empfindet 
auch    das    natürliche    Gerechtigkeitsgefühl  keinen   Widersprach, 
bei  Hochverrath  oder  Empörung  die  Todesstrafe  nicht  mehr  ann 
gewendet  zu  sehen.     Es  bleibt  daher  nur  der  Mord  übrig;   und 
in  der  That  haben  die  Vertheidiger  der  Todesstrafe,  unter  Bei* 
Stimmung  jenes   natürlichen  Gefühles,    sie   für  dies  VerbredieB 
beibehalten  wollen.     Dann  aber,  weil  hier  das  Prindp   des  Ali 
talionis  ausnahmsweise  noch  walten  soU,  müssen  sie,  um  conse- 
quent  zu  sein,  einen  Schritt  weiter  gehen:  sie  dürfen  sich  nicM 
scheuen,  auch  verschiedene  Grade  derselben,  kurz  die  verschir^ 
'  ten  Todesstrafen,  wieder  zu  begehren.    Denn  in  der  That  —  ' 
dieselbe  fast  schmerzlose  Todesstrafe  durch  das  Sdiwerdt  oder 
das  Fallbeil,  welche  den  einfachen  Mörder  und  die  durch  die  ads- 
gesuchtesten  Qualen  einer  langsamen  Vergiftung  tOdtende  Gatten- 
mörderin  trifit,   gewährt  nach  diesem  Principe  kein  gerechtes 
Strafmaass  fUr  beide,    und   der  natürliche  Volkssinn  hat  sich  in 
letzterm  Falle   wohl   oft   nach   rafiinirteren  Strafen  umgesehen. 
Sollen   nun  diese  —  und  zwar  mit  Recht  —   nidit  zugelassen 
werden  (Stahl,  S.  542.):  so  zeigt  sich  eben  hieran,  dass  selbst 
für   den  Mord    der  Begriff  einer  qualitativ  vergeltenden  Strafe 
sich  nicht  durchfuhren  lasse,  dass  wir  auch  hier  auf  das  einfache 
Pnncip  rechtlicher  Vergeltung  und  seine  begriffsmässig  notb- 
wendigen  Gränzen  zurückgeführt  werden.     Ein  Nebenerfolg  wäre 
es  aber,    wenn   dabei  das  Tiefere  erkannt   würde:    dass    die 
rechtliche   Strafe   mit  der  innerlich  rächenden  und 
strafenden  Nemesis  Nichts    zu  thun  habe,    dass   die 
letztere   lediglich   im   geheimnissvollen   Innern    des 
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"Verbrechers  ihre  Macht  üben  könne;  hier  aber  um  so 
«icherer  und  unentfliehbarer.  Und  desshalb  gerade,  —  um  dem 
«chweren  Verbrecher  Zeit  zu  lassen,  innerlich  gestraft  zu 
^Rr erden  und  an  der  Reue  sein  Gericht,  endUch  seine  Wieder- 
lierstellung  zu  finden,  —  aus  diesem  rein  psychologischen 
Grunde  zeigt  sich  die  Todesstrafe  ebenso  unzweckmässig,  als 
Bie  rechtswidrig  ist.  Dies  deutet  sogleich  auf  den  zweiten, 
«ttlichen  Gesichtspunkt  bei  der  Strafe,  wovon  im  Folgenden 
<§.  107J. 

Der  scharfsinnigste  und  in  der  That  gewichtvollste  Grund 
filr  Beibehaltung  der  Todesstrafe,  weil  er  die  praktische  Gefahr 
ihrer  Abschaffung  geltend  macht,  beruht  auf  dem  Principe  nöthi- 
ger  Abschreckung.  Eine  Gesetzgebung,  welche  auf  den  Mord 
nicht  die  Todesstrafe,  sondern  nur  Freiheitsstrafe  setzte  —  sagt 
man'*')  —  würde  das  Gesetz,  welches  das  Leben  schützt,  nicht 
in  seiner  vollen  HeiUgkeit  erhalten:  also  weit  entfernt  eine  mensch- 
liche zu  sein,  würde  sie  im  Gegentheil  die  Achtung  vor  dem 
Menschenleben  verläugnen;  sie  wäre  eine  ungerechte  Gesetz- 
gebung. 

Dieser  Grund  ist  temporär  und  local  von  wirklicher  Be-» 
deutung  und  kann,  bei  gewissen  Bildungsstandpunkten  eines  Volks, 
allerdings  vor  zu  frühzeitiger  Abschaffung  der  Todesstrafe  war- 
nen :  aber  er  vermag  Nidits  zu  ändern  an  den  allgemeinen  Bechts- 
grundsätzen  und  an  dem  inneren  Bestände  der  Sache.  Er  be- 
ruht auf  der  factischen  Behauptung,  dass  ohne  Todesstrafe 
die  hinreichend  schützende  Abschreckung  hinwegfallen  würde, 
welche  als  Nebenbestimmung  jeder  Strafe  zukommen  muss. 
Dies  aber  setzt  immer  noch  die  irrige  und  auch  im  Volksbe- 
wusstsein  endUch  verschwindende  Illusion  voraus,  dass  die  To- 
desstrafe härter  sei,  als  die  Einsamkeit  einer  lebenslänghchen 
Haft,  deren  furchtbar  ergreifende  Gewalt,  wie  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,    wohl   das   hartnäckigste    Gemüth    zu    brechen   im 

Stande  ist. 

Ausserdem  hat  man  bekanntUch  durch  statistische  Verglei- 


♦)  stahl,  a.  a.  0.  S.  540. 
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chungen  ermittelt,  dass  weder  VerschärfuDg,  noch  HiUeniDg  der 
Gesetze  gegen  schwere  Verbrechen  ftnf  ihre  Vermdimiig  oda 
Venninderung  einen  bleibenden  und  regelmässigen  Einfloas  Ih»- 
sem.  Dagegen  das  Resultat  ist  durchgreifend  festgestellt,  da» 
desto  weniger  Verbrechen  begangen  werden,  je  zuTer lässiger 
und  unnachsichtlicher  ihre  Bestrafung  ist.*)  Und  dies 
allein  entspricht  der  Natur  der  Sache.  Dem  bloss  geschriebeneB 
Gesetze,  sei  es  streng  oder  milde,  glaubt  der  Veii>recher  ent- 
gehen zu  können.  Zeigt  es  sich  mit  unentfliehbarer  Macht  allge- 
genwärtig wirksam :  so  schreckt  und  schützt  es  zu^eidi  und  kann 
erst  dann  seine  innere  Kraft  erproben. 

(In  der  gegenwärtigen  Zwischenepoche  daher,  ehe  sich  das 
gemeinsame  Rechtsbewusstsein  über  die  wahre  Beschaffenheit  tos 
Härte  und  Milde  in  den  Strafen  berichtigt  hat,  ehe  der  Er£rii- 
rungssatz  allgemeiner  feststeht,  dass  lebenslängliche  Freiheitsent- 
ziehung in  Wahrheit  unendlich  härter  sei  als  der  Tod,  —  wäre 
als  der  zweckmässigste  Ausweg  vielleicht  zu  rathen,  dass  man 
die  Todesstrafe  gesetzUch  zwar  nicht  abolire,  in  der  Regel 
aber  unvollzogen  lasse  und  auf  sogenanntem  „Gnadenwege'^  in 
die  nächste  der  lebenslänglichen  Freiheitsstrafe  verwandde.^) 
Warum  wir  nämUch  die  gerichtliche  Todtung  fttr  ein  vom  Staate 


*)  Wir  verweisen  darüber  an  die  vortreffliche  Monographie:  „Wissen- 
schaft und  Leben  in  Beziehung  auf  die  Todesstrafe;  ein  phi- 
losophisches Votum  von  M.Carriere,  ein  strafröchttiches  Gat- 
achten  von  Nollner. '*  Darmstadt  1845.  S.  62  ff.,  und  in  Betreff  der 
Strafarten  mit  Bücksicht  auf  ihre  psychologische  Wirkung  und  das  wahre  dabei  xii 
beobachtende  Maass  derGerechtigkeit  müssen  wir  uns  auf  die  aasfieieidi- 
nete  Schrift  von  G.  M ehrin g  berufen,  die  überhaupt  mit  unserer  Barstellnng 
zu  vergleichen  ist:  „Die  Zukunft  der  peinlichen  Bechtspflege  aus 
dem  Standpunkte  der  Seelenlehre  betrachtet";  Hau  1848.  S.40it 
S.  57  ff. 

**)  So  geschah  es  geraume  Zeit  hindurch  —  ohne  dass  die  geringste  Zu- 
nahme schwerer  Verbrechen  dabei  gespürt  worden  wäre,  —  unter  der  vorigen 
Begierung  in  der  Preussischen  Bheinprovinz.  Der  König  vollzog  kein  Todesnr- 
theil,  welches  vom  Geschwornengericht  gesprochen  war,  weil  das  EingestSnd- 
niss  des  Schuldigen  nicht  nöthig  war,  wie  nach  dem  Preussischen  Landrecbt, 
um  das  ürtheil  gültig  zu  machen.  Eine  ähnliche,  nur  noch  tiefer  greifende 
Gewissenhaftigkeit  sollte  jeden  Staat  abhalten ,  überhaupt  ein  Todesurtheil  zu 
vollziehen. 
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«tdich  nicht  zu  verantwortendes  und  daher  schlechthm  zu  ver- 
meidendes Uebel  ansehen,  davon  die  Gründe  im  folgenden  §.) 

IV.    Nach  dem  bisher  von  uns  aufgestellten  Rechtsgrund- 
sKze  kann  das  höchste  Maass  der  Strafe  nur  in  der  unbedingtetf 
AnsscUiesfsnng  des  Verbrechers  von  aller  Rechts-  und  menschli- 
chen  Gemeinschaft  bestehen.     Wie   diese  jedoch   durchgeführt 
^     werde  —  ob  als  lebenslängliche  Verbannung  (Hinausstossung 
L    ins  ,,E]end^S  —  hi  die  Landes-  und  Culturlosigkeit :  Deportation),* 
^     oder  alseinsameHaft;  —  scheint  vom  Rechtsstandpunkte  gleich- 
gültig oder  unbestimmbar,  —  vorausgesetzt,  dass  Beides  gleich 
Ihunlich  und  ausführbar  ist  für  den  strafenden  Staat  selber.  Das 
gestrafte  Individuum  nämhch  hat,  von  diesem  Standpunkte  aus, 
gar  keine  Rücksicht  mehr  anzusprechen.   Anders  ist  es  vom  hier 
mitbestimmenden  Standpunkte  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft 
aas  (des  Wohlwollens  und  der  Vollkommenheit).     Wir  werden 
daher  bei  dieser  Frage  noch  einmal  anzuknüpfen  haben  (§.  107,  II.). 
Die  weitere  Abstufung  der  Strafen  nach  Unten  wird  nur  in 
Freiheitsentziehung  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  —  und 
da  Jeder  im  Staate  von  seiner  Arbeit  leben  soll,  der  Verbrecher 
aber  das  Recht  verwirkt  hat,  die  Arbeit  nach  freigewähltem  Be« 
rufe  und  mit  Pflege  seiner  geistigen  Individuahtät  (mit  Müsse 
und  zur  Müsse)  zu  treiben,  in  Zwangsarbeit  bestehen  kön- 
nen, an  welche  letztere  sich  zugleich  auf  trefDiche  Weise  sittliche 
Erziehmittel  anknüpfen  lassen.     Audi   die   Geldstrafen   sind 
vom  Rechtsbegriffe  aus  wohlbegründet,  theils  als  <lie  leichteste 
und  adäquateste  Form  des  rechtlichen  Ersatzes,  theils  als  eigent- 
liches Strafinittel.    Dagegen  ist  es  willkürlich  und  darum  nicht 
zu  rechtfertigen,  die  verdiente  Freiheitsstrafe  durch  Geld  ablösen 
zu  können.     Gegen  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehrenstrafen  ha- 
ben wir  uns  schon  früher  erklären  müssen  (§.  91,  III.). 

Was  endUch  die  Strafe  durch  körperliche  Züchtigung 
(„PrügeP')  betrifil,  welche,  gleich  der  Todesstrafe,  bereits  gesetz- 
lich abgesdiafit  war  und  ebenso,  wie  diese,  jetzt  von  manchen 
Seiten  heftig  zurückgewünscht  wird :  so  lässt  sich  die  Controverse 
über  dieselbe  unsers  Erachtens  nicht  schwer  lösen.  „PrügeP^ 
können  überhaupt  nidbt  als  rechtliche  Bestrafung  und  Straf-^ 
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mittel  angesehen  werden:  —  was  hat  eine  gewaltsame  und 
schmerzerregende  Einwirkung  auf  die  Oberhaut  des  Menschen 
mit  dem  Rechtsbegriffe  zu  thun?  Man  könnte  sonst  auch  heftige 
Zug-  oder  Blasenpflaster  als  Strafe  verordnen.  Sie  sind  nur  ab 
äusseiüches  Zucht-  und  Bändigungsmittel  der  niedem  Pl- 
dagogik  für  Kinder  und  Erwachsene  zuzuweisen  und  mögen  hier, 
rationell  angewandt,  ihren  grossen  praktischen  Werth  haben.  Be- 
kanntliph  kann  der  Mensch  nur  über  dem  Thier  stehen  oder 
unter  dasselbe  herabsinke.  Wo  diese  yiehisdie  Verrohung 
eine  unmittelbare  Bändigung  nöthig  macht,  da  ist  gegen  jenes 
Zuchtmittel  gar  Nichts  zu  erinnern.  Aber  es  wäre  seltsam,  und 
ein  furchtbares  Zeugniss  gegen  die  allgemeine  Culturstufe  eines  > 
Volks,  wenn  man  dasselbe  als  ein  allgemein  anzuwendendes 
Strafmittel  in  das  System  der  Strafen  aufnehmen  wollte. 

§.  107. 
B.    Die  Strafe  vom  sittlichen  Gesichtspunkte. 

Dass  dieser  Gesichtspunkt  auch  bei  einer  so  wichtigen  Aeus* 
serung  der  Rechtsidee,  wie  die  Strafe  ist,  mitbestimmend  ein« 
greifen  müsse  in  die  bloss  rechtliche  Gestalt  derselben,  geht  aas 
der  ganzen  Consequenz  unserer  Grundansicht  hervor:  —  ebenso 
aber  auch,  dass  dies  nicht  dualistisch  in  einem  blossen  Neben- 
einander oder  in  einer  Vermischung  beider  Elemente  bestehen 
könne;  —  so  nämlich  hat  man  diesen  sonst  keinesweges  ausser 
Acht  gelassenen  Punkt  bisher  aufgefasst  und  behandelt,  —  sondern 
also:  dass  die  Strafe  in  ihrer  rechtlichen  Form  ganz 
von  selbst  und  nach  ihrer  innern  Beschaffenheit  sitt- 
liches Bussmittel  werde. 

Dies  könnte  als  etwas  Unmögliches  oder  wenn  man  es  den- 
noch durchsetzen  wollte,  als  etwas  Erkünsteltes  erscheinen;  und 
wir  gestehen,  dass  diejenigen,  welche  der  Würde  der  Rechtsidee 
auch  in  der  Strafe  rein  und  ungeschmälert  Rechnung  getragen 
wissen  wollen,  mit  vollem  Fug  gegen  mancherlei  Vermischungen 
der  Strafe  mit  fremdartigen,  seicht  philanthropischen  Nebenrflck-^ 
sichten  missbilligend  sich  eridären  konnten.  Diese  Besorgniss  ver- 
fichwindet  jedoch,  wenn  man  auch  hier  in  die  Tiefe  geht  und. 
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die  innerliche ,  aus  dem  Wesen  des  meDschlichen  Geistes  selber 
entspringende  Wechselbeziehung  zwischen  Rechtsidee  und  Zucht 
4es  Willens,  zwischen  gerechter  Strafe  und  sittlicher  Busse 
fest  im  Auge  behält. 

Aber  diese  Beziehung  soll  nicht  eine  bloss  innerliche,  ab- 
stracte  bleiben  und  so  dem  Zu  fall,  ihrer  Bethätigung  überiassen 
sein,  sondern  sie  soll  der  künstlerischen  Ausbildung  anheim- 
fallen, um  nicht  allein  in  Bezug  auf  die  GeseUschafl,  sondern 
auf  den  Verbrecher  selbst  den  rechtlich-sittlichen  Begriff 
der  Strafe  und  ihre  Tollständige  Wirkung  durchzusetzen. 

I.  Der  Schuldige  bleibt  auch  innerhalb  der  Strafe  Theil 
der  Menschheit,  wenn  auch  entartetes,  doch  nicht  verlorenes, 
sondern  mittels  zurttckgebildeter  Entartung  gerade  ihr  wie- 
derzugewinnendes Ghed  der  menschheitlichen  Gemeinschaft  Und 
dies  ist  der  entscheidende  Grund,  warum  es  mit  der  eigentlichen 
Bedeutung  des  Staates  im  schneidendsten  Widerspruche  steht, 
durch  Strafe  zu  tödten,  weil  jede  ihm  anvertraute  Persdnlichkeit, 
so  lange  sie  existirt,  inuner  noch  als  mögliches  Mitglied  sittlicher 
Gemeinschaft  von  ihm  geachtet  werden  muss.  Ihre  Freiheit  soU, 
wegen  ausschweifenden  Missbrauchs,  rechtUch  reprimirt^  sogar 
völlig  unschädlich  gemacht  werden.  Dies  ist  der  rechtliche,  in 
ungeschmälerter  Kraft  zu  lassende  Erfolg  der  Strafe.  Aber  die- 
selbe Freiheit  kann  allein  —  und  soll  darum  —  das  Mittel  der 
Umlenkung,  Besserung  werden.  Der  Staat  hat  darum  die  wei- 
tere Pflicht,  gerade  an  die  Strafe  anzuknüpfen,  um  sie 
zum  Mittel  der  Besserung  zu  machen;  —  dies  ist  der, 
von  jenem  ersten  unabtrennliche,  sittliche  Gesichtspunkt  der 
Strafe.  Der  Schuldige  ist  gerade  durch  die  Strafe  —  nicht 
trotz  der  Strafe  —  der  sittlichen  Pflege  und  Erziehung  durch 
den  Staat  empfohlen,  die  mit  unermüdlicher  Geduld  an  ihm  ge- 
übt werden  muss. 

II.  Und  dies  ist  der  letzte  entscheidende  Grund,  welcher 
uns  die  Tödtung  für  eine  schlechthin  aufzuhebende,  durch- 
lus  unverantwortliche  Strafe  erachten  lässt,  weil  mit  dem 
Serstören  eines  von  der  ewigen  Weltordnung  dem  yerbrecher 
loch  gegönnten  Lebens  alle  sittliche  Wiederfaerstellbarkeit  für  ihn 
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gewaltsam  abgebrochen,  weil  er  unvorbereitet  in  eine- ihm  und 
uns  unbekannte  Lebensform  hinausgestossen  wird.  Die  Todtung 
—  Selbsttödtung  wie  fremde  —  bleibt  einmal  unter  allen  mög- 
lichen Thaten  der  gewaltsamste  Eingiiff  in  die  göttliche  WdUffd- 
nung.  Dies  empfindet  auch  das  natürliche  Bewusstsein,  indem 
es  den  Mord,  als  schwerstes  Verbrechen,  wieder  mit  Blut  ge- 
sühnt haben  will.  Wird  ihm  aber  eine  besonnene  Strafrecfats- 
tfaeorie  in  dieser  geradezu  yei^ehrten  Folgerung  beitreten? 

Auch  sage  man  nicht,  dass  es  genüge  den  Verbrediar  durch 
geistlichen  Zuspruch  zum  Tode  yorzubereiten,  um  ihn  gleichsam 
dadurch  der  göttlichen  Gnade  zu  empfehlen.  Dergleichen  in  ihrer 
Wirkung  sehr  äusseriich  und  problematisch  bleibende  religiöse 
Handlungen  können  wir  nur  als  formeUe  und  desto  gewiss^i- 
losere  Abfindungen  gegen  eine  wichtige  Menschenpflicht  betrach- 
ten. Die  „göttliche  Gnade^^  auf  welche  man  sich  bemit, 
soll  man  den  Verbrecher  gerade  diesseits  schon  auf  die  redite 
Weise  empfinden  lassen.  Das  Mittelalter  dachte  darin  rittKcber 
und  barmherziger  zugleich,  welches  in  der  That  an  der  Beichte  und 
Absolution  ein  objectiyes  Mittel  zu  besitzen  glaubte,  das  Seelenheil 
des  yerurtheilten  Sünders  zu  sichern,  und  dies  glauben  durft^ 
da  es  mit  dessen  eigner  Ueberzeugung  Hand  in  Hand  ging.  Wn 
aber  steht  es  jetzt  mit  jenem  Glauben  nach  beiden  Seiten  hinT 

Derselbe  Grund  ist  es,  der  uns  auch  die  Deportation  nach 
„Verbrechercolonien'^  u.  dgl.  yerwerfen  lässt  Zwar  wird  diffdi 
sie  die  Gesellschaft  geschützt  gegen  die  fernem  ElinwiriLuigen 
eines  rechtswidrigen  Willens;  aber  der  Schuldige  wird  schnti- 
und  rücksichtslos  sich  selbst  und  dem  Zufalle  preisgegeben.  Die 
yon  der  wahren  Strafe  unabtrennliche  Rüdisicbt  wird  zerslöit» 
dass  der  Verbredier  innerhalb  derselben  gerade  der  sittlicfaeft 
Gemeinschaft  wiedei^fewonnen  werden  soll. 

IH.  Und  so  bleibt  nur  ein  einziges  höchstes  aber  härtestes  Straf- 
maass:  absolute  Freiheitsentziehung  mit  yölliger  Ein- 
siamkeit  und  Zwangsarbeit,  —  deren  hirchtbare  QXrte  bmi 
jedoch  auf  Lebenslang  zu  yeiiiängen  sich  enthalten  mnss,  wwm 
auch  das  Gesetz  sie  aussprechen  mag.  Denn  eigei^ch  ist  die  -Eilh 
samkeit  nur  auf  so  lange  rationdl  und  nöthig,  ab  sie  sittUeli- 
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pädagogische  Berechtigung  hat.    Völlig  allein  mit  sich  sein  zu 
müssen,  und  ohne  ablenkende  Zerstreuung,  ohne  Lebensgenuss 
klgend  einer  Art  unausgesetzt  in  das  eigene  zerrauete  Innere  hinab- 
mchauen,  ist  Yon  der  Einen  Seite  das  AUerharteste,  was  dem 
\  Menschen  zugefügt  werden  kann,  an  dessen  Stelle  er  zahllose 
>   Kaie  die  Todesstrafe  herbeiwünschen  würde :  —  von  der  andern 
ist  es  eben  darum  der  wirksamste  Anfang  der  Busse  und  Um- 
k^,  denen  eine  menschlich  erziehende  Leitung  zur  Seite  blei* 
ben  muss.     Gewiss  wird  diese  nicht  sudien,  den  Verbrecher  sei- 
ner alten^  yerrotteten  Gemeinschaft  und  Lebensweise  zurückzug^ 
ben  —  mit  dieser  hat  er  viehnehr  durch  die  That  des  Verbre- 
chens rechtlich  fOr  immer  gebrochen  —  wohl  aber  in  seiner 
nenen  Sphäre  ihn  sittUch  immer  lebensfähiger  und  damit  nützlicher 
zu  machen.     Und  hierin  eröffnet  sich  eine  reiche  Abstufung  von 
geistig-sittlichen  Bildungs-  und  Wiederherstellungsmittdn  für  den 
Abgeirrten.    Die  verborgene  Welt  der  Strafanstalten  sollte,  gleich 
den  Klöstern  des  Mittelalters,  fortan  die  sicher  wirkende.  Buss- 
und  Wiederherstellungsstätte  für  ein  zerrüttetes  Leben  ^pvorden: 
^-  ein  jetzt  noch  unentbehrliches  Aus^eichungsmittel  für  die  vie- 
len Versdiuldungen  unserer  AfterciviUsationI   Dadurch  wird  end- 
lich auf  die  rechte  Weise  und  in  einzig  angemessener  Richtung 
dem  psychologischen  Gesichtspunkte  genug gethan,  wel- 
cher in  der  Regel  nachweist,  dass  die  Verbrecher  meistens  durch 
eine  allmählige  Verwicklung  von  Umständen,  schlechte  Erziehung, 
böses  Bdspiel,  dringende  Noth  u.  d^.,  sehen  oder  nie  durch 
„reine  Lust  am  Bösen^S  zu  ihren  Verbrechen  verleitet  wor- 
den sind.    Dergleichen  an  sich  höchst  b^echtigte  Betrachtungen 
pflegt  nun  eine  sich  missverstehende  Humanität  daftlr  zu  benutzen, 
um  Straflosigkeit,  wenigstens  Milderung  der  gesetzlichen  Strafe 
für  die  verbrecherische  That  zu  erwirken.    Dies  ist,  wie  gezeigt 
worden,  verwerflich;  denn  es  untergräbt  die  Würde  des  Rechts. 
bt  die  That  geschehen,  so  darf  der  Staat,  als  richtende  und 
strafende  Macht,  von  den  individuellen  Entschuldigungsgrttnden, 
so  weit  sie  nidit  auf  das  Urtheii  über  die  unmittelbare  Zurech-* 
DOiigsfUiigkeit  und  auf  den  Thatbestand  des  Verbrediens  einflies- 
;eii«   keine  Notiz,  nehmen.    Aber  auch  vom  sittlichen  Gesichts* 
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punkte  ist  dies  nicht  minder  schädlich  und  kurzsichtig;  den  :fl 
«luf  diesem  Wege  kann  dem  Verbrecher  nicht  gehol  ^ 
fen  werden.  Er  selber  bedarf  es,  seiner  unheilvollen  Umge — 
bung,  seinen  durchaus  verkehrten  Lebensverhältnissen  definitiv 
entrissen,  an  die  Schwelle  einer  neuen  Laufbahn  gestellt  zu  werden. 

Erst  dann  ist  diese  Lücke  völlig  ausgefüllt,  wenn  jenseits» 
des  Richterspruches  und  innerhalb  der  Strafvollziehung  der 
Ausgangspunkt  eines  neuen  Lebens  itlr  den  Schuldigen  beginnL 
Die  rechtUche  Strenge  der  Strafe  ist  hier  die  gründlichste  Huma- 
nität geworden:  die  Uebung  der  Gerechtigkeit  wird  nunmehr,  was 
sie  an  sich  ist,  die  äussere  Bedingung  zum  Walten  des 
ächten  Wohlwollens  und  zur  gründUchen  Wiederherstellung 
der  Vollkommenheit  (des  von  Bentham  und  seinen  Anhängern 
sogenannten  .,NützUchkeitprincipes^^). 

Und  so  hegt  hierin  die  einzig  rechte  „Zukunft^^  unserer 
MStrafrechtsptlege,  die  freilich  in  Theorie  und  Praxis  einer  gründ- 
lichen Reform  sich  dringend  bedürftig  erweist  Aber  auch  in  dieser 
Hinsiobt  sind  unsere  Reformvorschläge  nicht  von  tumultuarischer 
Wirkung,  oder  von  zuMiger  Beschaffenheit,  sondern  sie  bewähren 
4ie  künstlerische  Continuität,  welche  jede  wahre  Reform 
l)eobachten  soll.    Was  wir  wollen,  ist  längst  zugestanden,  versuchs- 
weise sogar  geübt  worden :  —  dass  Verbrecher  in  den  Strafanstal- 
ten nebenbei  auch  sittlich  gebessert  werden  sollen,  dazu  hat  man 
mancherlei  Ansätze  gemacht,  und  es  ist  als  eine  der  segensreichsten 
Wirkungen  der  „innem  Mission^'  zu  betrachten,  dass  sie  dieser   \ 
Aufgabe  unausgesetzt  sich  widmet.   Aber  es  geschah  nur  gelegent- 
lich und  unorganisirt,  nicht  als  mitbestimmende  Hauptaufgabe  / 
des  Strafverfahrens  selbst,  weil  zwischen  den  Rechts-  und 
Humanitätsrücksichten   ein    unaustilgbarer  Zwiespalt   obzuwalten 
schien.     Indem  dieser  in  der  Tiefe  der  Sache  getilgt  ist,  kann  die 
Versöhnung  nur  beiden  Theilen  zu  Gute  kommen:  die  Strafe  hört 
nicht  auf,  den  ernsten  Charakter  des  Gesetzes  und  der  Gerechtigkeit 
zu  tragen;  aber  indem  sie  auf  ihr  wahrhaft  gerechtes  Maass  zu- 
rückgeführt wird  (§.  106,  IV.),  liegt  in  ihrer  Innern  Wirkung  die 
Möglichkeit  und  der  Anfang,  um  in  sittliche  Besserung  auszuschlagen, 
eben  weil  jeder  ächte  Durchgangspunkt  dafür  sittliche  Busse  istl 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Verwirklichung  der  Idee   ergänzender  Gemeinschaft. 


Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 

§.  108. 

Durch  die  Verwirklichung  der  Rechtsidee  in  der  Gemein- 
schaft der  fireien  Subjecte  werden  ihre  Rechtssphären  auf  blei- 
bende oder  auf  bewegliche  Weise  von  einander  abgegränzt 
und  so  der  formelle  Begriff  der  Persönlichkeit  und  der  Freiheit 
zu  ihrer  vollständigen  Verwirklichung  gebracht.  Die  ausgebildetste 
Form  der  Rechtsidee  ist  der  Vertrag,  die  stärkste  Bethätigung 
ihrer  Macht  die  Rechtspflege  und  das  Strafgesetz  —  (nicht 
eigentlich  die  Strafe).  —  Im  Vertrage  geht  schon  die  Sprödigkeit 
der  Persönlichkeiten  in  wechselseitige  Anziehung  über.  Aber  die- 
selbe ist  nur  auf  einzelne,  vorübergehende  Zwecke  gerichtet;  da- 
her von  zufälligem  und  vorübergehendem  Charakter:  das  Innere 
der  Persönlichkeiten  bleibt  darin  geschieden  und  unaufgeschlos- 
sen. Die  Rechtspflege  und  das  Strafgesetz  sind  nur  die  schützen- 
den Schranken,  welche  die  gesammte  Rechtsgemeinschaft  um- 
fiiedigen. 

Da  eröfihet  nun  innerhalb  jener  festen  Formen  die  Wirk- 
samkeit der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  ein  neues  und  höhe- 
res Verhältniss  unter  den  freien  Persönlichkeiten.  Das  Recht,  in 
dem  Sinne,  wie  wir  es  bisher  bestimmten,  wird  .dadurch  zur 
blossen  Bedingung.  (Mittel)  ftlr  diese  höhere  Lebensordnung; 
und  in  jedem  Conflicte  zwischen  ihr  und  dem  Rechte  ist  folge- 
richtig das  letztere,  als  das  blosse  Mittel,  das  Unterzuordnende. 
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Wie  wir  zeigten,  soll  man  sogar  das  einzelste  Rechtsverhältniss, 
so  weit  möglich,  als  Anknüpfungspunkt  für  sittliche  Beziehungen 
betrachten  oder  dazu  fortführen. 

Der  specifische  Charakter  dieser  Verhältnisse  ist  durch  den 
doppelseitigen  Inhalt  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  bestimmt: 
hingebendes,  die  Selbstsucht  von  Innen  her  überwindendes  Wohl- 
wollen gründet  alle  diese  Verhältnisse  und  hat  zum  Resultate 
die' tiefste  Selbstbefriedigung  und  eigenthümliche  Vervolikommr 
nung  jedes  der  Theilnehmer. 

I.  Das  neue  Verhältniss  entsteht  aus  gegenseitiger  Ergän- 
zung freier  Subjecte,  die  nicht  bloss  einen  vorübergehenden,  auf 
einen  äussern  Zweck  gerichteten  „Verkehr^'  (§.  98  ff.)  erzeugt, 
sondern  die  aus  dem  Innern  ihres  Genius  entspringt,  — ihres 
Genius  in  der  theils  intensivsten,  theils  mannigfachsten 
Art  seiner  Aeusserung,  wo  daher  das  qualitativ  Ergänzende 
der  Persönlichkeiten  gerade  den  Grund  ihrer  Wechselanzidimig 
ausmacht.  Darum  geht  hier  die  Person  nicht  bloss  mit  einen 
durch  den  Rechtsvertrag  gebundenen  Theile  ihres  Willens,  son- 
dern ganz  und  mit  rückhaltslosem  Interesse  in  das  Verfaältni» 
ein,  giebt  sich  völlig  dem  Ergänzenden  hin,  um  sich  dadurcii 
gerade  in  eigenthümlicher  Weise  vollkommener  wiederzage- 
winnen.  Der  Rechtsstandpunkt  ist  hier  daher  auch  inner- 
lich, fQr  das  Gefühl,  überwunden:  der  Theilnehmende  opfert 
alle  seine  Rechte,  nicht  selten  sein  Leben,  dem  Werthe  dieses 
Verhältnisses  auf. 

II.  Da  in  der  Idee  ei^nzender  Gemeinschaft  zogleidi  das 
innerlich  Ueberwindende  der  natürlichen  Selbstsucht  liegt, 
welche  im  Rechte  nur  äusseriich  in  Schranken  gehaiten  wird: 
so  muss  sie  ebenso  als  natürliche  Macht  (in  Form  des  ^^t* 
turdls*^  $.  27)  im  Menschen  gegenwärtig  sein,  wie  die  Selbst- 
sucht es  ist;  —  d.  h.  dies  Vertiältniss  ist  nicht  nur  ein  ftusser- 
lich  teleologisches:  —  nicht  um  die  natüriiche  Selbstsucht  im 
Menschen  tiberwinden  zu  können,  ist  es  so  angeordnet,  dass 
auch  natürliches  Wohlwollen  ihm  eingepflanzt  sei;  sondern  bttde 
Triebe  sind  innerlich  (metaphysisch)  auf  einander  bezogen  md 
unabfrennlich  von  einander.    Weil  jeder  Mensch  ein  geistig  Eigeoir 
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thQmliches  (Genius)  ist,  dessen  Berechtigung  eben  auf  instinctive 
Weise  in  d^  natfBrlidien  Selbstsucht  sich  kundthut,  die  keines- 
weges  widersittlich,  sondern  ethisiiiiar  ist  (§§.  25,  26) :  desshalb 
ist  seine  Eigenthümlichkeit  unabtrennlich  von  dem  Urbezogen- 
sein  auf  alle  andern  Genien,  in  deren  Wechselaufschliessen  er  erst 
die  Tolle  Eigenthttmlichkeit  erlangt.    Dies  ist  der  tiefste  Daseins- 
grund —  nicht  etwa  „Zweck"  —  des  ebenso  instinctiv  sich 
offenbarenden   Wohlwollens   in  uns,    wie    es    aus    gleichem 
Grunde,  zugleich  Ausdruck  unseres  Triebes  der  Vervollkomm- 
nung ist.    Und  desshalb  endlich  ist  die  Ueberwindung  der  un- 
mittelbaren Selbstsucht  —  die  hier  eigenthch  noch  ihr  eigenes 
wahres  Ziel  nicht  kennt  —  zugleich  die  freibewusste  Hervorbil- 
dung des  Genius  oder  der  wahren  Persönlichkeit  in  uns.  Es  schien 
nöthig  am  Eingange  dieses  Abschnittes  an  die  Ginindveiiiältnisse 
unserer  Ethik  zu  erinnern,   um  hier,   bei  ihrer  Ausbildung  in's 
Einzelne,  ttber  die  leitenden  Gesichtspunkte  dabei  keinen  Zweifel 
zu  lassen. 

Das  Wohlwollen  in  seiner  instinctiven  C^stalt  (§.  79,  II.  b) 
stellt  zunächst  sich  dar  als  natttrliche  Liebe  der  beiden  Ge- 
schlechter und  der  Familienglieder;  als  angeborenes  Ein- 
heitsgefühl  der  Geschlechts-  und  Stammverwandtschaft; 
als  natürliche  Treue  in  jedem  Verkehr  und  Vereine;  endlich 
als  allgemein  menschliche  Theilnahme  und  Mitleid,  wie  es 
auch  auf  den  mitersten  Cnltnrgraden  der  Menschen  in  der  Volks- 
sitte der  Gastfreundschaft  oder  des  Asylrechtes  —  welche 
auch  die  Waden  in  einem  gewissen  Grade  kennen  —  und  in 
vielem  Aehnlidien,  dessen  Spuren  man  sorgsamer  nachgehen 
scflt^,  in  unwillkürlidien  Zeichen  sich  ankündigt  Es  ist  die  N  a- 
turexistene  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft,  aus  deren 
QueHe,  indem  sie  bewusster  hervortritt  und  dadurch  orga- 
nisirend  vnrkt,  alle  eigenthohe  Ethisirung  der  Lebensverhalt- 
nisse hervoi^eht,  welche  im  Folgenden  zu  betrachten  ist 

in.  Ebenso  ist  dadurch  der  Drang  nach  mens<Mch-sittlicher 
VervoU-k^mmnung  (bis  auf  die  Schmuck-  und  Zierlnst 
rohmnlidier  Völker  herab)  in  seinen  natürlichen  QaeUen  erkannt 
Die  VoUkommenheit,  und  das  Streben  nadi  ihr,  hat  auch  in  sitt- 
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Sicher  Hinsicht  einen  im  Naturell  gegründeten  Ursprung: 
begehren  ihrer  auf  unmittelbare  Weise,  können  nicht  ablassmi, 
fortbildend  oder  wenigstens  umbildend  (bloss  yeränderungs- 
süchtig)  auf  uns  einzuwirken,  eben  weil  jener  Stachel  ein  einge- 
borner  ist.  Aber  diese  Vervollkommnung  ist  keine  abstracte  od^ 
unbestimmte:  sie  kann  sich  nur  auf  die  Gemeinschaft  bezie- 
hen und  an  ihr  sich  bethätigen.  Dies  erzeugt  endlich  den  Be- 
griff der  bewusst-sittlichen  Vervollkommnung,  der  nmi  nicht 
mehr  (wie  in  der  frühem  Sittenlehre)  ein  unbestimmtes,  abstrao- 
tes  Ideal  bleibt:  wirklich  sich  vervollkommnen  kann  der  Mensch 
nur  dadurch,  indem  er  seinen  Willen  den  gesammten  Fonnen 
menschlicher  Gemeinschaft  immer  angemessener  macht,  diese 
immer  vollkommener  darzustellen  sucht.  Dazu  treibt 
ihn  aber  sein  ebenso  ursprüngUcher  Drang  des  Wohlwollens;  und 
so  ist  die  Wechselbeziehung  zwischen  Wohlwollen  und  Voll- 
kommenheit (Darstellung  der  wahren  Persönlichkeit),  wie  wir 
dieselbe  oben  in  ihrem  metaphysischen  Ursprünge  zeigten,  nach 
ihrer  praktischen  Seite  hin  bestätigt  und  damit  der  ganze  Um- 
kreis der  hierherfallenden  ethischen  Erscheinungen  durch  unsere 
Erklärung  umfasst. 

Eintheilung  dieses  Abschnittes. 

§.  109. 

Hierüber  dürfen  wir  uns  auf  das  schon  Nachgewiesene  be- 
ziehen (§.  81,  H.).  Die  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  stellt  sich 
in  den  drei  grossen  Sphären  der  Familie,  der  bürgerlichen 
Gesellschaft,  der  humanen  Gemeinsch9ft  dar.  Diese 
finden  ihre  gemeinsame  Stätte  und  zugleich  ihren  innem  und 
äussern  Schutz  im  Staate,  aber  nicht  mehr  bloss  als  dem  all- 
gemeinen Rechtswillen,  sondern  als  dem  Allgemeinwillen  des 
Wohlwollens  und  der  Vervollkommnung  in  allen  jenen 
Gemeinschaften. 

An  dieser  Stelle  ist  nur  noch  besonders  zu  zeigen,  wie  jede 
dieser  Gemeinschaften  in  irgend  einer  Naturform  ursprünglich 
schon  vorhanden  sei,  wie  sie  auch  im  bewusst  sittlidien  Processe 
nicht  neu  hervorgebracht,  sondern  nur  entwickelt  werden  könne 
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aus  ihren  eigenen  Grundvoraussetzungen,  wie  daher  auch  hier 
alle  Reform  und  PerfectibiUtät  nur  stätig  an  das  Gegebene  an- 
zapfend verfahren  dürfe. 

1.  Die  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  entwickelt  sich  von 

ihrer  Naturseite  her  als  angeborene  Liebe  der  Geschlechter  und 

der  Aeltem  und  Kinder  in  der  Unmittelbarkeit  der  Familie. 

Diese  ethisirt  sich  stufenweise  zum  bewusst-sittlichen  Begriffe  der 

Ehe,  als  unauflösUchen  Bandes  der  Monogamie,  zur  Pflicht  der 

Familienerziehung  und  zum  Vormundschaftsrechte,  wo 

der  Staat  als  allgemeiner  „Vater^^  aUer  Erziehungs-  und  Vormund- 

schafts-Bedttrftigen,  ergänzend  eingreift. 

2.  Sie  reaUsirt  sich  stufenweise  von  der  natttrUchen  Liebe 
(dem  Einheitsgeflible)  der  Geschlechts-  und  Stammgenos- 
sen, wie  von  der  Treue  fUr  das  Stammeshaupt,  zum  freien  Or- 
ganismus des  Gemeineverbandes  und  der  sich  ergänzenden 
Standesunterschiede,  um  in  einer  durch  die  Volksvertretung 
stets  unterstützten  und  geleiteten  Regierungsgewalt  die 
höchste,  stets  perfectible  Staatseinheit  hervorzubringen.  Da- 
mit vermögen  endlich  die  Einzelstaaten  in  den  höchsten  völker- 
rechtlichen Organismus  einzutreten,  um  durch  diesen  immer 
verbreitetem  und  immer  intensiveren  Völkerverkehr  den  Ge- 
sammtertrag  des  Rechts,  der  Sittlichkeit  und  Cultur  allmählig 
über  die  ganze  bewohnte  Erde  zu  erstrecken. 

3.  Sie  offenbart  sich  endlich  als  die  unmittelbare,  reia 
menschliche  Wechselneigung,  wo  über  alle  jene  gegebe- 
nen Unterschiede  hinaus,  die  Persönlichkeit  als  solche  —  der 
freie  Genius  —  den  Grund  der  Anziehung  bildet:  —  was 
eben  desshalb  humane  Gemeinschaft  zu  heissen  verdient. 
Hier  wird  femer  Jener  ethische  Naturgmnd  eine  doppelte  Wur- 
zel zeigen,  welche  auch  in  der  bewussten  Entwicklung  nicht  ver- 
schwindet, sondern  nur  reicher  und  gegliederter  auseinandertritt. 
Theils  ist  das  Verknüpfende  die  geistig  speci fische  Richtung 
des  Phantasie-  und  Gefühlslebens  oder  des  Wissens: 
Kunst-  und  Erkenntuissgemeinschaft:  —  theils  ist  die 
ganze,  ungetheilte  Persönlichkeit,  die  untrennbare  TotaUtät 
de%   Gemttthslebens,  die  Gmndlage  der  wechselseitigen  An- 
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Ziehung:  humaner  Verkehr  im  .engeren  Sinne.  Beides  ak^^ 
können  wir  in  den  gemeinsamen  Namen  und  Untersehied  de-^ 
Cultur  und  der  Humanität  zusammenfassen. 

Dies  ganze  Gebiet  stellt  jedoch  schon  —  der  religiösen 
Gemeinschaft  vorspielend  —  einen  über  Familie ,  Stammesrer- 
wandtschaft,  Gemeine-  und  Standesverband,  selbst  ttber  die  ver- 
schiedenen NationaUtäten  und  Staatsformen  hinausliegenden, 
menschheitlichen  Verband  dar,  in  dem  nur  die  geistig  analogen 
IndividuaUtäten  wechselseitig  sich  suchen  und  in  stets  tiefer  sich 
aufschliessende  Einigung  treten. 

a.  Die  natürliche  Seite  der  Kunstgemeinschaft  ist  der  im- 
willkürhch  productive  Kunstinstinct  und  die  ebenso  unwillkürliche 
Empftinglichkeit  für  die  einzelne  Kunstriditung:  von  der  ethi- 
schen Seite  ist  es  die  bewusste  Ausbildnng  und  besonnene 
Steigerung  der  Kunstleistung  oder  des  Kunstsinnes;  ebenso  die 
stete  Ausbildung  und  Erweiterung  des  Wissens  und  der  Mit- 
theilung: wo  in  beiderlei  Hinsicht  es  das  höchste  Ziel  bleibt, 
die  innigste  Kunstgemeinschaft  und  die  freieste  Erkenntnissmit- 
theilung durch  die  ganze  Menschheit  hindurch  zu  veii)reiten. 

b.  Ebenso  waltet  die  Natürlichkeit  humaner  Gemein- 
schaft schon  in  der  geselligen  Sitte,  deren  kein  Volk  selbst  auf 
unterstem  Culturgrade  völlig  haar  ist,  und  in  den  unwillkttriichen 
Beziehungen  von  Auswahl  und  Gesellung,  welche  jeder  Verkehr 
sogleich  erzeugt.  Erscheint  diese  individuelle  Wechselanziehung 
intensiver  und  damit  bewusster:  so  erzeugt  sich  eigentlidie 
Geselligkeit  in  den  verschiedenen  Formen  ausgebildeter  Sitte 
und  eigenthümlicher  Kunstgestalt;  in  der  intensivsten  Form 
Freundschaft,  oder  mit  der  Richtung  auf  das  allgemein  Mensch- 
Uche  Association  ftlr  humane  Zwecke:  —  wodurch  der  Ueber- 
gang  in  die  höchste,  allergänzende  Idee  der  Gottinnigkeit  vor- 
bereitet wird. 

Auch  in  diesem  Gebiete  entstehen  „Rechte'^  (Ehe-  und 
Familienrecht,  Gemeine-  und  Standesrechte;  selbst  Rechte  der 
Wissenschaft,  sogar  Rechte  der  Freundschaft  oder  Geselligkeit). 
Aber  Recht  drückt  hier  das  Wesen  und  den  Werth  der 
eigenthttmlichen   Gemeinschaft   aus   und  bezeichnet  die 
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Bedingungen,  unter  welchen  sie  sich  allein  realisiren  lässt, 
als  besondere  Rechte  derselben:  es  ist  nicht  mehr  eine  Eigen- 
schaft oder  Forderung,  an  die  einzelne  Person  und  an  deren  Be- 
griff geknüpft;  es  gehört  in  keinem  Sinne  mehr  zu  den  Perso- 
nenrechten.     Ebenso  ist  dies  Recht  ein   gemeinsam  und 
freiwillig  zu  Producirendes,  um  des  innern  Werthes  willen, 
welchen  die  Theilbaber  jenem  Gute  der  Gemeinschaft  beilegen: 
desshalb  können  diese  Rechte  nur  dann  Erzwingbarkeit  erhalten, 
wenn  aus  ihnen  eigentUche  Vertragsverhältnisse  hervorge- 
gangen sind  oder  diese  ihnen  zur  Seite  gehen,  wie  in  der  Ehe, 
in  der  Standes-  oder  Gemeinestellung  u.  dgl.,  während  man  im 
wesentUchsten  Sinne  von  Rechten  und  Pflichten  der  Freundschaft, 
der  Humanität,  der  Dankbarkeit  reden  kann,  ohne  dass  diese  je 
den  Charakter  eines  eigentlichen  Vertrages  erhalten  könnten. 


ERSTE  UNTERABTHEILUNG. 


Die  Familie. 

§.  110. 

Die  Familie  hat  ihren  Ausgangspunkt  in  der  Ehe;  ihre  Ver« 
wirklichung  im  Verhältniss  von  Aeltem  und  Kindern  durch  die 
natürliche  Vormundschaft  und  die  Erziehung;  nach 
ihrer  factischen  Auflösung  durch  den  Tod  der  Aeltem  ihre  ideale 
Fortdauer  in  der  Erbschaft  des  Vermögens  und  des  Familien- 
namens. So  gewiss  jedoch  die  Macht  und  das  Leben  der  Aeltem 
den  Vy^echself^en  des  Zufalls  ausgesetzt  ist:  muss  jenem  Allen 
als  ergänzende  Hülfe  der  wohlwollende  V^ille  der  Gemeinsdiaft 
—  repräsentirt  in  den  Verwandten  oder  im  Staate  —  stets  zur 
Seite  bleiben:  —  das  Vormundschaftsrecht. 

Das  Gesinde- (Sclaven-)  Verhältniss,  welches  das  Alter- 
thum  (selbst  Aristoteles)  als  unabtrennlichen  Bestandtheil  von  der 
Familie  betrachten  konnte,  ist  es  begriffsmässig  nicht,  und 
factisch  nicht  mehr  seitdem  dasselbe  ein  wechselndes  und  auf 
Vertrag  gegründetes  geworden. 

Erstes  Capitel. 

Die  Ehe. 

§.  111. 

Die  Ehe  ist  theils  die  unmittelbarste,  in  der  NatürUch- 
keit  des  Geschlechtsunterschiedes  wurzelnde,  theils  die  innigste, 
vielseitigste  und  durchgeführteste  Wechselergänzung  zweier  Ge- 
schlechts-Individuen.    Hätte  man   sie  in  dieser  anthropologisch- 
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ethischen  Bedeutung  erschöpfend  verstanden:  man  wäre  schon 
längst  auf  die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft  getrieben  wor- 
den :  denn  sie  enthält  in  ihrem  einfachen  Naturgrunde,  wie  in  einem 
Keime,  alle  Seiten  jener  Idee,  und  ist  das  concentrirteste  BetefMdl 
derselben.  Desshalb  gehen  auch  die  höchsten  und  fireiesten  For- 
men der  Gemeinschaft  in  sie  ein:  sie  ist  der  vielseitigste  Er- 
werbs- und  Gesellschaftsvertrag,  dabei  in  ihren  geistigen 
Beziehungen  steter  Austausch  des  Gefühlslebens  (Kunstge- 
meinschaft) und  der  Erfahrung  (Erkenntnissgemeinschaft).  Sie 
ist  nicht  minder  intimste  Geselligkeit,  Freundschaft  und 
Genossenschaft  (zur  Erziehung  der  Kinder);  ja  sie  reicht 
noch  darüber  hinaus  in  die  Sphäre  der  Gottinnigkeit;  denn 
auch  zur  Bildung  der  reUgiösen  Gemeinschaft  ist  Ehe  und  Fa- 
milie geeignetster  Anknüpfungspunkt,  und  die  Famihe  selber  das 
Vorbild  der  religiösen  Gemeine  nach  ihren  einfachsten  Elementen. 
Gleichwie  daher  in  einem  durch  Ehe  verbundenen  Menschen- 
paare die  ganze  Idee  der  Menschheit  (§.  7)  ihrem  dynami- 
schen Vermögen  nach  gegenwärtig  ist,  .und  falls  sie  unterginge, 
aus  ihm  sich  herzustellen  vermöchte:  so  könnte  aus  dem  Be- 
griffe der  Ehe,  aus  den  durch  sie  zu  erweckenden  „  Gütern  ^S 
wie  aus  ihren  „Tugenden  und  Pflichten *S  der  ganze  Inhalt  der 
Ethik  hervorgebildet  werden.  Aber  auch  praktisch -künstlerisch 
ist  die  Ehe  der  vom  „Naturell^'  aus  uns  eröfinete  Vorhof  und 
Eingang  zu  jedem  sittlichen  Gute  und  zur  höchsten  Gestalt  der 
Sittlichkeit:  ja  mit  der  natürlichen  Mutterliebe  stehen  wir  schon 
mitten  in  der  höchsten  Erscheinung  des  menschhchen  Charak- 
ters, der  „schönen  Sittlichkeit*^  (§.  49).  Bedürfte  man 
daher  noch  einer  handgreiflichen  Ueberführung  von  der  Ursprüng- 
lichkeit des  Sittlichen  in  der  menschlichen  Natur  und  von  einer 
durch  sie  hindurch  geleiteten  Erziehung  des  Menschenge- 
schlechts: so  könnten  wir  auf  die  universelle  Erscheinung  der 
Ehe  hinweisen.  Die  natürliche  Sprödig^eit, .  die  verhärtete  Eigen- 
sucht der  Personen  wird  durch  den  Sieg  der  ehelichen  und  der 
Kindesliebe  (besonders  in  der  Mutter)  zuerst  entschieden  überwun- 
den. Diese  ist  eine  stets  sich  erneuernde  Bethätigung  des  gött- 
lichen Wesens,  der  Liebe,  in  die  Endlichkeit.    Dah^  nicht  die 
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Geschlechtsliebe,  sondern  die  Aelternliebe  die  höchste  irdische  Er*— 
scheinuBg  ist.    Ehe  und  Sprache,  beide  gleich  unergründUcli 
und  cloch  gleich  universell,   sind  die  geheimnissvoll  offenbaren 
Thatsachen,  die  vom  Dasein  einer  Vorsehung  im  Menscfaem- 
geschlechte  den  factischen  Beweis  führen,     (lieber  den  letztem 
Begriff  und  wie  er  in  der  Geschichte  sich  bethätige,   vergleiche 
man  unsere  ,,speculative  Theologie^^  §§.230,245.    Durch 
FamiUendasein  und  Sprache  —  es  ist  beider  tiefstes  Mysteriuio 
—  wird  dort  die  Ausschweifung  des  bloss  selbsstsüchtigen  Wil- 
lens, hier  der  Aberwitz   subjectiver  Einbildung  und  eigenwillig 
gen  Meinens  stets  von  Neuem  überwunden  und  die  Härte  verein- 
zelter Willkür  immer  wieder  in  das  Element  des  rein  Menschli- 
chen und  an  sich  Vernünftigen  zurückgeführt.) 

I.     Desshalb  hat  auch  die   Ehe  keinen  bloss  einzelnea 
Zweck:  —  etwa,  ein  Consortium  zu  sein  zur  Erzeugung  und  Er- 
ziehung der  Kinder  —  wie  man  vom  blossen  Naturstandpunkt 
aus  und  in  Analogie  mit  den  Thieren  den  Sinn  der  Menschendio 
betrachten  könnte  und  betrachtet  hat,  als  überhaupt  nur  in  dexr 
Erhaltung  der  Gattung  aufgehend;  —  oder  den  Zweck  sittlidiexr 
Einschränkung  des  geschlechtlichen  Triebes  oder  des  wechselsei— 
tigen  Lebensbeistandes  der  beiden  Ehegatten  u.  derg^.     Sie  ha^ 
alle  diese  Zwecke  auch,  aber  sie  ist  darüber  hinaus  noch  Zweck 
an  sich  selbst,  das*  schlechthin  Seinsollende,  weil  sie  der  si- 
cherste und  einfachste  Naturanfang  ist  zur  steten  und  vielseitigsten 
sittlichen  Entselbstung. 

(Daher  bleibt  es  höchst  merkwürdig  zu  sehen,  wie  die  Ebe, 
eben  um  der  vielfachen  Zwecke  und  Auffassungen  willen,  die  in 
ihr  sich  vereinigen,  nach  ihrer  weltgeschichtlichen  Ersdieinung 
den  mannigfachsten«Entartungen  preisgegeben  werden  konnte,—*  i 
insofern  ein  einzelner  jener  Zwecke  oder  Vortheile  in  ihr  einsei- 
tig herausgerissen  und  abgesondert  verfolgt  wurde  —  ohne  doch 
den  Segen  dieser  tief .  providentiellen  Anordnung  völlig  zerstören 
zu  können.  Dem  Begriffe  nach  ist  die  Ehe  nur  Monogamie, 
und  so  erscheint  auch  die  älteste  Form  der  patriarchalisdien 
Ehe,  welche  jedoch  dem  Manne  es  zuliess  —  offenbar  um  des 
„Siegens  der  Nachkommenschaft"  willen  —  neben  der  ächten  Gat- 
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iin  auch  noch  Kebsweiber  zu  halten;  und  da  bei  der  Existenz 
Ton  Sklavinnen  im  Hause  ein  solches  Verhültniss  zum  Herrn  ohne- 
hin kaum  auszuschliessen  war  (wie  wir  etwas  Analoges  in  den 
Skla?en  haltenden  Nordamerikanischen  Freistaaten  sehen) :  so  bil- 
dete sich  dies  allmählig  zu  gesetzheh  gestatteter  Vielweiberei 
aus.  Diese  Art  der  Ehe,  mit  einem  Haupt  der  Familie  an  der 
Spitze,  konnte  wenigstens  in  unvollkommener  Weise,  im  Verhält- 
aiss  zwischen  dem  Vater  und  den  Kindern  —  die  Nebenfrauen 
zu  unbedingtem  Grehorsam  gegen  den  Gatten  verpflichtet  erhoben 
«eh  nicht  über  die  Stellung  der  Kinder  im  Hause  —  dem  sittlichen 
Begriff  der  Ehe  genügen.  Die  entgegengesetzte, 'zwar  nur  spora- 
disch eintretende  Erscheinung  der  Polyandrie  kann  nur  auf 
einer  durch  Ausschweifong  oder  andere  Zufälle  entstandenen  gänz- 
Kchen  Entartung  des  Männergeschlechts  beruhen,  wo  dann  das 
organisch  zähere,  minder  der  Entartung  preisgegebene  Geschlecht 
der  Frauen  der  Herrschaft  sich  bemächtigt:  —  ein  ganz  anomales 
Verhältniss,  welches  jedoch  in  einzelnen  schwächern  Abbildern 
auch  unsere  gewöhnlichen  Ehen  gar  nicht  so  selten  darbieten. 
In  dieser  von  Natur  haupt-  und  mittelpunktlosen  Ehe  ist  eben 
darum  jede  Möglichkeit  ausgeschlossen,  ihren  sittlichen  Zweck  zu 
erreichen:  so  gewiss,  wo  der  Vater  und  mit  ihm  die  leitende 
Zucht  und  der  Gehorsam  fehlen,  auch  die  ersten  Anfänge  der  Er- 
ziehung unmöglich  sind.) 

IL     Das  ganze  Alterthum  und  jetzt  noch  der  nichtchristliche 
Orient  (bis  auf  die  einzeln  dastehenden  Beispiele  einer  hohem 
Auffassung  des  weiblichen  Geschlechts  in  den  altem  Gesetzbüchem 
Indiens  und  im  Zend-Avesta)  sind  in  der  Denkweise  einverstan- 
den, dass  das  Weib  nicht  nur  schwächer,  sondern  auch  geistig 
unvollkommener,  eine  Stufe  niedriger  gestellt  sei,  als  der  Mann. 
Hat  doch  selbst  Pia  ton,  und  ein  so  scharfer  Beobachter  des 
Charakteristischen  in  den  Dingen,  wie  Aristoteles,  sich  nicht 
völlig  über  die  Gmndauffassung  des  hellenischen  Volksbewusstseins 
erheben  können,  dass  das  „Verhältniss  des  Mannes  zur  Frau  das 
aristokratische  sei". *)    Und  in  dieser  Gesammtauffiassung  des 


*)  Arist.  Eth.  8,  12.  p.  1160.  b.  32.   Eudem.  7,  9.  S.  1241.  b.  30.   Doch 
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weiblichen  Geschlechts  erblicken  wir  den  Grand,  waram  der  Ur- 
typOs  monogamischer  Ehe,  der  wemgstens  bei  allen  welthistori- 
sehen  Volkern  des  Orients,  in  China,  Indien,  Persien,  ebenso  bei 
den  classtschen  Völkern  des  Alterthums  den  Hinteiigrund  aus- 
macht, nicht  völlig  sich  bilden  nnd  als  die  einzige  Form  der  Ehe 
sich  befestigen  konnte.  Es  bedurfte  eines  langen  Ringens  pro- 
videntieller  Kräfte,  bis  die  geistige  Ebenbürtigkeit  des 
weiblichen  Geschlechts  vollkommen  durchgekämpft  war: 
erst  das  Christenthum  mit  dem  keuschen  und  romantischen  Geiste 
des  Germanischen  Volksstammes  im  Verein  war  weltgeschiditlich 
beftihigt,  dies  durchzusetzen.  Erst  in  beider  Geiste,  und  seitdem 
dieser  gesiegt  hat,  ist  eine  ächte  Ehe  und  mit  ihr  die  Grundlage 
aller  FamiliensitUichkeit  gewonnen  worden.'*') 

Dass  inneiiialb  dieser  allgemeinen  Form  einer  ächten  Ehe 
dennodi  fortwährend  fremde,  sogar  störende  Nebenbestimmungen 
sich  einschleichen:  die  Rücksichten  des  Eigennutzes,  Standesvor* 
urtheil,  religiöses  Bekenntniss,  Volks-  und  Stammessitte,  wobei 
der  weibUche  Theil  nach  seiner  bisherigen  gesellschaftlichen  Stel- 
lung immer  nur  der  unterdrückte  sein  konnte,  war  und  ist  un* 
auSbleibUch,  so  lange  nicht  durch  humane  Cultur  durchgreifend 
und  von  Grund  aus  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  umgebildet 
sind  (vergl.  §.  88).  Aber  gerade  darin  zeigt  sich  das  sitüidi 
Unverwüstliche  der  Ehe  und  ihre  wahrhaft  höhere  Natur,  dass 
sie  bei  natürlich  guten  Menschen  jene  fremdartigen  Bestand- 
theile  allmählig  überwindet  und  ein  achtes  Eheverhältniss  hervor» 
bringt,  während  freilich  bei  der  selbstsüchtigen  Entartung,  welche 


hat  Niemand  im  Altertliam  praktischer  und  billiger  das  Verhältniss  der  beiden  Ge- 
schlechter in  der  Ehe  behandelt,  als  eben  Aristoteles.  Man  vergleiche,  was  Riese 
(„Die  Philosophie  des  Aristoteles^*  Bd  IL,  S.  418)  darüber  zusammengestellt  hat. 
*)  Die  historischen  Notizen  in  obiger  Ausführung  sind  dem  neuesten  Werke 
über  jenen  wichtigen  Gegenstand  entnommen:  „J.  Unger:  die  Ehe  in  ihrer 
welthistorischen  Entwicklung'*  Wien  1850.  Das  wichtigste  Resultat 
dieser  Schrift  finden  wir  darin ,  dass  der  VerL  die  gewöhnliche  Ansicht  bekämpft, 
als  sei  die  Polygamie  im  Orient  die  einzige  und  herrschende  Form  der  Ehe  ge- 
wesen. Die  dort  aufgeführten  Nachweisungen  aus  den  Gesetzbuchern  und  Ueber- 
lieferungen  Cbina's,  Indiens  und  Persiens  zeigen  das  Gegentheil  und  bestätigen 
4ie  von  uns  im  Texte  gegebene  Auffassung  der  Sache. 
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Äk  gegenwärtige  Zeit  ergriffen  hat,    umgekehrt  die  eorrecteste 
nassere  Gestalt  der  Ehe  dennoch  oft  nur  die  Ltige  und  die  Hohl- 
keit des  Verhältnisses  birgt,  wo  keine  neuen  „Ehegesetze*^ 
abhelfen  können,  wenn  der  Kern  der  GeseUschait  faul  und  ani^ 
gelockert  ist. 

III.  Die  Ehe  nimmt  ihren  Ausgangspunkt  von  der  völligen 
Wechselaneignung  der  beiden  Individuen  durch  den  Act  der 
Gescblechtsverbindung,  die  in  der  Conception  des  Weibes  den 
Beweis  ihres  Gelingens  giebt  und  gleichsam  in  einer  sichtbaren 
Erscheinung  sich  absetzt.  (Richtig  sieht  daher  das  katholische 
Kirchenrecht  in  der  vollzogenen  Beiwohnung  das  Bedingende  — 
den  eigentlichen  Anfang  der  Ehe.  *))  —  Die  Kinder  sind  das  Re- 
sultat, und  für  die  Aeltem  selbst  das  objectiv  gewordene,  sicht- 
bare „Pfand^'  dieser  gelungenen  Wechselaneignung.  Daher  die  tiefe, 
natttriich-sittliche  Bedeutung  der  älterlichen  Sorge  (nicht  bloss 
der  „väterhchen  Gewalt^^)  fUr  die  Kinder,  und  der  Ehrfurcht  der 
Kinder  fUr  die  Aeltem;  der  wechselseitigen  pietas. 

Sodann  aber  wird  dieser  Aneignungsprocess  nur  dadurch 
ein  vollständiger  und  definitiver,  (zugleich  der  specifisch-mensdi- 
liche,  im  Unterschiede  von  Befriedigung  des  blossen  „Gattungs- 
triebes^^:  §.  25,  c),  indem  die  PersönUchkeit  des  andern  Ge- 
schlechtsindividuums um  ihrer  selbst  willen  darin  gewählt  und 
geliebt  wird,  nicht  bloss  das  Geschlecht  als  solches.  Nur  da- 
durch wird  der  Anfang  gemacht  mit  der  Etfaisirung  jenes  Trie- 
bes, dass  in  der  Ehe  nicht  ledighch  ein  Geschlecht  das  andere 
«ucht  (Venus  vulgtvaga)^  sondern  individuelle  Auswahl,  vermit- 
telt durch  das  gemttthliche  Gefühl  der  Liebe,  dabei  stattfindet 
und  zwar  mit  Entschiedenheit  der  Wahl  für  immer.  In  der 
i^ten  (begriffsmässigen)  Ehe  ist  jedes  der  Geschlechtsindividuen 
auch  von  der  Seite  des  Triebes  für  immer  mit  dem  andern  Ge- 


♦)  J.  Ungcr  a.  a.  0.  S.  123.  24,  in  welcher  Bestimmung  er  mit  Un- 
f^cht)  wie  uns  scheint,  eine  Inconsequenz  gegen  die  „übersinnliche"  sacra- 
loeotalische  Bedeutung  findet,  welche  die  katholische  Kirche  der  Ehe  vindicirt. 
^^ir  möchten  darin  eine  tiefere  Ahnung  jener  Denker  des  Mittelalters  finden, 
die  von  richtigem  praktischen  Tacte  geleitet,  auch  sonst  in  diesen  Materien  kei- 
^^^  abstracten  Spiritualismus  huldigen. 
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schlechte  abgefunden:  das  ganze  Geschlecht  ist  ihm  nur  Torioi* 
den  in  dem  Einen,  von  ihm  gewählten  Individuum  (daher  die 
psychologische  Richtigkeit  des  Ausspruches:  f^Wer  ein  Weib  n- 
siehet,  ihrer  zu  begehren,  der  hat  schon  die  Ehe  mit  ihr  gebro- 
chen in  seinem  Herzen^'). 

Dies  ist  die  Wurzel  ehoUcher  Treue,  die  zuerst  von  der 
unwillkürlichen  Neigung  und  der  daraus  hervorgehenden  WiU 
anhebt,  nachher  aber,  bei  abgestumpfterem  Triebe,  in  die  gei- 
stigere Treue  der  „Freundschaft 'S  des  Vertrauens  und  der 
Einmüthigkeit  in  Denken  und  Wirken  Übergeht.  Dadurch 
wird  die  Ehe  in  ihrem  eignen  Veriaufe  und  durch  ihre  Selbstp 
ausbildung  immer  mehr  ein  frei  sittliches,  über  die  blosse  Natfb^ 
hchkeit  der  Neigung  sich  erhebendes  Verfaältniss«  Das  letzte  Zkl 
der  Ehe  daher  ist  vollendete  Freundschaft:  —  die  Unwill- 
kürlichkeit der  Anfangs  nur  instinctiv  wählenden  Neigung  ist  nun 
völlig  „ethisirt'S  aber  zugleich  auch  gerechtfertigt  und 
mit  Be\Misstsein  bestätigt  worden.  Eine  also  gelungene 
Ehe  bietet  jedoch  eine  der  grossartigsten  ethischen  Erscheinun- 
gen; denn  sie  reicht  von  den  Naturanföngen  bis  in  die  Tiefe  und 
Ewigkeit  der  (kisterwelt.  Wenn  wir  im  künftigen  Dasein  audi 
nicht  mehr  „freien"  noch  „gefreit  werden";  —  aus  dem  tiefen 
Grunde,  weil  die  gegenwärtige  Daseinsform  allein  die  Verieibli- 
chung  und  dadurch  Individualisirung  der  Menschengeistier  vollzieht, 
wodurch  Zeugung  uad  Tod  gesetzt  ist:  —  so  ist  doch  mit  Nich- 
ten vorauszusetzen,  dass  das  geistige  Resultat  jener  Lebensver- 
bindung vergänghch  sein  und  spurlos  verschwinden  könne. 

IV.  Wechselseitige  Anziehung  der  Geschlechter  vor  der  Ehe,, 
worauf  der  gemüthlichste  Reiz  des  geselligen  Verkehrs  beruht, 
soll  Ansatz,  erster  Aneignungsversuch  zur  wahren  Ehe  sein  und  sie 
soll  dazu  fuhren.  Daher  ist  das  Doppelte  —  Koketterie  von  Seite 
des  weiblichen  Geschlechts,  leeres  Hofmachen  von  Seite  des  männ- 
hchen  —  gleich  tmsittlich,  indem  man  lügnerisch  darin  ein 
werdendes  ethisches  Verhältniss  vorspiegelt  oder  es  erkünsteln 
will.  Ebenso  ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  der  Ehe  das  Unsitt- 
liche (Untermenschliche)  des  ausserehelichen,  d.  h.  ohne  bleibende 
Liebe  vollzogenen  Geschlechtsumgangs:  er  ist  bloss  physischer,. 
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keinesweges  zugleich  geistig-gemüthlicher  Aneignungsprocess.  Bei 
dem  weiblichen  Geschlecht  ist  er  absolut  zerrüttend,  weil  für  die 
Frau  der  Geschlechtsumgang  nur  dazu  führen  soll,  Mutter  zu 
werden  (§.  88):  sie  hat  keine  Lebenssphäre  über  die  Ehe  und 
die  Familie  hinaus.  Für  den  Mann  bleibt  es  wenigstens  ein  sitt- 
licher Makel:  er  zeigt  sich  verhaftet  einer  bloss  instinctiv  wirken- 
den, unethisirten  Gewalt,  was  jedenfalls  Zeichen  innerer  Dishar- 
monie, sicherUch  des  Mangels  wahrhafter,  allerfüllender  Begeiste- 
rung oder  gänzUcher  Berufslosigkeit  („Blasktheit")  ist,  —  wenn 
auch  in  einzelnen  Fällen  der  wahre  geistige  Werth  des  Mannes 
über  diese  Verhältnisse  hinaus  in  eine  andere  Region  fallen  kann.  *) 

Das  Eherecht. 
§.  112. 

Die  Ehe  kann  nur  aus  freiwilliger  Einigung  der  Wil- 
len hervorgehen,  welche  auch  innerhalb  der  Ehe,  sie  stets 
von  Neuem  bestätigend,  fortdauert,  während  eben  darum  die  bei- 
den Willen  immerfort  in  ihr  freie  bleiben.  Diese  EinwiUigung 
von  beiden  Seiten  giebt  ihr  Analogie  mit  dem  Vertragsver- 
hältnis s  (§.  98  u.  ff.);  wesshalb  man  sie,  bloss  diese  Analogie 
berücksichtigend,  nicht  ihre  andern  entscheidenden  Bestimmun- 
gen, manchmal  wohl  auch,  oberflächhcher  Weise,  als  blossen  Ver- 
trag bezeichnet  hat.  Aber  dadurch  gewinnt  sie  zugleich,  und 
weil  sie  ausserdem  im  eigenen  Verlaufe  von  rechtlichen  Fol- 
gen begleitet  ist,  ihrer  äussern  Form  nach  den  Charakter  eines 
Rechtsverhältnisses,  mit  eigenthümhchen  wechselseitigen 
Rechten  und  Pflichten. 

Aber  gerade  am  Charakter  dieser  Rechte  ergiebt  sich,  dass 
die  Ehe  kein  blosses  Vertragsverhältniss  sei.  Ehe-  und  Fami- 
lienrecht bezeichnen,  wie  in  dieser  Sphäre  das  Recht  überhaupt 
(vergl.  §.  109,  3),  die  allgemeinen  Bedingungen,  unter  wel- 
chen allein  der  Zweck  der  Ehe  und  FamiUe  erfüllt  werden  kann: 


*)  Man  fuge  zu  Obigem  insbesondere,  was  J.  G.  Fichte  mit  erschöpfen- 
der Gründlichkeit  über  die  ethische  Bedeutung  männlicher  Keuschheit  gesagt 
hat  („Staatslehre"  in  den  „Sämmtl.  Werken",  Bd.  IV.,  S.  479  ff.). 


»* 


168 

Sie  binden  daher  die  Personen  ganz  und  auf  dauernde  Weise, 
nicht,  wie  im  Vertragsverfaältniss ,  zu  bloss  vorübeiigehenden  Lei- 
stungen; ebenso  verleihen  sie  nicht  bloss  einseitige  Rechte  nid 
Pflichten,  wie  in  den  Forderungs-  und  Leistungsverträgen,  son- 
dern die  Rechte  schliessen  immer  zugleich  auch  Pflichten  in 
sich,  und  diejenigen  Pflichten,  in  denen  das  Wesen  der  Ehe 
und  Familie  sich  ausdrückt,  wie  z.  B.  die  Pflicht  ehelicher  Treue, 
älterlichen  Beistandes,  kindlicher  Ehrfurcht  u.  dgl.,  sind  auch  nicht 
übertragbar  oder  veräusserlich,  selbst  wenn  der  andere  Theil  seine 
Einwilligung  gäbe;  denn  sie  zerstören  den  sittlichen  Charakter  des 
Instituts. 

Was  die  Ehe  betrifft,  so  können  sich  Rechtsverhältnisse 
dabei  nur  geltend  machen  in  dreifacher  Hinsicht:  als  die  Be- 
dingungen zu  einem  sittlich  und  im  Staate  gülligen  Abschluss 
der  Ehe;  als  die  gegenseitig  zu  gewährenden  Rechte  und  Pflich- 
ten der  Ehegatten;  endlich,  da  die  freie  Einvirilligung,  welche 
dem  Ehebunde  vorausgeht  und  die  fortgesetzt  in  ihm  sich  bethä* 
ügt,  wenigstens  die  Möglichkeit  einer  Zurücknahme  des  Wil- 
lens voraussetzt  —  analog  wie  der  Vertrag  die  Mög^chkeit  des 
Vertragsbruches,  aber  als  das  Nichtseinsollende,  involvirte: 
—  so  werden  die  rechtlichen  Bedingungen  zur  Auflö- 
sung der  Ehe  gleichfalls  zu  bestimmen  sein. 

§.  113. 
1.     Die  rechtlichen  Bedingungen  zur  Gültigkeit 

der  Ehe. 

Sie  entspringen  aus  der  natürlich-sittlichen  Bedeutung 
der  Ehe  und  ihre  Wirkung  ist,  die  rechtlichen  Folgen  der 
Ehe  im  Staate  zu  sichern.  (Dies  ist  hier  allein  das  rechte,  auch 
im  Einzelnen  maassgebende  Verhältniss.  Nichts  jenem  sittlichen 
Zwecke  Fremdes  darf  sich  in  die  Ehegesetzgebung  und  ihre 
Rechtsbedingungen  einmischen,  weder  von  staatlicher,  noch 
von  kirchlicher  Seite.) 

L  Da  gleich  freie  Einwilligung  von  beiden  Seiten  die  Grund- 
bedingung der  Ehe  ist:  so  muss  jederlei  Zwang,  auch  üeber- 
redung  der  Aeltern,  besonders  gegen  den  weiblichen  Theil,  die 
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Ehe  audi  reehtlich  ungültig  machen.  Sie  beeinträchtigt  nicht 
bloss  die  personlichen  Rechte  des  Individuums,  sondern  sie  ge- 
fidirdet  gleich  Anfangs  in  der  Ebe  das  wahiiiaft  geistige  Verbfilt- 
niss,  indem  der  nicht  um  seine  EinwiUigung  gefragte,  nichts  el  bat 
wählende,  nur  gewählte  Theil  auch  im  Fortgange  der  Ehe 
nur  schwer  und  ausnahmweise  zum  Bewusstsein  seiner  Freiheit 
und  mitwirkenden  Selbstständigkeit  gelangen  kann. 

Dagegen  ist  es  unwesentlich,   dass  die  Wahl  und  Ein- 
willigung nach  den  schlechtbin  unbegreiflichen  Gründen  der 
Neigung  (des  „ Verliebtseins ^^)  sich  entscheide:  man  legt  dann 
einen  viel  zu  grossen  Werth  auf  den  natürUchen  Anfang  jenes 
Aneignungsprocesses  (§.  111,  IV),  der,  wie  alles  Instinctive  durch 
freie  siUJüche  Ueberzeugung  ergänzt  upd  übertroffen  werden  kann. 
Cm  jener  Unbegreiflichkeit  der  Neigung  willen  hat  man  Gott  hier 
eingemischt:   „die  Ehen  werden  im  Himmel  geschlossen t^S  sagt 
man  in  diesem  Sinne.     Solche  Ehen  können  zum  hohem  sitt- 
lichen Verhältniss  sich  gestalten,  „im  Himmel  geschlossen  w er- 
de u^S  ^ds  ^i^t  die  wahre  Ehe  ist;  sie  sind  es  aber  um  dieser 
iinbegreiflicben  V^echselsympathie  noch  nicht;   vielmehr  mischen 
sich  hier  mancherlei  Phantasieen  der  Halbbildung  ein,  welche 
dann  bei  dem  Ernste  der  Ehe  und  ihrer  Angaben,  die  Selbst* 
entsagung  fordern,  zur  Enttäuschung  führen,  indem  die  Befrie- 
digung der  Neigung,  des  leidenschaftlichen  Affects,  in  der  Ehe 
auch  nur  Selbstsucht  sein  kann,  und  so  ist  diese  Ehe  in  ihrer 
Wurzel  unwahr.     (Dies  lässt  uns  einen  BUck  auf  Gothe's  Wahl- 
verwandtschaften werfen,  der  jene  sympathetischen  Beziehungen 
darin  auf  das  Reizendste  und  Naivste  geschildert  hat,  den  Sieg 
des  Sittlichen  und  der  Freiheit  über  sie  aber  hat  darstellen  wol- 
len, was  jedoch  nicht  mit  gleicher  Kraft  und  siegreichem  Nach* 
druck  gelungen  ist.     Daher  die  entgegengesetzten  Urtheile  über 
jenes  Werk;  daher  selbst  das  Schwanken  in  der  künstlerischen 
Composition  desselben  gegen  das  Ende  hin,  wo  ihm  die  letzte 
sittliche  Erhebung  im  Charakter  Ottiliens  rein  und  acht  darzustel- 
len nicht  völlig  hat  glücken  wollen.) 

Dann   erst  ist  die  Ehe  auch  in  ihren  Anfängen  sittlich, 
wenn  .die  Neigung  begleitet  ist  oder  entschieden  wird  durch  ge- 
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genseitige  sittliche  Achtung  und  festes  Vertrauen. 
Dann  ist  das  ächte  untrügliche  Fundament  für  die  eheliche  Liebe 
gelegt,  weil  nichts  ZuföUiges,  Unbegreifliches,  mithin  auch  TrQge- 
risches  dem  Verhältnisse  mehr  zu  Grunde  liegt.  Es  sind  dies  die 
mit  Unrecht  verrufenen  „Vernunft-"  (Reflexions-)  „Ehen",  indem 
hier  nicht  minder,  wie  bei  den  „Neigungsehen",  ein  rein  Mensdili- 
ches,  aber  ein  Höheres,  in  sich  Klares  und  seiner  Dauer  Gewis- 
ses in  uns,  das  sittliche  Urtheil,  entscheidet. 

(In  diesem  Sinne  möchten  wir  sogar  die  Hermhutischen  Ehe- 
bündnisse in  Schutz  nehmen,  welche,  der  natürlichen  Neigung  gar 
keinen  Werth  beilegend,  durch  das  Loos  entschieden  werden. 
Dies  ist  in  jenen  kleineren  Gemeinen  insofern  ohne  GeflSihrde  des 
Begrifles  der  Ehe  möglich,  als  man  voraussetzen  darf,  dass  in  dem 
ganzen  Kreise  Derer,  welche  das  Loos  treffen  kann,  nur  Bekannte 
zu  finden  sind  und  Solche,  die  über  die  sitlUche  Aufgabe  des 
Lebens  gleich  denken.  Die  freie  Einwilligung  allerdings,  in  den 
durch  das  Loos  entschiedenen  Eliebund  zu  treten,  darf  nicht  feh- 
len und  bleibt  auch  bei  der  Hermhutischen  Sitte  jedem  Individuum 
vorbehalten.  So  beginnen  Jene  vom  Anknüpfungspunkte  der  Freund' 
Schaft  und  versuchen  sie  zur  Neigung  zurückzubilden ,  was  bei 
wahrhaft  sittlicher  Gmndlage  und  Vervollkommnungsfifthigkeit  nie 
ganz  ohne  Erfolg  bleiben  wird,  während  der  umgekehrte  Weg 
dagegen  nicht  selten  fehlschlägt.  Ist  ja  doch  diese  in  der  Ehe 
erst  nachkomme-nde  Neigung  oft  das  Einzige,  was  dem 
weiblichen  Geschlechte  übrig  blieb,  welches  früherhin  selten  nach 
seiner  Einwilligung  gefragt  wurde!) 

II.  Es  folgt  von  selbst  aus  dem  Begriffe  der  Ehe,  dass  zu 
ihrer  Gültigkeit  die  volle  Geschlechtsreife  beider  Individuen 
und  geistig  sittliche  Mündigkeit  vorausgesetzt  werden.  —  Schwie- 
riger scheint  die  Entscheidung,  warum  ein  zu  naher  Verwand t* 
schaftsgrad  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  ausschliesse,  obwohl 
die  Volkssitte  und  die  Gesetzgebung  sich  längst  in  diesem  Sinne 
entschieden  haben. '^) 


'*')  Ueber  die  Völker,  deren  Sitte  eine  Heirath  zwischen  nahen  Bli^STerwandtes 
zuliess,  ebenso  über  die  Ton  altem  Moralisten  und  Rechts^Iebrten  dafür  ood 
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Der  innere  Grund  kann  nur  darin  gefunden  werden:  —  die 
Familienglieder,  die  von  der  Einheit  eines  gemeinschaftlichen  Le- 
bens umschlossen  mit  einander  aufgewachsen  sind,  bilden  schon 
ttir  ihr  Gefühl  und  nach  ihrer  sittlichen  Substanz  eine  einzige, 
znsammengehörende  CoUectivpersOnUchkeit  :Familienliebe  (pte- 
tüi)  ist  der  sittUch-instinctive  Ausdruck  davon.  Desshalb  können 
sie  nicht  ein  neues  Band  mit  einander  schUessen,  welches  auf 
dem  geschlechtlichen  Unterschiede,  also  auf  dem  Gefdhle  be- 
mht,  dass  sie  zunächst  vielmehr  geschiedene  Persönlichkeiten 
seien.  So  ist  dies  Verhältniss  zwischen  dergestalt  zusammenge- 
wachsenen Familiengliedem  einestheils  überflüssig:  —  sie  sind 
sdion  vereinigt;  —  andemtheils  tief  widersprechend;  denn  ihre 
Vereinigung  ist  eine  spedfisch  andere,  als  durch  die  Ehe  hervor- 
g^racht  werden  soll,  indem  sie  der  GeschlechtsdifiTerenz  vielmehr 
vorangeht.  So  ist  die  Ehe  zwischen  Blutsverwandten  ihrem  Ge- 
filhle  und  Begriffe  nach  gleich  widersprechend :  sie  lieben  sich  schon, 
aber  anders.  Findet  nun  dennoch  eine  geschlechtliche  Vermi- 
schung unter  ihnen  Statt:  so  ist  es  hier  nur  das  Bekenntniss  des 
rohsinnUchen  Triebes,  der  innerhalb  der  FamiUe  frech  hervor* 
tretend  das  Untermenschliche,  die  Verthierung,  zeigt.  Daher 
ist  jene  Vermischung  ebenso  sehr  Frevel  gegen  die  Famihe  als 
gegen  den  Begriff  der  Ehe,  sittUches  Verbrechen  gegen  beide. 
Und  dies  meint  der  sittUche  Instinct,  wenn  er  es  als  „Blutschänders 
Familienirevel  bezeichnet. 

Welche  Grade  der  Blutsverwandtschaft  übrigens  die  Ehe  aus- 
schliessen  oder  zulassen,  dies  ist  nach  dem  Reichem  Principe, 
welches  dem  Ehebündniss  zu  Grunde  hegt,  aus  der  Sitte  des 
Familienlebens  zu  entscheiden,  und  die^  Gesetzgebung  soll  nur  der 
Ausdruck  derselben  sein.    Je  weniger  durch  patriarchahsches  Zu- 


dagegen  beigebrachten  Gründe  ist,  seiner  Vollständigkeit  wegen,  noch  immer 
Keinhard  („Christliche  Moral'*  III.  S.  338.  340ff.)  zu  vergleichen.  Hugo 
(Lehrbuch  des  Naturrechts  §.  225.  26)  ffihrt,  gleich  vielen  Aeltem,  die  Sitte, 
welche  solche  Eben  ausschloss,  auf  bloss  äusserliche  Zweckmässigkeitsgründe 
zurück.  EJr  hat  nicht  Unrecht  mit  diesen  Gründen ;  aber  sie  deuten  nicht  den 
Vieler  liegenden  sittlichen  Instinct,  der  ganz  unabhängig  von  denselben  wirkt 
Qod  den  gerade  die  philosophische  Behandlung  dieser  Frage  an's  Licht  brin- 
gen 80ll. 
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sammenwohnen  und  durch  gemeinsame  Eraiehung  die  Familien- 
glieder  auf  einander  angewiesen  sind,  je  innerlich  fremd«*  ae 
sich  werden:  desto  mehr  verschwinden  die  gesetzlichen  Ehehin- 
dernisse,  und  so  versteht  es  sich  von  seihst,  dass  sie  im  ye^ 
laufe  der  Zeit  und  der  Cultur  sich  verringern  mussten;  wie  dcaai 
die  Ehen  unter  Geschwisterkindern,  welche  früher  anstOssig  wi- 
reu,  bei  den  gegenwärtigen  Lebensformen  keinem  aus  dem  F»- 
milienbegrüTe  geschöpften  Bedenken  mehr  unterliegen  können,  wie- 
wohl Stahl  aus  andern  Gründen  das  Ehehindemiss  audi  auf  ^ 
sen  Grad  der  Verwandtschaft  ausgedehnt  wissen  will.*) 

IIL  Die  öffentliche  Kundmachung  der  Absicht  eine  Ehe  n 
schliessen  (des  affectus .  maritalis)  oder,  nach  seiner  hüufigstai 
Gestalt,  das  „kirchliche  Aufgebotes  ist  darum  eine  äussere,  oi- 
erlassliche  Bedingung  zur  Gültigkeit  4ler  Ehe,  weil  sie  nur  da- 
durdi  als  gegen  alle  Einsprüche  gesicherte  Verbindung  betracb- 
tet  werden  und  die  öffentliche  Anerkennung  ihrer  rechtüchca 
Folgen  erhalten  kann. 

Und  hieran  möge  sich  die  Veriiandlung  schliessen:  ob  nr 
Gültigkeit  der  Ehe  die  kirchliche  Einsegnung,  überhaupt  £e 
Theilnahme  der  Kirche,  erfordert  werde  oder  nicht?  — 
eine  Frage,  die  auch  praktisch  jetzt  zu  den  schwierigsten,  aber 
folgereichsten  gehört. 

IV.  Die  Ehe  ist  ein  sittliches  Institut,  mit  reehtlieh- 
bürgerlichen  Folgen,  keinesweges  ein  reUgiöses.  Desshalb steht 
sie  zunächst  unter  der  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  des 
Staates,  und  es  genügt  ihm  völlig,  um  sie  in  ihren  rechtlicfaei 
Folgen  zu  kennen  und  zu  schützen,  eine  feierliche  Erklä- 
rung des  entschiedenen  Willens  beider  Verlobten  vor 
öffentlich  dazu  bestellten  Zeugen  zur  Bedingung  ihrer  Rechtagül- 
tigkeit  zu  machen,  was  der  eigentliche  Sinn  der  „Civilehe^^  ist 
Daraus  folgt  mit  strenger  Nothwendigkeit,  dass  auch  bei  der  Ent- 
scheidung über  die  gesetzlichen  Ehehindernisse  nur  der  Staat  zu 
entscheiden  und  auch  nur  er  die  gesetzliche  Dispensation  zu  e^ 
theilen  habe,  nicht   die  Kirche.     Und  dabei  muss  es  nach  ud- 


^)  Stahl,  Rechtsphilosophie  Bd.  I.,  S.  357. 
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erer  üeberzeugung  sein  Bewenden  habeü,  welche  weitere  Be-^ 
Kimmungen  über  die  Mitwirkung  der  Kirche  sich  auch  als  zweck- 
nässig  ergeben  mögen. 

Wird  nun  der  Staat  als  Mosse  Rechtsmacht  angesehen,  weK 
dier  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der  Personen  und  der  Insti^ 
tute  zu  überwachen  hat,  so  bleibt  ihm  auch  fttr  den  Begriff  der 
£he  kein  höherer  C^sichtspunkt  übrig,   als  dieser.    Weldi  ein 
innerer  Geist  in  ihr  walte,  dessen  Pflege  mag  er  der  Kirche  an- 
heiDageben;  ebenso  ihr  überlassen,  welche  Bedingungen  sie  von 
ihrer  Seite  steUen  und  wie  sie  über  ihre  Erfüllung  mit  den  Ehe- 
(enossen  sich  abfinden  möge.   Er  gebietet  und  verbietet  dar- 
über Nichts.     Dieser  Standpunkt  ist  klar  in  sich  und  consequent; 
dabei  von  der  einfachsten,  untrüglichsten  Praxis.    Historisch  ist 
&  zum  ersten  Male  rein  durchgeßlbrt  worden  in  der  französischen 
Gesetzgebung,  die  übrigens  in  ihrer  ganzen  Consequenz  nur  noch 
in  Belgien  besteht     Hier  genügt  die  Civilehe  ziu*  bürgerlichen  Gül- 
tigkeit vollständig;  und  dies  geht  so  weit,  dass  selbst  die  Ehen 
bürgerlich  nicht  verboten  sind,  welche  in  einem  katholischen  Lande 
vom  rein  kirchlichen   Standpunkt  zu  den  schwersten  Vergehen 
gAören,  wie  die  Priesterehe.  Mit  Einem  Worte:  dort  wird  durch- 
aus der  Kirche  überlassen,  durch  eigne  Kraft  und  ohne  auf  den 
Schutz  des  Staates  rechnen  zu  dürfen,  in  dieser  wie  in  jeder  an- 
d^n  Beziehung  ihren  Vorschriften  Geltung  zu  verschaffen. 

Dieser  Standpunkt,  weil  er  geeignet  ist,  über  eine  Menge 
Oompetenzconflicte  zwischen  Staat  und  Kirche  in  diesen  Materien, 
besonders  in  Betreff  der  gemischten  Ehen,  hinauszuhelfen,  hat 
eines  imponirenden  Eindrucks  nicht  verfehlt  und  daher  Verthei- 
<&ger  gefunden,  weldie  auch  für  Deutschland  seine  allgemeine 
Einführung  empfahlen.  Unter  den  neuem  Rechtsphilosophen  steht 
H.  Ahrens  („das  Naturrecht,  deutsch  von  Wiek"  1846.  S.  363) 
entschieden  auf  dieser  Seite. 

Wir  selber  können  indess,  nach  der  aUgemeinen  Consequenz 
unserer  Ansidit,  darin  nicht  die  vollständige  Lösung  des  Proble- 
mes  erkennen.  Nach  uns  ist  der  Staat  nicht  blosse  Rechts- 
nacht,  sondern  diese  nur  als  Mittel,  um  unter  deren  Schutze  die 
IiOhere  idee  des  Wohlwollens  und  der  Vervollkommnung 
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zu  verwirklichen.  Es  fragt  sich  daher:  ob  eine  jener  Ideen  oder 
beide  es  fordern,  dass  der  Staat  bei  Abschluss  der  Ehe  Doch 
andere  (kirchhche)  Bedingungen  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  mache? 
Ausdrückhch  in  soldier  AUgemeinheit  ist  die  Frage  zu  stellen, 
um  die  Sache  begriffsmässig  zu  entscheiden,  indem  rechtshisto* 
risch  sich  erweisen  hesse,  dass  die  Gründe,  warum  seit  Anbegimi 
des  christlichen  Staates  die  Kirche  sich  der  Ehe,  als  eines  t(v* 
zugsweise  kirchlichen  Institutes,  angenommen  und  sie  der  kink- 
liehen  (canonischen)  Gesetzgebung  überantwortet  hat,  längst  ihre 
praktische  Bedeutung  verloren  haben.  SoU  daher  die  Entschei- 
dung ohne  Vorurtheil  erfolgen,  so  muss  sie  aus  Gründen  gemeii- 
gültiger  Art,  nicht  aus  historischer  Observanz  sich  ergeben. 

Offenbar  muss  nach  unserer  Auffassung  dem  Staate,  wie  n 
der  formeUen- Rechtsgültigkeit,  ebenso  sehr  an  der  sittlicbei 
Vollkommenheit  und  an  Heilighaltung  der  Ehe  als  sittli- 
chen Institutes  gelegen  sein:  nicht  sowohl  um  seines  eige&oi 
Bestandes  und  des  bürgerlichen  Wohls  der  GeseUsdiaft  wil- 
len,  —  wie  die  gewöhnlichen  Vertheidiger  des  kirchlichen  Eis- 
Süsses  schwacher  und  inconsequenter  Weise  die  Sache  darstel- 
len, da  der  starke  und  seiner  Kraft  bewusste  Rechtsstaat  soldier 
äusserlich  angeflickten  Hülfsmittel  nicht  bedürfen  und  sie  Te^ 
schmähen  wird,  —  sondern  um  der  hohem  menschheitUchen  B^ 
deutung,  die  der  Ehe  zukommt  und  die  sie  zum  Zwecke  an 
sich  selbst  macht  Indem  der  Staat  über  den  sittlichen  Geist 
der  Ehe  und  Familie  wacht,  erhillt  er  nur  eine  der  absoluten 
Pflichten,  für  welche  er  selber  das  Mittel  ist. 

Aber  in  seiner  eignen  unmittelbaren  Wirkung  vermag  der 
Staat  nur  Rechtsschutz  und  Wohlsein  („Eigenthum'^  uai 
„Musse^'  in  dem  genau  von  uns  bestimmten  Sinne)  zu  gewähren; 
desshalb  kann  er  jene  Pflicht  nur  mittelbar  erfüllen,  dadurch» 
dass  er  die  stete  Einwirkung  der  andern,  ihn  ergänzenden  hn 
stitute  auf  die  Ehe  fordert  und  unterstützt  Dieser  Institute  sind, 
entsprechend  den  Ideen  humaner  Gemeinschaft  und  der  Gottift- 
nigkeit,  überhaupt  drei:  Wissenschaft,  Kunst,  Kirche.  Wie  nicht 
zu  bezweifeln,  haben  alle  drei  der  Erziehung,  also  der  Familie, 
ihre  Sorge  zu  widmen:    der  Ehe,  als  einer  sittlich-perfectibebi 
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Mmit  durcli  sitüich-religiose  Mittel  zu  fördernden  Gemeinschaft, 

nur  eines:  die  Kirche. 

Und  hier  treffen  wir  auf  den  Punkt,    der  im  Begriffe  der 

Ehe  selbst  einem  sedchen  Verbältniss  entspricht.  Auch  als  Civil- 
die  ist  sie  nicht  Moss  Vertrag,  sondern  sittliches  Gelöbniss, 
auf  die  Dauer  des  Lebens  alle  sittlichen  Pflichten  höchster  Selbst- 
aufopferung aus  Liebe  und  um  Liebe  zu  übernehmen.  Dies  Ge- 
kd)niss  kann  nicht  allein  den  Staat  zum  Zeugen  und  Beschützer 
ndimen;  denn  es  liegt  über  ihn  hinaus,  —  sondern  es  bedarf 
des  Schutzes  und  Innern  Beistandes  derjenigen  Gemeinschaft, 
weidie  die  Sittlichkeit  und  Heiligung  des  Willens  Al- 
ler zum  Ziele  hat:  der  Kirche.  So  ist  der  Zweck  und  innere 
Sinn  der  „kirchUchen  Trauung^'  allgemein  festgestellt:  in  ihr  wird 
die  Kirche  Zeuge  jenes  Gelöbnisses  vor  Gott,  als  derjenigen 
Macht,  welche  allein  irdisch  und  zeithch  geschlossenen  Verhält- 
nissen den  S^gen  innerer  Ewigkeit  zu  verleihen  vermag. 
(So  ausdrücklich  ist  die  „Trauung^'  zu  betrachten,  dass  die  beiden 
Gelobenden  und  Gott  zum  Zeugen  Nehmenden  selbst  „das  Sa- 
crament  vollziehend^ ;  *)  der  „Segen'^  des  Geistlichen  hat  nur  den 
Sinn  der  bestätigenden  Weihe  und  der  Zusage  künftigen  kirch- 
lichen Beistandes).  —  Inder  fortdauernden  „Seelsorge^^  endlich 
wird  die  Kirche  Beschützerin  der  Ehe,  wie  sie  durch  die  Trau-- 
ung  Zeugin  ihres  Beginns  geworden  war. 

Aber  die  Kirche  wirkt  in  allen  ihren  Verrichtungen  niemals 
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zwangsweise  oder  bloss  äusserUch,  sondern  allein  durch  das  Mit- 
tel freier  Glaubensüberzeugung  (wie  sich  späterhin  erge- 
ben wird).     Gleichwie  daher  sie  selber  nicht  zwingt,  so  kann  sie 
auch  nicht  mittelbar,  durch  den  Staat,  Zwang  zu  ihrem  Besten 
ausüben  lassen:  —  das  heuchlerische  Sophisma  des  Mittelalters, 
wonach  sie  selber,  die  „sanftmüthige  Mutter^S  nicbt  strafte,  wohl 
aber  ihre  Widersacher  dem  Staate  zur  härtesten  Bestrafung  über- 
liessl  —  Soviel  steht  daher  fest  für  immer:  dass  bürgerliche 
Strafe,   überhaupt  Bechtsschmälerung  irgend  einer 


*)  Dies  ist  bekanntlich  auch  die,  wie  uns  dünkt,  einzig  consequente  Lclire 
1er  katholischen  Kirche  und  des  canonischen  Rechts. 
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Art  niemals  die  Folge  sein  können  Ton  unkirchlichen  Handlan- 
gen oder  von  abweichenden  religiösen  Meinungen,  weil  damit, 
gegen  den  Begriff  und  eigentlichen  Willen  der  Kirche, 
aus  dem  Gebiete  freier  Ueberzeugung  zurttckgegrif- 
fen  würde  in  die  niedrigere  und  rein  für  sich  abge- 
gränzte  Sphäre  des  Rechts. 

Gehört  demnach  die  Bedingung  kirchlichen  Gelöbnisses 
auch  für  den  Staat  zur  Rechtsgültigkeit  der  Ehe,  wie  es  ohne 
Zweifel  dazu  gehört  um  ihr  die  Weihe  eines  sittlichen  Bandet 
anzudrücken?  Um  'des  zuletzt  angeführten  Grandes  der  jeden 
Zwang  ausschliessenden  Wirksamkeit  der  Kirche  —  welches  ein 
weit  höherer  Gnmd  ist,  als  der  bisher  ang^hrte  von  dernotb- 
wendigen  Indifferenz  des  Rechtsstaates  gegen  die  Kirche,  — 
müssten  wir  auch  jetzt  mit  Nein  antworten,  und  so  schiene  es, 
bei  dieser  definitiven  Entscheidung,  eigentlich  nicht  darauf  anzu- 
kommen, aus  welchem  Grunde  man  sich  für  dieselbe  erklärt,  wem 
es  überhaupt  nur  zuletzt  bei  ihr  sein  Bewenden  haben  muss. 

Dennoch  verhält  die  Sache  nunmehr  sidi  anders.    Im  voll- 
kommenen Zustande  des  Staates  und  der  Gemeinschaft,  wo  aDe   J 
ihre  Institute  in  ungeschmälerter  Kraft  harmonisch  in  einander 
wirken,  wird  ohne  allen  Zweifel  der  Staat  jeder  Beaufsichtigung 
über  diesen  Punkt  sich  entschlagen  und  ihn  lediglich  der  auto- 
nomen Macht  der  Kirche  überlassen  können;  gerade  ebenso  ^  ; 
die  Parallele  ist  passend  und  beweisend  zugleich  —  wie  der  Staat  , 
dann  die  Erziehung   der  Kinder  ohne   alle  Nebenaufsicht  der 
sittlichen  Gewissenhaftigkeit  der  Aeltern  übergeben  kann;  — jetzt 
aber  noch  nicht     Bei  dem  Zustande  relativer  Unvollkommenbeit 
und  gestörter  Harmonie  dagegen,  in  dem  wir  uns  noch  befinden, 
muss  auch  in  jener  Hinsicht  der  Bescheid  anders  ausfallen:  es 
bleibt  reine  Sache  der  Zweckmässigkeit  und  praktischen 
Beurtheilung  zu  entscheiden,  in  welcher  Richtung  und  in  wel- 
chem Grade  die  Unterstützung  des  Staates  jenen  beiden  hodh 
wichtigen  sittlichen  Instituten  entbehiiich   geworden   sei?    Nadi 
unserer  unmäassgeblichen  Ueberzeugung  ist  dieser  Zeitpunkt  noch, 
nicht  gekommen;  und  so  darf  die  Kirche  jenes  äussern  Schutz- 
verhältnisses zum  Staate  sich  nicht  schämen,  noch  weniger  abtf 
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lessen  sich  überheben;  denn  es  ist  ein  bloss  provisorisches, 
aufzuhebendes;  zudem  ein  factisches  Zeichen  von.  der  innern 
Schwäche  der  Kirche,  die  schlechthin  unwiderstehUch  wirkt,  wenn 
sie  ihrer  wahren  Mittel  bewusst  wird. 

Indem  wir  daher  die  oben  gestellte  Frage  ausdrückUch  und  mit 
gutem  Bedacht  unentschieden  lassen:  hat  dabei  wenigstens  so- 
HA  sich  eichen,  dass  die  Grttnde,  welche  der  Rechtsstaat  für  die 
iremeinende  Antwort  in  Bereitschaft  hat,  nicht  die  rechten  und  aus- 
reidienden  sind,  wo  dagegen  die  höchste  Instanz  der  Entscheidung 
XU  finden  sei ;  und  so  haben  wir  jene  wichtige  Frage  bis  an  die  Gränze 
8d)racht,  wo  der  gemeingültige  Begrifif  aufhört  und  die  Beur- 
theilung  .des  Gegebenen  anfängt,  welche  der  „ Politik ^^  zu  über- 
lassen ist.  — 

V.  Es  yersteht  sich  von  selbst,  dass  die  übrigen  Bedingun- 
gen zur  Gültigkeit  der  Ehe,  welche  die  Sitte  herbeigeführt  hat, 
Cleichheit  des  Standes,  Uebereinstimmung  des  rehgiösen  Bekennt- 
nisses u.  dergl.,  etwas  Conventionelles  und  damit  Vorüber- 
gehendes an  sich  tragen.  In  bestimmt  gegebenen  Verhältnissen 
Ikiben  sie  jedoch  zu  beaditen,  weil  die  Sitte  auf  das  innere 
€lück  der  Ehe  niemals  ohne  Einfluss  sein  kann;  aber  ihre  Wir- 
kmig  muss  mit  dem  allgemeinen  Fortschreiten  der  ethischen  Ge- 
tteinbildung  von  selbst  verschwinden,  wie  dieser  Process  schon 
nchtbar  genug  in  Hinsicht  auf  Religions-  und  Standesgegensätze 
begonnen  hat.  An  die  Stelle  der  Standesunterschiede  treten  immer 
mehr  die  Unterschiede  der  Bildung  und  Wohlhabenheit;  und  so 
muss  es  sehr  bald  als  die  empfindlichste  Missheirath  erscheinen, 
^enn  die  hochgebildete  Tochter  eines  freien  Bauern  den  rohen 
imd  anmaasslichen  Junker  von  ältestem  Adel  zu  ehelichen  genö- 
diigt  wäre.  Ebenso  darf  man  in  Betreff  der  confessionellen  Un- 
terschiede hoffen  —  und  zwar  gerade  darum  hoffen,  weil  die 
kirchlichen  Zeloten  heutiger  Zeit  Alles  thun,  um  das  Gegentheil 
benrorzubringen,  —  dass  die  Einsicht  nicht  mehr  fem  sei,  wie 
is  in  der  Ehe  und  Gesellschaft  allein  auf  Tiefe  und  Innigkeit 
«ligiöser  Bildung  ankomme,  dass  diese  jedoch  in  Alen  Confes- 
ionen  gleich  zu  erreichen  sei. 

12 
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2.    Die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten. 

§.  114. 

Die  Einwilligung  wird  in  der  (rechten)  Ehe  von  beiden  Thei- 
len  für  immer  und  ohne  Vorbehalt  gegeben.  Dahergehen 
auch  beide  mit  allen  ihren  Interessen,  auch  Eigenthum,  Erwerbang 
in  einander  ein.  Ihre  Freiheit  wirkt  in  aUen  ihren  Handlimgn, 
auch  in  den  gesonderten,  entschieden  nur  auf  Einen  Zweck;  m 
dass  sie  rechtlich  (nach  Aussen)  nur  Eine  Person  bUden,  sitt- 
lich immer  mehr  nur  Eine  Person  zu  werden  streben.  Der 
Mann,  als  das  natürliche  Haupt  der  Familie  nach  Aussen,  iit 
der  Vormund  (Mitvertreter  der  Persönliclikeit)  der  Frau,  so  wii 
der  Kinder,  in  allen  äussern  Verhältnissen.  Die.  Frau,  ab  im 
natürliche  Haupt  nach  Innen,  ist  im  Schooss  der  Familk  der 
Vertreter  des  Gatten,  dessen  allgemeinen  Willen  sie  kennt,  lait 
dem  sie  sich  im  Einverständniss  fuhlt  und  diesen  Willen  wä 
selbstständigem  Tact  weiter  in's  Einzelne  ausbildet  Desshalb  ist 
ihre  erste  Sorge  die  für  die  Rinder,  nicht  filr  den  Gatten, 
wie  denn  überhaupt  erst  als  Mutter,  nicht  als  Gattin,  dem  Weibe 
die  Blüthe  der  ganzen  Persönhchkeit  sich  entfaltet  (vgL§§»98.  tlO). 
Der  Mann  umfasst  mit  gleicher  Sorge  die  Gattin  wie  die  Kinder; 
aber  ihm  dürfen  auch  die  allgemeinen  geistigen  Interessen  wd 
Pflichten,  Beruf,  Öffentliches  Leben,  Wissenschaft  vollberecfatigl 
neben  jene  Sorgen  treten,  wo  er  dann  jene  künstlerisch-sittlicke 
Ausgleichung  der  PflichtcolUsionen  (§.  77,  b.)  in  grösstem  Matse- 
Stabe  zu  Tollbringen  hat,  welche  dem  Weibe  —  imd  das  ist  du 
Glück  und  die  Befriedigung  ihres  Lebens  —  nur  in  weit  geringe- 
rem Umfange  zu  lösen  obUegt.  Aus  jener  umfangreichem  Lebens* 
auffassung  des  Mannes  ergiebt  sich  ihm  auch  die  Möglichkeit,  utt 
höherer  Zwecke  willen  ehelos  zu  bleiben  —  wie  aus  individa- 
eilen  Famihenpflichten  auch  für  das  Weib,  z.  B.  um  sich  der 
Pflege  ihrer  bejahrten  Aeltern  zu  widmen.  Beides  kann  aber 
nur  als  Ausnahme  gelten;  und  einen  „Stand^^  der  Ehelosigkeit 
einzufahren,*  das  Gelübde  derselben  im  Voraus  von  irgend  J^ 
mand  zu  verlangen,  ist  unsittlich  und  in  Versuchung  füh- 
rend, weil  Keiner  hn  Voraus  bestimmen  kann,  ob  ihm  nicht 
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Bedürfniss  und  Gelegenheit  erwachse,  eine  sittliche  Ehe  zu  schlie»- 
sen,  deren  Erreichung  allein  schon  Zweck  an  sidi  selbst  und 
YoUgestalt  des  Lebens  ist,  wenigstens  für  den  weiblichen  Theil. 

Aus  diesem  allgemeinen  Yerhältuiss  ergeben  sich  die  einzel- 
nen Rechte  und  Pflichten: 

I.     Recht  und  Pflicht  der  ehelichen  Treue  ist  identisch 
mit  dem  Wesen  der  Ehe  selbst;  d.  h.  sie  ist  keine  besonders 
zu  erwartende  und  zu  leistende  Einzelpflicht,  sondern  die  Ehe 
selbst  soll  die  stete,  ununterbrochene  Bethätigung  derselben  sein, 
und  nur  dann  ist  Ehe  vorhanden  (in  rechtem  Sinne),  sofern  sie 
allgegenwärtig  sich  so  bethätigt.    Der  Begriff  ehelicher  Treue  ist 
darin   enthalten,  dass  kein  Individuum  des  andern  Geschlechts 
dem  Einen  von  ihnen  in  Liebe,  Vertrauen,  Theilnahme,  an  die 
Stelle  des  Gatten  treten  soll.     Geschieht  dies  dauernd  und  mit 
entschiedenem  Bewusstsein,    so   ist   der  Ehebund   gebrochen. 
Desshalb  giebt  es  sehr  viele  Grade  und  Versuche  des  Ehe- 
bruchs; die  physische  Untreue  ist  nur  die  höchste  Spitze  da- 
von.    Daher  ist  Ehebruch  auch  ein  Verbrechen  (§.  104,  L), 
weil  er  nicht  nur  das  individuelle  Recht  schwer  verletzt,  sondern 
ein  Frevel  gegen  die  Heiligkeit  des  ganzen  Institutes  ist 

IL  Die  Pflicht  des  wechselseitigen  Beistandes  in' 
Hinsicht  des  ganzen  ehelichen  Lebens  und  des  Ehezwecks,  ist 
die  unmittelbare  Folge  der  bethätigten  ehelichen  Treue,  und  so 
ist  auch  sie  keine  besonders  den  Gatten  aufzuerlegende  Pflicht, 
sondern  entspringt  aus  dem  reinen  Drange  ihres  hebenden  Ge- 
müthes.  Da  hierher  jedoch  vorzugsweise  die  sittUch-künstlerische, 
somit  perfectible  Seite  des  ehelichen  Lebens  Mit:  so  kommt  es 
hier  besonders  darauf  an,  diese  Pflichten  über  das  Gebiet  des  In- 
stinctiven,  gemUthlich  Bewusstlosen,  in  welchem  die  „Pflicht  ehe- 
licher Treue"  wohl  verharren  darf,  in  die  Sphäre  klar  gedachter 
Maximen  und  planvoller  Vorsätze  zu  erheben.  Und  so  ist  der 
wechselseitige  Beistand  zunächst  auf  die  Erziehung  der  Kinder 
gerichtet  (vgl.  §.  116),  dann  auf  die  gemeinsame  Erwerbung  und 
V^ahrung  des  Hausstandes.    Indem  Jedes  in  seiner  Sphäre  seines  . 

eigenthümlichen  künstlerischen  Vermögens  bevmsst  wird  und 
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SO  nach  Selbstständigkeit  strebt:  ergänzt  es  in  seiner  Sphäre  den 
Ehegenossen :  der  Mann  als  Erwerber  des  Vermögens,  als  oberer 
Leiter  des  Hauswesens,  der  Erziehung;  die  Frau  als  Ertiaherio, 
Schaffnerin,  Miterzieherin,  ist  in  aUen  Stücken  Gehülfin  des 
Mannes,  indem  sie  seine  allgemeine  Einsicht  leitet  und  die  mit, 
ihm  entworfenen  Plane  in*s  Einzelne  ausftlhrt.  Sie  soll  daher 
von  Allem  wissen^  an  Allem  theilnehmen  und  beistimmen,  was 
im  Hauswesen  und  in  der  Erziehung  geschieht.  Aus  diesem,  im 
Verlaufe  der  Ehe  immer  mehr  sich  ausbildenden,  künstlerischen 
Zusammenwirken  entspringt  endlich  ganz  von  selbst  der  h?}chste 
Zweck  der  Ehe:  sie  ist  dadurch  in  jedem  Augenblicke  zugleich 
eine  wechselseitige  Erziehung,  ,,Beihülfe''  zur  steten  sitt- 
lichen Vervollkommnung,  zur  immer  vollständigem  Entselbstung 
und  ergänzenden  Gemeinschaft. 

Dem  sittlichen  Begriffe  der  Ehe  zuwider  ist  daher  die  von 
der  Gesetzgebung,  wie  von  den  meisten  Rechtslehrem  noch  immer 
behauptete  „Hausherrschaft"  des  Mannes  tlber  die  Frau.   Sie 
geht  von   der  falschen  und  durch  jedes  tüchtige  Eheverhältniss 
widerlegten  Voraussetzung  aus,  dass  die  Frau,  weil  die  Vorzüge 
des  Mannes  andere  sind  und  hervorragendere,  als  die  der  Frau, 
überhaupt  mit  weniger  Tüchtigkeit  begabt  sei,  während  sie  ge^ 
rade  die  des  Mannes  zu  vervollständigen  und  den  Gesammtzweck 
ihres  Lebens  vollkommener  zu  machen  geeignet  sind.     Wir  kön- 
nen uns  dabei  auf  das  früher  über  die  Eigenthümlichkeit  des 
Weibes  Gesagte  berufen  (§.  98). 

HI.  Recht  und  Pflicht  der  Gemeinsamkeit  des  Lebens- 
und des  Zusammenwohnens  folgen  weiter  aus  dem  Begriffe* 
der  Ehe.  In  beiderlei  Hinsicht  hat  der  Mann  die  Initiative  zu 
ergreifen,  indem  er  die  Ordnung  des  häuslichen  Lebens,  die 
Erziehung,  den  Ehewohnort  {domicilium  matrimonii)  bestimmt: 
und  indem  er  die  Gattin  von  seinen  Gründen  überzeugt,  wird  sie 
frei  seinem  Urtheile  beistimmen.  (Der  bisherige  juristische  Be* 
griff  des  „schuldigen  Gehorsams"  erhebt  sich  zu  freier 
Beistimmung.)  Umgekekrt  hat  die  Frau  Anspruch  darauf  den  Na- 
men und  Rang  ihres  Gatten  zu  tragen;  und  er  muss  für  ihren 
Unterhalt  sorgen.  —  In  Betreff  des  beiderseitigen  Vermögens  bie- 
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tet  das  „Eherechl"  verschiedene  gleich  zulässige  Möglichkeiten 
der  Anordnung  dar,  die  den  sittlichen  Werth  der  Ehe  gar  nicht 
berühren  und  weit  unterhalb  desselben  liegen.     Diese  mögen  da- 
her vor  dem  Eingehen  der  Ehe  durch  die  „Ehepacten^^  fest- 
gestellt werden,   worin,  wie  bei  den  Verwandtschaftsgraden  und 
Ehehindemissen,    die  Form  derselben  durch  die  Volkssitte  und 
die  historischen  Rechtsgewohnheiten  bedingt  wird,   die  z.  B.  im 
Germanischen  Eherecht  sich  anders   ausgebildet  haben,   als  im 
Römischen.     Allgemeinrechtlich  kann  nur  feststehen,  dass 
Tolle  Gütergemeinschaft  bloss  in  Betreff  des  während  der  Ehe 
Errungenen  stattfinden  darf;  nicht  aber  ist  der  Mann  Eigenthü- 
mer  (wiewohl  Nutzniesser)  des  Eingebrachten  der  Frau,  wel- 
ches ihr  vielmehr  als    eigenthümUcher  Besitz  verbleiben   muss, 
weil  sie  es  als  freie  Person  in  die  Ehe  gebracht  hat.*) 

3.     Die  rechtliche  Auflösung  der  Ehe. 

§.  115. 

Die  Auflösung  der  Ehe  wird  unvermeidUch,  wenn  die  innem 
Grundbedingungen  ihres  Fortbestehens  unwiderruflich  aufge- 
hoben sind.  Dies  geschieht  eigentlich,  beider  rechten  Ehe, 
nur  durch  den  Tod;  denn  alle  andern  Störungen  ihres  Fortbe- 
stehens können  wieder  aufgehoben  werden  durdi  die  freie  That 
der  Ehegatten :  —  selbst  Ehebrach  (§.  114,  I.)  durch  die  tiefe 
Reue  des  Einen,  durch  grossmüthige  Vergebung  des  andern 
Theils.  Desshalb  kann  bei  der  hohen  Heiligkeit  des  Instituts,  in 
welchem  der  Naturanfang  wie  die  freie  Vervollkommnung  aller 
Tugenden  und  Pflichten  enthalten  ist,  die  Unauflöslichkeit 
der  Ehe  nur  sittliche  und  Rechtsregel  sein. 

Dennoch  bleibt  nicht  minder  wahr  (§.  111.  113, 1.),  dass  die 
Ehe  allein  in  ihrer  Freiwilligkeit,  im  stets  erneuerten  Willen 
zu  ihr,  der  daher  auch  möglicher  Weise  zurückgenom- 
öaen  werden  kann,  ihren  Anfang  und  ihre  rechte  Fortdauer  hat. 
»»Zwangs ehe'*  ist  der  zerreissendste  sittliche  Widerspruch. 


*)  Weiteres  bei  Stahl   a.  a.  0.  II.  1.  S.  362.    Wir  folgen  in  Letzterem 
^^der  Rechtsphilosophie  S.  365  Note. 
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Hierdurch  entsteht  nun  für  die  Wissenschaft,  wie  für  die 
praktische  Ehegesetzgebüng,  eine  interessante  und  folgenreidie 
PrincipiencoUision. 

I.  Soll  die  individuelle  Freiheit  der  Idee  der 
Ehe  unbedingt  untergeordnet  werden?  —  Diese  Aufifa»- 
sung,  welche,  wie  wir  gesehen,  der  innem  Berechtigung  nicht 
entbehrt,  hat  zu  dem  Resultate  geführt,  dass  gar  keine  Ehe- 
scheidung zulässig,  dass  jede  Ehe  unauflöslich  sei,  und 
dass  nur  Scheidung  der  factischen  Lebensgemeinschaft 
(„von  Tisch  und  Bett''),  entweder  auf  Zeit  oder  definitiv,  zuläs^g  * 
bleibe,  während  die  Ehe  rechtlich  und  kirchlich  fortbestehe; 
die  Praxis  des  katholischen  Kirchenrechts.  Man  kann  die  Gesin- 
nung, aus  der  sie  hervorgegangen,  nicht  tadeln,  ebenso  die  Wahr- 
heit des  Grundsatzes  nicht  bestreiten,  dass  an  sich,  der  Idee 
nach,  jede  Ehe  unauflöslich  sei.  Nur  ist  die  praktische  Fol- 
geining  falsch,  d.  h.  sitüich-unkünsüerisch :  dass  darum  alle  fac- 
tischen Ehen  auch  zu  unauflöslichen  gemacht  werden  müssen. 
Der  rein  sittliche  Begrifl'  derselben  ist  in  die  bloss  rechtliche 
Auffassung  herabgesetzt  worden,  während  zugleich  das  natürliche 
und  individualisirende  Moment  des  Willens  vöUig  verneint  und 
unberücksichtigt  gelassen  wird. 

Gewiss  irren  wir  nicht,  wenn  wir  behaupten,  dass  der  Geist 
gegenwärtiger  Bildung,  eben  weil  er  der  Bethätigung  des  Willens 
volle  Berechtigung  gönnt,  über  jene  abstract  kirchUche  Auffassung  | 
längst  hinausgeschritten  ist.  Vielmehr  scheint  es  an  der  Zeit, 
umgekehrt  an  ihren  Werth  zu  erinnern  und  rechtfertigend  zu 
zeigen,  was  innerlich  Ewiges  und  Allgemeingültiges  an  ihr  bleibt. 
Dies  werden  wir  im  Folgenden  zu  thun  nicht  ermangeln. 

II.  Oder  soll  die  Idee  der  Ehe  dem  Principe  der 
individuellen  Freiheit  weichen?  —  Offenbar  neigt  sieb 
die  Gegenwart  in  der  Ehegesetzgebung  und  bei  wissensdiaftlicher 
Beurtheilung  dieser  Fragen  dem  letztem  Standpunkt  zu.  Den  con- 
sequenfesten  Ausdruck  hat  diese  Auffassung  in  der  vom  (altem) 
Preussischen  Ehescheidungsgesetz  ausgesprochenen  Bestimmung 
gefunden,  dass  die  Scheidung  durch  die  Erklärung  beide r* 
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leitiger  Einwilligung  möglich  sei,  wodurch  sie  freilich  der 

lÜnnn  nach  sich  von  keinem,  gleichfalls  widerruflichen  Vertrags- 

fftrhältniss   mehr  unterscheiden  würde.     Ebenso  lässt  sich  der 

Scbein  einer  äusserlicheu  Consequenz  kaum  zurückweisen,  wenn 

'  fHian  behaupten  wollte:  gleichwie  zwanglose  Freiheit  die  Grund- 

^bedingung  zur  SchUessung  der  Ehe  bleiben  müsse,  so  sei  auch 

ör  mit  der  Zurücknahme  dieser  Freiheit  ihre  Auflösung  gesetzt. 

'-  Zu  dieser  bloss  rechtlichen  Auflassung  können  aber  auch 

^  sittliche  Gründe  treten.  Ein  Verhältniss,  das  nur  auf  sittlicher 
*  Achtung  und  Vertrauen  beruhen  soll,  kanp  nicht  erzwungen  wer- 
den, wenn  beide  Gefühle  sich  nicht  erzeugt  haben  oder  wieder 
verschwunden  sind:  eine  „Lügen eh e*^  ist  schlimmer  als  keine. 
Scheidung  wird  hier  sogar  Pflicht,  weil  solche  Ehe  nur  die  Fort- 
erzeugerin von  Unsittlichkeit  sein  kann.  Ebenso  muss  ein  Mittel 
übrig  bleiben,  das  üebel  einer  unüberlegten,  übereilten  Ehe  wie- 
der gut  zu  machen. 

Im  höchsten  Sinne  aber  könnte  gesagt  werden:  dass  durch 
die  Eheschnidung  dann  nur  äusserlich  gelöst  werde,  was  in- 
nerlich nie  vorhanden  war  oder  was  schon  vergangen 
ist.  Es  ist  auch  sittlich  besser,  dass  die  zahllosen  Heuchel- 
und  Scheinehen  aufgelöst  werden;  auch  der  Kinder  wegen,  die 
in  dieser  bösartigen  Verkehrung  des  innigsten  Verhältnisses  auf 
das  Tiefste  verderben.  Jene  Scheidung  der  factischen  Lebens- 
gemeinschaft aber,  wie  das  katholische  Ehegesetz  sie  verfügt  (L), 
ist  nur  eine  halbe,  und  zudem  falsche  Maassregel:  der  unschuldige 
Tlieil,  der  wohl  werth  wäre,  in  der  rechten  Ehe  den  Vollwerth 
seines  Daseins  zu  erringen,  leidet  ungerechter  Weise  mit  dem 
schuldigen;  endlich  ist  in  der  leeren  Formahtät  einer  solchen 
innerlich  geschiedenen,  gesetzUch  aber  noch  fortbestehenden  Ehe 
gar  kein  sittlicher  Bestand  oder  Erfolg  anzutreffen.  Der  Eigen- 
sinn eines  abstracten  Gesetzes  hat  gesiegt,  und  weiter  Nichts  I 

Hiermit  scheint  uns  jede  Antinomie  in  ihrer  eigenthümüchen 
Stärke  ausgesprochen. 

in.  Beide  Gegensätze  jedoch  lassen  Reicher  Weise  ausser 
Acht:   dass  die  Ehe  als  specifisch  sittliches  Verhält^ 
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niss,  damit  auch  ein  unendlich  perfectibeles  ist 
werden  daher  ebenso  wenig  im  Allgemeinen  sagen  kOnnea,  M 
Ehe  müsse  unauflöslich  bleiben,  als  auch  umgekehrt:  jede  kiMl 
gleich  unmittelbar  als  ein  widerruflich  geschlossenes  Vertdlii 
betrachtet  werden  —  schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  dansj 
die  Folge  sich  ergäbe,  die  Ehe  gleich  Anfangs  nur  mit  York»-' 
halt  einzugchen  und  durch  den  entsittlichendsten  Leichtsinn  et  n 
gar  keinem  Versuche  einer  ernsten  Ehe  kommen  zu  lassen;  - 
vielmehr  ist  die  Antinomie,   wie  jedes  sittliche  Verhältniss, 
im  Einzelnen,  sittlich-künstlerisch,  zu  lösen. 

Demzufolge  soll  die  Ehescheidung  rechtlich  nickt 
verweigert  werden,  aber  es  soll  durch  sittliche  Mit- 
tel so  lange  als  möglich  verhütet  werden,  dass  im 
einzelnen  Falle  sie  nöthig  werde.  Sie  muss  nach  gevm- 
sen  gesetzlichen  Bestimmungen  möglich  sein  (wir  we^ 
den  sie  kennen  lernen);  und  darf  rechtlich  Keinem  verwei- 
gert werden,  der  mit  dem  Beweise,  dass  jene  Bestimmung« 
eingetreten  sind,  unbedingt  auf  ihr  besteht  Aber  es  ist  Sache 
der  sittlichen  Ausbildung  und  Zucht,  dass  Jeder  in  der  Ehe 
selbst  zur  Sittlichkeit  der  Ehe  heraufgebildet  werde  und 
dass  bei  dennoch  uneinigen  Ehen  auf  diesem  Wege  ihre  Auf- 
lösung zu  hindern  sei.  Hier  tritt  ihr  nämlich  von  Neuem  das 
sittlich-religiöse  Institut  der  Kirche,  vor  dem  die  Ehegenossen  ihr 
Gelübde  vollzogen  haben,  unterstützend  zur  Seite:  sie  f^t  der 
Seelsorge,  und  zu  deren  Unterstützung,  einem  Censoramte 
der  Gemeine  anheim,  von  welchem  Institute  weiter  gesprochen 
werden  wird.  Uebrigens  darf  in  Betreff  der  einzelnen  Maass- 
regeln dabei  die  Wissenschaft  der  sittlich -künstlerischen  Praxis 
nicht  vorgreifen;  nur  den  Grundsatz  soll  sie  befestigen:  dass  der 
einer  schlechten  Ehe  Schuldige  nicht  nur  an  sich  und  am  Ehe- 
genossen sündige,  sondern  ein  Abscheu  sein  soll  vor  der  ganzen 
Gemeine,  indem  er  das  heiligste  Institut  frevelhaft  angegriffen. 
Dennoch  ist  auch  hier  Nichts  in  die  rechtUche  Form  des  Zwan- 
ges und  der  btlrgerlichen  Strafe  zu  bringen,  sondern  der  sittli- 
chen Mahnung  („Seelsorge")  und  dem  sittlichen  Gesammtgeiste 
der  Gemeine  zu  überlassen. 
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'  IV.    Die  rechtlichen  Bedingungen  zur  Auflösung  der 

*'Ehe  ergeben  sich  nach  dem  Vorigen  von  selbst;  und  sie  können 
nach  unsem  Grundsätzen  auf  dem  rechtlichen  Standpunkte  sogar 
^^  weiter  ausgedehnt  werden,  da  die  meisten  derselben  nur  eventuell 
''imd  subsidiarisch  in  Anwendung  kommen,  wenn  die  sittlichen 
'Mittel  ihre  Kraft  erschöpft  haben. 

a.  Der  Tod   des  Einen  Theils  ist  die  vollständigste  recht- 
'  liehe  Bedingung  zur  Ehelösung.     Bei  den  Byzantinern  war   es 
'  nicht  einmal  dieser,  wo  wiederum  Sittliches  und  Rechtliches  ver- 
mischt, Geftlhle  der  Pietät  zu  einem  Gesetze  gemacht  wurden. 

b.  Ehebruch  und  bösliche  Verlassung,  —  was  in 
der  altem  Praxis  der  kathoUschen  Kirche  der  einzige  Trennungs- 
^rund  war,  ♦)  —  sind  vom  äusserlich  rechtlichen  Standpunkt  eigent- 
lich als  ebenso  entscheidende  Ursachen  zur  Trennung  anzusehen, 
we  der  Tod,  weil  sie  die  ofijenkundige  Tödtung,  Vernichtung  des 
Yerhältnisses  ausdrücken.  Hier  kann  nur  vergebende  Liebe  des 
Gekränkten  zwischen  den  Rechtsausspruch  und  das  Verbrechen 
treten.  Dann  wird  aber  auch  die  mitgekränkte  Gemeine  keinen 
Anstand  nehmen,  ihre  Vergebung  auszusprechen,  nicht  jedoch 
ohne  einen  vorausgehenden  Act,  der  die  Reue  des  Schuldigen  in 
Gegenwart  der.  Gemeine  öffentlich  beurkundet;  in  Analogie  mit 
der  altem ^  jetzt  zwar  nach  ihrer  Form  antiquirten,  in  ihrem 
Principe  aber  mit  grossem  Unrecht  beseitigten  „Kirchenbusse". 

c.  Ein  bürgerliches  Verbrechen  des  Einen  Theils  kann 
den  andem  veranlassen,  auf  Ehescheidung  zu  dringen;  möglicher 
Weise  ist  dadurch  das  sittliche  Band  zerrissen  und  durch  die 
Strafe  ohnehin  das  äussere  Band  des  Zusammenlebens. 

d.  Rohheit  und  grobe  Misshandlungen  (saevitia,  se- 
viees\  ebenso  grobe,  sittUchen  Abscheu  erregende  Laster  (Lü- 
derUchkeit,  Asotie)  sind  nach  unserm  Urtheile  vollgenügende 
Gründe  zur  Lösung  der  Ehe;  denn  sie  begründen  hinreichend 
die  sittliche  Unmündigkeit  und  die  völlige  Unfähigkeit  des  In- 
dividuums, in  einer  Verbindung  zu  leben,   welche    auf  wejchsel- 


*)  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  1.  S.  364. 
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seitiges  Wohlwollen  und  auf  sittliche  VervoUkomnmuag  gerichte 
ist  und  daher,  als  erste,  von  selbst  sich  verstehende  Bedingung 
die  Bändigung  jeder  Rohheit  voraussetzt.  Sehr  erklärlich  ist  et 
übrigens,  dass  die  bestehende  Gesetzgebung  diesen  Gesichtspunkt 
noch  nicht  in  voller  Stärke  geltend  machen  kann,  weil  es  hiei 
besonders  auf  den  allgemeinen  Bildungsstandpunkt  ankommt,  Tvenn 
entschieden  werden  soll,  was  im  besondern  Falle  als  „Bohheit" 
oder  als  „sittUchen  Abscheu  Erregendes^^  anzusehen  sei.  Dage« 
gen  steht  fest,  dass  mit  dem  Fortschreiten  der  allgemeinen  Cultui 
auch  die  bürgerliche  Gesetzgebung,  besonders  zum  Schutze  des 
weiblichen  Geschlechts,  darin  immer  strenger  werden  muss. 

e.  Entschiedene  und  tiefgewurzelte  Abneigung,  ebensc 
geschlechtliches  Missverhältniss'*')  können  unter  sittlichen 
Ehegenossen  kein  hinreichender  Scheidungsgrund  sein.  Eine  in- 
stinctive  Abneigung  und  ein  factischer  Widerwille,  vorausgesetzt 
dass  Anfangs  die  Ehe  mit  Neigung  geschlossen  war,  kann  aus 
dieser  bei  sittlichen  Indi\iduen  gar  nicht  hervorgehen;  es  ver- 
mag sich  im  Gegentheil  während  des  rechten  Eheverhältnisses 
grössere  Gleichgültigkeit  zu  grösserer  Liebe  zu  steigern.  Ebenso 
ist  ein  geschlechtliches  Missverhältniss  höchst  selten  u^d  höchsl 
unwahrscheinlich,  wenn  in  der  That  Geschlechtsneigung  zwischen 
den  Individuen  vorhanden  war.  Und  so  bleibt  nur  zu  sagen, 
dass  in  solchen  Fällen  am  Meisten  die  Seelsorge  und  das  sitt- 
liche Censoramt  auf  ihrer  Hut  sein  müssen,  um  das  Wesentliche 
der  Ehehindemisse  von  den  bloss  willkürlichen  Vorwänden  zu 
unterscheiden. 

Dass  endlich  Kinderlosigkeit  kein  Scheidungsgrund  sei, 
ist  schon  von  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  anerkannt  worden. 
Erstens  kann  sie  verschwinden:  sodann  ist  der  wahre  Zweck 
der  Ehe  damit  nicht  aufgehoben;  er  wird  nur  nicht  vollständig 
ermilt. 


♦)  Auf  welches  Hug.o  „Naturrecht"  §.  213  als  gültigen  Scheidungsgroo 
80  grossen  Nachdruck  legt. 
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Zweites  Capitel. 

Das  Familienrecht. 

§.  116. 

las  Verhältniss  zwischen  Aeltern  und  Kindern  und 
der  Geschwister  zu  einander. 

Das  erstbezeichnete  Verhältniss,  dessen  einzelne  Rechte  roan^ 
er  Römischen  Auffassung  gemäss,  unter  den  Hauptbegriff  der 

I 

väterlichen  Gewalt'^  zusammenzufassen  pflegte,  —  nach  der 
rigen,  wenigstens  nicht  bestimmt  genug  abgewiesenen  Auifas- 
ing,  als  wäre  die  yäterliche  Gewalt  ein  Recht  zu  Gunsten  der 
eitern,  nicht  umgekehrt,  —  dies  Verhältniss  zeigt  uns  ganz  im 
egentheil  das  Recht  in  ganz  neuem  Sinne,  als  Ausdruck  des 
Wohlwollens^^  oder  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft. 
s  ist  ein  Recht  über  die  Kinder  zum  Besten  derselben,  nicht 
im  Besten  dessen,  der  es  ausübt:  ein  Recht,  welches  bloss 
fliehten  auferlegt;  also  vom  Standpunkt  des  Vertragsverhält- 
isses  eine  völlige  AnomaUe  und  ein  Widerspruch.  Der  Rechts- 
rund aber  für  die  väterUche  Gewalt  ist  die  natürliche  Xiebe 
ir  die  Kinder,  indem  diese  die  stärkste  Garantie  da]i)ietet  fUr 
iMung  der  Aelternpflichten,  welche  hier  eben  darum  die 
restalt  der  Rechte  annehmen. 

Erst  in  den  Kindern,  ihrer  Erzeugung  und  gemeinschaft- 
ichen  Erziehung  ist  der  Zweck  der  Ehe  vollständig  er- 
eicht, ihr  ganzer  Begriff"  objectiv  geworden  (§.  111.  vergl.  mit 
).  115,  IV.  e).  Daher  laufen  auch  die  sonstigen  Pflichten  der  Ehe 
nittelbar  auf  jenen,  als  den  Hauptzweck,  zurück,  und  auch  die 
«ttliche  Wechselausbildung  durch  die  Ehe  und  das  harmonische 
Zusammenwirken  der  Ehegatten  erhalten  erst  in  der  Pflege  und 
Erziehung  ihrer  Kinder  den  rechten  Gegenstand  und  die  objec- 
've  Gewissheit  ihres  Gelungenseins.  In  „wohlgerathenen  Kin- 
ßni*'  liegt  der  eigentliche  Stolz  und  die  Ehre  des  Ehebundes; 
"  so  urtheilt  auch  das  natüriiche  Gefllbl  der  Volkssitte. 


188 


r" 


I.  Die  Ausübung  der  älterlichen  (väterlichen)  Gewalt 
bezieht  sich  zuerst  auf  die  Ernährung  und  Erziehung  der  Kinder, 
wobei  der  Vater,  als  Haupt  der  Familie,  die  allgemeine  Leitung 
hat.  Im  Acte  der  Erzeugung  übernimmt  der  Vater  die  Verpflich- 
tung, das  von  ihm  erzeugte  Kind  aufzuziehen,  physisch  und  gei- 
stig auszubilden  und  in  allen  diesen  Beziehungen  so  lange  ftlr 
dasselbe  zu  sorgen,  bis  es  selbstständig,  „mtlndig'^  geworden. 
(Dies  gilt  auch  bei  ausser  der  Ehe  erzeugten  Kindern,  wo  über- 
haupt die  fortschreitende  Verbesserung  der  Gesetzgebung  dahin 
zu  streben  hat,  der  ungebühriichen  Rechtsverkürzung  der  unehe- 
lichen Kinder,  besonders  auch  der  ßenachtheihgung  des  weib- 
hchen  Theils  in  Betreff  des  Beweises  der  Paternität  energisch 
zu  steuern.'*')  Da  dies  ganz  dem  Gebiete  der  positiven  Rechts- 
kenntüiss  anheimMt,  so  können  wir  darüber  nur  auf  Röders 
unten  angeführte  Darstellung  und  Verbesserungsvorschläge  ve^ 
weisen.) 

Sodann  bezieht  sich  die  väterUche  (älteriiche)  Gewalt  auf 
den  Schutz  und  die  Vertretung  der  Kinder  nach  Aussen  — 
namentlich  vor  Gericht:  wobei  der  Vater  dem  Kinde  selbst  dafür 
verantwortlich  ist,  wo  aber  schon  hier  der  Staat  vormundschafl- 
lich  schützend  (vgl.  III.)  eintreten  sollte,  indem  der  Richter  die 
vom  Vater  etwa  versäumten  oder  gefährdeten  Rechte  des  mino- 
rennen Kindes  selber  wahrzunehmen  verpflichtet  wird. 

Die  Mutter  nimmt  Theil  an  diesen  Pflichten,  wie  an  den 
daraus  entspringenden  Rechten  des  Vaters;   denn  sie  ist  Eins 


*)  „Es  ist  eine  empörende,  nur  aus  der  Selbstsucht  der  Männer 
und  dem  Rechte  der  Stärke  zu  erklärende  Verletzung  des  Rechts  der  Unbe- 
scholtenheit am  ganzen  weiblichen  Geschlecht,  wenn  man  nicht  aucfa 
bei  ausserehelichem  Umgange  bis  zum  Reweise  des  Gegentheils  Treue  des 
Weibes  annehmen  will."  Vgl.  Röder,  Grundlage  des  Naturrechts  S.  384, 
und  was  er  weiter  in  §.  113  darüber  vortrefflich  ausgeführt  hat.  Zugleich  können  wir 
uns  nicht  enthalten,  bei  Erwähnung  dieses  wichtigen  socialen  Gegenstandes 
auf  die  Aussprüche  Rah  eis  zu  verweisen,  welche'  die  Sac;be  besser  erschöpfen, 
als  lange  Abhandlungen  es  vermöchten.  („Rahel,  ein  Ruch  des  Anden- 
kens von  C.  A.  Varnhagen  von  Ense".  Rerlin  1834.  Th.  I.  S.  354) 
Strenge  Gesetze  sind  in  diesem  Retracht,  wie  in  so  manchem  andern,  erst 
4cr  ächte  Ausdruck  gründlicher  Humanität! 
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üt  ihm;  aber  gemäss  der  Stellung,  welche  sie  dem  Gatten  ge- 
lenüber  einnimmt:  sie  ergänzt  und  führt  aus,  was  er  angeordnet 
lat  Stirbt  der  Vater,  so  tritt  sie  in  die  ganzen  Rechte  und 
achten  desselben  ein.  Aber  da  sie  selbst  sich  rechtlich  nicht 
ertreten  kann,  ebenso  wenig  als  das  minorenne  Kind :  so  bedarf 
k  zugleich  eines  männlichen  Vormunds,  als  ihres  ßeistandes, 
»esonders  in  der  gesetzlichen  Verwaltung  des  Vermögens  der  Mi* 
lorennen. 

IL  Daraus  ergiebt  sich  eine  weitere  Folge  der  älterlichen 
Gewalt  über  das  Kind :  es  ist  den  Aeltem  Gehorsam  schuldig,  und 
lach  späterhin,  nach  seiner  Emancipation,  bleiben  ihm  Pietäts- 
»flichten  gegen  die  Aeltern  übrig,  bis  auf  die  älterUche  Zustini- 
Dong  bei  der  Heirath,  was  die  positive  Gesetzgebung  verschieden 
lusgebildet  hat.*)  Die  sittlich  menschliche  Bedeutung  dieses 
iesetzes  kann  nur  darin  bestehen,  die  Kinder  und  die  Gesell- 
€haft  daran  zu  erinnern,  dass  die  Aeltern  immerdar  die  treu- 
isten  und  uneigennützigsten  Freunde  und  Berather  für  ihre  Kin- 
ier  bleiben. 

Dennoch  sind  sie  nicht  Rechte  fUr  die  Aeltem  an  sich,  zu 
ihrer  Befriedigung  und  zur  Vermehrung  ihrer  Gewalt  (wie 
ias  Römische  Recht  diesen  Begriff  ursprünglich  fasste  und  wie  er 
im  rohen  Gefühl  mancher  Volksschichten  noch  durchblickt) :  sondern 
^ie  sind  Rechte  über  das  Kind  zum  Besten  desselben,  über- 
haupt, um  den  Begriff  der  Familie  zu  realisiren;  daher 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Verpflichtung  der  Aeltem 
'}')  zur  Pflege  und  Erziehung  des  Kindes. 

III.  Hieraus  erwachsen  Rechte  des  Kindes  gegen  seine 
keltern,  nicht  nach  dem,  was  es  ist,  soudem  nach  dem,  was  es 
i^erden  soll,  indem  in  ihm  das  künftige  rechtliche  und  sittliche 
*ubject  geschützt  wird.  Desshalb  ist  der  Vater  dem  Staate,  als 
em  allgemeinen  Vormunde  (wovon  nachher)  und  dem  gleich- 
lässigen  Beschützer  aller  gegenwärtigen  und  künftigen  Rechts- 
ersonen,  über  den  Gebrauch  seiner  Gewalt  und  seiner  Schutz- 


*)  Röder  a.  a.  0.  S.  360.  Anmerk.  ft-    S.  380.  Anm. 
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rechte  verantwortlich,  nicht  hloss,  sofern  er  aie  missbraidll  \^ 
als  sofern  er  sie  nicht  richtig  oder  nicht  vollslAndig  pn  ^ 
gebraucht.  Dieser  wichtige  Gesichtspunkt  kann  zu  der  nodila|B  f 
niclit  erledigten  Controverse  Veranlassung  geben,  bis  zu  wddnl  ) 
Grade  der  Staat  verpflichtet  und  berechtigt  sei,  die  Privaterziekn|r 
der  Kinder  zu  (Ibenvachcn  und  nöthigen  Falls  die  Aeltem  gaet^j 
lieh  zu  zwingen,  die  rechten  oder  die  vollständigen  Mittd  d» 
zu  ergreifen.  Die  Frage  wird  späterhin  noch  einmal  au^geno»] 
men  werden  müssen. 

IV.  Eine  conventionelle  Nachbildung  des  natürUchen  T»| 
hältnisses  zwisclien  Aeltem  und  Kindern  ist  die  Adoption,  ftl 
entspringt  einerseits  aus  dem  Wunsche,  den  Mangel  an  eigcM' 
Kindern  zu  ersetzen,  andrerseits  bei  dem  Mangel  an  eignen  E^ 
Ziehungsmitteln  dem  Kinde  eine  angemessene  Erziehung  aii 
glücklichere  Jugend  zu  verschaffen;  und  so  ist  sie  ein  HÜ. 
humanes  Verhältnisse  das  man,  durch  den  Ruhm,  weldien  ii 
öffentliche  Meinung  damit  verbinden  sollte,  aus  allen  Kräftea  a 
befördern  hätte.  Aber  ebenso  begreiflich  kann  sie  nur  in  da 
Gränzen  bleiben,  dnss  die  Adoptivältern  durch  das  neue  Veiiitit- 
niss  nicht  die  Rechte  der  natürlichen  Kinder  (sind  solche  v^x«- 
handen)  beeinträchtigen;  ebenso,  dass  dabei  die  Rechte  der  na- 
türlichen Aeltern  des  Adoptirten  bestehen  bleiben. 

V.  Das  Verhältniss  der  Geschwister  —  weiter  überhaupt 
der  Seitenverwandten  —  ist  das  immer  schwächer  werdende 
Nachbild  des  Grundverhältnisses  zwischen  Aeltem  und  Kindern. 
Die  Vielheit  der  Gesch>vister  ist  für  den  Begriff  der  Familie 
das  Zufällige:  die  Geschwister  sind  überhaupt  nicht  an  einander 
angewiesen,  sondern  an  die  Allgemeinheit  der  (resellschaft,  indem 
aus  ihnen  neue  Familien  hervorgehen  sollen.  Unter  den  Ge- 
schwistern bestehen  daher  nur  diejenigen  Rechtsverhältnisse,  welche 
auch  nach  der  Emancipation  zwischen  Aeltem  und  Kindern  übrig 
bleiben,  nur  in  geringerem  Grade,  weil  der  Begriff  der  Verpflich- 
tung und  der  kindlichen  Pietät  gegen  die  Aeltern  hier  wegist 
So  besteht  vor  Allem  das  Erbrecht  (§.  118),  dann  das  Verbot 
wechselseitiger  Heirath,  die  Enthebung  von  der  Zeugenschaft,  und 
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härtere  Bestrafung  der  Verbrechen  gegen  einander.  Bei  den  Sei- 
tenverwandten wird,  mit  der  Ausdehnung  des  FamiUenbandes, 
auch  das  Bewusstsein  desselben  immer  schwächer,  bis  seine  Wir- 
kung an  einer,  mit  der  Volkssitte  zusammenhangenden,  somit 
durch  positive  Gesetzgebung  zu  bestimmenden  Gränze,  gänzlich 
auihört. 

§.  117. 
Die  Emancipation. 

Der  höchste  Zweck  und  Erfolg  von  Ausübung  der  älterlichen 
Gewalt,  in  Pflege  und  Erziehung  des  Kindes,  besteht  darin,  es 
zum  selbstständigen,  des  Vaters  nicht  mehr  bedürftigen  Dasein  zu 
bringen,  nicht  bloss  seinem  Alter,  sondern  auch  seiner  Fähig- 
keit nach,  sich  selbst  zu  ernähren,  zu  leiten  und  nach  Aussen 
zu  vertreten.  Damit  erlöschen  jene  Bestimmungen  und  Rechte 
des  Vaters.  Aber  weil  sie  nur  zum  Besten  des  Kindes  waren, 
giebt  er  selbst  sie  auf:  dies  ist  der  Begriff  der  Emancipa- 
tion. In  dem  rechten  Verhältniss  hängt  es  vom  Urtheile  des 
Vaters  ab,  wann  er  seine  Kinder  für  mündig  hält  und  erklärt; 
und  in  der  Erziehung  wird  es  die  eigenlUche  Kunst  derselben 
sein,  diese  Emancipation  stufenweise  vorzubereiten,  das  Kind 
allmählig  immer  selbstständiger  zu  machen,  bis  es, 
noch  innerhalb  der  väterlichen  Gewalt  und  ihres  Schutzes  wei- 
lend, dem  Wesen  nach  schon  völlig  selbstsländig  und  emanci- 
pirt  ist. 

I.  Die  positive  Gesetzgebung  hat  aber,  um  äusserer  Gleich- 
mässigkeit  willen,  das  Lebensalter  festzustellen,  wann  nach  siche- 
rer Annahme  das  Kind  mündig  geworden  und  föhig  sei,  die  Rechte 
der  freien  Person  auszuüben.  Dass  dies  verschieden  sein  werde 
nhch  dem  verschiedenen  Geschlecht,  ebenso  nach  der  verschiede- 
nen Reife  des  Wachsthums  und  der  Geschlechtsausbildung  bei 
den  verschiedenen  Völkern,  versteht  sich  von  selbst  und  wird  be- 
stätigt durch  die  sehr  abweichenden  Gesetzgebungen.  Nur  der, 
so  viel  wir  wissen,  bisher  übersehene  Gesichtspunkt  könnte  künf- 
tig zur  Sprache  kommen,  dass  die  volle  Geschlechts-  und  Alters- 
reife zur  gesetzUchen  Emancipation  nicht  allein  ausreichen  sollte, 
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sondern  dass  die  Fähigkeit,  ein  selbstsUlndiges  Dasein  zu.ftthren  und 
sich  selber  fortzuhelfen,  das  eigentlich  entscheidende  Moment  sein 
müsse.  In  der  bisherigen  Gesetzgebung  fallt  Beides  ganz  ausein- 
ander, und  dennoch  ist  die  Emancipation  erst  dann  begriffsmäs- 
sig  gerechtfertigt,  wenn  Beides  in  einander  greift. 

IL  Durch  die  Emancipation  ist  indess  das  Verhältniss  zwi- 
schen Aeltern  und  Kindern  auch  rechtlich  noch  nicht  aufgelöst 
Das  Kind  hat  sich  stets  gegen  die  Aeltern  als  verpflichtetzu 
betrachten:  —  die  kindliche  Pietät  soll,  wie  die  Aeltemsorge, 
durch  das  ganze  Leben  hin  fortdauern.  Und  sie  wird  dies  um 
so  mehr,  je  mehr  man  in  ihr,  wie  in  der  Aelternliebe,  gleichfalls 
des  vorbildlichen  Charakters  bewusst  wird,  den  diese  zweite 
Grundform  der  Liebe  im  Menschengeschlechte  trägt  (§.  t3. 
S.  61).  Wie  tief  selbst  im  instinctiven  Bewusstsein  des  Menschen- 
geschlechts sich  dieselbe  ausgebildet  hat,  kann,  unter  vielem  An- 
dern, die  Verpflichtung  zur  Familienrache  bezeugen,  welche 
bei  manchen  Völkern  des  Alterthums  gleichsam  als  ein  Theil  der 
Erbschaft  und  eine  rechtliche  Verpflichtung  betrachtet  vnirde,  und 
die  auch  sittlich  gar  nicht  so  verwerflich  erscheint,  wie  eine  nach 
abstracten  Begrifl*en  nivellirende  Moral  es  gewöhnUch  meint.  Das 
Gefühl  des  Vaters  in  seinem  tüchtigen  Sohne  zugleich  seinen 
„Rächer"  zu  erziehen,  der  Sporn  für  den  Sohn  dem  Vater  die. 
ihm  versagte  Gerechtigkeit  noch  nach  seinem  Tode  zu  erkämpfen, 
ist  ebenso  natürlich,  wie  tief  sittlich,  so  dass  sie  in  alle  Wege 
in  Ehren  zu  erhalten  ist. 

III.    Dies  sittliche  Moment  wirkt  nun  auch  auf  die  Rechts- 

■ 

Ordnung  zurück.     Das  Kind  darf  auch  später  die  Ehrfurcht  gegen 
die  Aeltern  nicht  verletzen,  ist  z.  B.  in  der  Klage  gegen  sie  be- 
schränkt; Aeltemmord,  Misshandluug  derselben  ist  ein  schwereres 
Verbrechen,  als  gemeiner  Mord  und  sonstige  Misshandlung.   Das 
Kind  ist  zur  Alimentation  seiner  Aeltern  verpflichtet:  von  der 
nachzusuchenden  Beistimmung  zur  Heirath  haben  wir  schon  ge- 
sprochen (§.116,  Ilj.     Endlich  besteht  wechselseitige  Erb- 
schaft unter  ihnen  und  sie  sind  der  gerichtUchen  Zeugenschaft 
gegen  einander  entbunden. 
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Drittes  CapiteL 

Das  Recht  der  Erbschaft  und  das  der  Testirung. 

§.  118- 
Rechtlicher  Grund  von  beiden. 

Die  Familie,  als  natürlich  -  sittliche  Collectiypersönlichkeit 
(f  112),  löst  sich  auf  durch  die  Volljährigkeit  der  Kinder,  end- 
lich durch  den  Tod  der  Aeltern:  das  innerhalb  der  Familie  iin- 
getheQt  besessene  Eigenthum  wird  dadurch  eriedigt  Die  Frage 
ist:  wem  es  nach  allgemeinem  Rechtsbegriffe  zu  überlas- 
sen sei? 

I.     Die  positive  Gesetzgebung  aller  Völker,  auf  dem  Boden 
des  wirkUchen  Lebens  stehend  und  vom  Begriffe  der  Familie  aus- 
gehend, war  niemals  zweifelhaft  in  dieser  Frage:    die  Hinter- 
iassensdiaft  der  Aeltern  kommt  den  Familienangehörigen 
ZQ,  die  sich  darein  theilen,  nach  weitern,  von  der  Volks- 
sitte und  der  positiven  Gesetzgebung  verschieden  ausgebildeten  Nor- 
men.   Das  Vermögen  ist  Gesammteigenthum  der  Familie;  und 
so  ist  das  Familienerbrecht  eine  natürliche  Folge  dieser  Grund- 
ansehauung.    EigentUch  nur  über  den  Begriff,  wer  zur  Familie  ge- 
höre, nicht  über  das  Princip,  dass  diese  zu  erben  habe,  bildete 
sich  die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Völker  verschieden  aus. 
(Einzige  Ausnahme  davon  machen  wohl  nur  ganz  unausgebildete 
Völker,  bei  denen  der  Werth  der  Persönlichkeit  und  des  Fami- 
Uenbandes  gleich  tief  steht:  diese  lassen  das  Vermögen  des  Ver- 
storbenen dem  Oberherrn  zufallen.    So  in  den  despotischen  Neger- 
staaten Afrika's;  so  auch  sporadisch  im  Despotismus  des  Orients.) 
Darin  aber  wich  die  Völkersitte  sogleich  ab  von  der  Einfach- 
heit jener  Grundanschauung,  dass  bei  vielen  Nationen  (z.  B.  ur- 
sprünglich bei  den  Bömem  uhd  auch  bei   den  Germanen)  nur 
die  zur  Familie  gerechnet  wurden,  die  vom  Vater  oder  von  mann-« 
liehen  Mitgliedern  des  Hauses  abstammen  (die  „Agnaten"),    so 
lass   nur  für  sie  die  Familienrechte  existiren.    Alhnahlig  indess 
rweiterte  der  Begriff  der  Famiüe  sich  dahin,  dass  alle  Blutsver- 
wandte zu  ihr  gerechnet  wurden,  also  auch  die  von  den  Frauen 
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abstammeDden  Glieder  (die  „Cognaten**).  Auf  diese  AnsdiiHil  n 
8tützt  sich  im  Allgemeinen,  mit  einigen  in  Zweckmassig^eüspii-l  ^ 
den  beruhenden  Ausnahmen  bei  der  Erbsdiaft  von'  StanungfllCB, 
bei  Majoraten,  Minoraten  u.  dgl.,  das  jetit  geltende  Eibredi 

IL  Andemtlieils  Hegt  im  Begriffe  des  Eigentfaums  dieB^' 
fugniss  der  freien  VerTügung  Über  dasselbe,  und  dem,  w!-' 
dier  durch  eigene  Thätigkeit  es  erwoiben  hat,  kann  andite 
Recht  nicht  abgesprochen  werden,  nach  Belieben  mit  flun 
schalten,  und  wie  er  während  des  Lebens  m^nilieriei  tYiOei  ■ 
ihm  darlegte,  auch  „letztwillig^^  ebenso  unbeschrankt  flker 
dasselbe  zu  verfügen.  So  entsteht  der  Begriff  der  unbedingt» 
Testirfreihcit,  als  eines,  wie  es  scheint,  vom  Wesen  fa 
Eigenthums  unabtrennUchen  Rechtes. 

Es  stehen  daher  in  Betreff  des  nachgelassenen  Eigendm 
gleich  ursprünglich  und  wie  es  zunächst  erscheint,  gleich  nnh- 
schränkt  zwei  Rechte  einander  gegenüber:  vom  BegriflTe  der  Fa- 
milie ausgehend  das  Erbrecht,  vom  Begriffe  persönlicher  Frei- 
heit ausgehend  die  Testirfreihcit. 

In  der  Geschichte  des  Erbrechts  finden  wir  diese  heida 
Grundanschauungen  fast  immer  im  Kampfe  mit  einander,  wddMB 
die  positiven  Gesetzgebungen  auf  verschiedene  Weise  zu'vennittdi 
suchen.  Bemerkenswerth  dürfte  es  sein,  dass  in  der  Germani- 
schen Rechtsanschauung  die  Idee  des  Gesammteigenthums  den 
Mittelpunkt  bildete,  weil  der  Geist  der  Familie  der  überwiegende 
war.  Die  Testamente  waren  ursprünglich  unbekannt  —  man  ve^ 
schenkte  bloss,  was  ausser  dem  „Stammgut"  frei  verfflfßßt 
war  —  bis  erst  durch  das  Römische  Recht  sie  in  Gebrauch  kamen. 
Anders  im  Römischen  Erbrecht,  wo  bei  dem  stark  ausgeprägten 
Begriffe  persönlicher  Freiheit  beide  Anschauungen  so^eich  neben 
einander  hervortraten,  einige  Zeitlang  die  vollständige  Testirfirei- 
heit  die  Oberhand  hatte,  bis  endlich  eine  zu  Gunsten  der  Bluts- 
verwandten, denen  ein  „Pflichttheil"  hinteriassen  werden 
musste,  beschränkte  Testirfreiheit  im  Gebrauche  blieb.  So 
noch  im  Justinianischen  Recht. 

III.  Das  wissenschaftliche  Naturrecht,  welches  vom  Begriffe 
der  abstracten  Persönlichkeit  ausging,  konnte,  indem  es  die  Frage 
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nach. dem  allgemeinen  Grunde  des  Erbrechts  aufWarf,  im 
Familienbegriffe  einen  solchen  stichhaltigen  Grund  nicht  fin- 
den. Hier  fiel  der  Nachdruck  weit  entschiedener  auf  die  Gegen- 
seite, auf  den.  Begriff  der  freien  Verfügung  des  Erblas- 
sers. So  sieht  Grotius  und  seine  Nachfolger,  so  selbst  die 
Civilisten  bis  auf  die  neueste  Epoche  hin  die  Intestaterbfolge  nur 
als  präsumtives  Testament  an,  und  der  Rechtsgrund  des  Er- 
bens  wird  aus  dem  stillschweigend  anzunehmenden  Willen  des 
Besitzers  hergeleitet.'^)  Ebenso  fasst  Kant,  der  den  Nachlass 
als  „erledigtes  Gut^f.  beti*achtet  und  es  vom  „herrenlosen^^  untere 
scheidet,  die  Erbfolge  als  einen  Eigenthumserwerb  aus  Vertrag. 
Aehnlich  Bauer,  Rotteck  u.  A.  Es  wurde,  woran  man  von 
diesem  Standpunkt  aus  Recht  hatte,  eingesehen  und  ausge- 
sprochen: dass  im  Begriffe  der  abstracten,  von  einander  abge- 
lösten, nur  durch  Vertragsverhältnisse  auf  einander  bezogenen 
Persönlichkeiten,  kurz  auf  dem  Standpunkte  des  formellen  Rechts, 
überhaupt  keine  Möglichkeit  vorhanden  sei,  das 
Erbrecht  zu  begründen,  oder  was  nur  der  nächste,  aber  in 
seinen  Folgen  unendUch  weiter  reichende  Schritt  war:  dass  das 
historische  Erbrecht  nach  jenen  Voraussetzungen 
absolutes  Unrecht  sei.  Zu  letzterer  Auffassung,  die  in  neur 
erer  Zeit  in  gewissen  Bildungskreisen  die  herrschende  geworden 
ist,  vermochten  besonders  in  Frankreich  die  praktischen  Erfah- 
rungen von  der  Verderblichkeit  des  unbedingten  Erbrechts,  wegen 
unverhältnissmässiger  Anhäufung  der  Güter  in  einzelnen  FamiUen 
und  der  daraus  sich  ergebenden  ungleichen  Vertheilung 
des  Eigenthums  in  Folge  jenes  schädlichen  Uebermaasses.  Es 
waren  Zweckmässigkeits-,  nicht  eigentUch  Rechtsgründe. 

So  unentschieden  steht  die  Frage  wesentUch  bis  zur  Stunde. 
Zwar  ist  anzuerkennen,  dass  Hegel  über  jene  formelle  Auffas- 
sung hinaus  auf  ganz  richtige  Weise  die  Quelle  des  Erbrechts  in 
der  FamiUe  gesucht  hat;**)  aber  die  Ausfuhrung,  welche  er  ihm 
gegeben,  ist  so  unvollständig  und  dürftig  gebUeben,  dass  sie  sidi 


*)  Stahl,  Rechtsphilosophie  U.  1.   S.  391. 
**)  „Philosophie  des  Rechts",  §.  178. 
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als  durchaus  ungenügend  erweist,  die  sociale  Frage  von  dieser 
Seite  her  zu  lösen, 

IV.  Vom  abstracten  Rechtsbegriffe- aus  ist  über  die  Vov 
wendung  des  Naddasses  eine  vierfache  Auffassung  mO^dif 
deren  jede  Rechtsgründe  für  sich  anführen  kann,  welche  nur 
etwa  durch  Zweckmässigkeitsrücksichten  von  einanto 
verschieden  sind. 

a.  Man  kann  sich  auf  den  allerabstractesten  Standpunkt  des 
iu8  primi  occupantiß  stellen  und  «pricht  demgemftss  den  Nach- 
lass,  ohne  alle  Rücksicht  auf  verwandtschaftl^pbe  Bande  oder  luf 
Testirfreiheit,  als  ein  herrenlos  gewordenes  Gut  überhaupt  dem 
,,Nächsten^'  zu.  Naturrechtlich  ausgeführt  worden  ist  dies  Prin- 
cip  eigentlich  nur  als  Rechtsfiction,  um  durch  sie  gerade,  in  Er- 
mangelung anderer  Gründe,  das  Erbrecht  zu  retten.  Der  nattt^ 
liehe  Erbe  wird  als  primm  occupans  betrachtet,  da  er  facti  seh 
der  Nächste  ist,  und  daraus  sein  Recht  deducirL 

b.  Man  erklärt  den  Nachlass  für  das  Rechtseigenthum  der 
Gesammtheit,  welche  ihn  dann  wieder  neu  vertheilen  (Soda- 
lismus)  oder  ihn  dem  Bedürftigsten  und  Würdigsten  verleihea 
kann  (St.  Simonismus).  Das  Letztere  kann  unter  gewissen  später 
nachzuweisenden  Voraussetzungen  und  Einschränkungen  innere 
Haltbarkelt  gewinnen. 

c.  Man  tiberlässt  den  Nachlass  den  nächsten  Familienange- 
hörigen, —  in  Ermangelung  derselben  nach  dem  „Geblütsrecht^ 
den  weitern  Blutsverwandten  —  oder  in  Ermangelung  derselben, 
nach  besondern  Anordnungen,  einer  engem  oder  weitern  Genos^ 
senschaft,  einer  Zunft,  einem  geistlichen  Orden  u.  dgl.  Dies  dai^ 
eigentliche  Intestaterbrecht,  welches  durch  positive  Gesetz*' 
gebung  weiter  ausgebildet  wird. 

d.  Man  überlässt  den  Nachlass  dem  vom  Erblasser  Bezeich-^ 
neten,  der  dadurch  das  Recht  des  Besitzes  erhält,  —  durdir 
letzten  Willen  oder  durch  Erbvertrag.    Auch  dies  ist  voib-^ 
der  positiven  G^etzgebung  näher  bestimmt,  aber  zugleich  einge-^ 
schränkt  worden,  namentlich  um  den  Conflict  mit  dem  Vorige: 
auszugleichen. 

Nur  die  beiden  letzten  Auffassungen  sind  bis  jetzt  in  de 
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Bechtspraxis  durchgeführt  und  unter  sich  in  Einklang  su 
bringen  versuchf  worden;  aber  man  hat  gestritten,  weh^  Ton 
beiden  die  erste  und  entscheidende  sei.  Einige  (wie  Mirabeau^ 
Abicht,  Jacob)  verwerfen  die  Testirfireibeit- unbedingt,  weil  sie 
zu  den  grössten  Missbräuchen  fllhre:  Andere  (und  dies  ist  die 
herrschende  Ansicht  des  NaCurrechts  aus  "der  Kantischeil  Schule) 
leiten  umgekehrt  alles  Erbrecht  aus  dem  letzten  Willen  des  Erb- 
lassers her. 

Es  wird  sich  .geigen,  dass,  dem  in n er n  Wesen  des  Erln 
rechts  zufolge,  kein  wahrer.  Gegensatz  zwischen  beiden  stattfin- 
det, sondern  nur  eine  Ergänzung  und  Vervollständigung 
des  Ersten  df  rch  das  Zweite. 

§.  119.  - 
1.    D^as  Erbrecht. 

Der  ebenso  objective,  als  im  unverkünstelten  Rechtsbewusst- 
sein  Aller  liegende  Grund  des  Erbrechts  ist  allein  im  Wesen  der 
KamSie  enthalten :  daher  so  lange  die  FamiUe  im  rechthchen  und 
sittlichen  Bewusstsein  der  Gesellschaft  als  etwas  absolut  Geltendes 
und  Unantastbares  besteht,  auch  das  Erbrecht  nicht  untergehen 
wird.*  Der  Communismus  daher,  der  jenes  Recht  läugnet,  geht 
consequenter  Weise  darauf  aus,  zugleich  den  Begriff  der  FamiUe 
aufzuheben,  die  Menschen  überhaupt  als  vereinzelte  Individuen 
bmzustellen,  mit  gleichem  Ansprudi  auf  Eigenthum  und  Lebens- 
^enuss,  welche  sie  sich  selbst  anzu^gnen  haben,  deren  Erwerb 
daher  auch  an  ihnen  haftet.  Wäre  das  Erste  richtig,  so  Hesse 
auchi  gegen  das  Zweite  such  Nichts  einwenden:  aber  der  eigent- 
Üdre  Grundirrthum  des  Communismus,  ja  das  specifisch  Anti- 
ethische und  Bildungsfeindliche  desselben  besteht  nicht  in  den 
ökonomischen  und  rechtsphilosophiscfaen  Folgerungen,  sondern  in 
der  verkehrenden  Auffassung  des  Menscheü,  welche  ihn  ablöst 
1'^  Bande  der  Familie  und  ihrer  Ketät 

L  Schon  die  ursprüngliche  Liebe  der  Aeltern  zu  den  Kin- 
^eni  erzeugt  ihnen  unwillkürlich  die  Auffassung,  dass  sie  nicht 
Woss  für  sich,  sondern  ftlr  die  „Ihrigen",  für  das  „Haus'* 
erwerben:  und  so  wird  das  Erworbene  sogleich  und  ursprünglcih 
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schon  als  Eigenthum  der  Familie  aufgefasst  Die  Kinder 
sind  schon  Mitbesitzer  und  obgleich  nur  das  Fiatmilienoberhaiq^ 
das  Eigenthumsrecht  ausübt,  so  schliesst  sich  daran  doch  so- 
gleich der  weitere  Gedanke,  dass  nach  seinem  eignen  Willen 
das  Vermögen  Gesammteigentbum  der  Familie  sei. 

Di(f  Familie  daher  ist  d^ef  eigentliche  Eigenthfl- 
mer;  so  lange  diese  nicht  ausstirbt,  ist  somit  dfts  Vermögen  nicht 
als  herrenloses  Gut  zu  betrachten;  es  bleibt  nach  dem  Tode 
des  Erblasser«  fUr  die  überlebenden  Glieder  d||r  Familie  das,  was 
es  vorher  schon  war,  ihr  Eigenth^pi:  —  und  zwar  zmiächst 
ungetheilt.  Der  Act  der  Theilung  ist  das  Weitere;  was  die 
Familie  auflöst,  und  sie  in  die  Ansätze  neuer  Famjilien-imd  Eigen- 
thumsbildung  aus  einander  legt,  wobei  nach  dem  einfachsten  und 
ursprünglichsten  Rechte  die  ErbschfiSt  zu  gleichen  Theilen 
die  nächste  und  natürlichste  ist/  (Diese  ethische  Auflassung 
des  Erbrechts  ist,  wie  nicht  unbemerkt  bleibe,  zuj^eich  die  des 
alten  Römischen  Civilrechts:  es  nennt  die  unter  Äbr  Gewalt  des 
Familienhaupts  stehenden  Kinder  sui  heredes  —  „quasi  Mimt 
ipsis  suceedentes^'.  "* 

n.  Hiermit  ist  nun  ganz  ebenso  das  Intestaterbrecht 
begründet,  wie  das  Recht  des  Erblassers,  nach  seinem  Willen 
über  den  Nachlass  zu  verfügen,  eng  damit  verbunden,  eigentlich 
damit  Eins  ist.  Es  liegt  schon  im  rechten  Gefühle  des  GattßEt 
und  Familienoberhauptes  der  unveränderliche  Wille,  das  von  il^ 
erworbene  Vermögen  auch  in  den  Mitbesitz  der  Sein  igen  zu 
bringen  und  es  bei  ihnen  zu  erhalten.  Wie  seine  Erben,  schon  vor 
seinem  Tode,  mit  seinem  Willen  seine  Mitbesitzer  sind,  so  heisst 
erben  hier  nur  aus  diesem  Mitbesitz  in  den  Vollbesitz 
treten.  Es  ist  ganz  nur  die  vorige  Formel:  sie  beerben  eb^ 
so  sehr  sich  selbst,  als  ihren  Erblasser;  beides  mit  seinem 
WiUen. 

Dieses  Haften,  nicht  bloss  des  Vermögens,  sondern  des 
ganzen  Familiencharakters  an  der  FamiUe,  dieser, stätige, 
durch  sie  hindurchgehende  Wille  bei  dem  Wechsel  dereiösselnen 
Generationen,  ist  so  sehr  der  Ausdruck  des  ursprünghchen  Fami- 
liengefühls im  Menschengeschlecht,  dass  ohne  ihn,  neben  dem 
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Erbrecht,  eine  Menge  welthistorischer  Erscheinungen  unerklärbar 
bleibt.  Die  Kasten  im  Orient,  das  Erben,  nicht  nur  des  Vermö- 
gens, sondern  der  Familienbeschäftigungen  und  Würden,  sammt 
allen  daran  sich  knüpfenden  Rechten,  die  erbUche  Anwartschaft 
auf  gewisse  Stellen  im  Staate,  bis  auf  die  erblichen  Parlaments- 
räthe  in  Frankreich  herab,  der  Adels-  und  FamiUenstolz,  —  alles 
dies  und  vieles  Analoge  beruht  auf  der  ältesten,  fast  unauslilg- 
jbaren  Grundanschauung,  dass  das  wahre,  fortlebende  Individuum 
die  Familie  sei,  die  Einzelnen  nur  die  wechselnden  Träger  des- 
selben. 

Vor  der  erstarkten  Ausbildung  des  Persönlichkeitsbewusst- 
seins,  des  „Genius'^  und  seiner  Berechtigung,  musste  nun  im 
weltgeschichtlichen  Fortgange  jenes  Naturgeftihl  immer  mehr  zu- 
rückgedrängt und  überwunden  werden :  es  ist  dies  eine  der  Haupt- 
wirkungen des  fortschreitenden  Sieges  der  Idee  der  Mensch- 
heit über  die  bloss  instinctive  Existenz  des  Menschenge- 
schlechts (§.5,  in.).  Wir  können  dies  auch  ausdrücken  als 
die  stufenweis  sich  vollziehende  Zurückführung  des 
Princips  der 'Erblichkeit  auf  seine  eigentlich  ethi- 
schen Schranken,  welche  im  sittlichen  Begriffe  der  Familie 
ihre  wahre  Bedeutung  und  ihre  Gränze  finden. 

lieber  jene  universelle  Form  der  ErbUchkeit  ist  daher  das 
gegenwärtige  Rechtsbewusstsein  (übrigens  nicht  ohne  Hülfe  des 
Römischen  Rechte)  schon  längst  hinausgegangen :  der  Begriff  der 
PersönUchkeit  hat  unwiderruflich  gesiegt.  So  wird  es  längst  als 
Widersinn  erkannt,  Aemter  oder  Leistungen,  zu  denen  besondere 
Befähigung  und  erworbene  Tüchtigkeit  gehören,  als  ein  Erbli- 
ches auf  gewisse  Geschlechter  zu  übertragen.  Die  einzige 
Ausnahme  macht  jetzt  noch  das  Erbrecht  zur  Regierung, 
welches,  wie  sich  zeigen  wird,  nur  aus  Gründen  der  Zweckmäs- 
sigkeit vertheidigt  werden  kann,  vom  Rechts-  und  Erbschafts- 
begriffe  aus  jedoch  als  Anomalie  dasteht. 

So  bleibt  jetzt  nur  das  Recht  der  Famiüe  auf  Erbschaft  des 
Vermögens  und  der  privaten  Rechte  und  Verpflichtungen. 
Aber  auch  hier  zeigt  die  neuere  Gesetzgebung  fortschreitend  die 
Neigung,  auch  die  ünbedingtheit  dieses  Rechtes  zu  beschränken, 
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I.  B.  in  der  Erbschaftssteuer  bei  dem  Erben  in  entfern-' 
tem  Graden. 

UL  Je  mehr  nun  aber,  durch  die  übrige  Organisation  der 
Eigenthumsverhältnisse  in  der  Gesellschaft  ($.  97),  der  Begriff  des 
Familienyermtfgens  als  materiellen  Besitzes  in  den  Bänter- 
grund  tritt  und  an  Wichtigkeit  verliert,  sofern  die  Familie  in 
ihrem  ganzen  rechtlich-sittlichen  Bestände  zwar  existirt,  aber  in 
Erwerb  und  Besitz  einer  grossem  Gemeinschaft  sich  anschhesot, 
wie  dies  z.  B.  bei  den  Herrnhutem  und  in  andern  Assodationen 
im  Kleinen  schon  der  Fall  ist:  —  desto  werthloser  und  über- 
flüssiger  von  der  Einen  Seite,  desto  rechtlich  beschränk- 
barer von  der  andern,  wird  daher  das  blosse  VermOgemh 
erbrecht  werden,  welches  demgemäss  seine  Einschränkung  dordi 
die  gegenwärtige  Gesetzgebung  noch  lange  nidbt  erreibht  hat 
Doch  ist  auch  hier  jedes  Revolutionäre  oder  Tumultuarische'  aus- 
geschlossen ;  denn  es  ist  in  den  rechten  Schranken  gehalten  durdi 
den  obersten  Zweck  der  Familie,  welchem  —  so  lange  er 
auf  vollständige  Weise  nicht  erreicht  werken  kann  ohne  materieB 
ererbten  Besitz,  so  lange  Erziehung  und  Ausstattung  mit  vollkom- 
mener Berufstüchtigkeit  noch  nicht  das  sicherste  und  voll- 
genügende Erbtheil  ist,  das  die  Aelteru  geben  können,  —  dann 
freilich  noch  immer  durch  die  Erbschaft  der  blossen,  täuschenden 
Surrogate,  des  Geldes  und  äussern  Vermögens,  nachgeholt 
fen  werden  muss. 

So  wird  das  Erbenlassen  und  das  Erben  niemals  auf- 
hören ,  denn  die  Familienliebe  kann  in  der  Uenschheit  nie  erster- 
ben. Aber  das  rechte  Erben  besteht  im  Familiengeiste  und 
seiner  Tugend,  den  gar  eigentlich  der  Familienname  darstellt,  in 
dessen  einfachen  Lauten  die  ganze  Substanz  jenes  Geistes  sich 
vergegenwärtigt;  —  nicht  minder  in  eigenthümlicher  Arbeits^ch- 
tigkeit  und  sittlicher  Energie.  Wer  in  einer  richtig  organisirten 
Gemeinschaft,  wo  Arbeitsleistung  das  einzig  WerChgebende  ist, 
künftig  noch  Geld  ftir  die  Seiaigen  sammeln,  ebenso  der^eichen 
noch  erben  will ,  dem  vrird  es  zwar  gesetzlich  unverwehrt  bleiben, 
aber  man  wird  ihn  eines  ganz  veralteten  Aberglaubens  an  wertfflose 
oder  leicht  zu  beschaffende  Dinge  mit  Recht  bezüchtigen  können. 
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§.  120. 
2.    Das  Recht  des  Testirens. 

Der  Erblasser,  als  Erwerber  und  Besitzer  des  VermO« 
gens,  hat  hiermit  auch  unzweifelhaft  das  Recht  freier  Verftigung 
Biber  dasselbe;  ebenso  kann  er,  was  in  diesem  Rechte,  für  sich 
betrachtet,  liegt,  zu  seinem  Erben  einsetzen,  wen  er  will.  Das 
unbedingte  Recht  der  Willkür  in  den  letztwilligen 
Anordnungen  ist  unabtrennbar  vom  Begriffe  der  abstracten, 
^funilienlosen  Persönlichkeit  faidem  daher  der  Socialismus  diesen 
iB^riff  zu  seinem  Ausgangspunkte  macht,  um  das  Erbrecht  zu 
jtllrzeD:  so  hätte  er,  consequent  mit  sich  selbst,  das  unbedingte 
Recht  des  Testirens  an  seine  Stelle  setzen  soUen.  BQer  aber  reiht 
er. den  zweiten  Widerspruch  an:  auch  ttber  die  Einzelpersönlich* 
keit  und  ihren  Willen  flbt  der  Wille  der  Gemeinschaft  bei  ihm 
jdie  absolute  Despotie,  um  ihn  gerade  dadurch  in  die  höchste 
iFrdheit  und  UngAundenheit,  in  den  Vollgenuss  des  Lebens  zu 
i  setzen  I 

Aeusserlich  dah^  und  in  ihren  unmittelbaren  Wirkilhgen 
besteht  zwischen  dem  Erbrecht  und  dem  Rechte  des  Testirens  eine 
unauflöslich^  Antinomie,  wie  wir  gezeigt  haben  (§.  118). 
i*Die  positive  Gesetzgebung  hat  beide  gegenseitig  abgegränzt  und 
den  Ausbruch  des  Streites  dadurch  gehindert,  fireilich  nicht  ohne 
[bei  den  einzelnen  Gesetzesbestimmungen  halbbewusstlos  und  in- 
.  stinctiy  aus  dem  höheren  Principe  zu  schöpfen.  Vom  sittlieheii 
.  Standpunkte,  Yom  Wesen  der  FamiUe  aus,  dessen  Ausdruck 
Dur  das  Familienrtaht  sein  soll,  ist  gleich  ursprünglich  gar 
;  kein  Streit  zwischen  beiden  (§.  119,  II):  das  Recht  des  Testirenl 

i  ergänzt  und  veryollständigtrdas  Erbrecht;  verneint  es  nicht 
I  \' 

;  oder  hebt  es  auf.  So  gewiss  das  Band  der  Familienliebe  im  Erb- 
lasser und  im  Erben  nachwirkt:  so  will  Jener,  dass  der 
Andere  auf  die  redite  Weise  erbe  und  zu 'seinem  VortheU,  — 
was  er  durch  letztwiUige  Bestimmungen  anordnen  kann:  jbenso 
ivill  Dieser  nur  auf  die  rechte  Weise  erben,  — so. dass  er  den 
letztwillig^  Anordnungen  in  Pietät  sich  unterwirft.  Endlich  Idbn 
auch,  gerade  wie  bei  der  Adoption  (§,  116,  IV.),  -«us  dem  tief  im 
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Familiengeiste  liegenden  Wunsche,  einen  Erben  zu  besitzen  od^ 
einen  Würdigen  miterben  zu  lassen,  ein  über  die  Familie  hinauMjc 
liegendes  Verhältniss  hervorgerufen  werden,  welches  durch  Tesühl 
ment  rechtlich  bestimmt  wird,  das  aber  nie  mit  dem  Familien- 
erbrecht, als  dem  ursprünglichem,  in  Widerspruch  treten  darf. 

I.    Von  diesem  Standpunkte  hat  daher  der  Vater  als  Erb- 
lasser kein  unbedingtes  Recht  den  Kindern  gegenüber,  son- 
dern nur  das  Recht  und  die  Macht  ttber  sie,  welches  zu  ihrem 
eignen  Besten,  zu  Erziehung  und  künftiger  Emancipation  ihm 
nöthig  ist  (§,  116,  !.)•   Der  Vater  hat  daher  nicht  das  Recht  seine 
Kinder  willkürUch  zu  enterben,  sondern  nur  nach  aus  dem  Yfesm 
der  FamiUe  geschöpften  Gründen:  aus  dem  Grunde  der  Pflichte 
Vergessenheit,  des  Ungehorsams  von  Seite  der  Kinder  —  wo 
Enterbung  sittUche  Strafe  —  oder  weil  der  Eriblasser  den 
brauch  der  Erbschaft,   also  den  nachtheiligen  Einfluss  ftir  doli 
Erben  selbst  voraussieht,  d.  h.  weil  er  erkennt,  dass  er  nochi 
nicht  als  erbfähig  in  vollständiger  Bedeutimg  ahzusehen  sei.  Nurl 
dies  giebt  dem  Vater  das  Recht  der  Enterbung  oder  besser 
und  sittlicher  des  an  Bedingungen  g^knflpften  Erbei*] 
lassens. 

IL  Umgekehrt  hat  nach  diesen  Prämissen  auch  der  Eri^e 
nicht  unbedingtes  Recht  auf  die  Erbschaft,  sondern  nurinso-^ 
fern  er,  dem  Erblasser  gegentlber,  ^dem  Begriffe  der  Familie 
gemäss  sich  verhalten  hat,  und  auch  innerhalb  des  Actes  der' 
Erbschaft  sich  .zu  verhalten  fortfährt.  Desshalb  ist  der  Erb-^ 
lasser  rechtlich  befugt,  besondere  Vermächtnisse  anzuordnen« 
welche  die  Erben  zu  erfüllen  haben  als  Verpfidchtungen  filr  Otf^ 
eignes  Erbrecht,  oder  den  Antritt  der  Erbschaft  an  besonderir 
Bedingungen  zu  knüpfen,  welche  die  vollen  Verfilgungsrechte 
der  Erben  beschränken,  z.  B.  dass  das  Vermögen  nadi  seinem 
Tode  noch  eine  Zeitlang  ungetheilt  verwaltet  werde,  was  eigent- 
lich eine  Bestimmung  zum  Besten  der  Erbenden  selber  ist 

Ebenso  kann  der  Erblasser  bestimmte  VermficlUnisse 
gtiften,  welche  jedoch  die  Erben  nicht  über  ihren  „PflichttheiP'^ 
hinaus  verletzen  dürfen.  Sie  Legate  sind  daher  als  Verp^iditungea 
anzusehen,   die  der  Erblasser  dem  Erben  auferlegt  und,  deren 
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Brfidlung'  er  von   seiner  Pietät  erwartet.     Desshalb  der  Grund- 
„Wo  kein  Erbe,  da  kein  Legat".*) 


Viertes  Capitel. 

Das  Vormundschaflsrecht. 

§.  121. 
Begriff  und  Umfang  desselben. 

Warum  das  Vormundschaftsrecht  als  der  letzte  Ausfluss 
des  Wesens  der  Familie  anzusehen  sei,  hat  sich  schon  firüher 
($.  110)  ergeben.    Wo  durch  Zufall  die  natürlich-sittliche  Fami- 

Kenhülfe  dem  Bedürftigen  gebricht,  muss  als  Ergänzung  der  wohl- 
wollende Wille  der  Gemeine  eintreten.  Dieser  erzeugt  daher 
wiederum  eine  Reihe  von  Rechten,  welche  wir  unter  jener 
allgemeinen  Benennung  zusammenfassen. 

I.  Da  die  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  der  nächste 
Zweck  der  Famihe,  das  den  Aeltern  beiwohnende  Recht  über 
die  Kinder  aber  nur  das  Mittel  dazu. ist  (§.  116):  s(f  folgt  dar- 
aus^ dass  bei  ungenügender  Leistung  von  Seiten  der  Aeltern 
oder  bei  dem  Mangel  derselben  der  Wille  der  Gemeinschaft  die 
'Pflicht  und  das  Recht  habe,  supplementär  die  Aeltern  zu  er- 
gänzen oder  im  HinderuiigsfaUe  ganz  an  ihre  Stelle  zu  tre- 
'  ten.  Gleichwie,  nach  unserer  Lehre,  die  Idee  der  Familie  eine 
ewige  und  universale  ist,  der  Urtypus  aller  Gemeinschaft,  welchem 
wir  uns  in  den  andern  Formen  derselben,  möglichst  anzunähern 
haben:  so  ist  auch  der  Begriff  der  Aelternschaft  ein  allgemein 
ethischer.  Jeder,  der  überhaupt  oder  in  einer  bestimmten 
Hinsicht,  bleibend  oder  vorübergehend,'  als  unmündig 
anzusehc^h  ist,  soll  Solche  finden,  die  Aeltemstelle  an  ihm  ver- 
treten, und  die  desshalb  gewisse  Rechte  in  Bezug  auf  ihn  erhal- 
ten^ welche  jedoch  nur  Pflichten  für  sie  selber,  und  Rechts- 


'*')  Weitere  Bestimmungen  über  dies  Verhftltniss  giebt  Stähl  Rechtsphilo- 
sophie II.  1.  S.  386.,  der,  soweit  wir  aus  seinen  einzelnen  Aeus9erungea  m 
schliessen  vermögen,  mit  unserer  oben  gegebeiien  Auffassung  einverstAnden  sein 
durfte. 
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anspräche  des  Bedttritigen  an  sie  eneogeiiy   gerade  wie  ii 
Aelternrechte. 

Um  dieses  weitem  Umfangs  willen,  lässt  sich  desshalb  das  Y<v-| 
mundschaflsrecht  nicht  mehr  unter  den  blossen  Begriff  des  Fami- 
lienrechtes bringen,  sondern  es  bildet  den  Debergang  aus  der 
Familie  in  die  höhere  und  universellere  Gemeinschalt  des  Stat- 
te s,  der  hier  nach  seiner,  der  Familie  nächsten  und  analogestei 
Wirkung  betrachtet  wird,  indem  er  ergänzend  in  die  Rechte  uni 
Pflichten  der  Aeltem  eingreift,  überhaupt  die  Stelle  der  Aelteri-I 
Schaft  gegen  den  Unmündigen  zu  vertreten  hat 

II.  Das  Vormundschaftsrecht  ist  daher  vom  grOssten  uni 
vielseitigsten  Umfange:  es  kann  sich  auf  das  Höchste  erstreckfli! 
und  auch  das  Kleinste  ist  ihm  nicht  zu  gering;  denn  es  ist 
Ausdruck  des  wohlwollenden  Willens,  der  die  Gemein! 
beseelen  soll  in  ihrem  grössten  Umfange  wie  in  ihrem  kleinsten 
Kreise.  So  kommt  diese  Pflicht  und  dieses  Recht  am  Umfitösend- 
sten  dem  Staate  zu;  aber  au&  demselben  Grunde  liegt  sie  auch 
jedem  untergeordneten  Gemeinwesen  ob:  der  OrtsgenEieiDe, 
den  Standes-  und  Berufsgenossen,  der  Familie  in  weiterm  Sinne 
der  verwandtschaftlichen  Grade,  der  Kirche  und  religiösen  €le- 
meinschaft  in  jeder  Form  ihrer  seelsorgerischen  Wirksamkeit 
Nur  dann  ist  die  Idee  ergänzender  Gemeinsdiaft  vollständig  dar- 
gestellt in  einem  Staate,  wenn  er  mit  einem  Netze  von  Genos- 
senschaften durchzogen  ist,  welche  nicht  nur  auf  „wechselsei- 

• 

tigen  Beistand'^  gerichtet  sind,  und  so  vorzugsweise  nur  die 
Idee  der  „Vervollkommnung^'  darstellen,  sondern  auch  der  des 
„Wohlwollens'^  sich  zuwenden  und  den  aneigennützigen 
Beistand  jedes  Bedürftigen  (bis  auf  die  Thigre  hinab)  sidi 
zum  Ziele  setzen.  Der  Staat  in  seiner  höchsten  administrativen 
Macht  soll  nur  da  ergänzend  eingreifen,  wo  jene  freiwilligen  An- 
stalten eine  Lücke  lassen  oder  wo  ihre  Wirksamkeit  nicht  umfas- 
send und  organisch  genug  ist.  Nur  dasjenige  Gemeinwesen  schrei- 
tet wahrhaft  fort,  d.  h.  ihm  bildet  sich  die  Idee  der  Vervollkomm- 
nung immer  tiefer  und  reicher  ein,  bei  welchem  sich  fortdauernd 
bewährt,  dass  es  in  Hinsicht  jener  wohlwollenden  vormund- 
schaftUchen  Genossenschaften  von  Unten  her  immer  mehr  sich 
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Ipedert  und  dem  Staate  seine  allgemeinen  Pflichten  abnimmt 
RFas  wir  also  im  Folgenden  „dem  Staate*^  vindidren,  das  ist  nicht 
k»  xa  fassen,  als  wenn  es  dem  Staate  anschliessend  zukäme,  son-~ 
fiBm  nur  so,  dass  es  überhaupt  Pflicht  irgend  eines  Gemein- 
wesens im  Staate  sei. 

Fragen  wir  dabei,  worin  die  besondern  vormundschaft- 
liehen  Rechte  und  Pflichten  bestehen:  so  sind  diese  offen- 
ktr  von  dreifacher  Art,  indem  der  Staat  theils  die  allgemeine 
johenrormundschafdiche  Aufsicht  ttber  die  Pflege  und  Erziehung 
^der, künftigen  Generation  fuhrt;  theils  die  fehlenden  Aeltem  yor- 
Jnmdschaftschlich  vertritt;  theils  alle  Httlfsbedürftigen  in  vor- 
idschaftlicher  So^ge  umfasst. 


r 


§.  122. 

J.    Obervormundschaftliche  Ergänzung  der  Aeltem 

durch  den   Staat 

I.    Diese  findet  zunächst  Statt  in  dem  passiven  Sinne  der 

I^Uossen  Beaufsichtigung.    Der  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht, 

die  Aeltem  zu  überwachen,  ob  sie  namentlich  in  Hinsicht  der 

grittigen  Erziehung  und   des  Unterrichts  ihre  Pflichten  an  den 

,  Kindern  erflillen.     Sie  sind  dazu  anzuhalten,  die  Theilnahme  an 

allen  vom  Staate  eingerichteten  Bildungsanstalten  ihren  Kindern 

zuzuwenden.     Dieser  „Schulzwang^^  ist  vom  privatrechtlichen 

Standpunkt  aus  ein  offenbarer  Eingriff*  in  die  Rechte  der  Aeltem; 

imd  so  wird  er  auch  vielfach  betrachtet  in  Staaten,  wo  dies  Alles 

4 

■fon  Untenher  noch  unoi^anisirt  und  der  Privatthätigkeit  oder 
Willkür  der  Einzelnen  überlassen  ist,  wie  in  den  Nord-Amerika- 
usdien  Freistaaten.  Von  diesem  Standpunkt  unbestimmter  Will- 
kür aus  sdiilt  man  dann  wohl  auch  bei  uns  auf  die  unnöthige 
und  störende.  Einmischung  des  „  Polizeistaates ^^  in  solche  Privat- 
angelegenheiten, während  man  bedenken  sollte,  dass  diese  Ober- 
aufsicht des  Staates  eine  der  wichtigsten  Pflichten  desselben 
'\9i^  die  gar  nicht  entbehrt  werden  kann,  so  lange  —  und  dies 
ist  gewiss  überall  noch  der  Fall  —  einzelne  Aeltem,  aus  Noth 
oder  aus  Selbstsucht,  die  Erziehung  der  Ihrigen  vernachlässigen. 
Diesen  Erfahmngen  gegenüber  ist  jener  Zustand  subjectiver  Willkür 
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und  Unordnung,  den  man  für  „Freiheit^  ausgiebt,  vidmdur 
sehr  niederer  und  mit  falscher  Freiheit  täuschender,  oder  wem 
mit  Bewusstsein  veiiangt  wird,  ein  höchst  yerkehrtes 

Von  hier  aus  erledigt  sich  auch  die  berOhmte  Controi 
der  neuern  Zeit  über  die  Freiheit  des  Unterrichts, 
hat,  unter  Berufung  auf  viele  Gründe  und  zahlreiche  Autoritätea^] 
behauptet:   Jeder  solle  unterrichten  und  Erziehungi 
anstalten    gründen   können    ohne    alle  Aufsicht  d( 
Staates^    bloss    dem    Privatzutrauen    diese    Aufsiel 
überlassend.    Diesem  tritt  das  entgegengesetzte  Extrem 
über  in  der  Behauptung  der  beiden  Hulosophen  Piaton  und  J. 
Fichte,  welche  so  lange  höchst  berechtigt  ist,  als  der  Famil 
zustand  ein  schlechter,  mithin  auch  die  Familienerziehung 
ungenügende,  sogar  oft  bildungsfeindliche  sein  kann:  dass  alle! 
Erziehung  nur  dem  Staate  in  allgemeinen  Bildungs- 
anstalten zu  überlassen  sei. 

Diese  höchst  bedeutungsvoUe  Controverse  ist,  me  man  sieU, 
nicht  absolut,  sondern  nur  nach  den  gegebenen  sittlichen 
Verhältnissen  des  Volks  und  der  Familien  zu  entscheiden. 
Hierher  gehört  sie  nur  insofern,  als  sich  bisher  in  die  Gründe 
dafür  und  dagegen  fremdartige  oder  fakche  Gesichtspunkte  ein- 
gemischt haben,  welche  abzulehnen  sind. 

Man  hat  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  über  die  Erziehung 
und  den  Unterricht  bisher  fast  nur  als  ein  Schutzmittel  fCür  ihn 
selber  betrachten  wollen.  Dies  ist  ein  falscher,  wenigstens  unge* 
nügender  Gesichtspunkt  Schädlichen,  d.  h.  staatsfeindlichen  Ten^ 
denzen  zu  wehren,  die  durch  Jugendbildung  und  Unterricht  etwt 
eingeflösst  werden  könnten,  dies  darf  er  der  Gesetzgebung  und 
der  Bechtspflege  td>erlassen.  Wenn  er  besondere  politische 
Absichten  dabei  erreichen  vnll,  vne  Frankreich  im  Elsass,  Rus&- 
land  in  Polen  und  in  den  Deutschen  Ostseeprovinzen  Pläne  der 
Entnationalisirung  mit  seinem  Einfluss  auf  die  Schulen  ver- 
bindet: so  ist  dies  als  eine  Gewissenlosigkeit,  als  Frevd 
gegen  den  ethischen  Begriff  des  Staates  zu  bezeichnen,  der 
wenn  er  auch  von  äusserm  Erfolge  begleitet  ist,  sich  innerlich 
doch  gewiss  an  ihm  rächen  wird,    ^elmehr  ist  darin  die  Pflicht 
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Staates  ausgesprochen,  die  unmündige  Jugend  yör  den  Ge- 
rn unvollkommner  oder  Terderblicher  Erziehung  zu  schützen, 
^iitttn  allgemein  menschlicher  Zweck  zu  hoch  steht,  um  die  Ent- 
»dung  allein  gewinnsüchtiger  Concurrenz  und  dem  mangelhaf- 
Crtheil  befangener  Aeltem  zu  überlassen. 
II.  Positiv  hat  der  Staat  die  Aeltem  in  Allem  zu  ergän- 
!n^  worin  ihre  Priyaterziehung  unvollkommen  bleiben  muss, 
vor  allen  Dingen  im  Systeme  des  Unterrichts,  wovon 
folgenden  *  Absdmitte.  Es  gehört  daher  gleichfalls  zu  seinen 
ibervormundschaftlichen  Pflichten,  alle  Unterrichtsanstalten 
.iiKserUch  vollständig,  innerUch  in  möglichster  Vollkommenheit  zu 
«halten.  Die  besondere  Pflicht  des  Staates  schreitet  nun  immer 
BKhr  zu  eigentlich  vormundschaftlicher  Thätigkeit  fort:  der  Unter- 
licht  muss  möglichst  zugänglich  gemacht  werden  itlr  alle  Stände 
und  Bedürfnisse,  also  in  den  Hauptzweigen  ein  unentgeldli- 
cher  sein  u.  s.  w.  (vgl.  §.  96,  I.)-  Dadurch  geht  seine  Thätig- 
keit  in  die  folgende  über: 


§.  123. 
2.    Vormundschaftliche  Vertretung  der  Aeltern 

durch  den  Staat. 

I.    Diese  heisst  „Vormundschaft^^  in  gewöhnlichem  und  her- 
gebradbtem  Sinne  und  ist  auch  schon  längst  als  Pflicht  des  Staa- 
tes erkannt  worden.     Sie  richtet  sich  auf  alle  Minderjährigen  und 
DDmttndigen  und  soll  ihnen  die  fehlende  älterUche  Vorsorge  nach 
Pflege,  Erziehung  und  Vermögen  ersetzen.     Waisenanstalten 
Dir  alle  Altersstufen  und  die  beiden  Geschlechter  sind  daher  das 
Erste;  aber  hier  zuerst  wird  der  Grundsatz  fühlbar,  der  auch  fUr 
alles  Folgende  gilt,  dass  diese  Anstalten  weit  mehr  aus  freier 
MenschenUebe,  als  Ausdruck  frei  übernommener  sittlich-religiöser 
Pflidit  —  durch  neu  zu  errichtende  oder  zu  restaurirende  Orden 
—  ihren  Bestand  haben,  als  durch  besoldete  Staatsbeamte 
besorgt  werden  sollen.     Hier  begegnet  sich  also  der  Staat  mit  den 
Associationen  und  soll  Schritt  vor  Schritt  diesen  seine  Pflichten 
abtreten,  je  mehr  er  sich  überzeugt,  dass  er  sie  ihrem  sittlichen 
Gemeingeiste  überlassen  kann. 
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V 

II.    Bei  Bestellung  des  Vormiinds  im  eimeliien  Falle  ist  »1 
Bächst  auf  die  letztwillige  Verfllgoiig  der  Aettem  darOber  Bftck' 
sieht  zu  nehmen,  oder  wenn  eine  solche  fehlt,  umss  (wie  aaifc 
dem  französischen  Code)  ein  Familienrath  den  Vonnmid  h^ 
stellen  und  überwachen,  wenn  auch  Thibaut,  TieUeiGht  bestimmtaa 
Erfahrungen  folgend,  diesen  eine  „höchst  gefilhriiche  und  sdd^ 
pende  Behörde^*  nennt    Die  „Aeltemstelle^*  des  Vormunds  wirt 
sich  nicht  bloss  auf  die  Sorge  für  das  Vermögen  erstrecken,  soa- 
dem  vorzugsweise  auf  die  Erziehung  und  die  ganze  geistige  Pflega 
Hierfür  hat  nun  die  positive  Gesetzgebung  eine  Anzahl  Bestim- 
mungen gemacht,  die  sich  freilich  vorzugsweise  nur  auf  die  ¥»- 
mögensverwaltung  durch  den  Vormund  beziehen,  z.  B.  den  EU 
desselben,  gesetzliches  Pfandrecht  des  Mtlndels  an  dessen  gani» . 
Vermögen,  die  Bestellung  eines  Neben-  oder  Gegenvormunds,  oder  I 
eine  obervormundschafUiche  Behörde  u.  s.  w.  zu  fordern.*) 

§.  124. 

3.    Vormundschaft  über  die  Hülfsbedttrftigen 

überhaupt. 

I.  Das  Vormundschaflsrecht  des  Staates  in  diesem  weitesten 
Sinne  folgt  aus  demselben  Principe,  aus  welchem  der  Begriff  der 
Vormundschaft  überhaupt  entsteht,  aus  dem  wohlwollenden 
Willen  der  Gemeinschaft  (§.  121).  Jedem  Hülfsbedflrfti- 
gen  soll  die  volle  und  die  eigenthümliche  Ergänzung 
zu  Theil  werden,  nach  dem  Vorbilde,  welches  in  der  rechten 
Familie  stattfindet:  der  Staat  hat  in  dieser  Beziehung  d^  Ideal 
eines  vollkommenen  Familienganzen  nachzustreben. 

Die  Thätigkeitsweisen  des  Staates  oder  besonderer  Assoda- 
tionen  in  dieser  Richtung  sind  der  mannigfachsten  und  eigentlich 
der  unberechenbarsten  Art:  sie  können  in  jedem  Augenblick  dem 
bestimmten  Bedürfniss  gemäss'  einen  andern  Charakter  erhalten. 
Es  genügt  daher  durchaus,  die  allgemeinen  Sphären  derselben  zu 


*)  Die  Prüfung  der  Zweckmässigkeit  dieser  und  weiterer  Maassregeln  findet 
sich  bei  R  ö  d  e  r  „  Grundzuge  des  Naturrechts "  S.  393  f. ,  der  überhaupt  das 
Verdienst  hat,  dem  Vormundschaftsrecht  die  höhere  Bedeutung  in  der  Rechts- 
philosophie zuerst  vindicirt  zu  haben. 
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bezeichnen.  —  Zunächst   werden   bleibend  oder  vorübergehend 
Unzurechnungsfähige  —  Geisteskranke  in  jedem  Sinne  und 
in  jeder  Modalität  —  ebenso  durch  körperUche  Mängel  an  ihrer 
Integrität  Beschädigte  —  BUnde,  Taubstumme,  Fallsüchtige 
' —  femer  Verunglückte  überhaupt,  —  Scheintodte,  Ertrunkene, 
irgendwie  körperiich  Verletzte  —  der  vormundschaitUchen  Sorge 
des  Gemeinwesens  in  eigenen,  dafür  errichteten  Anstalten  anheim- 
fallen: endUch  diejenigen,  welche  ihre  Rechte  nicht  selbst  oder 
Bicht  hinreichend  vertreten  können;  Abwesende,  Verstorbene, 
noch  nicht  Geborene,  oder  die,  bei  eigner  Volljährigkeit  und  Mün- 
digkeit, doch  durch  ihre  Bildung  gehindert  sind,  ihre  Rechte 
vollständig  zu  verwalten.    Hier  wird  unentgeldliche  Rechtsbe- 
lehrung und  vormundschaftlicher  Rechtsbeistand   gefordert 
sein,  besonders  fOr  die  niedem  Stände,  für  das  unverheirathete 
weibUche  Geschlecht  u.  s.  w. 

n.  Es  ist  merkwürdig  und  erwähnenswerth,  dass  der  Staat 
in  den  allermeisten  der  genannten  Beziehungen  seine  Verpflich- 
tung längst  einsieht  und  für  ihre  Erfüllung  Vorsorge  trägt:  un- 
wilikürUch  wenigstens  und  sporadisch  hat  er  daher  das  Princip 
desWohlwollensals  sein  Gebot  anerkannt,  während  er  es  in 
andern,  weit  zahlreichem  Beziehungen  factlsch  aufs  Schnödeste 
Terläugnet.  Aber  auch  jene  Anstalten  des  Wohlwollens  sind,  weil 
sie  der  Staat  in  äussere  Anordnungen  verwandeln  muss,  dergestalt 
mechanisirt  und  in.  ihren  Wirkungen  entartet,  dass,  nach  dem 
vielfach  anwendbaren  Worte  des  Dichters,  ihre  Wohlthat  „Plage" 
geworden  ist.  Gerade  von  hier  aus  bedarf  der  Geist  unseres  Staats- 
wesens der  gründUchsten  Umbildung,  welche  sicherUch  nur  von 
der  Beihülfe  freier  Associationen  ausgehen  kann. 
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ZWEITE  ÜNTERABTHEILÜNG- 

Die  bürgerliche   und  die  Staatengesellschaft. 


Erstes  CapiteL 

Allgemeiner  Begriff  und  höchster  Zweck  des  Staates. 

§.  125. 
1.    Begriff  des  Staates. 

Wir  haben  hier  den  Begriff  des  Staates  nicht  zum  ersten 
Haie  kennen  zu  lernen,  sondern  ihn  nur  in  seiner  vollstän- 
digen  Idee,  wie  in  seinem  höchsten  Ziele  zu  bezeichnen. 
Wie  wir  nämlidi  ihn  bisher  betrachteten  ($.  81.  ff.),  ergab  er 
sich  als  der  allgemeine,  die  gesammten  Formen  der  fireien 
Gemeinschaft  umfassende  und  alle  ihre  Veriittltnisse  gesetzlich 
ordnende  Bechtswille.  Als  solcher  hat  er  theils  die  Rechte 
der  freien  Persönlichkeiten  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  schützen 
(§.  84.  ff.);  theils  Jedem  sein  Eigenthum  zu  Terleihen  und  das 
verliehene  zu  wahren  (§.  92.  ff.) ;  theils  d^  Verkehr  und  die  aus 
ihm  hervorgehenden  Vertragsformen  zu  ordnen  (§.  98..  f.);  theib 
endlich  das  verletzte  Recht  wiederherzustellen  durch  Rechtsspruch 
oder  durch  Bestrafung  (§.»101.  ff.). 

I.  Nach  jener  bisher  betrachteten  Seite  hin  kann  der  Staat 
daher  als  Träger  der  Idee  der  Gerechtigkeit  bezeichnet  wer- 
den, und  die  Perfectibilität  desselben  in  dieser  Hinsicht  ist,  in 
all  jenen  einzelnen  Sphären  der  immer  gleichmässigere  und  voll- 
kommnere  Ausdruck  derselben  zu  werden,  wobei  wir  genau  be- 
zeichneten, was  bei  jeder  eigenthümUchen  Sphäre  den  leitenden 
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fiffflchtspuiikt  ihres  Zwecks,  ihr  ,,innere8  Rechtes  «usmache. 
Mem  vfit  jedodi  im  Vorhergehenden  mit  der  ,,Familie''  in  das 
Sd>iet  der  eigentlichen  Sittlichkeit  tibertraten,  erlosch  wis  nicht 
Ae  Bedeutung  des  Staates  mit  seiner  beiherschreitenden  Hülfe. 
AHe  äussern  Bedingungen  zur  innern  Vollkommenheit  der  Ehe, 
der  Fa^iilie^  des  Familienerbes,  der  Vormundschaft  erwachsen 
■nederum  zu  «ig^thOmlichen  „Redhten^^  dieser  Institute,  welche 
der  Staat  nicht  minder,  wie  die  ersten,  geset2Udi  festzustellen 
md  zu  schützen  hat. 

n.  Wie  aber  im  Systeme  der  ethischen  Ideen  die  ^,Idee 
dss  Rechts^^  selbst  nur  Mittel  und  Bedingung  ist,  um  der  „Idee 
eigänzender  Gemeinschaft^^  eine  gesicherte  Stätte  eigner  Verwirk- 
Bcfaung  zu  bereiten  (§,  tO,  UI.  S.  37.  f.):  ebenso  ist  auch  der 
Staat,  als  Ausdruck  jener  Idee,  nur  Mittel  und  Vorbedingung,  um 
ms  sich  selbst  den  Ideen  des  „Wohlwollens^'  und  der  „Voll- 
kommenheit'^  die  grösstmdgliche,  ins  Unendliche  zu  steigernde 
Verwiridichung  zu  geben^ 

Hier  aber  verändert  sich  der  Charakter  seiner  Leistungen: 
er  kann  nicht  gleicherweise,  wie  er  das  Redit  äusserlich  sichert» 
«iienso  durch  eigene  Thätigkelt  die  innere  Gesinnung  des  Wohl* 
woOens  und  das  rein  sittliche  Streben  nach  Vervollkommnung 
(die  ,4nnere  Glückseligkeit^')  hervorbringen  unter  seinen 
Sdmtzbefohlenen.  Dies  bleibt  ihre  eigene  frei  sittliche  That;  e$ 
ist  eigenthümlichstes  Werk  und  Sorge  eines  Jeden.  Desshalb  ge^ 
winnt  die  Idee  des  Wohlwollens  und  der  Vollkommenheit,  inwie- 
fern sie  dem  Staate  darzustellen  obliegt,  einen  andern  Charakter* 
Bie  Idee  des  Wohlwollens  wird  als  Sorge  für  die  äussere 
Wohlfahrt,  die  zweite  als  Sorge  für  die  sittliche  und 
intellectuelle  Volksbildung  durch  Gründung  und  Erhal« 
tang  eines  Systems  von  Bildungsmitteln  auftreten ;  und  dies  gieH 
eine  neue  Reihe  von  Pflichten  und  Rechten  des  Staates,  von  de«* 
Den  wir  ein  Beispiel  schon  kennen  in  seiner  Vormundschaft sr 
Pflicht  (§.  123.  24.). 

IIL  Der  Staat  in  dieser  umfassenden  Weise  gedacht  lässt  sich 
'aher  bezeichnen  als  das  allgemeine  Mittel  im  Dienste  <ier 
esammten  ethischen  Ideen.   Er  sdiütat  durch  Handhabung 
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des  Rechts,  durch  dienendes  Wohlwollen  und  durch  äusse 
Pflege   jedes   Institutes   sittlicher   oder    inteUectueller   V< 
kommnung,    die  bürgeriiche  und  die  mensdhliche  Gemei 
Dieser  unterwürfig  zu  sein  ist  seine  absolute  Bestimmung; 
keinerlei  Sinne   ist  er  Zweck  an  sich  oder  ein  Höchstes,  \ 
sein  selbst  willen  Existirendes. 

So   reicht    der   Staat    allordnend    und    allbeschtttzend 
gleichmachender  Gerechtigkeit  von  der  höchsten  bis 
die  niederste  Gemeinschaft  herab:  fOr  jede  hat  er  ^ie  äussere 
Bedingung  ihrer  Vollkommonheit  hervorzubringen  und  die  i 
Einzelnen   dabei   oft  widerstreitenden  Elemente  in  gegenseil 
Harmonie  zu  erhalten.     Ohne  diesen  Dienst  für  das,  was  hO:^ 
her  ist  als  er  selbst,  wäre  er  nur  ein  zweck-  und  s 
ses   Gerüst,    sei  es   einer   nüchternen    Zwangsanstalt   iub 
Rechte,  sei  es,  nach  der  Auffassung  des  gewöhnlichen  Socialift' 
mus,  einer  grossen  Erwerbsgesellschaft  zu  sinnUchem  Wdtt* 
sein  und  monotonem,  frivol  in  sich  selbst  sich  aufzehrendem  L»* 
bensgenusse.    So  aber,  als  allgemeine  Schutzwehr  und  Mittel  ge-<< 
dacht  fUr  alle  höchsten  Zwecke  der  Menschheit,  ist  er  begrifflkk 
wie  thatsächUch  das  wichtigste  und  heiligste  Institut,    mit  eimi' 
ger  Ausnahme  der  Kirche,    die    an  ihrem  Theile  ein  nochhö* 
heres,    aber   gleichfalls   nur    allgemeines   Mittel    ist,    die  zu* 
höchst  vereinigende,    die  rehgiöse  Gemeinschaft  .im  Mensches-^ 
geschlechte  hervorzubringen.  | 

IV.  Mit  dieser  Auffassung  des  Staates  treten  wir  den  bei- 
den entgegengesetzten  Ansichten  gegenüber,  in  welche  sich  die 
Rechtslehre  der  nächsten  Vergangenheit  einseitig  verfangen  hat» 
Die  eine,  seit  Kant  herrschend  gewordene  Auffassung  findet  die  ^ 
höchste  Bestimmung  des  Staates  im  Schutze  des  Rechts:  ikf 
Ideal  ist  der  „absolute  Rechtsstaat^^  Eine  weitere  Folge* 
rung  von  hier  aus  ist  häufig,  am  Entschiedensten  von  Rotteck 
u.  A.,  ausgesprochen  worden,  dass  der  Staat  lediglich  desshaOv 
Sitte  und  Cultur  zu  pflegen  habe,  weil  in  ihnen  die  wirksamsteft 
Htüfsmittel  liegen ,  die'  Rechtsordnung  aufrecht  zu  erhalten  und 
die  Gesetze  beobachtet  zu  sehen.  Während  wir  hierin  nur  eine  Er* 
niedrigung  der  Idee  des  Staats  und  der  Sittlichkeit  zugleich  erblicken 
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tonnen,  ist  zuzugeben,  dass  in  jenem  Zusammenhange  wenig- 
llens  die  Folgerung  consequent  sei.  Die  entgegengesetzte,  ebenso 
jlbiseitige,  aber  überschätzende  Ansicht  vom  Staate  ist  in  der  He- 
f  er  sehen  Schule  vertreten.  Für  sie  ist  der  Staat  absoluter  End- 
jüreck,  das  an  und  für  sich  Sittliche  und  Vernünftige,  das  höchste 
€ut  und  die  Gegenwart  des  göttlichen  Geistes  auf  Erden:  die 
^Sittlichkeit  wie  die  Rechte  des  Einzelnen  sind  Mittel  jenes 
Iweck  an  sich  selbst  seienden  Processcs,  den  allgemeinen 
Gdst  des  Staates  und  Volkes  hervorzubringen,  der  abermals  im 
MOfh  allgemeineren  Processe  der  Weltgeschichte  sein  höchstes 
fiecht  und  Gericht  findet.'*')  Wir  geben  zu,  dass  es  Hegel'n 
liiad[>ei  vor  Allem  darauf  ankam,  die  an  sich  sittliche  Bedeu- 
iimg  des  Staates  der  frühem  beschränktem  Auffassung  dessel- 
ben gegenüber  zur  entschiedenen  Geltung  zu  bringen.  Dies  schlug 
jedoch  sogleich  in  die  umgekehrte  Uebei*spannung  aus,  die  ganze 
j^ttUchkeit  des  Menschen  und  all  seine  Bestrebungen  im  Staats- 
zweck aufgehen  zu  lassen,  das  allgemeine  Mittel  somit  zum 
höchsten,  sich  selbst  genügenden  Zwecke  zu  stempeln,  was  in 
seinen  einzelnen  Folgerungen  nicht  minder  das  rechte  Verhält- 
niss  auf  den  Kopf  stellt,  als  die  vorige  Ansicht. 

Wir  kehren  indess  mit  unserer  Erklärung:  „dass  der  Staat 

in  keinerlei  Hinsicht  Selbstzweck,  sondem  das  allgemeine 

Mittel   zur  Darstellung   der  gesammten   ethischen  Ideen   sei'S 

welche  nicht  anders  als  paradox  und  befremdend  an  die  Ohren 

der  gegenwärtigen  Staatsabsolutisten  anklingen  kann,  eigentlich  nur. 

Ym  den  modernen  Aufschraubungen   und   absichtvöUen  Künste-' 

leiea   zur  natürlichen  Auffassung   der  älteren  Zeit  zurück.     Man 

preist  neuestens  die  pohtische  Weisheit  des  Aristoteles;  —  mit 

liöchstem  Rechte.    Aber    er   fasst   den  Begriff  des  Staates    gar 

nicht  anders.     Unmittelbarer  Zweck  der  Stäatskunst  ist  ihm  die 

Handhabung  der  Gerechtigkeit;  ihr  einziges  Ziel  jedoch  die  „EU- 

dämonie'S    indem  sie  solche  Bürger  hervorbringen  vdll,  welche 


*)  Man  vergleiche  unsere  „Geschichte  der  Ethik"  I.  §§.  103.  105.  108., 
ro  diese  Lehren  Hegel's  in  ihrem  ganzen  Zusammenhange  dargestellt  und  einer 
ritik  unterworfen  worden. 
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sittlich  gut  sind  und  jedes  Schone  und  Edle  i5rd«m'^).   Somit  irt 
audi  ihm  der  Staat  an  sich  y^aUgemeines  Mitteles   die  ^^Glacki«»; 
ligkeit^^  der  Mensdien   sein   einziger-  Zweck.    „Das   Edle  vai 
-Schoners  welches  sie  .erzeugen,  liegt  somit  auch  ihm  tiber  dia 
Staat  hinaus.    Oder  wenn  wir  die  vielgetadeite  Lehre  des  Mi^ 
telalters,  ,,dass  der  Staat  zur  Kirche  sich  verhalte,  wie  der  Liil 
zum  Geiste'S  eines  tief(mi  Verständnisses  werth  achten:   so  M 
sie  keinen  andern  Sinn,  als  den  triftigen  und  wahren,   dass  de^  j 
Staat,   als  Organ   eines  hohem  ^yillens,  den  monschheitlidiai  j 
Interessen  nur  dienen  und  sidi   ihnen   dienstbar    bekenn«»] 
solle.     Selbst  wenn  wir  den  eigentlichen  Urhdyer  des   wissok 
sdiaftlichen  Natur-  und  Staatsrechts,  Hugo  Grotius,  befragea: 
so  hat  er  nicht  minder  in  seiner  allgemeinen  Definition  des  Sta|* 
tes:    dass  er  „die  Vereinigung  freier  Mensdien  zur  Uebung  Al 
Rechts  und  zum  Genüsse  gemeinsamer  Wohlfahrt  sei^S  m 
durch  die  Bestimmungen,  welche  er  davon  im  Einzelnen  giebt**}» 
jene  Grundauffassung  nie   veriängnet.    Geg^   diese  lebensvole, 
tiefe  und  gesunde  Ansicht  von  dem  Wesen  und  den  Pflichten  des 
Staates  können  wir  in  den  spätem  Theorieen  nur  Rdcksduittix 
erbUcken,  wiewohl  wir  bekennen  müssen,  dass  in  der  Kantis(ta 
Epoche   die  starke  und  fast  ausschliesslidie  Hervorhebung  des 
Begriffes  gleichmachender  Gerechtigk-eit,   als  der  aHe^ 
nächsten  und  nöthigsten  Bestimmung  des  Staates,    den  histtfi*' 
sdien  Zuständen  der  damaligen  Staaten  gegenüber,  ihre  sehr  w 
sentlichen  facti  sehen  Gründe  hab^  modite.  -^  In  der  feg^ 
wttrtigen  Rechtsphilosophie   sind  es  eigenffich  nur  zwei  DenhM^ 
wenn  wir  die  (spätere)  Staatslehre  Fichte's  ausnehmen,  wekjie 
hier  das  richtige  Verhältniss  ^seheü ,  wenn  au(^  nicht  in  Am 
höchsten  begrifl^mftssigen  Ausdruck  gefasst  haben:  ^^^  wur  mei^ 
neu  Herbart  und  Krause.    Mag   auch  Hertiart's  Staatslehre 
nicht  filr  erschöpfend  ta  halten  sein:  das  widitige  Wort  aberUK 
er  suerst  mit  Entsdiiedeiäieit  Msgesprochen,   dass  jede  GeseD* 


^)  Bies«  die  l^bSosophie  des  AriBtotellra.  Bd.  II.  S.  295. 
**)  Hu«o  Grotitt«  de  Jure  Beul  «t  Pacis  l,  1.  |.  14.  I.  S.  4.  7.  fro- 
legomena  §.  16. 
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sdiaft,  vor  Allem  der  Staat,  nicht  bloss  dem  Recht  und  dem 
Zweckmässigen,  sondern  auch  dem  Wohlwollen  zu  genOgen 
liabe,  dass  erst  darin  das  „Beseelende^  alier  G^iieinschaft  liege. 
Und  Krause,  indem  er  den  Staat  auf  die  Grundlage  der  von 
nntenher  sich  bildenden  Vereine,  FamSie,  Gemeinde,  Volksverein, 
'V^ssensdiafts-  und  Kunstgesellschaft  n.  s.  w.  inoh  aufbauen  Iflsst, 
hat  eben  damit  behauptet,  dass  er  dem  hohem  Interesse  oder 
iem  „innem  Recht^^  dieser  Vereine  nur  zu  dienen,  sich  als 
das  Mittel  zur  ihrer  Verwirklichung  zu  b^ireifien  habe.*) 

V.  Man  l^e  Obrigens  dem  B^[riffe  des  Staates  und  Staats- 
Qirecks  nicht  sofort  den  der  Regierung  und  des  Regiert- 
werdens unter,  was  das  hodist  bedeutende  ISssverstandniss  er- 
imgen  würde,  als  wenn  allein  von  Obenher,  durch  Regie- 
rmigsmaassregeln  im  Sinne  des  „erleuchteten  Polizeistaa- 
tes^S  jener  Staatszweck  erreicht  werden  könne  4>der  solle.  Nur 
die  allgemeine  Bestimmung  entiiält  unser  Begriff  iwm  Staate,  dass 
durch  seine  Gesetzgebung  und  Wirksamkeit  nicht  nur  dem 
Rechte,  sondern  auch  dem  Wddwollen  «nd  4er  VollkommeEAeit 
^tur  in  ausgedehntestem  Sinne)  die  ai»reichendste  Genttge 
geschehen  mtlsse.  Ob  dies  nach  dem  Principe  der  Centra- 
lisation  (wie  bisher  in  den  meisten  festländischen  Staaten  Eii- 
ropa's)  Tom  Mittelpunkte  aller  Macht  bevonnundend'  auszugehen 
babe,  oder  nadi  dem  Gesellschaftsprincipe  (wie  zumllieil 
ia  Belgien  und  England,  am  VoUstflndigsten  in  den  Nerdameri- 
kittiscfa^i  Freistaaten)  einzelnen  selbststandigen  Vereinen  zu  llber- 
hssen  sei,  weldie  die  RegiemngsmacM  iln^rseits  als  aOgemeiner 

r 

t  OiinMismus  des  Rechts-  und  Culturlebens  umfasst  und  schtltzt: 
w«  hier  das  Vorzttghcfaere  oder  BfgriffsmSlssigere  sd,  darüb^ 
kann  kaum  noch  ein  Zweifel  sein,  so  gewiss  sich  im  Vorigen 
geceigt  hat,  dass  das  wahrhaft  selbstständige  und  aus  sich  selbst 
lieh  fortbildende  Bestehen  jeder  Gemeinschaft  nur  durch  ergän- 
lesdes  Zusammenwirken   freier  Individuen,   nach  dem  I^noicipe 


*)  Man  vergleiche  die  Darstellung  und  Kritik  der  Herbart'schen   und  der 
Kraase'schen  Staatolefare  in  der  „G  e  s  c  h  i  c  h  t  e  d  e  r  E  t  b  i  k"  Bd.  1.  §.  165—168 ; 
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der  Vereinigung,  nicht  aber  durch  bloss  äusserliches  Anordnen  un^ 
Gebieten,  im  Regieren  von  Obenher,  gesichert  werden  köniMb 
Schon  im  Vorhergehenden  hat  sich  ergeben,  wie  die  ganze  gOr 
genwärtige  gesellschaiUiche  Entwicklung  darauf  sich  hinrichtet: 
das  Princip  der  Centralisation  und  des  einseitigen 
Regiertwerdens  immer  mehr  einzuschränken  und 
seine  Pflichten  und  Leistungen  zu  übertragen  auf 
die  Selbstregierung  freier  Vereine.  Wie  dies  für  die 
Fragen  der  Eigenthumserwerbung  und  des  Verkehres  uns  enl- 
scheidend  wurde:  so  ist  es  im  Folgenden  von  den  Aufgaben  za 
zeigen,  die  der  eigentlichen  Staatsverwaltung  zufallen.  ^- 

Nur  dies  zeigt  sich  schon  hier  mit  höchster  Evidenz,  dass,  wie 
auch  das  Princip  des  gegebenen  Staates  beschaffen  sei,  ertt 
Form  der  Centralisation,   wie  in  der   freier  Vereine,    nur  m 
gleiche  Bestinmiung  habe,  dass  er  jedoch  in  beiden  Gestalten 
ihr  unbedingt  genügen  müsse,  wenn  er  überhaupt  auf  ethischen 
Werth  Anspruch  machen  wolle.    Dies  enthält  zugleich  jedoch  den 
tiefgreifendsten   und   billigsten   Maassstab   zur  Beurtheilung  der 
factischen  Verhältnisse  eines  Staates.    Kein  Staatszustand  ist  ab- 
solut verwerflich  oder  unerträglich,    der  die  Rechtsordnung  mit 
Kraft  aufrecht  erhält  und  der  Ausbildung  zur  Sittlichkeit  zulässt. 
Jeder  solche  ist  sicherlich  besser  als  Anarchie  oder  Umwälzung. 
(Freilich  hat  es,  besonders  in  den  kleinem,  despotisch  regierten 
Staaten  Deutschlands  Zustände  gegeben,  die  vielleicht  sogar  ein- 
mal wiederkehren  können,  wo   das  Recht  vor  der  Willkür  des 
Herrschers  sich  beugen  musste  und  die  öffentliche  Sittlichkeit  vof 
seiner  Lust  nicht  geschützt  war.     Hier  muss  allerdings  behaup- 
tet  werden,    dass  bei  einer  solchen  innersten  Verhöhnung  der 
Staatsidee  jede  gesetzliche   Form  des  Widerstandes  nicht  bloss 
gestattet,    sondern  Pflicht  sei,   weil  sie  öffentlichen  Protest  ein- 
^^gt  gegen  einen  sittlich  unerträglichen  Zustand.)    Umgekehrt  ist 
jede  Art  der  Anarchie  sicherlich  ein  Uebel,  weil  sie  dem  gerade 
den  Untergang  droht,   was*  Grundbedingung  alles  freien  und  folr 
gerichtigen  Zusammenwirkens  ist,    der  festen  gesetzlichen  Ord- 
nung.   Je  freier  überhaupt  von  Untenher  das  Volk,  desto  uner- 
schütterlicher muss  die  Rechtsordnung  gehandhabt  werden.    Je 
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mehr  es  unter  patriarchalischer  Bevormundung  steht,  desto  werth- 
loser  wird  jene  UnerbittUchkeit  der  Rechtsform:  —  ein  neuer 
Beweis  yon  der  UnvoUkommenheit  solcher  Staatszustände  I  — 

§.  126. 
2.    Die  Verwirklichung  des  Staates. 

Hier  ist  die  weitere  Aufgabe,  zu  zeigen,  wie  der  Staat 
als  äussere  Macht  sich  hervorbringt  aus  den  allgemeinen 
Toibedingungen  menschhchen  Beisammenseins  und  darin,  einem 
lebendigen  Individuum  vergleichbar,  stets  sich  erhält  und  er- 
üaert:  —  wie  er  daher  theils  nach  Innen  einen  geschlosr 
senen  Staatsorg anismus  bildet,  theils  aber  damit  nach 
Anssen  von  andern  sich  unterscheidet,  aus  deren  Wechselver- 
haltniss  ein  System  geschiedener  Staaten  hervorgeht,  die 
in  (völkerrechtlicher)  Gemeinschaft  unter  einander  stehen.  Der 
„Weltstaat^'  kann  nur  eine  freie  Association  von  Einzel  Staa- 
ten sein,  kein  Universalstaat. 

Diese  doppelte  Ausbildung  des  Staates  nach  Innen  und 
nadi  Aussen,  dh.  das  gleichzeitige  Hervortreten  der  Einzel- 
staaten und  ihrer  rechtlich-sittlichen  Beziehung  unter  einan- 
der, sollte  durch  die  Ueberschrift  des  gegenwärtigen  Capitels  an- 
gedeutet werden,  welche  die  „bürgerliche^^  und  die  „Staa- 
tengesellschaft^^  sogleich  neben  einander  stellt. 

I.    Indem  der  Staatsbegriff  sich  verwirkUcht,    ist  die  erste 
Bedingung  dazu  die  Errichtung  eines  zuhöchst  entscheiden- 
den Willens  in  einem  bestimmten  Umkreise  freier  Individuen 
[   (»Volk":  —  wie  übrigens  das  Volk  auf  natürlichem  Wege  ent- 
stehe, davon    nachher),    welche   ihren  Willen    in  irgend 
einem   Grade  ihm   unterwerfen.     Befehlender  Wille  in 
einer  Mitte  gehorchender,  —  dies  ist  das  erste  rudimentäre, 
der  verschiedensten  Ausbildung  fähige  Grundverhältniss,  der  erste 
Ansatz  und  Keimpunkt  zu  einem  Staate,   der  von  hier  aus  eine 
immer  voDkommnere  Entfaltung  erhalten  kann,   bis  zur  voUigeu 
Ausgleichung   des  Gegensatzes    zwischen  bloss  Befehlenden 
^d  bloss  (fiehorchenden.    Jede  FamiUe   mit  ihrem  FamiUen- 
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haupte,  jeder  Stamm  mit  dem  seinigen  ist  ein  solcher  natürlid 
sittlicher  Crystallisationspankt  eines  Staates.    Aber  anch  jedie  M 
Vereinigung  von  Individuen  unter  einem  Oberhaupte,  wm 
auch  nur  zu  vorübergehenden,  sogar  zu  nicht  sittlichen  Zwecket 
(Kriegsoberhaupt  —  selbst  Rfluberoberhaupt,  wie  im  Staate  da 
Flibustier,    oder  die   Normannischen   SeekOnige)    konnte   ein 
eigentlicher  Staat  werden,  sofern  sie  zu  einer  bleibenden  Veiiwi- 
dung  sich  gestaltet  mit  dem  Zwecke  der  Wahrung  des  Rechts  und 
der  gemeinsamen  Wohlf)3ihrt.    Wir  können  daher  auch  das^  Be- 
denken Bluntschli's*)  gegen  die  Schleiermacher'sche  Begrifik- 
bestimmung  vom  Staate  nicht  tbeüen,   dass  er  „in  dem  gleidlh 
viel  wie  hervortretenden  .  Gegensatze  von   Obrigkeit  und  Vnt&r 
thanen  bestehe",    weil  darunter  „auch  die  Verbindungen  von.Nö- 
maden    und  Räubern  begriffen  sein  konnten".     Schleiermacber 
hat  den  ersten  Ausgangspunkt  und  die  Bedingung  alles  zum  Staate 
Werdens  irgend  einer  noch  unbestimmten   Gemeinschaft  sdiarf 
und  sicher  bezeichnet;  nur  den  Zweck  des  Staates,  „Wahnmg 
des  Rechts  und  der  gemeinsamen  WoblTahrt'S   hat  er  hinzoR- 
fügen  unterlassen;  dl>enso  auf  die  höchste  Vollendung  nidit  Vk' 
gewiesen,    dass  Jeder  nur  „unterthan"  werde  einem  selbstge* 
gebenen  Gesetze  und  einer  selbstgewählten  Obrigkeit  ^ 
Aber  eine  andere  Bemerkung  schliesst  sich  hier  an.    In 
darf  nämlich  jene  Gestaltung  einer  befehlenden  Hadit  und  tBese 
Beziehung  auf  den  Zweck  des  Staates  nicht  für  zwei  gesonderte 
Acte  des  Entstehens  oder  ftlr  zweierlei  Uoss  äuss^tich  zu  ein- 
ander tretende  Principe  halten.    Ein  solcher  Mittelpmikt  des  Be- 
fefalens,  an  welchen  ^e  appellire»,  bildet  sich  viefandtur  nur  m 
das  Redit  zu  handhaben  und  zur  Sicheraag   der   gemeinsanca 
Wohlfahrt.    Ebenso  %vird  nur  gdiordbt  aus  4eiR  allgemeinen  Be- 
dürfnisse einer  Ma«ht  fOr  das  Recht  md  die  Öffentliche  Wrfd- 
fahrt.    Wie  sei»'  daher  auch  Beides  unabhängig  ¥»n  einander  e^ 
scheint:  das  Befehlen  und  Gefainrchen,  und  4eT  Zweck  4e8  Redm 
und  der  Wohlfdbrt:  so  sind  doch  beide  innerUd^  wie  ihrem  Mh 
sein  Erfolge  nach,  immer  «nf  einander  bezogen,   wä  der  Afi- 


*)  Bluntse^Ii  allgenvRMn  Staatsrecht.  Xilnttai  1^2.  S.  99. 
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Spruch  auf  das  Herrschen  nur  in  der  Gewährung  des  Rechtes, 
das  BedttrfnisB  des  Gehorchens  nur  in  der  Zuversicht,  das 
Recht  zu  erhalten,  gefunden  mrd.  Und  dies  ist  abermals  kein 
bloss  empirisches  oder  zufälliges  Verhähniss,  sondeni  es  bekun- 
det die  unwiderstehliche  Macht  der  Ideen  des  Rechts  und  des 
Wohlwollens,  welche  jede  sich  bildende  Herrschennacht  dazu  an- 
treiben, um  iiur  vor  sich  selber  sich  zu  rechtfertigen,  das  Recht 
n  handhaben  und  dem  Wohle  der  Gehorchenden  Rechnung  zu 
tragen. 

n.  Die  weitere  Ausbildung  und  relative  Vollkommenheit  des 
Staates  kann  nur  bestehen  in  der  durch  Gesetz  („Verfas- 
sung^^) näher  bestimmten  Entwicklung  jenes  einfa- 
iken  Grundverhältnisses  von  Obrigkeit  und  Gehor- 
chenden;  —  und  zwar  in  der  zwiefachen  Riditung: 

a)  Theils  das  gerechteste  und  zweckmässigste  Ver- 
hlltni  s  s  zwischen  Gehorsam  und  Freiheit  festzustellen,  welches  an 
aidl  durchaus  r^tiv  ist  und  nur  durch  ein  Mehr  oder  Minder  be- 
stimmt werden  kann;  während  das  Maximum  und  Minimum  in 
hideriei  Hinsidit  gar  nicht  mehr  Staat  ist.  Das  Maximum  des 
(Idiorcliens  imd  die  völlige  Abwesenheit  der  Freiheit  ist  nidit 
bkfö  „Absolutismus^,  sondern  das  Verhältniss  von  Herr  uAd 
SUave,  von  Besitzer  zu  Besitzthum,  ilie  Aufhebusg  aller  ^ffent- 
Kcken  Gesetzmäs^'gkeit  durch  Privatdespotie  eines  Ein- 
zige n>:  Staatlosägkeit.  Das  Maximum  der  Freiheit  und  cKe  völ- 
lige Abwesenheit  des  G^orchens  ist  mobt  bloss  „Demokratie^ 
md  „VoIkssouveränität^S  sondern  die  Aufhcinnig  aller  öffentlichen 
Gesetzmässigfc^  und  Staatsordnung  durdi  die  Privatwillkttr 
aller  Einzelnen:  Staatlosigkeit  Beides  ist  im  leti^en  Erfolge 
Ion  voltig  gleidier  Bedeutung^  wie  es  auch  in  seinem  Ursprünge 
Ml  näher  verwandt  sdn  möchte,  als  der  erste  Anschein  es  ver- 
ruh.  in  der  absoluten  Despotie  ist  <es  die  JPrivatwilMr  des  Ein*- 
zigeii.,  die  sich  ^n  Uebrigen  aufdrängt,  in  «der  Sdirankei^sig- 
kittt  der  Freihrit,  wekhe  Ppoudhmi  sehr  charakteristisch  Anar- 
tkie  ^errsdiafUosigkeit)  nennt '^),  ist  es  die  WilMr  Aller,  die 


*>„Ethik*<  B4.  1.  s.  Sie. 
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sich  an  einander  abreibt  und  aufhebt  Das  eigentlich  Staats- 
widrige daher  ist  die  Willkür;  das  eigentlith  Staatbildende  das 
für  Alle  gleichmässig  geltende  Gesetz  und  seine  unerbittlich 
gerechte  Handhabung. 

b.  Theils  ist  in  der  andern  Richtung  festzustellen,  in  wel- 
chem Verhältniss  der  Zweck  alles  Regierens  und  Gehorchens, 
Recht  und  gemeinsame  Wohlfahrt,  vom  gebietenden  Willen 
selber  durchgeführt,  oder  der  freien  Thätigkeit  der 
Regierten  überlassen  werden  solle.  Auch  dies  Verhältniss 
ist  ein  relatives,  dem  Mehr  oder  Minder  unterworfenes,  indem  ' 
die  Frage:  was  zur  Erreichung  jenes  absoluten  Staatszweckes 
der  Centralleitung  der  Regierenden  zufallen,  was  der  Autonoinie 
der  Einzelnen  übrig  bleiben  solle,  in  den  verschiedenen  Staate- 
formen sehr  verschieden  gelöst  wird.  Bei  dieser  Frage  entsdu»- 
det  jedoch  —  was  wohl  zu  beachten  ist,  damit  man  nicht  nach 
dem  gewöhnlichen  Wahne  glaube,  das  Aufgeben  einer  soldien 
Pflicht  von  Seiten  des  Staates  sei  auch  ein  aufgegebenes  Recht 
oder  verringere  die  innere  Macht  desselben,  —  nicht  das  Rechte 
sondern  die  Zweckmässigkeit,  indem  es  dabei  ja  eben  dtf 
immer  vollkommneren  Realisirung  des  Staatszweckes  gilt  Aber 
auch  hier  hebt  das  Maximum .  und  das  Minimum  in  beiderlei  Hin- 
sicht seinen  eigenen  Zweck,  d.  h.  den  Begriff  des  Staates  auf; 
und  nur  in  der  künstlerischen  Wahl  des  Mehr  oder  Minder 
wird  die  Aufgabe  richtig  gelöst.  Das  -Maximum  bevormundender 
Regierungsthätigkeit  vernichtet  sich  selbst,  weil  dies  mit  der  Er- 
ziehung zusammenfiele  und  weil  es  unmöghch  ist  das  Wohl  des 
Einzelnen  ohne  freie  Thätigkeit  desselben  bloss  äusseriichf 
auf  mechanische  Weise,  ihm  anzubilden.  Bevormundendes  Re- 
gieren, wie  Erziehung,  kann  überhaupt  zum  letzten  Ziel  nur 
haben,. die  selbstständige  Thätigkeit  zu  wecken.  Das  Maximum 
der  Decentralisation  hinwiederum  vernichtet  den  Zweck  ge- 
meinsamen Wohles,  also  des  Wohles  überhaupt,  weil  nur,  in* 
dem  Jeder  von  seinem  Vortheil  Etwas  opfert  für  die  Gemein- 
samkeit, diese  ihm  das  Wesentliche  seines  Wohles  sichern 
kann.  Die  allgemeine  Vervollkommnung  des  Staates  in  dieser 
Hinsicht  kann  demgemäss  nur  in  der  schrittweisen  Vermin- 


derung  der  Beyormundung  und  in  fortschreitender  Er- 
weiterung der  Autonomie  bestehen. 

m.  Die  innere  Beziehung  zwischen  jenen  beiden  Richtun- 
gen (II,  a.  b.)  ist  endlich  folgendermaassen  festzusetzen.  Das  so 
oder  anders  gestaltete  Verhältniss  des  Gebietens  und  Gehorchens, 
was  die  äussere  Grundlage  des  Staates  bildet,  ist  niemals  Zweck 
an  sich  selbst,  das  für  sich  Werthhabende  im  Staate,  sondern  es 
ist  Mittel.  Was  geboten  wird  und  warum  gehorcht  werden  soll, 
dem  muss  der  Gehalt  des  Rechts  und  der  gemeinsamen  Wohl- 
fahrt zu  Gründe  liegen  und  nur  darum  soll  geboten  und  soll 
gehorcht  sein.  Dieser  Satz,  so  sehr  seine  Erwähnung  überflüs- 
sig scheint,  ist  dennoch  von  den  durchgreifendsten  praktischen 
Folgen:  er  enthält  den  gemeinschaftlichen  Kanon  zur  ächten 
Staatskunst  und  zur  künstlerischen  Beurtheilung  aller  gegebenen 
Staatszustände.  Damach  richtet  sich  nämlich  der  Werth  einer 
bestimmten  Staatsverfassung,  je  mehr  es  ihr  gelingt,  durch  das 
richtige  Maass  zwischen  gebietender  und  gehorchen- 
der Thätigkeit  jenen  absoluten  Zweck  des  Staates  und  der 
Verfassung  zu  sichern. 

Aber  auch  noch  ein  Weiteres  geht  daraus  hervor.  So  ge- 
wiss allein  jener  Zweck  dem  Staate  absoluten  Werth  giebt,  kann 
bei  gefahrvollen  Staatszuständen  ein  ausserordentlicher  Zwang 
begrififsnrässig  gefordert  sein,  sofern  er  nur  wirklich  auf  den 
Schutz  des  Rechts  und  der  öffentlichen  Wohlfahrt  gerichtet  ist; 
umgekehrt  kann  die  Freiheit  im  gegebenen  Falle  staatswidrig 
werden,  wenn  sie  jene  beiden  Palladien  des  Staatsbegriffes  ge- 
filhrdet.  Wollen  wjr  dabei  den  Werth  der  Freiheit  und  des 
Zwanges  gegen  einander  abwägen:  so  Mt  offenbar  der  Vorzug 
auf  die  Seite  des  Zwanges.  Die  Stärke  der  zwingenden  Macht,  * 
wo  sie  schon  vorhanden,  vermag  weit  leichter  dem  eigentlichen 
Ziele  des  Staates  (dem  Rechte  und  der  Wohlfahrt)  zugelenkt  zu 
werden,  als  die  einmal  anarchisch  gewordene  Freiheit  wieder  or- 
ganisirt,  in's  rechte  Gehorchen  zurückgebildet  werden  kann. 
Schon  AristotdeB  erinnerte  richtig:  dass  Tyrannis  besser  sei  als 
Abwesenheit  alles  Staates  durch  Anarchie.  — 
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§.  127. 

3.    Die  historischen  Bedingungen  der  Staaten- 
bildung. 

4 
I 

Es  hat  sich  bereits  gezeigt  (§.  126, 1),  dass  wo  nur  in  einem  ^ 
Beisammensein  freier  Individuen  ein  zubOchst  anordnender  Wille  . 
sich  bildet,  dem  ausschliessUcher  Gehorsam  zu  Theil  wird,  damit  i 
die  erste  Bedingung  eines  Staates  gesetzt  sei.    Dass  dieser  Yliiä» 
zugleich  eine  ausgebildete  Rechtsordnung  gründe  und  aufrecht  er-  i 
halte,  ist  in  diesem  Zusammenhange  der  Betrachtimg  erst  der  .• 
zweite  Moment:  der  erste,  unerlassliche  ist  das  Factum  des  Ge^  ( 
horsams.    Allerdings  soll  begriffsmässig,   und  bei  weiterer  Ent*  ^ 
Wicklung  des  Rechsbewusstseins  im  Volke,   kann  auch  das  Be«'- 
fehlen  und  Gehorchen  nur  auf  einer  festgegründeten  Rechts-  j 
Ordnung  („Verfassung^')  beruhen.    Doch  ist  dies  eine  weitere.  < 
Stufe  der  Staatsentwicklung,  zu  jener  sich  verhaltend  wie  -j 
die  Stufe  des  „Charakters^'  zu  der  des  „Naturells''.    Dieser  Sati  ü 
schliesst  jedoch  nicht  die  weitere  Folgerung  in  sich,    dass   der  i. 
höchste  Wille,   indem  er  an  keine  Rechtsordnung  gebunden  ist, 
in  diesem  Zustande  rein  willkürlich  oder   vollends    rechts-  . 
widrig  handeln  werde.    Vielmehr  wird  eine  stille  Nöthigung  ihn  tj 
treiben,  deren  Grund  eben  in  der  Immanenz  der  ethischen  IdeeA  » 
im  menschlichen  Bewusstsein  hegt,   das  Recht  zum   wesentli- 
chen Inhalt  seines  Handels  zu  machen,  ohne  förmlich  („ver-  . 
fassungsmässig")  daran  gebunden  zu  sein,  wie  dies  auch  in  despo-  • 
tischen  Staaten  sich  bewährt.     Es  ist  Naturethos ,    welches  eben 
darum  ungenügend,   in   die  freie  Form  des  allgemein  aner- 
kannten Rechts  erhoben  werden  muss.  •> 

I.  Hier  entsteht  jedoch  die  weitere  Frage:  ^ie  erzeugt 
sich  ursprünglich,  damit  zugleich  auch  nach  seinen 
allgemeinsten  historischen  Vorkommnissen,  jenes 
Verhältniss  des  Gebietens  und  Gehorchens  in  den 
Gemeinschaften? 

Nur  auf  zwiefache  Weise:  Bei  vorwaltendem  Gefllhle  der 
Stammesgemeinschaft  aus   der   natttiüchen  Ehrfurcht   vor 
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dem  Familien-  und   Stammeshaupte;  —   der  Ursprung   des 
Staates  aus  der  Familie  und  Stammesgemeinschaft 

Bei  vorwaltendem  GefOhle  des  Schutzbedürfnisses  aus 
^  natürlichen  Ehrfurcht  vor  der  hohem  Begabung  eines  Einzel- 
■ea:  —  der  Anfang  des  Staates  aus  dem  Bedürfniss 
■nd  aus  freiwilliger  Unterwerfung. 

D.  Dies  erzeugt  zwei  in  ihrem  Ursprünge  gleich  berech- 
tig Staatsbildungsprocesse.  Denn  beide  beruhen  auf  natürUch 
ethischen  Antrieben.  Dort  ist  es  die  unterordnende  Liebe 
Ihr  das  Stammeshaupt,  welche  dieses  in  sorgender  Treue  erwie- 
ioL  BSer  ist  es  die  unterordnende  Ehrfurcht  vor  der 
hohem  Begabung  des  gewählten  Herrschers,  welcher  dieses  Ver^ 
trauen  durch  grossmüthige  Hingebung  zu  ehren  sucht.  In  bei- 
krlei  Hinsicht  sind  es  ächte  und  dauerhafte  Aeusserungsweisen 
h&  Wohlwollens  (§.  13.),  worauf  jene  Verhältnisse  beruhen, 
pvdche  in  einzelnen  Fällen  wohl  auch  sich  durchdringen  und  ver- 
wehen können,  wenn  der  angeborene  Herrscher  zugleich  durch 
MTforragende  Fähigkeit  sich  auszeichnet,  —  die  aber  dennoch 
M  ihren  begriiSsmässigen  Elementen  klar  sich  scheiden  lassen. 

m.  Beide  Staatsanfönge  sind  ebenso  natürlich  ethisch, 
mk  gezeigt  worden,  als  bewusst  ethisirbar.  Das  Gefühl  der 
itiBunesgemeinschaft  und  der  Stammestreue,  im  Herrscher  wie 
n  den  Beherrschten,  verallgemeinert  und  versittUcht  sich  zurVa« 
;erlandsliebe,  —  welche  äclite  Liebe  ist,  weit  mehr  als  der 
Mlitische  Begriff  der  Bürgerpflicht,  die  das  sittUche  Verhält- 
üss  des  Bürgers  zum  Staate  auf  den  niedern  Begriff  des  Ver-* 
rages,  der  Abgränzung  des  „Mein  und  Deines  herabzieht. 
iber  auch  wo  die  Gemeinschaften  zu  wechselseitig  ergänzender 
iolfe  frei  zusammengetreten  sind  und  gemeinsame  Thaten  voll- 
»radit  —  eine  Art  von  Geschichte  sich  errungen  haben:  da 
bemächtigt  sich  unwillküriich  der  Theihiehmer  das  Gefühl  der 
Shrfurcht  vor  dieser  Verbindung,  und  verschmelzt  sogar  eine 
üemeinschafty  die  ursprüngUch  vielleicht  Air  unsittliche  Zwecke 
idb  gebildet  hat,  zu  einem  festen  Treubunde.  (Die  Treue  der 
•ofcanier  und  anderer  Räubergemeinschaften  ist  berühmt  und  übt 
^rade    des  innem  Contrastes   wegen   ei^en  romanhaften  Reiz» 
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Criminalisten  endlich  haben  bemerkt*),  dass  „bei  Räubern  mri 
Dieben   das  Band   oft  ein*  so  starkes  sei,  dass  nur  die  letztei 
Grade  der  Tortur  schon  für  ihre  Person  geständige  Ver- 
brecher zur  Angabe  ihrer  CompUcen  haben  bringen  können^. 
Hier  tritt  eben  unwillkürlich  das  Ehrfurchtgebietende^  die  veriM^^ 
gene  Gewalt  der  Idee  ergänzender  Gemeinschaft  hervor.    Die  Tnaii 
zu  verletzen  gegen  die  Wenigen,    die  ihm  im  Leben  noch  ange-J 
hören,  noch  mehr  im  Andenken  derselben  als  Treubrüchiger  mM 
zudauem,  dies  erträgt  auch  das  verwildertste  Bewusstsein  des  Vtf^' 
brechers  nicht.    Er  concentrirt  gleichsam  das  bei  den   übrigMii 
Menschen   allgemeiner  vertheilte  Wohlwollen   auf  die  Einzeln», 
die  ihm,  dem  Ausgestossenen,  noch  zugethan  sind.) 

§.  128. 
A.     Die  natürlichen  Anfänge  des  Staats  aus  der 

Stammesgemeinschaft. 

Durch  Erweiterung  der  Familie  entsteht  der  Stamm.  Die* 
ser  verzweigt  sich  abermals  zu  Stämmen  gemeinschaftliche*: 
Ursprunges,  welche,  im  Bewusstsein  dieser  gemeinsamen  Ab^ 
stammung  sich  behauptend  und  andern  Stämmen  gegenüber  b 
dieser  Einheit  sich  zusammenfassend,  ein  Volk  bilden.  DasVtf*: 
bindende  bleibt  hier  daher  jenes  gemeinsame  Stammeshe 
sein,  welches  sich  in  Sagen  und  Ueberlieferungen  eiiiält,  das 
denken  gemeinschaftlicher  Thaten,  deren  Stolz  und  Ruhm 
Meisten  zum  Volk  vereinigt,  endlich  übereinstimmende  Spi 
'Stammesreligion  und  Stammessitte.  Die  Staatsbildung  auf  dieMtf 
Wege  geht  langsam  und  unvermerkt  vor  sich,  indem  der  einxebM 
Stamm  allmählig  seinen  Einfluss  und  seine  Macht  erwejM 
Die  Entstehung  dieser  „autochthonischen^^  Staaten  liegt  meist  vir  j 
aller  eigentlichen  Historie  und  bildet  sich,  wie  in  der  HeDe»- 
schen Urgeschichte,  in  Heroen-  und  Stammessagen  ab.  Hieritt 
der  Begriff  der  Familie  der  Urtypus,  der  sich  in  aUen  Stau»* 
und  Rechtsverhältnissen,  nur  complicirter,  wiederholt.  Die  ge« 
horchende  Treue  ist  die  für  das  Famihenhaupt  oder  den 


*)  „Der  neue  Pitaval  Ton  Hitzig  und  Häring^'  Bd.  III.  S.  881. 
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mesherrn,  deren  Beispiel  in  den  Schottischen  Clanverhältnissen  nodi 
Us  in  unsere  Zeiten  hinabreicht.  Von  einer  Frage  nach  dem 
^Rechte"  der  Herrschaft  ist  hier  noch  nicht  die  Rede;  sie  geht 
WS  der  Stammesüberlieferung  hervor,  und  findet  ihre  Stütze  in 
4er  Pietät  und  im  Glauben.  Höher  begabte,  den  Göttern  ver- 
wandte Geschlechter,  Heroen  oder  ihre  Abkömnüinge,  führen  die 
^Herrschaft  nach  „angeborenem^^  Rechte,  weil  sie  „köni^chen^^ 
Hier  „priesteHichen^^  Geschlechts  sind.  Neben  den  heroischen 
'Staaten  musste  nämlich  bei  Erbhchkeit  der  Priesterschaft  auch 
~iEe  Form  der  Theokratie  erscheinen. 

I.     Bei  der  Staatengründung  auf  diesem  Wege  treten  jedoch 
so^eich  weitere  mitbestimmende  Elemente  hinzu:  der  Boden,  die 
dadm*ch  bedingte  Lebensweise,  die  ReUgion  und  Sitte,  die  eigen- 
tümlichen historischen  Schicksale.     Indem  diese  insgesammt  im 
ersten  Ursprünge,  wie  im  weitem  Fortgange,  ununterbrochen  mit- 
wirken, individualisiren  sie  unablässig  jene  an  sich  einfachen 
'  imd  in  ihrem  ethischen  Ursprünge  gleichartigen  Anfönge.     Der 
^f  amiüenstaat  trägt  ein  durchaus  anderes  Gepräge,  wenn  wir  ihn 
'^n  Jäger-  und  Hirtenvölkern  ausgebildet  sehen,   oder  von 
'ackerbauenden.     Jenes  Element  vermag  nur  unvollkommene 
Ai^ätze  zur  Staatenbildung  hervorzutreiben:  es  sind  nomadisirende 
"'Stämme,  die  sich  zu  Horden  erweitern,  und  bei  Uebervölkerung 
'iwar  in  verheerenden  Eroberungszügen  die  Nachbarlande  über- 
"  khwemmen,  aber  ohne  dauernde  historische  Folgen  ebenso  wir- 
famgslos  zerstäuben.     Der  Mangel  des  festen  Grundbesitzes  und 
Ackerbaues,  desshalb  der  Mangel  geghederter  Stände  und  Berufs- 
«rten  lassen  in  diesen  einfachsten  Staatsanftingen  kein  Fortschrei- 
ten politischer  Cultur  zu.     Der  Stammesälteste  ist  Herrscher,  der 
nach  ererbter  Sitte  patriarchaUsch  entscheidet  und  in  regungslo- 
sem Gehorsam  verehrt  wird. 

U.  Bei  den  ackerbauenden  Völkern  treten  neue  und  ent- 
sdieidende  Elemente  dazu.  Hier  ist  der  feste  Wohnsitz,  die 
dauernde  Bearbeitung  des  Grundbesitzes,  eine  Hauptbedingung. 
Damit  bilden  sich  schon  Gemeine-  und  Standesunterschiede,  weil 
der  Ackerbau  und  die  davon  unabtrennliche  Viehzucht  mannig- 

Ikche  Hülfsgewerbe,  ordnende  Gesetzgebung,  schützende  Krieger 
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u.  8.  w.  nöthig  macht.    Ferner  bildet  sich  neben  dem  Gemfeine- 
besitze  („Allmende''  von  Weide  und  Wald,  Gemeinsamkeit  ?oii 
Wasser,  Weg  und  Steg,  später  von  Kirche,  Schule,  Rathhaus)  festor 
Familienbesitz  und  Erbschaft.    Hiermit  wird  aus  dempt- 
triarchalischen   der   patrimoniale   Staat  hervoi^bildet     Jkr 
Herrscher  ist  der  mächtigste  Erbbesitzer  eigener  Güter  und 
die  Herrschaft  kommt  ihm  als  eine  ererbte  gleichfalls  in  Form 
Privatrechts  zu.  Er  ist  „Eigenthümer''  des  Landes;  die  Hohdis»'; 
rechte  sind  als  Ausflüsse  des  Landeseigenthums  sein  privatrechl* 
lieber  Besitz,  und  die  Landessassen  eben  damit  seine  „Unteiw 
thanen''.    Dies  die  Rechtsanschauung  des  patrimonialei«; 
Staates,  welche  darum  eine  entwickeltere  ist,  als  die  vorige» 
weil  es  hier  überhaupt  schon  um  Rechte  sich  handelt    Alxr^ 
diese  ganze  Anschauung  bewegt   sich  noch  in  der  Sphäre  da- 
Privatrechts,  von  Besitz  und  Erbschaft,  und  so  kann  auch  der  Bo- 
griff eines  öffentlichen  Rechts  sich  noch  nicht  bilden.  Denselbei 
Charakter  tragen  die  politischen  Rechte  der  Uebrigen;  die-| 
Grösse  des  ererbten  Grundbesitzes  giebt  auch  den  Ausschlag  Obflir] 
den  Einfluss  in  der  Gemeine  und  im  Staate:    (dahin    gehönr] 
aUe  Oligarchieen,  dahin  sogar   der  Unterschied  und  Kai 
der  „Homer-''  und  „Klauenmänner"  in  den  Urkantonen  isf 
Schweiz).     Die   Gestaltung   der  bürgerlichen  Verhältnisse  eriitt-( 
dabei  aristokratischen  Charakter,  weil  das  grössere  Grund» 
eigenthum,  wie  es  bestimmten  Familien  durch  Erbschaft  ange^ 
hört  und  bei  ihnen  in  Untheilbarkeit   gewahrt  viärd  (Ma^jorata, 
Minorate),   den  entscheidenden  Einfluss  im  Staate  übt,  wrähread 
die  kleineren  Grundeigenthümer,  ebenso  die  Hörigen,  LeibeigaeUp 
Sklaven,  von  jenen  abhangen. 

Endlich  ist  die  allgemeine  geistige  Wirkung  in  Anschbig 
zu  bringen,  welche  der  Ackerbau,  überiiaupt  das  thätige  Veiiialttt 
zur  Natur  im  Menschen  erzeugt.  Solche  Beschäftigung  ist  durch- 
aus auf  stätigen  Fortgang,  auf  zähe  Consequenz,  Vertrauen  und 
Ausdauer  gestellt  Ruhiger  Ernst  und  Festhalten  am  Sieben, 
Hergebrachten  ist  daher  der  Charakter  des  Landmannes:  schA 
Cato  sagte,  dass  er  die  wenigsten  bösen,  ausschweifenden  Ge» 
danken  hege.    Liebe  zum  Boden,  zur  ganzen  Oertlichkeit  — 
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¥ateiiandsliebe  in  der  sinDÜchsten ,  aber  naivsten,  entwicklungs- 
f«i€hsten  Form,  von  der  Treue  zur  Naturumgebung  an  bis  hinauf 
nr  Pietät  für  die  Grabstätte  der  Aeltem  und  Ahnen  —  ist  die 
BOthwendige  Begleiterin  jener  ganzen  Geistesstimmung.  Dessbalb 
irt  der  Stand  des  Ackerbauers  die  eigentliche  Grundlage, 
die  objective  Macht  im  Staate,  welche  aller  Verfldchtigung 
1^  Besitzes  und  der  Sitte  widersteht,  das  conservative  (dem 
Bonagogismus  unzugängUchste)  Element  alles  Staatslebens.  Wo 
d)er  selbst  dieser  Stand  von  Unzufriedenheit,  von  Misstrauen  er- 
griffen ist,  wo  das  Verderben  des  Bauernproletariates  (der 
fefiybrhdisten  Staatskrankheit)  und  der  Auswanderungslust 
m.  Land  ergriffen  hat,  da  ist  der  Staat  in  seinem  innersten  Le- 
jbensmark  verletzt  und  siecht  unwiederbrlnghch  dahin.  Es  muss 
^  Fundamentalsatz  aller  PoUtik  bleiben,  den  ackerbauenden 
Stand  zu  stärken  und  zufrieden  zu  stellen. 

m.     Die  Elemente  der    Gewerbe,   der   Industrie   und 
^uti  Handels,   der  Kunst  und  Wissenschaft  bringen  neue 
politische  Bedingungen  hinzu.     Sie  schliessen  sich  allmähUg  — 
^ber  bedingt   durch    besondere    begünstigende    Ortsverhältnisse^ 
H^resnäbe,  Verkehr  mit  andern  Völkern  u.  d^.  an  den  Acker- 
ita an  und  steigern  durch  mannigfaltigem  Erwerb  den  nationel* 
Jn  Reich th um.     Die  ganze  Mannigfaltigkeit  der  Gewerbe  und 
4ks  Handels    kann   nur   in    grossem   Gesellschaftsvereinen,   in 
Städten,  neben  einander  wohnen.  Beide  ziehen  dem  wechselnden 
fiedürfniss  und  der  Gelegenheit  nach :  das  Local  ist  das  zuftdlige, 
"Wechselnde;  der  Handel  in  fremde  Länder  thut  sich  auf.    Oder 
'-die  passendste  Oertlichkeit  für  gewisse  Beschäftigungen  giebt  den 
Ausschlag;   daher  grosse  Bevölkemngsanhäufungen  an  bestimm- 
ten Orten :  übervölkerte  Fabrikdistricte,  grosse  Handelsstädte,  Con- 
ciirrenz  und  Wetteifer;  woraus  ein  greller  Gegensatz  von  Reich- 
thum  und  Armuth  entstehen  muss.     Ebenso  ist  der  Erwerb 
ein  augenblickliclier;  denn  auf  den  raschen  Absatz  und  Um- 
satz des  Producirten  kommt  es  an.    Endlich  kann  der  grössere 
Gewinn  nur  durch  Wagnis s  erkauft  werden :  der  Reichthum  be* 
steht  nicht  in  gesichertem  Grundbesitz,  er  schwankt  im  Wechsel 

fies   Gelingens  und  MissUngens  unaufhörUch  auf  und  «b.     Das 
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Princip  der  Erblichkeit  des  Grundbesitzes  bei  der  Familie  tritt 
völlig  in  den  Hintergrund;  die  freie  Wahl  des  Berufes 
der  Vorzug  eines  freiverfügbaren  Vermögens  kommt  an  seise 
Stelle. 

Alles  dies  stimmt  die  Geistesricbtung  zmr  Beweglichkeitnnd 
macht  sie  jederlei  V^echsel  geneigt,  hält  sie  auch  politischei 
Versuchen  zugewendet:  —  das  demokratische  Elemenl^ 
in  der  politischen  Gesellschaft,  welches  geschichtlich  fast  einik 
in  den  Städten,  vor  Allem  den  Handelsstädten,  seine  volle  Enl- 
wicklung  gefunden  hat. 

IV.  Jene  beiden  entgegengesetzten  politischen  Elemenli 
sind  nun  in  ihrer  Trennung  nicht  geeignet,  ein  Staatsganztt 
von  grösserm  Umfange  und  eine  hochgebildete,  mit  eign^ 
thümlichen  Culturaufgaben  beliehene  Nationalität  hervom- 
bringen.  An  sich  selbst  sind  sie  nur  vermögenerzeugendo 
Kräfte  im  Staate,  welche  nach  ihrer  politischen,  wie  staat»- 
wirthschaft liehen  Bedeutung  im  gegenseitigen  Gleicligt 
wicht  erhalten  werden  sollen,  was  eine  der  Hauptaufgaben 
Staatskunst  sein  wird.  Damit  sind  sie  jedoch,  viie  die  allgemelM^ 
Rechtsordnung,  nur  Mittel,  nicht  Selbstzweck.  Alle  Vermdgci-^ 
erzeugung  hat  nur  den  Zweck  der  Müsse  für  die  hohem  Gdtor 
der  Humanität  (§.  94  ff.);  und  erst  in  diesem  Gebiete  beginiMi 
die  höchsten  Aufgaben  des  Staats.  Hier  treten  aber  neue  Staats- 
bildende  Elemente  hinzu,  welche  wir  im  Folgenden  zu  betracfatM 
haben. 


§.129. 

B.     Die  Staatengründung  mit  Freiheit  und  aas 

Bedürfniss. 

Aber  der  Staat  kann  auch  durch  ein  plötzliches  Ereif* 
niss,  auf  freie  Weise,  entstehen,  indem  durch  gleiche  bit<v- 
essen  oder  sich  ergänzende  Bedürfnisse  vereinigt,  Individoei 
oder  Familien  zusammentreten,  um  als  ein  geschlossenes 
^anze  (civitas)  unter  gemeinsamer  Obrigkeit  und  Gesetzen  it 
leben.  Hier  ist  der  Typus  der  Gemeine  das  Voitild,  wekto 
sich  immer  mehr  vermannigfacht  und  erweitert,  wie  es  dort.d« 
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4cr  Familie  war  (§.  128).  Man  wählt  sich,  nach  Analogie  der 
fiemeineältesten,  auch  die  höchste  Obrigkeit,  die  eigentlich  nur 
in  unserm  Auftrage,  nach  selbstgegebenen  Gesetzen, 
die  gemeinsamen  Interessen  verwaltet  Die  Befehlen- 
"den  sind  daher  gar  nicht  Herrscher,  sondern  Verwalter:  der 
•Gehorsam  ist  freiwillige  Unterwerfung  unter  eine  selbstge- 
«flhlte  Macht,  um  der  eignen  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt 
«Dien.  Das  ganze  Staatsprincip  schöpft  die  unversiegbare  Quelle 
seiner  Stärke  allein  daraus,  dass  der  Einzelne  seinen  Wil- 
len der  Mehrheit  unterwirft,  von  welcher  er  selbst  ein 
'Element  ist  oder  es  werden  kann. 

Hier  tritt  in  dem  Verhältniss  zwischen  Obrigkeit  und  Gehor- 
dienden,  wie  zwischen  den  einzelnen  Staatsgliedem,  offenbar  die 
Uee  des  Wohlwollens  zurück;  dagegen  die  Ideen  des  Rechts 
und  der  Vollkommenheit  (des  gemeinsamen  Wohles)  werden 
starker  und  bewusster  empfunden.  Ueberhaupt  liegt  hier  der 
{anze  staatsbildende  Process,  seine  Hebel  und  Kräfte  nicht  im 
Gebiete  instinctiver  Regungen,  sondern  freigewählter  Zwecke  und 
besonnener  Abwägung  der  Rechtssphären.  Die  Freiheit  des 
Einzelnen  und  die  eigenthümliche  Berechtigung  seiner  Indivi- 
dualität (des  Genius)  machen  hier  den  Ausgangspunkt:  es  ist 
■  daher  ein  staatsbildendes  Princip  von  ebenso  welthistorischer  Be- 
deutung, wie  das  erste;  ja  es  ist  nach  seinem  innem  Cha- 
nkter  dazu  bestimmt,  jenes  allmähhg  abzulösen,  so  gewiss  das 
Menschengeschlecht  auch  in  allen  Staatszuständen  aus  der  Form 
Jes  „Naturells"  in  die  des  „Charakters"  sich  zu  erheben  hat 
Hier  nämlich  ist  freies  Bürgerthum  und  innerhalb  des  Staates 
selbst  Rechtsentwicklung  der  Anfang  und  das  Ziel  des 
staatsbildenden  Processes,  womit  zugleich  die  ersten  Grundlagen 
aDer  höheren  Cultur  gegeben  sind. 

I.  Die  Eine  Hauptform  der  Staatengründung  auf  diesem 
Wege  ist  Colonisation  durch  Auswanderung.  In  den 
dtesten  Zeiten  geschah  sie  unter  der  Gestalt,  dass  hochgebildete 
Einwanderer  unter  noch  barbarische,  aber  bildsame  Volksstämme 
bOUere  Cultur  und  Gesetze  mitbrachten  und  so  Herrscherstaa- 
en  gründeten,   die  eine  eigene  Art  halb  theokratischer,   halb 
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heroischer  Aristokratie  bilden  und  damit  in  die  vorher  betrachtete 
Kategorie  zurücktreten.  Es  dürfte  vielleicht  geschichtlich  skh 
nachweisen  lassen,  dass  dies  die  Hauptform  gewesen  sei,  in  der  die 
Weltcultur  auf  ihrem  langsamen  Zuge  vom  Osten  nach  dea 
Westen  sich  verbreitet  habe,  während  hier  noch  eine  andere 
Form  der  Colonisation  hinzutritt:  dass  rohe,  aber  bildsame  Volke» 
Stämme  auf  den  Boden  der  Cultur  einwandernd  und  hier  unwi- 
derstehlich von  ihr  ergriCTen,  sie  und  sich  selber  zu  einer  nenei  ^ 
Blflthe  emporbringen.  Die  dritte  Form  der  Cdonisation  endlich 
ist  die  völlig  iy*eie,  wo  aus  dem  Zusammentreten  verschiedener 
Familien  und  Stämme  ein  neuer  Staat,  zunächst  in  Gestalt  einer 
Gemeine,  beginnt  und  von  Unten  auf  seinen  poUtischen  Baa  < 
vollendet.  Die  Gründung  Roms,  Venedigs,  unzähliger  kleiner  Co- 
lonien  des  Alterthums  und  des  Mittelalters  gehört  hierher:  hier  : 
waren  jedoch  bei  den  verschiedenen  historischen  Bedingungee 
des  Zusammentretens  die  Elemente  complicirter  und  der  ExMg 
mannigfacher.  Die  Griechischen  Colonien  führten  die  VerfassoiH 
gen  ihres  Mutterstaates  ein ;  bei  der  halbmythischen  Grttndonf 
Roms  bleibt  Vieles  dunkel;  Venedigs  erste  Verfassung  trug  des 
Charakter  eines  kleinen,  völlig  demokratischen  Gemeinwesens.  Ein 
grösstes,  in  den  ungeheuersten  Dimensionen,  aber  doch  nach  sehr 
einfachen  Elementen  ausgeführtes  Beispiel  dieser  Art  ist  die  Nord* 
amerikanische  Colonisation,  offenbar  dazu  bestimmt,  äse 
neue  weltgeschichtliche  Phase  des  Staatenlebens  zu  beginnen, 
deren  definitive  Form  übrigens  noch  nicht  annäherungsweise  ab- 
zusehen ist.  Jetzt  ist  sie  Gemeineordnung  und  Bundes- 
verfassung, nach  Oben  hin  schwach  centralisirt  und  im  m- 
aufhörUchen  Kampfe  um  die  Majoritäten  sich  abreibend.  ADtf 
Anhand  der  Kräfte  verzehrt  sich  daher  in  einem  Resultate,  das 
den  höchsten  Culturzwecken  des  Staates  nur  sehr  unvollkommen 
genügt.  Vermögenserwerb  und  Parteieinfluss  sind  dort  die  bei- 
den Angelpunkte  alles  öffentlichen  Lebens. 

II.  Die  Staatenbildung  durch  Eroberung  unter  eiom 
Kriegsanführer  erzeugt  eine  andere  Form  des  Staates,  der  gleidh 
falls  schon  Freiheiten  und  Rechte  zulässt.  Der  glückliche 
Kriegsanfahrer  war  nach  dem  Rechte  der  Eroberung  audi 
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Herr  des  Landes,  aber  den  Freien  gegenüber,  die  sich  ihm  an- 
geschlossen hatten,  nur  bedingungs-  und  rertragsweise; 
'  woraus  das  LehnsveriiältDiss.     Nur  die   Eroberten   (Hörigen, 
.  Leibeigenen)  sind  von  diesem  Vertrage  ausgeschlossen,  ohne  den- 
noch Sklaven  oder  vöUig  rechtlos  zu  sein :  sie  haben  nur  keinen 
Theil  an  der  Regierung,  während  man  ihnen  gewisse  Privatvor- 
theile  überlässt.     So  entstand  der  Feudalstaat  des  Germani- 
idien  Mittelalters,  in  welchem  sich  „Fürst'^  und  „Stände*^  nach 
einem  Reichsgesetze  gegenseitig  vertrugen,  nach  seiner  histori- 
schen Bedeutung  der  Ursprung  und  die  Grundlage  der  bis  in  die  Ge- 
genwart hineinreichenden  landständischen  Verfassungen. 
Wie  sehr  auch  der  Feudalstaat  und  die  aus  ihm  hervorge- 
henden landständischen  Verfassungen  in  ihrer  ganzen  Rechtsauf- 
bssung  jetzt  veraltet  sein  mögen,    während  die  einzelnen  Reste 
des  Feudalwesens,   die  ohne   innem  Verband  mit  dem  öffentU- 
cfaen  Leben  noch  in  die  Gegenwart  hinreinragen,  mit  Recht  so- 
gar in  Verruf  gekommen  sind:    dennoch   war  er  nicht  nur  zu 
semer  Zeit  ein  mächtiges  und  wohlgefugtes  Staatsgebäude,    son- 
^m  er  enthält  allgemeine  Elemente  in  sich,  welche  in  kei- 
nem Staate  bei  Seite  gelassen  werden  können.    Vor  Allem  be- 
nihte  er  auf  den  beiden  acht  sittlichen  Grundlagen  der  gegen- 
seitigen Treue,  von  Oben  nach  Unten,  wie  von  Unten  nach 
Oben,   und  der  Ehre,    der  des  Standes  wie  der  persönhchen. 
Diese  vertraten  damals  die  eigenthch  idealen,  tlber  die  Selbst- 
niebt   des    Gewinnes   und    des  Lebensgenusses   hinausUegenden 
Zwecke  der  Gesellschaft;   und  in  dieser  Hinsicht  steht  der  auf- 
ojtferungsbereite  Geist  der  damaligen  Zeit  weit  über  dem  gegen- 
wärtigen, in  selbstsüchtigen  Interessen  versumpften.    Ebenso  die 
corporative  Gliederung  des  Volkes,  die  Autonomie  der  Stände  und 
Genossenschaften,   die   scharfbestimmte  Abstufung  ihrer  Rechte, 
wenn  dieselben  auch  weit  davon  entfernt   waren,    staatsbür- 
gerliche Gleichheit   zuzulassen,   alles  Dies  begründete   ein 
regungsvolles  politisches  Leben,  worin  Jeder  die  scharibestimmte 
Gränze   seines  Wirkens  und   Gehorchens  kannte  und  innerhalb 
derselben  einer  ungestörten  bürgerlichen  und   individuellen  Frei- 
heit genoss.    Die  gänzliche  Veränderung  unserer  politischen  Rechts- 
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anschauung,  wie  unsere  gesteigerten  politischen  Bedürfiiissse  ha- 
ben diese  Stufe  des  Staats  für  immer  in  eine  andere  Form  em- 
porgearbeitet. Was  aber  an  jener  wahrhaft  lebensvoll  war,  die 
innere  Gliederung  des  Volkswesens,  die  Bewahrung  vcur 
dem  farblosen  Einerlei  eines  abstracten  Staatsbürger-^ 
thums  oder  gegentheils  vor  einer  zum  gleichmässigen  Gehor- 
chen verurtheilten ,  aller  Autonomie  entbehrenden  Untertha- 
nenschaft,  das  muss  in  die  neue  Staatsform  hinüber  gerettet 
werden. 

III.  Die  Staatenbildung  durch  künstliche  Einführung 
einer  Verfassung  bildet  die  letzte  mögUche  Form  der  Grün- 
dung eines  Staates.  Man  hat  ihr  Erzeugniss  den  ideokrati- 
schen  Staat  genannt,  weil  darin  irgendein  Idealbegriff  des- 
selben angestrebt  und  durch  eine  plötzhche  Umgestaltung  des 
bisherigen  Staatsrechtes  eingeführt  wird.  Dies  ist  weder  re- 
gungslose Stabilität,  noch  allmählig  fortschreitende  organi- 
sche Reform,  sondern  Umwälzung,  wo  man  sich  übrigens 
täuscht,  wenn  man  behauptet,  dass  diese  immer  zugleich  „ReTO- 
lution^S  ein  mit  Kampf,  Empörung  und  Gewaltsamkeiten  veitun- 
denes  Ereigniss  sein  müsse.  Sie  ist  nur  das  Abbrechen  einer 
alten  politischen  Entwicklungsreihe  und  der  Anfang  einer  völlig, 
neuen.  Ueber  ihren  Werth  und  ihre  factische  Zulässigkeit  ent- 
scheidet nur  das,  ob  sie  ein  den  wahren  Volkszuständen  frem- 
des, ihnen  aufgekünsteltes  Experiment  sei,  oder  ob  sie  in  der 
allgemeinen  Idee  des  Staates,  wie  in  dem  besondem  Bedürfniss 
und  in  der  allmählig  gewonnenen  Rechtsanschauung  des  Volkes 
ihrp  Begründung  findet.  In  ersterem  Falle  ist  sie  wirkUch  „Re- 
vo lution^S  gewaltsame  Vernichtung  eines  noch  Lebensföhig^ 
und  innerhch  Geltenden,  darum  selber  ohne  eigene  Lebensfähig- 
keit und  nur  durch  eine  „Gegenrevolution^^  wieder  abzuthun.  Im 
zweiten  Falle  ist  sie  an  sich  selbst  berechtigt  und  war  viel- 
leicht der  einzige  Nothbehelf,  den  ünerlasslichen  Fortschritt  zum 
Dasein  zu  bringen,  da  nicht  in  allen  Staatsverfassungep  die  Mit- 
tel der  steten,  allmähligen  Fortbildung  und  der  Auscheidung  des 
Abgestorbenen  so  klar  und  sicher  ausgeprägt  sind,  um  das  Be- 
dürfniss einer  revolutionären  und    stossweisen  Entwicklung  für 
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immer  auszuschliesseü.  Dabei  ist  es  in  diesem  Falle,  wo  keine 
verfassungsmässigen  Formen  diesem  Processe  seine  Regelmässig- 
Mt  sichern,  vollkommen  gleichgültig,  ob  die  Initiative  dabei  von 
Obenher  ausgehe  (Friedench  IL  von  Preussen,  Joseph  II.  von 
Oesterreich) ,  oder  vom  Volke,  wie  in  der  ersten  französischen 
Revolution  (welche  wir  fUr  die  einzige,  factisch  berechtigte  hal- 
ten, weil  in  den  beiden  spätem  die  französische  Verfassung  be- 
reits die  Mittel  darbot,  den  langsamen  Weg  der  Reform  nicht  zu 
verlassen). 

§.  130. 
C.    Die  Entwicklung  der  Naturformen  des  Staates 
zur  Verfassungsmässigkeit. 

Wie  in  allen  ethischen  Instituten,  so  ist  auch  im  Staate  die 
ailgemeine  Bedingung  seines  Wesens  die  „Perfectibilität^S 
d.  h.  das  stete  Fortschreiten  von  der  instinctiven  Form  des  „Na- 
turells" zur  bewussten  des  „Charaktere".  Was  dies  in  Bezug 
auf  den  Staat  bedeute,  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  nachdem  die 
TOD  ihm  darzustellenden  Ideen  bekannt  sind.  Es  liegt  wesent- 
licb  im  Begriffe  des  Rechts,  dass  es  nicht  nur  objectiv  geübt, 
sondern  auch  dass ^ es  im  Ausüben  erkannt  werde  als  Recht. 
Ebenso  hegt  es  in  allen  Formen  des  Wohlwollens  und  der 
Vollkommenheit,  dass  sie  erst  genossen  und  gewusst,  das 
Wohlsein  ausspenden  können,  dessen  unversiegbare  Quelle  sie 
sind.  Verfassungsmässigkeit  und  Oeffentlichkeit  da- 
her sind  die  beiden  Bedingungen  eines  vollkommenen  Staates 
und  das  allgemeine  Element  jeder  Staatsentwicklung.  Hier 
tritt  jedoch  ein  neues,  individualisirendes  Moment  hinzu. 
Die  Staatsform  jeines  Volkes  ist  das  unlösbar  verflochtene  Pro- 
ducts einer  nationellen,  dem  fiühesten  Ursprünge  nach  auf  den  Ra- 
centypus  zurückzuführenden  Eigenthümlichkeit  und  seiner 
ebenso  eigenthümUchen  historischen  Bildung.  So^  gewiss 
daher  es  verschiedene  Nationahtäten  und  abweichende  geschicht- 
fiche  Entwicklungen  giebt:  so  gewiss  kann  das  Ziel  derselben 
lucht  eine  einzige,  allen  gemeinsame  Staatsform  sein,  sondern 
Verschiedene,   gleich  voUkommne,    d.  h.  solche,   in  denen 
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der  Eine,  allen  gemeinsame  Staatszweck  je  nach  der  EigenlhOm- 
lichkeit  eines  jeden  Volkes  vollkommen  erreicht  wird. 

I.  Die  Rechtsidee  findet  ihren  eigentlichen  Ausdruck  in  der 
öffentlichen  Gesetzgebung,  welche,  dem  Ruochengerflste  im 
lebendigen  Körper  vergleichbar,  auf  feste,  unerschütterliche  Wene 
das  innere  Verhältniss  aller  socialen  Institute  und  Gewalten  mi 
Staate  zu  einander  begrtindet  und  wahrt.  Wie  die  Idee  des 
Rechts  an  sich  selber  eine  einfache  und  gleichartige  ist,  so  Iflsst 
sie  auch  für  die  Anwendung  im  Staate  eine  rein  begnflsmässige 
Behandlung  zu.  Was  gerecht  sei  in  der  Rechtspflege  und  im 
Strafgesetze,  was  sodann  die  innere  Gerechtigkeit  ftlr  jedes  In- 
stitut an  eigenthümlichen  Rechten  und  Freiheiten  fordere,  das 
lässt  sich  auf  rein  begriffsmässigem  Wege,  ohne  die  Nothwen- 
digkeit  historischer  Erfahrungen,  bestimmen,  öderes  sind  Con- 
troversen,  welche  auf  gemeingültige  Weise  gelöst  werden  können. 

II.  WesentUch  anders  ist  dies  Verhältniss  in  Bezug  auf  die  wt' 
schiedenen  Regierungsformen  (monarchisch - repubtikanisch; 
aristokratisch -demokratisch),  welche  in  der  eigentUchen  Staats- 
verfassung ihren  Ausdruck  finden.  Auch  hierüber  bildet  sich  in 
jedem  Volke  eine  bestimmte  Rechtsauf fassung;  aber  sie  istse 
abhängig  von  seiner  Nationalität  und  historischen  Entwicklung,  dass 
bei  diesen  Fragen  die  reine  Theorie  sich  zwischen  Recht  imd 
historische  Zweckmässigkeit  eingeklemmt  sieht  Aber  audi 
hier  wird  das  conservative  Interesse  nach  der  letztem  Seite  hin 
den  Ausschlag  geben:  denn  selbst  die  Theorie  muss  daran  erin- 
nern, dass  in  jeder  Regierungsform,  wenn  sie  nur  gegen  die 
Willkür  eines  Einzigen  oder  Aller  (§.  126,  II.)  durch  Verfas- 
sung gesichert  ist,  der  innere  Staatszweck  erreicht  werden  kann. 
Hier  werden  wir  daher  in  das  Gebiet  der  Zweckmässigkeit 
gewiesen,  d.  h.  des  mehr  oder  minder  Guten  in  den  verschiede- 
nen gegebenen  Verfassungen,  deren  historischen  Ursprung  im 
Vorigen, wir  kennen  lernten.  Die  Ethik  gränzt  hier  an  die  Poli- 
tik. Aber  auch  dabei  kann  der  Maassstab  der  Beurtheilun^ 
nicht  zweifelhaft  sein.  Diejenige  unter  den  gegebenen  Verfassan" 
gen  ist  die  relativ  beste,  welche  die  mannigfachsten  und  sicher 
sten  verfassungsmässigen  Formen  darbietet,  innere  Geb«^ 
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dien  aufzudecken  und  organisch  fortschreitende  Reformen  einzu- 
führen. Dies  heisst  zugleich:  diejenige  Staatsverfassung 
ist  die  beste,  welche  ebenso  stockende  Stabilität  un- 
möglich macht,  wie  Revolution  verhütet  durch  orga- 
nische Refo  rm.  Worin  jedoch  jene  verfassungsmassigen  Formen 
oder  Bedingungen  bestehen,  das  allerdings  lässt  auf  gemeingül- 
tige Weise  sich  feststellen  und  ist  im  Folgenden  weiter  zu  unter- 
suchen. 

III.  Die  Idee  des  Wohlwollens  (der  äussern  Wohlfahrt) 
und  der  Vollkommenheit  (der  sittlichen  und  intellectuellen 
Cultur)  werden  überwiegend  in  der  Staatsverwaltung  ihre 
Verwirklichung  finden.  In  ihr  tritt  demnach  die  künstlerische 
Thätigkeit  des  Staates  und  damit  die  Seite  seiner  unbegränzten 
Perfectibilität  stärker  hervor.  Darüber  wird  die. Ethik,  als 
allgemeine  Staatslehre,  daher  am  Wenigsten,  die  Politik,  als  Lehre 
Ton  der  besondern  Staatskunst,  am  Meisten  zu  reden  haben.  Wich- 
tig ist  es  nur  das  Bewusstsein  dieser  Gränzen  sich  klar  zu  erhalten. 

Aus  der  reinen  Idee  des  Staates  nämUch  kann  nimmermehr 
«ber  die  beste  Art  der  Finanzverwaltung,  das  angemessenste  Prin- 
dp  der  Steuern,  die  zweckmässigste  Schuleinrichtung  oder  Kirchen- 
Terwaltimg  entschieden  werden,  wiewohl  der  allgemeine  Begriff 
aller  dieser  Pflichten  des  Staates  und  ihr  Verhältniss  zum  ganzen 
Staatszwecke  Gegenstand  der  ethischen  Untersuchung  bleiben  muss. 
Dennoch  hat  die  stete  Vermischung  des  ethischen  und  des  politi- 
sdien  Gesichtspunkte  sin  diese  Materien  grosse  Verwirrung  gebracht, 
indem  es  den  Werth  allgemeiner  Pnncipien  in  den  Augen  der  Prak- 
tiker sehr  vermindern  musste,  wenn  man  ihre  falsche  oder  übertrei- 
bende Anwendung  sah. 

Zweites  Capitel. 

Der  Organismus  der  Gemeinen  und  der  Stände. 

§.  131. 
Ihr  allgemeines  Verhältniss. 

Alles  pobüsche  Leben  im  Staate  entsteht  und  bestehet  da- 
^h,  dass  der  Einzelne  die  Wahrung  seiner  Rechte,  seine  äussere 
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Weblfahrt  und  seine  innere  Bildung  nur  durch  Verbindung  und 
vereinigtes  Wirken  mit  Andern  eriangen  kann.  Genossen^ 
Schaft  und  ergänzendes  Zusammenwirken  in  derselben 
sind,  wie  in  der  Ehe  und  Familie,  so  im  Staate,  das  alldurch- 
dringende Lehensprincip.  Diese  Verbindung  kann  aber  nur  auf 
einem  doppelten  Grunde  beruhen  und  auf  ein  doppeltes  Ziel  ge- 
richtet sein.  Entweder  das  örtliche  Zusammensein  ist  Grund* 
läge  der  Verbindung  und  des  Zusammenwirkens,  oder  der  ge- 
meinschaftliche Beruf  und  dessen  vereinigende  Interessen. 

Jenes  erzeugt  den  Gemeineverband,  dies  den  Berufs- 
oder  Standesverband,  und  so  bilden  beide  von  Untenher 
die  eigentliche  GHederung  des  Volks,  der  Regierung  gegenttber; 
und  aUes  poHtische  Leben  im  Staate,  wenn  es  ächte  und  blei- 
bende Interessen  vertreten  soll,  kann  nur  aus  jenen  beiden  Quä- 
len hervorgehen.  Das  Volk  selber  ist  nur  aUein  dadurch  keine 
blosse  „Kopfzahl'S  ^^^^  zusammengewürfeltes  Aggregat  einzeher 
Individuen  oder  Famihen,  in  der  Stockung  selbstsüchtiger  Regun- 
gen befangen,  dass  Jeder  einestheils  der  Gemeine  dient,  ihr 
sich  opfert  und  in  ihr  zugleich  ergänzende  Hülfe  findet,  andem- 
theils  durch  die  Berufsgenossenschaft  einem  weitem  Ve^ 
bände  angehört,  der  bei  den  eigenthch  geistigen  Berufsarten  sogar 
über  den  Staat  und  das  Volk  hinausreichen  kann. 

Desshalb  stehen  aber  auch  beide  Arten  der  Gemeinschaft 
nicht  in  Widerspruch  unter  einander  oder  gehen  bloss  ohne  Be- 
rührung neben  einander  her:  sie  ergänzen  sich  vielmehr  der- 
gestalt, dass  alle  Rechte  und  Interessen,  welche  der  Einzelne  an- 
zusprechen, der  Staat  zu  befriedigen  hat,  durch  beide  ihre  Ver- 
tretung finden. 

A.    Die  Gemeine  im  Staate. 

§.  132. 
1.     Ihr  Begriff  und  ihr  Verhältniss  zum  Staate. 

Die  Gemeine  im  Staate  (nicht  die  religiöse,  wissenschaft- 
hche  oder  künstlerische,  indem  es  auch  in  diesen  Beziehungen 
Genossenschaften  geben  muss)  ist  die  auf  dem  örtlichen  Zu- 
sammensein  beruhende   Verbindung   der   durch    gemeinsam« 
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Interessen  des  öffentlichen  Lebens  und  der  besondern 
Bedarfnisse  vereinigten  Familien  eines  Ortes  oder 
eines  Bezirkes. 

Diese  Verbindung  bildet  sich  ganz  yon  selbst  und  kann  als 
ein  poUtisdier  Organismus  (Staat)  im  Kleinen  und  Einfachsten 
angesehen  werden.  Aber  auch  sie  ist,  wie  er,  einer  verschiede- 
nen Entwicklung  föhig  und  stellt  bald  einen  losem,  bald  einen 
enger  verbundenen  Zusammenhang  dar.  Bei  einem  ackerbauen- 
den Volke,  wie  dem  alten  Deutschen,  kann  es  das  allerlockerste 
Band  der  blossen  „Markgenossenscha f t^^  sein.  Die  Mannig- 
üdtigkeit  der  Gewerbe  und  Culturbedttrfnisse  fahrt  jedoch  die  Fa- 
milien näher  zusammen ;  es  entstehen  an  einander  gereihte  Wohn- 
stätten und  engere  Nachbarschaften,  daraus  Dorf-  und  Stadt- 
gemeinen.  Höhere  Verbände  von  Bezirken  und  Provinzen 
bilden  sich  auf  analoge  Weise,  wo  bei  den  letztern  noch  ge- 
schichtlich-politische Gründe  mitwirken. 

Hieraus  entstehen  sogleich  Gemeineinteressen  und 
Rechte,  aber  auch  dem  Staate,  als  der  allbefassenden  Einheit 
gegenüber,  die  Frage:  welch  ein  Maass  von  Selbstständigkeit  und 
Anerkennung  er  jenen  Rechten  zu  gönnen  habe?  Hier  ist  eine 
doppelte  Auffassung  möglich,  welche  theoretisch  und  praktisch 
nachfolgende  Controverse  ergeben  hat: 

I.  Der  Staat  wird  gefasst  als  das  allein  Berechtigte  und 
Rechtverleihende;  die  Gemeine  ist  eine  blosse  Staatseinrich- 
tang,  eine  nach  gewissen  künstlichen  Zweckmässigkeitsgründen 
zum  Behufe  der  Verwaltung  oder  anderer  Zwecke  gemachte  Ab- 
theilung des  Volkes  nach  Provinzen,  Bezirken,  Ortsgemeinen, 
welchen  je  nach  den  Interessen  der  Regierung  ein  Mehr  oder 
Minder  von  Rechten  zugestanden  wird.  Sie  üben  ihre  Gewalt 
nur  durch  Uebertragung  vom  Staate  aus  und  ihre  Behörden 
werden  von  ihm  ernannt.  Dies  erzeugt  die  centralisirende 
Ansicht  vom  Staate,  dass  er,  einer  wohlgegliederten  und  stets 
wu*ksamen  „Maschine''  vergleichbar,  Alles  gleichmässig  bestim- 
men und  um  die  Continuität  der  Staatsverwaltung  ohne  Stockung 
und  Widerstand  durchzusetzen,  schlechterdings  keine  Autonomie 
der  Verwaltung  in  abgegränzten  Kreisen  dulden  solle.    Es  ist  der 
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„erleuchtete  Despotismus^^  des  centralisirten  Verwaltungs- 
staates, wie  ihn  das  Napoleonische  und  das  gegenwärtige  Frank- 
reich, zum  Theil  auch  noch  Deutschland  in  gewisjsen  Partieen  zeigtir 
Bemerkenswerth  ist,  dass  die  beiden  entgegengesetzten,  aber  gleich 
einseitigen  und  falschen  Principe  der  abstracten  „Volkssicuv^räiii« 
tät^S  wie  der  absoluten  Fttrstenmacht  in  dieser  Hinsicht  bei  dem 
gleichen  Ziele  anlangen  und  dasselbe  wollen:  die  Allmacht  äwf 
Regierungsgewalt.    Dort  der  in  irgend  einem  Oi^ne  sich  au9^ 
sprechende  „souveräne  Volkswille ^%  hier  der  des  Fürsten,  will 
nirgends   einen  Widerstand    finden   in   den  Rechten   einer  Ge* 
meine  oder  Corporation.     Theoretisch  ist  dies  die  niederste 
Auffassung  vom  „Volkers  das,  wie  schon  gezeigt,  nirgends  bloM 
unorganisirtes  Aggregat,  sei  es  einer  Summe  von  Souveränen,*) 
sei  es  einem  einzigen  Souverän  bloss  Gehorchender  ist   Prak- 
tisch  hat  die  Erfahrung  die  Hohlheit  dieser  gouvernamentales 
Allgewalt  gezeigt.    Alle  verkünstelten  „Staatsmaschinen*'  sind  vor 
dem  ersten  kräftigen  Stosse  von  Aussen  oder  von  Innen,  ohii!- 
mächtig  zusammengebrochen,  weil  hier  der  Einzelne  des  Selbst- 
handelns  ungewohnt  und  noch  weniger  dazu  berechtigt,  der  Re- 
gierung es  überlässt  (nach  dem  einschneidenden  Worte  des  Ta- 
citus:  reipublicae  ut  alten ae)^  ihre  Sache  selber  auszufechten. 

H.  Nach  der  entgegegensetzten  Auffassung  sind  die  Ge* 
meinen  das  Erste  und  Ursprünglichere,  mit  selbststän- 
digen Rechten,  welche  sie  nur  zum  Theil  an  den  Staat  übe^ 
tragen  haben,  der  in  den  ihm  eigenthümlichen  Functionen  ab 
blosse  Ergänzung  der  Gemeinegewalt  anzusehen  ist.  Jeder  Staat 
ist  eigentlich  nur  ein  Bund  von  Gemeinen,  zur  Aushülfe  cle^ 
selben  und  zur  Erreichung  derjenigen  Zwecke,  welche  den  Wi^ 
kungskreis  der  Gemeine  überschreiten. 

Dies  erzeugt  die  atomistische  Ansicht  vom  Staate,  wei- 
che  in  ihrer  praktischen  Consequenz  durchzuführen  vor  dem  abe^ 
all   ausgebildeten  und  erstarkten  Bewusstsein   der   StaatseinheK 


*)  „Jeder  Franzose,  der  das  Mannesalter  erreicht  bat,  ist  Staatsbürger; 
jeder  Staatsbürger  ist  Wähler:  jeder  Wähler  ist  Souverän'*.  Nach  der 
von  Lamartine  redigirten  Verfassungsurkunde  für  Frankreich  von  1848.  5.  i«- 
marline  hiit^ire  de  la  Revolution  de  1848,  Paris  1850.  II.  S.  149. 
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etzt  gar  nicht  mehr  möglich  ist  Nur  wo  sie  noch  Oberwiegend 
lervortritt,  ist  sie  nacl^  dem  Grade  ihrer  Zweckmässigkeit  zu  be- 
iirtheilen.  Historisch  indess  ist  sie  von  grosser  Bedeutung,  indem 
ans  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  Städte  in  OberitaUen 
und  Deutschland  das  eigentUche  Staatsleben  und  die  Staatskunst 
dff  neuem  Zeit  hervorgegangen  ist.  Die  städtische  Verfassung 
nr.auch  die  des  Staates;  daher  die  Städte  damals  noch  in  ihren 
B^ch  zogen,  was  begriffsmässig  nur  dem  Staate  zukommt: 
Rechtspflege,  Truppenwerbung,  Selbstvertheidigung,  Münze  u.  dgl. 
lleste  dieser  Selbstständigkeit  finden  sich  jetzt  noch  in  Holland 
und  Belgien,  wo  sie  durch  eine  sorgfältig  gegUederte  Beziri&s- 
oad  Provinzialverfassung  mit  dem  Staatsganzen  in's  Gleichgewicht 
gesetzt  sind.^)  Vorwaltend  ist  die  Gemeineverfassung  noch  jetzt 
in  der  Schweiz  und  in  Nordamerika,  wo  den  Gemeinen  sogar 
die  Soi^e  für  Schule  und  Kirche  überlassen  ist  Die  Gefahr 
dabei  hegt  vor  Augen  und  hat  iich  im  Kleinen  und  Grossen  durch 
die  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  allgemeinem,  besonders  die  gei- 
stigen Interessen  des  Volkes  der  Kirchthurmsbomirtheit  von  Leu- 
ten anheimfallen,  welche  auch  darin  nur*  den  Standpunkt  der 
Gemeine  festhalten. 

IH.  Die  rechte  Stellung  der  Gemeinen,  Bezirke,  Provinzen 
zur  Staatseinheit  ist  begriffsmässig  ebenso  leicht  und  sicher  zu 
finden,  als  die  Sphäre  der  praktischen  Abgränzung  zwischen  bei- 
den im  Einzelnen  sdiwer  zu  bestimmen  ist,  weil  sie  von  histo- 
lischen  Bedingungen,  noch  weit  mehr  aber  von  der  politischen 
Bildung  des  Volkes  abhängt.  Desshalb  bleibt  sie  eine  der  wich- 
tigsten Untersuchungen  der  Politik,  während  die  Ethik  nur  das 
allgemeine  Verhältniss  festzustellen  im  Stande  ist. 

Die  Gemeinen,  und  alles  damit  Zusammenhangende,  sind 
lebendige  Theile  im  Staatsorganismus;  desshalb  seiner  Einheit 
untergeordnet,  so  dass  der  allgemeine  Wille  des  Staates  in  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  widerstandslos  dmxh  sie  hindurch  gehen 


♦)  Thatsäcbliche8  darüber  bei  A  b  r  e  n  s  „organiscbe  Staatslehre"  I.  S.  229. 
hl  Uebrigen  giebt  eine  vergleicbende  Gescbichte  und  Kritik  der  Gemeineverfaä- 
«ongen,  ihrer  FeUer  und  VorzGge  Da  hl  mann  „Pplitik"  2.  Aud  S.  239— 270. 
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muss.  Dennoch  kommt  der  Gemeine  Autonomie  in  ihrem  eige- 
nen (nachher  genauer  zu  bezeichnend^p)  Angelegenheiten  zu; 
auch  soll  sie  mehr  und  mehr  vom  Staate  die  Verwaltung  alles 
desjenigen  sich  übei^eben  lassen,  wobei  es  unmittelbarer  Aufsicht 
und  Betriebsamkeit  bedarf.  Sicherlich  wird  nämlich  die  kflnftige 
Staatskunst  nicht  in  einer  begrifflosen  Decentralisirung  bestehoi, 
wie  Viele  begehren,  welche  dadurch  nur  die  gegenwärtige  Staalfr> 
künde  und  gesicherte  Erfahrung  dem  Zufalle  preisgeben  und  an 
die  Stelle  des  Zweckmässigen  das  Willkürliche  setzen  würden: 
sondern  das  wird  sie  erstreben,  überall  selbstständige  Zwiscfaoh  . 
behörden  oder  auch  untergeordnete  Genossenschaften  zu  gründen, 
denen  sie  ihr  eigenes  Werk,  aber  im  Geiste  des  Ganzen,  auszu- 
führen überlassen  kann :  wie  wir  ein  bezeichnendes  Beispiel  diesor 
Art  im  Vormundschaftsrechte  des  Staates  fanden  (§.  124,  3), 
wo  es  als  die  wünschenswertheste  Ergänzung  desselben  sidi  e^ 
gab,  die  vormundschafthchen  Pflichten  freien  Genossenschaften  üb«^ 
lassen  zu  dürfen.  Dies  ist  jedoch  nur  bei  gesicherter  politi- 
scher Bildung  des  ganzen  Volkes  möghch;  und  so  hat 
hier  die  Ethik  abermals  an  die  grosse  Aufgabe  der  Volkserziehung 
zu  erinnern,  welche  der  eigenthche  Hebel  unserer  Zukunft  ist 

§.  133. 
2.     Die  Gemelneverfassung. 

Dieselbe  soll  der  Gemeine  die  Bedingungen  sichern,  welche 
den  Werth  des  Gemeineverbandes  ausmachen.     Dieser  gehtfim  \ 
der  Einheit  des  Wohnplatzes  aus  und  erzeugt  eine  eigenthte- 
liehe,  zwischen  Familie  und  Stammgenossenschaft  eine^  ■■ 
seits,  und  der  Gesammtgemeinschaft  des  Volkes  andrerseits  in  i 
die  Mitte  tretende  Vereinigung,  welche  alle  durch  die  Gemein- 
samkeit des  Ortes  bedingten  Interessen  ihren  MitgUedem  ge- 
währleistet:   von  der  Sorge  für  die  unentbehrhchen  Handwerke 
und  Gewerf)szweige  und  für  alles  das,  was  die  niedere  Polizei  in  ; 
verwalten  hat,    bis  zur  vormundschaftlichen  Pflege  der  Armen, 
Kranken,  Schutzbedürftigen,  während  der  allgemeine  Rechtsschuti 
und  die  Vertheidigung  nach  Aussen  dem  Staate  als  solchem,  ipe 
Pflege  der  innern  Wohlfahrt  den  vom  Staate  in  Schutz  genott- 
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menen  Culturinstituten  zu  überlassen  ist.  Dass  die  Sorge 
fllr  Kirche  und  Erziehung  allein  der  Gemeine  anheunfalle,  ist 
eine  Unvollkommenheit,  kein  Vorzug  der  Gemeinezustände,  wie 
sie  in  Nordamerika ,  zum  Theit  auch  in  der  Schweiz ,  bestehen. 

Diese  gemeinsamen  Interessen  machen  die  Gemeine  zu  einer 
juridischen  Person  mit  allen  weiter  daraus  hervorgehenden 
Rediten  und  Pflichten.    Desswegen: 

I.  muss  die  Gemeine  ihrer  Selbstständigkeit  gemäss  auch 
eine  vom  Staate  unterschiedene  Verfassung  und  Verwaltung 
hben,  die  in  einer  selbstgewählten,  nicht  vom  Staate  eingesetz- 
täi,  lindem  nur  anerkannten  (bestätigten)  Obrigkeit  ihre  Spitze 
findet,  welche  einen  Gemeinerath  (Bürgerausschuss)  als  bera- 
thende  und  mitbescUiessende  Behörde  sich  zur  Seite  hat.  Dies 
Recht  der  Selbstverwaltung  ist  das  allgemeine;  während  es  allein 
wn  der  vorgeschrittenen  politischen  Bildung  des  bestimmten  Vol- 
kes abhängt,  welchen  Grad  der  Selbstständigkeit  man  den  Ge- 
meinen tiberlassen  vnll  bei  der  Wahl  ihrer  Obrigkeiten,  und  wei- 
sen Umfang  der  Machtvollkommenheit  bei  Verwaltung  des  Ge- 
ineinevermögens. 

Dabei  bleibt  weiter  zu  erwägen,  ob  nicht  auch  im  Gemeine- 
rathe  schon  die  verschiedenen  Stände  und  Genossenschaf- 
ten ihre  bleibende  Vertretung  finden  sollten,  —  was  im  Uebrigen 
keinesweges  Zunftverfassung  voraussetzt,  —  damit  auc^  in  der 
Gemeine  der  bloss  mechanische  Aggregatzustand  der  Büi^er  ver- 
«£winden  und  der  einer  Organisation  der  Interessen  her^ 
•  vortreten  könne.  Dann  würde  zugleich  —  und  dies  ist  nicht  der 
geringere  Grund,  diese  Einrichtung  zu  empfehlen  —  das  Wirken 
«  der  Gemeinevertretung  die  beste  Vorschule  für  die  politische 
Bildung  eines  Volksabgeordneten  werden:  —  ein  Punkt,  der  im 
Folgenden  noch  wiederholt  zur  Sprache  kommen  wird. 

II.  Da  die  Gemeine  als  politische  Person  Recht  auf  Eigen- 
thumserwerbung  hat,  besitzt  sie  auch  das  Recht  es  zu  verwalten, 
aber  nur  im  bleibenden,  nicht  im  bloss  vorübergehenden  Interesse 
ihrer  selbst.  Desshalb  ist  ihre  Vermögensverwaltung  einer  höhern 
Aufsicht  zu  unterwerfen,    damit  sie  nicht  dem  Bedürfnisse  der 

Gegenwart  das  künftige  Wohl  der  Gemeine  opfere.    Es  ist  daher 

16 
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iFollkommen  begründet,  dass  neben  der  fortdauernden  Beauj 
tigung  durch  eine  höhere  Behörde  auch  gesetzlich  festge 
werde,  wie  weit  das  selbstständige  YerfUgungsrecht  der  Gen 
über  ihr  Vermögen  gehe,  und  wo  sie  bei  ihren  Veräüsserui 
Ausgaben ,  Anlehen  u.  dgl.  der*  Genehmigung  der  hohem  B( 
den  bedürfe. 

Indem  die  Gemeine  das  Recht  der  Verwaltung  hat,  b< 
sie  auch  das  Recht  der  Besteuerung,  aber  in  den  glei 
Gränzen  der  Beüigniss,  welche  sich  dort  ergaben.  Das  Bu 
der  Ausgaben  und  Einnahmen  muss  veröffentlicht  werden,  so 
zur  Kundnahme  der  Besteuerten,  als  zur  Controle  der  Aufsi< 
behörde. 

IIL  Wie  die  Gemeine  ein  eigenthümlicher  politischer  G 
nismus  ist,  so  muss  auch  ein  besonderes  Gemeinebürj 
recht  bestehen,^  welches  sie  selbstständig  ertheilt  und  das 
Staatsbtlrjgferrechte  yerschieden  ist.  Jeder  Staatsbürger  soU 
Bürger  einer  bestimmten  Gemeine  sein  und  an  deren  Rec 
und  Pflichten  theilhaben.  Da  aber  die  Gemeinen  nicht  das  9 
haben  können,  innerhalb  des  Staates  also  sich  gegen  eina 
abzuschUessen ,  wie  ein  Staat  gegen  den  andern  allerdings 
Recht  hat:  so  muss  durch  Gesetzgebung  bestimmt  werden,  i 
welchen  Bedingungen  jede  Gemeine  jeden  Staatsbürger  unter 
aufnehmen  muss.  Diese  Bedingungen  können  nur  sein:  pei 
liehe  Unbescholtenhmt  („guter  Ruf")  und  der  Ausweis  der  '. 
lichkeit  innerhalb  der  Gemeine  sich  ernähren  und  so  an 
Lasten  und  Pflichten  eines  Gemeinebürgers  theilnehmen  zu 
nen.  Die  Untersuchung  und  Entscheidung  darüber  steht  je 
nur  der  Gemeine  zu. 

IV.  Ausser  diesen,  sie  selbst  betreffenden  Angelegenh* 
kommt  es  ihr  noch  zu,  die  locale  Administration,  abe: 
Auftrage  des  Staates  und  nach  den  darüber  gegebenen  allge 
nen  Gesetzen,  zu  besorgen.  Dahin  gehört  die  Ort  liehe  Poli 
nach  ihren  verschiedenen  Theilen,  als  Gesundheits-,  Gewe 
Sicherheits-  und  Sittenpolizei;  dahin  die  Armenpflege 
überhaupt  die  Sorge  für  Hülfsbedürftige  aller  Art.  Ob 
nicht  die  Gemeineverwaltung,    wie  die  des  Staates,    wohl  1 
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wird,  sich  durch  freiwillige  Genossenschaften,  namentlich  religiöser 

Art,   unterstützen  zu  lassen,   ist  schon  früher  (§.  124)  erörtert 

worden.     Die  Sorge  für  Kirche  und  Schule  gehört  nur  nach 

dem  Aeusserlichen  der  Verwaltung  ihrer  Güter  in  diesen  Umkreis. 

^  V.     Die  Lebendigkeit  und  Innigkeit  des  Gemeinebewu3stseins 

und  das  Interesse  an  ihren  Angelegenheiten  ist  die  erste  Gründe 

läge  des  Interesses  am  Staate  —  zwar  die  niederste,   aber  die 

universalste  Form  des  Patriotismus  und  der  Bethätigung  alkr 

BOrgertugend.     Innerhalb  der  Gemeine  ist  diese  zu  üben  Je* 

dem  und  immer  möghch;  ftlr  den  Staat  als  solchen  etwas  Beson- 

,     deres  zu  thun  ist  nur  Wenigen  und  diesen  Wenigen  nicht  immer 

vergönnt. 

Aber  auch  sonst  liegt  in  diesem  localen  Verbände  von  Nach- 
bar zu  Nachbar,  von  Bürger  zu  Bürger,  ein  unendUcher  Reich- 
tfauffl  wohlwollender  Ergänzungen   und  daraus  erzeugter  Lebens- 
lineuden.     Ein  „guter  Gemeinebürger^^  zu  sein  in  diesem  vollstän- 
I     digen  Sinne  ist  eine  der  schönsten  und  menschenwürdigsten  Auf- 
I     gaben :  es  Ist  der  ganzen  Inhalt  der  sittlichen  Idee,  eingeschlossen 

in  den  bescheidenen  Umkreis  eines  schlichten  Bürgerlebens,  wie 

I  " 

wir  das  Gleiche  früher  im  FamiUenleben  entdeckten. 

B.    Die  Stande  im  Staate. 

§.  134. 
1.     Ihr  Begriff  und  ihre  Gliederung. 

Wie  die  Gemeine  sich  auf  den  Begriff  der  localen  Gemein- 
schaft und  auf  die  Nähe  des  Beisammenwohnens  gründet:  so  der 
Stand  auf  den  Unterschied  der  geistigen  Individualität  und 
des  daraus  hervorgehenden  Lebensberufes,  wie  auf  die  durch 
Gleichmäsigkeit  der  Beschäftigung  erzeugte  Gemeinschaft.  So 
reichen  der  Unterschied  der  Stände  und  innerhalb  eines  jeden 
die  verbindende  Gemeinsamkeit  seiner  Interessen  durch 
den  ganzen  Staat  hindurch,  ja  noch  über  ihn  hinaus  in 
diemenschliche  Gesellschaft.  (Die  Wissenschaftlichen,  die 
Künstler,  die  Lehrer  in  weitestem  Sinne,  sind  weniger  an  einen 
Staat  oder  ein  Volk  geknüpft,    als  an  die  Gemeinschaft  gleich 

Strebender  und  gleich  Gebildeter  in  der  ganzen  Menschheit) 

Iß* 
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I.  •  Nur  der  Beruf  oder  die  Beschäftigung  bildet  jedoch 
einen  Stand  im  Staate,  der  im  Organismus  desselben  (dies  Wort 
im  weitesten  Sinne  genommen  und  nicht  bloss  auf  die  Regie- 
rungsgewalt beschrönkt)  eine  wesentliche  und  dauernde 
Einwirkung  ausübt,  zufolge  welcher  der  Einzelne  nicht  bloss  in 
der  Gemeinschaft,  sondern  auf  bestimmte  und  anerkannte 
Weise  für  die  Gemeinschaft  lebt.  (Der  rein  wissenschaftliche 
Forscher,  der  nicht  lehrende  Künstler  u.  s.  w.  gehört  keinem 
Stande  im  Staate,  sondern  der  ganzen  Cultunnenschheit  an ;  aber 
er  hat  darum  nicht  weniger  einen  bestimmten  Lebensberuf.) 
—  Jeder  soll  einem  Lebensberufe,  wo  mögHch  auch  für  den 
Staat,  somit  einem  bestimmten  Stande  im  Staate  angeboren. 
Denn  nur  im  Berufe  liegt  der  feste  Anknüpfungspunkt,  durch 
den  der  „Genius^S  die  geistige  Individualität  und  Neigung  eines 
Jeden,  nicht  selbstsüchtig  in  sich  verschlossen  bleibt,  sondern 
der  Gesammtheit  ergänzend  sich  Offnen  kann  auf  eigenthüm- 
liche,  nur  von  ihm  zu  leistende  Weise.  Wie  im  Gemeine- 
verbande als  die  rechte  Tugend  sich  zeigte,  dass  Jeder  wett- 
eifernd mit  Allen  das  Gleiche  thue,  so  ist  es  die  Tugend  im 
Berufsverbande,  dass  Jeder  wetteifernd  mit  Allen  das  Eigen- 
thümliche,  nm*  ihm  Gelingende,  hervorbringe.  Dies  erzeugt 
die  Würde  und  Ehre  jedes  Standes,  welche  somit  wahrhaft 
sittliche  und  nur  durch  Sittlichkeit  zu  erreichende  Güter  sind. 
Wie  daher  Standes-  und^Berufslosigkeit  unverschuldet  das  höchste 
Elend,  das  Ausgestossensein  aus  der  geistig  ergänzenden  Gemein- 
schaft der  Genossen  wäre:  so  bleibt  sie,  selbstgewählt,  das  höchste 
Zeichen  grämlicher  oder  stolzer  Selbstsucht,  oder  einer  völligen 
Leerheit  und  Energielosigkeit  des  sittlichen  Willens.  Es  ergab 
sich  früher  der  Satz  (§.  96):  dass  Jeder  nur  durch  eigenthüm- 
liche  Arbeitsleistung  auf  sichere  und  zugleich  rechtmässige  Weise 
Eigenthümer  werden  könne.  Ihm  schliesst  sich  hier  die  Wahr- 
heit an:  dass  er  diese  Arbeit  nur  im  Umkreise  seines  Berufes 
und  Standes  finden  solle.  Nur  dadurch  ist  sie  nicht  bloss  selbst- 
süchtig auf  seine  und  der  Seinigen  Erhaltung  gerichtet,  sondern 
sie  dient  zugleich  der  Gemeinschaft,  und  der  Arbeitende  ist  sich 
dieses   Dienstes   klar   bewusst  und  schöpft  aus  ihm  Muth  und 
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Freudigkeit.     Der  Fleiss  im  Berufe  und  Stande  ist  erst  die  sitt- 
liche Heiligung  der  Arbeit  und  des  Eigenthumes. 

II.     Wie  jeder  Stand  daher  seine  eigenthümliche  Würde  und 
Ehre  besitzt,  so  kommen  ihm  auch  aus  demselben  Grunde  eigen- 
thümliche Rechte  zu^   welche  nur  den  Ausdruck  seines  beson- 
dern Zweckes  in  der  Gemeinschaft  und  die  Bedingungen  seines 
VoUgedeihens  enthalten.     „ Standesrechte '^  sind  demnach  ein 
ganz  allgemeiner  und  nur  dadurch  entarteter  BegrilT,    dass  man 
sie  bloss  bei  gewissen,  den  sogenannten  „höhem'S  ^*  h.  den  Ge- 
burts-    oder   erblichen    Ständen    (dem  „hohen^^  und  dem 
„gnmdherrUchen^^  Adel)  anerkannte,  wodurch  diese  Rechte  zu 
blossen   „Privilegien^^  herabsanken,    die  darum  rechtswidrig 
\viirden,  weil  den  andern  Ständen  analoge  Rechte  entzogen  blie- 
ben, nicht  aber  weil  sie  an  sich  oder  in  ihren  wahren  Grän- 
zen  ungerecht  wären. 

Diese  Rechte  sind  doppelter  Art;  sie  gelten  für  den  Staat, 
im  Systeme  seiner  Gemeinschaften,  und  machen  einen  Theil  des 
öffentlichen  Rechtes  aus.  Jeder  Stand,  als  solcher,  hat 
das  Recht  der  Vertretung  seiner  bleibenden  Inter- 
essen im  Staate.  Aber  jedem  MitgUede  eines  Standes  kommen 
zugleich  innerhalb  desselben  gewisse  Befugnisse  und  Pflichten 
privatrechtlicher  Natur  zu,  wie  sie  für  den  Beruf  passen 
Lind  von  ihm  unabtrennlich  sind.  Dass  z.  B.  die  verarbeitenden 
Gewerbe  den  nächsten  Anspruch  auf  Ankauf  des  ihnen  nöthigen 
Vlaterials  haben,  dagegen  aber  auch,  verpflichtet  sind,  filr  den  un- 
entbehrlichen Bedarf  der  üebrigen  zu  sorgen,  dies  und  Aehnhches 
jehört  zu  den  Rechten  und  Pflichten  eines  bestimmten  Standes, 
veil  es  überhaupt  der  Ausdruck  seines  Zweckes  im  Staate 
St.  Stahl  hat  in  diesem  Sinne  auf  die  EigenthümUchkeit  und 
ien  Vorzug  des  Germanischen  Rechts  vor  dem  Römischen  auf- 
nerksam  gemacht ,  *)  dass  es  nicht,  wie  das  letztere,  bloss  gesetz- 
iche  Anordnungen  über  bestimmte  Geschäfte  gebe,  sondern 
Gesetze  für  die  Personen,  welche  diese  Geschäfte  zu  ihrem 
Lebensberuf  machen,  die  für  andere  Personen  nicht  gelten,  wenn 


*)  „Philosophie  des  Rechts"  2.  Aufl.  11.  2.  S.  31. 
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sie  dieselben  Geschäfte  treiben,  —  und  zwar  mit  Aecht,  weil 
diese  Geschäfte  als  regelmässiger  und  erklärter  Standesberof 
eine  andere  rechtliche  Würdigung  und  Behandlung  verdienen,  als 
eine  bloss  sporadische  und  zuMige  Beschäftigung  damit  sie  ¥e^ 
langen  darf. 

„Gleich^^  daher  sind  alle  Bürger  und  Stände  dadurch,  das» 
jedon  von  ihnen  Standesrechte  und  Standespflichten  zukommen: 
dies  erzeugt  aber  kein  abstract  uniformes  Bürgerthum  —  das 
Idol  des  heutigen  Liberalismus,  wodurch  er  das  Gegengift  wider 
die  Standesvorrechte  gefunden  zu  haben  meint  —  sondern  ein 
reich  gegliedertes  Zusammenwirken  von  gleich  berechtigten,  bür- 
gerlichen Berufsunterschieden.  Diese  Unterschiede  sind  das 
Berechtigende;  indem  aber  keiner  bevorzugt  ist  vor  dem  andern, 
ist  dies  die  wahre,  in  der  Gerechtigkeit  liegende  Gleichheit  für  alle. 

§.  135. 
2.     Die  Qliederung  der  Stände. 

I.  Ihre  Gliederung  kann  nur  aus  dem  allgemeinen  Wesen  und 
dem  Zwecke  des  Staates  sich  ergeben ;  aber  sie  richtet  sich  auch 
nach  der  besondem  CultuiiiOhe  des  Volkes,  indem  z.  B.  in  einem 
bloss  ackerbauenden  auch  seine  Stände  die  allereinfachsten  Grund- 
verhältnisse  zeigen.  Das  Wesen  aller  Staatslhätigkeit  ist  darauf 
gerichtet,  die  allgemeine  Bechtsordnun-g  und  (worin  «di  ^ 
ihn  die  Idee  des  Wohlwollens  darstellt)  die  äussere  Wohlfahrt 
für  Alle  auf  immer  vollkommnere  Weise  hervorzubringen :  sein  ab» 
soluter  Zweck  aber,  für  den  er  selber  nur  Mittel,  ist  die  innere, 
sittliche  Wohlfahrt  jedes  Einzelnen  durch  die  Vollkom- 
menheit  der  Gemeinschaften,  und  umgekehrt,  möglich  zu 
machen.  So  lassen  sich  in  ihrem  höchsten  Begriffe  nur  zwei 
Grundstände  denken,  wie  sie  auch  im  Einzelnen  sich  g^ 
dem  mögen:  solcher,  die  unmittelbar  dem  Interesse  der  Ge- 
meinschaft dienen  und  nur  mittelbar  dadurch  dem  eignen:  — 
und  solcher,  die  unmittelbar  das  eigne  Interesse  im  Auge  ha- 
ben, und  nur  mittelbar  dadurch  das  allg^neine  fbrdem,  — 
oder  die  Stände  der  allgemeinen  und  der  individuellen 
Interessen.    Jener  Stand  umfasst  die,  welche  mit  der  Leitung 
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des  Staates  und  der  Wahrung  der  Cultur  des  Volkes 
betraut  sind;  dieser  diejenigen,  welche  durch  Vermöge ns er- 
zeugung  ihren  eignen  Vortheil  suchen,  durch  dessen  BeMedi- 
gang  aber  mittelbar  dem  Ganzen  dienen.  So  «tehen  die  Stände 
der  idealen  und  der  realen  Wirksamkeit  nicht  nur  ds  Gegen- 
sätze sich  gegenober,  sondern  sie  machen  durch  ergänzendes  Zu- 
sammenwirken —  bewussdos  oder  bewusst  —  allein  den  höchsten 
Zweck  des  Staates  möglich:  die  sittliche  Vollkommenheit 
Aller  durch  Alle. 

n.  Die  bisherige  Eintheilung  der  Stände  —  wenn  sie  nicht 
etwa  bloss  historische  Geltung  haben  soll,  wie  etwa  die  Standes- 
verhältnisse  im  altem  Feudal-  oder  Patrimonialstaate  —  geht  in 
die  unsrige,  als  die  allgemeinere,  zurück.  So  die  Eintheilung  in 
„Obrigkeit'^  und  „Unterthanen^' :  sie  ist  nicht  absolut  falsch,  nwr 
ungenügend  im  Ausdruck,  indem  sie  theils  keinen  durchgreifend 
bezeichnenden  Gegensatz  bildet,  so  gewiss  die  obrigkeitlichen  Be* 
amten  in  anderer  Beziehung  auch  „Unterthanen^^  sind,  theils  in- 
dem sie  einen  zu  engen  Gegensatz  aufstellt,  so  gewiss  Lehrer, 
Geistliche  nicht  im  eigentlichen  Sinne  der  „Obrigkeit^S  den  Staats- 
beamten beigezählt  werden  können.  Ebenso  ist  HegeTs  Ein- 
theilung der  Stände  oder  „Corporationen^^  in  den  Gegensatz  de« 
i^esenüich  substantiellen,  ackerbauenden,  und  des  allgemei- 
aen  oder  gelehrten  Standes,  der  „sich  der  Regierung  widmet", 
welche  beide  den  „Gewerbsstand",  als  den  Moment  der  „Be- 
londerheit",  zu  ihrer  „Mitte"  haben,*)  theils  Mosses  Product 
lines  unbeholfenen,  abstract  dialektischen  Schematismus,  theils 
achlich  ungenügend,  weil  der  ackerbauende  und  gewerbtreibende 
Itand,  als  die  vermögenerzeugenden ,  zusammen  dem  Stande 
ler  Gelehrten  oder  der  Regierenden  gegenüber  gestellt  werden 
Qüssten,  während  auch  der  Stand  der  Gelehrten,  „Wissenden", 
Leinesweges  bloss  sich  der  Regierung  widmet.  —  Der  Sache  nach 
ichtig  und  auch  in  der  Ausführung  reichhaltig  und  tiefgeschöpft 
st  die  Eintheilung  der  Stände  bei  Chalybäus**)  in  den  Stand 


*)  Hegel,  Philosophie  des  Rechts  §.  250.  251. 

**)  „System  der  speculaliven  Ethik"  II.  §.  191—193. 
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der  Urproduction,  der  industriellen  Thätigkeil  und  der 
ideeilen  Production,  wenn  hier  nicht  gerade  der  Beamten- 
Stand  übergangen  und  der  weitere,  wie  mich  dünkt,  wesentlidie 
Gesichtspunkt  unbeachtet  gebUeben  wäre,   dass  die  Stände  der 
realen  Yerroögens-  und  der  ideellen  Production  durch  ihren  na- 
türlichen  Gegensatz  gerade   den  höchsten  Zweck  des  Staates^ 
die  Vollkommenheit  seiner  Gemeinschaften,  möghch~  machen.  Am 
Nächsten  kommt  unserer  Auffassung  der  Stände  ihre  Eintheilung 
bei  Stahl*)  in  „öffentliche"  und  „Privatstände",   indan 
Stahl  dabei  den  Moment  der  Yermögeuserzeugung  von  der  einep, 
'  den   der  Leistung  fUr  das  Allgemeine  von  der  andern  Seite  ge- 
bührend hervorhebt.     Nur  scheint  uns  der  Ausdruck  „öffentlidi" 
und  „Privat"  vielleicht  nicht  ganz  bezeichnend,  indem  die  „Pri- 
vatstände" auch  nach  Stahl  öffentlichen  Charakter  und  Bedeutung 
im  Staate  besitzen  sollen. 

§.  136. 
a.    Die  Stände  der  allgemeinen  Interessen. 

Die  allgemeinen  Interessen  im  Staate  vertritt  eines- 
theils  der  Stand  der  Staatsbeamten  im  engem  Sinne,  welche 
unmittelbar  ihn  erhalten  oder  in  seinem  Bestände  nach  Innen 
und  Aussen  schützen:  —  eigentliche  Verwaltungs-,  Rechts- und 
Militärbeamten.  Von  ihnen  wird  im  Folgenden,  bei  der  Staats- 
verwaltung, zu  reden  sein.  Anderntheils  ist  es  der  Stand  der 
Erzieher  und  der  Lehrer  in  Kunst  und  Wissenschaft,  endlich 
der  Stand  der  Geistlichen,  welchen  insgesammt  die  allgemei- 
nen Culturinteressen  anvertraut  sind.  Diese  kann  man  nicht 
Staatsbeamte  in  eigentlicher  Bedeutung  nennen,  weil  sie  im  Dienste 
einer  höhern  Gemeinschaft  stehen,  welcher  der  Staat  selber  dient 
und  sich  dienstbar  weiss.  Nur  dies  haben  sie  mit  den  eigentli- 
chen Staatsbeamten,  gemein,  dass  ihnen,  indem  sie  in  öffentlicher 
und  anerkannter  Weise  einem  bestimmten  Culturinteresse  sich 
widmen,  vom  Staate  ebenso  der  Unterhalt  dafür  gereicht  wird, 
wie  jenen.    Damit  ist  ihnen  jedoch  begriffsmässig  eine  weit  höhere 


*}  „Philosophie  des  Rechts"  2.  AuQ.  Bd.  II.  2.  S.  37. 
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und  selbstständigere  Stellung  im  Staate  angewiesen,  als  den  blos- 
sen  Staatsbeamten,  wenn  die  bisherige  Praxis  auch  irrthünilicher 
oder  absichtsvoll  schädticher  Weise  sie  in  Abhängigkeit  von  die- 
sen gebracht  hat  und  hartnäckig  darin  erhält.  Vielmehr  sind  sie  der 
erste  Stand  im  Staate,  eben  weil  ihr  Zweck  über  den  Staat 
hinausgeht  und  an  die  Menschheit  gerichtet  ist.  Sie  sind  der 
Stand  der  Zukunft,  des  freien,  künstlerischen  Fort- 
schritts in  jedem  Zweige  der  Cultur,  und  bei  unsem  factischen 
Zuständen  zugleich  die  einzige  Quelle  unserer  Rettung  vor  dem 
drohenden  Untergange,  welche  nur  aus  einer  umfassenden  und 
völlig  erneuerten  sittUch-rehgiösen  Volkserziehung  hervorge- 
hen kann. 

Wir  haben  nunmehr  den  Lehrstand,  den  geistlichen 
und  Beamtenstand  besonders  zu  betrachten. 

§.  137. 
aa.    Der  Lehrstand. 

Der 'Lehrstand  wirkt  in  der  Sphäre  der  Litteratur,  des 
Unterrichts  und  der  Erziehung.  Wissenschaft  und  Kunst, 
Cultur  und  Erziehung  gehen  über  die  bürgerliche  Gemein- 
schaft, den  Staat,  hinaus  und  gehören  der  menschlichen  an. 
Sie  sind  Selbstzwecke,  ftlr  deren  Erhaltung  der  Staat  das 
Mittel  ist.  Dies  begründet  auch  das  allgemeine  Verhältniss  der 
«ie  vertretenden  Stände  zum  Staate.  Der  Erzieher-  und  Leh- 
rerstand, von  der  untersten  Volksschule  bis  hinauf  zur  Aka- 
demie der  Wissenschaften  wie  zur  Kunstschule,  soll  selbst- 
ständig organisirt  und  autonom  sein,  d.h.  nur  den 
aus  der  eignen  Mitte  hervorgegangenen  Gesetzen  fol- 
gen und  keinerlei  fremdartige  Zwecke  dabei  (vom 
Staate  oder  der  Kirche)  sich  aufdrängen  lassen,  am  Aller- 
wenigsten die  einer  besondem  Pohtik.  Zwar  hat  der  moderne 
Staat,  aus  einem  unabweislichen  SchaamgefUhle,  es  niemals  ge- 
wagt, laut  und  öffentlich  zu  solchen  Absichten  sich  zu  bekennen. 
Ab6r  nur  allzusehr  ist  es  seine  geheime  Neigung  gewesen,  mit 
völliger  Verkehrung  dies  wahren  ethischen  Verhältnisses  Volksbil- 
dung und  Wissenschaft  zum  eignen  Dienst  oder  zu  einer  bloss 
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ansseiiichen  Decoration  zu  verbrauchen.  Der  ^^eiieucbtete  Des» 
potismus^^  der  staatlichen  oder  dynastischen  Selbstsudit  h 
heinab  nicht  anders,  weil  er  der  unwiderstehUchen  Macht  j< 
Bildung  wohl  kundig  ist;  und  so  ist  es  ein  herrschender  Zug  der 
neuern  Regierungspolitik  geworden,  gewisse  BildungsrichtongeB 
ftlr  sich  zu  benutzen,  andere  zurückzudrängen,  überhaupt  Schrie, 
Universität  und  Kirche  zur  mittelbaren  Propaganda  ihrer  poMli- 
schen  Absichten  zu  machen.  Dass  dies  von  ihnen  selber  im  G^ 
heimen  als  unwürdig  erkannt  werde,  davon  zeugt  das  bdse  Ge- 
wissen, mit  dem  sie  jene  Absichten  stets  von  sich  weisen,  hm 
es  aber  auch  unwirksam  sei.  Ja  gerade  den  entgegengesetztea 
Erfolg  habe,  indem  es  das  allgemeine  Misstrauen  von  Unten  nach 
Oben  nur  vermehren  kann :  das  wollen  sie  sich  immer  noch  nicht 
gestehen ! 

I.  Der  erste,  an  sich  schon  vollgenügende  Zweck  des  Leh^ 
Standes  in  Wissenschaft  und  Kunst  ist,  beide  durch  selbststäo- 
^ge  Leistungen  zu  erhalten  und  unablässig  fortzubilden.    Hie^ 
durch  geboren  Wissenschaftliche  und  Künstler  der  später  zu  be- 
trachtenden Culturgemeinscihaft  an.    Vom  Staate  haben  sie 
in  jener  Hinsicht  nur  unbedingte  Forschungs-  und  Mi tt heim- 
ln ngsfreih  ei  t  anzusprechen,   welche  sich  zur  gesetzlich  ane^ 
kannten  wissenschaftlichen  Pressfreiheit  gestalten  wird, 
deren  unbedingte  Geltung  übrigens  jetzt  am  Wenigsten  bestrittet 
ist.     Aus  dem  Umfange  jener  Forschungen  und  kttnsIleriscbeB 
Leistungen  bildet  sich  die  Litteratur  eines  VcMes,   einer  ))e- 
stimmten  Epoche,  eines  ganzen  Zeitalters-,  welche  in  aflen  ihren 
Leistungen  und  Erfolgen  über  den  Staat  hinaus  der  Menschhek 
angehört.     Ihr  ethischer  Geist  stammt  aus  der  „Idee  der  Voll- 
kommen hei  t^';  er  besteht  dann,  unalblässig  neuerzengend  und 
umbildend  zu  sein;  auch  der  theoretisdie  irrtbum.,  das  künstle- 
risch Verfehlte  schadet  dabei  keineswegs;  es  dient  als  vorübende» 
Experiment  der  Wahrheit. 

II.  Sodann  wird  jede  Erkenntniss  und  Runstfllhigkeit  he- 
stimmtes  Culturmittel  innerhalb  eines  Volkes  und  seiner  he- 
sondern  socialen  Bedürfnisse  durch  den  Unterrichit.  Ein  er* 
schöpfendes   System   der  Unterrichtsanstsdten  aufzustellen  kann 
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nicht  Aufgabe  der  Staatslehre  sein:  hierher  gehört  das  Verhältnisa 
^es  unterrichtenden  Lehrstandes  zum  Staate.  Auch  er  ist  auto* 
B  o  m  ihm  gegenttber,  d.  h.  er  bildet  eine  alle  ihre  Abstufungen  und 
Gfiederungen  umfassende,  frei  ihre  Gesetze  und  Organisation  sich 
sdber  gebende  Körperschaft,  welche  in  ihrer  höchsten,  nur  aus 
äirer  Mitte  zu  nehmenden,  späterhin,  bei  vollständiger  Entwick- 
hiiig  ihres  corporativen  Elementes,  vielleicht  sogar  aus  eigner  Wahl 
liervorgehenden  Aufsichtsbehörde  sich  in  die  Zahl  der  höch- 
slen  Staatsbeamten  stellt. 

Der  ethische  Geist  des  Unterrichts,  ist  wesentUch  conser- 
vativ,  behutsam.  Nichts  übereilend;  denn  hier  nimmt  schon  die 
,Jdee  des  Wohlwollens^^  Theil,  die  das  Schädliche,  Bedenk- 
liche,   Zweifelhafte  vom  Schüler  abzuhalten  treibt.     Nichts,  was 
noch  vor  die  wissenschaftUche  Debatte  gehört  oder  was  in  Erkennt* 
niss  und  Geschmack  irreleiten  könnte,  sondern  nur  was  in  bei- 
derlei Hinsicht  als  erwahrte  Errungenschaft  feststeht,  verdient  in 
den  .  Kreis    des  Unterrichts   aufgenommen    zu  werden.     Freilich 
wissen  vrir,    dass  zwischen  beiden  Gebieten   objectiv  niemals 
eine  scharfe  Gränze  zu  ziehen  sei,  ebenso  dass  der  Maassstab 
des  Zulässigen  ein  sehr  verschiedener  werde  je  nach  den  Gegen- 
ständen des  Unterrichts  und  nach  der  verschiedenen  Vorbildung 
des  zu  Unterrichtenden.    Je  näher  der  Unterricht  der  Erziehung 
steht,  wie  in  der  Volksschule,  desto  strenger  wird  der  pädagogi- 
sche Maassstab :  je  unabhängiger  der  Unterricht  von  pädagogischen 
Rücksichten,  wie  auf  der  Universität,  desto  mehr  darf  er  sich  der 
Sphäre  der  wissenschaftlichen  Debatte,  des  kritisch  zu  Verarbei- 
tenden nähern.    In   der  richtigen  Auswahl  für  alle  Unterrichte 
kreise  wird  gerade  das  sittlich  künstlerische  Verfahren 
des  ganz^i  Lehrstandes   und   des   einzelnen  Lehrers   bestehen. 
Dem  Staate  gegenüber  hat  er  daher  auf  Unterrichts-  (Lehr-) 
Freiheit  zu  dringen  —  nicht  zwar  im  Sinne  der  obigen  unbe- 
dingten  Mittheiluiigsfreiheit  (L),    sondern  der  ihm  selbst 
und  seinen  mitberathenden  Genossen  zu  überlassenden  künst- 
lerischen Wahl. 

•  (Man  hat  in  neuern  Zeiten,  oft  gar  nicht  mit  Unrecht,  von 
der  schädliclieiL  Selbstüberhdvung  des  Lehrerstandes,  namentlich 


252 


des  niedern,  gesprochen,  ebenso  gegen  die  unbedingte  Unterrichü 
freiheit  auf  Universitäten  sich  erklärt,  und  dem  Staate  das  Rect 
,  der  Einschreitung  dagegen  unbedenkUch  vindicirt.  Wir  zweifeio 
dass  dies  die  ächte,  nachhaltige  Staatsweisheit  gutheissen  werda 
Denn  beide  Theile  müssen  fühlen,  dass  der  Staat  bei  solchoi 
Fragen  auf  entscheidende  Competenz  des  Urtheils  keinen  An- 
spruch habe,  und  dass  zugleich,  da  ein  gemeingültiges  Ges^ 
über  solche  Dinge  gar  nicht  möghch  ist,  der  Schein  der  Willkflr 
dabei  kaum  vermieden  werden  könne.  Dies  verleitet  von  Seite 
des  Staates  zu  ungeschickten  oder  iuconsequenten  Maassregeln^ 
von  Seite  des  Lehrstandes  zu  einer  oppositionellen  Verbitterung, 
die  das  Uebel  nur  verschlimmert,  indem  sie  es  aus  einem  offenen 
in  ein  verstecktes  verwandelt.  Dauernde  Hülfe  kann  hier  nor 
bringen  die  autonome  Organisation  des  Lehrerstandes 
in  sich  selbst  und  die  Pflicht  der  Aufsicht  durch  die 
selbstgewählten  Behörden.  Hier  wird  die  Einzelwillkttr 
oder  der  unpraktische  Fanatismus  entweder  zu  gerechter  Selbst- 
bescheidung kommen  oder  die  ihm  gebührende  Strafe  durck 
Ausstossung  aus  dem  eignen  Stande  erhalten.) 

IV.  Mit  der  Erziehung  tritt  der  Lehrstand  ganz  dem  Ele- 
mente der  Familie  nahe ,  ja  er  vereinigt  sich  mit  ihr  oder  er- 
gänzt dieselbe.  Hier  ist  die  „Idee  des  Wohlwollens"  Alles;  die 
Vollkommenheit  und  Fülle  des  Lehrstoffs  tritt  zurück  und  wird 
nur  Vehikel  der  erziehenden  Geistesentwicklung. 

Von  der  Familie  hat  alle  Erziehung  auszugehen,  indem 
die  Aeltern  nicht  nur  die  frühesten,  sondern  auch  die  vornehm- 
sten Erzieher  bleiben.  Ein  dem  Lehrstande  angehörender,  künst- 
lerisch ausgebildeter  Erzieher  tritt  nur  als  Gehülfe  hinzu  oder  ß 
Ermangelung  der  Aeltern  sucht  er  diese  zu  ersetzen  in  Erzie- 
hungsanstalten, die  grössere  ,künstUch  geformte  Familien  A^ 
stellen.  Hier  also  ist  das  Verhältniss  zum  Staate  am  Allerwe- 
nigsten verwickelt  oder  zweifelhaft.  Ihm  bleibt  nur  die  allgemeioet 
aber  hochwichtige  Pflicht  der  Sorge  für  Volksbildung,  um  tüch- 
tige Aeltern  zu  erziehen,  aber  ebenso  für  Bildung  guter  Erzieher 
in  Lehrerseminaren,  nnd  für  Errichtung  öffentUcher  Erziehungs- 
anstalten und  Waisenhäuser.     Ueber   dies  Alles   erstreckt  sid 


25^ 

endlich  sein  obervormundschaftliches  Recht  (§.  122), 
dessen  Ausfuhrung  jedoch,  nach  dem  von  uns  durchgängig  em- 
pfohlenen Systeme  der  Staatsweisheit,  in  einem  gebildeten,  zu- 
l^ich  von  Gemeingeist  erfüllten  Volke  weit  besser  Famihenräthen 
llder  Gemeineältesten  übergeben  wird,  als  dem  oberflächlichen 
Mechanismus  eines  „PupillencoUegiums"  oder  „Consistoriums". 

§.  138.. 
bb.     Der  geistliche  Stand. 

\  Der  Geistliche  wirkt  in   dreifacher  Sphäre:  als  Lehrer^im 

^  weitesten  Sinne,  als  Seelsorger  und  als  Verwalter  des  re- 
i~  Jigiösen  Cultus.  In  allen  diesen  Beziehungen  ist  er  auf  ein 
Gebiet  verwiesen,  welches,  wie  das  des  Lehrers,  vom  Staate  un- 
abhängig ist  und  an  innerer  Wichtigkeit  ihm  vorausgeht.  Ja  er 
hat  Interessen  zu  vertreten,  die  selbst  die  besondern  Cultur- 
fonnen  überschreiten  und  auf  die  schlechthin  höchste  und  uni- 
Tersalste  Gemeinschaft  gerichtet  sind,  in  welcher  die  reine 
Idee  der  Menschheit  sich  zu  realisiren  sucht.  Zur  Idee  des  „Wohl- 
woüens^^  tritt  hier  nämlich  eine  neue,  die  Idee  der  „Gottin- 
nigkeit".     (§.  18, 1.  ffl.) 

Seinem  Wesen  nach  reiht  sich  der  geistliche  an  den  Lehr- 
stand, nicht  nur  wegen  der  hohen  vielseitigen  Bildung,  die  der 
rechte  Seelsorger  gebildeten  Laien  gegenüber  jetzt  immer  nöthiger 
hat,  sondern  weit  mehr  noch,  weil  sein  Wirken,  wie  das  des 
Lehrers,  ein  rein  geistiges,  auf  freies  Ueberzeugen  gerich- 
tetes ist.  Er  hat  keine  andern  Waffen,  darf  keine  andern  wün- 
schen, als  die  „Waffen  des  Lichts".  Endlich  steht  er  auch  mit 
dem  Lehrstande  in  steter  Wechselwirkung,  —  die  aber  nie  in  Un- 
terdrückung der  Selbstständigkeit  des  einen  Standes  durch  den 
andern  übergehen  darf,  —  indem  die  rechte  Erziehung  nur  auf 
religiöser  Grundlage  beruht,  umgekehrt  die  wirksame  Seelsorge 
nur  an  tüchtige  Erziehung  anknüpfen  kann. 
;  I.     So    gebührt   dem   geistlichen  Stande   auf  ganz  analoge 

Weise,  wie  dem  lehrenden,  das  Recht  einer  selbstständigen 
Organisation:  oder  vielmehr  —  nach  dem  historischen  Be- 
stände hat^  die  Kirche,  wenigstens  katholischer  Seits,  diese  Orga- 
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nisation  schon  längst  sich  gegeben,  und  es  muss  vielmehr  be« 
hauptet  werden,  dass  eine  solche  in  analoger  Weise  auch  deoi 
Lehrstande  zu  gönnen  sei.  Von  der  GesammterganisatioB 
der  Kirche  und  des  geistUchen  Standes  daher,  so  wie  vom  dSg^ 
meinen  Verhältniss  ihrer  Rechte  im  Staate  wird  spater  n 
reden  sein.  Hierher  gehört  die  Betrachtung  einer  Collisioi 
zwischen  Staat  und  Kirche,  deren  MögUchkeit  nicht  bestritten 
werden  kann,  weil  beide  auf  demselben  Gebiete  unmittelbar  prak- 
tisch in  einander  greifen:  ein  ^Verhältniss ,  das  zwischen  Staat 
und  Lehrstand  nicht  stattfmdet. 

II.     Es  tritt  närohch  bei  der  Wirksamkeit  des  Geistlichen 
ein  specifisch  neues  Element  zu  dem  des  Lehrers  hinzu,  das  ni^ 
dem  Staate  in  Widerstreit  treten  kann,   gegen   dessen  feindlicbe 
Einflüsse  dieser  daher  den  Selbtschutz  sich  vorbehalten  muss. 

Durch  Seelsorge  und  Predigt  war  dem  Geistlichen  zu  alles 
Zeiten  ein  grosser  Einfluss  auf  die  Gesinnung  seiner  Gemeine 
eröffnet.  Dieser  muss  stets  ihm  verbleiben;  ja  wo  er  gesunken 
ist,  wie  dies  unläugbar  in  weiter  Verbreitung  gefunden  wird,  da  ^ 
soll  er  wieder  belebt  werden  durch  die  rechten  geistigen  Mittel 
Der  Geistliche  soll  der  eigentliche  Vertrauensmann  sein  in 
allen  menschlichen  Angelegenheiten :  Berather,  Tröster  und  Helfer  | 
im  weitesten  Sinne.  Ein  Solcher,  oder  vielmehr  ein  ganzer,  wohl-  ' 
gegliederter  Stand  von  Solchen,  ist  in  einem  gläubig  vertrauenden  j 
Volke  des  grössten,  innerlich  unwiderstehlichen  Einflusses  föhig. 
Hier  nun  hegt  der  Reiz  einer  Verlockung,  die  der  eigentUdie 
Keim  des  „Bösen"  in  allen  kirchlichen  Dingen  geworden  ist 
Diese  Neigung  hat  zu  allen  Zeiten  jene  hierarchischen  Be- 
strebungen erzeugt,  die  aufs  Tiefste  zu  brandmarken  sind,  weü 
sie  das  ächte  sittliche  Verhältniss  der  Reügion  geradezu  auf  den 
Kopf  stellen ,  indem  sie  durch  innere  geistliche  Mittel  die  rein 
äusserhche  Macht  der  Kirche  zu  erhöhen  trachten ;  in  offenbarer 
Analogie  zu  der  gleich  verkehrenden  Richtung  des  Staates,  wenn 
er  Cultur  und  Erziehung,  für  deren  Dienst  er  bestimmt  ist,  zu 
Knechten  seiner  Interessen  herabsetzt  (§.  137).  Diese  doppel- 
seitige Selbstsucht  hat  von  je  alle  Conflicte  zwischen  Kirche  und 
Staat  erzeugt,   während  beide  in  ihrer  sachgemässen  Wirksam- 
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iit   sich  haltend,    niemals  in  Kampf  mit  einander  gerathen 
innen. 

Wie  diesem  Kampfe  im  Einzelnen  abzuhelfen  sei,  gehört  weni- 
:er  in  die  Ethik,  als  in  die  Politik,  weil  die  Maassregeln  dabei 
ich  nur  auf  die  Verfassung  der  bestimmten  Kirche,  wie  des  bestimm- 
yn  Staates  grfinden  können.    Nur  an  einen  wichtigen  Umstand  ist 
Uer  zu  erinnern.   Der  moderne  Staat  missgönnt  und  beeinträchtigt 
ler  Evangelischen  Kirche  die  Entwicklung  oder  die  Erstarkung  ihres 
oorporativen  Elements,  weil  er  fürchtet,  dass  bei  ihr  ein  ähnliches 
Umschlagen  in  hierarchische  Gelüste  stattfinden  werde,  wie  dies  zu 
aDen  Zeiten  in  der  Katholischen  Kirche  bemerkbar  gewesen.  In  j  e- 
ner  wird  es  nicht  aufkommen  können,  wenn  man  bei  Organisation 
der  kirchlichen  Gemeinen  dem  Princip  der  Gemeinevertretung  das 
gehörige  Gewicht  giebt:  in  dieser  wäre  es  längst  zurückgedrängt 
worden,  wenn  man  kathoUseher  Seits  sich  entschhessen  könnte, 
was  vor  und  seit  Febronius  viele  erleuchtete  Katholiken  ange- 
strebt haben,  das  Episkopat  zu  stärken  und  selbstständige  Lan- 
deskirchen zu  errichten. 

IIL  Hier  genügt  es,  das  allgemeine  und  unverrück- 
l^are  Verhältniss  festzustellen,  nach  welchem  alle  jene  Con- 
flicte  zu  beurtheilen  sind. 

Sucht  der  Geistliche  als  Einzelner  oder  als  Stand,  sich  Ein- 
fluss  auf  Staatsangelegenheiten  zu  verschafiTen:*)  so  hat  er  damit 
wider  seinen  wahren  Beruf  gehandelt,  er  hat  ein  Doppelunrecht 
begangen,  gegen  den  wahren  Geist  seines  Standes,  wie  gegen  den 
Staat,  der  ihm  Vertrauen  schenkte.  Für  seine  wahre  Wirksam- 
keit existirt  kein  Staat  mit  besonderer  Verfassung  und  zu  po- 
litischer Parteinahme,  ebenso  hat  er  nie  mit  dem  Staats- 
bürgerthum,  sondern  nur  mit  der  Sittlichkeit  eines  Jeden 
k  menschlichen  Verhältnissen  zu  thun.  In  jener  Ueberschrei- 
tung  hat  der  Geistliche  daher  ein  bürgerliches  Vergehen 
begangen,  für  welches  er  nach  dem  bestehenden  bürgerUchen  Ge- 


*)  Wie  z.  B.  behauptet  wird,  dass  in  gewissen  deutschen  Staaten  von  Seite 
einzelner  katholischen  Geistlichen  durch  den  Beichtstuhl  auf  die  Abgeordneten- 
Wahlen  eingewirkt  worden  sei. 
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setze  bestraft  werden  muss,  wie  jeder  andere  Staatsbürger.  Aber 
wenn  der  Staat  „Gewissenszwang^^  ausübt?  Eigentlich  getiommeB 
vermag  der  Staat  die  Gewissen  gar  nicht  zu  zwingen;  auch  ist 
Neigung  zu  kirchlichen  Bekehrungen  wohl  für  immer  bei  ihm 
erloschen  upd  der  Gewissensdruck  kommt  jetzt  von  ganz  anderer 
Seite  I  Aber  auch  bei  Ueberschreitung  des  Staates  darf  diese  nieht 
erwiedert  werden  von  einem  Stande,  der  ein  Vorbild  sittlidier 
Besonnenheit  und  des  Gehorsams  gegen  dicf  Staatsgesetze  bleiM' 
soll.  Hier  hat  er  als  Glied  der  Kirche  nur  das  Recht,  öffent- 
lich und  auf  verfassungsmässigem  Wege  Protest  wider 
jene  Beeinträchtigung  einzulegen. 

§.  139. 
cc.    Der  Beamtenstand. 

Jenen  beiden  öffentlichen  Ständen  tritt  der  Stand  d^ 
eigentlichen  Staatsbeamten  („Staatsdiener")  gegenüber.  Be- 
grifflich unterscheidet  er  sich  von  jenen  dadurch,  dass  er,  ob- 
zwar  nicht  minder  öffentlich,  doch  ganz  der  unmittelbaren 
Erhaltung  des  Staates  gewidmet  ist  und  so  in  engerem  Kreise 
waltet  oder  untergeordnetere  Interessen  vertritt,  als  jene  Stände, 
welche  sich  der  allgemeinen  Cultur  und  der  innern  Wohlfahrt 
des  Volkes  widmen.  Mögen  beide  Sphären  in  einzelnen  Zweigen 
sich  nahe  berühren,  in  gewissen  Individuen  sich  begegnen,  — 
wie  der  Naturforscher  und  Arzt  dem  Bergbau  oder  den  Medici- 
nalaüstalten  des  Staates  vorstehen  kann  oder  der  Seelsorger  den 
äussern  Angelegenheiten  seiner  Kirche  zugleich  sich  zu  widmen 
vermag:  —  dennoch  liegen  beiderlei  Richtungen  so  weit  ausein- 
ander, dass  sie  nicht  verwechselt  oder  vermischt  werden  können. 
Aeusserhch  sichtbar  kann  dieser  Unterschied  freihch  esst  dann 
hervortreten,  wenn  der  Schule  und  Kirche  die  völlige  Autonomie 
und  Selbstorganisation  innerhalb  des  Staates  gegönnt  ist,  wovon 
bereits  gesprochen  worden. 

Die  Staatsbeamten  in  diesem  engem  Sinne  sind  entweder 
dem  Schutze  und  der  Erhaltung  des  Staates  von  kmen  und  Aus- 
sen gewidmet —  Regierungsbeamte  mit  Einschluss  der  Mi- 
litärstellen —  oder   sie   haben   das   bestehende  Recht  zu 
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■diHtzen  —  Justizbeamte.   Zwischen  beiden  besteht  der  durch- 
Bpreifende  Unterschied,  dass  den  Regierungsbeamten  die  eigentliche 
■jpribaltung  des  Staates   durch  Gesetze   und  Verordnungen   oder 
diprch  zweckmässige  Ausführung  derselben   obliegt.     Daher  sind 
mß  einestheils  mit  der  gehörigen  Amtsgewalt  bekleidet,  um  in* 
^H^rhalb  ihrer  Sphäre  ihren  Anordnungen  Gehorsam  und  folgerich- 
"lige  Ausführung  zu  verschaffen;  andrerseits  sind  sie  aber  zugleich 
^Dür  ihre  Handlungen  und  die  ganze  Verwaltung  ihren  Vorgesetz- 
ten und  der  öffentlichen  Meinung  verantwortUch.     Sie  stellen  die 
jouner  neu  sich  gestaltende,  besonnen   künstlerische  Seite  der 
'  Begierungsthätigkeit  dar,  und  ihre  Virtuosität  besteht  eben  darin, 
das  Zweckmässige  zu  wählen  und  im  Umkreise  des  VeränderUchen 
mit  Geschick  sich  zu  bewegen. 

«  Anders  bei  dem  Justizbeamten.  Dieser  bat  keine  Macht 
zu  freier  Anordnung  veränderUcher  Maassregeln,  sondern  seine 
Bestimmung  ist,  das  bestehende  Recht  mit  unerschütterUcher 
Gleichmässigkeit  und  nach  festen  Rechtsregeln  zu  handhaben. 
Desshalb  steht  er  auch  über  den  einzelnen  Befehlen  des  Staates : 
€r  ist  in  seinen  Entscheidungen  nur  seinem  Gewissen  verantwort- 
lich. Dies  ist  der  wichtige  Gesichtspunkt,  der  in  aUen  Staaten 
von  ausgebildetem  Rechtsbewusstsein  dazu  geführt  hat,  die  Func- 
tionen der  administrativen  und  der  rechtsprechenden  Beamten 
völlig  von  einander  zu  trennen.  Das  Recht  ist  das  Durchgrei- 
fende, Unantastbare,  dessen  Richterspruche  der  Staat  in  seinen 
einzelnen  Regierungshandlungen  selber  unterworfen  ist. 

§.  140. 
h'.    Die  Stände  der  individuellen  Interessen. 

Erwerb,  Vermögenserzeugung  für  sich  selber,  ist  der 
unmittelbare  Inhalt  und  Zweck  ihrer  Thätigkeit;  nur  mittelbar 
dienen  sie  dadurch  der  Staatsgemeinschaft  und  dem  öffentüchen 
Wohle.  Sie  bilden  damit  die  materielle  Grundlage  des  Staa- 
tes, weil  ohne  ihre  Arbeitserzeugung  der  Staat  die  ihm  nöthigea 
Einkünfte  nidit  beschaffen  könnte  für  die  höheren  und  allgemei- 
nen Interessen.     (Die  Wichtigkeit  dieses  Verhältnisses  hat  daher 

in   der  Theorie  vom  Staate  die  zwiefache  Einseitigkeit  erzeugt: 

17 
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entweder  den  Staat  als  blosse  Schutzanstalt  flir  dieEigeHÜ-^ 
mer  und  Erwerbenden  anzusehen,  so  das»  diese,  als  Gerne 
heit  zusammengefasst,  die  Eigenthümer  des  (Staats-)  Gebietes  aii:* 
die  Th.  Seh  malz 'sehe  und  anderer  Physiokraten  Staatdehn.^ 
Oder  der  Staat  (Monarch)  ist  absoluter  EigenthOmer  ah 
Grundes  und  Bodens  und  hat  daher  über  die  Einktlnfte  dami 
unbedingt  zu  verfugen:  die  Rechtsansicht  des  PatrimoniabUi* 
tes,  verbunden  mit  Hobbes'schen  Grundsätzen  Ober  die  unk- 
dingten  Rechte  des  Monarchen.) 

VermOgenserzeugung  im  Staate  ist  nur  auf  dreifadie  Wri« 
möglich:  theils  indem  die  Naturproducte  unmittelbar  erzeagt 
(foetura)  und  auf  ihre  Erzeugung  das  Vermögen  gegründet  wird: 

—  Stand  der  Urproducenten.  —  Theils  indem  die  Natiu^ 
producte  umgeformt  und  zu  besonderm  Gebrauche  verarbeitet 
werden,  um  dadurch  höhern  Werth  und  Zweckmässigkeit  zu  e^ 
halten:  —  Stand  der  formirenden  Erwerbsthätigkeit 
(Gewerbe).  Theils  indem  im  weitern  Veriiehr  der  Bedürfnisse  die 
Naturproducte  und  Fabrikate  nach  ihrem  allgemeinen  Werthe 
durch  Kauf  und  Verkauf  unter  einander  compensirt  werden: 

—  Stand  der  vertreibenden  Erwerbsthätigkeit  (Han- 
del). 

§.  141. 
aa.     Stand  der  Urproducenten.   • 

Ackerbau  und  Viehzucht,  an  die  sich  weiterhin  Forst- 
bau und  Jagd,  Fischfang,  Bergbau  und  Hüttenwesen 
anschliesen,  sind  die  primitiv  erzeugenden  Thätigkeiten.  Auch 
sind  jene  beiden  die  einfachste  Grundlage  der  Productiön,  weil 
der  Einzelne  mit  seiner  Familie  schon  hinreicht,  sie  zu  betreiben, 
während  die  übrigen  Arten  der  Fötur,  welche  umfassendem  Be- 
sitz nöthig  machen,  zweckmässiger  grössern  Gemeinschaften,  end- 
lich dem  Staate  überlassen  werden,  der  hiermit  gleichfalls  unter 
die  Urproducenten  tritt. 

I.     Insofern  Ackerbau  und  Viehzucht  auf  unmittelbarer  kör- 


♦)  Vergl.  „Etbik"  Bd.  I.  S.  67.  f. 
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perlicher  Arbeit  beruhen,  hat  sich  ihnen  ausschliessUch  ein  Stand 
zu  widmen,  der  Bauernstand,  welcher  damit  der  elementare, 
grundlegende,  der  erste  Stand  im  Staate  ist,  in  doppeltem 
Sinne,  sowohl  weil  er  der  frühste  war,  als  weil  er  der  unentbehr- 
lichste ist.  Wohlhabenheit  des  Bauernstandes  daher  ist  die 
Grundlage  zur  Stärke  des  Staates  und  die  Stütze  des  acht  con- 
servativen  Geistes  in  ihm.  Zum  Begriffe  der  Wohlhabenheit  ge- 
hört jedoch,  dass  jedes  Bauerngut  wenigstens  so  gross  sei,  um 
~  einer  FamiUe  unter  allen  Verhältnissen,  auch  des  Misswachses, 
i  einen  gesicherten  Lebensunterhalt  anzubieten.  Dagegen  ist  der- 
i  jenige,  welcher  als  Erbpächter  oder  Colone  nur  einen  fremden 
[  Boden  bebaut  und  einen  Theil  des  Ertrages  in  Zehnten  und  an- 
dern Gefällen  dem  Grundherrn  zu  überlassen  hat,  eigentUch  nicht 
-  der  rechte  Bauer,  auf  den  der  Staat  sich  stützen,  dem  er  das 
'    wichtigste  Interesse  anvertrauen  kann.    Wer  nicht  frei  und  Herr 

I 

I  seines  Bodens  ist,  hat  auch  keinen  nachhaltigen  Eifer,  in  der  Cul- 
^  tur  desselben  fortzuschreiten,  noch  weniger  den  Trieb  zu  Verbes- 
I  serungen  irgend  einer  Art.  Dies  ist  der  Grund  des  starren, 
stockenden  Zustandes,  der  Jahrhunderte  lang  auf  Europa's 
Bodencultur  und  bäuerlichen  Verhältnissen  lastete,  wenn  wir 
sie  yergleiclien  mit  dem  Aufschwünge  derselben  in  Belgien  und 
in  Nord -Amerika. 

II.     Hierzu  kommt  noch  ein  Weiteres.    Zur  ausgebildeten 
Landwirthschaft  und  zum  rationellen  Ineinandergreifen  aller  Zweige 
derselben  ist  ein  grösserer  Gütercomplex  durchaus  erfor- 
derlich,  als  der  auf  gewOhnUchen  Bauergütern  gefunden  werden 
kann.    Und  so  sind  die  Anforderungen  der  rationellen  Landwirth- 
schaft  jetzt  eigentlich  auf  einem  Punkte  angekommen,   der  die 
bisherigen  factischen  Zustände  des  Grundbesitzes  durchaus  über- 
wächst und  in  der  Zukunft  sie  ihrem  Untergänge  entgegenfilhren 
muss.    Die  bisherige  Geschichte  des  Grundbesitzes  lässt  sich  näm- 
lich in  die  beiden  gleich  schädlichen  Gegensätze  zusammenfassen: 
Anhäufung  desselben  in  erbüchen  Majoraten  mit  UnauflösUchkeit, 
was  die  schon  beschriebene  nachtheilige  Folge  stockender  Cultur 
haben  musste;  und  in  Ablösung  dieses  Uebels  nunmehr  die  un- 
bedingte Zersphtterung  des  Grundeigenthums  in  so  kleine  Par- 

17* 
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cellen,  dass  das  Ackerbauproletariat  nahe  ist  und  auch  eine 
rationelle  Bewirthschaftung  des  Bodens  nnmOglich  wird« 

III.  Hier  kann  nur  eine  ganz  neue  Organisation  des  Grund-  ^ 
besitzes  helfen.  Stahl  will  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
den  Stand  der  kleinen  selbstständigen  Bauern  erhalten  sehen  und 
daneben  grössere  Bittergttter  mit  erblichen  Familien  und  Erb» 
Pächtern,  deren  Terhältniss  gleichfalls  durch  die  Gesetzgebung  des 
Staates  vor  jeder  Willkür  und  Bedrückung  sicher  gestellt  werdeo 
soll.'*')  Dabei  fügt  er  hinzu,  es  sei  ein  grober  Irrthnm  der  Ge- 
genwart, den  Colonen  überall  nur  als  einen  gedrUdcten  Eigen- 
thümer  zu  betrachten,  während  er  in  der  That  meist  ein  b^ttn* 
stigter  Pächter  sei.  Wir  wollen  dies  glauben,  ohne  doch  darmn 
in  seinem  Vorschlage  mehr  sehen  zu  können,  als  ein  vorläufiges 
Palliativmittel  ^  um  dem  von  dieser  Seite  einreissenden  Verderben 
die  nächsten  Schranken  zu  setzen.  Je  mehr  jedoch  bei  dem  st^ 
genden  Zuwachs  der  Bevölkerung  es  nöthig  werden  vnrd,  den 
Boden  auf  möglichst  rationelle  Weise  zu  benutzen,  und  so  nd 
Familien  als  möglich  einen  gesidierten  Antheil  am  Gewinne  zu- 
zuwenden :  desto  mehr  wird  man  dazu  hingedrängt,  die  bisherige 
theilweise  Zerstückelung  und  theilweise  Anhäufung  —  beides  nach 
ganz  zufälligen  Verhältnissen  regellos  entstanden  —  gleicher  Weise 
verschwinden  zu  lassen  und  die  Gestaltung  grössei^er,  nach 
rationellen,  landwirthschaftlichen  Gründen  gebilde- 
ter Gütercomplexe  zu  befördern,  welche  auf  ebenso 
rationelle  Weise  durch  Ackerbaugesellschaften  be- 
wirthschaftet  und  so  zum  höchsten  Ertrage  der 
Cultur  gebracht  werden  können.  Dass  dies  System  auch 
im  Grossen  nicht  unausführbar,  sei,  wird  durch  die  einzdnen 
landwirthschaftlichen  Colonieen  in  Prankreich,  Belgien  und  Eng- 
land erwiesen,  für  welche  wir  schon  Zeugnisse  angefulirt  ha- 
ben (§.  07^  S.  92,  Note).  So  wreit  wir  davon  entfernt  sind,^  über 
das  Technische  der  Frage  hier  ein  Gutaditen  abgeben  m  wolleo, 
so  leuchtet  doch  aus  allgemeinen  Gründen  ein,  dass  der  Gedanke 
der  Association  auch  in  dieser  Richtung  einmal  durchgreifend  Te^ 


*)  RechUphüosopbie  IL  1.  S.  60.  51. 
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sucht  werden  muss.  Er  würde,  langsam  und  ohne  Gewaltsamkeit 
gefordert,  auf  unmeridiche  Weise  die  gründlichste  und  segen^ 
reichste  Umgestaltung  des  Grundbesitzes  hei^beiitahren  und  einen 
lidit  kleinen  Theil  der  socialen  Frage  lösen. 

IV.  Wie  sich  übrigens  nebenbei  ergeben,  hat  ein  Erbadel, 
im  Besitze  grosser  „Rittergüter*^  und  pur  auf  gewisse  ausschliesr 
send  berechtigte  Geschlechter  eingeschränkt,  fLlr  den  Stand  des 
Grundbesitzes  wenigstens  kein  Interesse.  Audi  das  „con- 
servative  Elementes  die  Neigung  sorgfältigen  Bewabrens  er- 
erbter Besitzthümer  und  Rechte,  kann  nicht  stärker  im  Adel  Ver- 
den sein,  als  im  freien  Besitzer  eines  Bauerngutes  oder  in 
f:  jeden)  Andern,  welchem  Mitantheil  zukommt  an  irgend  einem 
jrössem  Eigenthume,  und  wenn  es  der  Bentenaniheil  an  einem 
mdustriellen  Unternehmen  wäre.  Auch  der  Geist  der  Familie,  die 
Ehre  des  Namens  pflanzt  sich  nicht  bloss  in  jenen  Geschlechtern 
fort;  und  so  erscheint  der  Erbadel  bis  jetzt  nicht  zwar  als  etwas 
Auszutilgendes  oder  Unerträgliches  —  wohl  aber  als  ein  in  seinem 
gegenwärtigen  Bestände  bedeutungs-  und  zweckloses  In- 
stitut Ob  er  fUr  die  Staats?erfassung  einen  besondern  Werth 
erhalte,  wird  die  folgende  Untersuchung  ergeben. 

§.  142. 

bb.    Der  Stand  der  formirenden  und  der  Tertreibeur 
den  Industrie  (Gewerbe  und  Hjandel^. 

Die  Gesammtheit  dieser  Beschäftigungen  können  wir  als  „i  Ur 
dustrielle  Production"  bezeichnen,  indem  sowohl  durch  for- 
mireude  Verarbeitung,  wie  durch  zweckmässige  Verbreitung  im 
Handel  dem  Stoffe  ein  höherer,  in's  UnendUche  zu  steigernder 
Werth  beigelegt  wird,  welcher  nur  durch  Intelligenz  und  Fleiss 
{industrta)  zu  erwerben  ist.  Darin  liegt  die  ethische  Bedeutung 
dieser  Beschäftigungen.  Wenn  die  ürproduction  in  Stätigkeit, 
Geduld  und  Ausdauer  bei  der  Arbeit,  im  Festhalten  am  Besitze 
und  in  allen  conservativen  Tugenden  ihren  ethischen  Charakter 
hat  (§.  141, 1.):  so  ist  es  hier  auf  gleichfalls  berechtigte  Weise 
das  Gegentheil;  rastlose  Steigerung  der  Geischicklichkeit 
und    dadurch  Wetteifer,    kurz   Fortschritt  und   Beweg- 
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lichkeit  macht  den  Gnindcharakter  dieser  Tbatigkeiten 
Und  wie  dort  Abstammung  und  die  Stabilität  eines  lange  efeik- 
ten  Grundbesitzes  in  ihrem  natüriichen  Werthe  hervortreten  mi 
einen  Geburtsstolz  erzeugen  können,  der  im  „Adelsstölze^^  typiaifc 
geworden  ist:  so  macht  sich  hier  die  erworbene  Ehre  des  Na- 
mens geltend.  Das  Talent  des  Erwerbens,  der  Reichthum  m 
Geld  und  „Credit^S  erzeugt  den  gleichfalls  typischen  „Kaufinam»- 
stolz^',  welcher  an  sich  ebenso  wenig  unberechtigt  ist,  wenn  «r 
auf  dem  Zeugnisse  des  Fleisses  und  der  Geschäftseinsicht  bendit, 
wie  jener,  wenn  er  etwa  den  edeln  Familiengeist  eines  berOhoH 
ten  (wenn  auch  nicht  gerade  „adlichen^^)  Namens  treu  fortzupfl»- 
zen  strebt. 

I.  Gewerbe  ist  vom  Handel  unabtrennlich,  weil  die  immer 
mehr  zur  Fabrication  sicli  hinaufsteigemden  Bandweise  auf  d« 
Vertrieb  im  Grossen  sich  richten,  mithin  der  Vermittlung  des  Han- 
dels bedürfen.  Dieser  ist  in  seiner  Thätigkeit  ein  schrankenloser, 
allumfassender  und  all  vermittelnder:  er  tritt  überall  ein,  wo  eil 
Bedarf  sich  regt,  und  kann  dadurch  jeden  Gegenstand  zur  Waare 
machen.  Damit  erhält  der  Handel,  richtig  erfasst,  eine  tiefe 
ethisch-sociale  Bedeutung.  Er  ist  es,  an  dessen  individueller  Ge- 
staltung stets  ermessen  werden  kann,  ob  das  rechte  Maass  in  Ur- 
production  und  Gewerbethätigkeit  inne  gehalten  wird,  wo  die  alten 
Quellen  der  Industrie  versiegen,  wo  neue  zu  eröffnen  sind.  So 
wirkt  er  unwillkürlich  und  wie  von  selbst  warnend  oder  anspor- 
nend; denn  er  ist  der  einzig  richtige  Gradmesser  des  zunehmen- 
den oder  abnehmenden  Wohlstandes,  der  staatswirth- 
schaftlichen  Harmonie  oder  Disharmonie  in  einem  Volke; 
und  auch  bis  auf  das  Kleinste,  bis  auf  den  Detailhandel  herab  ist 
er  der  treueste  Abdruck  des  Bedürfnisses  und  der  Wegweiser  des 
Absatzes:  er  soll  jeder  industriellen  Thätigkeit  zur  steten  Controle 
dienen.     (Beispiele  davon  ergaben  sich  schon  früher:  §.  97.) 

U.  So  sehr  Gewerbe  und  Handel  auf  einander  angewiesen 
sind:  so  sehr  stehen  sie  mit  ihrem  eigenen  Bedürfnisse  gegen- 
seitig in  Conflict.  Der  Handel  will  allseitiger  und  unbeschränkter 
Beherrscher  des  materiellen  Verkehrs  sein,  über  die  Gränzen  des 
Staates,  ja  des  Welttheils  hinaus.     Er  erstrebt  unbedingte  Frei- 
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heil  des  Handels,  Befreiung  von  allen  Einfiihr-,  Durchgangs- 
oder Ausfuhrzöllen,  von  privilegirten  Stapelplätzen,  von  Controlen 
irgend  einer  Art.  Umgekehrt  müssen  Gewerbe  und  Fabrication 
len  Bereich  ihres  Absatzes  so  Tiel  als  möglich  zu  sichern  suchen 
'or  auswärtiger  Concurrenz:  Prohibitiv-,  wenigstens  Schutz- 
\ölle  sind  ihr  natürliches  Begehren.  Und  so  stehen  gerade  im 
?^enwärtigen  AugenbUcke  die  beiden  entgegengesetzten  Systeme 
les  Freihandels  und  der  Schutzzölle  theoretisch  und  prak- 
isch  im  eifrigsten  Kampfe. 

Aber  ihre  Collision  ist  keine  unlösbare  und  definitive.  Der 
landel  eines.  Landes  kann  in  seinem  letzten  schliesslichen  Inter- 
sse  selber  nicht  unbedingte  Handelsfreiheit  wollen,  so  lange 
ladurch  die  Industrie  und  der  innere  Wohlstand  des  Landes  ge- 
idirdet  wird;  in  gleichem  Verhältnisse  der  steigenden  Armuth 
^flrde  der  Absatz  im  Lande  abnehmen  und  gefährdet  werden« 
Der  Handel,  wenn  er  seinen  eignen  bleibenden  Vortheil  würdigt, 
^rd  angemessene  Schutzzölle  billigen,  so  lange  die  In- 
lustrie  des  Landes  der  fremden  Concurrenz  noch  nicht  völlig  ge- 
i^achsen  ist.  —  Umgekehrt  die  Gewerbsthätigeit  eines  Landes  kann 
in  ihrem  eignen,  schliessUchen  Interesse  nicht  ,ein  Prohibitiv- 
System  wollen,  weil  damit  der  Sporn  des  Fortschreitens  und 
der  Verbesserungen  hin  wegfiele  und  im  erlangten  Monopole  der 
ganze  Geist  der  Gewerbsthätigkeit  erlahmte.  Sie  wird  nur  Schutz- 
zölle in  dem  Maasse  wünschen,  dass  ihre  Betriebsamkeit  erhalten,  . 
nicht  aber  erstickt  vnrd:  also  Schutzzölle,  deren  Verringerung 
in  Aussicht  steht,  mit  dem  endlichen  Ziele  der  völlig  freien 
Concurrenz.  Diese  muss  die  Gewerbsthätigkeit  eines  Volkes  zu- 
letzt selber  wünschen,  damit  es,  nachdem  ihm  die  Concurrenz  des 
andern  im  eignen  Lande  nichts  mehr  schaden  kann,  nunmehr 
sich  selber  den  Welthandel  eröfl'ne,  wodurch  die  völlige  Ausglei- 
chung der  Handels-  und  Gewerbsinteressen  auf  wahrhaft 
sittliche  Weise,  auf  den  Trieb  innerer  Vervollkommnung 
gegründet,  erreidit  wäre. 

Hl.  In  der  Gewerbsthätigkeit  hat  sich  neuerdings  an  die 
Stelle  des  (eigentlich  veralteten)  Gegensatzes  von  Zunftzwang 
und  Gewerbe  fr  eiheit  ein  tiefer  greifender  und  weit  wichtigerer 


;*• 


264 

Gegensatz  eingestellt  zwischen  Manufactur  (Verfarligniig  ciui 
vollständigen  Arbeitsproductes  durch  einen  einzigen  AiMbm) 
und  Theilung  der  Arbeit.  Jene  wird  rorxugsvmse  in  ta 
eigentlichen  „Handwerken^S  diese  in  den  Fabriken  du{^ 
stellt  und  hierdurch  das  Maschinenwesen  in's  Gnmse  gcti» 
ben.  Die  Manufactur  gewisser  Gewerbszweige  ist  dabei  in  Gcfek 
zu  Grande  zu  gehen  oder  ist  eigentlich  schon  zu  Grunde  gega* 
gen,  wie  statt  alles  Andern  die  Handspinnerei  und  Handwebot 
jn  manchen  Gegenden  Deutschlands  den  BeweiB  davon  lieien. 

So  wenig  es  uns  einfallen  kann,  audi  in  dieser  Frage  M 
technische  Seite  zu  behandeln,  so  ergiebt  sidb  doch  aus  nmm 
allgemeinen  Grundsätzen  der  folgereiche  Satz  tdassdieManufi^ 
tur  (in  jenem  von  uns  bestimmten  Sinne)  ganz  aufhöret 
und  das  Princip  einer  Theilung  der  Arbeit,  d.  h.  Asso^ 
ciation,  als  das  rationellere,  auch  in  den  eigentli- 
chen Handwerken  an  der^n  Stelle  zu  treten  habe. 
Erst  dann  wird  es  möglich  sein  —  was  wir  als  die  erste  PflidU 
jedes  Gemeinwesens  erkannt  haben  —  durch  vernünftige  Orgaii* 
sation  der  Handwerksthätigkeit  auch  in  dieser  Sphäre  jeder  Aibetl 
das  Recht  auf  „Eigenthum^^  zu  sichern.  Schon  oben  (§.  97)  bah' 
ben  wir  für  die  Handwerke  auf  gemeinsame  Arbeitswerkstä^ 
ten  hingewiesen;  wie  denn  tlberhaupt  äUes  dort  (gesagte  übet 
die  Organisation  der  Handwerksinnungen  hierher  gehört.  In  jenci 
Werkstätten  wäre  nun  die  Theilung  der  Arbeit,  sofern  ihr 
die  EigenthUmlichkeit  des  Handwerks  entspricht,  auf  das  Förde^ 
samste  zu  organisiren,  wodurch  die  Virtuosität  und  die  Wohlfeil- 
heit des  Arbeitsproducts,  also  der  gemeinsame  Gewinn  aus  deoh 
selben,  sich  in's  Unbedingte  steigern  Hessen.    . 

IV.  Aber  auch  in  der  Fabrikindustrie  mit  Maschinen- 
betrieb, welche  eigentlich  nur  eine  in's  Grosse  angewendete  Thei- 
lung der  Arbeit  zwischen  der  bewusstlos -zweckmässig  wirkenden 
Natur  und  der  zwecksetzenden  Thätigkeit  des  Menschen  darstellt, 
—  auch  hier  muss  das  grosse  Princip  des  Gesellschaftsver^ 
träges  und  des  gemeinsamen  Gewinns  zur  Geltung  kommen, 
wie  Avir  es  früher  (§.  97)  für  alle  Erwerbsgemeinschaften  aus- 
sprachen.  Auch  der  Fabrikarbeiter  soll  zum  Miteigenthum  gelassen 
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irerden   und  nicht  bloss  abhängiges  Werkzeug  in  der  Hand  des 
Unternehmers  sein,  von  dem  mit  seinem  Solde  seine  ganze  precäre 
£xistenz  bisher  abhängig  ist    Dies  Verhältniss  auf  praktisch  halt- 
bare Weise  festzustellen,  ist  eine  der  wichtigsten,  freihch  aber 
auch  schwierigsten  Aufgaben  der  gegenwärtigen  Staatswissenschaft. 
Sie  hat  näraUch  dabei  noch  eine  andere  Seite  ins  Auge  zu  fassen. 
In  der  Theilung  der  Arbeit  liegt  auf  der  einen  Seite  eine  Quelle 
des  Gewinns,  auf  der  andern  eine  eigenthtUnhche  Geüahr  für  die 
arbeitende  Classe.     Die  monotone  Eingeschränktheit  einer  engen, 
gleichmässigen  Beschäftigung  mechanlsirt   den  €reist  und  macht 
suletzt  auch  den  Körper  unfähig  zu  jeder  andern  Leistung.     Der 
Einzelne  ist  eigentlich  selbst  nur  Theil  einer  aus  vielen  Arbeitern 
zusammengesetzten  belebten  Maschine:  wie  afUe  Einseitigkeit  •der 
Lebensweise  verkümmern  lässt,  so  diese  am  Meisten.    Hier  eröff- 
net sich  daher  eine  neue  und  noch  in  steigender  Wirkung  be- 
griffene Quelle  der  socialen  UnvoUkommenheit.    Die  ökonomische 
Lage  der  Fabrikarbeiter  läsßt  sich  verbessern;  nicht  so  leicht  ihre 
geistig  sociale.     Wir  wissen  dafiir  vorerst  keine  vollständige  Ab- 
hülfe, weil  die  Theilung  der  Arbeit  einen  zu  wichtigen  rationellen 
Gedanken  enthält,  um  ihn  wegen  jenes  beiläufigen  Nachtheils  ganz 
aufzugeben.    Wir  finden  eine  theilweise  Abhülfe  nur  darin,  dass 
die  Dauer  der  Arbeit  auf  massige  Zeiträume   gesetzlich    einge- 
schränkt und  dem  Arbeiter  durch  sonstige  Pflege  und  Erholung 
ein  geistiges  Gegengewidbt  filr  jene  unvermeidhche  Entbehrung 
bereitet  werde.     (R.  Owen  und  seine  Schule  in  England  hat  be- 
sonders auf  die  Mittel  zur  geistigen  Bildung  der  Fabrikbevölke- 
rung grosse  Aufmerksamkeit   verwendet.     Sie  hat  eine  Abhülfe 
besonders  in  drei  Mitteln  geftmden:  ausser  der  gesetzmässig  fest- 
gestellten Verkürzung  der  Aii)eitszeit,  in  Sonntagsschulen  und  Lese- 
vereinen, und  in  der  möglichsten  Verbreitung  der  Grundsätze  der 
Mässigkeitsgesellschaft.     Ein  gesund  praktischer  Anfang,  der  auch 
bei  uns  Nachahmung  verdient,  zum  Theil  schon  gefunden  hat!) 
V.     Standlos    im    Staate   sind    die    Rentenirer  und  die 
Tagelöhner,   welche  nur  von  ihren  Capitahen  oder  von  ihrer 
unbestimmten  Arbeit  leben.     Sie  laufen  als  die  Geniessenden 
(„fruges  consufnere  nati*')  oder  als  die  Dienenden  neben  den 
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andern  Ständen  her  und  bilden  so  die  unterste  Region  in  der 
StaatsgemeinschafL,  machen  daher  auch  kein  noth wendiges  Glied 
derselben  aus:  sie  sind  das  lieber  flüssige  oder  das  allge- 
meine Gesinde  ausserhalb  der  Familie. 

Ebenso  stehen  Privatlehrer,  praktische  Aerzte,  Apotheke, 
Rechtsbeistände  und  was  diesen  verwandt  ist,  zwischen  dem  Ge-  ' 
lehrten-  und  dem  Gewerbsstande.  Desshalb  ist  einerseits  Öffent- 
liche Prüfung  ihrer  Fähigkeit  anzuordnen,  um  sie  zur  Praxte 
zuzulassen,  —  wie  ja  auch  Jeder,  der  in  eine  Gewerbsinnuog 
aufgenommen  werden  will,  eine  ähnliche  Prüfung  bestehen  soll 
(§.  97):  —  andererseits  sind  ihnen,  dem  Gewerbsrecht  entspre- 
chend, gewisse  rechtUche  Schranken  ftlr  ihren  Erwerb  aufzuerie- 
gen :  eine  Tai-  und  Deservitenordnung  für  Aerzte  und  Rechtsbei- 
stände, eine  Aufsicht  über  Privaterziehungsanstalten  und  Apothe- 
ken, und  AehnUches. 

Drittes  CapiteL 

Der  Organismus  der  Staatsverfassung  und  Verwaltung. 

§.  143. 
Allgemeiner  Begriff  und  Eintheilung. 

Im  vorigen  Capitel  ist  die  Scheidung  des  Volkes  in  Gemeinschaf- 
ten und  Stände  nachgewiesen  worden,  deren  eigenthümhche  Inter- 
essen theils  sich  bekämpfen,  theils  sich  unterstützen,  im  Ganzen 
aber  und  in's  Gleichgewicht  gebracht,  sich  wechselseitig  fö^ 
dern  und  ergänzen.  Hier  nunmehr  ist  zu  zeigen,  wie  sie  alle 
von  der  ordnenden  Einheit  des  Staates  durchdrungen  und 
dadurch  jene  wirksame  Harmonie  in  ihnen  hervorgebracht  werde. 
Indem  der  Staat  jedem  Einzelnen  und  jegUcher  Gemeinschaft, 
ihrem  objectiven  Zwecke  entsprechend,  die  Sphäre  ihres  „innern 
Rechtes^'  (§§.  10,  III.  81, 1.  82.)  anweiset  und  wahrt;  indem  er  fe^ 
ner,  der  eigenthüraUch  ihm  zukommenden  Darstellungsweise  des 
„Wohlwollens"  gemäss  (§.  125,  H.),  die  äussere  Wohlfahrt 
Aller  durch  seine  allgegenwärtige  Hülfe  sichert:  wird  er  das  uni- 
versale Mittel  der  inneren  Wohlfahrt  oder  der  sittlichen 
Vollkommenheit  Aller,  d.  h.  der  immer  vollendetem  Darstellung 


267 

der  ethischen  Ideen  in  jedem  Einzelnen  und  in  jeder  Gemein- 
schaft. Dadurch  reicht  aber  der  Staat  vom  Untersten  bis  in's 
Höchste,  er  vermittelt  die  äusserlichsten  Bedingungen  mit  dem  ab- 
soluten Ziele:  er  erzeugt  in  seinem  Schoosse  jenen  sittlichen  Geist 
der  Gemeinschaft,  den  unablässig  sich  steigernden  sittlichen  „All- 
gemeinwillen" (§.  81,  IL),  welcher  immer  intensiver  die  „Idee 
der  Menschheit"  zu  verwirklichen  sucht  in  jedem  einzelnen  Men- 
schenverhältniss,  wie  in  den  umfassendsten  Gemeinschaften. 

I.  Seit  HegeFs  Philosophie  ist  es  ein  LiebUngswort  der  Zeit 
und  eine  banale  Phrase  geworden ,  dass  der  Staat  ein  „sitthcher 
Organismus"  sei.  Hegel  aber  und  die  Seinigen  verstehen  dies  so 
—  freiHch  mehr  aus  Unklarheit  über  den  eignen,  von  ihnen  an- 
geregten hohem  Gedanken,  als  aus  bewusstem  Widerstreben  gegen 
die  eigentliche  Wahrheit,  —  dass  die  Staatsverrichtungen  selbst 
diesen  Inhalt  der  Sittlichkeit  ausmachen,  weil  sie  die  ein- 
zelnen Subjecte  in  den  Dienst  eines  allgemeinen  Interesse,  in  den 
Gehorsam  gegen  die  objective  Sittlichkeit  versenken,  welche  in 
den  Gesetzen  und  Anordnungen  des  Staates  sich  ausspricht.  Dies 
erzeugt  jedoch  jenen  falschen  Staatsabsolutismus,  gegen  welchen 
anzukämpfen  ein  Hauptzweck  des  gegenwärtigen  Werkes  ist.  Sitt- 
licher Organismus  wird  der  Staat  nur  dadurch,  wenn  er  die 
äussern  und  innem  Bedingungen  erfüllt,  unter  denen  es  jedem 
Einzelnen,  seinem  „Genius"  gemäss,  möglich  wird,  sich  zur 
Sittlichkeit  zu  erheben,  jeder  Gemeinschaft,  ihrer  eigenthüm- 
lichen  Bedeutung  gemäss,  ihren  sittlichen  Zweck  hervorzubringen. 
Kart  der  Staat  ist  Mittel,  ist  Organismus  des  Rechts  und  der 
Wohlfahrtsthätigkeit,  um  dadurch  die  selbstständige  Sittlich- 
keit in  Jedem  möglich  zu  machen  und  zu  erhalten.  Desshalb  -ist 
er  nach  seinem  bisherigen  factischen  Bestände,  eben  weil  er  diese 
Bedingungen  noch  mcht  erfüllt,  seinem  grössten  Theile  nach  kei- 
nesweges  „sittlicher"  Organismus,  kaum  nothdürftiger  Weise 
ein  fehlerfreier  Rechtsorganismus,  —  sondern  er  soll  es  erst  wer- 
den, vor  Allem  dadurch,  dass  er  die  rechte,  klarbewusste 
Einsicht  gewinnt  —  nicht  Woss  darüber  bei  instinctiven  oder 
beiläufigen  Regungen  stehen  bleibt,  —  n^ch  welcher  Seite  hin 
der  eigentliche  Schwerpunkt  seiner  Wirksamkeit  falle:  nicht  da- 
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hin,  die  Staatsangehörigen  bloss  im  Gehordien  cu  Oben,  um  fc 
Willkür  ihrer  Subjectivität  zu  brechen;  —  dies  ist  das  Antihnmiae 
des  bisherigen  Staats,  gleichsam  das  alte  Testament  der  Stute- 
begriffe  gewesen,  —  sondern  der  Wohlfahrt  eines  Jeden  zu  dieaei 
und  ihn  zum  hohem  Dasein  der  Sittlichkeit  m  erziehen:  — din 
der  Staat  der  neuen  Zeit  und  der  Zukunft,  der  erst  in  sehr  w- 
einzelten  Anfängen  vor  uns  steht    In  beiderlei  Betracht  aber  iä 
zu  rathen,  mit  dem  Ausdruck  „sittlicher  Organismus ^^  bdutsai 
zu  sein,  um  weder  im  gegenwärtigen  Staate  eine  fakcheB^ 
schönigung  despotischer  Regungen  zuzulassen,  mtfgen  diese  tibri* 
gens  von  Oben  oder  von  Unten  kommen;   noch  im  StaatdM- 
griffe  überhaupt  drm  Missverstande  Raum  zu  geben,    als  wem 
der  Staat  durch  sich  selbst,  durch  seine  specifische  Thätigkeit, 
selbstständig  Sittliches  produciren  könne  oder  solle.    Wirmfl»' 
sen  diesen  Punkt  auf  das  Entschiedenste  hervorbeben,   weil  irir 
darin  den  tiefsten  Grund  aller  Hissverständnisse  erblicken,  die 
jetzt  in  Theorie  und  Praxis  über  die  Befugnisse  des  Staates  im 
Schwange  gehen,  und  die  alle  auf  dem,  wie  sie  meinen,  unbestrdt- 
baren  Axiome  beruhen,  dem  Staate,  als  dem  höchsten  Selbstzwecke, 
dürften  alle  andern  Interessen  und  Güter  geopfert  werden. 

IL  Es  ist  schon  bewiesen  worden  und  an  sich  leicht  za 
erkennen,  dass  die  Darstellung  des  Rechts  vorzugsweise  in  der 
Staatsverfassung,  die  des  Wohlwollens  vorzüglich  in  der 
Staatsverwaltung  sich  zeigen  werde.  Dies  bezeichnet  zugleidi 
auch  den  innersten  Geist  der  beiderseitigen  Wirksamkeit  im  Ein- 
zelnen. Consequent  abgestuftes  verfassungsmässiges  Recht;  aber 
in  der  Verwaltung  und  im  künstlerischen  Anpassen  des  Rechts  an 
die  gegebenen  Verhältnisse  die  höchste  Zweckmässigkeit  und  Milde 
des  Woldwollens! 

Ohne  Verfassung  existirt  kein  Staat,  iK^enigstens  nicht  auf 
der  Stufe  bewusster  Rechtsbildung  über  die  Gestalt  der  Natur- 
wüchsigkeit und  des  unwillkürlich  staatsbild^nden  Instinctes  hin- 
aus. Ohne  organisirte  Verwaltung  vermag,  wenigstens  in 
gegenwärtiger  Zeit,  kein  Staat  mehr  zu  bestehen.  Dass  indess 
dabei  die  Idee  des  Wohlwollens  vorwalten  müsse,  ist  wenigstens 
dem  Principe  nach  bisher  noch  nicht  anerkannt  worden. 
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ni.  Die  Staatsverfassung  hat  das  Verhältnies  der  be- 
echtigten  Gewalten  im  Staate  unter  einander  gesetzlich  fest- 
Qstellen.  Es  ergeben  sich  drei:  die  Regierung,  gipfelnd  im 
»ouverän,  als  dem  höchsten  entscheidenden  und  ausitihrenden 
Villen,  hat  die  Volksvertretung  sich  gegenüber.  Sie  zusam- 
men, in  Wechselwirkung  mit  einander,  stellen  das  „Volkes  den 
ganzen  Staat  dar.  —  V^iedenim  ihnen  gegenüber,  beide  in 
lirer  gesetzmässigen  Wirksamkeit  überwachend  und  vor  Entartung 
ramend,  unmittelbare  Bedürfnisse  anregend,  wie  bleibende  Re- 
9rmen  voii)ereitend,  steht  eine  dritte  Macht  im  Staate,  ge- 
etzlich  anerkannt,  aber  nicht  an  bestimmte  Individuen  gebunden, 
ielmehr  frei  sich  erzeugend  aus  dem  jedesmaligen  Bedürfen  oder 
lOS  dem  pohtischen  Talente,  somit  zugleich  sich  selber  controli- 
end  und  durch  die  Freiheit  der  Debatte  das  Gleichgewicht 
ler  Wahrheit  erzeugend:  —  wir  nennen  sie  die  „öffent- 
iche  Meinung^S  die  sich  in  der  freien  politischen  Presse 
md  im  Versammlungsrecht  des  Volkes  ihren  doppelten 
Losdruck  giebt 

IV.  Die  Staatsverwaltung  bringt  alle  jene  Zwecke  der 
Regierung  in  Wirksamkeit  und  passt  sie  künstlerisch  den 
edesmal  gegebenen  Verhältnissen  an.  Es  ist  eine  ganz  falsche, 
labei  grundverderbliche  Ansicht  vom  Wesen  der  Staatsverwaltung 
md  vom  Ideal  eines  verwaltenden  Beamten,  (vergl.  §.  13d,  L) 
ils  wenn  ihre  Thätigkeit  in  einer  starr  mechanischen  Anwendung 
ler  Gesetze  bestehen  solle,  als  wenn  dem  Staatsbeamten  kein 
Spielraum  selbstständiger  staatskünstlerischer  Thätigkeit  gelassen 
Verden  dürfe,  filr  deren  Ausübung  freilich  jeder  in  seinem  Um* 
ureise  den  beiden  Staatsgewalten,  und  der  öffentlichen  Meinung 
n  ihren  Organen,  jederzeit  verantwortlich  ist. 

A.    Die  Staatsverfassang. 

§.  144. 
1.     Die  gesetzliche  Entstehung  der  Staats- 
verfassungen. 

Die  Staatsverfassung  enthält  das    Grundgesetz   für   die 
ffentlichen    Rechtsverhältnisse    eines    zum    Staate 
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verbundenen  Volkes.  Sie  ordnet  daher  einestheils  die  in 
der  Regierungsgewalt;  andemtheils  bestimmt  sie  jeder  G^ 
meinschafl  und  jedem  Einzelnen  den  Umfang  ihrer  Offeit- 
lichen  Rechte.  Nur  durch  sie  wird  jede  Gewalt  im  SMt 
rechtmässig,  nur  in  ihr  ist  jede  Öffentliche  Freiheit  gesidhert, 
weil  unter  den  Schutz  des  Staates  gestellt. 

I.  Solcher  Staatsverfassungen  jedoch  kann  es  verschiedeie 
geben;  so  gewiss  sich  historisch  ((..127.)  versdiiedene  FonMi 
der  Regierungsgewalt  und  des  Verhältnisses  der  Gehorchenden  n 
ihr  bilden  mussten.  Der  relative  Werth  einer  jeden  in  ihrer  Eigca- 
thUmlichkeit  ist  darin  zu  suchen,  je  mehr  sie  dem  historisdiei 
Standpunkt  des  Rechtsbewusstseins  und  der  bewusstei 
(nicht  bloss  instinctiven)  Sittlichkeit  eines  Volkes  entspricht  md 
ein  Fortschreiten  in  Reiden  zulässt  Eine  schlechthin  aOea 
Völkern  und  Verhältnissen  angemessene  „Normalverfassung" 
giebt  es  aus  den  angegebenen  Gründen  nicht,  so  sehr  man  vbA 
sie  gesucht  hat,  indem  man  einen  andern,  allerdings  sehr  wich- 
tigen Regriff  damit  verwechselte.  Was  nämlich  Ethik,  wie  Pdi- 
tik,  unter  ihre  Hauptaufgaben  zählen  muss,  ist  die  Idee  der 
Verfassung,  den  in  allen  Einzelverfassungen  zu  reaUsirendei 
immanenten  Zweck  derselben  darzulegen,  d.  h.  den  Inbe- 
begriff  der  Redingungen,  welche  in  keinem  Staate 
und  in  keiner  Verfassung  fehlen  dürfen,  wenn  über- 
haupt in  ihnen  der  Zweck  aller  socialen  Gemeinschaft 
erreicht  werden  soll.  Ein  Staat,  der  keine  rechtliche  Frei- 
heit übrig  Hesse,  der  nicht  die  äussere  Wohlfahrt  des  Volkes  fö^ 
derte,  der  nicht  seinen  Culturinteressen  diente,  wäre  nicht  Staat 
zu  nennen:  er  bliebe  eine  rechtswidrige  und  unsittliche  Zwangs- 
anstalt. Aber  wir  haben  gezeigt,  dass  selbst  in  den  niedersten 
und  unentwickeltsten  Staatsformen,  durch  die  geheim  unwillkür- 
liche Macht  der  ethischen  Ideen  im  Menschen,  niemals  jener  Zweck 
völlig  unerreicht  bleibt:  es  handelt  sich  in  den  verschiedenen 
Staatszuständen  und  Verfassungen  daher  nur  um  ein  Mehr  oder 
Minder,  um  eine  Stufenfolge  von  unvollkommneren  oder  voUkomm- 
nern  Darstellungen  des  Staatszweckes. 

IL    Dadurch   gewinnt  jedoch   die   Untersuchung   über  die 
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dee  der  Verfassung  auch  praktischen  Sinn:  sie  hat  kritische 
Bedeutung,  indem  sie  in  den  gegebenen  Verfassungen  den  tiefsten 
ärund  ihrer  eigenthümlichen  Unvollkommenheiten,  ihrer  Gefahren 
and  ihrer  relativen  Vorzüge  aufdeckt.  Sie  erhält  organisiren- 
den  Werth,  indem  sie  nachweist,  was  wesentUch  und  was  gleich- 
gültig, was  mit  Nachdruck  zu  fordern  oder  was  fallen  zu  lassen 
sei,  um  den  Fortschritt  in  einem  bestimmten  Staate  oder  poUti- 
schen  Culturzustande  zu  sichern. 

ni.  Die  Staatsverfassung  ist  der  Ausdruck  der  eigenthümh- 
chen  pohtischen  und  socialen  Entwicklung  eines  Volks,  das  indi- 
viduaUsirende  Princip  desselben:  die  relativ  „beste'^  ist  sie,  je 
mehr  sie  mit  dem  Volke  Eins  geworden,  das  Werk  einer  langen 
historischen  Entwicklung  ist,  in  welcher  das  Volk  mit  Bewusst- 
sein  sie  erzeugt  und  stätig  fortschreitend  sie  vervollkommnet.  So 
war  es  im  alten  Rom,  so  während  der  Blüthe  des  Deutschen 
Reiches,  so  in  England,  nunmehr  auch  in  Nordamerika. 

Wenn  bei  solchen,  mit  dem  ganzen  Volksbewusstsein  unauf- 
faöriich  verwachsenen  und  dadurch  in  ihrer  Geltung  gewährleiste- 
ten Verfassungen  es  auch  nicht  geradezu  unentbehrlich  ist,  dass 
dieselben  in  einer  öfientUchen  Urkunde  („Staatsgrundgesetz^S  9iVer- 
fassungsurkunde^^)  feierlich  ausgesprochen  und  rechüich  verbrieft 
seien:  so  ist  es  doch  der  gegenwärtigen  allgemeinen  Rechtsbil- 
dung und  der  hohen  Würde  des  Gegenstandes  angemessen,  dass 
dies  geschehe  und  dass  jeder  Staatsbeamte,  auch  der  Regent,  beim 
Antritt  seiner  Wirksamkeit  eidUch  darauf  verpflichtet  werde.  Es 
ist  ein  Missverständniss  —  wenn  nichts  Schlimmeres,  —  dass 
man  neuerdings  vor  „geschriebenen  Constitutionen"  einen  beson- 
dem  Verdacht  erregt  und  die  Existenz  einer  Verfassung  als  blos- 
ses Gewohnheitsrecht  und  als  ein  „System  von  Observanzen"  viel 
geistreicher  findet,  —  als  ob  das  Schreiben  und  Verbriefen  einer 
Verfassung  etwas  an  sich  Gutes  schlechter  machen  oder  ihre  Hei- 
ligkeit im  Bewusstsein  des  Volkes  antasten  könne  I  Wenn  ein 
wohlwollender  Fürst  gesagt  haben  soll:  er  werde  nie  zugeben, 
dass  ein  Blatt  Papier  zwischen  ihn  und  sein  Volk  trete;  —  ohne 
Zweifel  weil  er  in  seinem  Gemüthe  die  beste  Garantie  für  das 
Wohl   des  Volkes  sah:   so  ist  auch  hier  die  Verwechslung  der 
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Standpunkte  nicht  zu  verkennen.  Alle  Verhältnisse  der  Gemein- 
schaft beruhen  auf  der  Grundlage  des  Hechts  und  seiner  Ane^ 
kennung;  aber  alle  sollen  zu  Auknfipfungspunkten  des  Wohlwo^ 
lens  dienen  (§.  12,  IV.).  So  kann  auch  zwischen  die  festgezoge- 
nen Schranken  der  Staatsverfassung  und  die  wechselseitige  Beckto- 
verpflichtung  von  Fürst  und  Volk  das  Verbältniss  des  Vertrauens 
und  der  Liebe  treten;  Letzteres  um  so  sicherer,  je  gewissenhaf- 
ter jene  Pflichten  bewahrt  werden. 

IV.  Das  Staatsgrundgesetz  kann  auf  dreifache  Weise  za 
Stande  kommen.  Die  Art  der  Entstehung  hat  auf  die  spätere 
Rechtsgllltigkeit  der  Verfassung  keinen  Einfluss:  auch  die  von 
einem  Fürsten  frei  verliehene  ist,  wenn  sie  einmal  promulgirt 
und  vom  Volke  angenommen  worden,  ein^  ihn  vdlständig  bin- 
dende Rechtsnorm,  die  er  nicht  einseitig  zu  verändern  vermag, 
weil  nunmehr  ein  wirklicher  Vertrag  zwischen  beiden  besteht 

1)  Die  Verfassung  wird  vom  Fürsten  aus  freier  llacbt  ver- 
liehen, als  künftig  geltende  Rechtsnorm  zwischen  dch  und  sei- 
nem Volke  aufgerichtet  Dieser  Ausweg  ist  niHhig  und  sogar 
zweckmässig,  wenn  die  bisherigen  öiTenthchen  Rechtszustände  un- 
sicher geworden  oder  sich  ausgelebt  haben  und  dennoch  keine 
mitconstituirende  Macht  im  Volke  vorhanden  ist,  oder  in  dem  wei- 
tern Falle,  wo  ein  Fürst  mancherlei  Länaer  zu  Ein^n  Reidie 
vereinigt  und  ihnen  eine  gemeinschaftliche  Verfassung  geben 
wiU. 

2)  Die  Verfassung  vnrd  vom  Volke  sich  selbst  gege- 
ben, entweder  durch  eine  dazu  berufene  „constituirende 
Versammlung^^  oder  indem  Einzelne,  vom  Volke  beauftragt, 
eine  Verfassung  entwerfen  und  sie  diesem  zur  Gutheissung  vorle- 
gen. (So  Lykurg,  Solon,  die  Römischen  Decemvim  im  Alterthume; 
so  später  noch  oftmals  bis  auf  die  neuere  Zeit  hin,  indem  die  Ver^ 
iassung  der  Nordamerikanischen  Freistaaten  eigenthch  das  Werk 
Washington 's  war  und  seines  grossen  mitberathenden  Freun- 
des Hamilton.) 

In  Rezug  auf  die  dadurch  zu  schaffende  Regienmgsgewak 
tritt  ein  doppelter  Fall  ein.  Entweder  sie  wird  nach  der  Verfas- 
sung durch  Wahl  auf  Zeit  bestimmt:  lebenslängUcher  oder  zeit- 
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weiser  Präsident.  Oder  falls  die  Form  der  Erbmonarchie  be- 
schlossen ist,  wird  einer  bestimmten  Dynastie  der  Antrag  gemacht, 
ob  sie  unter  den  vorliegenden  Verfassungsbedingungen  die  Re- 
gierung übernehmen  wolle:  ein,  so  viel  wir  wissen,  erst  in  der 
neuem  Geschichte  mit  voller  Klarheit  hervorgetretenes  eigenthüm- 
liches  Princip  der  Herrscherlegitimität,  ganz  verschieden  von  dem 
im  Folgenden  zu  erörternden  Vertragsverhältniss.  Hier  fliesst  das 
Herrscherrecht  aus  dem  nur  einmal  ausgeübten  Rechte  des  Vol- 
kes, seine  Regierung  zu  wählen,  ebenso  wie  das  Volk  bei  der 
Wahl  eines  Präsidenten  dasselbe  zu  bestimmten  Zeiten  aus- 
übt. Die  Quelle  des  Rechts  liegt  im  Volke,  die  Erb- 
lichkeit ist  nur  ein  mittelbarer  Rechtsgrund. 

(Begriffsmässig  müssen  wir  diese  Weise  der  Verfassungsge- 
bung als  die  vollkommenste  bezeichnen,  weil  sie  aus  dem 
ungetheilten  Willen  des  Volkes  hervorgeht.  Das  meint 
man  eigenthch,  wenn  man  hier  den  unbestimmten  und  darum 
verwirrenden  Begriff  der  „Volkssouveränität",  „Volksregierung" 
u.  dgl.  hineinbringt.  Das  Volk,  als  solches,  regiert  nie,  auch 
nicht  in  der  demokratischen  Republik,  sondern  es  hat  nur  nach 
dem  eben  aufgestellten  Verfassungsgrundsatz  das  Recht  seine 
Regierungsgewalt  zu  wählen:  entweder  definitiv  mit 
Erbfolge  (Republik  mit  Erbmonarchie)  oder  in  bestimmten 
Zeiträumen  (Repubhk  mit  Präsidentschaft,  mag  der  also  Ge- 
wählte, wie  im  ehemaligen  Polen,  auch  König  heissen).  Was  die 
zweckmässigste  unter  diesen  beiden  Formen  sei,  wird  sich 
zeigen.  Aber  auch  diese  ganze  Art  der  Verfassungsgebung  kann 
nur  in  dem  doppelten  Falle  eintreten:  entweder  wenn  der  Staat 
aus  dem  Zusammentreten  freier  Gemeinen  von  Unten  her  sich 
gebildet  hat;  wie  in  den  freien  Städten  Italiens  und  Deutschlands, 
in  Nordamerika  und  zum  guten  Thcile  in  der  Schweiz :  oder  wenn 
in  vorher  monarchisch  regierten  Ländern  durch  politische  Um- 
wälzungen oder  durch  das  Aussterben  einer  Dynastie  die  Brücke 
der  historischen  Continuität  vernichtet  ist  oder  abgebrochen  wer- 
den soll.  So  bei  der  Englischen  Revolution  von  1688,  so  meh- 
rere Male  in  der  jüngsten  Französischen  Geschichte,  so  in  Belgien 

und  in  Griechenland,   in  welchem  letztern  Falle  nur  darum  aus 
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einem  fremden  Herrscherhause   der  neue  KOnig  gewählt  werdit 
mussle,  weil  aus  dem  altem  Herrschergeschlechte  kein  geeigneter  ! 
Sprössling  mehr  übrig  war.) 

3)  Die  Verfassung  geht  aus  wechselseitigem  Vertrage 
zwischen  dem  Fürsten  und  dem  Volke  („ Paciscirung*') 
hervor,  sei  dies  letztere  dabei  in  seiner  Gesaromtheit  oder  nv 
durch  gewisse  Stände  dargestellt.  Dies  ist  die  eigentliche  Fom 
der  staatsrechtlichen  Entwicklung  im  Germanischen  Europa,  de»* 
sen  Rechtsanschauung  einen  Herrscher  mit  ererbten  Rediten,  ge- 
wissen Ständen  mit  gleichfalls  ursprünglichen  Rechten  gegenüber, 
in  sich  schliesst. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  hier,  der  allgemeinen  Idee  des 
Staates  zuwider,  ein  Dualismus  in  ihm  vorliegt,  der  auf  wech- 
selseitige Einschränkung  gerichtet  ist  und  zu  einem  Kampfe  oder 
einem  Markten  um  gegenseitige  Zugeständnisse  zwischen  dem 
Landesherrn  und  den  Ständen  hinleitet,  —  dem  Gegenstande  ud- 
zähhger  Streitigkeiten  zwischen  beiden,  welche  den  fast  einzigen 
Inhalt  der  Specialgeschichten  Deutschlands  ausmachen.  Dieser 
Kampf  ist,  zunächst  allerdings  im  Interesse  der  Einheit  und 
der  Macht  des  Staates,  fast  überall  mit  der  Unterdrückung  der 
ständischen  Rechte  von  Seite  der  Fürsten  geendet  worden.  Oa^ 
aus  erwuchs  der  neuere  Beamten-  und  Policeistaat,  der  Staat  der 
verwaltenden  Intelligenz,  mit  Bevormundung  des  Volb, 
welches  sich  nun  in  die  gleichartige  Masse  von  Regierten  auflöste, 
während,  wie  in  Preussen,  die  Behörden  (Staatsrath,  Provin- 
zialregierung  u.  s.  w.)  an  die  Stelle  der  frühem  mitberathendcn 
Stände  traten.  Wir  l^önuen  diesen  Staat  des  „erleuchteten"  (die 
Wohlfahrt  des  Volks  anstrebenden)  „Despotismus",  als  eigenthttm- 
liches  Product  der  neuem  Zeit,  nicht  verwerflich  oder  bedeutungs- 
los finden:  hat  er  doch  die  ersten  Versuche  einer  durchgreifen- 
den rationellen  Staatsverwaltung  und  Staatswirthschaft  gemacht 
Freilich  hat  er  sich  überlebt,  rascher  als  irgend  ein  anderes  Staats- 
princip,  weil  er  auf  dem  innern  Widerspruche  beruht,  rational 
zu  sein,  also  auf  Freiheit  und  Vernunft  zu  bemhen  und  das  ü^ 
theil  der  letztem  über  sich  stets  gleichsam  herauszufordern,  dabei 
aber  dennoch  das  Recht  der  Bevormundung  in  Anspmch  zu  neh- 
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nen  und  den  „beschrankten  Untertbanenverstand^'  sei- 
ner Autorität  unterwerfen  zu  wollen. 

Die  gegenwärtige  Angabe  der  politischen  Entwicklung  eines 
Tbeils  von  Europa,  namentlich  Deutschlands,  ist  es  daher,  das 
monarchische  Princip  mit  dem  der  Volksfreiheit  und  Selbststän- 
digkeit also  zu  yermitteh),  dass  jener  schädliche  Dualismus 
«diwindet  und  das  Interesse  beider  ein  übereinstimmendes  wird. 
Ob  dies  in  der  Form  einer  umgebildeten  ständisdien  Verfassung 
oder  der  bekanntern  einer  „constitutionellen  Monarchie  ^^  am 
Zweckmässigsten  zu  erreichen  sei,  dartiber  gleiciifalls  im  Fol- 
genden. 

••    "Die  Resieruiis«sewalt.'*') 

§.  145. 
Begriff  der  Souveränität. 

Kein  Staat  ist  denkbar  ohne  die  Einheit  einer  höchsten 
Gewalt,  in  der  sich  die  ganze  Macht  desselben  zusammenfasst: 
die  Souveränität.  Diese  Gewalt  ist  durchaus  unabhängig  und 
«elbstentscheidend  in  doppelter  Hinsicht:  nach  Aussen  und  nach 
Innen. 

I.  Nacb  Aussen  soll  jeder  Staat  von  jedem  andern  als 
eine  solche  in  ihren  Entschlüssen  und  Handlungen  selbstständige 
(,,8ouverane^0  Macht  anerkannt  werden.  Dies  ist  zugleich  histo- 
risch die  ursprüngUche  Bedeutung  des  Wortes  „Souveränität'^ 
(iuprematus),  indem  bekanntlich  das  Deutsche  Staatsrecht  da- 
mit die  unabhängige  Oberhoheit  des  Kaisers  dem  Römischen 
Stuhle  und  den  Reichsständen  gegenüber  bezeichnete,  später  so- 
dann die  Landeshoheit  der  lehnsfreien  Fürsten  dem  Kai- 
sergegenüber, die  aber  nicht  ursprünglich  den  Sinn  einer  ab- 
soluten Machtvollkommenheit  der  Fürsten  im  eignen  Lande, 
ihren  Unterthanen  gegenüber,  in  sich  schloss,  weU  diese 
l)ei  den  allgemein  in  Deutschland  geltenden  landständischen  Ver- 


*)  Für  den  folgenden  Abschnitt  ist  des  Verfassers  Monographie :  „Beiträge 
2ur  Staatslehre:  die  Republik  im  Monarchismus^^  Halle  1848  zu 
vergleichen,  welche  das  hier  kürzer  Dargestellte  in  ervseiterter  Ausführung  giebt. 
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fassungen  wenigstens  nach  rechtlicher  Begründung  niemals  ▼<»*- 
handen  war.*) 

Aber  auch  nach  Innen  muss  der  Staat  eine  oberste,  in 
letzter  Instanz  entscheidende  Macht  besitzen,  um  „Staatsorgani»- 
mus^^  zu  sein.  Diese  innere  „Souveränität^^  kann  aber  nur  der 
Gesammtheit  der  Staatsgewalten  zukommen,  d.h.  der 
Regierung  und  der  Volksvertretung  in  ihrer  unauflöslichen  ye^ 
bindung.  Dies  ist  der  einzig  haltbare  Sinn  der  y^Yolkssoave- 
ränität^S  In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem 
Parlamente,  an  dessen  Spitze  der  König  steht  und  das 
so  die  ganze  Nation  darstellt,  Souveränität  zuzuschreiben.  Ii 
gleicher  Bedeutung  unterscheiden  die  besonnenem  politischen  Den- 
ker Frankreichs  die  Souveränität  des  „  Volks  ^^  (peuple)  von  der 
der  „Nation"  {nation\  jene  verwerfend,  diese  anerkennend.  Un- 
ter „Nation"  nämlich  ist  nicht  jene  atomistische  Masse  von  Indi- 
viduen, sondeiTi  die  gegUederle  und  geordnete  Gesammtheit  des 
Staates  mit  seinem  Haupte,  der  höchsten  Regierungsgewalt,  zn 
verstehen.  *♦) 

II.  Ausser  dieser  Vollsouveränität,  wie  wir  sie  heis- 
sen  wollen,  giebt  es  aber  auch  noch  eine  Souveränität,  die  in 
der  obersten  ausübenden  Gewalt  liegt  und  die,  wenn  sie 
an  einen  Erbfürsten  gebunden  ist,  dann  FUrstensouveräni- 
tat  genannt  werden  kann,  wiewohl  auch  dann  durchaus  nicht  in 
dem  Sinne  des  alten  patrimonialen  Staates,  als  Ausfluss  des  e^ 


*)  Bluntschli  „allgemeines  Staatsrecht"  1852  S.  337  ff.  Auch  die  fol- 
genden Angaben  im  Texte  sind  aus  dem  letztgenannten  Werke  entlehnt.  Vgl. 
auch  Chalybäus  Ethik  II.  S.  268. 

"*"**)  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  340.  Ganz  erschöpfend  über  dies  wichtige 
Verhältniss  ist,  was  ebendaselbst  aus  einem  Werke  yon  StGve  ausgehoben 
wird:  „Den  Satz,  dass  dem  Volke,  der  Nation,  Souveränität  zukomme,  wird 
Niemand  bestreiten,  sobald  man  die  wahre  Gesammtheit  der  Nation  in  ihrer 
verfassungsmässigen  Gestaltung,  also  Fürst  und  Volk,  als  das  Sabject 
der  Souveränität  betrachtet.  Macht  man  aber  den  Anspruch,  dass  nicht  das 
Ganze  einer  solchen  festgegliederlen  Ordnung,  sondern  ein  einzelner  Theil,  sei 
es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Staat,  oder  das  Parlament,  welche» 
den  König  entfernt,  oder  wohl  gar  die  blosse  Menge  der  Individuen  im  Lande 
das  Volk  ausmachen :  so  ist  der  Begriff  an  sich  unwahr  und  jede  Folgeruog 
aus  dem  Unwahren  führt  zum  Verderben/^ 
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erbten  Territorialbesitzes,  als  „Landeshoheit^^  Der 
rechte  Begriff  der  Souveränität  auch  in  dieser  engern  Bedeutung 
muss  nämlich  ganz  ebenso  auf  die  RepubUk  anwendbar  sein,  wie 
auf  die  Erbmonarchie.  Die  Souveränität  beruht  auf  der  geglieder- 
ten Gesammtheit  der  Staatsgewalten,  wird  aber  vom  Regenten 
ausgeübt  (sei  dieser  ein  grosser  Rath*)  oder  ein  Präsident  oder 
ein  Erbmonarch).  Hier  ist  daher  kein  Streit  und  keine  Theilung 
der  Souveränität  zwisdien  Volk  und  Regierung  —  Parlament  und 
Fürsten,  —  sondern  wo  jenes  ruht,  ist  diese  stets  wirksam, 
imd  keine  Gewalt  ist  ohne  die  andere,  weil  das  Volk  nur  in  der 
Begierungsmacht  ihr  thatbereites  Organ  finden  kann. 

'Während  daher,  nach  den  jetzt  herrschenden  politischen  Vor- 
steUungen,  zwischen  dem  falschen  Begriffe  der  Volkssouveräni- 
tät und  dem  ebenso  falschen  der  Fürstensouveränität  ein  steter 
Hader  sein  muss  um  die  oberste  Gewalt,  der  eigentlich  nur  in 
eingebildeten  Theorieen  seinen  Grund  hat :  so  findet  nach  unserer 
Auffassung,  die  zugleich  in  keinerlei  Weise  der  histori- 
schen widerspricht,  zwischen  beiden  im  Principe  nur  innere 
Harmonie  Statt  Es  ist  dabei  auch  keine  Theilung  der  Macht, 
sondern  eine  organische  Ergänzung:  die  Regierung  verwal- 
tet nur  die  ihr  anvertrauten  öffentlichen  Interessen. 

Dies  ist,  wie  gesagt,  dem  Principe  nach  klar  und  unzwei- 
felhaft: die  praktische  Frage  bleibt  nur  übrig,  wie  eine  solche 
Regierung  zu  verwirklichen  sei,  welche  in  der  That  nichts  An- 
deres wäre,  als  das  vollkommenste  (künstlerische)  Organ  des 
„souveränen"  öffentlichen  Willens. 

m.  Dieser  staatsrechtliche  Begriff  der  Souveränität  schhesst 
Dämlich  einen  hohem  sittlichen  Begriff  derselben  in  sich.  Was 
da  eigentlich  herrschen  soll  im  Volke,  von  Seite  der  ruhenden 
wie  der  wirksamen  Souveränität,  ist  eben  der  allgemeine,  ob- 
jectiv  vernünftige  und  sittliche  Wille  im  Staate:  die  zur 
Person  (oder  zu  Personen)  gewordene  rechtliche  und  sittliche  Ver- 
nunft, so  weit  sie  überhaupt  im  Volksbewusstsein  oder  im  Zeit- 
alter desselben  entwickelt  ist,  soll  die  höchste  Entscheidung 


*)  So  nach  der  Züricher  Verfassung  von  1831  (bei  Bluntschli  S.  342). 
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haben,  gegen  welche  alle  andere  Macht  und  aller  andere  Wille 
im  Staate  ohnmächtig  ist.  Dies  ist  der  einiig  haltbare  Sinn  des 
Ausspruches :  ,,Von  Gottes^S  d.  h.  der  Vernunft  und  der  allgemei» 
nen  SittUchkeit  „Gnaden''  zu  herrschen.  Ein  anderes  göttli" 
ches  Recht  der  Herrschaft  lässt  sich  nicht  erweisen:  alleanden 
Herrscherrechte  sind  bloss  historische,  zufällige  d.  h.  nidt 
göttUche.  Dies  meinte  Piaton,  als  er  Philosophen  Könige  sm 
lassen  wollte.  Dies  ist  auch  der  Sinn  von  Fichte's  Ausspnidit 
dass  der  Herrscher  aus  dem  Lehrerstande  gewählt  werden  soUe. 
„Philosoph",  „Lehrer"  bezeichnet  die  höchste  Bildungssphftre  d»» 
jenigen,  die  sich  ebensowohl  der  absoluten  Staatsidee  wissen* 
schaftUch  bewusst  sind,  als  auch  den  gegebenen  Zeitpunkt  Histo- 
risch zu  deuten  wissen,  an  welchen  sie  künstlerisch  die  Fortbil- 
dung des  Staates  anzuknüpfen  haben.  Sie  sollen  die  klarsten 
Wissenden  und  die  besonnensten  poUtischen  Künstler  in 
Verbindung  sein,  die  im  gegebenen  Staate  sich  finden  lassou 
Diese  allein  sind,  der  Idee  nach,  die  wahren  Regenten. 

IV.  Hierbei  ist  sogleich  jedoch  ein  falsche  Deutung  zurück- 
zuweisen. Diese  Begriffe  fallen  näroUch  noch  gar  nicht  in  den 
Bereich  der  Anwendbarkeit  auf  bestimmte,  historisch  gegAe^t 
Verhältnisse.  Man  könnte  folgern  —  und  hat  es  gethan  -*  dass 
man  eben  durch  Volks  wähl  den  V^ürdigsten  zum  Herrscher 
machen  solle.  Dies  ist  nicht  einmal  theoretisch  gründUch,  viel 
weniger  praktisch  ausfuhrbar.  Wer  sollte  den  Würdigsten  ans 
der  ganzen  Zahl  der  etwa  Berufenen  erkennen,  um  ihn  zu  wäh- 
len ,  welchen  Beweis  von  der  Richtigkeit  seiner  Wahl^  sollte  er  . 
führen  und  wie  endlich  wäre  dabei  auf  allgemeine  Ueberein- 
Stimmung  zu  rechnen,  welche  dem  Gewählten  in  diesem  Falle 
allein  erst  den  Gehorsam  sichern  kann?  Auch  ist  dabei  an  die 
schon  aus  dem  Alterthume  bekannte,  sehr  erklärUche  Erscheinunf 
zu  erinnern,  dass  in  Repubhken  die  Laune  des  Pöbels  gerade 
die  Tugend  und  die  Auszeichnung  eines  Einzelnen  am  Allerwe- 
nigsten erträgt,  und  YoUends  nicht  geneigt  jst,  sich  in  Grehorsam 
ihr  zu  unterwerfen. 

Dennoch  ist  darum  der  obige  Satz:  dass  der  weiseste  Wis- 
sende und  der  vollkommenste  Künstler  der  wahre  Regent  sei, 
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weder  falsch,  noch  als  ein  müssiges  Theorem  zu  betrachten:  er 
behält  seinen  guten  Sinn  und  s^e  praktischen  Folgen.  Zwei 
Folgerungen  gehen  zunächst  aus  ihm  hervor:  zuerst,  dass  von 
jeder  Regierung  in  irgend  einem  Maasse  Wissen  und  Kunst, 
in  jenem  praktischen  Sinne,  bethätigt  werden  müsse,  wenn  sie 
Dicht  vor  sich  selber  als  absolut  staatswidrige  und  unsittliche 
Macht  sich  bekennen  will.  Sodann:  dass  durch  die  Verfassung 
Mittel  vorgesehen  sein  müssen  (wir  werden  sie  kennen  lernen), 
jass  die  in  einem  Individuum  wirklich  vorhandene  höchste  Staats- 
Mreisheit,  an  wen  im  Volke  sie  auch  geknüpft  sei,  frei  sich  geltend 
aaachen  und  wenigstens  mit  seinem  Rathe  an  der  Regierung  theil- 
aehmen  könne. 

Die  Aufgabe  daher,  den  vollkommnen  Souverän  zu 
finden,  iässt  sich  niemals  absolut,  sondern  nur  annähernd 
lösen,  femer  niemals  auf  einerlei  Art,  sondern  der  historischen 
Vorbildung  des  Volkes  gemäss,  nur  auf  eigenthümliche  Weise. 
Keine  gegebene  Regierungsform  oder  Verfassung 
macht,  als  solche,  schon  ein  vollkommnes  Regiment 
möglich;  und  umgekehrt:  keine  der  gegebenen  Regie- 
rungsformen schliesst  absolut  die  Möglichkeit  aus, 
den  Staatszweck  (§.  125)  annähernd  zu  erfüllen.  Wir 
stehen  hier  daher  lediglich  zwischen  einem  Mehr  oder  Minder  des 
Vollkommnen. 

§.  146. 
Die  verschiedenen  Formen  der  Souveränität. 

Jene  Aufgabe,  den  rechten  Souverän  zu  finden  (§.  145,  III.) 
Iässt  sich  nur  auf  zwiefache  Weise  lösen,  und  diese  mögliche 
Doppelauffassung  hegt  eigentüch,  dunkler  oder  bewusster, 
rilen  pohtischen  Rildungsprocessen  zu  Grunde,  welche  von  den 
leiten  des  Alterthums  bis  zur  Gegenwart  der  besten  Staatsver- 
assung  nachgestrebt  haben. 

Entweder  man  sucht  den  zum  Herrschen  Geeignetsten, 
im  ihm  die  Herrschaft  zu  übertragen,  und  ersinnt  daher 
rewisse  verfassungsmässige  Formen,  um  diese  Wahl  auf  das 
5weckmässigste  zu  leiten  und  die  Möglichkeit  des  Irrthums  zu 
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vermindern:  —  was  also  sehr  verschieden  ist  von  jener  tumul- 
tuarischen  Wahl  des  „Vollkomaiensten"  im  Staate  (§.  145,  IV.), 
wie  sie  ahstracte  Ideologen  vorgeschlagen  haben. 

Oder  die  Aufgahe  wird  so  gefasst,  den  schon  herrschen- 
den souveränen  Willen  in  die  Lage  zu  setzen,  dass  er 
nur  nach  sittlichen  Motiven  und  nach  vollkommenster 
Einsicht  wirken  kann,  wozu  wiederum  gewisse  Formen  in  der 
Verfassung  vorgesehen  werden,  um  das  Mangelhafte  des  Zufalls, 
der  mit  der  Erblichkeit  der  Regenten  verbunden  ist,  möj^chst 
zu  vermindern. 

I.  ßeide  AufTassungsweisen  sind  dem  ßegriife  nach  gleich  • 
zulässig,  praktisch  gleich  ausführbar.  Dennoch  sind  sie  im  Prio- 
cipe  einander  völlig  entgegengesetzt  und  in  der  Ausltlhrung  un- 
verträglich mit  einander.  Jede  hat  auf  ihrer  eigenthtlmlichen 
Grundlage  eine  Reihe  von  Verfassungen  erzeugt:  weldies  die  beste 
sei,  darüber  wird  bis  zu  diesem  AugenbUck  gestritten.  Was  aber 
diesen  Streit  allein  entscheiden  kann,  ist  nur  die  historische 
Entwicklung  eines  Volks  und  die  dadurch  bedingte  Rechts- 
auffassung desselben. 

(In  Nordamerika,  dem  aus  Colonien  und  Gemeinen  von 
Unten  her  erwachsenen  Staatenbunde,  ebenso  in  der  Schweir, 
wegen  ihrer  eigenthümhchen  Geschichte,  wäre  es  unmö^cheine 
Erbmonarchie  zu  errichten,  weil  es  der  RechtsaufiTassung  jener 
Nationen  widerspricht,  in  der  ZufälUgkeit  des  Erbens  einen  recht- 
Uchen  Anspruch  auf  Gehorsam  von  Seiten  der  Uebrigen  zu  fin- 
den. Im  grOssten  Theile  von  Europa  umgekehrt  beruht  das  histo- 
risch überlieferte  Staats-  und  Gesellschaftsprincip  auf  Anerkennung 
der  ErbUchkeit  und  der  Angeborenheit  von  Rechten.  Desshalb 
bleibt  es  eine  ihrem  Rechtsbewusstsein  fremde  Anmuthung,  ebem 
Andern  „ihres  Gleichen"  statt  des  ererbten  Herrschers  gebo^ 
eben  zu  sollen.  Für  Europa  bleibt  das  Wahlreich,  wenigstens 
für  jetzt,  ein  künstliches  Experiment  ohne  Dauer,  weil  es  im 
Rechtsbewusstsein  desselben  das  Gepräge  der  Willkür,  also  den 
Keim  der  Revolution,  an  sich  trägt.  —  Desshalb  ist  es  schwer, 
wenn  nicht  unmögHch,  von  einem  dieser  entgegengesetzten  Staats- 
principien    zum    andern    überzugehen,    noch   mehr  zwischen 
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»eiden  abzuwechseln,  in  welchem  höchst  gei^hriichen  Yer- 
mche  wir  Frankreich,  das  durch  und  durch  monarchisch  und 
aristokratisch  gewöhnte,^  verwickelt  sehen.  Ein  solches  Hin-  und 
Hergeworfenwerden  zwischen  entgegengesetzten  pohtischen  Princi- 
pien  kann  nur  zu  gänzUcher  Abstumpfung  und  Gleichgültigkeit  gegen 
den  Staat  fuhren,  deren  Spuren  Frankreich  immer  deuüicher  an 
sich  trägt.*)  Am  Ehesten  könnte  der  Versuch  einer  Republika- 
nisirung  in  Itahen  gemacht  werden,  wo  ein  absolutistisch -theo- 
kratisches  Wahlreich  von  der  einen,  auswärtige  Herrschergeschlech- 
ter von  der  andern  Seite,  der  pohtisch  zersplitterte  Zustand  der 
Nation  im  Ganzen,  eine  grundveränderte  Rechtsauflassung  leicht 
möglich  machen.  Nicht  ohne  staatskluge  Einsicht  haben  daher 
Mazzini  und  die  Seinigen  Italien  zum  Hebel  repubhkanischer  Um- 
wälzungen fUr  Europa  gewählt.) 

Wir  selber  werden  nun  zeigen  —  und  es  dürfte  dies  der 
wichtigste  praktische  Erfolg  unserer  Untersuchung  sein,  —  dass 
beide  Staatsformen,  wiewohl  von  entgegengesetzten  Rechtsauflas- 
sungen ausgehend,  auf  die  rechte  verfassungsmässige  Weise  aus- 
gebildet, in  ihrem  Erfolge  fast  gänzlich  sich  nähern. 
Das  Element  des  Zufalls,  welches  in  der  Erblichkeit,  das  des 
Irrthums  oder  der  Parteiwillkür,  welches  in  der  Wahl  vor- 
herrscht, kann  bis  zur  Redeutungslosigkeit  unschädUch  gemacht 
werden  durch  das  Ganze  der  Verfassung  und  durch  die  nachhel- 
fende Kraft  im  politischen  Leben  des  Volkes.  In  beiden  Formen 
aber  ist  der  absolute  Staatszweck  auf  gleiche  Weise  zu  er- 
reichen, so  dass  es  frevelhaft  wäre  durch  gewaltsame  politische 
Kämpfe  der  einen  oder  der  andern  den  ausschUesslichen  Sieg  zu- 
wenden zu  wollen.  Nur  ist  die  künftige  Regierungsform  in  Europa 
nach  unserer  Ueberzeugung  keinesweges  „eine  Monarchie,  umge- 
ben mit  repubhkanischen  Institutionen^^  sondern  eine  „RepubUk^S 
organische  Gliederung  von  Ständen  und  Genossen- 
schaften, zusammengefasst  in  der  starken  Einheit 
einer  Erbmonarchie. 

II.     Rechtmässig  wird   die  Souveränität  in  jenen  beiden 


*)  Geschrieben  im  Frühling  des  J.  1852. 
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Formen  allein  dadurch,  dass  sie  gewisse  verfassungsrnH- 
sige  Bedingungen  innehält.  Dies  ist  ihre  Pflicht.  (WiUkttr 
des  Despotismus,  von  Untenher  oder  von  Oben  geübt,  wic[e^ 
spricht  dem  Staatsbegriße.)  Innerhalb  jener  Bedingungen  aber 
muss  sie  sich  selbstständig,  eigenthttmlich  künstlerisch,  be- 
thätigen  können.  Das  ist  ihr  Recht  und  ihre  eigenthümliche 
Lebensbedingung.  Die  Frage  ist  daher:  welches  sind  in  jeder  V6^  * 
fassung,  der  monarchischen  wie  der  republikanischen,  die  allge- 
meinen und  unentbehrlichen  Bedingungen,  um  dem  sou- 
veränen Willen  jenes  rechte  Verhältniss  von  Schranke  und  Selbst- 
ständigkeit zu  geben?  Soll  die  Untersuchung  in  einem  festen  Re- 
sultate sich  abschliessen:  so  muss  sie  vorurtheillos  in  den  freiesten 
Möglichkeiten  sich  bewegen,  und  so  es  thunlich,  alle  ersdiöpfen. 
a.  Der  Begriff  der  Unantastbarkeit  und  Unverant- 
wortlichkeit  (der  Freiheit  vom  Zwange)  ist  unabtrennlidb  vom 
Wesen  der  Souveränität.  Dies  ergab  sich  schon  vorläufig  aus 
der  künstlerischen  Thätigkeit  des  Souveräns  im  Staate.  Aber  es 
liegt  auch  im  politischen  Begriffe  der  Souveränität.  Wäre  es 
möglich,  den  souveränen  Willen  durch  irgend  eine  verfassungs- 
mässige Gewalt  zu  zwingen,  unterläge  er  überhaupt  einem 
Zwangsgesetze,  wie  der  Wille  jeder  Privatperson,  ,was  auch 
nothwendig  eine  Strafe  in  sich  schlösse:  so  wäre  er  nicht  mehr 
Souverän,  und  die  eigentlich  bewegende  und  allwärts  entschei- 
dende Kraft  im  Staate  wäre  stillgestellt  durch  die  Verfassung 
selbst:  was  ohne  Zweifel  ein  Widerspruch  ist  Gegen  den  sou- 
veränen Willen  eine  zwingende  Gewalt  hervorrufen,  wäre  einer 
Staatsumwälzung  gleichzusetzen,  deren  Princip  nie  in  den  verfas- 
sungsmässigen Organismus  des  Staates  aufgenommen  werden  darf; 
—  sie  ist  ein  vielleicht  in  gewissen  ausserordentUchen  Fällen  un- 
vermeidliches Uebel,  aber  nicht  Lösung  jenes  Problems,  sondern 
Zeichen,  dass  es  in  der  Form  der  Verfassung  noch  nicht  gelöst 
ist.  Vielmehr  ergiebt  sich  die  lehrreiche  Folgerung:  dass  in  der 
rechten  Verfassung  dasjenige  Element,  was  die  Bevolution  erzeu- 
gen könnte,  —  welches  dies  sei,  werden  wir  kennen  lernen  — 
im  Organismus  des  Staates  selber  zur  Kraftäusserung  gelassen  und 
dadurch  unschädlich  gemacht  werden  muss. 


283 


b.  Umgekehrt  aber:  ist  der  souveräne  Wille  unbeschränkt 
und  jedem  Zwange  enthoben:  so  wird  auch  die  beste  Verfassung 
illusorisch,  weil  sie  ohnmächtig  ist,  sich  selber  zu  schützen,  wenn 
sie  vom  Souverän  gebrochen,  missachtet  wird.  Sie  hätte  sich  hier 
nicht  minder  aufgehoben,  wie  im  vorhergehenden  Falle. 

Daraus  ergiebt  sich  das  vielverhandelte  Problem,  zu  dessen 
Lösung  die  neuere  Staatsweisheit  seit  der  französischen  Revolu- 
tion in  den  verschiedensten  Verfassungsformen  theoretisch  und 
praktisch  sich  versucht  hat:  eine  Souveränität  zu  schaffen,  die  den- 
noch beschränkt  genug  ist,  um  nicht  schaden  zu  können. 

III.  Die  nächste  Lösung  könnte  darin  gegeben  scheinen. 
Der  souveräne  Wille  ist  über  Verantwortlichkeit  und  Zwang  erha- 
ben; aber  er  soll  zufolge  der  Verfassung  nur  eine  get heilte 
Macht  erhalten,  in  einer  zusammengesetzten  Souveränität  bestehen, 
die,  wenn  sie  beisammen  ist,  erst  dasjenige  enthält,  was  in  kei- 
nem einzelnen  Gliede  enthalten  wäre.  Dies  hat  die  be- 
rühmte Theilung  der  Souveränität  in  die  vollziehende,  ge- 
setzgebende und  richterliche  Gewalt  hervorgebracht,  eine 
Verfassung,  die  während  der  Französischen  Revolution  unter  der 
Regierung  des  Directoriums  kurze  Zeit  bestand.  Die  zwei  gesetz- 
gebenden Räthe  ernannten  die  fünf  Mit^ieder  der  vollziehenden 
Gewalt,  welclie  sich  in  die  Attribute  theilten,  welche  die  Consti- 
tution von  1791  der  königlichen  Macht  übrig  gelassen  hatte.  Was 
diese  schwache,  in  sich  getheilte  Souveränität  zu  leisten  ver- 
mochte, darüber  hat  schon  die  Geschichte  gerichtet;  und  bemer- 
kenswerth  ist  nur,  dass  als  durch  die  Revolution  vom  18.  Bru- 
maire  diese  ganze  Regierungsform  aufgehoben  wurde,  sie  in  die 
fast  monarchische  Verfassung  des  Consulats  überging,  zunächst 
mit  einer  zehnjährigen,  den  drei  Consuln  verliehenen,  fast  un- 
beschränkten Gewalt.  So  stark  war  der  Eindruck  des  Un- 
heils zurückgebUeben ,  dass  die  souveräne  Macht,  besonders  in 
einem  grossen  Staate,  schwach  und  in  sich  getheilt  war. 

Aber  auch  allgemein  muss  gefragt  werden,  was  die  Einheit 
des  Willens  und  die  Energie  der  Entscheidung  in  dies  zusain- 
mengesetzte  Ganze  bringen  soll,  dessen  Glieder,  als  gleichberech- 
tigte, entweder  nur  ein  Aggregats-  oder  ein  Vertragsverhält- 
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niss,  mit  Nichten  aber  eine  Einheit  bilden  können?  Hier^ 
der  Klügste  oder  der  Energievollste  factisch  der  Herrschende  sein 
(Bonaparte  in  der  Dreiconsulatsregierung,  jeder  Talentvolle  in  Oli- 
garchieen),  welcher  jedoch,  weil  er  es  rechtlich  nicht  ist,  be- 
ständige Reactionen  gegen  sich  hervorrufen  muss.  So  wäre  auf 
eine  höchst  unglückUche  Weise  in  den  Begriff  der  Souveränität 
selber  das  Element  der  Unruhe  und  der  Uneinigkeit  gepflanzt; 
und  die  ganze  Lösung  des  Problems  zeigt  sich,  wenigstens  den 
gegenwärtigen,  weit  zusammengesetztem  und  darum  stärkerer 
CentraUsation  bedürftigen  Staatszuständen  völlig  unangemessen, 
während  Sparta,  Hom,  Carthago,  manche  kleinere  Staaten  des  Mit- 
telalters und  der  Gegenwart  sich  mit  getheilter  Souveränität  be- 
gnügen konnten  und  können. 

IV.  Das  begriffs-  und  erfahrungsmässige  Ergebniss  des  Bis- 
herigen lässt  sich  sonach  dahin  aussprechen:  dass  die  Souveräni- 
tät nur  auf  Eine  Person  gelegt  sein  könne,  welche  alle  ent- 
scheidende und  vollziehende  Gewalt  in  sich  verei- 
nigt, ohne  selber  gezwungen  oder  verantwortlich 
gemacht  werden  zu  können.  Aber  sie  soll  nur  fUr  das  Ge- 
rechteste und  der  Zeit  Gemässeste  sich  entscheiden:  gewissenhafte 
Beobachtung  und  genaues  Beobachtenlassen  der  Verfassung  von 
der  einen  Seite,  künstlerische  Wahl  des  Zweckmässigsten  In  allen 
neuen  Regierungsmaassregeln  von  der  andern,  dies  sind  die  bei- 
den Gesichtspunkte,  zwischen  welche  die  Thätigkeit  des  Regenten 
föllt.  Aber  eben  desshalb  bedarf  er  einer  selbstständig  mitbe- 
rathenden  (keinesweges  selbstständig  entscheidenden  Behörde) 
an  seiner  Seite,  eines  Collegiums  von  Räthen  in  den  verschiede- 
nen Regierungszweigen,  die  bei  ihm  die  factisch  auszumit- 
telnde  höchste  Staatsweisheit  im  Volke  vertreten,  mithin 
aus  der  Majorität  der  Volksvertretung  hervorgegangen  und  von 
dieser  unterstützt  sein  müssen,  derselben  daher  auch  verant- 
wortlich sind.  Nur  ihren  Vorschlägen  entsprechend  darf  er  sich 
entscheiden  oder  auch  sie  eines  Bessern  überzeugen,  wodurch  sie 
nunmehr  die  Verantwortung  dafür  über  sich  nehmen,  niemals 
aber  kann  er  selbstwillig  gebieten.  Dies  ist  sein  Stolz  und 
seine  Gewissenhaftigkeit  als  des  eben  dadurch  rechtmässigen 
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Souveräns.     Folgt  er  ihnen   nicht,    so  treten   sie  ab  von  ihrem 
Amte,  und  sie  haben  die  Freiheit,  zu  jeder  Zeit  ihre  Entlassung 
zu   nehmen,  worin  ihr  Stolz  und    ihre   Gewissensafligkeit  be- 
steht  als    rechtmässiger   Berather  ihres  Souveräns.     (Daher 
auch  die  Gegenzeichnung  aller  Decrete   des  Souveräns  in  Repu- 
blik wie  in  Erbmonarchie  durch  seine  verantwortlichen  Räthe  eine 
consequente  und   unentbehrliche  Bestimmung  ist,   wodurch  jene 
allein  öffentliche  Gesetzeskraft  erhalten.)    Dauern  nun  jene  Ueber- 
schreitungen  des  Souveräns  fort,  so  findet  er  keine  vollziehenden 
Beamten  mehr  und  muss  daher  zur  gesetzlichen  Ordnung  zurück- 
kehren.    Oder  wenn  er  in  einem  Conflict,  der  bis  in  sein   Ge- 
wissen,  die   freie   Innerhchkeit  seiner  sittlichen  Ueberzeugung 
zurückgreift,  gehindert  wäre,  nachzugeben,  —  ein  sehr  möglicher 
und  sogar  keineswegs  seltener  Fall:  —  so   darf  er,    nach   Er- 
schöpfung aller  verfassungsmässigen   Formen   (Kammerauflösung, 
Appell  an  das  Volk  zur  Bildung  einer  neuen  Majorität  und  ande- 
rer Minister),  auch  dann  nicht  autokratisch  seinen  Willen  dem  all- 
gemeinen Willen  zuwider  durchzusetzen  —  denn  er  herrscht 
nur  im  Namen  der  Verfassung  und  als  Ausdruck  des 
allgemeinen  Willens  —  sondern  dann  ist  seine  gewissen- 
hafte That  die  Abdankung.     Diese  sollte  ganz  bestimmt  unter 
die  verfassungsmässigen   Rechte  des  Regenten   aufge- 
nommen werden,  als  das  letzte  Bollwerk  und  die  Zuflucht  seines 
Gewissens  und  seiner  Ehre,  verkehrten,  aber  nicht  zu  überzeu- 
genden Volksleidenschaften  gegenüber,  wenn  der  seltene  Fall  ein- 
treten sollte,  dass  ein  ganzes  Volk,  wiederholt  in  seinen  Vertre- 
tern zu  unparteiischer  Entscheidung  aufgefordert,  lediglich  ver- 
blendeter Parteisucht  folgte,  nicht  richtiger  Einsicht  oder  wenig- 
stens dem  Instinct  eines  Bedürfnisses.     Höchst  irrig  möchten  po- 
litische Romantiker  wähnen,   dass   eine   solche  Abdankung  eine 
Pflichtverletzung  gegen  Gott  sei,  welcher  „das  Wohl  des  Volkes 
dem  Fürsten  anvertraut  habe".     Dergleichen  nebuHstische  Vor- 
stellungen können  nicht  in  den  klaren  Umkreis  eines  poUtischen 
Denkens    eintreten,    ebenso    wenig    in    die    Sphäre    bewussten 
sittlichen  Handelns.     Auch   die  Pflicht  des  Fürsten  ist  keine  an- 
dere, als  die  seinen  Regentenauftrag  zu  erfüllen,  der  in  der 
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Verfassung  ihm  klar  vorgezeichnet  liegt  und  in  bestimmten  leh- 
gemässen  Aufgaben  seinen  besondern  Ausdruck  findet  Für 
das  „Wohl^^  des  Volkes  zu  sorgen,  vermag  er  allein  gar  nicht, 
auch  ist  ihm  ausschliesslich  diese  Pflicht  gar  nicht  aufgebü^ 
det.  Werden  ihm  demnach  jene  Bedingungen  entzogen,  so  legt  er 
jenen  Auftrag  nieder,  weil  er  ihn  im  vollen  Maasse  nicht  erfüllen 
kann. 

(Dieses  freie  und  eben  darum  wahrhaft  sittliche  Verfaäit- 
niss  zwischen  Herrscher  und  Volk,  weil  es  jenem  seine  Selbst- 
ständigkeit wahrt,  ohne  ihm  eine  begriffswidrige  Autokra- 
tie aufzudrängen,  muss  man  freilich  nicht  nach  den  lange  ein- 
gewöhnten  Europäischen  Vorstellungen  über  Souvertfnität  belI^ 
theilen,  denen  jenes  „Recht^*  des  Herrschers  abzudanken,  befremd- 
lich, ja  lächerlich  erscheinen  wird,  weil  sie  das  Herrschen  immer 
nur  als  ein  Recht,  als  ein  beneficium  für  den  Herrscher,  kei<- 
nesweges  als  eine  Pflicht,  anzusehen  gewohnt  sind.  Hier 
stehen  wir  auf  einem  höhern  Standpunkte,  das  Historische  und 
Locale  in  seinem  Werthe  anerkennend,  aber  nicht  als  die  abso- 
lute Gränze  der  Möglichkeiten  bezeichnend.  Und  dennoch  hat 
die  neueste,  so  wechselvolle  Zeit  auch  dafür  analoge  ErfahrungeB 
herbeigeführt.  Als  der  politisch  tiefschauende  König  der  Belgier 
jüngsthin  bei  feierlicher  Gelegenheit  sich  bereit  erklärte,  sdoe 
Krone  niederzulegen,  falls  sein  Volk  die  monarchische  Regierungi^ 
form  für  entbehrlich  halte,  und  als  ein  aUgemeiner,  begeisterter 
Zuruf  des  Volkes  die  Herrschaft  ihm  bestätigte:  da  hat  er  tod 
Neuem  und  fester  als  je  einen  sittlichen  Bund  mit  seinem  Volke 
errichtet;  denn  er  gab  ihm  den  factischen  Beweis,  dass  er  nicht 
um  sein  selbst  willen  die  Herrschaft  führe,  sondern  für  seift 
Volk,  dass  er  seines  Regenten auftrags  völlig  bewusst  sei.  Ge- 
wiss hegen  viele  unserer  Fürsten  gleiche  Gesinnungen  im  Innero; 
aber  die  verlebte,  aus  den  Vorstellungen  des  Patrimonialstaatei 
noch  übrig  gebliebene  Theorie  von  angeerbten  Rechten  auf  die 
Herrschaft,  wie  auf  einen,  zu  ihrem  Nutzen  zu  verwendendeB 
Besitz,  drückt  ihnen  den  falschen  Schein  auf,  als  wenn  sie 
die  Herrschaft  um  ihres  Vortheils  willen  führten,  was  sie  in 
Wahrheit  gar  nicht  mehr  ist,   sondern  eine  schwere, 
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ihnen  auferlegte  Pflicht,  vor  deren  äusserster  Strenge  sie 
dorch  ein  Recht  ihr  zu  entsagen,  geschützt  werden  rottssen.) 

In  jenen  beiden  Bestimmnngen :  Unverantwortlichkeit 
des  Souveräns  und  Verantwortlichkeit  seiner  Räthe  ist  nach 
unserer  Ueberzeugung  allerdings  die  einzig  begri ff s massige 
Form  der  Souveränität  gefunden.  Sie  ist  zugleich  die  eigen- 
thümliche  politische  Erfindung  der  neuem  Zeit,  deren  historische 
Ausbildung  freilich  noch  viel  zu  kurz  gewesen  ist,  als  dass  sie  die 
Frist  geredhter  Erprobung  bestanden  hätte,  noch  dazu  da  diese 
Proben  zum  grössten  Theil  in  völlig  unvorbereitete 
FUrsten-  und  Yölkerzustände  hineingefallen  sind. 
Dennoch  hat  kein  consequenter  und  mit  seiner  Meinung  aufrieb-» 
%  hervortretender  politischer  Denker  der  neuem  Zeit,  nehme  er 
Ae  Rechtsidee  oder  die  Erfahrung  zum  Ausgangspunkte,  es  noch 
zweifelhaft  finden  können,  dass  nur  die  Einherrschaft  auf 
jener  Grundlage  die  Regiemngsform  sei,  die  den  langsamen, 
ab^  sichern,  weil  regelmässigen  Weg  staatlicher  FortbiU 
düng  und  politischer  Selbsterziehung  für  ein  Volk 
möglich  macht.  Ferner  ist  sie  desshalb  schon  die  dauerhaft 
teste  und  innerlich  tüchtigste,  weil  sie,  wie  ein  weites  (reföss, 
äß  entlegensten  Regiemngsformen  in  sidi  schUesst  und  sie  alle 
aaf  ihr  wesentliches  Ziel  richtet,  —  denn  an  sich  ist  mit 
dem  Begrifie  der  constitutionellen  Einherrschaft  noch  nicht  die 
£rbmonarchie  gesetzt  —  es. könnte  ein  Wahlreich  vorge- 
zogen werden  —  noch  die  lebenslängliche  Herrschaft,  — es 
könnte  ein  Präsident  auf  Zeit  regieren.  Was  innerhalb  dieser 
verschiedenen  Mö^ichkeiten  das  Zweckmässigste  sei,  ha t  erst 
die  folgende  Untersuchung  zu  entscheiden. 

Endlich  ist  sie  dämm  die  freieste  und  perfectibelste,  weil  sie 
audi  von  Unten  her  den  weitesten  Spielraum  lässt  für  die  in- 
nere Gliedemng  des  Volks,  sei  es  nach  dem  altern,  dem  Patri- 
monialstaate  angehörenden  Gegensatze  von  Erbadel,  Bürger  und 
Bauern,  sei  es  nach  der  unendlich  reichem,  der  Zukunft  ange- 
hörenden Entfaltung  des  Volkes  in  Stände,  die  alle  Interessen 
repräsentiren  und  im  eignen  Innern  freie  Genossenschaften  aller 
%rt  zulassen.     Wie  daher  auch  die  Form   der  Volksvertretung 
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sich  gestalte:  gleichmässig  wird  über  ihr  die  Spitze  des  Einen 
Herrschers  stehen,  umgeben  mit  Käthen,  aus  ihrer  Majorität  ge-x 
bildet,  und  von  ihrer  Verantwortlichkeit  gedeckt 

§.  147. 

Die  Erbmonarchie  und  die  republikanische  Regie- 

rungsform  im  Gegensatze. 

Bisher  hat  sich  gezeigt:  im  Begriffe  der  Souveränität,  ab 
des  höchsten  entscheidenden  Willens,  liegt  nur,  dass  er  an  Eine 
Person  geknüpft  sei,  geschützt  durch  Unverantwortlichkeit  D»- 
mit  ist,  wie  sich  gleichfalls  ergab,  die  Form  eines  lebenslang 
eben  oder  auf  Zeit  regierenden  Wahlpräsidenten,  Protectors,  Bfl^ 
germeisters  u.  dgl.  nicht  ausgeschlossen.  In  Betreff  der  Frage 
über  Erbmonarchie  oder  Republik  kann  nur  die  Zweckmässig» 
keit  entscheiden. 

Wir  zeigten  ferner,  dass  diese  Entscheidung  sich  zunächst 
nach  der  historischen  Ausbildung  des  Rechtsbewusstseins  in  einem 
Volke  richte  (§.  1 44,  IL).  Aber  es  giebt  vielleicht  für  diese  Frage 
noch  einen  hohem,  absoluten  Maassstab,  der  über  die  bloss  histo- 
rische Rechtsform,  wie  über  das  bloss  Zweckmässige  hinausreicht, 
und  wenn,  vielleicht  in  einer  fernen  Zukunft  der  Staatsbildung; 
alle  jene  Rücksichten  an  W^erth  verloren  haben,  dann  in  seiner 
bleibenden  Macht  desto  stärker  hervortreten  wird. 

Die  Gründe,  welche  über  Recht  und  Zweckmässigkeit  hin- 
ausliegen,  können  nur  sittlicher  Art  sein,  ^tweder  in  der  Ge- 
stalt des  Naturethos,  welches  seinen  lebendigsten  Mittelpunkt 
im  Familienkreise  findet,  oder  in  freibewusster  Sittlichkeit, 
als  selbstaufopfernder  Begeisterung  für  eine  bestimmte  Gestalt  der 
sittlichen  Idee,  im  gegenwärtigen  Falle  daher  der  Begeisterung 
des  Staatsmannes  für  die  Vervollkommnung  des  ihm  anvertrauten 
Staates.  Jenes  wird  für  die  Erbmonarchie,  dies  für  die  Wahlre- 
publik  sprechen,  jedenfalls  jedoch  für  eine  Herrschaff  auf  Lebens- 
zeit. Aber  schon  hier  ergiebt  es  sich,  dass  in  beiden  Regie- 
rungsformen die  rechtliche  und  die  sittliche  Aufgabe  des  Staates 
gleichmässig  gelöst  werden  kann,  dass  jedoch  beide  unter  einan- 
der wie  Naturethos  und  bewusste  Sittlichkeit  sich  verhalten.  hA 
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Zustande  höchster  politischer  und  sittlicher  Reife  eines  Volks  er- 
giebt  das  Wesen  der  Republik  sich  von  selbst;  denn  sicherlich 
wd  dann  der  weiseste  Staatsmann  einer  Nation  ebenso  erkenn* 
bar  sein,   als  zum  höchsten  Einfluss  gelangen,  wäre  es  auch 
nur  als   erster  Rath  des  Erblürsten,   so  dass  hier  die  äussere 
Form  der  Regierung  vollends  bis  zum  Gleichgültigen  herabsinkt 
Wer  wollte  läugnen,  dass  es  historisch  fast  bei  allen  Völkern 
solche  Epochen  gegeben  hat,  —  zugleich  die  Glanzpunkte  ihrer 
Geschichte,  —  wo  zur  Rettung  des  Staates  die  höchsten  pohti- 
schen  Fähigkeiten  zusammenwirkten  oder  wo  Eine  mächtige  Per^ 
sOnlichkeit  die  ganze  Last  auf  sich  nahm?  Hier  bestand   Repu- 
blik dem  Erfolge  nach;  denn  das  ZuföUige  und  Irrationale,  was 
im  Erbfttrstenthum  liegt,  war  abgestreift:  der  höchste  verntinftige 
Wille  im  Volke  war  zur  Herrschaft  gelangt.    Trajan's,  Marc  AureFs, 
des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Raden  Regierungszeiten  waren 
für  ihr  Land  so  wesentlich   republikanisch,   als   die  Cromwell's 
oder  Washington's  für  ihre  Völker. 

Aber  auch  jenes  irratiouelle  Element,  welches  der  Erb- 
monarchie unbestreitbar  beiwohnt,  kann  bis  in's  Redeutungslose 
verringert  werden  durch  die  rechte  Form  der  Verfassung  (wovon 
nachher);  mehr  noch  durch  die  eigenthümüchen  Verhältnisse,  die 
im  Famihengeiste  und  in  der  Erbhchkeit  hegen.  Wir  beschäftigen 
uns  mit  diesen  zuerst. 

L  Der  erste  Vorzug  der  Erbmonarchie  besteht  darin,  dass 
der  Herrscher  von  Jugend  auf  erzogen  werden  kann  zur  Ueber- 
nahme  seines  Rerufs,  der,  weil  er  vielleicht  der  schwerste  und 
eigenthümüchste  auf  Erden  ist,  darum  auch  der  dauerndsten  Vor- 
bereitung bedarf.  Seit  MacchiaveUi  haben  daher  alle  poUtischen 
Denker  behauptet,  dass  die  Fürstenerziehung  die  erste  Re- 
dingung  guter  oder  schlechter  Regenten  sei.  Mochte  MacchiaveUi 
seinem  Fürsten  die  Künste  besonnener  Selbstsucht  anempfehlen; 
—  dies  war  den  Verhältnissen  seiner  Zeit  und  seines  Landes 
durchaus  gemäss :  —  an  sich  und  auch  für  die  gegenwärtige  Zeit 
kann  die  Haupttugend  des  Fürsten  nur  in  strenger  Gewissenhaf- 
tigkeit bestehen  und  seine  poUtische  Virtuosität  in  der  unbefan- 
genen Stellung  über  den  Parteien,  bei  tiefster  Erkenntniss  ihres 
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relaÜTen  Werths.  Zu  diesem  Allen  kann  man  nur  erzogen  wer- 
den durch  gründliche  wissenschaftliche  und  sittliche  Vorbildung. 
Dies  ist  zugleich  ein  erreichbares  Ziel  für  jeden  Fürsten.  Wie  es 
eine  poUtische  Erbweisheit  giebt  bei  ganzen  Nationen  oder  Calu- 
netten:  so  lässt  sich  eine  Erbweisheit  der  Familie  denken,  die 
der  Vater  in  treuer  Ueberlieferung  seinem  Nachfolger  hinterhisst 
und  so  eine  Stabilität  sittlicher  Grundsätze  des  Herr- 
schen s  erzeugt,  die  stärker  ist,  als  der  Eindruck  flüchtigen  Ehr- 
geizes. Eigentliches  Herrschertalent,  politisch  producÜTe  Bega- 
bung ist  bei  einem  Erbfürsten  eine  glückliche  Zugabe,  auf  welche 
man  niemals  rechnen  soll. 

n.  Es  können  ferner  Bedingungen  gefunden  werden,  um 
durch  die  Rücksicht  der  Ehre  oder  des  Wohles,  seiner  selbst 
und  der  Seinigen,  den  Herrscher  an  das  wahre  Interesse  des 
Staates  zu  ketten.  Sie  können  von  negativer  oder  von  positiver 
Wirkung  sein. 

Unter  die  wichtigsten  negativen  Bedingungen  gehört: 
der  Souverän  soll  äusserlich  so  gestellt  sein,  dass  er  gar  keine 
Versuchung  hat,  aus  Gründen  der  Furcht  oder  des  Gunstsudiens, 
ungerecht  oder  parteiisch  zu  sein.  Er  muss,  so  viel  mög^di, 
ohne  persönliche  Verhältnisse,  Verwandtschaft,  Verbindung  zu  deo 
Staatsangehörigen  stehen:  ein  Wesen,  das  im  Staate  nicht 
seines  Gleichen  ^hat.  Dies  ist  der  wahre  Begriff  der  Ma- 
jestät; wesshalb  der  Souverän  eine  ihm  zukommende  Bezeich- 
nung seiner  Würde  im  Staate  tragen  soll,  wobei  es  übrigens 
ganz  zufiällig  ist,  wie  sie  lautet  Aber  dies  Alles  spricht  mdir 
für  die  Erbmonarchie,  als  die  Wahlrepublik. 

Ebenso  muss  der  Souverän  seiner  wahren  Bestimmung  nach 
weit  hinausgerückt  sein  über  die  äussern  Lebenssorgen,  die  ihn 
theils  bedrücken,  theils  verlocken  könnten,  indem  ihm  der  Genuss 
eines  persönUchen,  von  allen  Einschränkungen  und  BewllUgungen 
unabhängig  gestellten  Reichthums  zugesichert  ist.  Dies  ist  der 
Begriff  der  „Rrongüter'%  deren  Gründung  zweckmässiger  und 
rationeUer  erscheint,  als  die  Bewilligung  einer  „Civilliste^^  oder 
einer  „Dotation'^  Keine  Beziehung,  die  als  Eigennutz  ausgelegt 
werden  könnte  oder  die  ihm  selber  eine  Versuchung  dazu  «u 
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werden  vermöchte,  soll  zwischen  dem  Souverän  mid  dem  Volke 
stattfinden.     (Wir  erinnern  nur  an  die  Verhandlungen  in  der  fran- 
zösischen Presse  Über  die  von  Ludwig  Philipp  verlangten  Dota- 
tionen.)   Davor  soll  sein  Reichthum  den  Fürsten  schützen,  und 
zugleich  ihn  befähigen,  durch  Wohlthätigkeit  und  liberalen  Schutz 
alles  Edlen  und  Schonen  seinem  Volke  ein  Vorbild  der  Nacheife- 
nmg  zu  geben.     So  deutet  auch  dies  Alles  auf  erblichen  Be- 
sitz in  einer  HerrscherfamiUe^  welche  durch  den  ruhigen  Genuss 
von  Glücksgütern  zu  heiterer  und  sicherer  Lebensstellung  erho- 
ben, gewohnt  ist,  mit  neidlosem,  aber  auch  unbeneidetem  Wohl- 
wollen  die  Menschen  und  die  Verhältnisse  zu  behandeln.     (Der 
Herrscher  soll  zugleich,   könnte  man  sagen,  der  Erste  und  das 
Huster  eines  Edelmannes  seinl  Wir  würden  nämlich  es  tief  be- 
klagen, wenn,  besonders  in  dieser  bloss  rechnenden,  dem  Vor- 
theil  nachstrebenden  Zeit,  das  Beispiel  acht  edelmännischer  Ge- 
sinnung verloren  ginge,  wie  wir  es  in  so  manchen  deutschen  Ge- 
schlechtem, und  in  den  hochgestelltesten  oft  am  Meisten,  noch 
antreifen.    Uneigennütziges  Wohlwollen  und  Wohlthäügkeit,  Theil- 
nahme  an  allem  Gemeinnützlichen  ohne  ehrgeiziges  Streben  und 
ohne  Ostentation,  dabei  die  humane  Lebenssicherheit  und  Milde, 
welche  in  einem  kampflosen  Leben  leichter  errungen  wird  und 
doch  die  erfreulichste  Frucht  wahrer  Menschenbildung  ist,  —  alle 
diese  adlichen  und  adelnden  Tugenden  soll  der  Herrscher  unaus- 
gesetzt bethätigen.    Und  er  kann  es  eher  bei  gesidierter  Erb- 
lichkeit der  Herrschaft,    als  wenn  er  nach  einem  mühe-  und 
kampfreichen  Leben  etwa  zum  Präsidenten  einer  Republik  sich 
aufgeschvRingen  hätte  und  nun  mit  gleicher  Mühe,  von  den  miss- 
trauischen  Bücken  seiner  politischen  Gegner  umlauert,  auf  seinem 
Platze  sich  behaupten  müsste.) 

in.  Noch  entschiedener  sprechen  positive  Gründe  für  die 
Zweckmässigkeit  erbhcher  Thronfolge,  Sie  hegen  in  der  Ehre 
des  Erbna  chf olgers,  in  dem  Wunsche,  die  gleiche  Liebe  und  das 
gleiche  Vertrauen  der  Staatsangehörigen  sich  zu  erhalten,  welches 
der  Vater  und  der  Ahnherr  genossen  haben.  Erst  dann  kann 
das  Verhältniss  nicht  bloss  das  rechtUche,  durch  die  Verfassung 
geregelte,  sondern  das  des  Vertrauens  und  des  ergänzen- 
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den  Einverständnisses,  kurz  ein  sittliches  werden.  Aucb 
ein  solches  scheint  nur  in  der  begründeten  Dauer  einer  Erb- 
monarchie sich  entwickeln  zu  können,  wo  man  das  Vertrauen 
auf  einen  wackern  Vater,  dem  man  Dank  schuldig  geworden  isl, 
von  selbst  und  mit  gleichen  Hoffnungen  auf  seinen  Sohn  und 
Erben  überträgt,  während  dieser,  von  Jugend  auf  zum  Geitlhl 
seiner  hohen  Pflichten  erzogen.  Nichts  eifriger  erstreben  muss, 
wenn  ein  Funke  sittlichen  und  Familiengeistes  in  ihm  ist,  als 
eines  solchen  Vertrauens  stets  würdig  zu  sein. 

Ueberhaupt  ist  es  das  Vorurtheil  gehässiger  Leidenschaft  zu 
wähnen,  dass  zwischen  Fürst  und  Volk  kein  freies,  selbstständi- 
ges Verhältniss  mOghch  sei.  Es  ist  dabei  ein  dreifacher  Stand- 
punkt zu  unterscheiden.  Sonst  sah  der  „Unterthan^^  mit  unwill- 
ktlrhcher,  angewöhnter  Unterwürfigkeit  in  den  Herrschern  „Göt- 
ter der  Erde",  ein  höheres  Geschlecht,  betrachteten  sich  diese  ab 
Ton  „Gott"  mit  dem  Rechte  des  Herrschens  beheben,  und  nur 
Ihm  zur  Rechenschaft  darüber  verschuldet,  wie  sie  herrschten. 
Dieser  Glaube  ist,  in  den  politisch  ausgebildeten  Völkern  Europa's 
wenigstens,  dem  Erlöschen  nahe,  und  wäre  es  auch  möglich, 
Nichts  hegt  daran  ihn  zu  erhalten ;  denn  das  an  sich  Unvernünf- 
tige soll  nicht  erhalten  werden,  dergleichen  die  widersinnige  Vor- 
stellung ist,  dass  der  Reruf  des  Herrschens  und  das  Vermö- 
gen, „für  das  Wohl  des  Volks  zu  sorgen",  sich  ebenso  verer- 
ben lasse,  wie  der  Resitz.  Auf  dem  Standpunkte  des  Patrimo- 
nialstaates  freilich  ist  gegen  diese  Rehauptung  Nichts  einzuwen- 
den; denn  hier  heisst  herrschen  wirklich  nur  besitzen,  um  sei- 
nen Resitz  so  nutzbar  als  mögHch  zu  machen.  Wenn  hier  der 
Herrscher  zugleich  für  die  äussere  Ordnung,  das  Recht  und  die 
Sittlichkeit  der  „Unterthanen"  sorgt,  so  geschieht  es  consequen- 
ter,  und  auch  zugestandener  Weise  nur  darum,  weil  sie  in  diesem 
Zustande  ihm  nützUcher  werden,  gleichwie  auch  der  Gutsbesitzer 
für  ReinUchkeit  unter  seinem  Zuchtvieh  sorgt.  Von  Rechten 
derselben  dem  Herrscher  gegenüber  kann  überhaupt  keine  Rede 
sein.  Was  er  Gutes  ihnen  erweist,  geschieht  aus  freier  Gnade, 
aus  reinem  Wohlwollen,  und  kann  jeden  AugenbUck  zurückge- 
nommen werden.    Diese  Theorie  des  Absolutismus  ist  consequent 
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und  in  ihrem  Zusammenhange  unantastbar;  aber  sie  setzt  einen 
längst  verlebten  Zustand  der  Gewalt  und  der  Volksunmündigkeit 
Toraus.  Nachdem  jedoch  unser  Staatsrecht  den  Standpunkt  des 
patrimonialen  Staates  verlassen  und  den  Begriff  des  verfassungsmäs-* 
sigen  Rechts  zum  Mittelpunkte  gemacht  hat:  ist  es  eine  der  vd- 
dersprechendsten  Fictionen,  in  diesem  neuen  Gedankensysteme 
Boch  immer  von  einem  Herrscherrechte  durch  Erblichkeit  zu 
sprechen,  nicht  durch  Verfassungsvertrag,  und  daneben 
noch  andere  Trümmer  absolutistischer  Vorstellungsweise  stehen 
zu  lassen.  Ein  grosser  europäischer  Monarch  hat  ausgesprochen: 
dass  es  nur  zwei  consequente  pohtische  Systeme  gebe,  den  Ab- 
solutismus und  die  Republik;  alles  Dazwischenliegende  seien  lügen- 
hafte Zwittergestalten.  Unter  „Republik"  kann  nur  diejenige 
Staatsform  verstanden  sein,  welche  wir  hier  entwickelt  haben: 
wir  billigen  jenen  Ausspruch,  aber  wir  müssen  bestreiten,  dass 
die  „Repubhk"  nothwendig  auf  ein  Wahlreich  hinauskomme.  Der 
Verlauf  gegenwärtiger  Untersuchung  zeigt  vielmehr,  dass  auch  in 
der  „Republik"  die  Form  der  Erblichkeit  die  sicherndste  und 
zweckmässigste  sei. 

Jener  verlebte  Autoritätsglaube  an  ein  absolutes  Herrscher- 
recht hat  sodann  im  Volke  einem  Misstrauen  und  einer  Art 
von  Missgunst  und  Verkleinerungssucht  gegen  den  Herr- 
scher Platz  gemacht.  Dies  sind,  in  immer  verbreiteterer  Weise,  die 
gegenwärtigen  Gesinnungen :  man  sucht  sich  dadurch  schadlos  zu 
halten  für  den  jahrhundertelang  dauernden  Druck.  Der  unkundigen, 
von  mancherlei  Unbilden  niedergedrückten  Menge  kann  man  derglei- 
chen vergeben;  wenn  man  aber  sieht,  wie  diejenigen,  welche  sich 
Leiter  desselben  nennen  und  Volksfreunde  heissen  wollen,  dies 
niedrige  Gefühl  geflissentlich  nähren,  um  es  zu  politischen  Par- 
teizwecken auszubeuten :  so  kann  man  dies  nur  mit  Ekel  betrach- 
ten, da  es  ebenso  kurzsichtig  und  unedel,  als  staatswidrig  ist. 

Das  rechte  Verhältniss  ist  endUch  das  der  freien,  be- 
wussten  Ehrfurcht,  nicht  für  die  Person  des  Souveräns  in 
ihrem  zubilligen  Werthe,  sondern  für  die  hochwichtige  Würde, 
die  an  sie  geknüpft  ist,  und  der  besonnen  pflichtmässigen 
Gewissenhaftigkeit  gegen  ihr  Ansehen,  nicht  aus  Furcht 
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oder  Schmeichelei,  sondern  mit  dem  vollen  Bewusstsein  der  eig- 
nen Rechte,  aher  eben  desshalb  mit  der  Einsicht,  von  welcher 
Bedeutung  es  für  die  Kraft  des  Staates  sei,  wenn  die  Würde  des 
Herrschers  in  ihrem  Bereiche  mächtig  und  geehrt  bleibe. 

IV.  Dieser  freie  Gehorsam,  diese  ihres  Rechts  bewusste 
Freimüthigkeit  wirkt  aber  nothwendig  auch  darauf  zurück,  wie 
der  Herrschet*  sich  selber  und  seine  Stellung  be- 
trachtet und  wie  er  sie  auszufüllen  strebt.  Er  wird  garnidit 
umhin  können  —  nicht  nur  verfassungsmässig  zu  regieren ;  dazu 
nöthigen  ihn  schon  rechtliche  Verpflichtungen,  —  sondern  den 
höchsten  Ertrag  seiner  Einsicht  und  seines  aufopfernden  Willens 
dem  Wohle  eines  Volks  zu  widmen ,  welches  ihm  selbst  Ach- 
tung abnöthigt.  Es  widerstrebt  der  menschlichen  Natur,  in- 
mitten sittlich  begründeter  Verhältnisse  allein  selbstsüchtig  zu 
bleiben.  Wie  sehr  daher  auch  die  Geschichte  gelehrt  hat,  dass 
die  Beispiele  der  Fürsten  in  gutem  und  schUmmem  Sinne  wirk- 
sam geworden  sind  auf  ihre  Umgebung:  so  findet  doch  auch  — 
freiüch  bisher  unversucht  —  das  umgekehrte  Verhältniss  Statt. 
Die  politische  Reife  und  die  sittliche  Kraft  des  Volks  wird  den 
Fürsten  unwillküriich  zu  sich  emporziehen  und  seines  Volkes 
würdig  machen.  (Eigentlich  war  dies  das  Verfiältniss  während 
des  deutschen  Befreiungskrieges  im  Jahre  1813:  denn  es  ist  ein 
blosser  Euphemismus  zu  behaupten,  dass  damals  der  Fürst  „sein 
Volk  gerufen  habe".  Der  entschlossene  Geist  des  Volkes  selber 
drängte  die  Fürsten  zur  entscheidenden  That.) 

V.  Daraus  folgt  endüch  das  Letzte:  Wenn  der  Souverän 
das  sittliche  Vertrauen  seines  Volkes  erringen  will,  so  muss  er 
gekannt  sein  wollen  nach  der  Wahrheit  seiner  Ab- 
sichten und  seiner  Handlungen.  Alles,  was  er  thut  fiir 
den  Staat,  mit  allen  Umständen  und  Gründen,  muss  die  höchste 
Oeffentlichkeit  erhalten.  So  gewiss  er  nur  aus  rechten,  sitt- 
lichen Motiven  sich  entschieden  hat,  wird  er  wünschen,  dass  die 
Gründe  seiner  Entscheidung  vor  Aller  Augen  hegen.  Das  Yolk 
hinwiederum  muss  dasselbe  wünschen,  um  das  Vertrauen 
gerechtfertigt  zu  sehen,  das  es  in  seinen  Souverän 
setzt  oder  setzen  möchte.     Alle    Geheimthuerei   des   Regierens 
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muss  hinwegfallen:  —  der  eigentliche  Same  des  Misstrauens  im 
Volke. 

Umgekehrt  muss  der  Souverän  aber  auch  allen  Interessen 
und  Bedürfnissen  des  Volkes   mit  seiner  Kenntniss   nahe  blei«> 

0 

ben,  alle  Mängel  und  Ungesetzlichkeiten  erfahren.  Auch  dafür 
ist  das  gesetzliche  Mittel  längst  gefunden,  in  der  „öffentlichen 
Meinung",  welche  an  der  freien  politischen  Presse  ihr  vielge- 
fügiges Organ  hat.  Beides  also,  jene  Oeffenthchkeit  des  Regie- 
rens und  diese  des  Regiertwerdens,  machen  eine  verfassungs- 
mässig garantirte  Pressfreiheit  nöthig  (von  den  Bedin- 
gungen nachher).  Erst  diese  ist  der  letzte  Schlussstein  eines 
guten  Regiments,  dasjenige,  was  die  äussere  Regierungsform,  als 
Erbmonarchie  oder  als  Wahlreich,  für  den  Zweck  des  Staatsle- 
bens gleichgültig  macht,  aber  zugleich  auch  die  beste  Garantie 
einer  guten  Verfassung  bleibt,  nicht  nur  um  sie  zu  erhalten,  son- 
dern auch  um  sie  zu  steter  Vervollkommnung  zu  steigern. 

§.  148. 
Losung  des  Gegensatzes.' 

Nachdem  sich  die  allgemeinen  Bedingungen  einer  guten  Re- 
gierung ergeben:  lässt  sich  der  vielverhandelte  Streit  über  die 
Vorzüge  und  die  Nachtheile  jener  beiden  Regierungsformen  auf 
ein  einfaches  Maass  der  Gründe  und  Gegengründe  zurückführen. 

I.  Erwiesen  ist  die  gleiche  begriffliche  Rechtmässigkeit 
des  Staatsoberhauptes  durch  Erblichkeit  oder  durch  Wahl. 
Bloss  die  Zweckmässigkeit,  die  von  relativer  und  verän- 
derlicher Natur  ist,  kann  in  jedem  gegebenen  Falle  über  das  An- 
gemessene den  Ausschlag  geben.  Hier  aber  entscheidet  vor  Allem, 
wie  schon  gezeigt  (§.  144,11.),  die  historische  Entwicklung  des 
Staates  und  die  damit  zusammenhangende  Rechtsauffassung  des 
Volkes.  Daher  ist  es  am  Wenigsten  gestattet,  hierbei  zu  experi- 
mentiren  oder  in  willkürUchen  Proben  zwischen  beiden  Formen 
sich  hin  und  her  zu  werfen,  wie  vnr  ein  Beispiel  davon  in  Frank- 
reich gesehen  haben. 

IL  Bei  einem  Volke  von  hoher  politischer  Reife, 
d.  h.  wo  ein  selbstständiges  und  parteiloses  Urtheil  über  politische 
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Dinge  schon  die  Massen  durchdrungen  hat,  an  denen  daher  die 
HinterUst  der  Demagogie  abprallt,  ebenso  wo  ein  hoher  Grad  von 
Sittenreinheit,  Lebenseinfachheit,  UnbestechUchkeit  waltet,  wo 
also  kein  schädlicher  Ehrgeiz  hoffen  darf  zur  höchsten  Stdle 
sich  emporzuschwingen:  —  da  ist  Wahlrepublik,  Cebertra- 
gung  der  Herrschalt  an  den  zur  Zeit  Würdigsten,  die  rati- 
onellste Losung  jenes  Problemes ;  denn  alles  Zuf^lige,  wie  es  in 
der  ErbUchkeit  allerdings  liegt,  ist  hier  abgestreift;  und  wie  der 
Würdigste  erkannt  werden  könne,  ist  bei  einem  von  Unten  auf 
durch  die  Volksvertretung  sich  organisirenden  poUtischen  Leben 
nicht  schwer  zu  sagen.  Dann  aber  werde  das  Oberhaupt  auf 
Lebenszeit  gewählt  und  zwar  aus  dem  Kreise  der  schon 
durch  die  That  erprobten  höchsten  Staatsmänner, 
wie  man  den  obersten  Bischof  auch  nur  aus  der  engem  Anzahl 
erfahrner  Prälaten  wählt.  Aber  es  soll  nicht,  wie  in  diesem  Falle, 
eine  aristokratische  Wahl  sein:  das  ganze  Volk  ist  der  Wähler; 
oder  es  kann,  um  die  Continuität  der  Regierung  zu  sichern,  das 
bisherige  Oberhaupt  seinen  Nachfolger  Torschlagen  lassen,  um 
ihn  dann  zu  bestätigen  oder  einen  Andern  zu  wählen.  Auch  hie^ 
bei  wollen  wir  jedoch  keinesweges  aprioristisch  einen  Musterstaat 
construiren,  sondern  wir  deuten  nur  auf  die  verschiedenen,  Tom 
Begriffe  gleich  freigelassenen  Möghchkeiten  hin,  jenes  Problem  za 
lösen.  Ueberhaupt  müssen  wir  eingedenk  bleiben,  dass  jentf 
Zustand  der  Völker,  der  sie  zu  einer  wahrhaften,  durch  sich 
selbst  sich  erhaltenden  republikanischen  Verfassung  befähigt,  ihnen 
auch  ein  Maass  politischer  Einsicht  und  Erfahrung  verleihen  wird» 
welches  sie  weit  über  unsere  gegenwärtigen  Rathschläge  und  Ent- 
würfe hinausstellt. 

Nur  die  Wahl  des  Oberhauptes  auf  Zeit,  auf  zehn,  vieru.d(^ 
Jahre,  halten  vrir  unter  allen  Umständen  für  entschieden  falsch 
und  im  Widerspruch  mit  dem  eigentUchen  Zwecke  des  Wählens. 
Es  kann  dabei  bloss  die  Absicht  sein,  die  verschiedenen  Parteien 
nach  der  Reihe  zu  befriedigen  und  ihnen  Gelegenheit  zu  geben, 
auch  einmal  an  die  Regierung  zu  kommen.  So  erzeugen  sidi 
Parteistellungen,  die  das  ganze  Volk  zerreissen;  d.  h.  es  substi- 
tuirt  sich  ein  falsches,  untergeordnetes  Interesse  dem  Einen,  blei- 
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ienden,  aber  eine  stätige  Entwicklung  voraussetzenden  Zwecke 
der  Regierung.  Das  ganze  Staatsleben  und  sein  vernünftiger  Or- 
ganismus wird,  statt  dieser  folgereichen  Stäügkeit,  lediglich  Aus- 
druck der  Spannung  und  des  Kampfs  der  Parteien,  und  es  schiebt 
skh  dem  wahren  Interesse  ein  lügenhaftes  unter.  Nur  darum 
(rird  gekämpft,  um  zur  höchsten  Macht  zu  gelangen;  das  Regie- 
ren wird  höchster  Zweck,  gerade  wie  im  Absolutismus,  statt 
lass  es  Mittel  sein  sollte;  und  die  Verfälschung  des  Yerhält- 
üsses  ist  vollendet,  im  praktischen  Erfolge  vielleicht  noch  auf 
ichlimmere  Weise,  wie  bei  absoluter  Monarchie.  Staat  und  Re- 
jierung  sind  an  sich  nur  Werkzeuge  fQr  Recht,  Sittlichkeit 
ind  äussere  Wohlfahrt  des  Volkes.  Greift  nun  der  Parteienkampf 
)is  zur  Regierung  hinauf,  ist  diese  stets  nur  im  Ringen  um  ihr 
eignes  Dasein  wider  ihre  Gegner  begriffen:  so  kommt  sie  über 
üe  ersten  Bedingungen  der  Selbsterhaltung  niemals  hinaus  zu 
ihrem  wahren  Zwecke;  sie  bleibt  in  den  Anfangsgründen  befan- 
den und  arbeitet  sich  ab  in  einem  Umkreise  leerer  Thätigkeit, 
der  stets  von  Neuem  beginnt,  wenn  die  gegnerische  Partei  zur 
Macht  gelangt.  Zur  Pflege  der  eigentlich  geistigen  Interessen,  zur 
organischen  Fortbildung  des  Staates  nach  einem  durchgreifenden 
Plane  kommt  es  nie  um  sein  selbst  willen;  denn  an  alles  Gute, 
Zweckmässige,  Unentbehrliche  heftet  sich  der  Stempel  der  Partei- 
Qng  unauflösUch  an.  Es  wird  nur  als  Waffe  derselben  benutzt, 
lim  der  Regierung  Verlegenheit  zu  bereiten,  und  von  dieser  wird 
es  verweigert  so  lange  als  möglich,  weil  seine  Gewährung  ein 
Zugeständniss  der  Schwäche  erschiene.  (Als  reichhaltigen  Beleg 
zu  dieser  Schilderung  können  wir  an  die  politischen  Zustände  der 
Schweiz  erinnern;  fast  nicht  minder  an  Nordamerika,  wo  jedes 
Mittel,  selbst  der  Angriff  auf  die  Privatsitten,  genehm  ist,  um  dem 
politischen  Gegner  zu  schaden.  "C) 


*)  Wir  fuhreo  aus  einem  berühmten  Sittenschilderer  Nordamerikanischer 
Verhältnisse  nur  folgenden  Zug  an :  „Einige  Wenige  besahen  sich"  (im  Pallast  des 
^identen  in  Washington)  „sehr  genau  die  Meubein,  wie  um  sich  zu  überzeu- 
cn,  ob  der  nichts  weniger  als  populäre  Präsident  nicht  Etwas  vom  Haus- 
eräth,  welches  als  öffentliches  Gut  am  Hause  haftet,  bei  Seite 
eschafft  oder  zum  Besten  seiner  Privatcasse  verkauft  habe". 
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III.  Um  vor  dieser  Verfälschung  des  Regiereng  und  Re- 
giertwerdens  zu  schützen,  konnte  man  sagen,  sei  das  Institut  der 
Erblichkeit  erfunden  worden,  wenn  nicht  an  sich  schon  durck 
einen  merkwürdigen  Zug  weltgesdiichtlichen  Instinctes  wir  bei 
den  meisten  Cultur>'ölkem  die  Herrschaft  an  die  Erblichkeit  ge- 
knüpft sähen,  so  dass  es  fast  nirgends  darum  sich  handelt,  des 
Herrscher  erst  zu  suchen,  als  vielmelir  um  d  i  e  Frage,  den  T0^ 
handenen  Herrscher  in  die  Lage  zu  setzen,  dass  er  nur  zweck- 
mässig regieren  kann.  Und  in  diesem  Sinne  stimmen  wir  dem 
Ausspruche  Dahlmann's  bei,  der  die  monarchische  Verfassnng 
eine  tiefsinnige  nennt, '^)  und  können  uns  sogar  mit  StahF» 
Auffassung  versöhnen,  wenn  er  (in  der  unten  angeführten  Stelle) 
im  Fürsten  „den  Schweqmnkt  der  Verfassung'*  sieht  bi  der 
That  nämUch  ist,  bei  den  gegenwärtigen  Zuständen  -  politischer 
Bildung,  der  wahrhafte  Zweck  der  Republik,  stätige  und  organisch 
fortschreitende  Perfectibilität  des  Staates,  in  der  verfassungsmis- 
sigen  Erbmonarchie  weit  sicherer  zu  erreichen,  als  in  der  WaU- 
republik,  weil  dort  die  wichtigste  Bedingung  der  Stdtigkeit  aller- 
dings gegeben  ist,  hier  stets  zu  gewissen  Zeitpunkten  in  Frage 
gestellt  wird  und  ein  anderes  politisches  System  zur  Tagesord- 
nung gelangt.**) 


*)  0  a  h  1  m  a  n  n ,  die  Politik,  auf  den  Grund  und  das  Maass  der  gegebenen 
Zustände  zurückgeführt;  2.  AuQ.  1847  Bd.  I.  §.  137.  Stah],  das  monarchi- 
sche Princip,  S.  12  ff. 

**)  Dies  aus  staatsphilosophischen  und  politischen  Gründen  zu  zeigen, 
war  der  eigentliche  Zweck  meiner  schon  angeführten  Schrift :  „Die  Republik 
im  Monarchismus^^  Weil  sie  jedoch  gegen  die  unbedingten  Anspräche  bei- 
der Parteien  beschränkend  auftrat,  hat  sie  das  gewöhnliche  Loos  solcher  Schrif- 
ten erfahren,  bei  beiden  Ungunst  zu  finden.  —  Was  den  Hauptnachtheil  der 
republikanischen  Regierungsform ,  den  steten  Wechsel  der  Personen  und  Inter. 
essen,  anbetrifft:  so  können  wir  uns  darüber  gleichfalls  auf  Berichterstatter  über 
Nordamerikanische  Zustände  berufen ;  „Allgemein  nimmt  man  an,  dass  die  öffent- 
lichen Aemter.der  Siegespreis  der  Parteikämpfe  sind  —  also  im  Grunde  ein 
grossartiges  Bestechungssystem !  Mancher  Präsident  hat  in  kurzer  Zeit  alle  Stel- 
len der  Zoll-  und  Post?erwaltung  mit  seinen  Creaturen  besetzt,  und  dieses  Ver- 
fahren hat  bei  den  einzelnen  Staaten,  den  Counties  und  Towns  Nachahmnng 
gefunden.  Je  nachdem  die  Eine  oder  die  andre  Partei  triumphirt,  wechseln  die 
Staaten  ihre  Verwalter,  die  Legislaturen  ihre  Secretäre,  ihre  Dmckpr  und  selbst 
ihre  Gedchtsdiener,  die  Gerichtshöfe  ihre  Schreiber,  die  Städte  ihre  KSmmerer 
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Bei  einem  Volke  von  zurückgehaltener  oder  von  un- 
gleichmässiger  politischer  Cultur,  ferner  in  einem  Staate,  wo 
die  Einheit  aus  heterogenen  nationalen  Elementen  erst  erwach- 
sen oder  nach  politischen  Erschütterungen  aufs  Neue  fest  ge- 
gründet werden  soll:  da  bedarf  es  einer  starken,  dauernden,  aus- 
ser Streit  gesetzten  Staatsgewalt,  der  Monarchie  mit  Erblich- 
keit. Bei  einem  Volke  von  hoher  politischer  Beife  und  erprob- 
ter verfassungsmässiger  Ausbildung  ist  sie  wenigstens  nicht 
schädlich,  weil  es  dann  der  höchsten  politischen  Begabung  ge- 
lingen wird,  in  den  Bath  der  Krone  zu  kommen,  wie  es  über- 
dies dem  Herrscher  selbst  unbenommen  bleibt,  ausser  der  allge- 
meinen ihm  zustehenden  Würde,  noch  durch  sein  Talent  und 
seine  Gesinnung  ein  besonderer  „Schwerpunkt"  im  Staate  zu 
werden.  Wenn  endlich  noch  in  einem  Volke  das  persönliche 
Verhältniss  des  Vertrauens  zu  irgend  einem  erblichea 
Herrschergeschlechte  vorhanden  ist:  so  verdient  dies  als  ein  ethi- 
sches Element  im  Staate  sorgsam  gepflegt  zu  werden.  Es  ist 
ein  Band  der  „ergänzenden  Gemeinschaft"  mehr,  welches  man 
unter  keiner  Bedingung  zerstören  oder  missachten  sollte:  man 
bricht  sonst  die  geschichtliche  Continuität  eines  Volkes  gerade  in 
einem  der  wichtigsten  Punkte  ab. 

§.  149. 
Die  Executivgewalt. 

Der  Souverän  übt  seine  Macht  durch  die  verantwortlichen 
Staatsämter  nach  ihren  verschiedenen  Abstufungen,  die  sich  in 
die  bestimmten  Functionen  ,  der  Staatsverwaltung  theilen,  welche 
in  ihm  ihre  Spitze  behält.  Aber  er  besitzt  auch  verfassungsmäs- 
sig einen  eigenthümlichen  Kreis  von  Pflichten  und  Entscheidun- 
gen, die  ihm  vorbehalten  bleiben,  wenngleich  auch  für  diese  die 
obersten  Staatsämter  die  Verantwortung  übernehmen.  Hieraus  er- 
giebt  sich  ein  Umfang  von  selbstständiger  Thätigkeit  für  den  Sou- 
verän, welche  ihn,  in  einem  energischen  Staatsleben  und  bei 


und  Marktmeister,  ja  sogar  ihre  Strassenfeger  und  Nachtwächter^^    Naumann 
über  Nordamerika  bei  Ghalybäus  Ethik.  U.   S.  346.  Note. 
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pflichtmässigem  Eifer  von  seiner  Seite,  weit  davon  entfernt  hal- 
ten, zu  einem  blossen,  „Ja^'  sagenden  Statisten  oder  zu  einem 
müssigen  Zuschauer  herabzusinken ,  „welcher  nur  den  Punkt  \ 
auf  das  J  zu  setzen  hat^S*)  ^ 

I.    Zuerst  und  vor  Allem  kommt  ihm  zu  die  Sanetioi 
und  Verkündigung  der  von  den  Ständen  berathenen  Gesetze, 
durch  welche  sie  erst  rechtliche  Gültigkeit  im  Staate  eiiut' 
ten  können;  so  wie  ihm  auch  Antheil  an  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  zusteht,   insofern  er  gleich  den  Kammern  GesetM 
vorschlagen  darf.     Ebenso  geht  von  ihm  aus  der  Erlass  von  ye^ 
Ordnungen,  wodurch  die  Anwendung  der  Gesetze  näher  ange- 
geben und  in  die  Praxis  übergeführt  wird;  ohne  jedoch  dadurd  j 
die   Gültigkeit  der  Gesetze  selbst  jemals  zu  unterbrechen  oder 
von  ihrer  Vollziehung  entbinden  zu  dürfen.     So  gewiss  jedod 
jene  Sanction  keine  leere  Formahtät  sein  soll,  muss  dem  Souve- 
rän auch  das  Recht  zustehen,   seine  Sanction   zu  verwei- 
gern: —  entweder  mit  dem  absoluten  Veto,   wie  bei  alla 
den  Gesetzen,  welche  verfassungswidrig,  kurz  revolutionär  wären, 
dies  nicht  nur  seine  Befugniss,  sondern  seine  Pflicht  ist  —  denn 
er  ist  zum  ersten  W^ächter  der  Verfassung  bestimmt  und  h^ 
dafür  zu  sorgen,   dass  diese  nur  auf  dem  in  ihr  selber  vorge- 
schriebenen Wege  verändert  werde;  —  oder  mit  aufschieben- 
dem Veto,  wenn  es  eine  Verordnung  betrifft,  welche  er  als  an- 
zeitig  und  übereilt  erkennt  und  wiederholter  Prüfung  unterwerfen 
lassen  will.     Und  hier  tritt  jene  Reihe  von  verfassungsmässigen 


*)  Diese  unstatthafte,  nachher  unzählige  Mal  wiederholte  Auffassung  He^ 
gel's,  welche  zudem  noch  bei  ihm  den  seltsamsten  Contrast  bildet  zu  MOV 
mystisch-dialektischen  Auffassung  des  Erbmonarchen,  als  des  Umschlagens  ^ 
reinen  Idee  des  Staates"  in  die  „Unmittelbarkeit  des  Seins  und  damit  in  A> 
Natürlichkeit",  was  eben  den  Grund  der  „Majestät"  des  Erbmonarchen  im* 
macht —  haben  wir  in  der  Schrift:  „Die  Republik  im  Monarch'isma^ 
S.  31— 34  von  allen  Seiten  beleuchtet.  Sie  verdient  auch  noch  jetzt  geragt  ■ 
werden,  weil  sie  von  den  Feinden  des  verfassungsmässigen  Königthums,  im  U* 
ger  der  Demokraten  wie  der  Absolutisten ,  mit  Begierde  ergriffen  worden  Wr 
um  Hegel's  geachtete  Autorität  dafür  anführen  zu  können,  dass  zur  Yertheü* 
gung  dieser  Regierungsform  sich  nur  etwas  Abgeschmacktes  sigtA 
lasse! 
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Schritten  und  Gegenschlitten  ein  (§.  146,  IV.),  welche  von  der 
Auflösung  der  Kammern  und  einer  wiederholten  Berufung  an  das 
Volk  anheben  und  in  der  Möglichkeit  einer  Thronentsagung  ihren 
Gipfel  finden:  —  Instanzen  genug,  um  eine  Abkühlung  der  Lei- 
denschaften und  eine  objective,  dem  Wohle  des  Volks  gemässe 
Losung  der  CoUision  möghch  zu  machen. 

Dies  Recht  des  Veto  ist  übrigens  von  der  grössten  Bedeu- 
fang  im  verfassungsmässigen  Gleichgewichte  der  Staatsgewalten. 
Es  ist  der  unerschütterhche  Punkt,  wo  der  feste  Wille  und  die 
gewissenhafte  Ueberzeugung  des  Herrschers  der  von  Unten  an- 
stürmenden Leidenschaft  und  der  revolutionären  Uebersttirzung 
verfassungsmässig  einen  Damm  anlegen,  die  Revolution  verhüten 
kann.  Aber  ein  entsprechendes  letztes  Mittel  muss  auch  der 
Volksvertretung  gegeben  sein,  um  der  Revolution  von  Oben 
den  Ausbruch  zu  verwehren:  wir  werden  es  kennen  lernen. 

n.  Der  Souverain  wählt  und  ernennt,  nach  den  Vor- 
schlägen seiner  Räthe,  die  Personen  zu  den  Staatsämtern. 
Aber  seine  Wahl  ist  dabei  an  die  gesetzhchen  Bedingungen  ge- 
bunden, die  im  Wesen  des  Staatsamtes  liegen.  Eine  öffentliche 
Erprobung  der  Fähigkeit  dazu  und  der  Erfund  derselben  muss, 
zum  ersten  Uebergange  in  ein  öffentliches  Amt,  den  entscheiden- 
den Ausschlag  geben.  Später  ist  das  ganze  amtliche  Leben  eine 
fortdauernde  Bewährung  vor  dem  Vorgesetzten,  wie  vor  der 
öffentlichen  Meinung,  welche  in  einem  politisch  gebildeten, 
mit  freien  Oi^anen  ausgestatteten  Volke  sich  kund  zu  thun  nicht 
ermangeln  wird.  (Man  hat  von  „Staatsprüfungen",  aufweiche 
wir  nicht  verzichten  möchten,  oftmals  in  sehr  ungünstigem  Sinne 
gesprochen  und  behauptet,  das  wahre  Geschick  des  Verwaltens 
und  Regierens  werde  durch  solche  Vorbildungsdressuren  eher  un- 
terdrückt als  entwickelt.  Wer  kann  bezweifeln,  dass  es  auch  in 
staatlichen  Dingen  ein  falsches  Wissen,  darum  auch  ein  falsches 
Prüfen  gebe!  Dies  schliesst  aber  weder  die  wahre  Erkenntniss, 
noch  die  rechte  Prüfung  derselben  aus;  und  ganz  unzeitgemäss 
wäre  jetzt  noch  die  Vorstellung,  dass  die  Leitung  der  Staatsan- 
gelegenheiten im  Ganzen  wie  im  Speciellen  nicht  der  ernstesten 
Wissenschaft  bedürfe,  dass  jetzt  noch  mit  empiristischem  Herum- 
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tappen  oder  naturalisirender  Erfahrungsrouline  Etwas  gdaMfll 
werden  kOnnel)  —  Die  ersten  Rathgeber  der  Souveränität,  dw 
Minister  f  —  die  wichtigste  Wahl  —  ernennt  der  Regent  an 
denen,  welche  das  überwiegende  Vertrauen  bei  derVolk^ 
Vertretung  (die  „Majorität^^  in  derselben)  haben,  in  denen  aln 
der  Wille  der  Nation  sein  jedesmaliges  verfassungsmässiges  Oigai 
findet  Und  hier  —  in  dieser  der  blossen  Willkür  enthobenleA 
Wahl  —  hegt  der  Punkt  der  Ueberleitung  des  allgemeinen  W9* 
lens  in  den  Willen  des  Regenten,  dessen  eigentliche  Pflicht  und 
Beruf  es  ist,  in  letzter  Instanz  doch  nur  Ausdruck  jenes  Wiliens 
zu  sein,  lieber  die  Einsicht  und  den  Willen  des  Volkes  hinan 
kann  der  Regent  nicht  gehen ;  und  wer,  selbst  der  weiseste  unlff 
den  Herrschern,  würde  es  auf  sein  Gewissen  nehmen, 
der  Ungeheuern  Verantwortung  sich  unterziehen  wollen,  die  „Vor* 
sehung  ^^  seines  Volkes  zu  werden  und  es  wider  seinen  eignet 
Willen  in  neue  Bahnen  su  reissen?  Wenn  die  Geschichte  „Vät» 
des  Vaterlandes'^  aufweist,  die  solches  Vollbringens  allerdings  sich 
erdreisteten :  so  sind  dies  verlebte,  dem  Patrimonialstaat  oder  den 
Despotismus  angehörende  Zustände,  vor  deren  Wiederkehr  eine 
Verfassung  ja  eben  schützen  soll.  Mit  Einem  Worte:  Rathgeber 
zu  wählen,  welche  die  Majorität  der  Kammern  nicht  hinter  sieh 
haben,  ist  eine  Anomalie,  welche  gegen  den  wahren  Begriff  der 
Staatseinheit  verstösst.  Aber  ein  materieller  Zwang,  eine 
GewissensnOthigung  wird  dem  Herrscher  damit  keinesweges  aitf* 
erlegt.  Die  Prüfung,  ob  nicht  falsche  Majoritäten  ihm  vorgespie- 
gelt werden,  ist  ihm  allezeit  vorbehalten,  und  durch  eine  Reihe 
der  mannigfaltigsten  Mittel  kann  er  mit  den  Kammern,  endlidi 
mit  seinem  Volke  darüber  in  Verhandlung  treten. 

Dem  Rechte  der  Ernennung  muss  ein  Recht  der  Enthe- 
bung vom  Staatsdienste  zur  Seite  stehen:  aber  auch  dies  nach 
einem  verfassungsmässigen  Gesetze^  dem  „Staatsdienerge» 
setze'*.  Hier  das  richtige  Verhältniss  zu  treffen  zwischen  den 
Rediten  der  Regierung  und  den  Privatrechten,  ist  vieUetcIrt  eine 
der  schwierigsten  Aufgaben  der  PoUtik.  Da  zudem  eine  Menge 
Nebenbestimmungen  dabei  mitentscheiden,  so  enthalten  wir  uns 
jeder  allgemeinem  Entscheidung.    Nur  dies  scheint  festzustehen, 
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üsß  in  Republiken  die  Absetzbarkeit  zu  weit  ausgedehnt,  in  Monar- 
diieen  alten  Schlages  —  dem  eigentlichen  Paradiese  mittelmässiger 
Beamten  —  zu  schwer  genommen  wird.  Auch  hierin  kann  und  muss 
das  Staatsprincip  der  Zukunft,  die  Selbstregierung  in  frei  von 
Unten  auf  sich  organisirenden  Vereinen,  eine  Aenderung  in  den 
Geist  der  Beamten  bringen.     Sie  werden  sich  nicht  mehr  so  un- 
auflöslich an  ihre  Stelle  gekettet  empfinden,  wenn  sie  sehen,  wie 
in  den  freien  Associationen  unter  ihnen  die  Dienstattribute  der 
Einzelnen  unaufhörhch  wechseln  und  wie  dem  wahrhaft  Kundigen 
mancherlei  Mittel  gegeben  sind,  ausserhalb  des  eigentUchen  Staats- 
dienstes sich  lortzuhelfen,  wenn  in  demselben  seine  poUtische 
Selbstständigkeit  in  Gefahr  kommen  sollte. 

Ein  Anderes  ist  die  Unabsetzbarkeit  und  Unversetz- 
barkeit des  Richterstandes.  Diese  liegt  im  Wesen  seines  Be- 
rufes, welcher  das  reine  parteilose  Recht  vertretend  über  die  ein- 
celnen  poUtischen  Zeitschwingungen  hinausgestellt  sein  muss. 

ni.  Dass  das  Begnadigungsrecht  zu  den  unterschei- 
denden Attributen  des  Souveräns  gehöre,  steht  längst  unbezwei- 
telt  fest,  nur  nicht  aus  dem  Grunde,  „weil  er  einzig  und  allein 
unter  keinem  Gesetze  stehe" ;  —  eine  an  sich  selbst  falsche  Be- 
hauptung, —  wo  es  dann  einen  an  sich  unmotivirten  Act  der 
Willkür  in  sich  schlösse.  Vielmehr  ist  es  die  nothwendige  Er- 
gänzung der  Lücke,  wo  das  positive  Gesetz  noch  nicht  der 
Idee  der  Gerechtigkeit  adäquat  geworden  und  wo  die  Anwen- 
dung desselben  auf  den  bestimmten  Fall  eine  Ungerechtigkeit  in 
sich  schlösse.  Hier  entscheidet  der  Begnadigungsact  frei  nach 
der  Idee  des  Rechts,  d.  h.  nach  der  „Billigkeit"  (vergl.  §.  15. 
Bd.  I.  S.  50.).  Ebenso  ist  oft,  namentUch  bei  politischen  Ver- 
brechen, die  Gränze  zwischen  bösUchem  Vergehen  und  entschuld- 
barem Irrthum  so  schwer  zu  ziehen,  dass  der  Richter  nach  dem 
geltenden  Gesetze  verurtheilen,  der  Herrscher,  nicht  aus 
persönUchen  Regungen  weichherziger  Milde,  sondern  aus  klarer 
Ueberzeugung,  begnadigen  muss.  Daher  soll  keine  Begnadi- 
(img  als  Aufhebung  des  Gesetzes  behandelt  werden,  sondern 
ib  seine  Ergänzung,  durch  die  erst  das  wahre  Recht  gefun- 
en  wird. 
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IV.  Neben  dem  Rechte  der  Begnadiguiig  stdit  die  Pflicht 
des  Regenten,  Beschwerden  und  Wünsche  („Petitionen^^)  von  jed^ 
Staatsangehörigen  anzunehmen  und  durch  strenge  Immediatunte^ 
suchung  ihnen  Abhtüfe  zu  Verschaffen.  Der  Regent  soll  nicht  nur 
allen  Httlfsbedürftigen  zugänglich,  sondern  ai^di  allen  pflichtver- 
gessenen Beamten  'durch  die  drohende  Möghchkeit  der  Ahnimg 
gleichsehr  nahe  sein.  Ein  Russisches  Sprichwort  sagt  chardL- 
teristisch:  „Der  Himmel  ist  hoch  und  der  Czar  ist  weit^M  Es 
bezeichnet  vortrefflich  die  UnzulängUchkeit  eines,  wenn  auch  wohl- 
wollenden Absolutismus  seiner  ungeheuren  Angabe  g^ienflber, 
wenn  keine  freie  Presse  ihn  unterstützt;  —  die  freilidt 
an  sich  schon  mit  Absolutismus  unverträglich  ist  Und  wenn  Jean 
Paul  so  wahr  als  witzig  sagte:  dass  ein  Fürst  zwar  nidit  im 
Auslande,  wohl  aber  im  eignen  Reiche  überall  seine  Gesandtes 
haben  sollte:  —  so  ist  dies  Mittel  längst  gefunden.  Es  ist  die 
freie  Presse  des  eignen  Landes,  die  nun  aber  auch  wirklich  von 
aUen  Seiten  gesandtschaMichen  Zugang  zum  Herrscher  haben 
sollte.  Es  könnte  gerathen  scheinen,  einen  eignen  Beamten  in 
seiner  Nähe  bloss  mit  der  Bestimmung  anzusteUen,  über  alle 
solche,  in  der  Oeffentlichkeit  zur  Kunde  kommende  Beschwerden 
ihm  Bericht  zu  erstatten  und  seine  Befehle  zu  näherer  Untersu- 
chung entgegenzunehmen. 

S«    Die  TollLSTeriretanff« 

§.  150. 
Begriff  derselben  und  das  Wahlgesetz. 

In  der  Volksvertretung  soll  der  höchste  vernünftige 
Wille  des  Volkes  zur  Berathung  seiner  Angelegenheiten  sein 
Organ  erhalten  und  so  die  Initiative  zur  Selbstregierung  ^ 
greifen,  welche  von  diesem  Mittelpunkte  aus  durch  die  versdiie- 
denen  Staatsämter  und  die  ersten  verfassungsmässigen  Räthe  des 
Souveräns  —  auf  die  schon  beschriebene  Weise  (§.  148,  49)  — 
in  der  Spitze  der  Souveränität*  als  ihrem  höchsten 
Organe  sich  abschliesst.  Die  Volksvertretung  ist  es  also, 
in  welcher  (nach  uns)  der  reale  Schwerpunkt  des  Staates 
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Hegt,  möge  übrigens  die  Souveränität  durch  Eii>scliaft  oder  nach 
Wahl  bestimmt  werden. 

I.    Hierbei  sei  gar  nicht  veiiiehlt,  dass  wir  dadurch  vom 
Principe  landständischer  Vertretung  auf's  Entschiedenste 
ablenken,  deren  nur  in  der  Art  der  Repräsentation  yerbesserten 
letzten  Absenker  wir  in  der  modernen  „constitutioneUen  Monar- 
chie^^ bewahrt  finden.     In  beiden  beruht  der  Staat  auf  einem 
Dualismus  von  Fürst  und  Volk,  der  durch  ein  vertragsmässiges 
Abkommen  zwisdien  beiden  geschhchtet  wird,  welches,  wie  aller 
Bechtsvertrag,  auf  ursprünghcher  Unabhängigkeit  der  Willen  und 
der  Möglichkeit  ihrer  Entzweiung  gegründet«  ist.     In  der  alten 
landständischen  Verfassung  vollends,  wo  diA  Curien  noch  jede 
filr  sich  berietben  und  einzeln  mit  dem  Regenten  sich  vertrugen: 
da  war  es  sogar  ein  blosser  Aggregat  zustand,  der  den  Re- 
griff einer  wahren  Volksvertretung  und  Nationaleinheit  ausschloss. 
Ueberfaaupt  handeln  die  „ Stände ^^  zunächst  für  sich  selbst, 
»nd  Mandatare  ihrer  Interessen,  können  daher  auch  besondere 
Aufträge  von  Standesgenossen  annehmen,  während  in  der  wahren 
Volksvertretung  erst  durch  die  freie  Rerathung  in  den  Kammern 
die    staatliche  Meinung   des  Volkes    gebildet  und  ein 
ausserdem  gar  nicht  vorhandener  Wille  und  Reschluss 
desselben  hervorgebracht  werden  soll.*) 

Aus  allen  diesen  Gründen  müssen  wir  jenes  Princip  der 
Volksvertretung,  in  welchen  Modificationen  neuerdings  auch  es 
auftreten  möge,  fUr  veraltet  erklären.  Der  Staat,  als  geistiger 
Organismus,  soll  lediglich  von  Einem  Willen  durchdrungen 
sdn:  entweder,  wie  in  der  Despotie  und  im  Patrimonialstaate, 
von  dem  des  Landesherrn,  oder  im  begrüTsmässigen  Staate 
Tom  Willen  des  Volkes.  Die  dazwischen  eingeschobenen  Ver- 
fassungen, wenn  wir  sie  vom  ethischen  und  welthistorischen  Stand- 
punkte betrachten,  sind  nur  die  üebergangsformen,  um  von 
jenem  Staate  des  Naturells,  durch  den  Regriff  des  Vertrages  und 


'*')  Ueber  jenes  historisch  sehr  bestimmt  und  bis  in's  Einzelnste  ausgebildete 
Princip  der  landständischen  Verfassung,  den  Anforderungen  des  modernen  Staa- 
tes gegenüber,  st  Bluntschli,  „allgemeines  Staatsrecht"  1852. 
S.  276—281  zu  vergleichen. 

20 


306 

den  Rechtsstaat  hindurch,  auf  den  wahren  Staat  der  Selbstregie- 
rung durch  sittliche  Freiheit  zu  kommen. 

IL  Eine  ganz  andere  Frage  ist  es  jedoch,  wie  die  Volks- 
vertretung gebildet  sein  müsse,  um  in  der  That  den  höchsten  ' 
vernünftigen  Willen  des  Volkes  zu  treffen  und  nur  des- 
selben Organ  zu  werden?  Es  leuchtet  ein,  dass  diese  Angabe, 
ganz  analog  der  von  Errichtung  der  Souveränität,  nur  annähe- 
rungsweise, nie  in  unbedingter  Vollkommenheit  gelöst  werden 
kann.  Die  rechte  Volksvertretung  herzustellen,  wie  den  vollkom- 
menst ea  Souverän,  ist  theoretisch  und  praktisch  ein  unendliches  . 
Problem.  •• 

Diese  Aufgabe  mm  ist  es,  die  das  Wahlgesetz  lösen  soB. 
Ein  gemeingültiges  für  alle  Zeiten  und  Verhältnisse 
aufzustellen,  ist  nach  Obigem  unmögUch;  denn  es  soll  genau  dem 
jedesmaligen  socialen  Zustande  und  der  poUtischen  Bildung  des 
Volks  entsprechen.  Wie  tief  oder  wie  oberflächUch  daher  es  das 
Wesen  des  Volkes  ergreift  und  seine  eigentUchen  Vertreter  fin- 
det,  das  macht  die  Güte  und  Wahrheit  oder  den  Schein  und  die 
Lüge  des  Wahlgesetzes  aus. 

§.  151. 
Die  Formen  der  Volksvertretung. 

L  Die  handgreiflichste  Auflassung  des  „  Volks ''  ist,  es  in 
der  Gesammtheit  der  mündigen  Individuen  männli- 
chen Geschlechts  zu  finden.  Disputabel  bleibt  bei  diesem 
abstracten  Zählen  der  Individuen,  warum  die  Frauen  ausgeschlos- 
sen sein  sollen:  auch  haben  sie  das  politische  Stimmrecht  neu- 
erdings mehr  als  einmal  in  Anspruch  genommen.  Von  diesem 
Standpunkt  mit  Recht;  vom  hohem  mit  Unrecht  (vgl.  §.111, 11.)* 
Aus  diesem  Allen  entsteht  nun  die  nächste,  gleichsam  elementarste 
Lösung  des  Problems:  allgemeines  Stimmrecht  mit  direc 
ten  Wahlen,  gestützt  auf  den  Grundsatz,  dass  jeder  Bürger  im 
Staate  das  gleiche  Recht  habe,  an  der  Regierung,  also  Volksye^ 
tretung,  Theil  zu  nehmen.  Aber  nicht  dadurch,  müssen  wir  be- 
haupten, hat  er  dies  Recht,  dass  er  „Büi^er",  Person  mit  ab- 
stracter  Rechtsfähigkeit  ist:  —  als  solcher  kann  er  sieb 
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gar  nicht  von  Andern  vertreten  lassen  und  braucht  auch  nicht 
vertreten  zu  werden,  ausser  in  Rechtshändehi  vielleicht  von 
einem  Anwalte;  —  er  hat  Antheil  am  Staate  nur  dadurch,  dass 
er  nicht  bloss  Einzelner,  sondern  Glied  eines  der  im  Volke  ver- 
tretenen wesenthchen  Interessen  ist. 

Jedem  Rechte  sodann  entspricht  eine  Pflicht;  und  bei 
jeder  Rechtsausübung  selber  kommt  es  darauf  an,  ob  man  die  daraus 
entspringende  Pflicht   zu  erfüllen   im  Stande   ist;    wie   bei   der 
Wehrpflicht,   die  auch  ein  allgemeines   Bürgerrecht  ist.     So 
gilt  es,  seine  Tauglichkeit  zu  erweisen,  das  pohtische  Stimm- 
recht auszuüben,  d.  h.  der  darin  liegenden   Pflicht  des  Mit- 
regierens  gewachsen  zu  sein.     Um  Wähler  sein  zu  können, 
bedarf  es  daher  des  Beweises  selbstständiger  politischer 
Bildung.     Ohne  denselben  kann  Niemand  darauf  Anspruch  ma- 
chen, Mitvertreter  des  vernünftigen  Volkswillens  zu 
sein.    Hier  hegt  daher  die  Schranke  für  die  Gegenwart,  aber  auch 
das  heuristische  Princip  für  die  fortschreitende  Verallgemeinerung 
des  Stimmrechts.    Je  mehr  die  Selbstständigkeit  poUtischer  Bil- 
dung zunimmt  in  den  Massen,  desto  weiter  kann  das  Stimmrecht 
sich  erstrecken.    Je  begränzter  in  ihnen  der  Horizont  poUtischen 
Urtheils,  desto  weniger  taugt  es,   die  directen  Wahlen  ihnen 
anzuvertrauen.     Dies  muss  eigentlich  bei  allen  Wahlar- 
ten als  leitender  praktischer  Grundsatz  gelten.    Schon 
dadurch  richtet  sich  jedoch   bei   der  gegenwärtigen   Culturhöhe 
fast  aller  Völker  das  allgemeine  und  directe  Wahlrecht 
In  Zeiten  der  Unruhe,   der  Unzufriedenheit  fällt  die  urtheillose 
Menge  der  Demagogie  anheim,  oder  künstlichen  Parteiungen.    In 
Zeiten  der  Ruhe  oder  der  hoflnungslosen  Ermattung  nach  poU- 
tischen  Täuschungen,  ist  sie  sorglos  und  gleichgültig,  übt  entwe- 
der Uir  Stimmrecht  gar  nicht  aus  (die  Beispiele  davon  sind  zahl- 
los), oder  sie  klammert  sich  an  bomirte,  locale  Interessen  an, 
und  verräth  dadurch  das  allgemeine  Interesse  des  Vaterlandes. 
Unter  diesen  Bedingungen  ist  daher  das  allgemeine  Wahlrecht 
gar  nicht  im  Stande,  das  Volk  zu  treffen,  welches  in  der  phy- 
sischen Menge  nie  repräsentirt  ist. 

IL    Darum  hat  man  längst  ein  Surrogat  erfunden,  um  aus 
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^r  M«nge  das  wahk'e  Volk  abzuBcheiden:  es  ist  das  Stimm^ 
recht  nach  d^m  Ccbbhs.  Der  Grund  jedoch,  welchen  isan 
gewöhnlich  und  mit  vollem  Glauben  an  seine  Untrüglichkeit  dafür 
anzuführen  pflegt:  dass  der  Bürger,  je  mehr  er  durch  Steue^ 
zahlen  an  den  Staatslasten  theilnehme,  desto  mehr  das  Redit 
erhalte,  mitzuregieren  und  dass  demnach  der  Census  der  einzig 
gerechte  Maassstab  für  das  Wahlgesetz  sei:  dieser  Grund  hat  kei- 
nen dauernden  Werth,  sondern  nur  vorübergehenden.  Nodi 
mehr:  er  hat  keine  eigene  Wahiiieit,  sondern  ist  blosse  Einklei- 
dting  einer  andern.  Um  das  timokratische  Element  auf  durch* 
greifend  gerechte  Weise  entscheiden  zu  lassen,  müsste  man  zu- 
erst alle  indirecten  Steuern  abs(^ffen,  an  welchen  gerade  der 
Besitzlose  auf  empfindlichste  Weise  mitbetheiligt  ist,  da  bekannt- 
lich  Niemand  so  theuer  lebt,  als  eben  der  Arme.  Man  mOsste 
ferner  durch  directe  Steuer  nur  das  reine  Einkommen  treffen^ 
um  durch  den  Census  die  H^he  des  Steuerzahlens  gerecht  be- 
stimmen KU  können.  Wie  weit  unsere  finanzielle  Praxis  daroo 
noch  entfernt  sei,  braudit  hier  nicht  gezeigt  zu  werden.  Aber 
weit  mehr  noch  ist  die  Absicht  dieses  W^ahlgesetzes  ganz  wo  an- 
ders zu  suchen:  die  Nichtbesitzenden  sollen  vom  Wählen  ausge- 
schlossen werden,  weil  sie  nicht  genug  conservative  GaranfieeB 
bieten. 

Rationeller  und  ehrlicher  zugleich  ist,  was  Guizot  und  die 
ihm  verwandten  politischen  Denker  Frankreichs  über  den  Werth 
des  Census  sagen.*)  Ihnen  soll  der  Mittelstand  (les  classts 
mo^«nne«),  der  Sitz  der  Dcirdisohnittsbildung  im  Volke,  der  eigent- 
lich herrschende  und  darum  in  der  Volksvertretung  betheiligte 
sein.  Nur  aus  diesem  Grunde  ist  ihnen  der  Census  leitendem 
{h:4ncip  bei  den  Wahlen.  Wohlhabenheit  erzeugt  Müsse,  deutet 
überhaupt  auf  Intelligenz  und  Bildung;  und  diese  müssen  tot 
Allem  unter  Wählern  wie  Gewählten  den  Ausschlag  geben. 

So  bekennt  man  sich  ausdrücklich  zum  bloss  Provisorischen 
oder  Supplementaren  dieses  Wahlprincips :  man  will  unter  dem 
Wohlhabenden  nur  den  politisch  Befähigten  treffen.    Aber 


*)  Vergl.  „Geschichte  der  Ethik"  Bd.  I.  S.  723  flf.  726. 
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maa  bat  damit  den  Zufall  oder  da?  Irrationale  noch  nicht  völlig  b^ 
seitigt:  jenes  nicht,  indem  ganze  Classeu,  z.B.  der  Lehrer, 
der  Geistlichep,  an  den  Wahlen  keinen  Antheil  nehmen  können, 
Wßnn  sie  picht  Grundbesitzer  sipd  oder  eine  gewisse  Steuerhöbe 
erreichen ;  d  i  e  s  nicht,  weil  der  Steuerfiibjge  denpoch  höchst  un«- 
gebildet  sein  kann. 

3o  ist  der  Census  in  seinem  Ausgfingspunkte  ein  ungenU«- 
gendes,  in  seinen  Folgen  ein  png^^obtes  u^d  dem  Zufall  ausge?^ 
setztes  Wablprindp:  denn  zwischen  dßlM  ^teuerzahlen  und 
der  innern  politischen  Bildung  Mt  Ubarall  kein  bedingen- 
der Zusammenhang.  Mit  Recht  daher  hat  es  zu  seiner  Zeit  die 
Frankfurter  Nationalversammlung  verworfen. 

Dies  hindert  aber  gar  nicht  zu  bekennen,  dass  es  supple* 
mentare  Brauchbarkeit  habe  und  für  die  meisten  gegebenen 
Yolkszustände  das  Zweckmässigste  sei.  Daher  ist  es  auch  das 
älteste  und  verbreitetste :  schon  Selon  und  Servius  Tullius  führten 
es  ein ;  England,  (lolland,  Belgien,  Norwegen,  selbst  einige  Theile 
der  Nordamerikanischen  Staaten  haben  es  anerkannt  Wird  es 
als  ein  wandelbares,  der  Verbesserung  bedürftiges  bezeichnel:, 
80  ISIsst  sich  gegen  seinen  factischen  Bestand,  wo  es  noch  nicht 
entbehrt  werden  kann,  nichts  Wesentliches  erinnerq.  Hier 
tritt  jedoch  der  vorhin  (I.)  aufgewiesene  Grundsatz  ein:  mit  der 
steigendeu  Volksbildung  müsste  der  Wahlcensus  erniedrigt  werden. 

III.  Einen  wesentlichen  Fortschritt  im  Principe  scheint  das 
allgemeine  Stimmrecht*mit  indirecten  Wahlen  darzu- 
bieten; denn  es  beruht  auf  dem  Gedanken  einer  gegliederten, 
nach  Oben  hin  sich  verjüngenden,  aber  zugleich  sich  reinigenden, 
vervollkommnenden  Vertretung.  Es  führt  den  Unterschied  der 
Menschen,  der  in  der  Gesellschaft  immer  bestehen  wird  und  be- 
steheq  soll,  von  der  Zuftilligkeit  des  Reich  und  Arm  auf  seinen 
wahren  Grund,  auf  die  höhere  Beföhigung  oder  die  besondere 
Tauglichkeit  zurück.  Nicht  Jeder,  bei  gewissenhafter  Selbstprü" 
fung,  ist  ftlhig,  selbstständig  und  aus  eigner  Kenntniss  den  besten 
Volksvertreter  zu  wählen;  aber  einen  Andern  wird  er  kennen, 
dem  er  dabei  als  Mittelsperson  vertrauen  kann  und  aufwei- 
chen  er,    als   auf  den  Kundigem,    durch   Uebertragung   seines 
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wenn  sie  auch  nicht  geradezu  »ch  ausschliessen,  dodi  wenig- 
stens als  geschiedene  neben  einander  herlaufen. 

a.  Die  Volksvertretung  nach  Gemeinen,  Bezirken, 
Kreisen  beruht  auf  einem  wahren  und  bleibenden  Interesse  und 
schliesst  sich  zugleich  auf  die  natüriichste  Weise  an  die  unent- 
behrlichste Gliederung  des  öffentUchen  Ldaens  an.  Wen 
auf  der  Grundlage  einer  lange  geübten  und  praktisch  durdibiUe- 
ten  Gemeine-,  Bezirks-  und  Kreisverfassung  (wie  sich  HoUand 
und  Belgien  einer  solchen  erfreuen)  die  Landesvertretung  siA 
aufbaut:  so  ist  dies  ein  sicheres  und  bildungsi^eiches 
Princip.  Ein  sicheres:  denn  die  Volksinteressen  von  einer  vricb- 
tigen  Seite  her  kommen  entschieden  zur  Sprache;  ein  bildungs- 
reiches:  denn  Nichts  kann  sicherer  bewahren  vor  dem  hohlen 
Gerede  blosser  Parteidebatten,  und  Nichts  ist  zugleich  eine  so 
sichere  politische  Bildungsschule  von  Unten  auf,  als  wenn  derje- 
nige, der  in  den  nächsten  praktischen  Fragen  das  Vertrauen  sei- 
ner Mitbürger  erworben  und  durch  wiederhohlte  Wahlen  fillr  die 
Gemeine  oder  den  Kreis  es  bewährt  hat,  um  sdner  bewährten 
Erfahrung  nun  audi  zur  hohem  Aufgabe  eines  Volksvertreters 
berufen  wird.  Nach  unserer  Ueberzeugung  ist  es  sogar  dn  voD- 
kommen  genügendes  Princip  der  Volksvertretung,  wenn  das  Volk 
in  einfachen,  nicht  complicirten  Interessen  lebt;  in  Acker- 
bau, Viehzucht,  den  einfachsten  Zuständen  der  Nationalökonomie 
seinen  Umkreis  findet.  War  doch  die  Volksvertretung ,  Englands 
im  Unterhause  auf  der  historischen  Grundlage  der  Gemeinever- 
fassung  au^ebaut,  lange  bevor  es  die  grosse  handeltreibende  Na- 
tion wurde.  Dabei  lässt  sich  sogar  denken,  dass  theilweis  wenige 
stens  mit  diesem  Principe  das  der  Specialinteressen  verbunden 
werden  könne.  Die  Vertreter  Manchester's  werden  naturgemüss 
dem  Fabrikwesen,  die  Liverpool's  dem  Handel,  jene  von  Kent  odtf 
York  dem  Ackerbauinteresse  dienen.  Dennoch  bleibt  dies  in  solcher 
Gestalt  nur  ein  Zuf^ges:  die  eigentlich  Kundigen,  die  höchsUat 
Techniker  im  Lande  über  jene  Materien  sind  damit  noch  nicbt 
gefunden;  und  was  noch  mehr  ist,  die  idealen  Interessen  sind 
gar  nicht  vertreten,  sondern  zurückgedrängt  durch  diei  einseitige 
Richtung  auf  den  äussern  Wohlstand  des  Volks. 
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b.  Dies  IXsat  uns  das  vollkommenste  Princip  der  Volksver- 
tietang  erst  in  der  nach  Ständen,  und  zwar  nach  allen  Stän- 
den, ei4>licken»  Den  festen  Umkreis  derselben  haben  wur  schon 
oben  Yorgezeichnet  (§.  135.  ff.).  Auch  der  Lebrerstand,  wie  er 
fon  der  Volksschule  an  bis  zum  Universitätslehrer  hinauf 
einen  zusammenhangenden  Organismus  mit  eigenthümUchen  Inter^ 
^  essen  bildet  oder  künftig  wenigstens  bilden  soll,  nicht  minder  der 
f  geistliche  Stand,  theils  als  Vertreter  der  religiösen  Bildung 
[  im  Volke,  theils  als  kirchUche  Körperschaft,  sollen  ihre  Re* 
Präsentanten  in  das  Volkshaus  senden,  und  keine  Maassregel  der 
Culturgesetzgebung  soll  von  der  Regierung  eingeführt  wer- 
den, ohne  von  jenen  Vertretern  begutachtet,  gebilligt  oder  frei 
beantragt  zu  sein. 

Halten  wir  die  Vertretung  nach  Ständen  fest,  so  ist  es  frei- 
lich jetzt  noch  sehr  schwer,   durch  ein  allgemeines  Gesetz  ihre 
Anzahl  und  Gränzen  zu  bestimmen  und  darnach  den  Wahlmodus 
iür  immer  vorzuschreiben.    Diese  Gränzen  sind  unter  den  gegen- 
wärtigen Culturverhaltnissen  so  fliessend  und  unbestinmit,  ja  so 
veränderlich  nach  den  Oertiichkeiten  und  der  weitem  Ausbildung, 
die  Gewerbe  und  Handel  in  jene  hineintragen  können,  dass  vnr 
die  Schwierigkeiten  eines  solchen  Wahlgesetzes  uns  nicht  verber- 
gen. .  Dennoch  halten  wir  den  Gedanken  selbst  für  so  wahr  und 
fruditbar;  zugleich  sind  wir  so  fest  überzeugt,  dass  nur  auf  die- 
sem Wege  eine  „Selbstregierung"  des  Volkes  von  Unten  her 
erreicht  werden  könne,  die  in  Wahrheit  rationell,  zugleich  ebenso 
conservativ,  wie  organisch  fortsdireitend,  immer  durch  sidi  selbst 
sich  ausheilen  und  im  Wechselkampf  von    den   unwillkürlichen 
Einseitigkeiten  sich  reinigen  würde :  dass  wir  um  jener  zeitweisen 
Schwierigkeiten  die  Wahrheit  und  Grösse  des  Grundsatzes  nicht  ver- 
leugnen können.   Und  den  Gefahren  der  Zeit  gegenüber  geben  wir 
zu  beherzigen,  dass  der  Kampf  zwischen  „Bürgerthum"  (bour- 
geoisie)  und  „Volkes  der  das  eigentliche  Thema  unserer  Gegen- 
wart und  nächsten  Zukunft  sein  wird,  nur  auf  jenem  Wege  durch 
friedliche  Oi^anisationgelöst  werden  kann.     An  sich  sind  jene 
beiden  Gegensätze  unwahre,   zur  Vernichtung  bestimmte  Unter- 
ficheiduQgen;   jetzt   aber   sind    sie   leider   vortianden,    und  mit 
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Fanatismus  ergriffen  enthalten  sie  Keime  einer  tödtlichen  Zwie- 
tracht, deren  Ausbruch  das  innere  Wesen  der  Gesellschaft  v^ 
nichten  würde.  Wie  anders  jedoch  lässt  sich  jene  tiefli^ende 
sociale  Wunde  gründlich  ausheilen,  als  indem  das  „Volk^^  dk 
Besitzlosen,  durch  Association  unter  sich  und  mit  dem  BQrg(»w 
thume  immer  mehr  jener  socialen  Knechtschaft  und  Unselbststflo- 
digkeit  entrissen  wird,  d.  h.  in  einen  wohlorganisirten  Stand  ein- 
tritt und  mittels  desselben  auch  dem  Organismus  des  „Gesammtp 
Volks"  und  dessen  Vertretung  einverleibt  wird? 

§.  152. 
Rechte  und  Pflichten  der  Volksvertretung. 

Das  Volk,  d.  h.  sein  vernünftiger  Wille,  herrscht 
mittels  der  Volksvertretung  im  Staate;  aber  es  regiert  nicht:  (U 
peuple  regne,  il  ne  gouverne  pas.)  In  diese  Formel  M 
sich  das  neue  von  uns  aufgestellte  Staatsprincip  zusammendräih 
gen ,  daraus  zugleich  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Volksvertretung 
sich  abgränzen.  Weil  jedoch  sich  zeigen  wird,  dass  die  Ausübung 
in  Constitutionen  regierten  Staaten  die  wesentlichsten  dieser  Redite 
der  Volksvertretung  wirklich  schon  zugestanden  hat,  dass  es  mehr 
darauf  ankommt,  sie  in  ihrem  ganzen  Umfange  auszubilden  und 
auf  alle  Gegenstände  der  innem  Wohlfahrt  au&zudehnen:  sollten 
sich  die  Anhänger  des  Alten  durch  jene  Formel  nicht  erschrecken 
lassen.  In  aller  Stille  hat  sie  schon  längst  sich  den  Boden  e^ 
obert:  jetzt  gilt  es  nur  noch,  dass  sie  eine  klar  erkanpte  und 
eine  öffendich  anerkannte  „Wahrheit"  werde. 

I.  Die  Sorge  fUr  Beobachtung  der  Verfassung  ist  die 
eine  Seite  dieser  Rechte  und  Pflichten,  —  die  Ueberwachung  des 
gesetzlich  Bestehenden  in  seiner  Unantastbarkeit  uüd  wirk- 
samen Kraft  für  das  Allgemeine,  wie  flir  den  Einzelnen.  JA» 
Volksvertretung  ist  das  eigenüich  conservative  Element  in 
Staate,  indem  sie  hindert,  dass  ein  gewonnener  Fortschritt,  ein 
gesichertes  Gut  der  Freiheit  niemals  verloren  gehen  kOnne,  dass 
selbst  jede  Verbesserung  nur  auf  gesetzlichem  Wege,  in  der  ve^ 
fassungsmässigen  Form  bewirkt  werde.  Es  li^  in  der  VolkSf 
vertretung  das  mächtigste  Bollwerk  vor  jeder  Revolution,  m 
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komme  von  Unten  oder  von  Oben,  weil  ihre  erste  Pflicht  ist,  die 
bestehende  Verfassung  zu  schützen. 

Als  besondere  Rechte  fliessen  aus  jenem  aügemeinen: 

a.  Das  Recht  der  Controle  über  den  Staatshaushalt: 
lie  Prüfung  des  Budget  und  verlangte  Rechnungsablage,  ebenso 
lie  Ueberwachung  des  gesammten  Staatscreditwesens.  Be- 
preiflich  ist,  dass  dieses  Recht  in  den  verfassungsmässig  regierten 
Staaten  bisher  am  Ersten  zur  wirk^men  Geltung  kommen  musste, 
veil  es  die  praktische  Folge  des  SteuerbewiUigungsrechtes  ist, 
md  weil  auch  der  öffentliche  Credit  eines  Staates,  der  bei  den 
gegenwärtigen  Börsenveiiiältnissen  weit  über  die  Gränzen  desselben 
binausreichen  muss,  nur  durch  Anerkennung  der  Staatsschulden 
von  Seite  der  Kammern  gewahrt  zu  werden  vermag.  Schon 
mn  nöthigen  Falles  auf  dem  Wege  der  Anleihe  von  Äussenher 
Geld  zu  erhalten,  liegt  es  im  eignen  Interesse  der  Regierungen, 
in  diesem  Theile  ihrer  Verwaltung  wenigstens  die  Verfassung  ge- 
^ssenhaft  zu  beobachten. 

b.  Das  Recht  der  Anklage  gegen  die  Staatsbeamten,  na- 
mentlich die  Minister,   als  die  eigentlich  verantwortlichen,  bildet 
die  noth wendig  ergänzende  Kehrseite  zum  Vorigen.     Wer  die  all- 
gemeine Ordnung  des  Staatshaushaltes  zu  überwachen  hat,  muss 
auch  das  besondere  Recht  besitzen,  die  Uebertretenden  zur  Un- 
tersuchung zu  ziehen :  natürlich  auf  gerichüichem  Wege ;  d.  h.  sie 
zn  belangen  und  eine  Untersuchung  gegen  sie  zu  veranlassen. 
Ob  vor   den   ordenthchen   Gerichtshöfen   des  Landes    oder   vor 
einem  dazu  ausserordentlich  zu  ernennenden  „Staatsgerichtshofe^S 
ist  für  die  Sache  gleichgültig.     Nur  dies  steht  fest,  dass  lediglich 
eigentliche   Gesetzesübertretungen  und   verfassungswidrige  Hand- 
lungen  der  Staatsbeamten  zu  solcher  Anklage  das  Recht  geben, 
während  blosse  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Ministerium  und 
Kammermajorität,  oder  die  Hartnäckigkeit  des  erstem,  nicht  ab- 
treten zu  wollen,  kein  Recht  dazu  geben  kann,  so  gewiss  dies 
ein  Streit  politischer  Parteien  ist,  der  nur  auf  dem  bezeichneten 
verfassungsmässigen  Wege  ausgetragen  werden  darf.    Jenes  ganze 
Lnklageverfahren  muss  aber  selber  unter  ein  Gesetz  gestellt  wer- 
ten, das  Gesetz  tlber  die  „Verantwortlichkeit  der  Minister 
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und  Staatsbeamten^S  welches  mestbeils  sie  verwarnendi 
anderntheiis  sie  schützend  jeder  Willkttr  der  Parteieii  enUiebt  Qar 
leicht  nämlich  kann  es  bei  grossen  Krisen  und  Erscbütterungen 
eines  Staates  Pflicht  des  Ministeriuois  werden,  vor  einzelnei 
ungünstigen  Abstimmungen  nicht  zurückzutreten,  sondern  mit  klei^ 
nen  oder  schwankenden  Majoritäten  fortzuregieren«  (So  thatei 
gelegentlich  die  drei  grOssten  Staatsmänner,  welche  England  ifl| 
letzten  Jahrhundert  hervorgebracht:  Pitt,  Canuing,  Robert  Peci 
Sie  gaben  dadurch  der  leidenschafUichen  Parteierregung  Zeit  si<^ 
herabzustimmen  und  der  öffentlichen  Meinung  Gelegenheit  durcli 
die  Presse  sich  auszusprechen,  Sie  trugen  zuletzt  vor  dieser  de& 
Sieg  davon.) 

In  den  demokratischen  RepubUken  reicht  die  Verantwortlich- 
keit auch  bis  zu  den   Häuptern   der  Regierung  hinauf:'^)  -r 
eine  sdieinbar  freisinnige,  aber  unzweckmässige  Einrichtung,  weil 
damit  die  oberste  Regierungsgewalt  dem  Angriffe   der  Parteien 
blossgestellt  und   durch  diese  drohende  MogUchkeit,  noch  dazu« 
wenn  ihre  Gewalt  eine  zeitweise  und  kurze  ist,  alles  Muthes  und 
aller  Energie  beraubt  wird,  nach  eigener  selbstständiger  lieber^ 
zeuguug  einzugreifen.    Hier  eben  würde  der  Fall  eintreten,  den 
Stahl  bei  der  durch  constitutionelle  Formen  eingeschränkten  Für- 
stenmacht so  sehr  beklagt,   dass  der  Regent  „dem  ^opfe  am 
Kirchthum  gleiche,  um  den  Niemand  sich  kümmert",**)   oder 
noch  eigentlicher  ist  er  in  Gefahr,  zur  Windfahne  herabgewürdigt 
zu  werden,  welche  der  herrschenden  Luftströmung  unterworfen  ist 

c  Das  Recht  der  Reschwerdeführung,  welches  auch 
das  Recht  einschhesst,  den  Recurs  der  Verletzten  gegen  die  Re^ 
gierung  anzunehmen,  ist  äine  weitere  Folge  jenes  ßrundverhäU« 
nisses.  Der  Volksvertretung  steht  es  zu,  in  legaler  Form  den 
Staatsbeamten  und  Ministern  gegenüber  ihr  Misstrauen  auszu- 
drücken oder  auch  ihre  Beschwerde  an  den  Regenten  zu  bringen. 

^ 

Die  Öffentliche  Presse  kaon  hier  nur  die  Initiative  ergreifen  und 


*)  Das  Factische  darüber  findet  sieb  kurz  zusammengestellt  bei  Bluntschli 
allgemeines  SUatsrecht,  S.  394.  95. 

**)  Stahl,  das  monarchische  Priacip,  S.  9. 
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e  aDgemeiae  Aufinerkdamkeit  «if  den  scbadhaften  Punkt  hin- 
oken. 

n.  Da^RetMder  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
kdder  ZustiMoiiing  bei  der  Steuererhebung  enthält  die 
reite  ent^rediende  HäUte  der  Befognisse,  welche  der  Yolksver- 
»lang  zukommen :  -^  et  fügt  dem  Principe  des  Bewahrens  des 
Tungenen  das  des  organisdien  Fortschreitens  durdi  gesetz- 
ben^  tbäti^ett  hinzu. 

a.  Im  ersten  Rechte  ist  nicht  bloss  die  B^ugniss  begriffen, 
i  den  TOD-  der  Re^erung  vorgelegten  Gesetzesentwürfen,  ebenso 
ET  authentischen  Auslegung  oder  zur  Abschaffung  bestehender 
esetze,  die  Zustimmung  zu  geben,  sondern  auch  das  Recht, 
eue  Gesetze  vorzuschlagen  und  selbstständige  An- 
rege zu  stellen:  (nicht  blosses  „ Petitionsrecht ^S  nach  der 
^er  geltenden  Reditsauffassung  des  ^monarchisdien  Princips^S 
ass  nur  im  Herrscher  das  Recht  der  Initiative  liege.) 

In  den  neuern  Verfassungen  ist  das  Recht  Gesetze  zu  bean- 
ragen,  neben  der  Regierung,  jeder  von  beiden  Kammern  zuge- 
tanden,  aber  naturg^n^äss  an  gewisse  Formen  der  Y orber a- 
hung  geknüpft^  wekhe  die  zunächst  nur  personliche  Motion  des 
loizdnen  zm*  Gesammtmotion  der  Versammlung  erheben.  Die 
ebräuchlidie  Stufenfolge  geht  von  der  Erlaubniss  oder  der 
erweigerung  der  Einbringung  selbst,  nach  angehörtem  Vor^ 
iige  des  Motionsteilers,  zur  Abstimmung  über  die  Erheblich- 
eit  des  Gegenstandes  (in  England  durch  die  Zulassung  des  An- 
ligs  zu  zweiter  Lesung),  endlidi  zur  Entscheidung  fort,  ob 
ie  Motion  überhaupt  anzunehmen  oder  fallen  zu  lassen  sei. 

(Die  neuern  politischen  Schriftsteller,  selbst  der  so  umsich- 
ge  Bluntschli , '^)  legen  grossen  Werth  darauf,  dass  das  Recht 
er  Gesetzesanträge  vorzugsweis  dem  Staatsoberhaupte  und  seiner 
egierung  erhalten  bleibe.  Es  sei  dies  das  Naturgemässeste  und 
igleidi  die  hislorische  Praxis  der  meisten  Nationen.  Wir  ge* 
eben,  dass  wir  diese  Ueberzeugung  nicht  iheilen  können.  Im 
igriffsmässigen  Wesen  der  Regierung  wenigstens  liegt  es  nicht, 


*)  A.  a.  0.  S.  306. 
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die  lediglich  die  Pflicht  gewissenhaften  Verwalte ds  der  beste^ 
henden  Gesetze  hat,  nicht  aber  zugleich  die  Verpflichtung,  dienft^ 
Bestand  zu  vermehren  oder  zu  ändern,  wenn  der  allgemeine  Wille 
des  Volks  nicht  die  Initiative  ergreift.    Im  Gegentheil  scheint  eiar   i 
weise  Schonung  des  Regierungsansehens  |diese  weit  mehr  davoa^  \ 
abzuhalten  als  dazu  aufisufordern:  wird   ein  von  der  Regienuig   ' 
vorgeschlagenes  Gesetz  verworfen,  so  leidet  ihre  Autorität;  ftUt 
die  Motion  einer  Partei  innerhalb  der  Volksvertretung  durch,  so 
hat  nur  jene  den  Schaden  zu  tragen.) 

b.  Mit  dem  besonders  von  uns  bevorworteten  Rechte  der 
Initiative  in  Gesetzesvorschlägen  hängt  die  weitere  Beftignifls 
der  Volksvertretung  aufs  Engste  zusammen,  Untersuchungen 
(Enquetes)  einzuleiten,  um  gewisse  Volksznstände  und  Bedürfnisse 
auf  dem  Wege  selbstständiger  Prüfung  kennen  zu  lernen 
und  hierauf  Anträge  zu  neuen  Gesetzen  und  Anordnungen  zn 
gründen. 

(Die  in  England  schon  lange  geübte  Sitte,  dass  das  Parift- 
ment  selbstständige  Comit^en  ernennen  und  durch  diese  die  um- 
fassendsten Untersuchungen  über  Zustände  und  Bedürfnisse  des 
Volks  anstellen  lassen  darf,  ist  eine  der  nachahmenswerthestei 
Einrichtungen,  während  die  Kammern  des  Festlandes  in  soldtei 
Fällen  nur  auf  die  amtlichen  Vorlagen  der  Regierung  beschränkt 
sind.) 

c.  Das  Recht  der  Steuerbewilligung  schliesst  selbst? 
verständlich  das  der  Steuerverweigerung  in  sich.  Es  ist 
viel  über  die  Gränzen  des  letztem  gestritten,  bis  jetzt  jedoch,  wie 
uns  scheint,  nach  einem  klaren  Prindp  noch  nicht  darüber  ent* 
schieden  worden.  In  der  Regel  bUeb  man  bei  dem  praktisch 
sein  sollenden  Grundsatze  stehen:  die  Steuern,  „welche  zurFflb' 
rung  der  Regierung  nOthig  seien",  dilrften  niemals  verweigert  we^ 
den  und  bei  Verweigerung  der  neuen  Steuern  hätten  die  alten 
fortzudauern.'!')    Die  Bemerkung  liegt  nahe,  und  hat  sich  aufih 


*)  Deutscher  Bundesbeschluss  v.  J.  1831  und  1836.  Preussische  Ver- 
fassung von  1850.  Bayerische  Verlassung  u.  s.w.  bei  Bluntschli  a.a.O. 
S.  313. 


319 

iffcb  die  Erfahmng  bewährt,  dass  zwischen  Regierung  und  Stän* 
dee  stets  darüber  Streit  sein  werde,  was  zu  den  „nOthigen 
Steuern ^^  zu  rechnen  sei,  was  nicht,  da  eine  absolute  Gränze 
Uerin  zu  ziehen  unmögUch:  aus  gleichem  Grunde  ist  die  Unter- 
icheidung  eines  „beweglichen^^  Budgets  von  einem  „unbe- 
regli ebenes  welches  stets  zu  bewilligen  sei,  schwer  durchzu- 
Ihren. 

Vom  allgemeinen  Rechtsstandpunkte  aus  ist  das  Recht  der 
Iteuerverweigerung  an  sich  ein  unbedingtes;  nur  kann  es  nicht 
US  Gründen  hervorgehen,  die  dem  finanziellen  Gebiete  fremd 
ind  und  dem  pohtischen  angehören.  Durchaus  unstatthaft  ist 
ler  oft  gehörte  Grundsatz:  „der  Regierung,  die  mein  Vertrauen 
icht  hat,  darf  ich  auch  die  Bedingung  der  Fortexistenz  verwei- 
em".  Denn  der  Staat  mit  seinen  wichtigsten  socialen  Pflich- 
en  steht  über  den  pohtischen  Parteien,  und  darf  von  ihnen  in 
iesem  geordneten  Wirken  nicht  unterbrochen  werden.  Jede 
'lurtei  könnte  dann  durch  eine  augenbhckUche  Majorität  die  Re- 
knmg  stürzen  und  alles  pohtische  Leben  des  Staates  wäre  in 
inen  Kampf  der  Parteien  um  die  Regierung  verkehrt,  d.  h.  das 
levolutioniren  wäre  in  Permanenz;  —  ein  absolut  staatswidnger 
ostand^  da  im  vernünftigen  Organismus  desselben  kein  Element 
1  gesetzlicher  Wirkung  geduldet  werden  darf,  welches  Revo- 
ition  zu  erzeugen  vermöchte.  Das  Steuerverweigerungsrecht  ist 
lithin  ein  unbeschränktes,  aber  von  bloss  sachlicher  Bedeu- 
mg,  nicht  als  pohtische  Waffe  zu  gebrauchen :  es  kann  nur  aus 
nanzlellen  Gründen  bestimmte  Steuern  oder  die  Art  ihrer  Erhe- 
oog,  niemals  aber  „das  Budget'^  verweigern.  (Nur  der  einzige 
all  darf  eine  Ausnahme  machen:  wenn^die  Staatsordnung  schon 
^tört,  die  Revolution  von  Obenher  hereingebrochen  ist.  In 
)ldien  höchst  seltenen  Fällen  ist  das  letzte  Mittel  der  Noth- 
ehr erlaubt,  d.  h.  auf  das  frei  entscheidende  Gewissen 
er  Volksvertreter  gelegt,  durch  öffentlich  ausgesprochene 
teuerverweigerung  den  Protest  gegen  die  verfassungswidrigen 
indlungen  der  Regierung  einzulegen.  Es  ist  von  dieser  ein 
)pell  an's  Volk,  wie  die  Kammerauflösung  es  von  Seiten  der 
^ierung    ist.     Aber   jener  ist  ungleich  gefährUcher,   als  die- 
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ser.  Wenn  er  den  Volksvertretern  misslingt  (wie  eB  z.  1$.  bei 
dem  Steuerverweigerungsversuche  der  Preussischen  Nationalver- 
Sammlung  im  l.  1848  der  Fall  war):  so  ist  dies  von  weit  tiete 
greifender  Bedeutung,  als  der  umgekehrte  Fall,  wenn  die  Regie- 
rung die  Kammern  aufi(Vst  und  doch  nachher  dieselben  MajoriUtai 
wiedererhält.  Sie  hat  nur  eine  erlaubte  Probe  gemacht,  wlb*  |ia 
rend  dort  die  Volksvertreter  mit  ihrer  verworfenen  Appdlatioi 
an  das  Volk  gezeigt  haben,  dass  sie  den  Willen  des  Volks  zu  }p 
vertreten  nur  vorspiegelten.) 

9m    nie  öflfeiitllclAe  Melnany« 

§.  153. 
Allgemeiner  Begriff  derselben. 

In  jenen  beiden  Formen:  Regierung  und  Volksvertre» 
tung,    liegt   der   vollständige  Umfang    der    verfassungsmässigei 
Gewalt.     Aber  beide  können  entarten,  in  einen  Schlendrian  des 
Gewohnten  versinken;  beide  bei  bestimmten  Fragen  sich  irres, 
oder,  was  das  Häufigste,  im  Wechselspiele  des  Parteikampfes  sidi 
neutralisiren.    Hier  bedarf  es  eines  dritten,  rein  ÜieoretisdieBt 
die  untern  Regionen  wie  die  obern  orientirenden  Elementes,  das, 
ohne  alle  oMcielle  Macht,  gerade  dadurch  wirkt,  indem  es  tiber- 
zeugt.    Auch  muss  das  Princip  der  Perfectibilität  im  Staate 
selbstständig  vertreten  sein,  damit  das  Element,  das  unterdrückt 
und  in's  Verborgene  gewendet,  eine  Revolution  wider  den  Staat 
erzeugen   könnte,  nunmehr  als  fördernde  Kraft  in  das  Ganze 
seines  Organismus  hineingezogen  werde.     Die  öfllml* 
liehe  Meinung  erzeugt  sich  solchergestalt  ein  doppeltes  Organ: 
ein  ununterbrochen  wirksames.  Alles  überwachendes,  die  freie 
periodische  Presse;  und  ein  anderes,  das  für  bestimmte Be*  ; 
dürfnisse,  für  einzelne  Anliegen  zu  sorgen  hat,   das  Versamm- 
lungsrecht des  Volkes.     Durch  Beides  vnrd,  was  ungehürl 
und   nicht   erjLannt,    zu   geheim  corrosivem  Widerstand«  geges 
den  Staat  werden  könnte,  zu  seinem  Nutzen  verwendet  und  jeder 
Revolution  vorgebeugt. 

I.  Die  politische  Presse  ist  die  dritte  Madit  im  Stadt»^ 
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inismus,  aber  ohne  allen  öffentlichen  Charakter;  sie  wirkt  nur, 

weit  sie  überzeugen  kann.     Sie  ist  der  Kamp^latz,  worin  das 

politische  Talent  zuerst  sich  selber  kennen  lernt  und  dann 

andern  gekannt  wird;  damit  zugleich  die  Pflanzschule  jeder 
len  Zukunft  eines  Volkes.    Die  erste  Bedingung  für  sie 

daher,  dass  sie  frei  sei.  Pressfreiheit  ist  ein  wesenthcher 
idtheil  jedes  vollständigen  und  zugleich  den  Grundsatz 
der  Perfectibilität  in  sich  anerkennenden  Staates:  sie  ermu- 
tingt  erst  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  theilzunehmen,  und 
erzeugt  so  jene  unsichtbare  geistige  Gemeinschaft  im  Volke, 
jenes  Interesse  am  „Gemein  wesen^S  ohne  welches  ein  „Volk^^ 
in  seiner  Ki*aft  und  Wahrheit  gar  nicht  existirt.  Weil  aber  die 
freie  Presse  nur  Ausdruck  der  politischen  Durchschnittsbildung 
eines  Volkes  sein  kann,  ist  sie  auch  nicht  besser  als  diese :  oft 
also  durchaus  entartet  und  entweder  verblendetem  Parteihass  hin- 
gegeben, oder  an  den  feilen  Eigennutz  verkauft.  Und  so  kann 
man  gerade  so  viel  Böses  von  ihr  sagen,  wie  Gutes:  dennoch 
mass  man  sie  als  unentbehrlich  erkennen,  weil  gerade  in  ihr, 
in  der  Quelle  des  Geistes,  aus  dem  sie  schöpft,  das  einzige  de- 
finitive Mittel  liegt,  um  ihre  eigenen  Uebel  zu  bekämpfen.  Nur 
der  Geist  besitzt  die  sidi  selber  heilende  Macht.  Ueber  keinen 
Gegenstand  politischer  Controverse  hat  sich  daher  auch  das  Ur- 
dieil  im  Ganzen  so  festgestellt,  als  über  diesen:  die  Einen  be- 
handeln die  Pressfreiheit  als  ein  unentbehrliches  Gut;  die  Andern 
als  ein  unvermeidUches  Uebel.  Dass  sie  jedoch  wieder  beseitiget 
werden,  in  Vergessenheit  und  Abgang  kommen  könne,  da^ hofft 
oder  befilrchtet  Keiner  mehr. 

Aach  tiber  die  Pressgesetze  lässt  sich  unmöghch  mehr 
etwas  Neues  sagen.  Dass  die  Censur  ein  schädliches  und  täu- 
schendes Mittel  sei,  den  Staat  vor  der  innern  Gefahr  zu  bewah- 
ren,  die  in  der  freien  Presse  sich  äussert,  hat  die  Erfahrung  ge- 
zeigt Gerade  vor  dem  Ausbruche  der  Revolutionen  hat  meist 
die  strengste  Censur  geherrscht;  sie  war  dann  Symptom  der  po. 
litischen  Spannung,  nicht  Dämpfer  derselben,  am  Allerwenigsten 
Leiter  der  Öffentlichen  Meinung.  Sie  hat  den  Staat  in  eine  Schein- 
sicherheit gewiegt,  die  sein  Verderben  wurde.    Allerdings  fordert 
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Pflicht  so  sehr  als  Klugheit  vom  Staate,  die  öffentliche  Presse  zi 
überwachen;  aber  nicht  mit  der  Absicht  einer  Hemmung  odei 
Erschwerung  ihrer  Aeusserungen ,  sondern  im  Sinne  einer  £^ 
kundung  ihres  Geistes  und  ihrer  Symptome,  als  nicht  unwichtiger 
Zeugen  des  öffenthchen  Geistes.  Ohnehin  wird  jede  tüchtige  und 
ihrer  ehrenhaften  Motive  bewusste  Regierung  selbst  der  öffeDtli- 
eben  Presse  sich  bedienen,  um  die  nöthigen  Aufklärungen  übar 
ihre  Absichten  zu  geben,  oder  auch  zu  Entgegnungen  sich  her- 
beizulassen, die  nie  ihres  Zwecks  verfehlen,  wenn  sie  aufrichtig 
und  gründlich  sind.  Aber  auch  dies  setzt  als  Grundbedingung 
eine  freie  Presse  voraus. 

11.  Das  Versammlungsrecht  des  Volkes  ergänzt  die 
universale,  wiewohl  auch  das  Einzelne  nicht  ausschliessende 
Richtung  der  freien  Presse,  indem  es  die  localen  und  die  augen- 
blicklichen Redürfnisse  hervorhebt  und  zur  Rerathung  damit 
vor  die  öffentliche  Meinung  bringt.  Dies  Recht,  so  gefasst  und 
ausgeübt,  ist  eines  der  wichtigsten  und  wirksamsten.  Es  vertun- 
det  das  Resondere  des  Gemeinelebens  und  der  einzehen 
Stände  mit  der  Einheit  des  Staates  und  ist,  neben  der  freien 
Presse,  der  zweite  Reim,  aus  welchem  sich  die  frühesten  Regun- 
gungen  eines  Antheils  am  OeffentUchen  im  Volke  entwickeln,  wei- 
cher von  da  aus  allmählig  auf  die  allgemeinen  Interessen  sidi 
überleitet  Ueberhaupt  muss  die  Turnkunst  der  politischen  De- 
batte von  hier  aus  beginnen,  von  dem  Verhandeln  über  ein- 
zelne, sachUch  genau  bekannte  Gegenstände,  nicht  über  politische 
Abstractionen.  Hätten  die  Volksvertreter  Deutschlands  und  Frank- 
reichs aus  dieser  Schule  des  praktischen  Wirkens  und  Wis- 
sens sich  emporgebildet:  die  unerträgUche  Langeweile  pohtischer 
Allgemeinplätze  und  die  obenhinfahrende  Seichtigkeit  kenntnisS' 
losen  Parteigeschwätzes  würde  schon  längst  aus  unsern  Kammö^ 
Verhandlungen  verschwunden  sein  als  ein  lächerlicher  Missbrauch 
der  Redefreiheit. 

In  jener  Restimmung  aber  hat  das  Versammlungsrecht  des 
Volkes  seine  innere  Gränze.  Durchaus  wider  diesen  Regriff  ist 
das  Clubbwesen,  d.  h.  fortbestehende,  in  sich  organisirte  Ve^ 
eine  für  politische  Zwecke,  die  mit  mehr  oder  minder  ge- 
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heim  bleibenden  Mitteln   erreicht  werden  sollen,   indem   ihnen 
sonst  die  freie  öffentliche  Presse  und  die  gesetzliche  Volksvertre- 
tung genügen  würden.    Mag  die  Definition  vom  rechthchen  Stand- 
punkte  schwierig  sein;   ihr  allgemeiner  Begriff  und  ihre  Absicht 
sind  nicht  zu  verkennen.     Die  Clubbs  sind  ihrem  Vorgeben  nach 
Theile  der  Volksvertretung,  ja  wenn  sie  Macht  und  Einfluss  ge- 
winnen, werden  sie  stark  genug,  sich  das  ganze  und  das  wahre 
Volk  zu  nennen.     Dennoch   maassen   sie   sich   diese  Vertretung 
bloss    an    und    orgauisiren    ein    Netz   von   Vereinen    über    das 
Land,  die  irgend  einem  willkürlichen  Willen  des  Ehrgeizes  oder 
der  Parteileidenschaft    folgen,    nicht    aber    dem   Interesse    des 
l    Ganzen. 

I 

Desshalb  sind  sie  nicht  zu  dulden:  denn  zuerst  sind  sie 
I  überflüssig;  was  durch  sie  erreicht  werden  soll  auf  verschlungenen 
f  We^en,  kann  durch  die  freie  Presse  klar  und  vor  Jedermanns 
Augen  durchgefochten  werden.  Sodann  sind  sie  nach  Begriff  und 
Erfolg  staatswidrig;  denn  sie  bleiben  ein  unzugängUches,  unorga- 
nisirbares  Element  in  ihm,  welches  im  Geheimen  (und  eben  da- 
durch als  permanenter  Keim  zu  Verschwörungen)  seine  Thätigkeit 
bemmt  und  durchkreuzt,  ohne  dass  er,  wenn  sie  gesetzhch  an- 
erkannt sind,  eine  Waffe  wider  sie  hätte.*) 

Die  schädUchste  Clubbregierung  aber  ist  die,  welche  neben 
der  gesetzlichen  Volksvertretung  sich  bildet ,  diese  begleitet  oder 
gar  überwacht  und  gelegentlich  terrorisirt;  oder  wie  es  die  Bei- 
spiele aller  Revelutionsepochen  gezeigt  haben,  die  Abstimmungen 
in  ihrem  Schoosse  feststellt  und  so  die  Debatte  in  der  öffenthchen 
Versammlung  zu  einem  blossen  Gaukelspiele  macht  I  Es  ist  eine 
Cabinetsregierung  von  Unten,  ein  heuchlerisches  Geheimtreiben 
im  eigentlichen  Schoosse  der  OeffentlichkeH! 


*)  üeber  die  praktische  Richtigkeit  unserer  Auffassung  entscheidend  ist 
das  Unheil  der  Verwerfung,  welches  einst  der  Republikaner  Washington 
über  die  politischen  Vereine  in  seinem  Vaterlande  fällte :  (angeführt  bei  Bluntschli 
a.  a.  0.  S.  697.  698.) 
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B.    Die  Staativerwaltmig. 

§.  154. 
Ihr  Begriff  und  ihre  Gliederung. 

Wie  aus  allem  Bisherigen  sich  ergab,  ist  der  Staat  das  um- 
fassendste  sittliche  Individuum  —  (nur  die  Kirche, 
durch  die  Volkseigenthümlichkeiten  und  Einzelstaaten  hindurch- 
gehend, endlich  die  zur  bewussten  Einheit  heraufgeläutertc 
Menschheit  steht  über  ihm)  —  welches,  wenn  es  filr  seine 
Vollkommenheit  („Tugend")  in  der  Verfassung  seinen  Aus- 
druck findet,  sein  pflichtmässiges  Handeln  in  der  Staats- 
verwaltung darzustellen  hat.  Während  nämlich  die  Verfas- 
sung das  ruhende  ideale  Bild  des  Staates  ausdrückt,  zeigt  er 
sich  in  seiner  Verwaltung  nach  der  realen  Seite,  in  der  allge- 
genwärtig sich  erhaltenden  Energie  seiner  Lebenskraft  und 
seines  sittlichen  (pfilichtmässigen)  Willens.  Desshalb  soll  die- 
selbe jedoch  nicht  bloss  auf  seine  Selbsterhaltung  in  seinem  äus- 
sern Bestände  gerichtet  sein  (hiermit  käme  der  Staat  gleichsam 
über  den  blossen  Lebensprocess  nicht  hinaus;  er  wäre  noch 
nicht  sittliches  Individuum):  sondern  da  er  in  diesem  äussern 
Bestände  ja  überhaupt  nicht  Selbstzweck  ist,  soll  die  Staats- 
verwaltung lediglich  zum  Ziele  und  eigenthchen  Resultate  haben 
die  immer  gelungnere  Hervorbildung  der  ethischen 
läeen,  welche  sich  in  der  Gesammtheit  der  vom  Staate  um- 
fassten  Gemeinschaften  darstellen. 

I.     Staatsverwaltung  bezeichnet  daher  —  nach  ihrer 
formellen  Bedeutung  (oder  als  blosser  „Lebensprocess"  be- 
trachtet) —  die  allgegenwärtige  Verwirklichung  des  allgemei- 
nen und  der  gesammten  besondern  Staatszwecke.     Sie  ist  desto 
vollkommner  (entsprechend  dem  Begriffe  des  sittlichen  Han- 
delns im  Einzehndividuum,  wo  auch  Gesinnung  und  künstlerische 
Fertigkeit  Hand  in  Hand  gehen  müssen),  je  mehr  jeder  beson- 
dere  Staatszweck  mit  derselben  Energie  und  Vollkommenheit, 
wie  der  allgemeine  und  durchgreifende,  aufgeführt  wird; 
und   umgekehrt:   je   mehr   der  höchste   Staatszweck,   das 
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^nüicbe  Ziel  alles  Staatslebens,  jeden  einzelnen  Zweig  der  Ver- 
altung harmonisirend  durchdringt.  Nur  insofern  und  in  dem 
laasse  wird  der  Staat  Selbstzweck  den  untergeordneten  selbst- 
sachtigen  Interessen  gegenüber,  welche  in  seinem  Umkreise 
sich  bewegen,  als  er  diese  und  sich  selber  dem  hohem,  tiber 
beide  hinausliegenden  Interesse  opfert. 

n.  Dies  leitet  zum  Inhalte  der  Staatsverwaltung.  Nach  dem 
eigenthümlichen  Umfange  der  drei  ethischen  Ideen  hat  sie  dabei 
ein  dreifaches  Ziel  zu  verfolgen: 

a.  Zur  Durchfuhrung  der  Rechtsidee  wird  sie  Verwaltung 
des  Rechts  in  der  gesetzgebenden  und  richterlichen  Thä- 
ügkeit. 

b.  Die  Idee  des  Wohlwollens  wird  ihren  Ausdruck  fin- 
den in  der  eigentUchen  Staatsverwaltung  durch  Pflege  der  äus- 
sern Wohlfahrt  des  Volks  mittels  Oberaufsicht  über  das 
materielle  Wohl  des  Ganzen  und  der  Einzelnen,  wie  mittels  Er- 
zeugung und  Vermehrung  des  Volksreichthums  durch  rationelle 
Staatswirthschaft.     (Vgl.  §.  125,  II.) 

c  Die  Idee  der  Vollkommenheit  wird  als  Sorge  des 
Staates  für  die  Cultur  des  Volkes  sich  geltend  machen,  mittels 
Errichtung  öffentlicher  Culturinstitute,  Pflege  der  Wissenschaft 
und  Kunst,  Ausstattung  der  Kirche,  überhaupt  mittels  materieller 
Unterstützung  jedes  humanen  und  sittUchen  Unternehmens,  wel- 
ches aus  dem  Schoosse  der  Gemeinschaften  hervorgeht.  Indem 
der  Staat  hiermit  seinen  höchsten  Zweck  erfüllt,  weist  er  über 
sich  hinaus  und  erzeugt  er  eine  höhere,  die  ganze  Menschheit 
umfassende,  humane  oder  Culturgemeinschaft. 

III.  Hierdurch  löst  sich  von  selbst  der  scheinbare  Wider- 
streit zwischen  der  doppelten  Behauptung:  dass  der  Staat  eines- 
theils  Selbstzweck,  anderntheils  doch  nur  Mittel  sei  eines 
über  ihn  hinaushegenden  absoluten  Zweckes.  Indem  er  auf 
eigene  Selbsterhaltung  ausgeht  nach  Innen  und  nach  Aussen, 
ist  er  damit  eigenthch  doch  nur  gerichtet  auf  Verwirklichung  der 
ihm  anvertrauten  hohem  Aufgaben  der  Gemeinschaft. 

In  jenem  Betrachte  ist  der  Staat  Selbstzweck,  in  dieser 
Binsicht  ist  er  Mittel  („Diener'^)  höherer  Zwecke,  und  auch  in 
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jener  Beziehung  hat  die  Erhaltung  des  Staates  nur  Werth,  wenn 
an  seine  Existenz  die  Erhaltung  höherer  humaner  Interessen  ge- 
knüpft ist.  Als  blosser  Zwingherr  ist  er  unrechtmässig  und 
zwecklos,  und  verdient  die  Erhaltung  nicht,  wenn  er  einer  höhere 
Verwirklichung  des  Staates  den  Platz  versperrt. 

Dieser  Gesichtspunkt  kommt  bei  einer  doppelten  Frage  zur 
Erwägung.  Zuerst  in  Betreff  der  Mittel,  die  der  Staat  im  regelr 
massigen  Verlaufe  zu  seiner  Selbst;erhaltung  anwenden  darf. 
Die  Sorge  für  seine  Erhaltung  soll  niemals  bei  ihm  die  Rück- 
sicht auf  die  höhern  Zwecke  absorbiren,  sondern  sie  hat 
sich  den  letztern  unterzuordnen.  Wäre  es  anders,  so  würde 
die  blosse  Existenz  des  Staates  Selbstzweck,  was  sie  bleibend 
nie  sein  kann,  oder  nur  in  vorübergehenden  Zeiten,  bei  Gefahr 
—  wovon  sogleich  —  es  werden  darf.  Der  Staat  hat  alle  Mittel, 
wodurch  er  seine  Erhaltung  bewirkt,  jener  höhern  Bestim- 
mung unterzuordnen:  er  darf  sich  nie  Einkünfte  verschaffen, 
durch  welche  die  Moralität  des  Volkes  gefährdet  wird  (wie  Lot- 
terie und  Aehnliches);  er  soll  selbst  in  seinen  Steuern  (Prohibi- 
tiv-.  Luxussteuern  u.  dgl.)  diesen  Gesichtspunkt  zum  vorwaltenden 
machen.  Anders  allerdings  ist  es  im  zweiten  Falle,  wenn  der 
Staat  von  Aussenher  in  Gefahr  geräth:  dann  darf  er  freilich  nicht 
zu  unsittlichen  Mitteln  greifen,  die  da  niemals  und  in  keinem 
Falle  ächte  Hülfe  gewähren;  doch  ist  es  ihm  dann  nicht  nur  ge- 
stattet, sondern  auch  seine  Pflicht,  für  seine  Erhaltung  Gut  und 
Leben  der  Staatsangehörigen  aufs  Aeusserste  in  Anspruch  zu  neh- 
men; denn  an  die  Continuität  seiner  Erhaltung  sind  zu- 
gleich die  höhern,  die  eigenthchen  Culturinteressen  geknüpft 
Und  auch  im  Innern,  bei  Anarchie  und  Empörung,  darf  nicht 
durch  falsche  Schwäche  und  Nachgiebigkeit  die  Majestät  der  Re- 
gierung geföhrdet  werden:  hier  ist  es  die  erste  Pflicht,  der 
gesetzlichen  Gewalt  mit  den  äussQrsten  Mitteln  ihr  Ansehen 
wiederzuerkänlpfen. 

IV.  In  Betreff  der  besondern  Grundsätze  über  die  Staats- 
verwaltung hat  übrigens  die  Ethik  am  Wenigsten  zu  sagen,  indem 
alles  Einzelne  der  Politik,  als  Kunstlehre  des  Staats,  und  den  be- 
«ondern  Zweigen  der  Staatswissenschaft  überlassen  bleiben  muss. 
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Mir  das  kann  jener  noch  obliegen,  eine  Art  Ton  Pflichtenlehre 
des  Staates  fUr  seine  Verwaltung  zu  entwerfen,  in  der  die  Ziel- 
punkte angegeben  werden,  welche  dem  Staate  die  stete  Perfecti- 
hiljtdt  in  allen  Theileh  seiner  Verwaltung  sichern.  Dagegen  ver- 
mag die  Ethik  über  die  beste  Art  der  Steuererhebung,  oder  über 
die  Gränzen  von  Präventivjustiz  und  eigentlidier  Rechtspflege  und 
[Iber  Vieles  dieser  Art  den  praktischen  Staatsmännern  nichts  Neues 
}der  Eigenes  zu  sagen. 

§.  155. 
1.     Die  Verwaltung  des  Rechts. 

1.  Sie  umfasst  zuerst  die  Function  der  Gesetzgebung, 
lie  Befugniss  die  Gesetze  authentisch  zu  erklären  und  sie 
n  abrogiren,  entweder  für  immer  oder  auf  eine  bestimmte 
leit,  wenn  Zweckmässigkeit  oder  Bedürfniss  dazu  nOthigt,  gewisse 
^setze  auf  Zeit  zu  suspendiren.  Ebenso  haben  alle  Rechts- 
usnsihmen  und  Privilegien  (z.  B.  Gewerbsmonopole)  nur 
on  der  gesetzgebenden  Macht  auszugehen. 

a.  Was  die  Gesetze  selbst  betrifll,  so  sind  die  Verfas- 
ungs-  und  Grundgesetze,  durch  welche  die  politischen  Ein- 
ichtuDgen  des  Staates  und  die  Grundrechte  der  Bürger  bestimmt 
erden,  wohl  zu  unterscheiden  von  den  Verwaltungsgesetzen 
Qd  Regierungsanordnungen:  —  ebenso  die  eigentUchen 
trafgesetze  von  der  Polizeigesetzgebung.  In  jenen  ist 
e  ganze  Freiheits-  und  Rechtsbildung,  die  Höhe  der 
echtsentwicklung  eines  Volkes  dargesteUt.  Diese  enthalten  be- 
ndere  Bestimmungen  und  zeitweise  Anordnungen,  welche  Recht 
d  Zweckmässigkeit  mit  einander  vermitteln  und  die  daher 
u  vorübergehender  oder  veränderlicher  Natur  sind.  —  Die 
nanzgeselze  zur  Feststellung  des  Staatshaushaltes  fallen 
ter  beide  Gesichtspunkte  zugleich.  Sie  haben  gleichfalls  ver- 
äsungsmässigen  oder  öffentlichen  Charakter,  denn 
r  auf  verfassungsmässigem  Wege  genehmigt  dürfen  Steuern  aus- 
ichrieben  und  eingefordert  werden;  —  aber  sie  am  Wenigsten 
$en  bloss  allgemeinen  Rechtsprincipien,  sondern  sollen  sich  künst- 
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lerisch  den  Zeityerhältnissen  oder  den  Rücksichten  der  Zwed- 
mässigkeit  anpassen. 

b.  Hiemach  bestimmt  sich  auch  der  Bereich  und  die  Com- 
petenz  der  gesetzgebenden  Gewalten.  Alles  in  der  Gesetz- 
gebung, was  jenen  öffentlichen  Charakter  trägt,  somit  auch  die 
Straf-  und  die  Finanzgesetzgebung,  kann  nur  unter  Mit- 
wirkung des  ganzen  Volkes,  d.  h.  der  Volksvertretung,  rechtsgül- 
tig zu  Stande  kommen.  Alle  Verwaltungsgesetze  und  Maassregeln 
dagegen,  weil  sie  durchaus  dem  immer  neu  gegebenen  Stoffe 
sich  anzupassen  haben,  sind  der  blossen  Regierungsthätig- 
keit  zu  überlassen,  indem  sie  die  Vermittlung  zwischen  der  Ge- 
setzgebung und  der  eigentlichen  Verwaltung  ausmachen.  Aller- 
dings bleibt  die  Regierung  auch  für  diese  gesetzgeberische  Thä- 
tigkeit  der  Volksvertretung  und  der  öffenthchen  Meinung  stets 
verantwortlich. 

c.  Was  das  Element  der  Perfectibilität  im  Gebiete 
der  Gesetzgebung  sein  werde,  ist  nicht  zu  verkennen.  Es  beruht 
auf  den  Ginindsätzen ,  welche  wir  bereits  über  die  Entwicklung 
des  historisch  gegebenen  Rechts  zur  immer  reinem 
Darstellung  der  Rechtsidee  (Ethik,  §.  12.  III.  b.  S.  55.  f.), 
ebenso  über  die  fortschreitende  Milderung  der  Strafgesetze 
nach  der  sich  steigernden  Rechts-  und  sittlichen  Rildung 
des  Volkes  (§.  106.  107.)  nachgewiesen  haben. 

II.    Sie  enthält  sodann  die  richterliche  Gewalt,  welche 
darin  besteht,  theils  das  Recht  zu  finden,  oder  zu  erkennen, 
was  in  einem  gegebenen  Rechtshandel  die  rechtliche  Entscheidung 
sei:  theils  an  einem  gegebenen  Vergehen  oder  Verbrechen  das 
Recht  zu  vollziehen  durch  Fiudung  der  gerechten  Strafe:  — 
die  Civil-  und  Criminalrechtspflege.     Reides  sind  eigent— 
Uch  technische  Functionen,  keine  Verwaltungshandlun- 
gen im  engern  Sinne.     Desshalb  muss  der  Richter  auch  ausser- 
heb  von  der  Regierungsgewalt  unabhängig  dastehen,  um  die  der 
Macht  des  Staates  unzugängliche  Majestät  des  Rechtes  zu  bezeicl^' 
nen.     Dies  der  Grund   der  ünabsetzbarkeit  des  Richterstand^^ 
(Vgl.  §.  139.) 

Das  Princip  der  Perfectibilität  im  Rechtsfinden  ui^ 
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Strafebestimmen  ist  gleichfalls  nicht  zu  verkennen.  Es  beruht 
indem  Künstlerischen  dieser  Function,  um  den  einzelnen 
Rechtsfall  in  seiner  Entscheidung  der  allgemeinen  Gerech* 
tigkeit  so  adäquat  als  möglich  zu  machen,  d.  h.  da  die  völlig 
durchgeführte  Rechtsidee  eben  nur  die  Billigkeit  darstellt  (vgl. 
Ethik  §.  12,  II.  §.  66,  A,  b.),  jeden  Rechtsspruch  so  viel 
als  möglich  der  Billigkeit  gemäss  zu  machen. 

(Der  Civil-  und  Criminalrechtspflege  pflegt  man  als 
Drittes  wohl  die  Polizeistrafgewalt  hinzuzufügen.  Sofern  es 
den  äussern  Erfolg  betrifft,  allerdings  mit  Recht;  denn  auch  die 
Polizei  hemmt  oder  straft  den  zu  begehenden  oder  begangnen 
Unfug.  Sofern  es  aber,  wie  in  dieser  Untersuchung,  um  das 
innere  Princip  sich  handelt,  müssen  beide  weit  ausfßinandergerückt 
werden.  Bei  der  Polizeistrafe  handelt  es  sich  nicht  um  den 
Schulz  der  Gerechtigkeit,  sondern  allein  um  Aufrechthal- 
tung der  bürgerlichen  Ruhe  und  Sicherheit,  so  wie  —  in 
der  „Sittenpohzei"  —  um  äussere  Wahrung  des  sittlichen  An- 
standes.  Sie  f^llt  daher  dem  Begriffe  der  äussern  Wohl- 
fahrt und  Selbsterhaltung  des  Staates  und  seinen  Cultur- 
pf lichten  zu,  und  kann  erst  hier  nach  ihrem  ganzen  Umfange 
und  ihrer  rechten  Bedeutung  gewürdigt  werden.) 

§.  156. 
2.     Die  Pflege  der  äussern  Wohlfahrt. 

In  dieser  Beziehung  ist  der  Staat  zunächst  auf  die  eigene 
Erhaltung  —  nach  Innen  und  gegen  Aussen  —  hingewie- 
sen. Sich  selbst  zu  erhalten  und  an  Macht  und  Wohlstand  immer 
Daehr  sich  zu  steigern,  ist  erste  und  allgemeinste  Pflicht 
i^s  Staates,  nicht  aus  einem  blossen  Selbsterhaltungstriebe  oder 
Selbsterhaltungsrechte,  sondern  aus  dem  höhern  sittlichen 
eirunde,  dass  ihm  das  innere  Wohl  und  die  Culturinteressen 
säiDintlicher  Staatsangehörigen  anvertraut  sind  und  von  ihm  in 
*«iner  Existenz  unterhalten  werden  (§.  1 54,  II.,  III.)- 

I.  Die  Wohlfahrt  nach  Innen  ist  Ziel  und  Resultat 
zugleich  der  StaatsverwaUung  in  engster  Bedeutung,  welche  sich 
^   einer  rationellen  Staats-  und  Volkswirthschaft  zu  be- 
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Währen  hat.  Dieselbe  zeigt  sich  wieder  nadi  der  doppelten  Seite: 
der  Gesetzgebung,  welche  die  öffentliche  (Volks-)  Wirtb- 
schaft, so  wie  das  System  der  Privatwirthschaften  und 
des  damit  zusammenhängenden  Verkehres  und  der  Concurrenz  , 
ordnen  soll;  sodann  aber  auch  in  der  selbstthätigen  Praxis 
des  Staates,  welche  eigentlich  nur  die  Aufgabe  zu  lösen  hat,  mit- 
tels Vermehrung  des  Privatwohlstandes  den  Reichthum  des  Staa- 
tes zu  gründen,  und  die  Finanzkunst  daher  weit  weniger  in  der 
geschickten  Auibringung  von  Steuern,  als  im  Hervorrufen  immer 
neuer  Quellen  des  Wohlstandes  und  in  der  Vermehrung  der  Steuer- 
kraft des  Volkes  suchen  soll. 

Und  hier  ist  es  Zeit,  an  das  grosse  Ziel  zu  erinnern,  wel- 
ches von  jetzt  «an  der  Staat  in's  Auge  fassen  muss,  wenn  er  auch 
nur    seiner   Rechtsaufgabe    genügen    will.     Wie  wir  zeigten 
(§.  94,  III.),   hat  er  nicht  nur  das  vorhandene  Eigenthum  zu 
schützen,   sondern  zugleich  vielmehr  Jeden  in  das  nachBe- 
dürfniss  und   Fähigkeit  ihm  gebührende  Eigenthum 
immer  von  Neuem   einzusetzen.     Diese  grosse  Rechtsauf- 
gabe, die  Grundlage  der  künftigen  Gesellschaft,  kann  aber,  wie 
wir  gleichfalls   zeigten,    nur   allmählig   und    auf  staatswirth- 
schaft liebem  Wege  gelöst  werden,   indem  das  grosse  Princip 
der  Association  der  kleinen  Capitale  und  Arbeitskräfte  zu  gemein- 
samen Unternehmungen   in  allen  Theilen   der  Volkswirthschaft 
durchgeführt  wird,  so  dass  der  jetzt  bestehende  zerstörende  Ge- 
gensatz zwischen  kleinen  und  grossen  Capitalien,  zwischen  unor- 
ganisirter  Einzelkraft  und  ebenso  unorganisirter  Concurrenz  immer 
mehr  aufgelöst  wird.     Dass  dies  im  Einzelnen  sich  verwirklichen 
lasse,  hat  die  Erfahrung  gezeigt  und  ist  im  Vorigen  nachgewiesen 
(§.  95.  96.).     Dass    es    auch   die    Grundlage    einer   neuen 
Staatswirthschaftslehre  werden  müsse,  kann  die  Ethik  nur 
fordern,  nicht  aber  selbst  diese  Aufgabe  lösen.     Das  durchgrei- 
fende ethische  Lebensgesetz,  dass  Individualität  und  Gemeinschaft 
in  ihrem  höchsten  Ziele  sich  nie  widersprechen,  sondern   Jedes 
nur  durch  das  Andere  zur  Gesundheit  und  Vollkommenheit  ge- 
deihen könne  („Ethik"  §.  9,  II.) ;  —  dies  Gesetz  muss  auch  im 
allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Leben  sich  bewähren :  es  muss 
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praktisch  klar  werden,'  dass  zwischen  dem  eignen  Interesse 
und  dem  Interesse  der  Andern  kein  wahrer  Gegensatz 
8ei,  dass  vom  höchsten  Standpunkte  eines  allseitigen 
und   woh'lorganisirten    Verkehrs   die   Verarmung  des 
Andern  mittelbar  gewiss  mir  selber  schade.     Auch  in 
diesen  Verhältnissen  muss  der  bloss  negative  Vertragsstand- 
punkt, noch  mehr  die  rohe,  vernunftwidrig  sich  selber  zerstö- 
rende Schrankenlosigkeit  der  Concurrenz  verschwinden  und 
dem  Principe  ergänzender  Gemeinschaft  Platz  machen.*) 
IL    Die  Wohlfahrt  nach  Innen  ist  aber  noch  näher  an  das 
gesammte    äussere    Wohlergehen    aller  Bürger  geknüpft. 
Dies  erzeugt  für  den  Staat  eine  weitere  Reihe  von  Pflichten,  deren 


*)  Diese  Worte  waren  vor  länger  als  einem  Jahre  niedergeschrieben.     Wir 
mussten  fürchten,  wenn  sie  in  die  Oeffentlichkcit  träten,  sie  als  ein  unausführ- 
bares staatswirthschaftliches  Paradoxon  verworfen  zu  sehen !  Wie  gross  war  da- 
her unsere  Genugthuung,  in  dem  so  eben  erschienenen  Werke  von  L.  Stein: 
„System  der  Staatswissenschaft,  Erster  Band:  System  der  Sta- 
tistik, der  Population  und   der  Volkswirthschaftslehrc",    1852, 
denselben  Gedanken  als  den  leitenden  und  zugleich  als  lösendes  Resultat  der 
staatswirthschaftlichen  Aufgabe  bezeichnet  zu  finden.     Er  beweist  aus- 
fuhrlich  (II.  Theil,  3.  Abschn.  S.  381  ff.  besonders  S.  418  —  435.):    dass   das 
grosse  Capital  wider  seinen  Vortheil  handelt,  wenn  es  das  kleine  Capital  (oder 
was  nach  uns  dasselbe  ist,  die  kleine  Arbeitskraft)  auszubeuten  sucht,  dass  es 
ebenso  schädlich  sei,  wenn  die  kleinen  Capitalien  mit  den  grossen  und  den  um- 
fassenden Arbeitsunternehmungen  in  Widerstreit  treten,  dass  es  vielmehr  im  bei- 
derseitigen wahrhaften  Interesse  liege,  wenn  beide  bestehen,  sich  aber  mit 
einander  verbinden  und  gegenseitig  das  Fehlende   sich    darbieten. 
Was  dies  wechselseitige  Bcdürfniss  an  einander  sei,  weist  er  ausführ- 
lich und  im  Einzelnen  nach.    Dies  wichtige   staatswirthschaftliche  Gesetz,   wel- 
ches recht  eigentlich  die  Selbstsucht  in  diesem  Gebiete  überwindet,  indem 
es,  wenn  auch  nicht  aus  sittlichen,   doch   aus   ökonomischen    Gründen 
den   schädlichen  Widerspruch   derselben    zeigt ,   lässt  uns  hiermit  wirklich  den 
Punkt  gewahren,  wo  durch  einen  inneren  Selbstheilungsprocess  die  Schäden  in 
den  Eigenthumsverhältnissen   der  neuern  Zeit  endlich  sich  ausgleichen  müssen 
mit   geheim   gebieterischer  Nothwendigkeit,   nach  einem  innern  Gesetze  der 
Weltgeschichte.      Dadurch    reichen  jedoch    Stein's   Untersuchungen   recht 
eigentlich  in  das  philosophisch-ethische  Gebiet  hinüber,  in  die  Erforschung  der 
innern  Lebensgesetze  der  Gesellschaft,  wo  es  uns  nur  zu  grosser  in- 
directer  Bestätigung  unserer  Ansichten  gereichen  kann,  wenn  sie  mit  dem  Re- 
sultate der  Forschungen  in  einem  so  abgegränztcn  Gebiete  in  Uebereinstimmung 
treten !  — 
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Ausübung  unter  die  gemeinsame  Bezeichnung  der  Polizei  (,,Po- 
lizeigewalt")  zusammengefasst  werden  kann.  Die  scharfe  Begrän- 
zung  des  Gebietes  ihrer  Wirksamkeit  ist  immer  als  schwierig 
erschienen,  indem  sie  von  der  einen  Seite  in  die  Rechtssphäre, 
von  der  andern  in  alle  Zweige  der  speciellen  Staatsverwaltung 
sich  einfügen  kann.  Begriffsmässig  lässt  sich  dagegen  ihre  Gränze 
wohl  scharf  und  bezeichnend  ziehen:  ihre  Aufgabe  ist  die  Sorge 
des  Staats  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  die  ge- 
sammte  äussere  Wohlfahrt  der  Staatsangehörigen. 
Desshalb  ist  sie  nicht  bloss,  wie  in  den  meisten  Fällen  der  Staats- 
leitung,  eine  verordnende  Behörde,  — befehlend  oder  verbie- 
tend —  sondern  weit  eigentUcher  noch  soll  sie  allgegenwärtig 
eingreifen  —  verhütend  oder  bei  geschehenem  Schaden  so- 
gleich hülfreich  sich  erweisen. 

So  soll  sie  der  allezeit  thatbereite  Ausdruck  des  „Wohl- 
wollens^'  im  Staate  sein,  die  Alles  begleitende  Vorsehung 
desselben ,  und  s  o  gefasst  stellt  sie  einen  der  Hauptzwecke  im 
Wesen  des  Staates  dar:  —  die  Idee  des  Wohlwollens,  und 
zwar  auf  die  Art,  wie  sie  vom  Staate  allein  verwirklicht  wenden 
kann,  in  der  Gestalt  äussern  Schutzes  und  materiellen  Beistandes 
(§.  1 25,  IL).  Dies  Wohlwollen  soll  daher  auch  der  innerste  Geist 
der  Polizei -Verwaltung  sein.  Wenn  sich  nämlich  die  einzelnen 
Richtungen  ihrer  Wirksamkeit  —  deren  bei  den  sich  complici- 
cirenden  Lebensverhältnissen  tägUch  neue  entstehen  können,  — 
und  die  Art  ihrer  Wirksamkeit  unmögUch  im  Voraus  bestimmen 
und  mit  gesetzhchen  Vorschriften  verclausuliren  lassen,  wenn  hier 
vielmehr  die  Improvisation  des  Augenblicks  entscheiden  muss:  so 
kann  ein  lästiger  oder  ein  unrechtmässiger  Eingriff  in  die  per- 
sönUche  Freiheit  die  poUzeiliche  Thätigkeit  zu  einem  hemmenden 
Unheil  im  Staate  machen.  Und  dies  ist  der  Grund,  nicht  ihf 
wahrhaftes  Wesen,  der  sie,  nicht  selten  mit  Recht,  verhasst  oder 
verdächtig  gemacht  hat. 

Bei  diesem  Zweige  der  Staatsverwaltung  liegt  daher  das  Prin- 
cip  der  Perfectibihtät  darin,  dass  der  Staat  diese  Absicht  des 
Wohlwollens  immer  mehr  zur  künstlerischen  Besonnenheit  erhebe, 
so  dass  er  einestheils  weder  die  äussere  Wohlfahrt  der  Gemein- 
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Schaft  dem  Zufall  überiasse  oder  der  nothwendig  ungenügenden 
Vorsorge  jedes  Einzelnen   (wie  dies  in  manchen,  politisch  sonst 
hochgebildeten  Staaten,  wie  England  und  Nordamerika,  noch  statt- 
findet und  sogar  bei  uns,   mit  einer  merkwürdigen  Misskennung 
der  vollstHndigen  Idee  des  Staates,  als  etwas  wahrhaft  Preiswür- 
diges angegeben  wird);  —  noch  unnöthiger  Weise  in  die  Rechts- 
sphäre der  Privaten  eingreife  und  durch  ungeschickte  Vielregie- 
rerei  und  Bevormundung  sich  ihnen  zur  Plage  mache.     Um  die- 
ses hochwichtigen  Charakters  willen  sollte  man  die  Functionen 
der  Polizeigewalt  nur  den  gebildetsten  und  besonnensten  Beamten 
tiberlassen  oder  Personen  in  der  Gemeine  anvertrauen,  die  in 
besonderer  Verehrung  stehen  und  diesen  Pflichten  freiwillig  aus 
human-rehgiOsen  Gründen  sich  unterziehen.    Gleichwie  jene  from- 
men Väter,  welche  in  den  Eisfeldern   des  St.  Bernhard  die  ver- 
irrten  Reisenden   retten,   oder   die  geistlichen  Almosensammler 
und  Krankenpfleger,  eigentlich  nur  Pflichten  der  höhern 
Polizei  erfüllen:  so  könnte  überhaupt  der  Gedanke  in's  Auge 
gefasst  werden,  ob  die  PoUzeigewalt  nicht  erst  dann  ihren  wah- 
ren Geist  ganz  entfalten  könnte,  wenn  sie  der  Gewissenhaf- 
tigkeit solcher  freiwilliger  Brüderschaften  oder  Co- 
mit^'s  anvertraut  würde,  —  was  nichts  Anderes  wäre,  als 
eine  neue  Bewährung  des  Princips  freier  Gesellung. 

üeber  die  Vielseitigkeit  und  den  Umfang  der  Pohzeigewalt 
iiaben  wir  nichts  Neues  zu  sagen:  gerade  dies  Gebiet  der  Staats- 
verwaltung ist  in  der  neuem  Zeit  mit  Sorgfalt  und  im  besten 
Geiste  wissenschaftlich  bearbeitet  worden.  Die  Pflichten  der  Po- 
lizei reichen  von  der  Rechtssicherheit  des  Staates  und 
der  Privaten^(„Sicherheitspolizei",  welche  unmittelbar  an 
die  Rechtspflege  gränzt),  von  der  Sorge  für  die  Sicherheit 
des  Vermögens  und  der  Wohlfahrt  des  Landes  („Wohl- 
fahrtspolizei''  in  Bezug  auf  das  Oefl'entliche ,  gegen  Feuers- 
Tind  Wassersgefahr,  gegen  Hungersnoth  und  Theuerung  u.  s.  w.), 
der  Sorge  für  die  leibliche  Gesundheit  der  Menschen 
und  der  Nutzthiere  („Gesundheitspolizei"),  der  Sorge 
für  das  Privatrecht  der  Einzelnen  welche,  die  Lücken 
der  Einzelthätigkeit  ergänzend,  als  „Vormundschafts-",  „Ver- 
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kehrs-^S  ,,£rwerbspolizei''  aufzutreten  hätte,  die  an  die 
Stelle  der  „Armenpolizei^^  kommt,  da  das  ganze  ArmenweseD, 
als  ein  „Nichtsein sollendes^S  allmählig  aus  dem  Staate 
eliminirt  werden  muss  — ),  bis  hinauf  zur  Sorge  für  die  sitt- 
liche Wohlfahrt  und  die  Cultur  des  Volkes,  welche  uns 
in  das  Folgende,  in  die  Darstellung  der  „Idee  der  Voll- 
komm enheit'S  hinüberführt. 

III.  Die  Erhaltung  des  Staats  gegen  Aussen,  andern  Staa- 
ten gegenüber,  kann  sich  zunächst  nach  friedlicher  Weise  ge- 
stalten, indem  derselbe  auf  dem  Wege  der  Unterhandlung 
seine  Rechte  geltend  macht,  Verträge  schhesst,  Vortheile  sich  zu- 
sichert Hiermit  betritt  er  jedoch  ein  höheres,  im  folgenden  Ca- 
pitel  zu  betrachtendes  Gebiet,  das  der  „Staatengesellschaft'' 
oder  des  gemeinhin  sogenannten  „Völkerrechts." 

Weit  eigentlicher  besteht  die  Selbsterhaltung  des  Staates  nach 
Aussen  in  der  Nothwendigkeit,  das  verletzte  Recht  oder  die 
gefährdeten  Interessen  durch  materielle  Gewalt  wie- 
derherzustellen: durch  Repressalien  oder  durch  Krieg. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Wehr-  und  Waffenpflicht  desselben, 
welche  zugleich  sein  Recht  ist,  dargestellt  in  der  „Militärge- 
walt", welche  eben  damit  nur  vom  Staate  ausgehen  darf;  denn 
nur  nach  Aussen  hin  bedarf  der  Staat  und  der  Rürger  des  Waf- 
fenschutzes —  (während  es,  nebenbei  sei  es  bemerkt,  das  ent- 
schiedenste Zeichen  der  völligen  Verkehrung  unserer  gegenwärti- 
gen Staatszustände  ist,  wenn  von  manchen  Regierungen  ein  star- 
kes Heer  bloss  in  der  Absicht  gehalten  werden  muss,  „um  die 
innere  Ruhe  aufrecht  zu  erhalten"!) 

Der  Soldat,  als  solcher,  bildet  jedoch  begriffsmässig  keinen 
besondern  Stand  im  Staate,  denn  ein  jeder  Rürger  ist  zugleich 
verpflichtet  den  Staat  nach  Aussen  zu  vertheidigen.  Nur  aus 
Gründen  der  Zweckmässigkeit  muss  es  einen  besondem  militä- 
rischen Reamtenstand  im  Staate  geben,  welchem  die  Pflege 
und  Technik  des  Waflenhandwerks  anvertraut  ist,  um  sie  im  Volke 
zu  erhalten  und  fortzupflanzen,  seine  Muster  und  Lehrer  darin 
zusein,  und,  im  Falle  des  Krieges,  seine  Anführer  zu  werden. 
Diese  Ober-  und  Unterofliciere  und  die  nöthigen  Cadres  sind  das 
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eigentliche  „stehende  Heer^':  eine  gHVssere  Zahl  ist  zu  viel 
und  zu  wenig  zugleich,  indem  das  ganze  Volk  waffenfähig  und 
kriegsbereit  sein  soll.  Die  Perfectibilität  des  Staates  von 
dieser  Seite  wird  eben  darin  bestehen  und  auch  ihre  volkspäda- 
gogische Wichtigkeit  haben:  dass  das  stehende  Heer  im  ge- 
meinen Sinne  immer  mehr  vermindert  und  statt  des- 
sen das  ganze  Volk  wehrhaft  gemacht  werde:  —  ein 
Satz,  der  auch  längst  erkannt  und  praktischer  Ausfuhrung  entge- 
gengefahrt worden  ist,  welche  jetzt  nur  aus  einer  Menge  von 
Besorgnissen  und  Halbheiten  in's  Stocken  gekommen  ist. 

§.  157. 
3.     Die*  Pflege  der  innern  Wohlfahrt. 

Die  Soi^e  für  die  „innere  Cultur"  —  wie  wir  jenen 
Begriff  im  Allgemeinsten  zum  Unterschiede  vom  vorigen  bezeich- 
nen könnten  —  spricht  eigenUich  den  höchsten  Zweck  des  Staa- 
tes aus.  Erst  indem  er  sich  diesen  aUgemein  mensclüichen  In- 
teressen widmet,  empfangt  er  innere  Bedeutung,  Würde  und  ob- 
jective  Sittlichkeit.  Nur  als  Mittel  humaner  Cxiltur  des 
Volkes  erhalten  alle  Rechts-,  Finanz-  und  Pohzeianstalten  des  Staa- 
tes ihren  Werth  und  letztes  Ziel,  ebenso  ihre  innere  Norm  und 
ihren  Geist  (wie  im  Einzelnen  bereits  gezeigt  worden).  Und  nur 
wenn  der  Staat  dies  erreicht  hat  oder  wenigstens  auf  dem  Wege 
dahin  begriffen  ist,  verdient  er  zu  existiren.  Dies  richtet 
zugleich  in  höchster  Instanz  über  den  Geist  der  historischen 
Staaten.  Lykurg's  Verfassung  z.  B.  ist  darum  so  verwerflich,  weil 
bei  der  musterhaften  Consequenz,  mit  welcher  alle  Kräfte  für  den 
Einen  Zweck  der  Staatsverwaltung  angespannt  wurden,  dieser 
Zweck  selber  dennoch  im  höhern  sittlichen  Sinne  ein  nichtiger 
bUeb:  —  eben  die  abstracto  Existenz  und  der  Ruhm  des  spar- 
tanischen Staates.  Nicht  minder  war  dies  das  tief  Verwerfliche 
der  sonst  tüchtigen  und  glänzenden  Napoleonischen  Staatseinrich- 
tongc^n,  dass  sie  insgesammt  nur  auf  den  äussern  politischen  Ein- 
Üuss  und  den  Kriegsruhm  Frankreichs  und  seines  Herrschers  be- 
rechnet waren,  mit  tief  entsittlichender  Zerstörung  jeder  Gedan- 
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lenfreiheit  und  mit  besonnener  Knechtung  der  Culturinteressen 
fUr  selbstsüchtige  Staatszwecke. 

I.  Hier  ist  nämlich  sogleich  mit  Entschiedenheit  auszuspre- 
chen, dass  jene  Sorge  für  die  Cultur  dem  Staate  nicht  um  sein 
selbst  willen  auferlegt  ist,  zu  seiner  Erhaltungod  er  zu  blosser 
Ehre  und  Schmuck,  sondern  dass  er  alle  Cultur  recht  eigentlidi 
als  eine  höhere,  von  ihm  unabhängige  Macht  zu  verehren  habe, 
in  deren  uneigennützigem  Dienste  zustehen  erseinenBe- 
ruf  und  Stolz  finden  soll.  Diesem  Satze  wagt  man  indess  nicht 
sowohl  direct  oder  in  der  Theorie  zu  widersprechen,  als  dass 
man  in  der  Ausübung  bemüht  ist,  seine  Geltung  zu  yerkümmero 
oder  durch  allerlei  Umwege  der  lästigen  Verpflichtung  zu  entge- 
hen. —  Um  dies  zu  beschönigen ,  tritt  dann  wohl  eine  Begrün- 
dung der  Art  hinzu:  wenn  im  Mittelalter  die  Kirche  es  war, 
welche  die  Wissenschaft  hegte  und  schützte,  aber  sie  streng  auf 
ihren  Zweck,  den  höchsten,  des  Glaubens  bezog:  so  ist  jetzt 
der  Staat  an  ihre  Stelle  getreten.  Indem  er  Cultur  und  Wissen- 
schaft schützt,  darf  er  von  beiden  verlangen,  dass  sie  auch 
in  seinem  Interesse  thätig  seien.  Und  soUte  nicht  — 
könnte  man  viel  aUgemeiner  fragen,  —  alle  Cultur  und  Bildung 
am  Ende  nur  die  wahre  Befestigung  des  Staates  zur  Folge  haben? 
Kann  überhaupt  in  diesen  ethischen  Gemeinschaften  ein  wahrer 
Widerstreit  der  Interessen  und  eine  wechselseitige  Zerstörung  ge- 
dacht werden?  Erst  wenn  die  Frage  so  gefasst  wird,  kann  sie 
auch  gründlich  erledigt  werden. 

Damit  daher  die  ganze  Differenz  nicht  bloss  auf  einen  Wort- 
streit hinauszulaufen  scheine,   ist  zu  erinnern,   dass  man  dabei 
wohl  unterscheiden  wolle  zwischen  dem  reinen,  idealen  Verhält- 
nisse beider  zu  einander  und  ihren  factischen,  oft  sehr  verwickel- 
ten Beziehungen.     Jenes  fordert  und  erzeugt  zugleich  die  Voll- 
kommenheit beider  in  unzertrennlicher  Einheit:   dann  aber  ge- 
rade ist  der  Staat  seiner  Pflicht  sich  klar  bewusst,   den  Cultu^ 
interessen  nur  dienen  zu  sollen.     Aber  die  Cultur  geht  ihren 
freien  Gang;  die  Religion,   die  Wissenschaft  entwickeln  sich  mit 
-  autonomer  Kraft.     So  wirken   sie  umgestaltend  zurück  auf  den 
Staat,  der  ihrem  geheimen  Einfluss  widerstandlos  preisgegeben 
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kj  und  es  bleiben  will,  wenn  er  sich  recht  yersteht  Das  f ac- 
tische Verhältniss  dagegen,  die  augenbUcklichen  Bedürfnisse,  Sor- 
gen, Verlegenheiten  des  Staates  lehnen  sich  gegen  jenen  unbe- 
dingten Einfluss  auf.  Je  mehr  er  die  geheimnissvolle  Kraft  jener 
freien  geistigen  Mächte  erkennt,  desto  mehr  spornt  ihn  ein  kurz- 
sichtiger Selbsteiiialtungstrieb,  sie  umgekehrt  sich  zu  unterwerfen. 
Hierin  liegt  jedoch  das  UnsittUche,  Kurzsichtige,  ja  zuletzt  ihn 
selber  Zerstörende.  Dennoch  ist  selbst  diese  indirecte  Anerken- 
nung höher  zu  stellen,  als  die  geistlose  Apathie  und  Indifferenz 
gegen  alle  geistigen  Interessen,  welche  das  charakteristische  Zei- 
dien  eines  despotischen  Staates  ist.  — 

II.  Die  Sorge  des  Staates  fUr  die  Culturinteressen  um- 
tmi  die  gesammte  Sittlichkeit  des  Volkes,  ebenso  seine  Bil- 
dung durch  Wissenschaft  und  Kunst,  und  gipfelt  in  dem 
ADumfassenden  und  Alles  Weihenden,  in  der  Religion.  Jene 
Sorge  muss  jedoch  einen  dreifachen  Ausdruck  finden:  der  Staat 
liefert  aus  seinen  Einkünften  die  äussern  Hülfsmittel  zum 
Unterhalt  jener  Anstalten  und  der  Männer,  welche  sich  diesen 
<}fientlichen  Aemtem  widmen:  er  gründet  und  beschützt  die 
Rechtsordnung  unter  ihnen  allen  und  überwacht  ihr  äusse- 
res Verhältniss,  dass  keine,  über  ihr  Verhältniss  hinausgrei- 
fend^  die  Rechte  der  andern  störe.  Endhch  sorgt  er  mit  allge- 
meioer  Vormundschaftspflicht  (§.  124)  dafilr,  dass  die  Seg- 
nungen ^  aller  jener  Anstalten  auf  das  Volk  sich  erstrecken  und 
der  Gegensatz  gebildeter  und  ungebildeter  Classen  immer  mehr 
▼erwischt  wird. 

a.  Alle  diese  Verhältnisse  finden  ihren  Ausgangspunkt  in 
einer  umfassenden  CAturgesetzgebung.  Diese  sollte  um 
ihrer  grossen  Bedeutung  willen  Theil  der  Grundverfassung  des 
Staates  sein  und  wie  diese  —  was  ohnehin  aus  der  von  uns  ent- 
worfenen Organisation  der  Ständevertretung  hervorgeht  —  aus  der 
gemeinsamen  Berathung  derselben  hervorgehen,  —  indem  sie  an 
äer  Erfahrung  der  höchsten  Intelligenzen  des  Volkes  immer  reifer 
tmd  gegliederter  sich  ausbildet. 

Die  Culturgesetzgebung  muss  von  einer  allgemeinen  Schul- 

imd  Studienordnung  an  bis  zur  Gesetzgebung  über  die  ge- 
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eammte  Volkserziehung  herabreichen,  von  einer  Kirehen- 
ordnung  bis  zu  Anordnungen  zum  Schutze  der  Öffentlichen 
Sittlichkeit:  von  einer  Gesetzgebung  fttr  Kunstschulen 
bis  herab  auf  Anordnungen  zur  Pflege  des  allgemeinen 
Geschmacks  und  zum  Schutze  vor  Verderbniss  dessel- 
ben sich  erstrecken;  —  Aufgaben  der  Zukunft,  Ton  denen  bis 
jetzt  kaum  die  ersten  sporadischen  Anfänge  verwirklicht  sind,  ii 
deren  Existenz  jedoch  schon  die  allgemeine  Anerkenntniss 
jener  Aufgaben  liegt. 

b.  Ebenso  ist,  in  der  Sorge  um  Ausfllhrung  jener  Gesetze, 
dem  Staate  damit  die  allgemeine  Culturpflege  übergeben. 
Das  gewissenhafte  Werkzeug  in  Ausübung  derselben  zu  sein, 
soll  er  als  seine  höchste  Pflicht  erkennen  und  als  den  gerechten 
Grund  seines  eigentlichen  Ruhmes.  Es  ist  die  „Idee  der  Ve^ 
vollkommnung^S  die  er  hier  nach  allen  ihren  Seiten  durchzu- 
setzen hat. 

aa.  Die  erste  Bedingung  dazu  ist  Errichtung  öffentli* 
eher  Culturinstitute,  durch  welche  ein  System  von  Volks- 
erziehung und  -Unterricht  hergestellt  wird,  das  die  Gesammt- 
heit  der  geistigen  Anlagen,  den  Genius  in  Jedeo)«  auf  eigen- 
thümliche  Weise  auszubilden  im  Stande  ist  und  zugleich  allen 
Ständen  diese  Ausbildung  mög^chst  zugänglich  macht;  —  die 
grosse  Aufgabe  einer  Staatspädagogik,  deren  ernste  und  mit 
unablässiger  Ausdauer  verfolgte  Durchführung,  wie  von  allen  Sei- 
ten gezeigt  wurde,  das  einzige  Mittel  ist,  aus  der  zerrü&eten 
Gegenwart  in  eine  gesicherte  Zukunft  hinüberzugelangen.  Was 
von  allgemeinen  Principien  dabei  der  Ethik  festzustellen  obliegt, 
davon  wird  im  Folgenden  bei  der  „WisAnschafts-  und  Kunstge- 
meinschaft^^  zu  reden  sein. 

bb.  Die  Pflege  der  Wissenschaft  und  Kunst  durch 
Errichtung  von  Instituten ,  die  nicht  unmittelbar  auf  EJrziehung 
und  Unterricht  sich  beziehen,  sondern  die  reine  unabhängige  kxßr 
bildttng  von  Wissenschaft  und  Kunst  im  Auge  haben,  ist  die  wei- 
tere Bedingung  jener  Aufgabe.  Wissenschafts-  und  Kunstakade- 
mieen,  Errichtung  von  Bibliotheken  und  Kunstmuseen  zu  allge- 
meinem Gebrauche  und  Genüsse,  von  physikalischen,  astronomi- 
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sehen,  chemischen^  technischen  Anstalten,  worin  jeder  Zweig  des 
Forschens  und  Könnens  sich  erproben  Jiann,  Besoldung  ausge- 
zeichneter Gelehrter,  Künstler,  Techniker,  damit  sie  in  sorgen- 
freier Müsse  ihren  Leistungen  sich  zu  widmen  im  Stande  sind, 
Unterstützung  für  wissenschaftliche  Kunst-  oder  technische  Unter- 
nehmungen, welche  die  KrSifte  eines  Privatmannes  übersteigen: 
—  aUes  Dies  und  das  damit  Analoge  gehört  hierher.  Es  bezeich- 
net die  äussere  allgegenwärtige  Vorsehung  und  Vorsorge,  mit  wel- 
cher der  Staat  alle  jene  Interessen  zu  umgeben  hat. 

III.  Endlich  könnte  der  Begriff  einer  Culturpolizei  in 
weitestem  Sinne  gefasst  werden,  welche  ihrerseits  wie  eine  mil- 
dernde Vorsehung  allen  Bechts-  und  Staatsinstitutionen  zur  Seite 
gehen  soll  und  deren  einzelne  Bichtungen  wir  schon  bei  dem 
Obervormundschaftsrechte  des  Staates  (§§.  122.  124.)  be- 
trachtet haben.  In  ihr,  als  der  höchsten,  segensreichsten  und 
^elgestaltigsten  Wirksamkeit  der  Staatsverwaltung,  könnte  man 
vielleicht  mit  Fug  die  Verschmelzung  der  Ideen  des  „Wohlwol- 
lens" und  der  „Vervollkommnung"  anerkennen;  wenigstens 
soll  in  jeder  That  derselben  beiden  Ideen  gleiche  Bechnung  getragen 
werden.  Wir  heben  nur  Einzelnes  hervor  aus  der  reichen  Fülle 
dessen,  was  sich  hier  noch  herausgestalten  kann,  und  was  jetzt 
vielleicht  ein  Unbekanntes  oder  in  seinen  Anfängen  Unbeachte- 
tes ist. 

a.  Hierher  gehört  zunächst  das  Verhältniss  der  Culturpo- 
lizei zum  Strafrechte  des  Staates.  Es  lässt  sich  auf  den 
allgemeinen  ethischen  Ausdruck  zurückbringen:  dass  die  Bechts- 
Mee  überall  diu*ch  die  Idee  des  Wohlwollens  ergänzt  werde, 
d.h.  dass  die  Strafanstalten  durch  die  Strafe  hindurch  gerade 
sittliche  Besserungsanstalten  werden  sollen  (vgl.  §§.  106.  107-)« 
Es  hat  sich  uns  als  die  höchste  Vervollkommnung  der  Strafe  er- 
rtesen,  dass  sie  ohne  von  ihrer  Strenge  zu  verlieren,  dennoch 
Cultur-  und  Erziehmittel  wird,  d.  h.  dass  die  Idee  des  Wohl- 
wollens sich  in  ihr  gegenwärtig  zeigt 

b.  Sodann  ist  die  Sittenpolizei  im  eigentlichen  Sinne 

!uer  anzureihen.    Sie  hat  nicht  bloss  in  verhütender  oder  bestra- 

ender  Wirkung  die  öffentlich  werdenden  Beispiele  der  UnsittUcb» 
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keit  zu  unterdillcken,  sondern  sie  hätte  auch  die  Pflicht,  be- 
lohnende Auszeichnungen  itir  Thaten  der  SelbstaufopferuBg 
und  der  Treue  zu  ertheilen.  Ueberhaupt  sollte,  wie  schon  Bentr 
harn  vortrefflich  gezeigt  hat,"^)  dem  Systeme  der  Strafen  ein  ent- 
sprechendes System  von  Belohnungen  gegenübertreten.^  Wie 
jedoch  die  Strafen  mit  dem  Fortgange  der  Zeit  immer  rationeller 
und  eben  damit  immer  ideeller,  in's  innere  Gebiet  des  Geistes 
und  seiner  Busse,  verlegt  vtrerden  sollen  (§.  107):  gleicherweise 
werden  die  Belohnungen  immer  geistigere  Gestalt  annehmen,  zu 
öffentlichen  Zeichen  sitthchen  Vertrauens  und  ehrender  Verlei- 
hung von  Pflichten  werden  dtlrfen,  wenn  man  auch  jetzt 
noch  mit  äussern  Belohnungen  und  Auszeichnungen  den  Anfang 
machen  kann.  Man  halte  uns  hier  nicht  den  Gemeinplatz  ent- 
gegen, dass  Tugend  und  V^ohlverhalten  die  beste  Belohnung  in 
sich  selber  trage.  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  nicht  um  das 
innere  Bewusstsein,  sondern  um  die  gerechte  ölfentliche 
Würdigung;  und  weiter  noch  ist  es  in  der  That  mit  dem  Be- 
griffe gleichmachender  Gerechtigkeit  unverträglich,  wenn 
man  bloss  öffentUch  strafend,  nicht  auch  belohnend,  den  rechts- 
widrigen und  den  rechtlichen  Willen  von  einander  abscheiden  will. 
c.  Endlich  können  wir  in  diesem  Zusammenhange  den  Be- 
griff einer  wissenschaftlichen  und  ästhetischen  Cultur- 
polizei,  gleichfalls  in  verhütendem  wie  in  hervorbrin- 
gendem Sinne,  nicht  abweisen.  Keinesweges  braucht  man  dies 
einer  wissenschaflUcheu  oder  poUtischen  Censur  gleichzustellen 
oder  irgend  welche  Hemmung  der  htterarischen  und  Kunstfreiheit 
davon  zu  befürchten.  Es  ist  dies  eine  bestimmte  Seite  der  Vor- 
mundschaftspolizei,  und  einzig  davon  handelt  es  sich,  die 
Unmündigen,  in  ihrem  Urtheile  Unselbstständigen  —  das 
„Volk"  in  weitestem  Sinne  —  vor  culturfeindhchen  Irrthümern 
zu  schützen  oder  geschmackzerstörende  Afterkunstwerke  ihren 
Augen  zu  entrücken.    Für  die  Kundigen  und  Eingeweihten  mag 

• 

Jede  wissenschaftliche  oder  ästhetische  Verkehrheit  offen  sich  dar- 


*)  Bentham  traitd  de  legislation  par  Dumont;  Paris  1826.  III.  Ed.  T.IL 
Chap.  XVI. :  des  peines  et  des  recompeDses  S.  141  ff. 
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legen,  weil  sie  hier  sicher  ist,  im  kritischen  Processe  überwunden 
m  werden :  dagegen  ist  es  nur  Zaghaftigkeit  oder  falscher  Weich- 
math gegen  das  Schlechte,  Nichtseinsollende,  wenn  man  sich 
scheut,  den  volksmässig  zubereiteten,  Sittlichkeit  und  Religion 
zerstörenden  Irrthümem  die  Wirkung  zu  versagen,  gerade  so  wie 
man  Epizotieen  unterdrückt.  Hiermit  wird  nicht  der  Geist  der 
Untersuchung  gehemmt  oder  die  freie  Forschung  aufgehalten,  — 
denn  dergleichen  falsche  Popularität  untersucht  gar  nicht  mehr, 
sie  theilt  nur  yermeinthch  ausgemachte  Wahrheiten,  Vorurtheile, 
mit,  —  vielmehr  wird  der  wahren  Untersuchung,  dem  Geiste  des 
prüfenden  Weiterschreitens,  die  Bahn  frei  gehalten,  welche  sonst 
verstellt  würde  durch  aufgehäufte  Irrthümer,  die  sich  als  Volks- 
wahrheiten geberden.  Und  deren  hat  jede  Culturperiode  ohnehin 
schon  genugsam  mit  sich  zu  schleppen  I  — 

Hand  in  Hand  mit  dem  verhütenden  Verfahren  muss  aber 
das  hervorbringende  gehen.  Eine  gute  Volkslitteratur  zu  be- 
fördern, welche  ihre  einfachen  Belehrungen  aus  keiner  andern 
Quelle  der  Autorität  schöpft,  als  aus  dem  objectivem  Wesen 
der  Natur  und  des  Menschen;  Eindrücke  der  Kunst  dem 
Volke  zu  bieten,  die  seine  rohe  und  leidenschaftliche  SinnUchkeit 
beruhigen  oder  entwaffnen,  die  ihm  wie  eine  höhere  Sinnener- 
scheinung imponirend  entgegentreten  und  allmählig  es  hinauflei- 
ten in  das  reine  Gebiet  des  Schönen;  —  diese  an  den  Erwach- 
senen unablässig  fortgesetzte  Volkserziehung  ist  eine  der  wich- 
tigsten Pflichten  der  erhaltenden  Staatskunst.  Von  diesem  posi- 
tiven Verfahren  wird  indess  in  der  Lehre  von  der  „Wissen- 
schafts- und  Kunstgemeinschaft''  weiter  zu  handeln  sein. 

IV.  Am  Schlüsse  unserer  Untersuchung  über  den  Staat  nach 
seiner  innem  Thätigkeit  könnte  uns  ein  Einwand  von  bedeutendem 
Gewicht  entgegengehalten  werden,  den  wir  selber  ausdrücklich 
in's  Licht  stellen,  um  an  seiner  Berichtigung  den  letzten  Zweifel 
über  den  Sinn  unserer  Staatstheorie  zu  entfernen. 

Wie  man  gesehen  hat,  ist  die  eigentliche  Beform,  welche 
mr  dem  Staate  zudenken,  die  durchgeführte  „Decentrali- 
sation''.  Statt  der  bisherigen  Vervormundung  von  Oben  her, 
welche  in  Alles  eingreift,  aber  Alles  nur  halb,  nur  unvollständig 
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zu  than  yennag,  soll  die  Thätigkeit  der  Gemeinen,  der  Genossen- 
ftchaften  in  Bewegung  gesetzt,  kurz  die  „Selbstregierung^^m 
Einzelnen  und  im  Ganzen  durchgeftUul  werden.  Während  wir 
dies  nun  behaupten,  also  den  „Staat*^  von  einer  Menge  Ver- 
pflichtungen entlasten  zu  woUen  scheinen,  werden  ihm  von  der 
andern  Seite  noch  weit  mehr  Verpflichtungen  von  uns  auferlegt, 
als  ihm  bisher  zugemuthet  wurden.  Ist  dies  nicht  ein  Wider- 
spruch der  handgreiflichsten  Art?  FreiUch  ist  er  handgreiflich  ge- 
nug; in  der  That  aber  nur  scheinbar,  weil  er  ledigUch  in  der 
alteingewohnten  Vorstellung  seine  Wurzel  hat,  die  nur  da  den 
„Staat"  erbUckt,  wovon  Obenher  Etwas  befohlen,  administrirt, 
in  uniformer  Weise  verwaltet  wird.  Wir  haben  nirgends  gesagt, 
noch  konnten  wir  sagen,  dass  jene  Thätigkeit  einzelner  sich  selbst 
leitender  Genossenschafl;en  nicht  Staatsthäügkeit  sei,  ebenso- 
wenig: dass  ihre  einzelnen  Verzweigungen  nicht  von  einer  einen- 
den Macht  in  Ordnung  gehalten  und  zu  gemeinsamen  Resulta- 
ten verbunden  werden  sollen.  Die  „  DecentraUsation "  ist  nicht 
der  Atomismus,  sondern  die  durchgreifende  Organisation  im  Staate 
Qach  übereinstimmenden  Gesetzen  und  mit  ineinandergreifender 
Wirkung.  „Selbstregierung"  des  Volkes  kann  eben  in  nidits 
Anderm  bestehen  als  darin,  die  Staatsthätigkeit  zu  universa- 
lisiren,  in  die  untern  Schichten  zu  legen  und  alle  dafür 
föhigen  Kräfte  zu  gewinnen,  ganz  ebenso  wie  es  in  den  alten  Re- 
publiken geschah. 

Dagegen  giebt  es  nur  einen  einzigen  gegründeten  Einwand, 
den  wir  aufs  Vollständigste  anerkennen:  dass  für  jetzt  solche 
Selbstregierung  unmöglich  sei,  weil  es  den  untern  Schichten  noch 
gänzlich  an  politischer  Bildung  gebreche.  Dies  ist  so  sehr  nur 
unsere  Meinung,  dass  wir  um  desswillen  vor  jedem  überstürzen- 
den Verfirühen  warnten,  und  deutUch  genug  die  Mittelglieder 
bezeichneten,  welche  ein  Volk  diesem  Ziele  entgegenftlhren.  Sie 
bestehen  gerade  in  der  politischen  Erziehung  von  Untenher, 
in  Stärkimg  des  Gemeinelebens  und  des  corporativen  Geistes, 
kurz  in  allen  jenen  schon  jetzt  dringend  gebotenen  Maassre- 
geln, welche  aber  nicht  allein  ihre  Bedeutung  für  die  Gegenwart 
haben,  sondern  ein  reiches  Samenkorn  der  Zukunft  in  ihrem 
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Schoosse  tragen.  Und  so  schiene  unsere  Theorie  audi  nach  dieser 
Seite  hin  bis  zu  ihren  nächsten  praktischen  Anknüpfun- 
gen abgerundet  1  — 

Viertes  Capitel. 

Der  Organismus  der  Staatengesellschaft. 

§.  158. 
Sein  Begriff  und  Eintheilung. 

Mit  jener  Aufsdmft  bezeichnen  wir,  was  sonst  „Völker- 
recht^' oder  „äusseres  Staatsrecht^'  genannt  zu  werden 
pflegt;  —  für  uns  eine  zu  enge  Benennung,  indem  nach  unsem 
Begriffen  das  blosse  Bechts-  und  Vertragsverhältniss  zwi- 
schen den  Staaten  keinesweges  das  höchste  Ziel  und  der  eigent- 
liche Abschhiss  ihrer  Wirksamkeit  unter  einander  sein  soU.  Auch 
in  diesem  Gebiete,  wie  überall  bisher,  muss  die  Bechtsidee  die 
sichernde  Grundlage  (das  „Mittel'O  bleiben,  innerhalb  deren 
die  „ergänzende  Gemeinschaft^'  zwischen  den  Staaten  und 
Völkern  sich  erzeugen  kann. 

Der  Staat,  wie  wir  ihn  bisher  betrachteten,  ist  nach  Innen 
Organismus,  gesdilossene  und  selbstständige  Totalität;  —  er 
bedürfte  keines  andern  Staates.  Nach  Aussen  aber  tritt  er 
solchen  andern  gegenüber:  hier  ist  er  Individuum  neben  andern 
Staatsindividuen,  und  es  kehrt  daher  unter  diesen,  vde  unter  den 
Einzelindividuen,  das  Verhältniss  der  juristischen  Perso- 
nen (§.  84.  ff.)  mit  ihren  besondern,  einander  gegenüberste- 
henden Bechten  zurück,  zugleich  damit  das  Verhältniss  des  Ver- 
rag  es  (§§.  98.  99.)»  durch  welchen  die  vnderstreitenden  Bechte 
ausgeglichen  werden.  Auf  diesem  Gebiete  entsteht  das  eigentliche 
»Völkerrecht"  oder  „äussere  Staatsrecht". 

Aber  die  Völkerindividuen  können,  gleich  den  Einzelnen,  noch 
icht  bis  zur  Entwicklung  und  Erstarkung  ihres  Bechtsverhäll- 
isses  gelangt  sein,  oder  auch,  über  das  blosse  Becht  hinaus, 
9ch  nicht  ein  höheres  Verhältniss  der  wohlwollenden  Ergän- 
ing  anstreben.    Alles  dies  Mt  daher  nicht  nur  möglicher 
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Weise  innerhalb  des  gegenwärtigen  Gebietes,  sondern  es  ist  zum 
guten  Theile  schon  zur  Wirkhchkeit  gelangt  Und  so  müssen  wir 
auch  hier  denselben  weltgeschichtlichen  Fortschritt 
durch  die  drei  Stufen  anerkennen,  der  sich  im  Wechsel?e^ 
kehre  der  Einzelnen,  der  Familien  und  der  Stämme  erwies;  und 
nirgends  mehr,  als  auf  dem  grossen  Schauplatze  des  Völke^ve^ 
kehrs  tritt  die  bedeutungsvolle  Wahrheit  an's  Licht  (vgl.  Ethik, 
§.  9,  I.,  II.):  dass  die  Collectivexistenzen  in  ihrer  Entwiddung 
durchaus  denselben  ethischen  Gesetzen  unterworfen  sind,  wie  die 
Einzelindividuen,  dass  aber  diese  Gesetze  keine  äusserUch  zwin- 
gende,  mechanisch  leitende  Gewalt,  vielmehr  die  innere  Natur 

und  der  Grundwille  des  Menschen  selber  seien,  der,  durch  höher 

♦ 

begabte  Genien  (die  eigentUchen  Träger  der  göttUchen  Vorsehung 
in  der  Geschichte)  im  Bewusstsein  der  Geschlechter  und  Völker 
erweckt,  bleibende  Gestalt  und  Herrschaft  unter  ihnen  gewinne. 

1.  So  ist  der  Ausgangspunkt  auch  im  Völker-  und  Staaten- 
leben der  abstracte,  selbstsüchtige  Individualismus, 
der  auf  der  Stufe  des  Naturells  (Ethik  §§.  22.  29.)  nur  noch 
sporadisch  durchzogen  ist  von  den  instinctiv  wirkenden  Regungen 
des  Rechtsgefühles  und  des  Wohlwollens,  ohne  dass  bereits  eine 
bleibende  Gestalt  derselben  in  Gesetzgebung  und  Sitte  sich  heraus- 
gebildet hätte.  Dass  dieser  unterste  Standpunkt  in  dem  Staaten- 
und  Völkerverkehre  sich  hartnäckig  behaupte,  und  dass  es  hier 
lange  Zeit  nicht  weiter  komme,  als  bis  zum  ausgebildeten  Kriegs- 
und Friedensrechte,  dies  wird  sich  zeigen. 

2.  Die  zweite  Stufe  hat  sich  wenigstens  zum  Bewusstsein 
der  Rechtsidee  erhoben,  welches  zur  wechselseitigen  Rechts- 
anerkennung der  Staaten  unter  einander  führt  und  das 
eigentUche  Völker-  oder  internationale  Staatsrecht  er- 
zeugt. Bis  dahin  hat  sich  wesentlich  das  weltgeschichtUche  Be- 
wusstsein Aller  im  Völkerverkehre  entwickelt. 

3.  Aber  auch  dies  ist  noch  nicht  das  höchste  Stadium  und 
das  weltgeschichtUch-ethische  Ziel  jenes  Verhältnisses.     Durch  die 
vertragsmässige  Sonderstellung  der  Staaten  hindurch  und  über  die 
eifersüchtige  Spannung  der  Dynastieen   oder   der  NationaUtäten 
hinaus  wird  immer  tiefer  das  natürlich  sittUche  Gefühl  der  Vol- 
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ker  sie  zum  Bewusstsein  gemeinsamer,  hmnaner  Zwed^e  und  zu 
einem  Bunde  der  civilisirten  Staaten  hindrängen,  welcher 
iDmählig  die  ganze  bewohnte  Erde  zu  umfassen  sucht,  lun  die 
gleichen  Grundsätze  ergänzenden  Wohlwollens  gegen  Alle 
auszuüben.  Es  ist  die  Stufe  des  Weltstaatenbundes,  in  wel- 
diem  die  Idee  der  Menschheit  zum  ersten  Male  von  Allen  mit 
Bewusstsein  gefasst  und  ihrer  vollständigen  Organisation  entge- 
gengefahrt wird.  Dies  ist  im  Ganzen  die  Region  der  Zukunft; 
doch  werden  sich  davon  einzelne  Anfänge,  ^eichsam  unwillkürUche 
Zugeständnisse  an  die  in  uns  schlummernde  Idee  der  Menschheit, 
in  imserm  gegenwärtigen  Völkerverkehre  schon  nachweisen  lassen. 

§.  159. 
1.     Das  Recht  des  Krieges  und  Friedens. 

Dies  „Recht*^  zu  beiden  ist  schon  ein  relativ  ausgebildetes, 
geordnetes  Verhältniss  zwischen  den  Staaten.  Der  Friede  wird 
als  der  regelmässige  Zustand  gewusst;  zum  Kriege  bedarf  es 
der  rechtmässigen  Veranlassung,  für  welche  man  den  förm- 
lichen Beweis  zu  führen  (durch  Kriegsmanifeste  und  öffentliche 
Erklärungen),  für  nöthig  erachtet,  um  das  Unrecht  von  sich  hin- 
weg auf  den  Gegner  zu  wälzen. 

I.  Nicht  so  verhält  es  sich  in  der  immittelbaren,  sich  selbst 
überlassenen  NatürUchkeit  des  Völkerverkehrs.  Weil  hier  der 
„befehlende  Wille ^^  gebricht  (§.  126,1.),  welcher  innerhalb 
des  Staates,  und  sei  es  in  der  dürftigsten  Form  der  Stammes- 
horde, das  bildende  und  ordnende  Princip  ist:  so  ist  der  Krieg, 
die  äussere  Gewalt,  der  gewöhnUche  Zustand.  Der  Friede  be- 
steht in  blossen  Waffenstillständen.  Dies  war  die  durch- 
greifende Rechtsauffassung  des  Völkerverkehres  im  Alterthume 
und  selbst  noch  im  Mittelalter,  wenigstens  im  Verhältniss  zwi- 
schen den  „Gläubigen^'  und  „Ungläubigen^^  Bei  den  Griechen 
fand  nur  ein  engeres  Band  und  Rechtsverhältniss  unter  den  stamm- 
verwandten Völkern  Statt,  besonders  bedingt  durch  gemeinsamen 
fiöttercultus  und  die  damit  zusammenhangenden  Bundesanstalten, 
wobei  wir  statt  alles  Andern  an  den  Achäischen  Bund  und 
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das  Amphiktyonengericht  erinnern),  während  die  sich  ferner 
stehenden  Stämme  keinerlei  allgemeines  Band  anerkannten ,  am 
Wenigsten  in  Bezug  auf  die  „  Barbaren  ^^    Nicht  höher  war  bei 
den  Römern  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  gestiegen,  während 
sie  das  Privatrecht  mit  virtuosischer  Kraft  ausbildeten.     Noch  im 
Justinianischen  Rechte  wurde  der  Grundsatz  beibehalten,   dasft 
alle  Völker,  mit  denen  kein  ausdrückUches  BOndniss  bestehe,  ab 
„Feinde^^  anzusehen  seien.  *)    Der  Zustand  der  Sklaverei  im  Älte^ 
thume^  hing  endlich,  wie  wir  nachgewiesen   haben,   mit  diestf 
Rechtsaufiassung  durchaus  zusammen  (§.  88.)- 

U.    Dieser  Zustand  absoluter  Feindseligkeit  trüge  in  sich 
den  Charakter  unverbrüchlicher  Dauer,  weil  ja   eben  der  zwin- 
gende Wille  über  den  Völkern  fehlt,  wenn  nicht  schon  in  diesen 
Naturstand  hinein  unwillkürlich  die  Regungen  des  RechtsgefOhls 
und  des  Wohlwollens  wirkten.     Wie  sie  aber  als  eine  Macht  sich 
kund  geben,  welche  dem  natürhch  selbstsüchtigen  Willen  wider- 
streitet und  so  in  gewissem   Sinne   widerwillig   befolgt   werden 
muss:  tragen  sie  den  Charakter  religiöser  Gebote  und  ihre 
Befolgung  ist  unter  göttlichen  Schutz  gestellt;  —  was  richtig  ve^ 
standen  völlig  wahr  ist,  so  gewiss  der  „Grundwille^'  im  Men» 
sehen  von  ewiger,   göttlicher  Natur  bleibt.     Das  Gastrecht,  das 
Recht  der  Flehenden,  die  Unverletzbariceit  der  Zufluchtsstätten  — 
alles  dies  sind  die  ersten  Milderungen  des  „  Kriegsrechtes  ^'   im 
Privatverkehr,  —  die  Heiligkeit  der  Gesandten  und  Herolde  — 
die  niederste  Form  des  Völkerrechts,  —  wurden  unter  den  Schulz 
der  Gölter  gestellt,   und  ebenso   die  Verträge   durch  Eide  und 
Opfer  zu  religiösen  Acten  erhoben.    Und  selbst  bis  in  den  Krieg 
hinein  gelten  gewisse  mildernde  Uebereinkommnisse  des  Rechts- 
und Ehrgefühls  (vgl.  §.  79,  H.  a) :  man  kündigt  ihn  an  mit  feierU- 
chen  Gebräuchen  durch  Herolde  —  die  clarigatio  der  Römer**)  — 
wie  die  Ritter  noch  ihre  Fehden  für  eine  bestimmte  Frist  ansag- 
ten :  —  man  schont  die  Frauen,  Kinder,  die  Unbewaffneten.    Und 


*)  S.    Heffter   „das    Europäische   Völkerrecht    der    Gegen- 
wart« II.  Ausg.  1848  Einleitung,  S.  8  ff. 

**)  Oainctilian.  VII.  3.  13.,  verglichen  mit  Li?.  I.  32. 
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so  yermenscblicht  sich  bei  zunehmender  Sitte  und  bei  wachsen- 
dem  Volkerverkehr   durch  die   bewusstere  Herausbildung  jener 
ethischen  Kräfte  der  Krieg  immer  mehr;    eigentlich  im  Wider- 
spruche mit  seinem  ursprttngUchen  Wesen,  welches  auf  Vertil- 
gung des  Andern  gerichtet  war.    Es  entsteht  der  Begriff  recht- 
mässiger und  unrechtmässiger  Kriege.    Der  Krieg  soll  eia 
Bechtsstreit  zwischen  unabhängigen  Völkern  sein,   und  der 
Frieden  wird  als  der  eigentUch  regelmässige  Zustand  bei  ihnen 
anerkannt.    Hiermit  sind  wir  im  Ganzen  auf  der  gegenwärtigen 
Culturstufe  des  „Völkerrechts^^  angelangt. 

HI.  Grundbedingung  dieses  Verhältnisses  ist  die  Anerken- 
nung der  Staaten  unter  einander  als  solcher  selbstständi- 
ger und  gleichberechtigter  juristischer  Personen.  Sie  schliesst 
ein  Dreifaches  von  untergeordneten  Bestimmungen  in  sich:  zuerst 
die  Anerkennung  ihrer  gegenseitigen  Unabhängigkeit  und 
Souveränität  nach  Aussen;  (das  Princip  der  „Nichtein- 
mischung^^ folgt  daraus;  worin  auf  dieser,  ireihch  noch  unter- 
sten Stufe  des  Rechtsverkehrs  der  Staaten  mit  einander,  die 
Maxime  einer  gesunden  Pohtik  liegt,  die  zugleich  auch  ein  Zei- 
chen innerer  Stärke  und  Macht  ist).  Daraus  folgt  sodann  das 
Recht  bindende  Verträge  unter  einander  abzuschlies- 
sen,  deren  wechselseitig  Verpflichtendes  gerade  die  Folge 
der  gleichen  Berechtigung  eines  jeden  dieser  Staaten  ist.  Das 
Recht  endUch,  seine  Bürger  auch  in  fremden  Staaten 
als  die  seinigen  anerkannt  zu  sehen  und  den  Schutz 
des  eignen  Staates  auf  sie  übertragen  zu  lassen  (durch 
Gesandte,  Consuln  oder  durch  blosse  Pässe),  ist  die  letzte  Folge 
der  vertragsmässigen  Anerkennung  des  fremden  Staates. 

Dass  übrigens  alle  diese  Rechte  nur  durch  Gegenseitig- 
keit erworben  und  bewahrt  werden  können,  hegt  im  Begriffe 
des  Vertrages  selber.  Was  aber  durch  Gegenseitigkeit  sich  fest-, 
setzen  lässt,  vermag  auch  durch  Vertrag  bestimmt  zu  werden, 
und  so  können  alle  Verhältnisse  zwischen  den  Staa- 
ten durch  Verträge  dauernd  und  für  immer  bestimmt 
werden.  Der  Friede  scheint  durch  dieses  Mittel  „für  alle 
Ewigkeit^*  befestigt 
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§.  160. 
2.    Das  Vertragsrecht  der  Staaten. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Völkerrechts  ist  zwar,  dass 
die  Verträge  ebenso  unyerbrttchlich  unter  den  Staaten  gehaltea 
werden  sollen,  wie  unter  den  individuellen  Rechtswillen.  Aber 
die  öffentlichen  haben  die  gleiche  Wandelbarkeit  und  Ver- 
jetzbarkeit,  wie  die  Privatverträge,  weil  sie  auch  auf  den 
Vortheil  gegründet  sind  (§.  98.)«  So  können  auch  hier  Rechts- 
collisionen  oder  wirkliche  Vertragsbrüche  eintreten.  Diese 
ziehen  einen  Rechtsstreit  nach  sich;  da  jedoch  zwischen  Staa- 
ten, als  schlechthin  souveränen  PersönlichJieiten,  kein 
Richter  und  noch  weniger  ein  Vollstrecker  des  Richterspruches 
vorhanden:  so  ist  der  verletzte  Staat  in  den  Zustand  der  Noth- 
wehr  getreten,  und  erhält  das  Recht  der  Selbsthülfe,  deren 
äusserster  Grad  der  Krieg  ist.  Und  so  entsteht  uns  innerhalb 
der  Vertragsverhältnisse  der  Staaten  selber  das  „Recht" 
des  Krieges,  weil  der  Vertrag  gebrochen  worden. 

I.  Das  Recht  der  Selbsthülfe  kann  zunächst  nur  den  Cha- 
rakter der  Repressalie  haben;  —  bei  Forderungen  bestimm- 
ter Gegenstände,  durch  Reschlagnahme  derselben  bei  dem 
Gegner,  wo  man  sie  findet,  oder  durch  Aneignung  eines  Aequi- 
valents  aus  den  Gütern  des  schuldigen  Theils,  oder  endlich  durdi 
Handlungen  und  Maassregeln,  welche  den  Gegner  zur  Nach- 
giebigkeit oder  zur  Leistung  schuldiger  Genugthuung  nöthigen 
sollen.  Der  Geist  fortschreitender  Humanität  bei  diesen  Maass- 
regeln fordert,  dass  sie  so  wenig  als  mögUch  die  an  sich  unschul- 
digen Unterthanen  des  gegnerischen  Staates  beschädigen,  sondern 
nur  ihn  selber:  sodann  dass  die  Repressalie  selbst  den  Charak- 
ter der  Vorläufigkeit  und  Restituirbarkeit  behalte,  wie 
der  Arrest  oder  die  Pföndung  im  Civilverfahren. 

Der  höchste  Grad  der  Selbsthtüfe  ist  der  Krieg,  welcher 
auf  unbedingte  Schädigung  des  Gegners  gerichtet  ist.  Recht- 
mässig wird  derselbe  aber  erst  dadurch,  wenn  man  diese  An-^ 
Wendung  des  äussersten  Zwanges  nur  eintreten  lässt,  um  einea 
rechtlichen  Zweck  zu  erreichen,  und  nur  so  lange  ihn  übt,  bis 
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derselbe  erreicht  ist.  Er  ist  daher  entweder  ein  Vertheidj- 
gungskrieg  zur  Abwehr  eines  ungerechten  Angriffs,  ohne  dass 
man  übrigens  den  Angriff  wirklich  abzuwarten  hdtte,  wenn  nur 
TOD  Seiten  des  Andern  eine  wirkliche  Gefahr  droht;  oder  es  ist 
ein  Angriffskrieg  wegen  schon  erlittener  Rechtsverletzungen. 
Weiter  kann  auch  ein  Krieg  gedacht  werden  zum  Schutze  und 
zur  Abwehr  gegen  die  Barbarei  angränzender  Völker.  Hier  hat 
man  jedoch  mit  grösstem  Leichtsinn  sogleich  Vertilgungskriege 
sieh  gestattet,  während  man  bedenken  sollte,  dass  die  Civilisation 
zunächst  eine  erziehende  Aufgabe  hat  und  diese  erst  versuchen, 
wenigstens  mit  der  Gewalt  Hand  in  Hand  gehen  lassen  soll.  Ver- 
abscheuungswürdig  endlich  ist  die  Sitte  der  Aftercivilisation, 
ans  Ursachen  kaufmännisdien  Eigennutzes  oder  der  Eroberung»- 
sadbt  fremden,  anders  civilisirten  Völkern  die  eigenen  Bedürf- 
nisse oder  die  eigene  Herrschaft  aufzunöthigen,  und  wenn  sie 
derselben  sich  erwehren,  sie  als  rechtlose  Barbaren  zu  be- 
handeln. Der  Opiumskrieg  der  Engländer  gegen  China,  die  „Raz- 
zien" der  Franzosen  in  Algier  sollen  in  der  Geschichte  der  neu- 
em Zeit  mit  der  Brandmarkung  des  Abscheu's  belegt  werden. 

Auch  ein  Principienkrieg  ist  ebenso  rechtswidrig,  als  un- 
zweckmässig und  widersinnig,  sei  es  um  gewisse  politische  Grund- 
sätze vom  eigenen  Lande  abzuhalten,  sei  es  um  angriffsweise  Pro- 
paganda für  dergleichen  zu  machen,  in  der  altem  Zeit  für  reli- 
giöse Interessen,  in  der  gegenwärtigen  ftlr  politische  oder  sociale. 
Gegen  eine  Denkweise  mit  Waffengewalt  anzukämpfen  oder  sie 
gewaltsam  äusserlich  einzufuhren,  ist  ein  gleich  Unmögliches. 
Weder  die  Sklaverei  kann  so  erhalten,  noch  die  Freiheit  so  er- 
worben werden;  beide  sind  Zustände  innerer  Bildung,  welche 
durch  jene  Mittel  nicht  verändert  wird. 

IL  Ist  dergestalt  der  Krieg  als  ein  rechtmässiges  Mit- 
tel anerkannt  worden  um  ein  angethanes  Unrecht  von  sich  ab- 
zuwehren :  so  kann  derselbe  sogar  unter  bestimmten  Verhältnissen 
einem  Staate  zur  Pflicht  werden.  Dieser  nämlich  darf  nicht, 
gleich  einer  Privatperson,  die  eigenen  Rechte  aufgeben  und  lieber 
Unrecht  dulden  als  den  zweifelhaften  Kampf  dagegen  unterneh- 
men: denn  das  Recht  und  Wohl,  so  wie  die  Ehre  des  Staates^ 


350 

sind  allgemeine,  von  seiner  Existenz  ab  selbstständiger 
Macht  unabtrennliche  Gttter.  Diese  wesentliche  Existenz,  weil 
nur  er  selbst  sich  schützen  kann,  ist  jedoch  bei  jeder  Verietzang 
seines  Rechtes  und  seiner  Macht  mitbedroht;  er  muss  für  sie 
einstehen.  So  ist  es  seine  Pflicht,  für  sein  Recht  und  seine  Ehre 
in  den  Kampf  zu  gehen;  ebenso  die  Pflicht  jedes  Staats- 
angehörigen, mit  Beiseitsetzung  seiner  unmittelbaren  Interes-  - 
sen,  dem  Staate  Gut  und  Leben  zu  widmen,  wenn  dieser  sie  fo^ 
dert.  In  seinem  Staate  nämlich  wurzelt  sein  geistiger  Beruf, 
durch  welchen  allein  er  in  die  aUgemeine  Entwicklung  der  Mensch- 
heit eingreift.  Mittelbar  vertheidigt  er  daher  auch  diesen,  wena  er 
den  Staat  yertheidigt.  Selbst  wenn  er  Ober  den  Staat  und  die  Natio- 
nalität hinaus  einem  rein  geistigen  Berufe  lebt,  —  als  Wissenschaft- 
licher oder  als  Künstler,  oder  in  dem  rein  humanen  Kreise  des 
Seelsorgers  —  so  dass  hier  eine  Pflichtencollision  eintreten  zu 
müssen  scheint,  die  der  Pflicht  gegen  den  Staat  mit  der  gegen  die 
Menschheit  (nach  Analogie  der  Collision  zwischen  „Berufs-**  und 
„Liebespflichten**:  vgl. Ethik §. 77, b.):  so  liegt  auch  hier  im  innem 
sittlichen  Wesen  dieser  Verhältnisse  die  Lüsung  jener  Collision.  Kei- 
ner darf  sich  der  Angelegenheit  des  Vaterlandes  entziehen ,  eben 
weil  sie  Selbstaufopferung  von  ihm  fordert,  deren  Bewäh- 
rung er  sich  nie  ersparen  soll,  sei  es  auch  nur  um  vor  sich 
selbst  seiner  Opferbereitwilligkeit  sicher  zu  werden.  — 

So  schienen  die  Kriege,  wie  ein  nothwendiges  Uebel,  sich 
verewigen  zu  müssen;  denn  ein  durch  Mittel  der  Gewalt 
durchgeführter  Rechtsstreit  findet  niemals  sein  defini- 
tives Ende,  weil  nicht  das  Recht,  sondern  der  zuflillige  Erfolg 
ihn  schlichtet.  Die  Möglichkeit  der  Erneuerung  des  Kampfes 
bleibt  stets  übrig,  sobald  die  vortheilhafte  Gelegenheit  sich  auf- 
thut;  desswegen  scheint  die  Kampfbereitschaft,  durch  wohl- 
gerüstete stehende  Heere  u.  dgl.,  eine  weitere  Pflicht  jedes  Staa- 
tes: wir  haben  damit  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Staatenve^ 
hältnisse  hinreichend  angedeutet  und  sein  unwillkürlich  Unver- 
meidUches  vollständig  erklärt. 

Dennoch  ist  er  kein  Nothwendiges,  noch  weniger  sittlich 
Berechtigtes,  woßlr  Hegel  diesen  Zustand  hält,  indem  er,  sogar 
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mit  einem  geringschätzigen  Seitenblick  auf  Kant*s  Idee  des  „ewi- 
gen Friedens^S  behauptet,  dass  die  „moralischen,  religiösen  und 
sonstigen  Gründe  und  Rücksichten^S  welche  vom  Kriege  abhalten 
kOftnten^S  mit  Zufälligkeit  behaftet  bleiben;*)  indem  er 
weiter  eiinnert,  das  „sitüiche  Moment^^  des  Krieges  sei,  dass  ef 
das  Endhdie,  wie  Besitz  und  Leben,  in  seiner  Eitelkeit  und  Ver- 
gteglichkeit  aufweise;  Ernst  damit  mache,  es  als  das,  was  es  ist, 
als  Nichtiges  zu  setzen:  der  Krieg  sei  das  stärkste  Hinderniss 
gegen  das  „Versumpfen  der  Blenschen  in  den  Friedensverhältnis- 
sen** u.  dgl.  Dies  ist  nim  mehr  erbaulich,  als  philosophisch  ge- 
sprochen! Um  von  der  Nichtigkeit  der  irdischen  Güter  praktisch 
belehrt  zu  werden,  bedürfen  wir  itirwahr  des  Krieges  nicht  erst. 
Ob  femer  die  tiefe  Verwilderung  und  Rohheit,  welche  der  Krieg 
erzeugt,  ein  vortheilhafter  Tausch  sei  gegen  jene  drohende  Yer^ 
sumpfung  im  Schoosse  des  Friedens,  bleibt  höchst  zweifelhaft; 
denn  es  ist  nicht  wahr,  dass  blosses  Elend  die  Menschen  sitt- 
lidier  mache.  Dass  endlidi,  worauf  Hegel  fusst,  ein  jedes  phy- 
sische und  sittliche  Uebel  —  selbst  Vergehen  und  Verbrechen  — 
auch  mittelbar  ihre  guten  Folgen  haben  können  (womit  eben 
die  Eii)aulichkeit  ihre  Existenz  in  der  Welt  zu  entschuldigen 
sucht):  das  lässt  sie  darum  nicht  weniger  als  Uebel  oder  als 
UnsittUchkeit  erscheinen,  mithin  als  das  Auszurottende.  Dies 
gilt  vor  Allem  vom  Kriege,  der  zugleich  in  seinen  Folgen  das 
verwildemdste,  culturfeindlichste  Uebel  ist;  und  wenn  Hegel  ihm 
zu  einer  Art  von  Begriffsnothwendigkeit  zu  verhelfen  suchte,  so 
geschah  es  aus  seiner  steten  Verwechslung  von  Erklären  und 
in  seiner  „dialektischen**  Nothwendigkeit  Ableiten.  Das  in  sei- 
ner factischen  Entstehung  vollgültig  Erklärte  ist  damit  noch  nicht 
als  eine  nothwendige  Erscheinung  aufgewiesen. 

in.  Somit  bleibt  die  allgemeine,  recht  eigentlich  ethische 
Aufgabe  nicht  zu  umgehen:  wie  dieser  bewaffnete,  kriegdro- 
hende Friedenszustand  aufhören  könne?  Nicht  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  Rechts;  denn  aus  diesem  entsteht  er  gerade. 


*)  „Philosophie    des    Rechts'*  2.  Ausg.    §.  333.  S.  427  ff.     Vgl. 
§.  324.  S.  418. 
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Auch  nicht  durch  Zwang  oder  Autorität;  denn  eine  soldie 
ist  ja  nicht  vorhanden,  wie  es  im  Mittelalter  eine  Zeitlang  und 
in  vorübergehenden  Fällen  der  Pabst  oder  die  Kirche  war,  weldie 
auch  noch  in  unsern  Tagen  von  Bonald  und  De  Maistre*za 
dieser  Rolle  in  Vorschlag  gebracht  worden  sind.*) 

Desshalb  kann  jene  MögUchkeit  nur  in  den  geistigen  Mäch- 
ten gefunden  werden,  welche  über  das  Recht  hinausliegen  und 
durch  ihre  geheime  Gewalt  sich  stärker  erweisen  als  dasselbe. 
Es  sind  die  Ideen  der  Vollkommenheit  und  des  Wohlwol- 
lens. Jene  macht  sich  zunächst  mit  einer  Art  von  innerm 
Zwange  geltend  —  in  der  Vorstellung  des  Vortheils  und 
des  Nachtheils.  Der  Krieg  muss  nicht  nur  an  sich  als  ein 
Uebel  erkannt  werden,  dem  in  jedem  Falle  der  Frieden  vorzu- 
ziehen, sondern  weit  mehr  noch  (gleich  der  Fehde  oder  dem 
Zweikampfe)  als  ein  unzuverlässiges  Mittel  sich  Recht  zu 
verschafiTen.  Der  verletzte  Theil  wird  häufig  im  Kriege  zugleich 
noch  besiegt,  weil  der  mächtigere  Staat  gerade  der  verletzende 
ist  oder  weil  die  günstige  Gelegenheit  Grund  der  Verletzung 
geworden;  und  so  scheint  zunächst  freiUch  der  „Vortheil^^  ein 
kriegsbeförderndes  Element,  wie  auch  die  Erfahrung  dies  be- 
stätigt. 

Aber  die  weltgeschichtUche  Bildung  schreitet  weiter.  Je  mehr 
die  poUtische  Einsicht  wächst  über  die  wahren  Quellen  des  Vor- 
theils und  des  Nachtheils  einer  Nation,  desto  weniger  wird  auch 
nur  die  einfache  Klugheit  es  zulassen,  das  zweifelhafte  Glück  auf 
die  Probe  zu  stellen,  um  jene  ohnehin  zweideutigen  Kriegsvor- 
theile  zu  erringen.  Bei  aller  mögUchen  Lust  der  Rechtsver- 
letzung daher  wird  die  vernünftige  Berechnung  dennoch  den 
Staat  abhalten,  Veranlassung  zum  Kriege  zu  geben,  weil  der 
grösste  äussere  Erfolg  desselben  die  inneru  Nachtheile  nicht  auf- 
wöge. Je  grösser  sodann  die  WahrscheinUchkeit  für  den  An* 
greif  er  ist,  besiegt  zu  werden,  desto  mehr  muss  die  Neigung 
zum  Kriege  verschwinden,  sobald  kein  Staat  sich  getraut,  die  ent- 
scheidende That  des  Angriffs  zu  wagen.    Daher  in   der  neuem 


*)  „Geschichte  der  Ethik"  Bd.  I.  S.  703.  707. 
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Geschichte  das  Streben  nach  möglichstem  Gleichgewichte  an 
Macht:  das  System  des  „europäischen  Gleichgewichts ^S  welches 
im  Yorigen  Jahrhundert  der  Geist  der  äussern  Politik  war,  frei- 
Bdi  ohne  die  Kriege  im  Einzelnen  zu  verhindern,  —  wurde  von 
Heinrich  dem  IV.  gerade  zu  dem  Zwecke  erdacht,  damit  jeder 
Staat  das  Schwerdt  des  andern  in  der  Scheide  halte.    Noch  ra- 
ticHieller  und  tiefsinniger  ist  die  von  einem  deutschen  Staate  zu- 
erst angebahnte  Entwicklung   eines    nationalen    Kriegswe- 
sens, in  dem  das  ganze  Volk  bewaffnet  dasteht     Ein 
solches  Yolk  ist  in  der  Selbstvertheidigung  unüberwindlich; 
aber  zum  Angriffs-  und  Eroberungskriege  ist  es  untaughch.   Lässt 
nun  dies  anerkannt  voUkoromenste  und  seines  Erfolges  ge- 
wisse Kriegssystem  nur  die  Vertheidigung  zu,  während  der  An- 
griffskrieg, bei  allgemeiner  Einführung  dieses  Systemes,  sicherlich 
zur  Niederiage  itihrt:  so  ist  in  der  ausgebildeten  Theorie  des 
Krieges  selbst  der  Punkt  gefunden,  der  sein  Aufhören  nothwen- 
dig  macht    Wird  der  Angreifer  zuverlässig  besiegt:   so  ist  kein 
Krieg  mehr  mö^ch.     Man  muss  sich  um  des  eignen  Yortheils 
willen  hüten,  die  Rechte  des  andern  Staates  zu  verletzen,  oder 
wenn  RechtscoUisionen  vorhanden,  den  Weg  der  Vermittlung,  des 
Schiedsgerichts,  einschlagen,  um   sie  zu  lösen.     Die   Idee 
der  Vollkommenheit  hat  in  ihren  unmittelbaren  Wirkungen 
vollständig  gesiegt. 

Diese  Einsicht  scheint  nunmehr  immer  entschiedener  sich 
zu  befestigen.  Die  Confilicte  und  widerstreitenden  Interessen  der 
gegenwärtigen  Politik,  welche  sonst  nur  durch  Krieg  gelöst  wer- 
den konnten,  sucht  man  jetzt  durch  Unterhandlungen,  Pro- 
tokolle, Congresse  zu  schlichten,  sei  es  auch  nur,  weil  man 
den  Krieg  aus  Geldmangel  fast  nicht  mehr  fuhren  kann.  Gewisse 
Schutzmächte  fangen  an  sich  zu  bilden  und  schiedsrich- 
terlich die  Angelegenheiten  der  kleineren  Staaten  in  die  Hand 
zu  nehmen  oder  die  Garantie  ihrer  Erhaltung  zu  leisten.  (So 
das  Verhältniss  der  Europäischen  Grossmächte  zu  Belgien,  der 
drei  Seemächte  zu  Griechenland,  wo  freilich  die  geheim  wider- 
streitenden Interessen   der  Grossmächte  nur  durch  gegenseitige 

Ueberwadiung  und  durch  das  Schaukelsystem  der  wechselnden 
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Allianzen   vom   Ausbn^che   der   Zwietracht   abgehalten    werden.) 
Kommt  jetzt  noch,    seit   dem  Jahre  der  grossen  Europäischen 
Völkeraufregung  (1848),  der  fernere  Umstand  dazu,  dass  die  Re- 
gierungen nach  Innen  auf  schwankendem  Boden  stehen  und  alle 
Kräfte  nöthig  haben,  um  die  inneren  socialen  Aufgaben  zu  lösen: 
so  muss  sich  mehr  und   mehr   dadurch  jene  unwillkttriiche,  ja 
vielleicht  nothgedrungene  Friedenspolitik  befestigen,  welche  nicht 
wagt,  an  den  bestehenden  Zuständen  zu  rütteln,  aus  Besörgniss 
Alles  zu  verlieren.    Der  Abwägung  des  Vortheils  verdan- 
ken wir  den  Frieden. 

Hier  nun  scheint,  gerade  im  gegenwärtigen  Zeiträume,  der 
Keim  neuer  Zerwürfnisse  sich  hervorzuthun.  Keiner  Gefahr  sind 
wir  jetzt  näher,  als  dem  Ausbruche  politischer  oder  confes- 
sioneller  Principienkriege.  Könnte  aber  auch  eine  un- 
glückliche Constellation  dazu  uns  fortreissen:  es  wäre  nur  eine 
vorübergehende  und  letzte  Phase  der  Kriege.  Nicht  die  Staaten 
oder  Völker  werden  durch  entgegengesetzte  Principien  in  Politik 
oder  Religion  getrennt,  sondern  diese  Parteiungen  reichen  durch 
alle  Völker  hindurch.  Sollte  es  zu  einem  solchen  Kriege  kom- 
men, so  müsste  er  Bürgerkrieg  werden;  —  dergleichen  wir 
in  unserer  widerspruchsvollen  Gegenwart,  dieser  ungereimten 
Mischung  von  Cultur  und  Barbarei,  freilich  schon  erlebt  haben. 
Auf  die  Dauer  jedoch  kann  dieser  Zustand  nicht  haften:  man 
muss  erkennen,  dass  jene  Principienkämpfe  nur  auf  verfassungs- 
mässige Weise  innerhalb  jedes  Staates  ausgestritten,  d.  h.  zugleich 
geschlichtet  werden  können. 

IV.  Die  Idee  des  „Wohlwollens"  lässt  sich  auch  ihrer- 
seits niemals  unbezeugt  in  den  Völkerverbindungen;  sie  wirkt 
jedoch,  ihrem  Wesen  zufolge,  niemals  von  Staat  zu  Staat,  sondeiii 
von  Individuum  zu  Individuum,  über  alle  Staats-  und 
Völkergränzen  hinaus.  Der  Staat  als  solcher  darf  gar  nicht 
sich  wohlwollend  dem  andern  aufopfern:  die  Kraft  seines  Wohl- 
wollens kann  er  pflichtmässig  nur  nach  Innen  richten,  auf 
die  seiner  Pflege  Anbefohlenen,  deren  Vortheile  nach  Aussen, 
gegen  andere  Staaten,  er  zu  vertreten  und  zu  schützen  hat.  Den 
andern  Staaten  gegenüber  gelten  ihm  nur  der  Vortheil  und  das 
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,l,^  unabhängigen  Staaten   giebt  es  daher  lediglich 

ten^S  nicht  „Liebespflichten'^  zu  beachten, 
len  dagegen  schreiten  über  diese  Beschränkung 
Durch  Handel,  Wanderungen,  Austausch  geisti- 
iüter  erzeugt  sich  unwillkürlich  ein  Völkerv er- 
der einstigen  humanen  Gemeinschaft  vorarbeitet, 
.   die  einzelnen  Staaten  nur  die  Träger  und  Mittel 
ist   vertilgt   er  jenen   begrifflosen   Nationalhass 
dischen  Eifersüchteleien,  welche  bisher  die  Völker 
hielten:   Patriotismus  und  Kosmopolitismus 
nicht  mehr  wie  zwei   sich   ausschliessende  Zustände 
iK'kämpfende  Tendenzen,  sondern  jeder  als  die  noth- 
Gegenseite   des   andern.     Wenn   diese  Denkweise 
ii'inen  Bildung  sich  bemächtigt  hat,  so  kann  sie  nicht 
rh  auf  die  Staatsverhältnisse  und  deren  Behandlung  zu- 
kcn.    Es  entsteht  ein  natürliches  Schaamgefühl  der  Staa- 
j:.  vOlkerrechtwidrige  Rohheit,  Bruch  der  Verträge  er- 
iclit  mehr  als  eine  entschuldbare  Selbsthülfe  oder  als 
Njlitik,  sondern  es  wird  für  das  beiirtheilt,  was  es  ist: 
irbarei  kurzsichtiger  oder  leidenschaftlicher 
(1  u  n  g,  indem  auf  dem  Wege  der  Unterhandlung  dies 
t   sicherer  wäre  zu  schlichten  gewesen.    Diesem  Ur- 
üifentlichen  Meinung  zu  trotzen,  werden  die  Staaten 
iiiger  vermögen;  und  so  wird  die  wachsende  Bil- 
r  Einzelnen  die  Staaten  immer    ausschlies- 
iif  den  Weg  des  Rechts  und  der  Vertragsver- 
•   filhren.     Das  „Vertrags recht"   der  Staaten   hat 
tändig  ausgebildet    und    seinen    Zweck    nach 
ile  vollständig  erreicht.     (Vgl.  §.  159,  III.)    So- 
lch vrird  sich  ergeben,   dass  es  auch  noch  in  einer 
tung  ausgebildet  werden  kann. 

§.  161. 
3.    Der  Weltstaatenbund. 

iiem  Standpunkte  aus,   hat  er  einmal  sich  befestigt» 
IQ  „Weltstaatenbunde"  sicher,  wenn 
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auch  in  langsamem  Fortschreiten,  eröffnet,  während  seine  voll- 
ständigen Erfolge  freilich  ganz  noch  der  Zukunft  angehören.  Jetzt 
kann  in  dieser  Beziehung  nur  von  sporadischen  Anfängen,  dun- 
kel instinctiven  Regungen,  ,,fVommen  Wünschen^^  die  Rede  sein, 
die  uns  jedoch  um  so  denkwflrdiger  sind,  als  sie  von  Neuem  aof 
das  stätige  Wirken  der  ethischen  Kräfte  in  der  Weltgeschichte 
hinweisen,  die  in  den  kleinsten  Anfangen  die  umfassendsten  E^ 
folge  Yorandeuten. 

I.  Der  unterscheidende  Charakter  des  neuen  Stadiums  ist 
so  zu  bezeichnen :  dass  der  Staat  sich  hier  im  Dienste  umfassen- 
sender  humaner  Zwecke  bekennt  und  in  diesem  Sinne,  nicht 
mehr  in  dem  gemein  politischen  des  eignen  Vortheils  oder  der 
blossen  Staatsklugheit,  mit  den  andern  Staaten  Vereine 
schliesst.  Dies  ist  mehr  als  ein  zeitweiser  Vertrag,  dies  ist 
Bund  zu  nennen. 

Wenn  nämUch  auf  dem  vorher  charakterisirten  Standpunkte 
(§.  160,  ni.)  das  Vertragsverhältniss  darauf  beschränkt  war,  die 
Rechte  und  Vortheile  jedes  Staates  an  einander  abzugränzen  und 
dadurch  den  Streit  zu  verhüten:  so  kann  gleich  ursprünglich 
jenes  Verhältniss  mit  dem  hohem  Zwecke  geschlossen  werden, 
um  das  gemeinsame  Wohl  oder  noch  weiter  das  Wohl 
Aller  zu  fördern.  Dann  ist  das  Vertragsverhältniss  aus  dem 
Stadium  des  „Vortheils"  in  das  des  „Wohlwollens"  ge-  ] 
treten. 

II.  Aber  jener  leitet  unvnllkürlich  zu  diesem  hinüber.  Hat 
sich  nur  einmal  die  Rechtssitte  unter  den  Staaten  befestigt, 
durch  offnen  Vertrag,  niemals  durch  Gewalt  oder  List,  die  dro- 
henden CoUisionen  zu  lösen:  so  thut  sich  auch  ebenso  gewiss 
zwischen  ihnen  das  Princip  der  Association  hervor,  wie 
sich  dies  im  Verkehre  der  Einzehien  ergab  (§.  98).  Es  bedarf 
überall  nur  der  Sicherung  des  Rechtes,  um  sogleich  die  Regon- 
gen des  Vertrauens  hervorzulocken.  Ist  daher  auch  nur  im  Ve^ 
hältnisse  der  Staaten  zu  einander  der  allgemeine  Rechtsboden 
befestigt,  der  Friede  in  den  Gesinnungen  gesichert:  so  melden  j 
sich  sogleich  die  humanen  Interessen,  um  der  Form  des 
Vertrages  einen  höhern  Gehalt  zu  geben.    Mit  einem  Worte:  die 
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Association  bemächtigt  sich  auch  des  Verhältnisses 
der  Staaten  zu  einander. 

Und  auch  hier  ist  sie  der  umfassendsten  Ausbildung  und 
Anwendung  föhig.  Sie  kann  eine  doppelte  Richtung  einschlagen: 
entweder  die  Staaten  verbinden  sich,  um  ihre  eignen  Ange- 
legenheiten gemeinsam  zu  ordnen,  sei  es  im  engern  Ver- 
hdltniss  eines  Bundesstaates,  sei  es  in  einem  loseren,  als 
Staatenbund.  Oder  sie  können  dies  Bündniss  sogleich  dazu 
steigern,  allgemein  menschliche  Angelegenheiten,  rein 
bumane  Zwecke  durchzuführen,  womit  offenbar  das  h(k^hste 
Ziel  der  Staatenassociation  erreicht  ist. 

Von  beiden  Formen  sind  bemerkenswerthe  Anfänge  schon 
gegeben.  Vereinzelt  gleichen  sie  jedoch  Fragmenten  eines  un- 
ausgeführten Bauwerks.  Erst  in  ihrem  Principe  verstanden 
und  richtig  gedeutet,  können  sie  Veranlassung  werden,  dass  man 
zum  vollen  Ausbau  die  Hand  anlegt. 

IIL  In  ersterer  Richtung  geht  die  Verbindung  der  Staa- 
ten zum  gemeinsamen  Ordnen  ihrer  Angelegenheiten  von  dem 
umfassenden  Gesichtspunkte  aus,  dass  sie  nicht  nur  sich  betrach- 
ten dürfen  als  durch  verschiedene  Rechtssphären  getrennte  Indi- 
viduen, sondern  dass  sie  den  Glauben  besitzen  an  die  SoUda- 
rität  und  Gemeinsamkeit  ihrer  wahren  Interessen,  damit  sie 
bewusster  Weise  vom  trennenden  Standpunkte  des  Rechts  in 
den  „ergänzender  Gemeinschaft^' übertreten.  Dazu  jedoch 
bedarf  es  der  Civilisation  in  jeglicher  Weise,  der  Bildung  der 
Einsicht,  wie  der  Gesinnung,  bei  den  Staatenlenkern,  wie 
bei  dem  ganzen  Volke.  Nur  unter  civilisirten  Staaten  sind 
solche  Bünde  möglich,  und  je  mehr  die  allgemeine  Bildung  steigt, 
desto  unauQialtsamer  entwickeln  sie  sich. 

Handelsverträge  machen  hier  den  Anfang,  und  sind  auch 
sonst  der  erste  und  natürUchste  Anknüpfungspunkt  für  den  Staa- 
tenverkehr überhaupt,  der  Zug  des  Windes,  der  den  Samen  der 
Civihsation  über  die  Erde  trägt  I  —  Das  Verhältniss  schreitet  dazu 
fort,  sich  für  gemeinsame  Interessen  dauernd  zu  ver- 
binden, —  der  Nationalität,  der  poUtischen  Freiheit,  der  ge- 
meinsamen Religion  u.  s.  w.    Diese  Bündnisse  sind  nicht,   wio 
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die  Kriegs-  o^er  überhaupt  die  politischen  AlUanzen,  ajuf  ZeiL, 
sondern  für  immer  geschlossen.     Sie  haben  auch  nicht  mehr 
den  ausscUiessenden  Charakter  des  „Vertrages  ad  hoe^^*^  son- 
dern den  umfassendem  Sinn  eines  Interesse  am  Wohlergehen 
des  andern  Staates  überhaupt,  in  dessen  Beeinträchtigung  oder 
Verminderung  man  die  eigne  Macht  gef^rdet  erblickt. 

Dies  Princip  hat  sich  längst  im  Einzelnen  geltend  gemacht, 
indem  es  zum  Schutze  der  gemeinsamen  NationaUtät,  Bundes- 
staaten, zum  Schutze  bleibender  gemeinsamer  Interessen,  dau* 
emde  Staatenbündnisse,  „natürliche  Allianzen^S  Wahl- 
verwandtschaften unter  den  einzelnen  Staaten  hervorrief, 
deren  Zweck  über  den  nächsten  und  unmittelbaren  Vortheil  weit 
hinausliegt.  Aber  dieser  Geist  der  Verbündung  muss  sich  ent- 
wickeln, entschiedener  und  bewusster  hervortreten.  Die  „natür- 
lichste^^ Allianz  ist  die  der  Sittigung  gegen  die  Barbarei. 
Gleichwie  der  civilisirte  Staat  innerhalb  seiner  Gränzen  und  sei- 
ner Wirksamkeit  jede  Uncultur  vertilgt,  so  ist  es  natürlich  und 
unvermeidlich,  dass  die  gleichgesinnten  Staaten  von  höherer  po- 
litischer Cultur  sich  an  einander  schliessen  und  solidarisch  ihre 
Interessen  mit  einander  verbinden  gegen  den  Absolutismus  oder 
gegen  die  Anarchie.  Da  die  Bildung  jedoch  unwiderstehUch  ist 
und  schliesshch  den  Sieg  behält:  so  muss  dies  natürliche  Ein* 
verständniss  civiUsirter  Staaten  allmählig  sich  ausbreiten  über  die 
ganze  Erde  und  einen  Weltstaatenbund  der  Humanität 
gründen,  der  nicht  mehr  mit  den  Waffen  der  Gewalt  oder  des  Zwan- 
ges zu  kämpfen  braucht,  um  die  Gegner  zu  besiegen,  sondern  die 
„Waffen  des  Lichts^^  gegen  sie  wendet,  die  desto  unvddersteUi- 
dier  sind,  da  jene  zugleich  von  Innen  her  besiegt  werden  und 
entwaffnet  sind  durch  die  ihnen  entrissene  Macht  über 
die  Gemüther.  In  dem  Umkreise  civihsirter  Staaten,  vor  der 
Macht  einer  hochgebildeten  öffentUchen  Meinung  wird  der  religi- 
öse Fanatismus  oder  die  pohtische  Knechtschaft  es  nicht  mehr 
aushalten  können ,  vor  sich  selber  zu  existiren.  Die  innere  Schaam 
zwingt  sie,  sich  zu  verbergen. 

Nichts  geziemt  übrigens  der  Ethik  weniger,  als  mit  unfrucht- 
baren Wünschen  und  phantastischen  Velleitäten  sich  zu  befassen. 
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hat  hur  insofern  das  Recht  mit  Prophezeiungen  herrorzutre- 
teo,  als  sie  in  der  Wirklichkeit  schon  die  Anknüpfungspunkte 
nachzuweisen  yermag,   die  auf  richtigem  Pfade  in  jene  von  ihr 
behauptete  Zukunft  hinüberführen  müssen.     So  ist  es  in  voriie» 
gendem  Falle.     Bis  zu  dem   Grade  humaner  Bildung  sind  die 
Staaten  in  ihrem  Verhältnisse  zu  einander  schon  gediehen;  es 
ist  eine  Art  höherer  völkerrechtlidier  Sitte  geworden,  —  dass, 
wenn  eine  schwere  Ungerechtigkeit,  eine  grobe  Inhumanität  be- 
gangen wird,  man  der  Unterdrückten  sich  anninmit,  die  Flüchti- 
gen nicht  ausliefert,  wohl  gar  of&delle  Verwendung  eintreten  lässt: 
ganz  im  Widerspruche  mit  dem  Grundsatze  der  Nicht- 
einmischung zwischen   den   Staaten,   welcher   auf  dem 
Standpunkte  des  Rechts  und  der  Verträge  ohne  Ausnahme  gilt, 
ja  eines  der  wichtigsten  Souveränitätsrechte  der  Staaten  ausdrückt 
Nirgends  tritt  diese  bedeutungsvolle  Inconsequenz,  durch  die  be- 
zeichnet wird,  dass  man  den  alten  Standpunkt  des  Völkerrechts 
factisch  schon  aufgegeben  hat,  deutUdher  hervor,  als  in  den  con* 
fessionellen  Angelegenheiten,  weil  in  ihnen  die  rein  humanen  In» 
teressen  ihren  nächsten  und  aufdringlichsten  Ausdruck  erhalten. 
Schon   seit  Vattel  haben  die  Lehrer  des  Völkerrechts  darüber 
vertiandelt,  ob  es  nicht  einem  auswärtigen  Staate  rechtlich  ge- 
stattet sei,  für  die  Confessionsverwandten  in  dem  andern  Staate 
zu  intercediren,  und  der  jüngste  wissenschaftUche  Bearbeiter  des 
Völkerredits  findet  die  Entscheidung  davon  in  dem  Grundsatze: 
„dass  wie  es  schon  das  Recht  jedes  einzelnen  Menschen  sei,  dem 
widerrechtlich  Gekränkten  zu  seiner  und  seines  Rechts  Erhaltung 
beizustehen:  so  müsse   es  auch  das  Recht  der  Staaten 
sein."*) 

Was  folgt  aus  diesem  einzelnen  Falle?  Ofifenbar  die  bedeu- 
tungsvolle Consequenz,  dass  tlber  das  allgemeine  Rechtsverhält- 
niss  und  die  besondem  Bündnisse  der  Staaten  hinaus  ein  still-» 
schweigender  Vertrag  sie  umschliesst,  den  Grundsätzen  des  Wohl- 
wollens (der  „Humanität")  Geltung  zu  verschafifen  und  wenigstens 


*)  Heffter  „das  Europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart",  II.  Aufl.  S.  94. 
95.    Andere  Fälle  analoger  Art  gieht  er  S.  210.  2U. 
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den  gröbsten  Verietzungen  derselben  zu  wehren.  Was  aber  daris^ 
dunkel  und  vereinzelt  wirkt,  kann  und  wird  einmal  als  allgemei- 
ner Grundsatz  nicht  nur  ausgesprochen  ^  sondern  auch  befolgt 
werden;  denn  was  im  Einzelnen  wirksam  war,  vermag  es  auch 
im  Ganzen  zu  werden.  Der  Abschluss  der  „heiligen  AUianz''  bat 
das  epochenmachende  Verdienst,  jene  Grundsätze  wenigstens  an9- 
gesprochen  zu  haben.  Hier  ist  zum  ersten  Male  die  Idee  einer 
Staatengesellschaft  förmlich  anerkannt,  welche  in  ihrem  ge- 
genseitigen Yerhältniss  und  im  Innern  von  sittlichen  Grund- 
sätzen geleitet  werden  solle.  Dass  dieser  Bund  in  seinen  eigent- 
lichen Wirkungen  unfruchtbar  geblieben,  ja  geradehin  eine  ver- 
kehrte Ausdeutung  erhalten  habe,  berechtigt  uns  nicht  zur  Ver- 
muthung,  dass  jene  Regungen  ursprünglich  nicht  aufrichtig  ge- 
meint gewesen  seien,  i*) 

IV.  In  der  zweiten  Richtung  einer  Zusammenwirkung  der 
Staaten  zu  weltbürgerUchen,  wie  humanen  Zwecken,  hat  sich  schon 
weit  früher  und  weit  entschiedener  ein  gemeinsames  Bewusstsein 
unter  den  Völkern  erzeugt,  welches  in  gewissen  völkerrecht- 
lichen Gebräuchen,  noch  ausdrückUcher  in  bestimmten  kos- 
mopolitischen Verträgen  zu  jeder  Zeit  sich  einen  der  all- 
gemeinen Culturstufe  des  Volks  entsprechenden  Ausdruck  giebt. 
Wenn  wir  zeigten  (§.  79,  IL,  a.),  dass  bis  in  die  rohesten  Ent- 
artungen eines  wechselseitigen  Zerstörungstriebes  dennoch  Spuren 
völkerrechtlicher  Sitte  sich  verrathen,  welche  gleichsam  wider 
ihren  eigenen  Willen  den  Menschen  die  eingeborene  Macht  ihres 
Wohlwollens  empfinden  lassen,  so  hat  sich  dies  wichtige  Prindp 
welthistorisch  immer  weiter  ausgebildet  und  jetzt  zum  Begriffe 
eines  Weltbürgerthums  abgeschlossen,  dem  die  Folgezeit  noch 
entschiedenere  Durchführung  zu  geben  hat. 

Die  Grundlage  in  allen  diesen  höchst  mannigfaltigen  Erschei- 
nungen ist  das  Gefühl  für  den  Werth  und  die  Bedeutung  des 
Menschen  an  sich,  kurz  das  „Wohlwollen'^  welches  bis  in 


''')  lieber  den  Charakter  und  die  Folgen  dieses  an  sich  wichtigen  Ereignis- 
ses Tergl.  man  Schmidt-Phiseldeck:  „Die  Politik  nach  den  GrundsäUea 
der  heiligen  Allianz*'  Kopenhagen  1822. 


361 


leio  intensivstes  Gegentheil,  Krieg  und  Feindseligkeit,  sich  nicht 

Oibezeugt  Iflsst.    Unantastbarkeit  der  Gesandten ,  Schonung  der 

Gefangenen  und  Wehrlosen,  Pflege  der  Verwundeten  forderte  schon 

Mit  den  ältesten  Zeiten  die  Kriegssitte.    Zur  wahren  Grossmuth 

gegen  den  Feind  erhob  sich  der  Rittersinn  in  der  Blüthe  des 

Mittelalters.    Im  modernen  Völkerrechte  endlich  ist  es  ausgespro- 

diener  Grundsatz  geworden:  dass  der  pohtische  Feind  nicht  mehr 

der  persönUche  sei,  dass  überhaupt  das  Recht  des  Krieges  und 

der  Eroberung  in  keiner  Art  auf  den  friedlichen  Bürger  und  auf 

das  Privateigenthum  ausgedehnt  werden  dürfe.*) 

Ebenso  werden  die  Bündnisse  der  Staaten  immer  mehr  auf 
biteressen  allgemeiner  Menschlichkeit  ausgedehnt:  die  Ver- 
träge, früher  gegen  die  Seeräuberei,  jetzt  gegen  den  Negerhandel, 
zur  Beförderung  der  christlichen  Missionen,  zum  allgemeinen 
Schutze  des  litterarischen  Eigenthums,  zur  Förderung  wissen- 
sdiaftlicher  Entdeckungen,  zum  Schutze  des  Weltverkehrs,  und 
vieles  Andere  dieser  Art,  sind  Beispiele  davon.  —  Endhch  wird 
immer  entschiedener  anerkannt  und  als  leitender  Grundsatz  aus- 
gesprochen: dass  der  Mensch  als  solcher.  Rechte  auf 
Schutz  und  Sorge  in  jedem  Staate  habe,  in  welchem 
er  unmittelbar  auch  nicht  Bürger  ist.  Das  Staatsbür- 
ger th  um  entwickelt  sich  immer  entschiedener  zum  W e It bür- 
ge rthume,  so  dass  Jeder  dereinst  hoffen  darf,  in  welchen  Staat 
der  Erde  er  auch  eintrete,  überall  von  derselben  humanen  Sitte 
und  denselben  schützenden  Gesetzen  umgeben  zu  sein.  Dies  ist 
die  einzig  mögUche  Form  des  Universalstaates:  alle  andern 
Entwürfe  sind  unausführbare  Theorieen,  indem  der  Staat  seinem 
Begriffe  nach  nur  eines  beschränkten  Gebietes  von  Wirksamkeit 
mächtig  ist.  Selbst  der  „Weltstaatenbund ^^  lässt  sich  nur 
so  verwirklicht  denken,  dass  er  die  gleichen  Grundsätze 
hoher  Gesittung  überall  hinbringt  und  so  allseitig  friedliche  An- 
knüpfungen mögUch  macht;  nicht  als  ein  wirklich  organisirter, 
vertragsmässig  über  den  ganzen  Erdball  verbreiteter  poUtischer 


'*')  Dieser  Grundsatz  ist  im  gegenwärtigen  Völkerrechte  nach  allen  Bestim- 
mungen, sorgfaltig  ausgebildet:  vgl.  Heffter  ,a.  a.  0.  §.  119. 125.  131,  IL— IV. 
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Bund.  Das  Entscheidende  fUr  ihn  ist,  dass  alle  Staaten  dazu 
sich  bekennen,  in  ihrem  letzten  Ziele  nur  um  der  Menschen- 
gemeinschaft willen  da  zu  sein. 

So  hat  sich  ergeben,  wie  im  Begriff«  des  Staates  und  der 
Staatengemeinschaft  selber  der  höhere  Begriff  sittlicher  Men- 
schengemeinschaft sich  bildet,  deren  Reich  wir  nun  indem 
ihr  eigenthümlichen  Gebiete:  der  „Menschengemeinschaft 
durch  Cultur  und  Humanität^',  näher  zu  betrachten  haben. 


DRITTE  UNTERABTHEILUNG. 

Der  Organismus   der  humanen   Gemeinschaft. 


§.  162. 
Umfang  dieses  Begriffes. 

hn  Staate  und  allen  seinen  Formen  hat  sich  die  Menschen- 
gemeinschaft, auf  rechtliche  und  bürgerliche  Freiheit 
gegründet,  in  ihrer  vollständigen  VerwirUichung  gezeigt.  Der 
Organismus  des  Staats  und  der  bürgerUchen  Gesellschaft  ist  die 
zur  festen  Ordnung  des  Rechts  und  der  äussern  Wohlfahrt 
erhobene  Möglichkeit  aller  Freiheit  und  Gemeinschaft;  mithin 
auch  die  ordnende  und  erhaltende  Bedingung  aller  sittli- 
chen Gemeinschaft  und  innern  Wohlfahrt.  Darin  hegt  zugleich 
der  BegrifT,  der*  uns  jetzt  beschäftigen  soll. 

Jene  im  Staate  Vereinigten  sind  ausserdem  nämlich  indivi- 
dualisirte  Geister  („  Genien  ^^),  in  deren  Jedem  die  „  Ideen  ^S  die 
ffüle  des  ewigen  Geistwesens,  auf  eigenthümliche  Weise  sich 
darstellt  und  darauf  gegründete  Wechselanziehung  hervorbringt 
(„Ethik"  §.  9.  S.  30.  31).  Der  verwandte  Genius,  zum  Gefühl 
lind  Bewusstsein  seiner  selbst  gelangt,  sucht  damit  sein 
Eilgänzendes  im  Andern.  Aber  es  sind  die  freibewussten ,  auf 
8idi  selbst  gestellten  PersönUchkeiten,  welche  sich  wählen  und 
rereinen,  nicht  mehr  die  in  den  Naturgrund  versenkten  unmittel- 
baren Anziehungen  der  Stammgemeinschaft  oder  der  Geschlechts- 
üfferenz,  ebenso  wenig  die  wechselnden,  auf  Vertrag  oder  Be- 
lürfniss  gerichteten  Anknüpfungen  des  büi^erhchen  Lebens.  Erst 
lier  daher  tritt  der  Mensch  als  solcher,  das  freie  und  bewusste 


364 


Geistwesen,  in  den  ethischen  Process,  und  offenbart  die  unend- 
liche Mannigfaltigkeit  und  den  Reiz  der  Individualitäten.  Es  ist 
die  Stätte,  wo  die  Menschheit  hervorgebracht  vnrd,  und  den 
also  erzeugten  Verkehr  können  wir  überhaupt  damit  den  hnour 
nen  nennen  und  dem  „Organismus  der  bürgerlichen  GeseDr 
schafl^^  im  Staate  gegenüber,  als  den  „Organismus  humaner 
Gemeinschaft^^  bezeichnen. 

Wie  vielfach  dies  Gebiet  sich  gliedere,  hat  sich  gleichfalb 
schon  ergeben  (§.  109,  3).  Es  umfasst  einerseits  Kunst-  und 
Erkenntnissgemeinschaft  —  mit  überwiegendem  Her?o^ 
treten  der  „Idee  der  Vollkommenheit'^  —  obgleich  bei  die- 
ser Art  von  Gesellungen  auch  Wohlwollen  vorausgesetzt  und 
erzeugt  wird.  Andrerseits  bildet  der  Verkehr  die  auf  Wechsel- 
anziehung des  ganzen  Gemüthslebens  gegründete  humane  Ge- 
meinschaft: —  mit  überwiegendem  Vorwalten  der  „Idee  des 
Wohlwollens'S  wiewohl  auch  hier  Vervollkommnungsbe- 
dürfniss  vorausgesetzt  und  Vollkommenheit  erzeugt  wird. 

Erstes  CapiteL 

Die  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschailt. 
A.    Die  Knnstgememschaft. 

§.  163. 
1.    Die  Universalität  und  die  individuelle  Naturform 

der  Kunst 

Das  Schöne  stellt  die  VoUkommenheit,  das  Wesen,  den 
„immanenten  Zweck'^  der  natürUchen  und  geistigen  ReaUtäten  in 
anschaulichem  Bilde  dar,  das  Ewige  und  Allgemeine  der 
Dinge  in  der  fassUchen  Gegenwart  einer  begränzten  Sinnen^<- 
scheinung.  Somit  ist  die  Idee  des  Schönen  zugleich  das  Wahre, 
nicht  aber  wie  es  theoretisch,  durch  „discursives  Denken^',  er- 
zeugt und  auf  unsinnliche  Weise  erkannt,  sondern  in  sinnUchem, 
aber  völlig  zutreffendem  Gleichnisse  vergegenwärtigt  wird.  Was 
theoretisch  Begriff  heisst,  wird  im  Reiche  des  Schönen  das 
yyldeal^S  welches  sobald  es  durch  einen  Act  innerer  Offenbarung 
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dem  Geiste  erschienen  ist,  um  der  eigenen  eingeborenen  Voll- 
kommenheit willen  zu  seiner  Hervorbringung  treibt  durch  gestal- 
trade  Phantasie.  Seine  Erzeugung  ist  daher  keine  bloss 
menschlidi  endliche  That,  sondern  recht  eigentlich  der  Einschlag 
einer  neuschöpferischen  Macht  in  den  Bereich  des  Endlichen  und 
im  Kreislauf  Wiedei^ehrenden,  ein  völlig  originales  Gebilde  aus 
ihm  hervorrufend,  —  das  Kunstwerk,  von  den  unwillkürlichen 
Regangen  eines  geistreich  sinnbildenden  Wortes  oder  einer  aus- 
dnicksTC^en  Melodie  („Ein fäll e^^  nennt  sie  bezeichnend  unsere 
^rache),  bis  zu  den  bewussten  Eingebungen  des  gewaltigsten 
Bild-  oder  Tonwerkes. 

I.    So  weit  im  Ganzen  dürfen  wir  unter  den  gegenwärtigen 
wissenschaftlichen    Vertretern    der    Aesthetik    Uebereinstimmung 
voraussetzen  über  das  Wesen  des  Schönen  und  das  Eigenthüm- 
liche  seiner  Erzeugung.    Unbeachteter  dagegen  ist  geblieben,  was 
uns  hier  wichtig  zu  werden  verspricht,  seine  tiefe  Uebereinstim- 
muDg  mit  dem  Sittlichen  und  dessen  Hervorbringungen.     Das 
eigentUch  sittliche  Handeln  hat  die  entschiedenste  Analogie  mit 
dem  künstlerischen  Darstellen.    Bei  beiden  ist  ihr  Quell  „Einge- 
bung^%  ein  Gesicht,  welches  den  Geist  ergreift  und  ihn  über 
seine  Endlichkeit  heraushebt.    Bei  beiden  ist  daher  auch  Begei- 
sterung —  das  unmittelbare  Gefühl  des  Erfülltseins  von  einer 
mehr  als  menschlichen,   die  Einzelpersönlichkeit  übersteigenden 
Macht  —  das  charakteristische  Kennzeichen.     Hier  ergreift  das 
Gesicht  den  Willen,  so  dass  „nicht  der  subjective  Einzelwille, 
sondern  durch  ihn  hindurch   der   ewige   Wille   des   Guten 
handelt''  (Ethik,  §.  50.  S.  194):   dort  wird  die  Phantasie  er- 
griffen   Ton    dem    urbildenden    und    urschöpferischen 
Phantasievermögen,  welches  wir  als  eine  göttliche  Eigen- 
schaft und  Thätigkeit  anzuerkennen  gedrungen  sind,   deren  Vor- 
aussetzung aber  völlig  unerklärlich  bleiben  würde,  wenn  sie  nicht 
als    die   Eigenschaft   und  Thätigkeit   eines   selbstbewussten 
persönlichen   Gottes   gedacht  wird.     So  sehr  bleibt  es 
wahr,  was  wir  schon  an  anderer  Stelle  behaupteten,   dass  eine 
gründliche  Erklärung  der  künstlerischen  Thätigkeit  nur  vom  Stand- 
punkte des  Theismus  aus  mögUch  sei.   Umgekehrt  ergiebt  sich 
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aber  auch  bei  dieser  Veranlassung  durch  die  schlagende  Parallele 
mit  der  Kunsterzeugung,  dass  der  sittliche  Wille  und  die  ganze 
Welt  der  Sittlichkeit  nicht  weniger  in  die  Sphäre  des  ,,absolii* 
ten  Geiste s^^  gehöre,  als  wie  die  Hegefsche  Philosophie  dies 
der  Kunst  zugedacht  hat.  — 

II.  Desshalb  hat  das  Schöne  absolute  Universalität  und 
Gemeingültigkeit;  —  in  doppeltem  Sinne:  schlechthin  alles 
Wirkliche  ist  darstellbar  in  der  Form  der  Schönheit  nach  den 
verschiedenen  Sphären  der  Kunst  und  ihrer  DarstellungsmitteL 
Alles  sodann,  was  wahrhaft  „schön^^  ist,  d.  h.  was  durch  Ein- 
gebung aus  jener  Urquelle  der  Phantasie  stammt,  ist  schlecht- 
hin gemeingültig  für  alle  untergeordneten  Einzelphantasieen. 
Es  regt  sie  unmittelbar  an  zur  aufnehmenden  Reproduction 
des  Dargebotenen.  Dies  ist  es,  was  man  „Gefallen^'  nennt, 
und  dies  ist  zugleich  der  tiefste  und  allein  erschöpfende  Erklär 
rungsgrund  desselben.  („Dies  gefüllt  mir^^  heisst  nur:  ich  bin  , 
durch  eine  ihm  beiwohnende  ästhetische  Evidenz  unmittelbar  ge- 
nöthigt,  es  zu  reproduciren.) 

So  ist  jedes  (wahrhafte)  Kunstwerk  nicht  minder  eine  durch- 
aus allgemeingültige  That,  wie  der  Erfindung  einer  theore- 
tischen Wahrheit,  und  mit  einer  analogen  Evidenz  ästhetischer 
Ueberzeugung  behaftet,  wie  jene  der  theoretischen.  Es  reizt  un- 
willkürlich zur  übereinstimmenden  Nachconstructiou  in  Allen,  die 
es  ergreifen,  und  erregt  so  in  ihnen  eine  analoge  Stimmung. 
Das  Kunstwerk,  wie  allgemeiner  jede  Kunstproduction,  ist  daher  ein 
Gemeinschaftstiftendes  in  seinem  Resultate,  in  der 
dadurch  erregten  Stimmung. 

Diese  Uebereinstimmung  jedoch  ist  unmittelbar,  in  dem 
Ausgangspunkte  des  künstlerischen  Producirens,  unwillkürlich 
wie  unbeabsichtigt.  Das  ächte  (nicht  bloss  epideiktische)  Pro- 
duciren  des  Künstlers  geschieht  um  des  Kunstwerks, 
nicht  um  der  dadurch  erregten  Gemeinschaft  willen. 
Dies  ist  einer  der  Grundunterschiede  der  künstleri- 
schen Thätigkeit  von  der  sittlichen. 

III.  Die  bildende  Phantasie  bedarf  sogleich  nun  eines  Stof. 
fes,  an  welchem  sie  ihr  Gesicht  zur  objectiven,  äusserlichen  Ge- 
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Mtmg  bringt  und  so  der  Gemeinschaft  hinstellt.  Alles  kann  zu 
diesem  Darstellungsmiltel  werden,  was  von  den  Naturobjecten 
durch  menschliche  Thätigkeit  gestaltbar  ist,  von  dem  fltlchtigen 
ElaBge  bis  zum  harten  Steine.  Das  nächste  Darstellungsmittel 
Dir  den  Menschen  jedoch,  worin  er  unwillkürUch  und  eigentlich 
ununterbrochen  Künstler  wird,  ist  der  menschliche  Leib,  in 
Geber  de  und  Ton;  und  in  beiden  kann  man  den  ersten  Aus- 
gangspunkt, wie  den  Grundtypus  des  Gegensatzes  aller  Künste 
fiüden.  Mimik,  Sculptur,  Architectur,  Malerei  sind  ihrem  er- 
sten Ursprünge  nach  immer  nur  höhere  Steigerungen  und  Aus- 
bädungen  der  Geberde,  des  Verkörperns  eines  Gesichtes 
mittels  gestaltender  Phantasie.  Daher  auch  die  bildende  Kunst 
immer  mehr  sein  muss,  als  bloss  Nachahmung  der  Natur:  bis 
in  die  Genremalerei  hinein  muss  im  Kunstwerke  die  erhöhtere 
Stimmung,  welche  die  Vollkommenheit  des  dargestellten  Naturge- 
genstandes  erzeugt  hat,  zur  Geh  erde  geworden  sein.  Ebenso 
sind  Musik  und  Poesie  nur  Steigerungen  und  Ausbildungen  des 
Tones;  dort  die  höchste  Steigerung  des  Gesanges  in  vielstim- 
miger Musik,  hier  die  höchste  Steigerung  der  Sprache  in  pro- 
saischem oder  poetischem  Rhythmus:  —  welches  Alles 
die  eigentliche  Aesthetik  von  hier  aus  weiter  zu  verfolgen  hat. 

IV.     Durch  diesen  Reichthum  sich  ergänzender  Kunstgebiete 
ist  nun  eine  Universalität  der  Kunstdarstellung  aufgethan,  in  wel- 
cher alle  Formen  der  Wirklichkeit  in  schöner  Erscheinung, 
vergeistigt  und  versinnlicht  zugleich,  gereinigt  und  dennoch  aufs 
Innigste  uns  nahe  gerückt,  wiedererstehen  können.    Der  ganze 
geistige  Rildungsschatz  eines  Volkes,  Zeitalters,  einer  Cultur- 
epoche  kann,  —  und  soll  daher  —  in  solchen  künstlerischen  Ge- 
genbildern verklärt  und  geadelt,   dem  lebenden  Geschlechte  dar- 
geboten werden,  damit  jede  Gegenwart  ihrer  Bildung  darin  froh 
und  gewiss  werde  und  damit  sie  auch  jeder  Folgezeit  zum  an- 
eignenden Genüsse  überliefert  werden  könne.   Dies  ist  der  höchste, 
recht  eigentlich  ethische  Sinn  der  Kunst,  wodurch  sie  aus  Ge- 
meinschaft hervorgeht  und  auf  stets  erweiterte  Ge- 
meinschaft gerichtet  ist.    Hierdurch  erhält  sie  jedoch  einen 
nationalen  Ausgangspunkt  und  Hintergrund:  es  sind  nicht  bloss 
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allgemeine  künstlerische  Typen,  sondern  genau  bestimmt  durcLj 
alle  äussern  und  innern  Naturbedingungen  eines  Volk^i 
nach  Land,  Sitte,  Beschäftigung,  welche  sich  in  seinen  Phantasie- 
erregungen unwillkürlich  wiederspiegeln. 

Diese  gegebenen  Naturbedingungen  sind  das  zweite,  indivi- 
dualisirende  Moment  in  jeder  Kunstleistung  und  Kunstanei^ 
nung.  Sie  gehen  bis  auf  die  Eigenthttmlichkeiten  des  Racety- 
pus  herab,  indem  z.  B.  die  Meisterwerke  der  griechischen  Scolp- 
tur,  so  sehr  sie  für  uns  eine  relative  Universalität  anzuspredien 
haben,  dennoch  durchaus  nur  Schönheitsideale  der  kaukaasdien 
Race  darstellen,  während  die  Phantasie  eines  Negers  oder  eines 
Mongolen  unföhig  ist,  reproducirend  sie  sich  anzueignen. 

So  erklärt  sich,  wie  kein  Volk,  keine  Culturepoche  ohne 
eigenthümliche  Kunst,  wenigstens  ohne  ein  Analogon  derselben, 
gefunden  werde,  mag  es  bei  den  wilden  Nationen  ganz  noch  in 
der  gebundensten  Form  der  Geberde  und  des  Tones  (in  wilden 
Tänzen  und  Kriegsgesängen)  oder  in  der  zufäUigen  Schmuddust 
und  den  Zierrathen  ihrer  Waffen  und  Geräthe  sich  ausprägen. 
Kein  Volk  ohne  Kunst,  so  wenig  wie  ohne  eigenthflm- 
liehe  Darstellung  der  ethischen  Ideen  in  Recht  und 
Sitte. 

Und  hier  sind  wir  zur  Stelle,  wo  der  ethische  Process  der 
ergänzenden  Ausgleichung  von  Kunstproduction  und 
Kunstaneigung  beginnt. 

§.  164. 

2.     Der  Gegensatz  und  die  Ausgleichung  von 
Künstler  und  Kunstliebhaber. 

Jeder  ist  in  irgend  einem  Grade  geborener  Künstler; 
und  nur  verschiedene  Intensität  und  Reichthum  seines  darstel- 
lenden Vermögens  unterscheiden  ihn  von  dem  eigentUchen  pro- 
ductiven  Künstler.  Auch  im  niedersten^  an  Erregungen  ärmsten 
Gefühlsleben  schlummert  wenigstens  eine  Kraft  gestaltenbildender 
Phantasie,  welche  sich  vielleicht  nur  in  der  Form  des  nächtli- 
chen Traumes  Luft  macht,  dessen  Gebilde,  wie  längst  nachgewie* 
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sen  worden,*)  unverkennbare  Analogie  mit  unwillkürlicher  Kunst* 
production  haben. 

Der  Keim  zur  Erregung  dieses  Vermögens  ist  jede  (bleibend) 
intensive  oder  (vorübergehend)  erhöhtere  Stimmung:  jedes 
starke  Gefühl  (Begeisterung)  macht  beredt,  erhebt  die  Sprache 
zur  Bildlichkeit;  jeder  erregende  AlTect  (Zorn,  Muth)  steigert  das 
symbolisirende  Vermögen,  um  jene  Stimmung  unwillkürlich  in 
tinem  Sinn  bilde  darzustellen,  welches  durch  Mittheilung  ebenso 
unwillkürlich  dieselbe  Stimmung  in  den  Andern  hervorruft,  ob« 
gleich  der  Kunsttrieb,  aus  welchem  dies  Symbol  hervorgegangen, 
ein  durchaus  individueller  —  noch  nicht  ethisirter,  „gebilde- 
ter*^ ist.  Diese  Umbildung  des  Gefühlten  in  ein  Symbol  ist  das 
eigentlich  Unberechenbare,  Künstlerische  (Poetische),  ein  Neu- 
erzeugen; es  ist  zugleich  die  Kunst  in  niederster  Natur- 
form, deren  jedoch  Jeder  in  höherm  oder  geringerm  Grade  mäch- 
tig ist.  Die  naiven  Aeusserungen  der  Kinder,  worin  sie  ein  sie 
tlberwältigendes  Gefühl  sinnbildUch  aussprechen,  der  energische 
Sinnspruch  eines  Helden,  sind,  weil  symbohsirend,  natürlich- 
künstlerische Thaten,  ein  anfangendes,  vieUeicht  in  seiner  Ent- 
stehung ersticktes  Gedicht. 

n.  In  dieser  „angeborenen**  Künstlerschaft  ist  jeder  indi- 
vidualisirt  auf  doppelte  Weise:  theils  in  Bezug  auf  die  Sphäre 
seiner  Kunstproduction.  Je  grösser  und  intensiver  der  Kunst- 
trieb ist,  desto  mehr  stellt  er  sich  nur  in  Einer  Richtung  dar, 
etwa  die  verwandten  Künste  noch  mit  heranziehend:  —  Michel 
Angelo  war  Bildhauer,  Maler  und  Architekt;  ebenso  kann  der 
Dichter  auch  den  bezeichnenden  musikalischen  Ausdruck  seinem 
Gedichte  hinzuerfinden.  Selten  aber  wird  ein  Uebergreifen  in 
ein  schlechthin  anderes  Darstellungsgebiet  gelingen. 

Theils  ist  Jeder  individualisirt  in  Bezug  auf  den  Grad 
seines  productiven  Vermögens,  welches  hier  als  specifischer  Un- 
terschied sich  darstellt  zwischen  neuerzeugender  oder 
bloss  nachfühlender  (nachconstruirender)  Kunstproduction.   Es 


*)  Wir  erinnern  an   die  Untersuchungen  von   Schubert,   Steinbeck, 
£nnemo8er  u.  A. 
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ist  nämlich  an  den  schon  oben  (§.  163,  II.)  nachgewiesenen  Sats 
noch  ausdrücklicher  zu  erinnern,  dass  der  Genuss  eines  Kunst* 
Werks  Nacherzeugung  desselben  sei,  dass  wir  uns  darin  eben- 
so wenig  passiv  verhalten,  als  etwa  im  theoretischen  Zustande 
des  Lernens  und  Aneignens  fremder  Einsicht.  Der  productivf 
Künstler  (in  engerm  Sinne)  wird  daher  dem  Andern  von 
weniger  erregbarem  Vermögen  (dem  Kunstliebhaber), 
wie  durch  geistige  Inf ection,  die  eigenen,  in  ihm  schlum- 
mernden Gefühle  wecken  und  so  ihm  selber  den  verbor«- 
genenReichthum  seines  Innern  zumBewusstsein  brin- 
gen. Aber  Jeder  ist  eigenthümlich  productiv,  wie  eigenthümlich 
empfänglich;  und  so  vermag  eine  stets  wechselnde  Aus- 
gleichung der  GefUhlserregungen  zwischen  Allen  einzutreten. 
Auch  hier  verläugnet  sich  die  Analogie  mit  der  theoretischen  Mit- 
theilung nicht:  alles  (ächte)  Lehren  kann  gleichfalls  die  in  uns 
schlummernden  Wahrheiten  nur  wecken,  wodurch  allein  die  That- 
sache  der  Evidenz,  der  „Ueberzeugung^S  erklärlich  wird.  Aber 
auch  hier  ist  der  weckende  Wechselaustausch  der  Ueberzeugungen 
«in  unendUcher,  immer  neue  Gemeinschaft  entzündender. 

III.  Hierin  liegt  nun  die  eigentlich  ethische  Wurzel  aller 
Kunstgemeinschaft:  sie  besteht  in  unablässiger  Wechsele rgäu- 
zung  zwischen  der  neuerzeugenden  und  der  nachfüh- 
lenden Kunstproduction.  Dieser  Austausch  von  GefUhlser- 
regungen findet  nun  auf  unwillkürliche  Weise  ununterbrochen 
statt,  und  begründet  jene  Neigung  oder  Abneigung  unter  den  In^ 
dividuen,  von  denen  man  am  Wenigsten  bewusste  Rechenschaft 
abzulegen  vermag,  weil  sie  in  die  Sphäre  der  unwillkürlich  künst- 
lerischen Selbstdarstellung  der  Persönlichkeit  hinein- 
föllt,  die  sympathisch  oder  antipathisch  oder  auch,  bei 
schwach  hervortretender  Eigenthümlichkeit,  indifferent  vnrken 
kann,  jedesmal  aber  den  ersten  Anknüpfungspunkt  ftlr  die  Ge- 
meinschaft bildet.  Was  wir  „Stimmung^^  nennen,  ist  eigentlich 
nur  dies  unwillkürlich  Künstlerische  (Geitlhlproducirende, 
wie  Gefühl  erregen  de)  im  Menschen  nach  seinen  dunkelsten 
Anfängen:  sie  ist  die  unmittelbarste  Darstellung  der  Person  in 
ihrer  Totalität,  wie  zugleich  in  ihrer  einzelnen  Erregung. 
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Dies  ist  daher  das  gegebene,  der  Kunst  verwandte  oder  in 
seinen  höchsten,  bewusstesten  Graden  zur  wirklichen  Kunst- 
darstellung übergehende  Element  in  aller  Gemein- 
schaft, was  hiermit  Ober  seine  Naturanfönge  hinaus  ethisirt 
werden  soll,  dessen  ethische  Momente  aber  gerade  hierher  fallen, 
in  das  Gebiet  der  Kunstgemeinschaft. 

Wenn  wir  nämlich  von  Beherrschung  der  Stimmungen 
(Launen  u.  dgl.)  sprechen:  so  ist  dies  nur  die  negative,  „as Ce- 
ti sehe''  Seite  der  Tugendbildung  (vgl.  Ethik  §.  55),  indem  ab- 
stracte  Stimmungslosigkeit  (Apathie)  künstlich  in  sich  hervorzu- 
bringen, wenn  es  auch  möglich  wäre,  gerade  das  Unsittliche, 
den  ethischen  Process  der  Anknüpfungen  Hemmende  sein  wQrde. 
Desshalb  ist  vielmehr  positiv  die  rechte  Stimmung  in  sich  her* 
vorzubringen  oder  eigenthcher  noch:  dieselbe  ist  an  sich  schon 
die  unabtrennliche  Folge  und  der  stete  Begleiter  der 
Tugend,  als  sittlicher  Begeisterung  (§.58),  das  unverlier- 
bare Gefühl  der  freudigen  und  voUgenügenden  Sicherheit  des  eig- 
nen Innern.  Wie  gelungen  aber  dieselbe  stets  nach  Aussen 
hin  sich  darstelle,  darin  liegt  gerade  das  Element  des  Künstleri- 
schen, unendlich  Perfectibeln.  Aber  dies  Künstlerische  ist  hier 
keinesweges  gerichtet  auf  die  praktische  Gestaltung  des  Wil- 
lens und  der  einzelnen  Handlungen,  kurz  nicht  eigentlich  auf  das, 
was  wir  in  der  Tugendbildung  „Weisheit"  und  „Besonnen- 
heit" nannten  (Ethik  §.  59):  —  sondern  auf  die  unmittel- 
bare und  ungetheilte  Darbietung  der  Person  von  ihrer 
geistigen,  wie  natürlichen  Seite,  in  allen  Gestalten  des 
Verkehrs;  und  es  ist  nicht  der  Inhalt,  sondern  die  Form  die- 
«er  Darbietung.  Mithin  Mt  es  recht  eigentlich  dem  Aesthe- 
ti sehen  zu;  es  ist  dasjenige,  was  in  der  „schönen  Sittlich- 
keit" erstrebt  und  durch  sie  am  Gelungensten  verwirkUcht  wird 
(Ethik  §.  49):  —  die  vollkommene  Harmonie  zwischen  dem 
begeisterungsvollen,  von  der  Liebe  des  „Guten"  erfüllten  Innern 
xind  seiner  äussern  Selbstdarstellung  in  jedem  Gebiete  des  Sich- 
Mnens,  wie  des  Aneignens.  Es  ist  daher  die  stete  Ausgleichung 
von  Kunstdarstellung  und  von  Kunstaneignung,  was  ohne 

einen  bestimmten  Grad  ästhetischer  Cultur  gar  nicht  möglich  ist. 
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IV.    Hiermit  ist  das  gegenwärtig  zu  betrachtende  Gebiet  yoll- 
ständig  umschrieben.     Es  ist  vom  mannigfachsten   Inhalte  und 
grösstem  Umfange;  denn  es  reicht  von  den  unmittelbarsten  Ge- 
itihlsmittheilungen   an  bis  in   die  umfassendste  KunstdarsfeDuDg 
hinauf.    Der  harmonische  Eindruck  einer  gebildeten,  durch  sittli- 
ches Maass  gehaltenen  PersOnhchkeit  beruht  ebensowohl  auf  ästhe- 
tischer Darstellung  und  ästhetischer  Aneignung,  wie  die  Wirkung  - 
des  grossartigsten  Kunstwerks;  und  der  Künstler  legt  nicht  min- 
der im  ganzen  Umfange  seiner  Werke  die  Eigenthümlichkeit 
seiner  Gefühlsweise  nieder,   gleichwie  der  gewühnhchste  Mensch 
es  thut  in   einem  Worte   oder  einer  charakteristischen  Geberde, 
als  den  kleinsten  und  unwillkürlichsten  Kunstproductionen.    Bei- 
des ist  nur  dem  Grade,   nicht  dem  Wesen  nach  verschieden: 
desshalb   ist  ästhetische    Gefühlsbildung    ein    nothwendig  Mitbe^ 
stimmendes  in  aller  ethischen  Gemeinschaft. 

a.     Das  Ethische  aller  Kunst  besteht  in  dem  Idealisirea 
alles  Geftlhlslebens,  d.  h.  dem  Reinigen  desselben  von  dem  blos^ 
sinnlichen  Stoffe.     In  der  Kunst,  sei  sie  erzeugend  oder  an- 
eignend, wird  nicht  nur  die  sinnUche  und  vergängliche  Unmit- 
telbarkeit, sondern  darin  ein  Allgemeines  und  Geistiges  gefühlt 
Die  ganze  Sinnenwelt  wird  dadurch  zum  Symbole  des  Gei- 
stes erhoben;  Entsinnlichung  der  Natur  oder  Versöhnung,  Ver- 
mälilung,  von  sinnhcher  Unmittelbarkeit  und  Geist  auf  dem  Wege 
des   Gefühls   ist  die  Aufgabe  aller  Kunst.     Die  Natur  wie 
die  Geschichte,  die  gesammte  Facticität  soll  zum  Sinnbilde  eines 
in  ihm  sich  darstellenden   Geistigen  werden;  —  des  Schönen,^ 
Wahren,    Guten   oder  Heiligen,   je   nach  der  vorwaltenden  Ge- 
müthsrichtung  der  fühlenden  Individualität;  —  und  so  ist  es  aufs^ 
Eigentlichste  ästhetische  Stimmung,  wenn  der  Religiöse  in 
den  äusserlich  verworrenen  Erscheinungen  des  Lebens  eine  gött- 
hebe  Leitung  erblickt,  der  SittUche  bis  in  die  abstossende  Häss- 
Uchkeit  des  Lasters  Spuren  des  eingebomen  Guten  herausempfin- 
det zu  sittlicher  Anknüpfung,    oder  der  Denker  im  Spiele   der 
heterogensten  Erscheinungen   das  Eine,  durchwaltende  Grundge- 
setz ahnet.     Aber  diese  ganze,  unendliche  Aufgabe   der  Kunst> 
alle  sinnliche  Erscheinung   zum    geistigen   Symbole 
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zu  erheben,  kann  nur  die  ganze  Menschheit  durch  zusammen- 
wirkendes Kunstleben  allmählig  lösen. 

Die  ethische  Vollkommenheit  ist  sonach  eine  durch  ästheti- 
sche Gefühlsbildung  mitbedingte:  diese  jedoch  ist  nur  durch 
unablässige  Kunstgemeinschaft  Aller  möglich. 

b.    Das  Ethische  der  Kunstgemeinschaft  daher  besteht  in 
der  bewussten  und  unablässig  fortgesetzten  Wechselergänzung  von 
erzeugender  und  aneignender  Kunstproduction.    Diese 
Art  der  Gemeinschaft  geht  aus  von   dem   Individuellen  des 
Gefühles  und  der  darstellenden  Phantasie  und  strebt  auf  uni- 
verselle und  dadurch  ergänzende  Aneignung  hin.    Jeder  soll 
sein  Gefühl  über  seine  individuellen  Schranken  in's  All  erweitern, 
so  dass  ihm  dies  in  seinen  vergänglichen  Erscheinungen  immer 
<Dehr  zum  Symbol  erhoben  werde  des  darin  gegenwärtigen  un- 
vergänglichen  Geistes.     Die    intensivere    Vorfühlung  dabei 
ist   die    That    des    Künstlers    und    der   Effect    des   Kunstwerks 
(§.  163,  IV.).     Und   so  ist  Jeder  nach  seiner  Gefühlseigenthüm- 
lichkeit    erzeugender   Künstler   und   aneignender   Kunstliebhaber 
Zugleich.     Ein  Jeder  soll  daher  dem  Andern  sein  eigenthümli- 
^hes  Gefühlsorgan  leihen,    um   es   so  viel   als  möglich  über  die 
Gemeinschaft  auszubreiten;  umgekehrt  aber  jeder  eigen thümlichen 
Gefühlserregung    offen    sich   hingeben,    um   sein  eigenes  Gefühl 
vielseitiger  auszubilden.     So  gehen   Kunstbildung   und    Ge- 
schmacksbildung in  unendlicher  Peirfectibilität  mit  einander 
Hand  in  Hand. 

c.  Jene,  die  Kunstbiidung,  ist  desto  ethischer,  je  reiner, 
wahrer,  objectiver  (unvermischter  mit  zufälligen  subjectiven 
£lementen)  das  Gefühl  des  Gegenstandes  im  Kunstwerke  durch 
gestaltende  Phantasie  ausgedrückt  wird.  Darin  besteht  das  wahre 
Streben  nach  Idealisirung.  Das  „Ideal"  in  der  Kunst  ist  die 
wahre  Objectivität  oder  der  Gegenstand  selber,  „sm6  specie  aeter- 
ni"  künstlerisch  erschaut.  Je  mehr  jene  Idealisirung  gelingt, 
desto  ethisch  gelungener  zugleich  ist  das  Kunstwerk;  denn 
es  gehört  der  ganzen  Menschengemeinschaft  an,  ohne 
seine  geistige  Individualität  und  Fasslichkeit  im  Geringsten  ein- 
2ubüssen. 
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d.  Diese,  die  Geschmacksbildung,  ist  desto  ethischer,  je 
hiDgebender,  treuer  und  vielseitiger  das  dargebotene 
Kunstwerk  aufgenommen  und  reproducirt  wird,  je  mehr  zugleich 
der  Sinn  der  Aneignung  sich  erweitert  ih  intensiver  und  exten- 
siver Richtung,  ohne  darum  den  festen  Charakter  der  Kunst- 
bildung und  die  Schärfe  des  Urtheils  im  Geringsten  einza- 
büssen. 

Für  Beides  aber  ist  Grundbedingung  die  Selbstentäus- 
serung  des  Geftlhls,  das  Ueberschreiten  der  subjectiven  Schran- 
ken desselben:   dort  das  Abstreifen  jedes  Manierirten,   Einge- 
wöhnten durch  unablässige  künstlerische  Selbstemeuerung;  hier 
das  Ankämpfen  gegen  die  eigene    Unempfänghchkeit  für   unge- 
wohnte   Geiühlsaneignungen   durch   stets   sich   erweiternde    Ge- 
schmacksübung.    In  beiderlei  Hinsicht  kann  man  daher  von  eigent- 
licher Entselbstung  —  Sitthchkeit  und  Gewissenhaftigkeit  — 
des  Künstlers  und  des  Geschmackausbildenden  spredien.     Davon 
ist  kein  Inhalt  ausgeschlossen,   der  überhaupt  durch  GefUhls- 
übertragung  mittheilbar  ist,  gränze  er  an  die  untersten,  flüchtig- 
sten Erregungen,  die  jeder  gelegentliche  Verkehr  veranlasst,  oder 
eriiebe  er  sich  zu  den  umfassenden  Darstellungen  eigentlicher 
Kunst. 

§.  165. 
3.     Die.  ästhetische  Cultur. 

Aus  allen  jenen  Bedingungen  und  Elementen  erwächst  nun, 
was  wir  „ästhetische  Cultur"  nennen  können,  wiewohl  wir 
derselben  ein  umfassenderes  Gebiet  und  tiefer  greifende  Wirkun- 
gen anweisen  müssen,  als  sonst  mit  dieser  Bezeichnung  verbun- 
den werden.  Der  gewöhnliche  Gedanke:  „dass  ästhetische  Cul- 
tur die  Sitten  eines  Volkes  mildere",  drückt  nur  sehr  schwach 
und  theilweise  den  specifischen  Charakter  derselben  aus.  Wie 
sich  ergab  (§.  163.),  ist  vielmehr  die  eigenüiche  Wirkung  der 
Kunst  Entsinnlichung  des  Gefühls.  Durch  den  Act  des 
Kunstgenusses  wird  uns  auf  unwillkürliche,  völlig  mühe- 
lose Weise  ein  Ewiges  und  UnsinnUches  vergegenwärtigt;  über- 
haupt ist  es  das  Wesen  des  (ächten)  ästhetischen  Genusses,  den 
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hohem  idealen  Zustand  als  den  natürlichen  zu  setzen,  die 
Welt  der  Ideen  auf  unmittelbare  Weise  zu  anticipiren  und  wie 
durch  Zauber  uns  mitten  in  den  Umkreis  derselben  hineinzustellen. 
I.     So  fällt  die  ästhetische  Cultur  dem  umfassenden  Gebiete 
desjenigen  zu,  was  wir  „Erholung'^  nannten  und  als  Ausruhen 
von  der  immerdar  einseitig  stimmenden  Berufspflicht  bezeich- 
neten, während  wir  zugleich  nachwiesen,  wie  ein  solches  als  das 
,, Erlaubte ^^  neben  allen  sittlichen  Berufspflichten  beiherziehe 
(Ethik,  §.  71,  b.  S.  282).    Das  eigentlich  ethisirende  Ele- 
xnent  für  dies  gesammte  Gebiet  der  Erholung  ist  nun 
die    ästhetische  Cultur;   und    erst   hierin   erhält   sie 
ihren   ganzen    intensiven    Gehalt   und    vollständigen 
Umfang. 

Nach  der  gewöhnUchen,   ethisch   unorganisirten  Weise  wird 
nämlich  die  Erholung  ledigUch  als  „Zerstreuung^^  behandelt 
\ind  in  irgend  ein  zufällig  Abspannendes  oder  Ableitendes  gesetzt. 
Das  Ethische  der  Erholung  ist  vielmehr  Wiederherstellung 
des  Geistes  in  seine  uneingeschränkte  Totalität,  Ab- 
streifen jedes  einseitig  Abspannenden  und  erfrischendes  Vertiefen  in 
die  Integrität  seines  Wesens,  ohne  die  Anstrengung  des  Denkens 
vnd  des  Willens,  durch  die  Unmittelbarkeit  des  Gefühls.    Hier 
daher  begegnet  uns  als  specifisch-ethisehe  Erholung  der  Kunst- 
genuss,  in  jenem  von  uns  nachgewiesenen  universalen  Sinne 
als    unablässiger    Austausch    geistiger    Stimmungen 
und  Gefühlserregungen,  sei  es  durch  anmuthige  Darbietung 
eines  gehaltreichen  Gemüthes,  sei  es  in  der  concentrirten  Form 
eigentlichen  Kunstgenusses.    Vorbildung  dazu  aber  ist  die  ästhe- 
tische Cultur,  indem  sie  von  der  bornirten  Selbstsucht  des 
Gefühles  befreit  und  der  immer  universelleren  Aneignung  zubildet, 
die  in  der  liebevollen  Virtuosität  der  „schönen  Sittlichkeit** 
ihre  reifste  Vollendung  und  ihren  gesichertsten  Ausdruck  findet. 
(Vgl.  §.  164,  III.  IV.) 

Die  ästhetische  Cultur,  wie  die  schöne  Sittlichkeit,  ist  daher 
die  Form,  aber  die  höchste,  absolute  Form,  in  der  jeder 
geistige  Inhalt  sich  darstellen  kann,  und  welche  jede  Gestalt  der 
C^meinschaft  umfassen  soll.     Desswegen  föUt  ihre  Betrachtung 
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der  „humanen  Gemeinschaff  zu  erkennen  haben,  deren 
eigentliche  Seele  sie  ist.  Wie  daher  der  Staat  die  äussere 
Bedingung,  so  ist  die  ästhetische  Cultur  innere  Bedingung  alles 
menschheitlichen  Culturlebens,  das  Element  der  Schönheit  am 
Gehalte  des  Sittlichen. 

II.  So  bestimmt  ästhetische  Cultur  mittelbar  auch  den  Wil- 
len und  das  eigentliche  Handeln;  denn  sie  drückt  beiden  un* 
willkürlich  das  Gepräge  des  harmonischen  Maasses  auf,  in- 
dem gelungene  Aneignung  der  fremden  IndividuaUtät  dazu  die 
Bedingung  ist.  Die  Anerkennung  der  geistigen  Selbstständigkeit 
und  eigenthümlichen  Ueberzeugung  Anderer —  „Toleranz"  im 
weitesten  und  intensivsten  Sinne  —  wird  nunmehr  allgemeine 
Lebens-  und  Wirkensbedingung,  das  sittUch-gemüthvolle 
Element,  in  welches  alles  Handeln  und  alle  Wechselbeziehungen 
eingetaucht  sind,  wo  jegHches  Disharmonische,  Herbe,  Heftige, 
Gereizte  verwischt  ist  und  die  Entschiedenheit  der  sitthchen 
Ueberzeugung  mit  der  Anmuth  und  Gelindigkeit  ihrer  Durchftlh- 
rung  sich  vereinigt. 

Dies  erzeugt  die  höchste  Gestalt  d«r  Sittlichkeit  in 
äusserer  Erscheinung,  —  „schöne  Sittlichkeit"  —  indem 
diese  ebenso  sehr  die  fireieste  und  beweglichste  Kunst  ausübt, 
im  Urtheile  wie  in  der  praktischen  Behandlung  die  frem- 
den Individuahtäten  aufzufassen,  als  sie  die  Selbstsucht  bändigen 
lehrt,  um  die  eigene  Individualität  ihnen  gegenüber  in  das  rechte 
objective  Maass  zurücktreten  zu  lassen.  Dies  die  Grundbedin- 
gung und  das  eigentUch  Charakteristische  jeder  humanen  Ge- 
meinschaft; aber  ihr  Ausgangspunkt  kann  nur  ästhetische 
Cultur  sein,  das  stets  bewährte  Vermögen  zu  vielseitiger  Aneig- 
nung fremder  Gefühls  weisen. 

Dies  zugleich  die  xaloKayad-la,  die  „attische  Urbanität"  der 
Alten,  welche  in  der  modernen  Ethik  fast  ganz  zurückgedrängt 
worden  ist,  eben  weil  diese  in  ihrem  abstracten  Tugend-  und 
PflichtbegrifiTe  das  Künstlerische,  welches  alles  ethische  Ur- 
theilen  und  Handeln  begleiten  soll,  nicht  zu  entdecken  vermochte. 
Umgekehrt    lässt  sich  kaum   verkennen,   dass  jene    antike   Ur- 
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tl  bmtäi  des  rechten  Gehaltes  und  darum  auch  der  wahr* 
l|  haften  Innigkeit  entbehrte,  welche  als  „reine  Menschenliebe^^ 
am  Kürzesten  und  Prägnantesten  bezeichnet  wird.  Die  BlUthen 
derselben  konnte  erst  das  Christenthum,  als  neues  höheres  Men- 
schenbewusstsein,  hervortreiben;  und  so  ist  auch  eine  humane 
Ethik  erst  von  hier  aus  möghch. 

Daher  ist  es  höchst  bezeichnend,  dass  gerade  während  der 
Kantischen  Epoche,  als  der  Gegensatz  zwischen  Geist  und  Sinn- 
lichkeit, Pflicht  und  Neigung  in  der  Sittenlehre  sich  am  Schärf- 
sten befestigt  hatte,  von  der  Aesthetik  aus,  durch  Schiller, 
die  nothwendige  Einigung  beider  angeregt  wurde;  und  auch  in 
neuester  Zeit  ist  es  wieder,  in  Weisse  und  Danzel,  die  Aesthe- 
tik gewesen,   die  auf  die  nahe  Verwandtschaft  des  Schönen  und 
des  Sitthchen  in  ihrer  tiefsten  Lebenswurzel  hingewiesen  hat,  und 
in  den  höchsten  Formen  beider  auf  ihre  Wechseldurchdrin- 
gung.    Bekannt  ist,   dass  Schiller  den  Grundcharakter  der  sitt- 
lich ästhetischen  Erscheinung  auf  den  Gegensatz  von  Anmuth 
und  Würde  zurückführte. 'i')     Wir  bekennen,   dass  wir  selbst  in 
diesem  Gegensatze  noch  eine  trennende,  unwahre  Abstraction  fin- 
<leo,  welche  uns  abhielt,  in  der  vorherigen  Entwicklung  uns  bei- 
der Bezeichnungen  zu  bedienen.     Innere  Würde  soll  der  An- 
muth einer  „schönen  Seele''  niemals  gebrechen ;  sie  ist  das  eigent- 
lich Gehaltvolle  derselben.     Nach  Anmuth,  Uilde,  soll  der 
sittlich  Strebende  ringen;  sie  ist  keinesweges  bloss  etwas  Instinc- 
tives,  Angebornes.     Erst  die  Vereinigung  beider  jedoch  stellt 
die  gelungene  Tugendbildung  dar.    SittUche  Würde  besitzt  jed^r 
von   der  sitthchen   Idee  in  irgend   einer  Gestalt  Ergriffene:    sie 
kann   nicht  erworben  werden   als  eine  besondere  Eigenschaft 
oder  Zuthat.   Sittliche  Anmuth  besitzt  Keiner  von  Natur  in  voll- 
endeter Weise:   sie  ist  das  stets  Perfectible  und  im  eigentUchen 
Sinne  zu  Erwerbende.     Beide  gehören  daher  nothwendig  zusam- 
men, und  hier  eben  tritt  das  Vermittelnde  der  ästheti- 
schen Cultur  ein. 


*)  „So  wie  die  Anmutii  der  Ausdruck  einer  scbönen  Seele  ist,  so  ist 
die  Wurde  der  Ausdruck  einer  erhabenen  Gesinnung'S  Schiller  „über 
Anmuth  und  Würde*':  Werke  in  Einem  Bande  S.  1154. 
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III.  Nur  die  Frage  bleibt  im  gegenwärtigen  Zusammenbange 
noch  übrig:  wie  diese  höcbste  Harmonie  zwischen  Sittlichkeit  und 
ihrer  Erscheinung  bleibend  zu  erreichen  sei,  im  EinzelneD, 
wie  in  der  Gemeinschaft?  Hier  zeigt  sich  nun  das  rdataV 
Unselbststandige,  Formelle  aller  Kunstgemeinschaft  als  solcher 
( —  nicht  der  Kunst  in  eigentUcher  und  strenger  Bedeutung). 
Sie  wird  erzeugt  und  besteht  in  harmonischen  Geflihlsanregun- 
gen,  die  zwar  die  erste  Anknüpfung  für  die  Gemeinschaft  bilden, 
aber  keinesweges  den  Gehalt  und  die  eigentUche  Substanz 
derselben.  Vielmehr  würde  das  absichtsvolle  Verharrenlassen  eines 
persönlichen  Verhältnisses  auf  dem  bloss  ästhetischen  oder  Ge- 
fühlsstandpunkt des  tiefern  sittUchen  Ernstes  entbehren  und  jenen 
eigentlich  selbstsüchtigen  Verkehr  erzeugen,  jenes  flüchtige  Bin- 
den und  Lösen  des  Umgangs,  der  nur  die  subjectiv  geMige 
Gefühlserregung  sucht  und  sogleich  abbricht,  wo  der  Ernst  des 
Verhältnisses  Pflichten  auferlegen  zu  wollen  scheint.  Hier 
schützt  die  ästhetische  Form,  die  geistreiche  Kunst  vielseitigster 
Gefühlsaneignung  nicht  vor  dem  Umschlagen  in's  Böse,  ja  in's 
Hässliche,  weil  die  ganze  Gemeinschaft  auf  unwahrer,  nur  vor- 
geblicher Hingebung  beruht,  und  so  in  Heuchelei  und  wahrhafte 
Lüge  entarten  muss,  die  auch  der  äusserlichen  Anmuth,  falls  sie 
im  Verkehre  noch  erhalten  bleibt,  nur  das  Gepräge  des  affectirt 
Verzerrten  und  Hässlichen  aufdrücken  können.  Unsere  conven- 
tionellen  Höflichkeitsformen  stehen  auf  dieser  bedenklichen 
Gränze:  so  nicht  minder  der  Hofton  eines  geselligen  Umgangs, 
der  mit  tactvoUem  Ansichhalten  den  Schein  liebevollen  Sichhin- 
gebens an  die  fremde  Individualität  verbreitet,  in  Wahrheit  aber 
auf  Selbstsucht  beruht.  All  dergleichen  ist  das  leere  Gerüste 
ästhetischer  Cultur,  aus  welchem  der  sittliche  Gehalt  längst  ent- 
wichen oder  in  das  er  nie  eingetreten  war.  Wir  könnten  dies, 
mit  Rücksicht  auf  die  bisher  fälschlich  behauptete  gegenseitige 
Selbstständigkeit  von  „Anmuth'^  und  „Würde",  —  leere,  for- 
melle Anmuth  nennen,  Anmuth  an  und  für  sich  ohne  den 
innem  Halt  sittlicher  Würde,  die  dann  nicht  mehr  Anmuth  wäre; 
woraus  sich  von  Neuem  ergiebt,  dass  Anmuth  nur  als  ästhetischer 
Ausdruck  der  Würde  sittUch  sein  könne,  d.  h.  wirklidie  Anmuth  sei. 
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Jenen  Gehalt  Dir  die . ästhetische  Form  der  Gemeinschaft 
ni  suchen,  müssen  wir  nun  in  die  folgenden  Gebiete  eintreten, 
wo  sich  uns  dieser  bis  zur  Religion  hinauf  in  fortschreitenden 
Steigerungen  darbieten  wird.  Wir  werden  hierbei  zunächst 
an  das  Erkennen  verwiesen:  —  es  bildet  zur  festen  Einsicht 
Aber  den  Werth  des  sittlich  zu  Erstrebenden,  wie  über  seine 
Kittel  und  Bedingungen;  —  Weltkunde  im  allerallgeraeinsten 
Sinne.  Es  erzieht  zum  scharfen  Urtheile  über  die  Beschaf- 
fenheit der  gegenüberstehenden  Individualität,  zur  Menschen- 
kentniss.  Insofern  und  von  dieser  Seite  ist  das  Erkennen 
nur  noch  von  formellem  vorbereitendem  Werthe:  es  fällt,  gleich 
der  ästhetischen  Cultur  in  ihrer  universellen,  nicht  in  ihrer 
specifischen  Bedeutung,  dem  allgemeinen  Culturpro- 
cesse  zu  (Ethik,  §.  55,^  b.  S.  220);  im  Besondern  dann  der  eigent- 
lichen Berufsbildung  (§.  65,  b.  S.  265).  Aber  auch  hier,  wie 
in  dem  eigentlichen  Kunstbestreben  (§.  163,  H.)  wird  sich, 
über  jene  bloss  vorbereitende  Stellung  hinaus,  der  sittliche 
Selbstzweck  des  Erkennens  ergeben,  indem  durch  stets 
erweiterten  Erkenntnissprocess  innerhalb  der  Gemeinschaft 
das  objective  Reich  der  Wahrheit  erbaut  werden  soll. 

IV.  Anders  ist  es  mit  der  Kunst  und  ästhetischen  Cultur 
in  ihrem  engern  oder  specifischen  Sinne.  Diese  haben  so 
wenig  ihren  Inhalt  und  Werth  ausser  sich,  dass  behauptet  wer- 
den muss,  die  reine  Darstellung  des  Schönen  sei  eigenthümUche 
Erweiterung  der  Idee  der  Menschheit,  und  so  an  sich  selbst 
schon,  in  diesem  reinen,  objectiven  Geiste  aufgefasst,  ein  sittli- 
ches Vollbringen  und  Zweck  an  sich  selbst. 

Wie  also  dort  —  in  den  Gestaltungen  der  Geselligkeit  — 
die  ästhetische  Cultur  nur  dadurch  ethisirt  werden  kann,  dass 
sie  als  Form,  als  Unselbstständiges,  behandelt  wird,  um 
irgend  einen  weitem  sittlichen  Gehalt  in  sich  aufzunehmen:  so 
verhält  es  hier  sich  umgekehrt.  Kunsterzeugung  und  Kunstnei- 
gung werden  dadurch  wahrhaft  sittUch,  dass  Künstler  wie  Lieb- 
haber in  ihren  Leistungen  und  Aneignungen  sich  jener  absoluten 
Bedeutung  des  Schönen  stets  bewusst  bleiben:  mit  Entselbst- 
ting  von  ihren  subjectiven  Anregungen  und  einer  etwa  in  ihnen 
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sich  regenden  Kunsteitelkeit,  vollen  Ernstes  dem  Dienste  des  ob- 
jectiv  Schönen  sich  widmen.  Dieser  Act  fortwährenden  Sichern^ 
porläuterns  aus  den  Schranken  der  Subjectivität  zum  Kunstideai 
ist  hier  das  eigenthümlich  sittliche  Vollbringen,  und  sein  £r- 
zeugniss  die  wahrhaft  „ästhetische  Cultur^^  in  potenzirtem  Sinne. 
(Man  hat  neuerdings  von  der  Nothwendigkeit  gesprochen, 
das  allgemeine  Kunstleben  aus  seiner  Verwelthchung  zu  retten 
durch  Hervorrufen  einer  „christlichen  Kunst'S  und  Jeder- 
mann weiss,  wie  dadurch,  besonders  in  Malerei  und  Sculptur, 
eine  sehr  ausschliessende  Kunstrichtung  hervorgerufen  worden. 
Dennoch,  wenn  man  sich  nicht  mit  Absicht  zu  verblenden  sucht, 
muss  man  s^agen:  dass  es  keine  specifisch  christhche  Kunst  giebt, 
am  Wenigsten  eine  solche,  die  durch  ihren  Stoff  es  würde.  Die 
Kunst  vermag  so  wenig,  wie  die  Sitthchkeit,  irgend  dnen  Stoff 
auszuschliessen ,  einem  andern  den  Vorzug  zu  geben:  die  wahre 
Bedeutung  beider,  der  ächten  Sitthchkeit  wie  Kunst,  ist  es  eben, 
jene  „Verweltlichung"  aufzuheben,  jeden  Stoff  in  seiner  wahren, 
von  jeder  leiden schafthchen  Trübung  oder  Begierde  gereinig- 
ten Gestalt  künstlerisch  der  Anschauung  darzubieten  oder  prak- 
tisch zum  Gegenstande  sittlicher  Behandlung  zu  machen.  In  die- 
ser Reinheit  und  Entsinnhchung  hegt  der  sittHch-menschheitUche 
Werlh  aller  Kunst,  und  ihr  höchstes  Ziel  ist  damit  zugleich  aus- 
gesprochen: die  ganze  sinnliche  Unmittelbarkeit,  sub- 
jectiv  durch  unablässige  Gefühlscultur  — objectiv  durch  voll- 
kommene künstlerische  Grundtypen  (vgl.  §,  164,  IL)  -^  in  die 
Welt  des  Idealen  zu  erheben.  Die  specifisch  religiöse  Stim- 
mung aber  hat  kein  anderes  Ziel  und  keinen  andern  Gehalt;  was 
ihr  eigenthümhch,  besteht  in  der  wesenthchen  Erhebung  des 
Gemüths  zum  gemeinsamen  Ursprünge  aller  Ideen  und  zum 
Offenbarer  derselben  in  uns.  Der  Künstler,  wenn  er  vollendeter 
Mensch  sein  will,  kann  es  nur  dadurch,  dass  er  festbe- 
gründet im  religiösen  Bewusstsein  wurzelt;  ebenso 
wird  der  erhebende  Ernst  dieser  Stimmung  im  Innern  Adel  sei- 
ner Werke  sich  ausprägen.  Aber  einen  ausschhessenden  Stoff 
für  seine  Kunst  wird  er  dadurch  nicht  gewinnen.  Mit  Einem 
Worte:  „ChristUchkeit"  der  Kunst  und  des  Kunststrebens  kann 


381 


nur  bedeuten :  Wahrheit  und  künstlerische  Gewissenhaft 

tigkeit  in  derselben.) 

V.  Jene  ästhetische  Ciiltur  im  eben  bezeichneten  Sinne  kann 
jedoch  nur  Werk  ausgebildeter  Kunstgemeinschaft  sein.  Dies 
erzeugt  eine  Reihe  von  Formen  derselben,  welche,  bei  unerschöpf- 
lichem Reichthum  an  innerm  Gehalte,  dennoch  durch  einfach 
fassliche  Begriffe  sich  unterscheiden  lassen. 

a)  Zunächst  erzeugt  jenes  Streben  ein  Band  der  Gemein- 
schaft zwischen  d^n  verwandten  Künstlern  selbst  Hier 
ist  es  Aufgabe  j^edes  Künstlers  durch  treues  Halten  an  der  Kunst- 
überlieferung und  durch  fortdauernden  Wechselaustausch  mit  den 
Kunstgenossen,  technisch  und  geistig,  zunächst  auf  der  Kunst- 
höhe seiner  Zeit  zu  stehen,  sodann  aber  auch,  falls  es  ihm 
möglich,  durch  Erfindung  eines  neuen  Kunststils  den' 
bisherigen  Geschmack  zu  en^i'eitern  und  zu  vertiefen,  das  Ideal 
von  neuen  Seiten  darzustellen.  Das  eigentliche  Lehren  der 
Kunst  ist  dabei  nicht  ausgeschlossen,  aber  nicht  allein  gemeint; 
denn  jede  künstlerische  Darstellung  ist  zugleich  indirectes  Leh- 
ren, für  das  nachgebome  Geschlecht  künftiger  Künstler,  wie  für 
die  gesammte  Gegenwart  «der  Kunstgemeinschaft.  —  Durch  solche 
specifisch  neue  Kunstleistung  ist  nun  die  Idee  der  Mensch- 
heit auf  eigenthümliche  Weise  erweitert  worden;  sie  steht  rei- 
cher da  um  den  Theil  am  Geiste,  welchen  der  künstlerische 
Genius  an  das  Licht  geftirdert,  wodurch  er  recht  eigentUch  die 
Menschheit  über  ihre  bisherigen  Gränzen  hinausrückt 

b)  Das  zweite  Band  der  Gemeinschaft  bildet  sich  von  selbst 
zwischen  der  Kunst  und  dem  Kunstliebhaber.  Keine  ge- 
lungene, die  Idee  des  Schönen  wahrhaft  darstellende  Kunstlei- 
stung, welche  nicht  eben  darum  von  verwandten  Individualitä- 
ten angeeignet  würde,  sollte  dies  auch  erst  lange  nach  dem  er- 
sten Hervortreten  des  Kunstwerks  geschehen,  indem  jeder  neue 
Kunststil  zugleich  etwas  wahrhaft  Prophetisches  hat  und  sein 
Publicum  erst  sich  erziehen  muss.  Gleichwie  Shakespeare's  welt- 
historischer Genius  erst  jetzt  eigentlich  verstanden  wird,  und 
zwar  von  den  Deutschen,  nicht  den  Engländern:  so  darf  viel- 
leicht behauptet  werden,  dass  wir  die  griechische  Tragödie  und 


382 


Komödie  von  unserm  erweiterten  culturhistorischen  und  ästheti- 
sehen  Standpunkte  weit  tiefer  zu  würdigen  vermögen,  als  es  die 
Alten  selber  im  Stande  waren,  wenn  wir  nach  einem  der  Gröss- 
ten  unter  ihnen,  nach  Aristoteles,  und  seiner  Auffassung  ur- 
theilen  dürfen. 

Der  Aneignungsprocess ,  der  diese  Art  von  Runstgemein- 
schaft  erzeugt,  kann  jedoch  nur  vom  Kunstliebhaber  ausgehen, 
nicht  vom  Künstler.  Dieser  giebt,  stolz -bescheiden  und  keusch, 
sein  Kunstwerk  del*  allgemeinen  Aneignung  hin  und  hat  der  Em- 
pfönglichen  zu  warten,  die  jetzt  noch  oft  genug  gar  nicht  auf  ihn 
treffen ;  denn  Nichts  ist  einseitiger,  in  seiner  Aneignungskraft  be- 
schränkter und  in  seinem  Geschmacke  unsicherer,  als  die  gegen- 
wärtig verbreitete  ästhetische  Cultur. 

c.  Hier  muss  daher  die  allgemeine  Culturgemeinschaft,  deren 
Träger  der  Staat,  vermittelnd  dazwischentreten.  Es  ist  die 
Pflicht  des  Staates,  die  äussere  Pflege  der  Kunst  im  weitesten 
Sinne  zu  übernehmen.  Tbeils  durch  den  materiellen  Schutz, 
den  er  den  Künstlern  und  Kunstschulen  gewährt,  tbeils  durch 
Errichtung  von  öffentlichen  Kunstinstituten,  welche 
die  umfassende  Bestimmung  haben,  den  Kunstsinn  im  Volke  nicht 
nur  zu  bewahren,  sondern  zugleich  stets  höher  zu  steigern  und 
zu  erweitern.  Allen  zugängliche  Kunstdenkmale,  künstlerisdier 
Schmuck  der  Städte  und  öffentlichen  Orte  durch  edle  Architek- 
tur; Kunstsammlungen  dem  Volke  unentgeldlich  geöffnet;  wieder- 
kehrende Kunstausstellungen;  eine  Nationalschaubühne,  welche 
dann  eine  der  bildendsten  und  tiefgreifendsten  Kunstanstalten 
werden  könnte,  wenn  in  ihr,  wie  in  einem  Pantheon  dramatischer 
Poesie,  alle  Meisterwerke  derselben,  ohne  überladenen  Prunk,  nur 
der  Wirkung  ihres  Geistes  vertrauend,  an  den  Zuschauern  vor- 
übergeführt würden;  öffentliche  Musik-  und  Gesangfeste,  welche 
darum  von  der  edelsten  Kunstwirkung  sind,  weil  sie  am  Geeig- 
netsten den  blossen  Kunstliebhaber  zum  Mitwirkenden  erheben; 
—  alles  Dies  und  vieles  Andere,  was  in  dieser  Reihe  noch  wei- 
ter ausgebildet  werden  kann,  Mt  der  Sorge  des  Staates,  oder, 
was  für  uns  dasselbe,  der  Pflege  freier  Genossenschaften 
^u  (vgl.  §.  157,  IL  hb.).    Aber  anch  die  Verbindung  der  Kunst, 


383 


namentlich  der  gemütherregendsten ,  der  Musik,  mit  dem  reli- 
giösen Cultus,  gehört  zur  eigentlichen  Kunstpflege  und  ist 
eine  der  wichtigsten  Seiten  in  Ausbildung  der  ästhetischen  Cul* 
tor.  Die  religiöse  Kunst  hleibt  die  höchste  Blüthe  alles 
KuDStbestrebens ;  aber  nicht  in  dem  Sinne,  wie  wenn  sie  an 
sich  wahrer  oder  eigenüicher  Kunst  wäre,  als  alle  übrigen 
,, weltlichen  ^^  Richtungen  derselben.  —  £ndUch  föUt  auch  der 
Soi^e  des  Stas^tes  fUr  die  Kunst  Alles  anheim,  was  wir  (§.  157, 
€c.)  über  die  „ästhetische  Culturpolicei^^  und  ihi'e  vor- 
bauenden Wirkungen  sagten.  Der  Staat  hat  dann  um  so  mehr 
ein  Recht  sie  zu  üben,  wenn  er  zugleich  in  positiver  Weise  für 
Förderung  ächter  Kunst  thätig  ist. 

B.    Die  Erkenntnissgemeinschaft. 

§.  166. 

1.  Die  Universalität  und  die  individuelle  Naturform 

des  £rkennens. 

Durch  receptive   Wahrnehmung  und  frei  verarbeitendes 
Benken  eignet  das  Bewusstsein  sich  unablässig  den  objectiven 
hhalt  der  Dinge  an,   erforscht  das  Wesen  und  den   Grund 
derselben  und  erkennt  so  ihre  „Wahrheit^^    Diese  ist  objectiv 
die  allgemeine,  subjectiv  die  gemeingültige  für  alle  erkenn- 
nenden  Geister.    Das  Kennzeichen  von  der  erreichten  Wahr- 
heit ist  daher  objectiv  die  Evidenz,   subjectiv  das  <}efühl  der 
Veberzeugung.     Durch  sie  giebt  der  in  die  Individuahtät  der 
Erkennenden   eintretende  Tcoivbg  Xoyog  Kunde  von   sich  selbst. 
Die  Ueberzeugung  ist  hier  daher  das  Gemeinschaftstiftende 
imd  zugleich  das  innere  Zeugniss  jedes  gelungenen  £rkennt- 
iiissactes,   der,  wiewohl  zuerst  im  individuellen  Geiste  vollzogen, 
dennoch  zugleich  für  alle  und  im  Namen  aller  vollzogen  ist.   Die 
Individualität  des  Erkennenden  ist  hier  daher  nur  das  Accid en- 
teile.  Mitbestimmende,   keinesweges  der  wesenthche  Aus- 
gangspunkt, wie  er  es  im  ästhetischen  Gefühlsleben  und  in  der 
Konstproduction  war  (§.  163,  I.  IL).    Dennoch  ist  eine  genaue 
üialogie  zwischen  beiden  Arten  geistiger  Production  nicht  zu  ver« 
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kennen:  die  theoretische  Ueberzeugung  entspricht  dem  durch da5 
Kunstwerk  hervorgebrachten  Wohlgefallen,  und  trägt  auch 
eine  eigenthümliche  Art  der  Begeisterung  an  sich:  die  Liebe 
zur  Forschung,  die  Freude  an  der  Wahrheit  fachen  sich  stets 
aus  sich  selber  an  und  erweisen  sich  dadurch  als  ein  rein  Idea- 
les, über  die  Einzelsubjeclivität  Hinausliegendes,  als  Zweck  an 
sich  selbst.  Desshalb  ist  auch,  im  £rkenntnissprocesse  die 
Mittheilung  etwas  ebenso  Accidentelles ,  erst  Dazutretendes,  wie 
bei  der  ästhetischen  Kunsterzeugung.  Das  Erste  und  Wesentliche 
ist  die  eigene  innere  That  des  Erkennens,  welche,  wie  es  wenig* 
stens  zunächst  scheint,  aller  Gemeinschaft  zu  entbehren  vermöchte. 

Aber  der  Bereich  individueller  Wahrnehmung  ist  nothwendig 
begränzt,  ebenso  die  Prämissen  eines  isolirten  Denkens  bleiben  ein- 
geschränkt durch  alle  Bedingungen  individueller  Vorbildung.  Jenes 
verschlossene,  absolut  einsame  Wissen  ist  daher  auch  seinem 
Inhalte  nach  das  vereinzelte,  ungeprüfte,  mit  den  Schranken 
der  individuellen  Aneignung  behaftete.  So  entspricht  es  seinem 
Begriffe  noch  nicht  vollständig,  wahr,  d.  h.  allgemein  und  ge- 
meingültig zu  sein.  Um  dieser  Prüfung,  Erweiterung  und  Selbst- 
berichtigung theilhaft  zu  werden,  muss  es  der  Gemeinschaft  hin- 
gegeben und  durch  wechselseitige  Mittheilung  er  wahrt  werden. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  Tide  in  der  Kunstgemeinschaft 
„Ton^^  und  „  Geberde  ^^  als  gemeinsames  Mittheilungsgebiet  sieb 
erwiesen  (§.  163,  HL),  so  hier  der  articulirte  Ton  oder  die 
Sprache  es  sei,  und  zwar  in  weitestem  Sinne,  von  dem  kür- 
zesten kundmachenden  Ausrufe  an  bis  zu  dem  ausgefuhitesten 
Vortrage  eines  wissenschaftlichen  Lehrwerks. 

L  Hierdurch  scheidet  sich  ganz  von  selbst  das  univer- 
selle Element  von  der  individualisirenden  Naturform 
im  Erkenntnissprocesse.  Jenes  ist  die  Allen  gemeinsame 
Welt  der  objectiven  Wahrheit  und  Erkenntniss:  das 
Dasein  oder  Offenbartsein  des  göttlichen  Verstandes  (loyog) 
im  Universum  der  endUchen  Dinge  und  Geister.  Denn  es  ist 
nicht  genug  daran  zu  erinnern,  dass  der  Erkenntnissprocess  in 
uns  keinesweges  ein  originaler  oder  primitiver  der  Einzelperson* 
lichkeit  sei,  der  mit  eignen  Mitteln  und  aus  bloss  menschlichem 
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Iräften  za  Stande  gebracht  werden  könne,  wie  ein  verstockter 
Empirismus  und  einseitiger  Subjectivismus  hartnäckig  dies  wäh- 
nen; —  sondern  es  ist  ein  Nacherkennen  und  Nachden- 
ken der  ursprünglichen  Gedanken  Gottes,   in  dessen  Geist  zu 
stehen  wir  eben  dadurch  tiberführt  werden,  weil  wir  zu  eriten- 
nen  vermögen.     Es  ergiebt  sich  das  Gleiche,  wie  bei  der  Kunst- 
production:   nur  vom  Theismus  aus  ist  eine  vollständige  Er- 
klärung des  menschlichen  Erkenntnissprocesses  möglich. 

II.  Diesem  gegenüber  ist  nun  das  individualisirende 
Element  zu  allemächst  die  Sprache;  denn  im  Innern  des  Gei- 
tes  wie  in  der  Gedankenmittheilung  wird  nur  sprechend  er- 
kannt und  gedacht.  Die  Sprache,  als  die  unmittelbarste  Selbst- 
objectivirung  der  Vernunft,  ist  aber  durchaus  an  bestimmte  Na- 
turbedingungen gebunden  und  bleibt  so  eine  der  Unwillkürlich- 
keit anheimfallende  Voraussetzung  itlr  den  Erkenntniss-  und  Mit- 
theilungsprocess  des  Einzelnen.  Dieser  findet  seine  Sprache  vor, 
wächst  mit  seiner  Bildung  in  sie  hinein,  und  ist  so  der  ganzen 
Eigenthümlichkeit  derselben ,  ihren  Nachtheilen  oder  Vorzügen, 
unwillkürUch  verhaftet,  über  welche  Unfreiheit  er  sich  erst  durch 
lange  Selbstbildung  zu  erheben  vermag.  Aber  auch  der  gesammte 
Geistesertrag  eines  Volkes  oder  einer  Culturepoche  existirt  nur 
in  ihrer  Sprache,  begünstigt  oder  gehemmt  durch  ihren 
Reichthum  oder  ihre  Armuth,  immer  aber  an  ihre  Natur  form 
gebunden,  indem  es  auch  dem  schärfsten  Denker  und  dem  tief- 
sten Empfinder  nicht  möglich  ist,  den  gegebenen  individuellen 
Sprachtypus  in  der  Gedankendarstellung  völlig  abzustreifen.  Darin 
beruht,  wie  schon  Schleiermacher  gezeigt  hat,  die  universale 
Bedeutung  der  Philologie,  welche,  als  „allgemeine  Sprach- 
wissenschaft^^ behandelt,  neben  der  Philosophie  eine  der 
Grundwissenschaften  werden  muss,  indem  sie  an  jeder  Sprache 
das  Verhältniss  zu  zeigen  hat,  in  welchem  sich  das  individualisi- 
rende Element  derselben  dem  allgemeinen,  durch  die  ganze 
Menschheit  und  Geisterwelt  hindurchgehenden  Denken  angebildet 
bat.  Darin  hegt  femer  auch  das  allgemein  Bildende  (Ethische) 
eines  Studiums  fremder  Sprachen:   es  lehrt  uns  den  Gedanken 

abzulösen  von  dem  unwillkürUch  individualisirenden  Ausdrucke 
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den  er  in  der  eignen  Sprache  immer  für  uns  behält ,  und  ihn 
ak  einen  mannigfach  gestaltbaren,  im  verschiedensten  Spracb- 
idiome  auszudrückenden,  zu  völlig  freiem  Besitz  zu  ertieben.    Nur 
derjenige  hat  die  erste  und  hartnäckigste  Naturform  des  Erkennt- 
niss-  und  Mittheilungsprocesses  überwunden,  der  an  dem  Studium 
der  eignen  oder  fremden  Sprache  gelernt  hat,  dies  Darstellungs- 
mittel  frei  und    eigenthümUch    schöpferisch   zu  behandeln,   der 
Sprach k-ünstl er  geworden  ist  in  wahrem  oder  ethischem  Sinne. 
Nur  dann  denkt  eigentlich  er,  nicht  bloss  seine  Sprache  in  ihm;  . 
nur  dann  theilt  er  im  Worte  seinen  Gedanken  mit,  nicht  bloss 
ein  vor  ihm  fertig  Gedachtes,  dessen  Inhah  er  vielleicht  selber 
nicht  völlig  durchdrungen  hat. 

III.  Die  Universalität  des  Erkennens  ist  aber  ebenso 
durch  die  Unendlichkeit  seines  Inhalts  gesetzt.  Das  Reich 
des  Wahren,  der  „Dinge  an  sich^S  soll  ebenso  dem  mensch- 
lichen Geiste  erobert  und  der  allgemeinen  Aneignung  gewonnen 
werden,  Alles  soll  nicht  bloss  nach  seinem  flüchtig  vergänglichen 
Scheine  und  in  seiner  zusammenhanglosen  Vereinzelung,  sondern 
in  seiner  innerlich  bestandhaltenden  Ewigkeit  und  seinen  ebenso 
ewigen  Beziehungen  zum  Universum  erkannt  werden,  wie  es  sich 
als  das  Ziel  aller  Kunsterzeugung  und  Kunstgemeinschaft  erwies, 
Jegliches  in  die  freie  Form  der  Schönheit  erhoben  zu  erbhcken. 
Ja  Beides  —  das  Wahre  und  das  Schöne  —  sind  nur  die  er- 
gänzenden Kehrseiten  Eines  und  desselben,  des  Wesens  oder 
der  „Idee^^  der  Dinge,  dort  in  die  unsinnUche  Gestalt  des  Be- 
griffes erhoben  und  durch  das  entfaltete  Urtheil  und  den  ver- 
mittelnden Schluss  zum  ganzen  Inhalt  seiner  Wahrheit 
entwickelt:  —  hier  in  dem  sinnlich  geistigen  Bilde  des  Kunst- 
werks für  die  Anschauung  fixirt.  Wie  nur  hier,  in  diesem 
Reiche  des  Geistes  (des  göttlichen  wie  des  menschUchen) ,  die 
Dinge  wahrhaft  sind:  so  ist  es  auch  die  einzig  menschenwürdige 
Form  sie  aufzufassen. 

Somit  bleibt  der  Erkenntnissprocess  der  „Wissen seh aft^S 
wie  die  Kunsterzeugung,  eine  wahrhaft  gemeinsame  Aufgabe 
und  That  der  „Menschheit.'^  Indem  diese  überall  und  in  jeg^ 
eher  Hinsicht  über  die  bloss  instinctive  Naturform  sich  erheben 
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nod  die  Gestalt  des  ,,Charakters"  annehmen,  im  freibewussten 
Geiste  leben  soll  (Ethik  §.  30,  IV.  S.  122):  ist  auch  das  Reich 
des  Wahren,  wie  das  der  Schönheit,  ihre  eigentUch  Heimath, 
sowie  der  Besitz  und  Genuss  der  Wahrheit  unentbehrliches 
fiestandtheil  zur  Erreichung  des  „höchsten  Gutes ^S  der  innern 
Vollkommenheit  und  Glückseligkeit  ist.  Denn  nicht  nur  gilt,  was 
Spinosa  behauptet,  dass  die  Dinge  in  ihrer  Ewigkeit  und 
Nothwendigkeit  schauen,  den  Menschen  von  den  „Affecten^^ 
reinigt,  selbstische  Wünsche  und  täuschende  Leidenschaften  ver- 
gessen lässt:  weit  mehr  noch  ist  das  wahre  Erkennen  eine  Vor- 
stufe der  Religion,  ja  eine  bestimmte  Form  des  religiösen 
Bewusstseins.  /Indem  es  nändich  sich  selber  bis  auf  die  tiefste 
Wurzel  durchsichtig,  d.  h.  speculativ  geworden  ist  (womit  wir 
ührigens  kdn  bestimmtes  System,  sondern  das  nothwendige  und 
allgemeine  Ziel  aller  Philosophie  bezeichnen):  muss  es  des  Dop- 
pelten gewiss  werden,  dass  es  nur  vermöge  seiner  Imma- 
nenz im  göttlichen  Geiste  überhaupt  erkennen  kann, 
und  dass,  was  es  eriiennt  als  das  Wahre  in  den  Dingen,  nur 
die  dem  Endlichen  eingeschafienen  Gedanken  Gottes  sein  können. 
IV.  Dieser  Universalität  des  Eriiennens  gegenüber  besteht 
nun  die  höchste  und  berechtigte  individuelle  Naturform  in 
der  angelMurnen  inteliectuellen  Anlage  des  Genius,  in  der  eigen- 
thümlichen  Richtung  des  Forschungstriebes,  welche 
abermals  eine  feste  Analogie  mit  der  ästhetischen  IndividuaUtät 
darbietet  (§.  163,  IV.).  Bis  auf  die  intellectuelle  und  ästhetische 
Receptivität  des  Sinnes  herab  lässt  sich  diese  Analogie  verfolgen. 
Wie  der  Maler  des  angebomen  Sinnes  bedarf  fUr  die  Eigenthüm- 
lichkeit  der  Farbe,  der  Bildhauer  des  Formensinnes :  ebenso  zeigt 
sich  im  Talente  des  Naturforschers  eine  individuelle  Receptivität  für 
die  Eigenthümlichkeiten  gewisser  Naturgegenstände,  der  Pflanzen-, 
der  Thiergestalt,  der  charakteristischen  Formen  der  Minerale  oder 
Gebirgszüge.  Ja  er  bewährt  oft  eine  an  Sympathie  gränzende 
Neigvng  zu  dem  eigenthümlichen  Geiste,  der  in  den  einzelnen 
Naturreichen  herrscht.  Indem  jene  Neigung  bis  in  die  innersten 
Fasern  seines  Gemüthslebens  zurückgreift,  verräth  sie  die  deut- 
lichste Analogie  mit  der  Kunstanlage,  ja  sie  kann  sich  sogar  bis 

25* 


388 

zu  einer  untergeordneten  Art  von  Kunstproduction  steigern,  in- 
dem die  Technik  charakterischer  Naturnachahmung  an  das  eigent- 
liche Kunstwerk  streift. 

Und  so  sind  wir  von  Neuem  zur  Stelle,  wo  ein  ethischer 
Process  ergänzender  Ausgleichung  beginnt:  hier  ist  esder 
vom  Wissen  und  Lernen. 

§.  1 67. 

2.    Der  Gegensatz  und  die  ergänzende  Ausgleichung 

von  Wissenden  und  Lernenden. 

Jeder  ist  in  irgend  einem  Grade  ein  geborener  Forscher, 
wie  er  geborener  Ktlnstler  ist  (vgl.  §.  164);  d.  h.  sein  theoreti- 
scher Aneignungstrieb  ist  mehr  auf  die  eine  Classe  von  Objecten 
gerichtet,  als  auf  die  andere.     Daher  gelingt  auch  sein  Forschen 
mehr  in  der  einen  Richtung,  als  in  allen  übrigen.    So  ist  jedem 
Forschen  und  —  da  alles  eigentliche  Wissen  nicht  auf  blosser 
Receptivität,  sondern  in  irgend  einem  Grade  auf  Erforschung  be- 
ruht —  auch  allem  Wissen  eine  nothwendige  Einseitigkeit 
aufgeprägt,  in  der  jedoch  gerade  seine  relative  Vollkommenheit  liegt, 
ja  die  durch  beharrliche  Ausbildung  bis  zur  Virtuosität  gesteigert 
werden  kann,  ohne  dass  auch  diese  darum  weniger  der  ergän- 
zenden Ausgleichung  mit  anderm  Wissen  und  Leisten  bedürfte. 
So  gilt  in  höchster  Allgemeinheit  der  Satz:  dass  alles  Winsen 
nur   in   dem  Grade  wahrhaftes  Wissen   sei,    als  das 
vorausgehende  Forschen  der  Controle   der  G^mein^ 
Schaft  sich  unterworfen  habe.    Und  dies  bedeutet  endlich : 
Alles  Wissen  ist  nur  in  dem  Grade  wahrhaftes  Wis- 
sen, als  es  sittlich  ist,  d.  h.  hervorgegangen  aus  der  Ent-- 
selbstung,  welche  sich  lernend  der  Gemeinschaft  der 
Wissenden  hingiebt,   oder  die  in  sich  den  abstracten 
Gegensatz    des   Wissens   und    Lernens   stets    flüssig 
erhält. 

Dies  gilt  in  zweierlei  Richtung:  in  Rezug  auf  den  Charakter 
des  Wissenden,  und  auf  den  Inhalt  des  Wissens. 

L  Der  Forschende  kann  die  Wahrheit  nur  aus  dem  indivi- 
duellen Standpunkte  seiner  geistigen  Anlage  und  seiner  Rildung 
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sich  aneignen.  Zwar  Budit  er  seine  Erkenntniss  unablässig  dem 
objectiven  Wesen  des  Gegenstandes  adflquat  zu  machen;  aber  in 
sich  selbst  hat  er  keine  vollständige  Controle  daftlr;  denn  die 
Evidenz,  die  ihn  ergreift,  die  Ueberzeugung,  welche  er  sich  er- 
ringt, hindern  nicht,  dass  den  Kern  der  objectiven  Wahrheit, 
auf  welcher  jene  beruhen,  nicht  individuelle  Beimischungen  des 
Irrthums  umgeben  und  verunzieren  können.  Jene  Controle  und 
volle  Selbstgewissheit  kann  er  nur  finden  in  der  Mittheilung 
an  Andere  und  in  dem  Wechselaustausch  ihrer  Ueberzeugungen. 
Wollte  er  dieser  überhaupt  sich  entziehen,  oder  auch  nur  ihrer 
einzelnen  Einwirkung  sich  verschhessen :  so  wdre  dies  theoretische 
Selbstsucht,  die  Grundform  des  Bösen  im  Erkenntniss- 
processe,  deren  tausendfältig  hervortretende  Erscheinungen  von 
der  einfachen  „Rechthaberei^^  bis  zu  völliger  Verf^schung  und 
„Veruntreuung^'  der  Wahrheil  sich  steigern  kann.  So  ist 
Mittheilung  seiner  Erkenntniss,  um  sie  lernend  der  Controle  der 
Mitwissenden  zu  unterwerfen,  nicht  nur  ein  im  Erkenntnisspro- 
cesse  nothwendig  Gefordertes,  sondern  ein  Act  sittlicher  Selbst- 
entäusserung  von  Seite  jedes  Forschenden,  durch  welchen  selbst 
seine  theoretische  That  erst  vollendet  wird.  Wie  das  ächte  Wis- 
^n  die  Gesinnung  entselbstet,  über  die  Eitelkeit  subjectiver  Ein- 
bildungen erhebt:  so  ist  es  zugleich  umgekehrt  Resultat  sittli« 
«her  Gesinnung.  Nur  der  Forschende  erzeugt  ein  achtes  Wis- 
sen, welcher  im  Dienste  der  Wahrheit  zu  stehen  das  Bewusst- 
sein  hat  und  so  stets  der  Ergänzung  und  Berichtigung  durch  das 
Wissen  Anderer  offen  steht. 

II.  Hieraus  entsteht  eine  sittliche  Wissensgemeinschaft, 
welche  auf  wechselseitiger  Ergänzung  sich  unähnlicher  theore- 
tischer Individuaütäten  beruht  —  während  bei  der  Gefühls-  und 
Kunstgemeinschaft  umgekehrt  die  ähnlichen  Individualitäten  sich 
anziehen.  Diese  Gemeinschaft,  den  Unterschied  des  Lehrens  und 
Lernens  stets  setzend,  aber  auch  stets  ausgleichend,  soll  unab- 
lässig unserm  Urtheilen  und  Handeln  zur  Seite  gehen;  —  auch 
dem  letztem,  indem  doch  nur  nach  dem  Urtheile  richtig  gehan- 
delt werden  kann.  Es  ist  dies,  was  man  Austausch  der  Erfah- 
rungen, Mittheilung  der  Lebensansichten,  Ausgleichung  der  lieber- 
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Zeugungen  in  weitestem  Sinne  und  in  allen  Gebieten  des  Lebens 
nennen  kann.  Ein  solcher  steter  Wechselyerkehr  ist  nicht  nur 
höchster  geistiger  Genuss  und  Bildung,  sondern  auch  Pflicht 
und  sittliche  Grundlage  jeglicher  Gemeinschaft.  Er  vermag 
daher  ebenso  universell  in  alle  andern  Verhältnisse  derselben  ein- 
zugehen, wie  der  Austausch  der  Gefühlserregungen  im  universel- 
len Kunstleben  dies  kann«  oder  soll.  Aber  auch  diese  Richtun- 
gen schliessen  sich  nicht  aus  oder  sind  unverträ^ch  mit  einan- 
der; vielmehr  hat  sich'  gezeigt  (f.  165>  II.  III.),  dass  die  ästhe- 
tische Cultur  nur  die  Form,  aber  die  absolute  Form  sei,  in  der 
jeder  geistige  Gehalt  sich  darstellen  kann.  Und  so  soll. bei- 
der 1  ei  Gemeinschaft,  die  des  Wissens  und  der  Kunst,  jederzeit 
sich  ei^änzen,  oder  noch  eigentlicher  völlig  sich  decken,  so 
dass  kein  Austausch  des  Gefühles  völlig  inhaltsleer,  wo  er  dann 
zur  spielenden  Tändelei  herabsänke,  keine  Mittheilung  des  Wis- 
sens völlig  gefühlsarm,  —  wo  sie  dann  zur  bloss  chronikmässi- 
gen  Notiz  würde  —  gefunden  werden  darf,  wenn  der  Verkehr 
ein  sittlicher  sein  soll.  jQnd  dies  gilt  gleicher  Weise  vom  per- 
sönUchen,  wie  vom  schriftstellerisdien  Verkehr. 

Und  so  hat  die  Wissensmittheilung  einen  ebenso  universel- 
len Charakter,  wie  die  Kunstgemeinschaft:  sie  geht  gleich  dieser 
ebenso  in  die  gebundenste  Form  der  Geselligkeit,  in  Ehe  und 
Familie  ein,  wie  in  die  freieste  der  Freundschaft.  Aber  auch  die 
eigentliche  Geselligkeit  kann  nur  auf  den^  Austausch  des  Wissens 
oder  des  Kunstgeftihles  gerichtet  sein,  vorschlagend  entweder  auf 
das  Eine  oder  das  Andere;  niemals  jedoch  so,  dass  beide  in 
wahren  Gegensatz  mit  einander  träten. 

III.  Aber  zugleich  ist  der  Inhalt  und  Umfang  des  Er- 
kennbaren ein  schfechthin  unendhcher.  Das  Reich  der  Wahr- 
heit, wie  es  in  der  Wissenschaft  sich  darstellen  soll,  ist^ 
gleich  dem  der  Kunst,  eine  unendliche  Aufgabe.  Dadurch  ist 
eine  andere  —  feste  —  Form  der  Erkenntnissgemeinschaft  ge- 
setzt, welche  man  die  wissenschaftliche  nennen  kann.  Die 
Wissenschaft  ist  nur  Eine,  wie  das  System  des  Universums 
und  der  aus  ihm  darzustellenden  Wahrheit;  aber  sie  gliedert  sich, 
jenem  gemäss,  als  geistig  organische  Einheit,  in  die  Mannigfaltig- 
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einzelner  Wissenschaften  und  wissenschaftlicher  Rieh- 
tUBgtn,  aus  deren  wechselseitiger  Ergänzung  jene  allmiihKg  er- 
kil    wachst 

kI         Hiemach  bestinunt  sich  das  Sittliche  jeder  Wissens chaft- 
^1    liehen  Gemeinschaft. 

a.  Das  Talent,  der  Genius  des  Einzelnen,  kann  nur  eine  b  e- 
stimmte,  ihm  angemessene  Sphäre  im  allgemeinen  Gebiete  der 
Wissenschaft  ergreifen.  Er  muss  in  dieser  Entscheidung,  .wie  der 
producirende  Künstler,  ausschliessend,  einseitig  sein.  Das 
Sittliche  dieses  ersten,  grundlegenden  Verhältnisses  zur  Wissen- 
schaft besteht  in  der  richtigen,  gewissenhaften  Wahl  des  innerlich 
ihm  Beschiedenen.  Hier  wird  er  jedoch  durch  seine  ganze  voraus- 
gehende Erziehung,  durch  Rath,  Beispiel,  lockende  Vorbilder  aufs 
Mannigfachste  geleitet,  nicht  selten  auch  verleitet  Und  hier  ist 
es  die  wichtige  Aufgabe  eines  künftigen  Staatserziehungswesens, 
die  Möglichkeit  solcher  verhängnissvollen  Missgriffe 
immer  zu  vermindern. 

Ist  jedoch  die  Wahl  entschieden,  der  Bildungsgang  angetre- 
ten: so  bleibt  es  das  SittUche  dieses  Verhältnisses,  als  Wissender 
und  Lehrender  stets  der  Gemeinschaft  offen,  zugleich  der  Ler- 
nende zu  bleiben.  Er  weiss  sich  nur  als  Glied  des  allgemei- 
nen Wissenschaftshnndes  berechtigt  und  eigene  Bedeutung  tra- 
gend. 

b.  Sein  Talent  treibt  ihn  sodann,  seine  Wisssenschaft  auf 
eigenthümliche  Weise,  entweder  mit  dem  Verwalten  des  Stoffli- 
chen, der  Erfahrung,  oder  der  Reflexion,  des  Begriffes,  zu 
behandeln:  mit  Neigung  zu  peripherischer  oder  zu  centra- 
ler Forschung.     Hier  wird  es  das   Sittliche    des  Verhältnisses, 
nicht  in  einseitiger  Vorliebe  für  seine  Behandlung  zu  verharren. 
Damit  ist  er  auf  die  nähere  ergänzende  Gemeinschaft  angewie- 
sen, indem  die  doppelte  Behandlungsweise  stets  sich  ausgleichen 
muss:  sonst  wird  jene  kritik-  und  principienloser  Empi- 
rismus,  diese  ein  äbstracter,  zuletzt  in  Willküriichkeiten  über- 
schlagender Begriffsschematismus. 

c.  Endlidi  muss  auch  das  Maäss  des  Talentes  und  der 
wissenschaftlichep  Schöpferkraft  verschieden  sein  bei  Verschiede- 
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nen:  der  Eine  erhebt  sich  zu  originaler  Auffassung  und  Behand» 
lung  seiner  Wissenschaft:  er  ist  productiv,  entdeckend  in  irgend 
einem  Grade.  Der  Andere  verhält  sich  reproductiv,  die  Ent- 
deckungen verarbeitend  und  anwendend,  oder  die  Höhe  der  neuen 
Gesichtspunkte  durch  populäre  Vermittlung  der  bisherigen  Auffas- 
sung annähernd.  Dies  ist  innerhalb  des  Wissenschaftsbun- 
des die  engste  ergänzende  Gemeinschaft,  die  zwischen  Meistern 
und  Anhängern,  Schulestiftenden  und  weitem  Verarbeitem  des 
Entdeckten  u.  s.  w.  besteht,  welches  Verhältniss  übrigens  niemals 
einen  schroffen  Gegensatz  zwischen  den  Geistern  bildet,  sondern  in 
unendlichen  Uebergängen  und  Steigerungen  sie  zu  einander  übe^ 
leitet.  Das  Sittliche  in  diesem  Verhältnisse  ist  die  Einsicht,  dass 
beide  zusammengehören,  wie  in  der  Kunstgemeinschaft  der 
Kunstmeister  und  Nachahmer,  dass  aber  in  dem  rechten,  wech- 
selseitig sich  aufschliessenden  Verkehre  der  Unterschied 
mehr  und  mehr  sich  aufhebe.  Auch  der  originalste  Geist  lernt 
an  der  unablässigen  Mittheilung  und  dem  rückwirkenden  Eindruck 
auf  die  Andern  immer  besser  sich  selbst  verstehen  und  die 
ihm  eigenthümlichen  Schranken  erkennen. 

Aus  diesem  Verkehre  und  dem  daraus  erarbeiteten  Gemein- 
besitz entsteht  nun  die  wissenschaftliche  Litteratur  eines 
Volkes,  eines  Zeitalters,  endlich,  je  mehr  sich  das  Wissen 
zu  grossen  Gesammtergebnissen  concentrirt,  der  ganzen  Mensch- 
heit. Hier  tritt  das  individualisirende  Element  am  Meisten  zurttck 
und  wird  von  immer  schwächeren  Einfluss:  der  xocvbg  loyog  im 
Menschengeschlechte  überwindet  immer  mehr  jene  Schranken, 
indem  er  das  Trennende  der  Sprachen,  das  Absondernde  der 
Volks-,  Standes-,  Glaubens-Vorurtheile  allmählig  auflöst  und  eine 
Harmonie  des  Erkennens  erzeugt,  in  welcher  die  „Mensch- 
heit^^ zum  ersten  Male  ihrer  selbst,  als  eines  einigen  und 
ganzen  Geistergeschlechtes,  inne  vnrd.  Dies  ist  der 
tiefste  ethische  Sinn  aller  Erkenntnissgemeinschaft,  dass  sie  ganz 
von  selbst  das  ZuftlUige  und  Eitle  particularer  „Meinung'^  abstreift 
und  versenkt  in  den  allgemeinen  Geist  der  Wahrheit 

IV.  Es  hat  sich  ergeben,  dass  alles  Wissen  nur  durch  Mit- 
theilung sittlich  werde.   Diese  Mittheilung  kann,  nur  von  zwie- 
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fache r  Art  sein:  —  theils  zwischen  Wissenden  und  Wissenden, 
erzeugend  den  Verkehr  unter  den  Gelehrten,  theils  zwischen 
Wissenden  und  Nichtwissenden,  den  Verkehr  zwischen  Lehrern 
und  Lernenden  hervorbringend.  Dass  dieser  Gegensatz  übrigens 
in  seiner  tiefsten  Bedeutung  kein  absoluter,  sondern  ein  flüssiger  sei, 
dass  es  schlechthin  keinen  Wissenden  gebe,  der  nicht  in  anderer 
Hinsicht  sich  als  Lernenden  zu  bekennen  habe,  und  umgekehrt; 
dies  ist  schon  im  Vorigen  festgestellt,  kommt  aber  hier  nicht  in 
Betracht,  weil  der  Gegensatz  als  ein  relativer  dennoch  besteht 
und  eigenthümliche  Verhaltnisse  der  Gemeinschaft  hervorbringt: 
—  jener  das  Verhältniss  von  Schriftsteller  und  Leser,  die- 
ser das  von  Lehrer  und  Schüler. 

a.  Die  schriftstellerische  Thätigkeit  ist  um  so  sitt- 
licher, je  mehr  sie  in  der  bestimmten  Sphäre  ihrer  wissen- 
schaftlichen Aufgabe  die  Idee  der  Ergänzung  durchführt:  eines- 
theils  sorgsam  anknüpfend  an  die  vorhergehenden  Leistungen  und 
das  Gesammtresultat  derselben  in  sich  aufnehmend  —  so  dass 
sie  das  schon  Geleistete  nicht  noch  einmal  thüt  (eine 
verbreitete  Unsitte  oder  Sorglosigkeit  unseres  gewöhnlichen  Schrift- 
stellerwesens I);  —  anderntheils  ebenso  sorgfältig  die  wissenschaft- 
liche Continuität  bewahrend  und  gerade  auf  die  Aufgaben  einge- 
bend, welche  jetzt  an  der  Tagesordnung  sind,  und  deren  Lösung  der 
bisherige  Zusammenhang  theils  fordert,  theils  möglich  macht,  — 
statt  auf  Gedankenabenteuer  auszugehen  und  in  wilde  Absprünge 
sich  zu  verlieren,  was  wir  als  den  zweiten  Erbfehler  unseres  Lit- 
teraturwesens  bezeichnen  können:  —  während  man  bekennen 
muss ,  dass  der  gänzliche  Mangel  jener  sittlichen  Selbstprüfung 
und  Strenge  in  der  gegenwärtigen  wissenschaftlichen  Litteratur 
eine  Anarchie  herbeigeführt  habe,  welcher  die  wissenschaft- 
liche Krjtik,  die  gerade  jenen  doppelten  Gesichtspunkt  über- 
wadien  sollte,  bisher  kein  Ende  machen  konnte,  weil  sie  gros- 
sentheils  sich  selber  mitschuldig  weiss. 

Die  Tugend  des  Lesens  in  diesem  Sinne  ist  gleichfalls  eine 
unendlich  perfectible  und  schwierige.  Es  gilt  dabei  sich  nicht 
bloss  receptiv  und  empfänglich  zu  verhalten,  sondern  wenn  das 
Lesen  ein  dem  Werke  ebenbürtiges,  wahrhaft  beurtheilendes 
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sein  soll,  es  in  seiner  ganzen  Individualität  zu  durchdringen  und 
dadurch  den  gehörigen  Platz  ihm  anzuweisen  im  bestimmten  Um- 
kreise der  ihm  verwandten  Litteratur,  —  sei  es  auch,  dass  dem 
Leser  dadurch  stellenweise  vielleicht  angemuthet  werde,  den  Ver- 
fasser besser  zu  verstehen,  als  er  sich  selber  verstand. 

b.  Jedes  Lehren  sodann  ist  desto  sittlicher,  je  mehr  es 
die  allgemeine  Mittheilung  dem  individuellen  Verhältnisse  des  Ler- 
nenden anpasst,  sein  specifisches  Bedürfniss  ei^änzt.  Dadurch 
mrd  das  Lehren  eine  sittlich  künstlerische  That,  selbst- 
aufopfemde  Ergänzung  des  Niedem,  Schwächern,  um  ganz  seinem 
Cktistesumfang  sich  anzupassen.  Jedes  Lernen  ist  desto  sittli- 
cher, je  kräftiger  und  selbstständiger  es  das  Mitgetheilte  sich  an- 
eignet, d.  h.  je  mehr  es  bemüht  ist,  das  Individuelle  des  Verhält- 
nisses in's  Allgemeine  zurückzusteigem,  was  ebenso  sittliche  De- 
muth,  wie  selbstthätige  Kraft  in  sich  schhesst. 

Auf  jenem  doppelten  Gesichtspunkte  beruht  daher  auch  der 
Charakter  der  unterschiedenen  Unterrichtsmethoden:   der  akade- 
mische Unterricht  ist  der  objecUvste,   allgemeinste,  weil  auf  die 
selbstständigste  Aneignung  zu  rechnen  ist:    er  gränzt  zu  aller-^ 
nächst  an  das  Verhältniss  von  Schriftsteller  und  Leser;  —  worauf 
jedoch  alles  Ernstes  zu  folgern  wäre,  dass  er,  um  eigenthümli — 
eben  Werth  zu  behalten,   eine  andere  Form,  als  die  bisherige 
annehmen  müsse.   Der  Volksunterricht  sollte  der  individualisirend- 
ste,  künstlerischste  sein,  weil  hier  die  Aneignung  die  schwächste 
ist;  —  was  leider  in  der  Praxis  bisher  am  Wenigsten  hat  aus- 
geführt werden  können. 

c.  Endlich  ist  aber  auch  der  Gegensatz  von  „Schriftsteller" 
und  „Leser",  von  „Lehrer"  und  „Schüler",  kein  unbedingter 
und  definitiver:  er  soll  immer  mehr  aufgehoben  und  vermindert 
werden,  und  dies  ist  eigentlich  das  gemeinsame  Ziel,  das 
durch  alle  jene  vorbereitenden  Stufen  und  Gegensätze  verfolgt 
wird,  jede  Wahrheit  zum  Gemeingute  Aller,  zum  Re- 
sultate menschheitlicher  Cultur  zu  machen. 

Im  Allgemeinen  gilt  daher  der  wichtige  Satz:  dass  jede  Wis- 
senschaft nur  insofern  und  in  dem  Maasse  in  den  ethischen 
Process  der  Menschheit  eingreift,  als  sie  die  esoterischen 
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Sehfanken  der  Schule  verlässt  und  der  Gesammtcul- 
tut  SU  Gate  kommt  Auf  jede  Wahrbeit  hat  die  Meoschheit 
efli  Recht:  denn  jede  stellt  ein  an  sich  Ewiges  dar.  Die- 
jeii^n  Wahriieiten,  von  denen  dies  nicht  gilt,  die  sterblicher 
Natur  sind,  sollen  durch  den  fortgesetzten  Erkenntnissprocess 
eben  ausgemerzt,  oder,  sofern  sie  bloss  nützliche,  dem  beson- 
dem  Fache  überlassen  werden. 

Wenn   die   Wissenden   daher   ihre   Untersuchungen    einem 
immer  grossem  Umkreise  der  Lernenden  entgegenbringen  sollen: 
80  hat  jeder  Culturßihige  seinerseits  das  Gebiet  seiner  Aneignungs- 
fiAiigkeit  stets  zu  erweitem.   Und  so  kommen  beide  in  einer  ge- 
meinsamen Mittelhohe  zusammen,  deren  Inhalt  wir  als  den  Ertrag 
der  Erkenntnissgemeinschaft  in  einem  Volke  oder  Zeitalter 
bezeichnen  können.    Ein  Minimum  derselben,  ein  Schatz  gemein- 
sdiaftUeher  Erfahrung,  über  welche  Einversländniss  herrscht, 
ist  jedodi  in  jedem  Volke,bis  in  seine  ärmsten  Culturanfänge  herab, 
vorhanden.    Sonst  wflre  gar  keine  Verständigung  durch  „Sprache^^ 
niOglich,  welche  eben  die  unmittelbarste  Objectivimng  eines  ge- 
meinsamen Erfahrungsschatzes  im  Volke  ist.    Dieser  Na- 
ttvanfong  ist  aber  zugleich  das  unendlich  Perfectible,  intensiv 
und  eitensiv.     Die  jedesmal  erreichte  Stufe  spricht  sich  in 
cler  „intellectuellen  Cultur"  eines  Volkes  oder  eines  Zeit- 
alters aus. 

§.  168. 
3.    Die  intellectuelle  Cultur. 

Audi  dieser  Begriff  erhält  bei  uns,  wie  jener  der  ästheti- 
schen Cultur  ($.  165.)9  eine  umfassendere  Bedeutung  und  einen 
allgemeinem  Werth,  als  welchen  man  gemeinhin  ihm  zuzugestehen 
geneigt  ist.  Er  ist  nicht  bloss  gerichtet  auf  den  thatsächlichen 
Besitz  irgend  einer  Wahrheit,  sondern  auf  die  Art,  wie  sie  be- 
sessen wird;  nicht  bloss  auf  das  Wissen,  senilem  auf  das  Ver- 
mögen und  die  Klarheit  des  Wissens.  Erst  dadurch  eriiält 
die  intellectuelle  Cultur  ihren  universellen  Charakter  und  ihre  ent- 
scheidende sittliche  Bedeutung.  Wie  wir  die  ästhetische  Cultur 
als  die  universelle  Seele  aller  humanen  Gemeinschaft  bezeichnen 
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konnten  (§.  165,  IL):  so  giebt  die  intellectuelle  ihr  den  Geist, 
die  eigentliche  Stärke  der  Ueberzeugung,  welche  die  b^ 
stigende  Grundlage  aller  Gemeinschaft  sein  soll.  Wie  femer 
das  höchste  Resultat  ästhetischer  Bildung  jene  maassToUe  Hilde 
des  Urlheils  und  Handelns  erzeugt,  die  wir  „schöne  SittUchkeit" 
nannten:  so  die  intellectuelle  Bildung  die  besonnene  Festig- 
keit, das  nil  admirari,  die  gesicherte  Weltkunde  und 
Menschenkenntniss,  die,  einer  klarbeherrschenden  Leuchte 
gleich,  allen  unsern  humanen  Verhältnissen  gegenwärtig  bleiben 
soll.  Was  den  intellectuell  Gebildeten  spedfisch  scheidet  yom 
Ungebildeten:  ist  eben,  dass  er  aliein  wahrhaft  auf  der  „Stufe 
des  Charakters''  steht  (Ethik  §.  30.  S.  118  f.),  klarbewusst  ist 
der  „Gründe"  seines  Handelns.  Intellectuelle  Cultur  im  weitesten 
Sinne  heisst  daher  die  unerschütterliche  Ruhe  und  Selbst- 
gewissheit  der  Ueberzeugung,  mit  der  man  die  allge- 
meinen Prämissen  seines  Urtheils  und  seines  Handelns  kennt, 
und  so  das  Einzelnste  auf  das  Allgemeinste  zu  bezie- 
hen, Slätigkeit  und  Consequenz  in  sein  Handeln  zu  bringen  ver- 
mag. Von  selbst  ist  ersichtlich,  dass  nur  so  der  Einzelne  wahr- 
haft selbstständig  urtheilt  und  handelt,  nicht  bloss  als  bhndgläu* 
biger  Anhänger  irgend  einer  fremden  Meinung  oder  dumpf  auf- 
gefassten  Sitte. 

I.  Somit  ist  intellectuelle  Cultur  auch  von  entscheidender 
Wirkung  auf  den  Willen;  denn  sie  giebt  ihm  nach  Innen  und 
nach  Aussen,  —  für  Gesinnung  und  für  Handeln,  —  das 
Gepräge  der  Besonnenheil.  Sie  fällt  daher  der  theoretischen 
oder  künstlerischen  Seite  der  Tugendbildung  zu  (vgl.  Ethik  §.  69- 
S.  236  ff.).  Nur  wenn  die  „Besonnenheit^^  zur  sittlichen 
„Begeisterung^^  sich  gesellt,  d.h.  wenn  das  vollendete  Ver- 
hältniss  zwischen  den  Zwecken  und  Mitteln  erkannt  —  zeigten 
wir  —  ist  die  SittUchkeit  vollkommen,  ist  die  „Tugendbildong*^ 
erreicht.  Diese  ganze  Seite  ist  aber  dem  Erkenntnisspro- 
cesse  und  der  Erkenntnissgemeinschaft  zuzuweisen. 

IL  Um  jedoch  zu  dieser  Höhe  der  SittUchkeit  zu  gelan- 
gen, bedarf  es  vieler  Zwischenstufen.  Zu  diesen  und  über  diese 
hinaus  erzieht  nun  die  intdiectuelle  Cultur  auf  eigenthflmliche 
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Weise.    Der  erste  und  zugleich  universalste  Schritt  dieser  Bildung 
ist  intellectuelle  Entselbstung.    Sie  fordert  das   Aner- 
kennen  einer  höhern  Macht  über  alles  subjective  Meinen 
imd  Belieben  hinaus,  —  der  Wahrheit.    Dies  ist  aber  auch 
die  erste  nothwendige  Bedingung  aller  sittlichen  Bildung:  sich 
dem   Richterstuhle  der  Wahrheit  zu  unterwerfen,  aus  welchem 
Munde  sie  auch  komme,  und  vor  ihr  jede  SelbstbeUebigkeit  und  jeden 
theoretischen  Hochmuth  niederzuschlagen.    Es  ist  der  erste  Schritt 
eigener  selbstständiger  Sittlichkeit,  mit  Ruhe  und  Selbstbeschei- 
dung die  verurtheilende  Wahrheit  hören  zu  können,  schwei- 
gen lassend  die  Rechthaberei  oder  die  Sophistik  falscher  Ent- 
schuldigungen. Dazu  kommt  der  zweite :  nur  nach  freier  Ueberzeu- 
gung  von  der  Wahrheit  sich  zu  entscheiden  und  zu  handeln, 
auf  jede  Gefahr  des  Widerspruchs  hin.    Beides,  was  wir  recht 
dgentlich  die  Frucht  intellectueller  Cultur  nennen  können,   ist 
lugleich  doch  auf's  Eigentlichste  sittliche  That  und  Grundbe- 
dingung aller  Sittlichkeit,  —  der  theoretische  Geist  und  Aether, 
in  welchem   allein  sie  gedeihen  kann.    Dazu  tritt  noch  als  das 
Dritte    die    Gewöhnung    an    volle   Unparteilichkeit,  die 
gleichmachende  Achtung  vor  fremder  Ueberzeugung, 
die  Anforderung  an  sich  selbst,   denselben  Gegenstand  von  ver- 
schiedenen Seiten  zu  betrachten,  und  sogar  in  die  Denkweise  des 
Gegners  mit  höchster  Billigkeit  sich  hineinzuversetzen;  —  der 
höchste  und  schönste  Ertrag  von  vielgeübtem  Scharfsinn  und  rei- 
ner Humanität.     Schon  im  Gebiete  ästhetischer  Cultur  (§.  165, 
n.)  ist  uns  der  Begriff  der  „Toleranz^'  begegnet:  dort  erschien 
sie  als  Ausdruck  der  sittlich-gemüthlichen  Scheu,  die  fremde, 
wenn   auch  unerkannte  Individualität  zu  verletzen.     Hier  giebt 
Ae  sich   auf  einer  hohem  Stufe  zu  erkennen :  sie  ist  die  wahr- 
haft bewusste,  vor  sich  gerechtfertigte;    denn  sie  geht  aus  der 
Tollen  Einsicht  über  den  Werth  jeder  fremden  Individualität  und 
der  durch  sie  vertretenen  Meinung.     Sie  ist  nicht  die  oberfläch- 
liche Toleranz  der  Gesinnungslosigkeit  und  der  Gleichgültigkeit 
gegen  alle  Wahrheit,  wie  man  sie  gemeinhin  kennt  und  wie  man 
sie  vom  hohem  sittlichen  Standpunkt  verwerfen  muss.     Daher 
kann  auch  das  Zugeständniss  vollkommener  Denk-  und  Gewis- 
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sensfreiheit  erst  in  einem  Zeitalter  allgemein  werden,  dem 
die  höchste  Reife  intellectueller  Cultm*  zu  Theil  geworden  ist 
Bis  jetzt  ist  unsere  Zeit  nur  tolerant  in  ihr  gleidigOltigen  Din- 
gen, während  sogleich  die  gehässigste  Anfeindung  entbrennt,  wenn 
irgend  ein  Modegötze  derselben  gründlich  angegriffen  wird. 

III.  Parallel  mit  dem  über  ästhetische  Cultur- Gesagten  hät- 
ten wir  hier  noch  diejenigen  Seiten  an  der  inteUectuellen  Cultor 
zu  betrachten,  in  denen  sie  selbstständig  ist  und  Zweck  an 
sich  selbst  wird  (vgl.  §.  165,  IV.).  Dies  betrifift  den  Process 
der  Wissenschaft  als  solcher,  ebenso  den  eigentlich  wissenschaft- 
lichen Verkehr,  endlich  die  äussere  und  innere  Sorge,  welche 
der  Staat  für  Pflege  der  Cultur  und  Wissenschaft  im  Volke  zu 
übernehmen  hat;  —  in  einem  Systeme  von  gelehrten,  Fach-  und 
Volksschulen.  Was  jedoch  die  Ethik  darüber  zu  sagen  hätte  — 
in  genauer  Abgränzung  von  Pädagogik  als  Unterrichtslehre  und 
von  Staatswissenschaft  als  Staatsculturlehre  —  steht  in  so  ge- 
nauer Parallele  mit  dem  schon  über  ästhetische  Cultur  Nachge- 
wiesenen, dass  der  Einsichtige  mit  geringster  Veränderung  die 
Anwendung  aus  jenem  Gebiete   in  dieses  herübemehmen  kann. 

Zweites   CapiteL 

Die  humane  Gemeinschaft. 

§.  169. 
1.    Das  Wesen  der  Humanität. 

In  diesem  Gebiete  ist  das  Wohlwollen  und  zwar  das  frei- 
wählende, —  nicht  mehr  an  die  Form  der  Famihe,  der  Stam- 
mesverwandtsdiaft  u.  dgl.  gebundene  —  der  Grund  der  Gemein- 
schaft.  Diese  wird  damit  selber  das  freieste,  vielseitigste  und  zo- 
gleich  innigste  Band;  denn  es  beruht  auf  der  Wahlanziehung  dar 
PersönUchkeiten  in  ihrer  ungetheilten,   natürlich-sittli- 
chen („ gemüthlichen ^0  Eigenthümlichkeit,  wo  indess  das 
blosse  Naturell  in  irgend  einem  Grade  schon  vom  ethischen 
Processe  der  Bildung  ergriffen  sein  muss,  um  dieser  Wahlanzie- 
hung bewusst  zu  werden.     Desshalb  ist  hier  auch  die  höhere 
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Vcrmitttang  der  beiden  Gegensätze  von  Kunst-  und  Erkenntniss- 
gemeinschaft  erreicht;  und  in  der  „humanen  Cultur^'  wird  uns 
die  gehaltreichste  Frucht  der  beiden  andern  Culturen  dargeboten. 
Der  dort  waltenfle  Gegensatz  Ton  Individuellem  des  Gefühls 
und  Allgemeinem  des  Erkennens,  der  in  jenen  beiden  Cultur- 
aphären  für  sich  niemals  vollständig  ausgeglichen  werden  kann, 
vereinigt  üdk  nunmehr  in  der  untheilbaren  Einheit  des  Gemüths, 
ab  dem  gemeinsamen  Inbegriff  des  Individuellen  wie  des  Univer- 
aalen im  Menschen,  auf  welchem  hier  die  Gemeinschaft  beruht. 
Zürich  liegen  aber  auch  in  der  Kunst-  und  Erkenntnissgemein- 
tchaft  die  geistigsten  und  edelsten  Anknüpfungen,  um  auf  sie  ein 
eigratlich  humanes  Verhältniss  zu  gründen :  und  so  sind  sie  auch 
in  dieser  Beziehung  seine  Yorbereitungsstufen. 

Hiermit  betreten  wir  zum  ersten  Male  das  Gebiet,  wo  das 
Wohlwollen  alle  individuellen  Sduranken  zufölliger  Neigung  (oder 
Abneigung)  überschritten  hat,  um  alle  Menschen  nach  ihrem 
gemüthlichen  Werthe  zu  umfassen.  Das  ganze  Subject 
giebt  sich  ungetheilt  hin  in  diese  Gemeinschaft,  und  Nichts  bleibt 
an  ihm  zurück,  was  nicht  in  diesen  Antheil  hineingezogen  würde: 
—  ebenso  ist  es  auf  die  umfassendste  Aneignung  des 
Andern  gerichtet,  und  Nichts  bleibt  an  diesem  übrig,  was  nicht 
das  Interesse  der  Aneignung  erweckte.  Dies  stets  wache  und  im 
gelungenen  Aneignen  thätige  Gemüthsleben  nennen  wir  „Huma- 
nität^^: zur  Gesinnung  ausgebildet  und  zum  sittlich-künstleri- 
schen Vorsatze  erhoben  wird  es  zur  „humanen  Cultur.^^ 
Es  bereitet  die  Idee  der  Menschheit  im  kleinern  Kreise  vor  und 
ist  verwandt  demjenigen,  was  auf  dem  religiösen  Standpunkt, 
endlich  in  höchster  Gestalt,  als  reine  Menschenliebe  hervortre- 
ten wird. 

L  „Gemttth^'  ist  die  in  sich  reflectirte  (bewusste)  Totalität 
▼on  Eiiiennen,  Fühlen,  Wollen,  die  ungetheilte,  aber  zugleich 
erfilDte  geistige  PersönUchkeit,  welche  den  ganzen  Schatz  und 
Inbegriff  des  Angebornen,  wie  des  Eingelebten,  in  der 
Empfindung  besitzt,  die  stets  bereit  ist  in  ausdrückliches  Be- 
wusstaein  sich  zu  erheben  und  als  bestimmtes  Gefühl  hervor- 
zutreten. 


400 

So  wurzelt  im  Gemüthe  auch  jene  Angeborenheit  des  Wohl- 
wollens, wie  des  Ergänzungsbedürfnisses  (Ethik,  §.  14 
u.  15),  in  stärkerm  oder  in  schwächerem  Grade,  lässt  sich  aber  in 
Keinem  schlechthin  unbezeugt.  Aber  nur,  wo  sie  bewusster  he^ 
vortritt,  sei  es  in  bloss  natUrUcher  Intensität  des  „Naturells^S  sei 
es  als  Resultat  frei-sittUcher  Ausbildung,  im  „Charakter'^  —  pflegt 
man  ausdrücklich  von  „Gemüth*^  oder  „Gemüthlichkeit^^ 
des  Menschen  zu  reden,  deren  allgemeiner  Ausdruck  die  Huma- 
nität ist.  Dennoch  fehlt  jene  Gemttthlichkeit  keinem  Menschen 
und  keinerlei  Menschenzustand  schlechthin  und  durchaus; 
mag  sie  auch  tief  verschüttet  sein  unter  wilden  Leidenschaften 
*  oder  in  ihrer  natürlichen  Wirkung  gehemmt  durch  aufgereizte 
Selbstsucht.  (Den  strengen  Beweis  dieses  wichtigen  Satzes  hat 
der  erste  Theil  unserer  Ethik  gerade  an  der  erschöpfenden  Phä- 
nomenologie des  Bösen  geführt.)  Und  so  ist  „Humanität*^  in 
irgend  einem  Grade  und  in  irgend  einer  Naturform  stets  schon 
vorhanden,  aber  zugleich  stets  noch  zur  Perfectibilität  zu 
steigern,  d.  h.  aus  der  Naturform  in  die  freie  Sitte  zu 
erheben. 

n.  Desshalb  liegt  der  Quell  aller  „Humanisirung''  des  Men- 
schen im  Aneignungsbedürfniss,  wie  in  der  Ergänzungs- 
fähigkeit desselben.  Beides  aber,  Aneignen  wie  Ergänzen,  ist 
in  dem  Maasse  sittlicher  (humaner),  je  ungetheilter 
und  rückhaltloser  das  ganze  Gemüth  darin,  eingeht. 
Jeder  soll  wenigstens  versuchen,  dem  Andern  ganz  sich  hin- 
zugeben, zur  Ergänzung  bereit  sein:  eben  so  aber  auch  die 
Eigenthümlichkeit  des  Andern  sich  anzueignen,  zur  Anerken- 
nung bereit  sein.  Sittliche  Aufrichtigkeit  bei  dem  Sichhingeben, 
neidloses  Wohlwollen  und  ruhiges  Wirkenlassen  der  fremden  In- 
dividualität bei  dem  Aufnehmen  sind  daher  die  beiden  stets  sich 
ei^änzenden  Thätigkeiten,  aus  denen  aller  sittUche  (humane)  Ver- 
kehr sich  zusammenspinnt;  das  Sittliche  desselben  aber  besteht 
darin,  dass  er  die  Selbstsucht  im  Verkehre  tü)erwindet  od^ 
wenigstens  niederhält,  —  in  unablässiger  Negation  derselben 
sich  befindet.  Man  kann  den  humanen  Veiiiehr  daher  die  wie- 
derhergestellte Unschuld  oder  UrsprüngUchkeit  der  menschlichen 
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Verhältnisse  nennen,  indem  durch  jede  empfangene  oder  erwie- 
sene That  des  Wohlwollens  oder  der  Anerkennung  die  in  uns 
schlummernden  Keime  des  Wohlwollens  und  des  Ergänzungsbe- 
dOrfnisses  erweckt  werden,  deren  ebenso  unzähhge  in  uns  lie- 
gen, wie  der  innern  Beziehungen  der  Geister  zu  einander  un- 
endliche sind. 

III.  Desshalb  ist  der  humane  Verkehr  zugleich  die  höchste 
oder  die  vollkommenste  Gestalt,  zu  welcher  alle,  auch  die  unter- 
geordnetsten Formen  der  Gemeinschaft  sich  erheben  sollen.  Er 
hat  allein  einen  letzten  Zweck  oder  absoluten  Werth; 
die  andej^n  selbstständigen  Verkehi*sformen  (in  Famihe ,  Staat) 
können,  auf  einem  hohen  sittUchen  Lebensstaudpunkte  wenig- 
stens, als  bloss  untergeordnete  Mittel  und  Vorstufen  erscheinen, 
um  in  sie  selber  jene  Verkehrsform  hineinzulegen.  Nur  das 
Wohlwollen  und  die  Vervollkommnung,  welche  beide  den 
humanen  Verkehr  ebenso  erzeugen,  wie  durch  ihn  genährt  wer- 
den, haben  selbstständigen  sittUchen  Werth  und  innere  Schön- 
heit. Sie  brauchen  keinen  von  andern  Verhältnissen  zu  erbor- 
gen: umgekehrt  fliesst  der  eigentUche  Werth  von  ihnen  aus  auf 
alle  übrigen. 

Hieraus  ergiebt  sich  der  durchgreifende  und  folgereiche  Satz, 
den  wir  bisher  nur  von  einzelnen  Seiten  zeigen  konnten:    Alle 
Verhältnisse  menschlichen  Verkehrs   sollen  als  An- 
knüpfungspunkte  behandelt  werden,   um  ein  eigent- 
lich   humanes    Verhältniss    daraus    hervorzubilden. 
Reichen  sie  dazu  nicht  aus,  wegen  der  Kürze  und  Flüchtigkeit 
persönlicher  Berührung:  so  sollen  sie  wenigstens  von  Humanität 
getragen,  von  Wohlwollen  durchhaucht  sein,  d.  h.  sie  sollen  un- 
ablässig den  Anstoss  geben  oder  den  Versuch  machen,   um   ein 
dauerndes  Verhältniss  jener  Art  daran  zu  knüpfen.   Dies  ist  eigent- 
lich der  ursprüngUche,  freilich  längst  erloschene  Sinn  aller  Höf- 
lichkeitsformen unseres  Verkehrs,  deren  historischen  Ursprüngen 
nachzuforschen  eben  desshalb  lehrreich  wäre.   Sie  enthalten,  auch 
bei  der  flüchtigsten  Berührung  von  Person  zu  Person,  eine  wech- 
selseitige Wohlwollens  erweisung,  die,  so  bedeutungslos  ihre 

Formel  durch  die  unaufhörUche  Benutzung  auch  geworden  ist, 
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dennoch  wahrhaft  sittlichen  Werth  hätte,  wenn  es  gelänge,  den 
in  ihr  schlummernden  Rest  der  GemüthHchkeit  wieder  ins  Leben 
zu  erwecken. 

Somit  ergiebt  sich   das  abschhessende  Resultat:    wie  schon 
erwiesen  wurde,  dass  die  Rechts-  und  Vertragsverhältnisse  ihren 
eigentlichen  Werth  erst  erhalten,    wenn  sie  nicht  bloss   auf  der 
Stufe  der  streng  abscheidenden  Legalität,    der  Rechtsforderung 
und  Rechtsverpflichtung  bleiben,  sondern  dem  Wohlwollen  Raum 
geben  und  dauerndes  Vertrauen  hervorrufen:    so  soll   dies  auch 
in  die  relativ  höchsten  Verkehrsverhältnisse ,  in  die  Kunst-  und 
Erkenntnissgemeinschaft  zurückwirken,  als  die  an  sich  schon  in- 
tensivsten  Anknüpfungen    innerhch   verwandter   IndividuaMtäten^ 
Dies  geschieht  jedoch  abermals  nicht  so,  als  wenn  das  Wohlwol- 
wollen  ein  äusserlich   Angefügtes  sein  könnte,    oder  eine 
gelegentHche,  zwischen  den  eigentlichen  Kunstr  und  Erkenntniss- 
verkehr hineinfallende  Beigabe;  vielmehr  hat  sich  gezeigt,  wie 
erst  in  dem  Grade  die  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschaft  eine 
gelungene  werden  könne,  als  sie  auf  ächter  Hingebung  und  An- 
eignung beruht,  d.  h.  als  recht  eigentlich  das  Wohlwollen  da- 
bei das  durchdringende  Gefühl  ist.     Und  so  lässt  sich  von  die- 
sem Standpunkte  aus  mit  Fug  behaupten,  dass  der  gemeinsame 
Kunst-  und  Erkenntnissverkehr  zwar  niemals  zum  blossen  Mittel 
fUr  irgend  etwas  Anderes  sich  herabstimmen  lässt,  —  weil  in 
ihnen  wahrhafte  Ideen,    d.  h.  absolute  Endzwecke  zur  Dar- 
stellung kommen;  —  dass  sie  zugleich  aber  in  ihrer  gelungenen 
Ausführung  ein  noch  höheres  Gut  mitgewähren,  den  unendli- 
chen   Genuss    reinen    Wohlwollens    und     reiner    Selbstvervoll- 
kommnung. 

lY.  Es  hat  sich  gezeigt,  dass  das  „Gemüth^^  (L)  niemals 
ohne  Wirksamkeit  bleibe  im  Menschenverkehr.  Dies  ist  der  in 
die  Gemüthsanlagen  des  Volkes,  wie  in  seine  dunkle  Wurzel,  zu- 
rückgreifende Ursprung  der  „Sitte",  des  natürlich enEthos, 
dessen  kein  menschliches  Zusammensein  vöUig  entbehren  kann 
und  auch  niemals  völlig  entbehrt,  weil  der  absolute  Mangel  dessel^ 
ben  i  n  n  e  r  1  i  c  h  ein  menschheitswidriger,  unmögUcher  Zustand  wäre, 
äusserlich  die  wechselseitige  Zerstörung  herbeiführen  würde. 
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Desshalb  ist  kein  (relativ  noch  uncultivirtes)  Volk  und  keine 
Gemeinschaft  ohne  irgend  eine  Form  der  Sitte,  weil  es 
nicht  absolut  gemüthlos  sein  kann.  Wie  sich  daraus  unzähl- 
bare Erscheinungen  der  Verkehrsgebräuche  („HOflichkeit'S  Ce- 
remoniell  u.  dgl.)  erklären  lassen,  braucht  nicht  ausgeführt  zu 
wmiden.  Sie  reichen  von  der  nattirlichen  Gastfreundschaft,  wel- 
<bt  auch  bei  dem  wilden  Volke  den  einmal  aufgenommenen  Fremd- 
ÜDg  schfltzt  und  pflegt,  bis  zu  den  ausgebildetsten  Formen  der 
Sitte  empor,  wenn  diese  auch  wieder  zur  blossen  Natur,  zu  etwas 
Bedeutungslosem  uud  mechanisch  Geübtem  herabgesunken  ist. 
Das  eigentlich  Ethische  ist  hier  daher,  die  erstorbene  Bedeutung 
der  Sitte  wieder  zu  beleben  und  den  innern  Sinn  derselben  auf- 
zuschliessen,  d.  h.  sie  der  freigeübten  Cultur  zu  übergeben. 

§.  170. 
2.    Die  humane  Cultur. 

Humane  Cultur  ist  hiernach  die  aus  ihrer  instinctiven 
Naturform  ins  Bewusstsein  erhobene  Sitte.  Sie  hat 
daher  einen  eben  so  universalen  Charakter  und  Inhalt,  me  diese. 
Gleichwie  sich  zeigte ,  dass  auch  auf  der  niedersten  Stufe  und 
in  der  rohesten  Form  des  Verkehrs  das  „natürUche  Ethos"  so- 
gleich ordnend  eingreift  und  der  zufölligen  Willkür  des  Einzel- 
nen die  Schranken  gemeinsamer  Sitte  entgegenhält:  so  soll  es 
auch  auf  der  Stufe  des  Bewusstseins  und  in  der  ausgebildetsten 
Form  des  Verkehrs  sich  verhalten.  Alles  soll  von  humaner  Cul- 
tur durchdrungen,  von  bewusster  Sitte  gezügelt  sein,  d.  h.  in  je- 
dem Verkehr  soll  das  Wohlwollen  zum  Bewusstsein  kommen. 

I.  Hiermit  entsteht  nun  ein  neues  Reich  und  ein  hö- 
lieres  Ziel  der  Sitte,  in  welchem  gerade  die  eigenthümliche 
Bedeutung  „humaner  Cultur"  enthalten  ist.  Die  Sitte,  an  sich 
selbst  und  als  Allgemeines  gefasst,  soll  einestheils  sich  „ver- 
ed-eln",  d.  h.  immer  durchgeführter,  bis  in  die  einzelnen  Ver- 
kehrsformen  und  Gebräuche  hinein,  den  Charakter  des  Wohl- 
wollens ausprägen. 

Sie  soll  aber  anderntheils  zugleich  immer  mehr  der  Freiheit 

des  Einzelnen  sich  assimih'ren   und  mit  Bewusstsein  von  die- 
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sem  vollzogen,  d.  h.  in  ihrer  Ausübung  verstanden  oder  gefühlt 
werden,  wodurch  sie  unmittelbar  schon  versittlichend  („humani- 
sirend*')  wirkt.  Dies  Zweite  kann  sie  aber  nur,  wenn 
sie  selber,  aus  ihrer  blossen  Naturform  geweckt,  als 
eine  frei  und  bewusst  zu  übende  That  vor  Alle  hin- 
gestellt wird.  (In  einer  Umgebung  von  Sittlichgebildeten  streift 
der  Rohe  ganz  von  selbst  seine  Rohheit  ab ;  er  assimilirt  sich  un- 
willkürlich, d.  h.  ohne  sie  mit  bewusstem  Verständniss  zu  durch- 
dringen, die  ihm  vorgestellten  höheren  Lebensbilder.  So  ge- 
schieht es  auf  der  ersten  Stufe  der  Erziehung,  so  in  jedem  Ver- 
hältniss,  wo  wir  uns  aus  unklarem  Motive  nach  fremdem  Bei- 
spiele richten.  So  verhält  es  sich  aber  weit  allgemei- 
ner noch  —  dieser  wichtige  Punkt  ist  bei  gegenwärtiger  Unter- 
suchung nicht  zu  übersehen  —  mit  dem  ganzen  Zustande 
unserer  Sitte  und  ihrer  Befolgung.  Hier  bleibt  bei  Wei- 
tem das  Meiste  in  bewusstlosen  Mechanismus  versenkt^ 
nach  jenen  beiden  Seiten  hin,  —  sowohl  nach  dem  Bestände 
der  Sitte  selbst,  ob  sie  zu  rechtfertigen  oder  nicht,  als  nach  der 
Art  ihrer  Beobachtung  vom  Einzelnen,  ob  es  mit  bewusstem  Ein- 
verständniss  und  Kritik  geschehe  oder  nicht.) 

Die  „humane  Cultur"  daher,  wenn  sie  ihrem  Begriffe 
entsprechen  soll,  muss  jene  ganze  Stufe  negiren  :  die  Sitte  soll 
im  allgemeinen  Bewusstsein  gerechtfertigt ,  oder,  wo  sie  dies  nicht 
mehr  kann,  ethisch  gesteigert  werden;  der  Einzelne  ebenso  ist 
ihr  zuzubilden,  nicht  nur  zu  ihrer  durchgängigen  Befolgung,  son- 
dern gleicher  Weise  zur  analogen  Höhe  des  eigenen  sittlichen 
Bewusstseins. 

Und  in  diesem  Sinne  ist  zu  sagen,  dass  die  hu- 
mane Cultur  bis  jetzt  noch  gar  nicht,  oder  sehr  we- 
nig und  nur  sporadisch,  zum  bewussten  Durchbruch 
gekommen  sei.  Wäre  sie  es:  wir  besässen  ein  lebendigeres 
Einverständniss  über  jede  sociale  Frage,  und  wären  frei  von 
jenen  Missverhältnissen  und  Contrasten  der  Bildung,  welche  jetzt 
dicht  neben  einander  stehen. 

H.     Die  Sitte  eines  Zeitalters,  Volkes,   Standes  bezeichnet 
die  Durchschnittsstufe  seiner  humanen   Cultur,    aber   zu- 
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gleich  auch  den  Anknüpfungspunkt,  von  welchem  aUe  Per- 
fecühilität  derselben  auszugehen  hat;  denn  im  Reiche  der  Sitte 
am  Wenigsten  lässt  sich  ein  Abbrechen  der  Stetigkeit,  ein  Ver^ 
frohen  oder  Ablenken  vom  innern  Gange  der  Bildung  rechtferti- 
gen. Die  Frage  erhebt  sich  daher  nach  den  Kriterien,  welche 
den  eigentlich  ethischen  Werth  der  Sitte  bestimmen;  ebenso, 
in  welchen  Gestalten  und  Gesellschaftsformen  sie  sich 
auspräge  ,  um  das  Allgemeine  mit  dem  Einzelnsten  und  Indivi- 
duellsten zu  verbinden? 

Die  Sitte  zeigt  die  gemeinsame,  sittlich  gemüthliche  Bildung 
eines  ganzen  Volkes ,  wie  der  bestimmten  Stände  in  ihm ,  und 
individualisirt  von  da  aus  sich  weiter  bis  in  die  einzelnen  Kreise 
des  Zusammenlebens,  bis  zur  Localsitte  herab.  Somit  ist  sie 
Erzeugniss  einer  gemeinsamen,  höchst  verflochtenen,  zwischen 
Bewusstsein  und  Bewusstlosem ,  zwischen  Instinct  und  Absicht 
schwebenden  Thätigkeit.  Desshalb  ist  es  gleich  unmöglich,  den 
Uroprung  einer  Sitte  völlig  in  Bewusstsein  aufzulösen ,  als  völlig 
bewusst  Sitte  zu  bilden,  weil  in  beiderlei  Hinsicht  ein  Ueber- 
schuss  des  Instinctes  bleibt,  ein  unwillkürliches  Einver- 
4ständniss,  welches  sie  eben  zur  Sitte  macht.  Daraus  folgt  zu- 
gleich, dass  jede  Sitte,  so  lange  sie  wirklich  dies  ist,  so  lange  sie 
nicht  zur  Hohlheit  eines  leeren  Gebrauchs  herabgesunken,  über 
"dem  Einzelnen  steht:  er  kann  sie  nur  anerkennen,  sich  mit  Be- 
wusstsein in  sie  hineinverständigen.  Und  dies  macht  eben  ihren 
-ethischen  Werth.  Jede  Sitte  besitzt  diesen  Werth, 
4Sofern  sie  die  sittliche  Höhe  der  Mehrzahl  überragt, 
weil  sie  ein  Bindendes ,  Verpflichtendes  für  diese  enthält  und, 
hei  der  unausgebildeten  sittlichen  Selbstständigkeit  der  Einzelnen, 
Itlr  sie  eine  Art  äussern  Gewissens  wird.  Desshalb  ist 
es  unsittlich,solcheVolkseigenthümlichkeiten  zu  zer- 
stören, ohne  ein  anderes  Band  an  deren  Stelle  zu 
setzen.  (Dies  gilt  bis  zu  den  einzelneu  Gebräuchen,  bis  zur 
Kleidung  der  Stände,  Geschlechter  und  Lebensalter  herab.  Wie 
überhaupt  in  jenen  sich  eine  sinnvolle  Vereinigung  ästhetischer 
und  geselliger  Cultur  zeigt,  so  in  diesen  eine  Werthbezeichnung 
^es  K^sammten  Standes  oder  Alters,  welche   in  ihrer  Würdigkeit 
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an  sich  darzustellen  der  Einzelne  durch  sein  Aeusseres  unabläs- 
sig erinnert  wird.  Wird  einst  durch  eine  gründliche  Reoiigani- 
sation  und  Vertretung  der  Stände  im  Staate  jeder  derselben  in 
seine  eigenthümliche  Würde  eingesetzt  sein:  so  wird  vielleicht 
auch  eine  sinnvolle  Standestracht  nicht  für  bedeutungslos  gehal- 
ten werden,  um  sich  und  Andere  an  diese  innere  Würde  zu 
mahnen.) 

III.    Die  Sitte  individualisirt  sich  nun  unablässig  bis  in  die 
verschiedenen  Bildungsschichten,  ja  in  das  Einzelne  der  gesellschaft- 
lichen Coterien  hinein,  und  so  entsteht,  was  man  als  geselligen    ] 
Ton,  Umgangssitte,  zuletzt  auf  der  niedrigsten  Stufe  als  Mode     | 
zu  bezeichnen  hätte.  Hier  wird  immer  mehr  das  ethisch  Gemüthliche 
zurückgedrängt:  die  Region  des  blossen  Scheines  beginnt  oder 
wenigstens  der  leeren  bedeutungslosen  Nachahmung;  und  die 
Sitte  selbst  spielt  entweder  in  das  Farblosindifferente,  oder 
ins  Kleinliche    und  Bizarre  über.      Jenes  kennzeichnet  die 
sogenannten    „Aufgeklärten^S    dies    alle   diejenigen,   welche   wir 
„Separatisten"  nennen   möchten.     Und  hier  beginnt  das  Gebiet, 
wo    die  Opposition    gegen    die   (also  entartete)   Sitte   Pflicht 
wird.     Beides  nähert  sich  nämlich  um    so  mehr   dem    Unsittli- 
chen,   je  weniger  jenes  Nivelliren  der  Aufgeklärten  aus  höhe- 
rer  Einsicht  und  Ueberzeugung,   sondern  aus  Mangel  alles  Le- 
bensernstes und  aus    GefUhlsgleichgültigkeit    („Blasirtheit")  her- 
vorgeht;   ebenso  je  mehr  dieser   Separatismus  mit   wirklichen 
Vorurtheilen  rehgiöser,  politischer  oder  gesellschaftlicher  Art  zu- 
sammenhängt.    (So  bei  den  Juden,   den  rehgiösen  Secten  ,  dem 
Adel.) 

Dem  gegenüber  wird  aus  dem  Begrifie  humaner  Cultur  der 
durchgreifende  Kanon  sich  ergeben:  dass  esP flicht  sei,  mit 
der  lebendigen  Sitte  des  Volkes  auf  seiner  allgemei- 
nen Culturstufe  vereinigt  zu  bleiben,  weil  in  ihr  ein  sitt- 
Uch  Bindendes,  Ehrwürdiges  enthalten  ist,  welches  man  durch 
sein  Beispiel  nicht  zerstören  soll.  Umgekehrt  ist  es 
Pflicht,  dem  Abgestorbenen,  von  der  allgemeinen 
Culturstufe  Ueberwundenen,  völlig  Mechanisirten 
und    Unwahren    entschieden    entgegenzutreten,  weil 


407 

eg  eigentlich  nur  eine  leere  Stelle  bezeichnet,  die  durch  ein 
Neues,  fflr  Glauben  und  Gemüth  wirklich  Bindendes 
ausgefQllt  werden  soll. 

Die  Gränze  jedoch,  wo  jenes  aufhört  und    dieses   beginnt, 
ist  eine    durchaus  relative ,  der  Beurtheiiung  und  künstlerischen 
Lebensführung  eines  jeden  Einzelnen  nach  seiner  eigenthümUchen 
Bildung  und  Stellung  zu  überlassen.  Dahin  gehört  z.  B.  der  An- 
theil  an  der  öffenUichen  ReUgion ,  der  Kirchenbesuch  und  Aehn- 
liches :    er  wird  zur  Heuchelei,  wenn  man  daran  sich  betheiligt, 
während  die  eigene  Ueberzeugung  weit  davon  hinweggetreten  ist 
Aber  er  ist  ein  „böses  Beispieles  weil  ein  falscher  Schein,  wenn 
man  ihn  aus  gedankenlosem  Leichtsinn,  Trägheit,  falscher  Schaam 
unteriässt.    Widersittliche  Verkehrtheit  aber   ist   es  vol- 
lends, wenn  der  Staat  in  die  innerste  Freiheit  dieser  Selbatbera- 
thung  plump  eingreifen  und  seinen  Beamten  dergleichen  vorschrei- 
ben will,  wie  eine  andere  Dienstinstruction.     Hiermit  erklärt  er 
Öffentlich,  dass  er  knechtische  Heuchelei  von  ihnen  begehrt. 
IV.     Das  Ziel  der  humanen  Cultur,  welches  sie  innerhalb 
ihrer  unendlichen  Perfectibilität  dennoch  stets  in  bestimmten  Stei- 
gerungen zu  erreichen  vermag,    ist  schon  klar  angegeben  (I.): 
in   der    allgemeinen  Sitte   immer  deutUcher  hervortretendes 
Affohlwollen ;  für  den  Einzelnen  immer  bewusstere  („gefühltere") 
X^ineinbildung  in  dieselbe. 

Desshalb   verhält   sich   die  humane  Cultur  zur  ästhetischen 
X]nd  intellectuellen,  wie  die  harmonisirende,  vor  jeder  Ein- 
seitigkeit in  ihnen  bewahrendeErgänzung  derselben. 
%rst  in  ihren  Umkreis  aufgenommen  und  von  ihren  Ideen    be- 
geistert, sind  wir  ebenso  geschützt  vor  jener  leeren  Gefühlsselig- 
keit ,    die  sich  selbslgenügsam  in  den  Genuss  der  eigenen  Sub- 
jectivität  einschhesst,    wie  vor  dem  Pedantismus  starrer  Grund- 
sätze, welcher  aus  bloss  theoretischer  Consequenz  die  sittUche  Be- 
rechtigung der  Individualität  verleugnet.     Sie  verleiht  nicht  bloss 
die  „Würde"  und   die  „Anmuth",   die  harmonische  Erscheinung 
des  Sittlichen,  welche  die  ästhetische  Cultur  gewährt;    sie  ent- 
hält nicht  nur  die  freie  Unparteilichkeit  und  vorurtheil- 
lose  Denkweise,   in  der   die  intellectuelle  Cultur  sich  zusam- 
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menfasst:  sondern  sie  fügt  noch  ein  specifisch  neues,  beseden- 
des  Element  hinzu,  welches  erst  jene  beiden  Culturstandpunkte 
vollendet  und  adelt:  den  Ausdruck  des  Gemüths  oder  Wohlwol- 
lens in  jenem  Allen,  —  die  Liebe  zum  Menschen  und  zu  allem 
Menschlichen  (das  „ntfttJ  kumani  a  se  alienum  putare^'^yy 
daher  die  humane  Cultur  nur  durch  die  Religion  unterstützt  und 
nur  im  religiösen  Gefühle  vollendet  sein  kann,  in  dessen 
Sphäre  wir  dadurch  den  Uebergang  gefunden  haben.  — 

y.  Fragen  wir  endlich  nach  den  Formen,  in  denen  die  hu- 
mane Cultur  theils  über  die  Gemeinschaft  sich  ausbreitet,  theils 
das  Verhältniss  der  Einzelnen  gestaltet:  so  können  sie  nur  die 
dreifachen  sein,  indem  sie  zugleich  fortschreitend  sich  steigern 
und  vertiefen:  —  die  aUgemeine  Geselligkeit,  die  Associa- 
tion zu  humanen  Zwecken^  endlich  die  individuellste  und  innig- 
ste Verbindung  zugleich,  die  Freundschaft. 

3.     Die  Formen  der  humanen  Geselligkeit. 

§.  171. 
A.     Die  Geselligkeit. 

Sie    kann  als  eigentliche  Pflanzstätte  der  humanen  Cul- 
tur gelten;  nicht  minder  ist  sie  das  umfassende  Gebiet,  wo  sich 
die  ganzen,    ungetheilten  PersönUchkeiten ,  unabhängig  von  son- 
stigen   Absichten,     rückhaltlos    aufschliessen    und    ebenso   frei 
die    fremde  Individualität  sich   aneignen  können.     Dies   ist  der 
wahre  Begriff  und  ächte  Geist  der  Geselligkeit,  welche  damit  eine 
der  wichtigsten  sittlichen  Bildungsforment wird.     Sie  ist  desto 
sittlicher  und  zugleich  desto  bildender,  je  mehr  sie, 
aus  den    bloss  aussein  Berührungen  geselliger  Ostentation  oder 
des   gesellschaftlichen    Ceremoniells     sich    zurückziehend,    den 
Reichthum  des  Gemüths  und  die  Wahrheit  des  Wohl- 
wollens   gegen  einander    aufschliessen  lässt.      Dess- 
halb  ist  sie  auch  gar  nicht  auf  die  unmittelbare  persönhche  Be- 
rührung eingeschränkt:  in  der  brieflichen  Mittheilung  kann 
sie    sich  oft  noch  reiner  und  inhaltsreicher  entfalten,    weil  wir 
uns  schreibend  unbefangener  und  mit  concentrirterer  Innerlichkeit 
dem  Andern  g^nüber  zu  stellen  vermögen.     So   haben  wir  na- 
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mendich  von  Frauen  —  es  sei  nur  an  die  Sevigni^  und  mehr 
»och  an  Rahel  erinnert  —  virtuosische  Muster  solcher  Briefe, 
in  denen    alle  Stadien  äusseriichster  und  innigster,  hloss  huma- 
ner und  herzlichster  Geselligkeit  an  uns  vorübei^eftthrt  werden, 
und  wo  dennoch  das  gemeinsame  Lehenselement,    dem  sie  die 
innere  Grazie  verdanken,    das  anerkennende  Wohlwollen 
/br  alle  Individualitäten,  ungeschwächt  durchwaltet. 

Gleicherweise  ist  das  eigentlich  beseelende  Interesse  der  Ge- 
selligkeit, ehenso  ihr  tiefliegender  ethischer  Zweck,  gerade  die 
unähnlichen  Individualitäten  einander  zu  nähern  und  zum 
Bewusstsein  des  gegenseitigen  Bedürfnisses,  wie  des  Vermögens 
wechselseitiger  Ergänzung  zu  bringen;  —  was  ihren  weitern  Un- 
terschied von  der  Kunst-  Und  Erkenntnissgemeinschall  ausmacht. 
Daher  bildet  auch  die  Differenz  der  Geschlechter  ein  wichti- 
ges und  zugleich  sittiiches  Element  der  Geselligkeit.  Wo  die 
Geschlechter  durch  die  Geselligkeit  getrennt  sind,  wie  z.  B.  im 
Orient,  im  Alterthume,  zum  Theil  noch  bei  uns  in  den  untern 
Ständen,  da  steht  das  eigenüich  Gemüthliche,  den  gan- 
zen Menschen  nach  seiner  natfirhchgeistigen  Individualität  Erre- 
gende der  GeseUigkeit  noch  auf  tiefer  Stufe.  Das  Bedürfniss  har- 
monischer Selbstdartellung  wird  nicht  geweckt;  die  stiU- 
^ttliche  Controle,  welche  die  Geschlechter  auf  einander  tiben, 
bleibt  aus.  Dann  ist  die  Geselligkeit  in  Gefahr,  bei  dem  männ- 
lichen Geschlechte  in  Bohheit  und  nachlässige  Formlosigkeit,  bei 
dem  weiblichen  in  fade  Monotonie  und  Bedeutungslosigkeit  zu 
versinken,  eben  weil  hier  das  spannende  Interesse  ausbleibt,  mit 
welchem  das  Unähnliche  und  doch  Ergänzungsföhige  dem  andern 
Geschlechte  sich  darzustellen  getrieben  wird. 

I.  Die  Geselligkeit  fmdet  ihre  erste  Anknüpfung  in  der 
Familie:  Gatten,  Aeltem,  Geschwister  sollen  auch  geseilig  sich 
ergänzen.  Wir  haben  die  Ehe  schon  als  eigenthümliche  Kunst- 
und  Erkenntnissgemeinschaft  bezeichnet,  so  reicht  sie  auch  bis 
hierher:  sie  soll  zugleich  das  fortdauernde  traulichste  Gesellig- 
keitsverhältniss  zwischen  den  Gatten  darstellen.  Ueberhaupt  fin- 
det daher  die  ächte,  weil  aus  natürhchem  Wohlwollen  geschöpfte 
Geselligkeit  im  Schooss  der  Familie  ihre  Grundlage:   Fami- 
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liengemeinschaft,  Verwandtentreue  mit  stetem  Austausch  von  Ge- 
ftlhl  imd  Lebenserfahrung  ist  ihre  erste  und  segenbringendste  Ge- 
stalt. Aber  auch  wenn  die  GeseUigkeit  auf  weitere  Kreise  sich  aus* 
dehnt  und  so  in  Gefahr  geräth,  unwahre  und  der  Selbstsucht  ent- 
sprossene Elemente  in  sich  aufzunehmen,  soll  sie  jenen  Anfsin- 
gen  wieder  sich  annähern  und  aus  ihren  NaturgefUhlen  sich  er- 
frischen zu  erneuerter  Ursprünglichkeit.  Auch  in  diesem  Be- 
trachte ist  der  Familienumkreis  das  Vorbild  und  die  Wurzel 
aller  gesund  gebhebenen  geselligen  Verhältnisse.  Desshalb  sol- 
len sie  auch  zu  allermeist  von  Familie  zu  Familie,  weniger  von 
Individuum  zu  Individuum  sich  fortpflanzen:  nur  so  wird  in  ih- 
nen volle  Trauhchkeit  und  herzerfrischende  Genüge  erreicht,  wäh- 
rend in  jener  isolirenden  Geselligkeit  entweder  nur  besondere 
Zwecke  (wie  z.  B.  in  Comit^'s  und  Zusammenkünften  aller  Art) 
oder  augenblickliche  Zerstreuung  beabsichtigt  werden  kann. 

II.  Von  selbst  drängt  aber  die  GeSeUigkeit  dazu,  produc- 
tiv  zu  werden  auf  eigenthümliche  Weise,  d.h.  durch  Wechsel- 
mittheilung ein  geselliges  Kunstwerk  zu  erzeugen,  das 
eben  dadurch  allen  Theilnehmern  geMt,  je  mehr  ihre  ganze  In- 
dividualität in  die  gemeinsame  Production  eingeht.  Wie  diese 
gelingt,  ebenso  aus  welchen  geistigen  Quellen  die  Production  he^ 
vorgeht,  entscheidet  daher  über  den  sittUchen  Werth  der  be- 
stimmten geselligen  Form. 

Ihre   allgemeine  Bedeutung  ist  nicht  nur,  alle  Theilnehiner 
gleich  zu  beschäftigen,   sondern  aus  der  frei  geäusserten  Eigeo- 
thümlichkeit  Aller  hervorzugehen  und  so  recht  eigentlich  ein  ge- 
meinsames Kunstwerk  zu  sein ,  welches  Alle  gleich  sehr  erfrischt 
und  in  ihre  Integrität  wiederherstellt,  so  die  edelste  sitthche  E^ 
holung  wird  (vgl.  §.  165,  I.),    weil  Jeder  in  der  Ganzheit  sei- 
nes Wesens  sich  fühlt   und  auch  in  dieser  Ganzheit  sich  aner- 
kannt weiss.     Darin  hegt  alle  menschUch  sittUche  Bedeutung  der 
Geselligkeit,    ihr  Beiz  wie  ihr  Recht,    die   mühelose  Herstellung 
des   Subjectes   von    den   unwillküriich  sich  ihm    eindrückenden 
Einseitigkeiten  des  Wissens  oder  des  Handelns  zu  sein. 

Und  dies  erzeugt  das  höchste  Kriterium  aller   wahren  und 
aller  falschen  GeseUigkeit.  Sie  ist  desto  vollkommner  oder 
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ftittlicher,  je  mehr  Jeder  bei  der  geselligen  Produo 
tion  gleichbetheiligt  ist  (als  Künstler  und  Kunstliebhaber, 
ib  Wissender  und  Lernender  zugleich  sich  benimmt),  und  je 
mehr  er  oiit  seiner  ganzen,  ungetheilten   Individua- 
lität (Gemüth)  in  diese  Ergänzung  eingehen  kann;  — 
in  beiderlei  Hinsicht:  je  mehr  wahre  und  eigentliche  Er- 
leugung  dabei  stattfindet  und  die  überlieferte  Form 
zurücktritt. 

Desto  unvollkommner  und  von  geringerem  gei- 
stig sittlichen  Erfolge  ist  sie  (was  bis  zu  gänzlicher  Werth- 
longkeit,  ja  Unsittlichkeit  herabsinken  kann),  je  mehr  siesich 
darauf  beschränkt,  gewisse  gegebene  gesellige  For- 
flien  bloss  zu  reproduciren  und  bei  schwächster 
Selbstthätigkeit  d  en  Wechselaustausch  der  Indivi- 
dualitäten in  diese  Schranken  zu  bannen.  Wir  nen- 
nen sie  gebundene  Geselligkeit,  der  freischöpferischen 
gi^nttber.  Es  geht  ihr  dann  wie  der  Sitte  (§.  170.  S.  404),  dass 
sie  völlig  verimöchem,  zu  mechanischer  Gewohnheit  sich  ernie- 
drigen und  ebenso  gedankenlos  geübt  werden  kann.  (Ein  tref- 
fendes Gegenbild  dazu  bietet  die  gewöhnliche  ofOicielle  und  Zwangs- 
geselligkeit,  die  in  ihrer  fortdauernden  conventioneilen  Heuchelei 
und  leeren  Spannung  fast  alle  entgegengesetzten  Eigenschaften  der 
äditen  an  sich  trägt  und  ein  Beispiel  ist  von  der  Lüge,  welche 
wie  eine  Art  sich  von  selbst  verstehender  Gewohnheit  unser  gan- 
zes geselliges  Dasein  umsponnen  hat;  die  Keinen  täuscht  und 
von  Keinem  besonders  weilh  geachtet  vnrd,  welcher  aber  ent- 
sdilossen  den  Rücken  zu  kehren  Keiner  sich  getraut,  weil  er 
sonst  in  die  völlige  Abwesenheit  der  Sitte  und  der  Gesellig- 
keit versinken  würde.  Und  dieser  Grund  -ist  es ,  welcher  jener 
alten  Lüge  ihr  Dasein  fristet,  der  aber  um  so  mehr  eine  gänz- 
lidie  sittliche  Umbildung  unserer  conventioneilen  und  geselligen 
Formen  erheischt.  Nur  begehe  man  dabei  nicht  die  Kurzsich- 
tigkeit, an  jenen  Aussenenden  die  Reform  beginnen  zu  wollen.  Die 
Geselligkeit  wurzelt  in  der  Sitte,  wie  diese  in  derGesinnung.  Nur 
wenn  es  gehngt,  durch  eine  uns  Alle  ergreifende  sittliche  Begei- 
sterung den  Grund  jener  Gesinnung  in  uns  umzuwandeln;  dann 


412 


ijvird  auch  die  Sitte  und  die  Geselligkeit  die  mittelbare  Folge 
davon  an  sich  tragen.  Die  Fäulniss  unserer  geselligen  Verhält- 
nisse ist  nur  ein  charakteristisches  Symptom  unser»  aUgemeinen 
Erkrankens:  an  sich  selbst  kann  sie  nur  von  jenem  Innern  aus 
geheilt  werden.  Für  jetzt  aber  muss  die  Ethik  sich  begnttgeOf 
durch  streng  abscheidende  Kriterien  des  Wahren  und  des 
Falschen  wenigstens  den  Sinn  der  sittlichen  Beurtheilung  zh 
schärfen.) 

III.  Aber  auch  in  den  gegebenen  Formen  der  Gesellig- 
keit tritt  der  relative  Unterschied  des  Gebundenen  und  des 
Schöpferischen  hervor  und  bedingt  dadurch  ihren  verschie- 
denen sittlichen  Werth. 

a.  Alles,  was  wir  zum  „Spieh'  rechnen  können,  fällt  der 
gebundenen  Geselligkeit  zu:  es  ist  ein  gemeinschaftliches 
Nachbilden  vorgeschriebener  Formen,  worin  daher  die  schöpfe- 
rische Geselligkeit  und  die  freie  EigenthilmUchkeit  zurücktreten 
muss.  Desswegen  bietet  es  auch,  als  einzige  gesellige  Form 
behandelt  und  benutzt,  die  dürftigste,  bloss  passive  Erholung. 
Wir  müssen  die  Spiele  unter  den  Formen  der  GeseUigkeit  daher 
am  Niedrigsten  stellen,  während  Schleiermacher,  J.  D* 
Wirth,  R.  Rothe  es  versuchten,  sie  am  Höchsten  zu  taxiren. 
Nach  unserer  Meinung  erhalten  sie  ethischen  Werth  nur  als  An- 
knüpfungsmittel weiterer  geselliger  oder  künstlerischer  Darstellang) 
wie  der  Tanz,  als  sinnvoller  Ausdruck  („Geberde")  eines  gani 
uns  beseelenden  Gefühls,  wo  also  die  überlieferte  Kunstform  des- 
selben gerade  neu  belebt  und  mit  Improvisationen  durch- 
flochten  werden  sollte.  (Und  dies  gerade  ist  es,  was  den  berüch- 
tigten Pariser  „Cancan"  als  eigenthümhche  und  immerhin  ii^ 
teressante  Erscheinung  bezeichnet:  er  geht  aus  solchen  fmpro' 
visationen  eines  unmittelbar  ergreifenden  Gefühls  hervor,  welches, 
als  Gefühl  freilich  unsittlich  und  verwerflich,  nichts  destoweniger 
den  innern  Reiz  besitzt,  zur  geselligen  Selbstdarstellung  in  einer 
neuen,  wenn  auch  ve^rrten  Kunstform  zu  treiben.)  Ebenso 
«ind  die  Witz-  und  Verstandesspiele  nur  das  Vehikel,  u<^ 
den  Geist  überhaupt  zur  geselUgen  Production  zu  erwecken;  übri' 
^ens  ohne  selbstständigen  geselligen  Werth.    Am  Niedrigsten  st& 
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ben  die  s.  g.  Glücks-  oder  Zufallsspiele.  Mag  auch  in  ihnen 
der  Stachel  Hegen,  den  Zufall  durch  tiberwiegenden  Verstand  bän* 
d^en  und  zu  unsem  Gunsten  lenken  zu  wollen:  so  ist  doch  dies 
gerade  ein  ungeselliger  Trieb,  wie  auch  daraus  henrorgeht,  dass 
bei  dergleichen  Spielen  nur  die  Spannung  des  zu  erwartenden 
Gewinns  oder  Verlustes  das  Interesse  wach  zu  erhalten  vermag  I 

b.  Einen  hohem  Rang  unter  den  Formen  der  Geselligkeit 
nimmt  die  gemeinschaftliche  Kunstproduction  ein:  ihr 
Werth  liegt  in  der  Freude  an  dem  mit  gemeinsamem  Wetteifer 
dargestellten  Kunstwerke.  Hier  daher  ist  auch  die  Geselligkeit 
geistiger  und  entbundener,  sofern  es  den  Mitwirkenden  gelingt« 
in  ihre  Leistung  die  ganze  Innigkeit  des  subjectiven  KunstgefUhls 
hineinzulegen.  Man  erfrischt  und  entselbstet  sich  zugleich,  indem 
man  in  der  Freude  am  Kunstwerk  und  seiner  Darstellung  das 
eigentliche  Band  der  Gemeinschaft  findet.  Gemeinsamer  Gesang, 
gesellige  Recitation  dramatischer  Meisterwerke,  selbst  Darstel- 
lung lebender  Bilder  gehören  hierher.  Das  „ Liebhaberthe a- 
ter^^  in  welchem  ein  sonst  ttlchtiger  ethischer  Denker  sogar 
die  höchste  und  reichste  Gestalt  der  „schönen  Sittlichkeit'^  fin- 
den wollte,  überschreitet  unseres  Erachtens  jenes  Gebiet:  es 
ist  ein  verdächtiges  Zwitterding  zwischen  selbstständiger  Kunst- 
leistang und  Dilettantismus,  wodurch  der  unbefangenen  Gesel- 
ligkeit ein  überreizter^  carricirter  Charakter  aufgedrückt  werden 
kann. 

c.  Die  freieste  und  höchste  Form  der  Geselligkeit  finden 
wir  im  geselligen  Gespräche.  Nur  dies  vermag  den  eigent- 
lichen Umgang  zu  erzeugen  mit  der  fremden  Individualität,  der 
sich  endlich  zur  Freundschaft  abschliesst.  Gespräch  daher 
und  der  darin  genährte  Umgang  ist  der  Zunder  des  Edelsten, 
der  Freundschaft  Aber  das  Gespräch  ist  auch  die  intensivste 
Geselligkeit,  indem  nur  in  ihm  die  ganze  Individualität  nach  allen 
Seiten,  welche  sie  der  Gemeinschaft  werth  machen,  sich  rückhalt- 
los darzustellen  vermag.  So  werden  in  ihm  der  Möglichkeit  nach 
dOe  bisherigen  Formen  der  Gemeinschaft,  Kunstmittheilung  und  Er- 
kenntnissaustausch, reproducirt;  so  sehr,  dass  man  in  die  Ge- 
^prddisform  die  Darstellung  eigentlich  wissenschaftlicher  Wahr- 
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beit  einzukleiden  vermochte.  Endlich  ist  diese  Umgangsform  die 
umfassendste,  vielgestaltigste:  sie  bezieht  sich  auf  Abwe- 
sende, ja  längst  Verstorbene,  mit  denen  man  durch  Aneignung 
ihrer  Individualität  aus  ihren  Werken,  in  geheimen  Fragen  und 
Antworten  die  innigsten  Geistergespräche  zu  führen  vermag;  denn 
dem  wahrhafter  geselliger  Aneignung  Fähigen  leben  sie  wieder 
auf  in  dem' Bilde  ihrer  Werke. 

§.  172. 
B.,    Die  Association  für  humane  Zwecke. 

Das  Gebiet  der  Geselligkeit,  welches  an  sich,  seiner  frei 
beweglichen  Form  nach,  eine  unbestimmte  Möglichkeit  von  Indi- 
viduen umfassen  konnte  und  in  den  grossen  Volks-  und  Natio- 
nalfesten (wie  bei  den  Griechen)  wirklich  umfasste,  verengt  sich 
hier  in  einen  bestimmtem  Umkreis  Gleichgesinnter,  zu  einem 
bleibenden,  über  die  blosse  Geselligkeit  hinausliegenden 
Zwecke.  Der  Uebergang  von  jener  in  diese  begränztere 
und  zugleich  organisirtere  Form  ist  ein  ebenso  naturgemäs- 
ser,  wie  sittlich  berechtigter.  Das  gesellige  Band  und  das  da- 
durch erregte  Vertrauen  wird  von  selbst  zur  „Association^', 
sobald  ein  wichtiger  Zweck  gemeinsamen,  einverstandenen  Wir- 
kens sich  darbietet.  Dies  kann  jedodi  auf  der  hier  erreichten 
Stufe  des  sittlichen  Bewusstseins  nicht  das  Gepräge  eines  eigen- 
nützigen Thuns  tragen  oder  bloss  den  äussern  Verkehr  beabsich- 
tigen: nur  allgemein  menschliche  Zwecke  und  der  innere 
Verkehr  wechselseitiger  Versittlichung  können  das 
würdige  Ziel  desselben  sein. 

I.  Die  „Association^^  übeiiiaupt  ist  eine  durchaus  uni- 
versale Form  der  Gemeinschaft,  in  welche,  wie  vnr  zeigten,  jeg- 
licher Inhalt  einer  gemeinsamen  Zwecksetzung,  auch  ein  an  sich 
widersittlicher,  aufgenommen  Werden  könnte.  (Wir  kennen  ebenso 
treu  gehaltene  Gesellungen  für  wucherische  oder  räuberische 
Zwecke,  me  für  die  edelsten  der  Humanität) 

Ferner  jedoch  wird  die  Association  Bedürfniss,  um  die  Lei- 
stungen des  Staates  zu  ergänzen.  Dies  ist  es,  wie  be- 
reits im  Einzelnen  gezeigt  wurde,  was  dem  Assodationsprincipe 
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seine  umfassende  Bedeutung  für  die  Gegenwart  und  nächste  Zu- 
kunft sichert.  Der  Staat  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt,  sei  es 
als  erieuchteter  Policeistaat  mit  Centralisation  und  Bevormundung, 
sei  es  in  der  entgegengesetzten  Richtung  des  Liberalismus,  Jeden 
seiner  eigenen  Freiheit  und  Willkür  zu  überlassen,  —  leidet  an 
dem  gleichen  Gebrechen  steigender  Desorganisation:  dort  des 
mechanisirten  Regierens  und  Regiertwerdens,  hier  des  völligen 
Zerfalls  aller  gemeinsamen  Interessen.  Gegen  beide  Uebel  ver- 
mag nur  der  Geist  der  Association  dauernde  Hülfe  zu  verschaf- 
fen ;  denn  er  aUein  ist  im  Stande  überall  einzugreifen ,  wo  die 
Wirksamkeit  des  Staates  fUr  das  Ofifentliche  Wohl  eine  Lücke  lässt, 
und  durdi  freie,  sich  selber  controlirende  Vereine 
vollkommener  zu  erreichen,  was  jener  Mechanismus  des  Regie- 
rens nur  änsserlich  und  ungenügend  erfüllt,  der  abstracte  Libe- 
ralismus ganz  unbeachtet  lässt.  Was  in  den  frühern  Jahrhun- 
derten von  einzelnen  reformatorischen  Geistern  ausging,  wird 
künftig,  bei  dem  immer  entschiedneren  Zurücktreten  herrschen- 
der Individualitäten  in  der  Weltgeschichte,  das  Werk  freier  Ver- 
eine und  Genossenschaften  sein.  Aber  auch  ein  internatio- 
nales Band  lässt  sich  aus  dem  Vereinswesen  entwickeln;  denn 
in  ihm  liegt  die  erste  bewusste  Anerkennung  einer  culturföhi- 
gen  und  zu  cultivirenden  Menschheit,  über  alle  Völker-  und  Stan- 
desunterschiede hinaus. 

II.  Hiermit  ist  der  Uebergang  gegeben  in  die  höchste 
Gestalt  der  Association.  Die  Verbindung  wird  für  eigentlich 
humane  Zwecke  geschlossen,  die  als  solche  entweder  ganz  über 
die  Wirksamkeit  des  Staates  hinausliegen,  wie  für  künstlerische, 
litterarische,  rein  humane  Interessen,  oder  die  vom  Staate  wenig- 
stens zur  Zeit  vernachlässigt  und  überhaupt  noch  nicht  in  den 
Bereich  seiner  Wirksamkeit  aufgenommen  sind.  In  letzterer 
Beziehung  können  wir  an  die  Mässigkeitsgesellschaften  der  neuern 
Zeit,  fUr  Früheres  an  die  Vereine  in  Spanien  und  Italien  zum 
Loskauf  der  in  die  Sklaverei  bei  den  Barbaresken  Gerathenen, 
ftür  die  spätere  Zeit  an  die  Vereine  in  England  zur  Ausrottung 
der  Negersklaverei  erinnern,  welche  so  lange  von  höchstem  Werthe 
waren,  als  der  Staat  noch  nicht  seine  Pflicht  des  Schutzes  oder 
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der  Abhülfe  erkannt  hatte.  In  ersterer  Beziehjing  nennen  wir 
statt  aller  andern  den  Freimaurerorden,  der  so  lange  seine 
weltgeschichtliche  Bedeutung  besass,  als  er,  im  Gegensatze  der 
innerhalb  des  Staates  und  der  äussern  gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse herrschenden  Intoleranz  der  Confessions-  und  Standesun- 
terschiede, die  reine  Idee  der  Humanität  in  seinen  Bund  zu  ret- 
ten wusste.  Mehr  und  mehr  ist  er  seitdem  überflüssig,  „exote- 
risch^^  geworden;  aber  er  kann,  bei  der  affectirten  und  erkünstel- 
ten Intoleranz,  welche  die  neueste  Zeit  wieder  heraufzufiihren 
trachtet,  abermals  sehr  nöthig  werden. 

III.     In   ähnUchen,   nur   noch  viel  verzweigteren  Richtun- 
gen könnten  und  sollten  freie  Vereine  thätig  werden;    —  ganz 
nach    Analogie   der   geistlichen   Brüderschaften   des   Mittelalters, 
welche,   trotz  veralteter  Form,  auch  jetzt  noch  ihre  allgemeine 
Bedeutung  behalten.    Wie  damals,  von  den  geistlichen  Ritterorden 
an  bis  zum  Orden  für  Armen-  und  Krankenpflege  herab,  jede 
humane  Regung  ihren  anerkannten  Ausdruck  fand ;  wie  man,  von 
Frömmigkeit  und  MenschenUebe  getrieben,  jedem  Bedürfniss  der 
gedrückten  Menschheit  entgegenkam:    so  sollten   ganz   ähnliche 
Institute,  dem  Geiste  und  Bedürfnisse  der  gegenwärtigen  Zeit  ge- 
mäss organisirt,  die  traurige  Lücke  ausfüllen,  welche  jetzt  zwi- 
schen der  auf  sehr  Allgemeines  beschränkten  Hülfe  des  Staates 
und  der  zui^Uigen,  unorganisirten  und  unbeholfenen  Privatwohi- 
thätigkeit  der  Einzelnen  in   der  Mitte  klafft:   —  ein  ganz  ödes, 
unangebautes  Feld,  welches  der  Staat,  so  lange  er  bleibt^  was  er 
jetzt  ist,  nicht  zu  erobern  vermag;  —  denn  das  hier  zu  bewäl- 
tigende Detail  ist  ein  unermessliches,  dem  aber  auch  keine  yer- 
einzelte  Kraft  gewachsen  ist,  indem  es   dazu  sehr  zusammenge- 
setzter Wirkungen  bedarf.     Auch  dass  jene   freiwilligen  Liebes- 
dienste  „um  Gottes  Willen ^^  und  als  ein  Gottesdienst  den  Be- 
dürftigen dargebracht  wurden,  hat  seinen  tiefen  und  ewigen  Sinn; 
denn  es  ist  nur  die  Wahrheit  der  Sache.     Die  Gottesliebet 
im  Willen  wirksam  geworden,   kann  nur  thätige  Menschenliebe 
sein  (Ethik,  §§.  17.  18.  50.)     Der  äusserlichen  Form  eines  Or- 
dens, der  feierhchen  Gelübde  und  entsagenden  Verpflichtungen 
bedarf  es  dabei  nicht  mehr:  was  sollten  diese  äussern  Apparate 


^ 


417 


iwifen,  wenn  die  innere  Weihe  verflogen  oder  wenn  sie  nicht 
angetreten  isti 

IV.  Und  hier  ergiebt  sidi  endlich  das  innere  Verhältniss, 
m  welches  das  Associationsprindp  zum  Staate  treten  muss.  E  s 
soll  dem  Staate  in  allen  innern  und  äussern  Refor- 
men vor  ausschreiten:  praktisch  die  zukünftigen  erproben, 
theoretisch  die  Gegenwart  empßingUch  daftlr  machen,  überhaupt 
imd  nach  jeder  Richtung  den  Fortschritt  vertreten.  Auch 
Uer  tritt  nflndich  die  Association  verbindend  in  die  Mitte  zwischen 
das  Anerkannte  und  Festgewordene  der  öffentlichen  Einrichtun- 
geo  in  Staat,  Gesellschaft  und  Kirche,  und  zwischen  die  vielleicht 
noch  unausftihrbaren  Entwürfe  Einzelner.  Wem  es  gelingt,  durch 
freie  Ueberzeugung  einen  Kreis  von  Genossen  fllr  seine  Neuerun- 
fok  dauernd  zu  gewinnen,  der  ftlhrt  dadurch  den  factisdien  Be- 
weis, dass  ihm  schöpferisches  Talent  innewohne,  die  Gemein- 
schaft zu  einer  hohem  Gestalt  fortzuführen,  und  er  macht  für  sich 
selbst  die  Probe  der  Ausführbarkeit.  Desshalb  soll  aber  jede 
Association  firei  und  öffentlich  sein:  nach  Ziel  und  Absicht 
offen  sich  darlegen ;  denn  nur  dadurch  fuhrt  sie  den  Beweis  ihrer 
Berechtigung  vor  Aller  Augen  und  kann  ihre  Wirkung  nach  Aus- 
sen sich  sichern. 

§.  173. 
C.     Die  Freundschaft 

Sie  ist  einerseits  die  intensivste  Form  der  Geselligkeit, 
andemtheils  zugleich  die  gediegenste  Gestalt  der  Association; 
endlich  die  freieste,  vielseitigste  Form  aller  humanen  Ge- 
meinschaft, weil  jede  Gestalt  der  letztem  sich  zu  ihrer  höchsten 
filüthe,  zur  Freundschaft,  zusammenschliessen  kann. 

Die  Geselligkeit  ist  ihr  Anfang  und  ein  wesentliches  Mo- 
ment zu  ihrer  Dauer.  Die  Geselligkeit  in  ihren  zuerst  noch  zuf^- 
ligen  Beziehungen  giebt  die  nächste  Veranlassung,  ein  in- 
nigeres Band  der  Freundschaft  zu  schliessen.  Alle  wahre  Gesel- 
ligkeit beabsichtigt  zur  Freundschaft  zu  werden,  sie  macht  Ver- 
suche, Ansätze  zu  Freundschaftsbündnissen. 

I.  In  diesem  allgemeinern  Gebiete  der  Geselligkeit  tritt  nun 


OT 


418 

zuerst  die  unmittelbare,  mit  der  Naturseite  des  Geistes  »i- 
sammenhangende  und  auch  in  der  GeschlechtsHebe  in  anderer 
Richtung  wirksame  Wechselanziehung  zwischen  den  Indivi- 
duen des  gleichen  Geschlechts,  besonders  des  männlichen, 
hervor  und  wird  das  Zündende  der  Freundsdiaft.    Das  Tempe- 
rament, die  Gefühlsneigung,  die  ästhetische  oder  die  intellectuelle 
Richtung,  die  ganze  geistige  Stimmung  passen  zusanunen,  entwe- 
der weil  sie  ähnlich  sind  oder  weil  sie  wechselsweis  sich  er- 
gänzen.    In  dieser  noch  halb  unbewussten  Gestalt  einer  nur 
intensivem  Geselligkeit,  wo  man  vom  Grunde  seines  Wohlgefisd- 
lens  und  seiner  Hingdiiung  sich  nicht  Rechenschaft  giebt,  befahlt 
die  Freundschaft  selbst  noch  eine  unfreiere  Form  und  eine 
Seite  der  Zufälligkeit.     Sie  kann  sich  auch  wieder  auflösen 
oder  sogar  durch  Familiarität,  damit  durch  wechselseitiges  Sich- 
kennenlemen  in  der  Rohheit  eines  ungebändigten  Selbstwillens, 
in  Feind  Schaft  umschlagen,  oder  in  wechselnden  Erzümungen 
und  Wiederversöhnung  charakterlos   dahinschwanken.     Dies  ist 
überwiegend  der  Verlauf  der  Jünglingsfreundschaften,  weil  hier 
die  Zucht  der  Entselbstung  und  die  Reife  der  Menschenkenntniss 
noch  nicht  dauernde  Frucht  getragen.     Erfolg    eines    durchbil- 
deten Charakters  dagegen  ist,  dass  er  wählerisch,  aber  dauernd 
in  der  Freundschaft  sei. 

n.     Ursprünglich   vermag   nur   dasselbe    Geschlecht  ein 
Freundschaftsverhältniss  zu  bilden;   Personen  verschiedenen  Ge- 
schlechts können  bei  gegenseitiger  Anziehung  nur  auf  die  Ehe 
abzielen  (vgl.   §.  111,  V.).     Versuche,   diese  Wechselanziehung 
als  „ bloss ^^  auf  Freundschaft  gerichtet  vorzustellen,  beruhen 
auf  Verzerrung  und  Lüge  in  doppeltem  Sinne,   theils  weil  die 
Freundschaft  an  sich  kein  weniger  inniges  und  dauerndes  Verhältniss 
ist,  als  die  Ehe,  hiermit  also  jenes  „Bloss^^  hinwegftlllt;  theils 
weU  zwischen  den  verschiedenen  Geschlechtern  der  Naturtypus 
niemals  völlig  verschwindet.    Ihre  Beziehungen  zu  einander  sind 
daher,  wenn  sie  sittUdb  sein  sollen,  nur  unter  die  Analogie  des 
Familienbandes  zu  steUen.    So  kann  das  Verhältniss  von  Mut- 
ter und  Sohn,  von  Vater  und  Tochter  sehr  edel  und  eigenthüm- 
lidh  durch  fireie  Wahlanziehung  hervorgebracht  werden  und  die 
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imugsten  FreimdschaftsbeziehuDgeii  stiften ,  wo  dann  der  6e- 
ichlechtstypus  ganz  zurück- und  der  Familientypus  hervor- 
Iritt  und  eine  Art  sittlicher  Adoption  erzeugt:  —  nicht  aber 
das  Veiiillhniss  von  Schwester  und  Bruder,  weil  dies  auch  inner» 
lulb  der  Familie,  sobald  das  Gefühl  der  Geschleditsdifferenz  er- 
wacht, durch  mancherlei  Rücksichten  der  Zurückhaltung  bedingt  ist. 
(Gothe  hat  dies  in  der  Schilderung  seines  Verhältnisses  zu  seiner 
Schwester  unübertrefflich  wahr  und  menschlich  angedeutet.)  Da  je- 
doch übeiiiaupt  das  Weib  keine  eigenthümliche  Lebenssphäre  über 
did  Ehe  und  die  Familie  hinaus  besitzt:  so  erbltiht  ihr  auch  die 
Freundschaft  nur  in  der  Ehe,  als  der  innigsten  Freundin  ihres  Gat- 
t»  (§.  111,  IV.),  und  mittels  der  Ehe,  indem  nun  erst  die  andern 
Männer  in  Beziehung  zu  ihr  treten  können,  als  werthgehaltene 
Freunde  dieses  Gatten.  Und  dieselbe  Analogie  findet  von  Seite 
des  Ehemannes  zu  den  andern  Weibern  statt,  die  auch  nur  durch 
die  Göttin  hindurch  ihm  Werth  erhalten  können.  (Besonders 
Idirreich  und  das  Gesagte  bestätigend  sind  die  Beispiele,  welche 
man  scheinbar  dagegen  anführen  könnte:  —  das  Verhältniss 
?on  Rahel  zu  Marwitz,  von  Bettina  zu  Ilius  Pamphiüus,  das  ro- 
manhafte von  Woldemar  und  Henriette.  Gerade  diese  zeigen  bei 
näherer  Erwägung,  dass  sie  nur  im  Dämmerlichte  des  Gefühles, 
wenigstens  von  der  Einen  Seite,  sich  erhalten  konnten,  bei  ein- 
tretender Klarheit  zerfallen  oder  erkalten  mussten.  Das  zuerst 
genannte  konnte,  natürlich  behandelt,  nur  zur  Ehe  führen; 
wenigstens  von  der  weiblichen  Seite  verrathen  sich  alle  Elemente 
einer  edlen  Geschlechtsneigung,  während  der  Jüngling  von  der 
geistigen  Uebermacht  RaheFs  ergriffen,  sie  halb  als  Mutter,  halb 
als  Freund  verehrte.  Und  eben  dies,  dass  die  innigsten  Verhält- 
nisse solcher  Art  ihr  immer  in  Freundschaften  ausschlugen,  hat 
Rahel,  mit  tiefer  Einsicht  in  das  wahre,  vollständig  menschliche 
Verhältniss  und  mit  sittlicher  Offenheit  als  den  Unstern  ihres 
Lebens  beklagt,  wodurch  sie  sich  als  „verzaubertes  monstre^^  vor- 
gekommen sei.  Sie  bietet  gerade  durch  ihr  ganzes  Leben  die 
Bestätigung  jener  Sätze.  Ebenso  erzeugte  im  zweiten  Verhältniss 
die  Unklarheit  des  Ilius  über  den  Charakter  des  ihm  von  Bettina 
gebotenen  Gefühls  das  Unwahre  desselben:  es  war  wesentlich 
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das  mütterliche;  er  scheint  es,  etwas  geckenhaft,  itlr  das  Geftdd 
einer  Liebenden  zu  halten.  Wie  dies  Missverständniss  hervor- 
tritt, ist  auch  das  Verhältniss  und  die  wechselseitige  Täuschung 
erloschen.  Was  endlich  die  ideale  Wechselneigung  Woldemar^s 
und  Henriette's  betrifit,  so  hat  es  aller  gespreizten  Rhetorik  Ja- 
cob i 's  nicht  geUngen  wollen,  ihr  Natur  und  Wahrheit  einzuhau- 
chen, und  wir  müssen  der  genial  symbolisirten  Verwerfung  jenes 
Römanes  durch  Göthe,  wie  dem  spätem,  wohl  motivirten  Ver- 
dammungsurtheile  Friedrich  SchlegeFs  noch  jetzt  völlig  beitreten.) 

III.  Zur  hohem  und  freiem  Gestalt  erhebt  sich  die  Freund- 
schaft, wenn  sie  auf  wechselseitiger  Hochachtung  des  Charakters 
und  auf  sittlicher  Uebereinstimmung  gegründet  ist.    Nur  zwischen 
Sittlichen   ist  dauemde  Freundschaft   mügUch;    sonst   bleibt   es 
blosse  „Familiarität,^^  Umgangsgewohnheit,  mit  allen  Zufällen 
und  Wandelbarkeiten  behaftet,  welche  die  wechselnde  Stimmung 
bei  sich  fuhrt.    Erst  dort  ist  sie  über  die  Zufälligkeit  und  den 
Wechsel  hinaus,  indem  nunmehr  die  gegenseitige  Kenntniss  die 
Freundschaft  nur  immer  mehr  befestigen  kann,    weil  wir  den 
Freund  in  seinem  sittlichen  Werthe  immer  achter  und  bewährter 
kennen  lemen.    Desshalb  schaden  hier  der  Freundschaft  auch 
nicht  mehr  —  so  wenig,  wie  der  Ehe  —   die  kleinen  Mängel 
und  beiläufigen  Schwächen,  welche  man  am  Freunde  bemerkt, 
weil  sie  in  der  Kenntniss  seiner  Individualität  ihre  Ein- 
iteit  und  Erklärung  finden  und  durch  die  sittliche  Substanz  sei- 
nes Wesens  überwogen  werden. 

IV.  Die  höchste  und  dauemdste  Intensivität  der  Freund- 
schaft wird  endlich  durch  das  gemeinsame  Wirken  für  gei- 
stige und  sittliche  Zwecke  gewonnen,  wo  also  der  GehaH 
der  „ Association '^  mit  der  Innigkeit   der  Freundschaft    sieb 
verbindet.     Gemeinschaftliche  Lebensplane  und  Wirken  ftlr  di^* 
selben  Ideen,  daher  Gleichheit  der  Gesinnung  und  des  Wi^" 
kens,    erzeugen  die  eigentliche  Tiefe  und  zugleich  die  fireies^^ 
Gestalt  der  Freundschaft;  —  die  abermals  in  der  rechten  Et*^ 
ihre  beste  Verwirklichung  zu  finden  vermag.     Aber  in    dies^*^ 
hohen  Gestalt  ist  sie  nicht  mehr,  wie  die  Ehe  und  Geschlechti 
liebe,  auf  einen  einzigen  Gegenstand,  oder  wie  die  Familiei 
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pietät,  auf  den  Umkreis  der  Verwandten  beschränkt,  son- 
dern sie  kann  sich  in's  Unbedingte  erweitern  und  den  Kreis 
aller  Gleichgesinnten  umfassen. 

Dies  endlich  ist  die  höchste,  freieste  und  universalste  Form 
der  ,,humanen  Cultur,  weil  jeder  aus  den  Ideen  geschöpfte 
Gehalt  und  jedes  Wirken  in  dieser  Sphäre  zugleich  in  die  in- 
nigste und  reinste  Gestalt  des  Wohlwollens,  in  die  Freund- 
schaft, aufgenommen  werden  kann.  Der  Freundschaftsbund 
geht  immer  mehr  dazu  über,  Henschheitsbund  zu  werden, 
dessen  er  an  sich  föhig  ist.  Nur  die  Frage  bleibt  daher  übrig, 
wie  das  zuletzt  bezeichnete  Ideal  erreicht  zu  werden  vermag?  Dies 
führt  uns  in  die  „Idee  der  Gottinnigkeit^'  über. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Verwirklichung  der  Idee  der  Gottinnigkeit 


§.  174. 
Allgemeine  Charakteristik  dieses  Gebietes. 

Indem  wir  in  die  Sphäre  der  höchsten  Idee  eintreten,  ist 
es  nöthig,  auf  das  innere  Verhältniss  der  sämmtlichen  praktischen 
Ideen  zurückblicken.  Der  Uebergang  in  das  Gebiet  der  Reli- 
gion ist  nämlich  nicht  so  zu  fassen,  als  wenn  die  Religion  eine 
gesonderte  Sphäre  des  sittlichen  Daseins  beherrschte,  als 
wenn  sie  irgend  einer  Seite  der  Rechts-  und  der  sittlichen  Ge- 
meinschaft fremd  bhebe  oder  sie  zu  unterdrücken  hätte.  Viel- 
mehr ist  sie  der  beseelende,  verewigende  Geist  in  allen  Gemein- 
schaften, welcher  allein  in  jede  einzelne  Gestalt  des  Lebens,  vne 
eng  und  zuMig  sie  auch  erscheine,  die  ganze  „Idee  der 
Menschheit^^  oder  ftlr  das  subjective  Selbstgefühl,  das  Bewusst- 
sein  des  „höchsten  Gutes^S  <len  Gewinn  der  Glückselig- 
keit, hineinzulegen  .vermag.  Dies  war  im  Allgemeinen  die  Stelr 
lung,  welche  wir  der  Idee  der  Gottinnigkeit*,  im  Verhältniss  zu 
den  übrigen,  anweisen  mussten  (Ethik,  §.  17.  18.).  Auf  dieser 
Grundlage  ist  hier  weiter  zu  zeigen,  wie  die  Rehgion  sich  ob' 
jective  V^irklichkeit  giebt  im  Kreise  aller  jener  Gemein^ 
Schäften. 

I.  Vor  allen  Dingen  fordert  die  Religion  kein  eigenthüia^ 
heb  religiöses  Thun  öder  religiöses  Unterlassen:  sie  i^^ 
der  heiligende  Geist  in  allem  Thun,  jedes  Vollbringen  weihea^ 
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und  das  Unterlassene  im  hohern  Lichte  freier  Entsagung  verklä- 
rend.    Was  man   daher  Ton  besondem  religiösen  Handlungen, 
Andadits-  und  Busstdiiungen  spricht,  hat  als  That  keinen  selbst- 
stilDdigen  Werth  und  Zweck;  es  findet  diesen  nur  in  der  Stär- 
kung des  religiös -sittlichen  Geistes  und  ist  somit  auf's  Eigent- 
Ikhste  nur  eine  bestimmte  Seite  und  ein  Beitrag  zur  „Tugend- 
iildung^^  (bei  welcher  Gelegenheit  wir  sie  eigenthch  schon  ab- 
gehandelt haben:  vgl.  §.  56.)-  Es  ist  derselbe  Gedanke,  der  auch 
die  Frage  entsdieidet,   ob  es  Pflichten  gegen  Gott  gebe?   Sie 
imisste  yemeint  werden,  weil  alle  Bethätigungen  der  Gottes- 
liebe, wie  wir  zeigten,   nur  gegen  die  Menschen  gerichtet 
fldn  können.     Und  wenn  man  mit  Recht  gesagt  hat,   dass  in 
den  einfachen  Worten:  „Bete  und  arbeite",  der  Umfang  aller 
Lebensweisheit  verschlossen  liege,   so  ist  auch  hier  kein  wahrer 
Gegensatz  oder  eigentliche  Doppelheit  der  Gebote.     Der  Ernst 
und    die    Innigkeit   des    Gebetes    kann    nur   die    Kraft    herab- 
rufen für  die  Ausdauer   selbstaufopfemden   Wirkens    und   Dul- 
dens;  und  die  rechte  Arbeit  kann  nicht  gelingen  ohne  den  Se- 
gen des  Gebetes  in  sich   zu  tragen.    Beides    wird    nur   durch 
diese  stete  und    innige  Wechselbeziehung  gesund  und  vollkom- 
men, und  bewährt  den  andern  Theil  vor  jeder   Verkünstelung 
oder  Entartung. 

So  klar  und  unläugbar  nun  auch  dieser  Charakter  der  Re- 
ligion ist,  dass  sie  einzig  in  der  Gesinnung  und  im  Handeln 
sich  wiederspiegeln  kann:  so  wenig  ist  doch  diese  Wahrheit  in 
ihren  Folgen  zur  Anerkenntniss  gekommen.  Unmöglich  hätte 
man  sonst  den  Hauptnachdruck  der  Religiosität  in  die  Anerken- 
nung irgend  eines  Glaubensdogma  legen  können,  vielmehr  die 
dgentlich  rehgiöse  That  und  die  einzig  wahre  Probe  der  gelun- 
genen religiösen  Aneignung  in  Uraschaffung  der  Gesinnung, 
in  Heiligung  derselben  durch  die  Liebe  (durch  Gottes- 
nnd  Menschenliebe)  gesetzt.  Sonst  hätte  man  ebenso  wenig  bei 
dem  religiösen  Unterrichte  und  bei  aller  Bildung  zum  Glauben 
das  wahre  und  gesunde  Verhältniss  gerade  auf  den  Kopf  stellen 
können;  statt  vom  rein  Menschlichen  und  unwiderstehlich  Ein- 
wirkenden, von  der  Predigt  der  Liebe   und  von  der   sittlichen 
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Mahnung  anzufangen  und  erst  allmählig  von  da  aus  zum  histo- 
rischen Vorbilde  menschlicher  Vollkommenheit  und  zur  geschicht- 
lich gegründeten  Heilsanstalt  zurückzuleiten,  für  welche  nunmehr 
die  sittliche  EmpfängUchkeit  und  Anerkennungsföhigkeit  im  Ge- 
müthe  gesichert  ist,  noch  immer  den  umgekehrten  Weg  zu  wäh- 
len, der  in  seinen  Wirkungen  stets  erfolgloser  werden  muss. 
Dass  dies  jedoch  im  Grossen  und  Ganzen  sich  also  verhalte, 
wird  kein  UrtheUsföhiger  läugnen  können :  man  hat  sich  bei  den 
Grundsätzen  über  den  (christUchen)  ReUgionsunterricht  noch  nicht 
über  die  Methode  der  ersten  Zeiten  erhoben,  als  ob  wir  noch 
immer  Juden  zu  bekehren  hätten,  den  Messiasbegriff  mit 
Allem,  was  an  ihm  hängt,  zum  Ausgangspunkte  zu  machen,  über- 
haupt den  Glauben  an  ein  Historisches  voranzustellen,  wäh- 
rend „Glaubens  auch  für  jene  ersten  Zeiten,  ganz  etwas  Anderes 
bedeutete,  die  Zuversicht  des  Gemüthes  zu  einer  innerlich 
erlebten  Thatsache  (vg^.  §.  17.  S.  71.)« 

II.    Die  gleiche  Verkehrtheit  hegt  den  confessionellen  Unter- 
schieden und  Kämpfen  zu  Grunde,    lieber  das  praktische  Ziel  der 
Religion  und  ihres  Wirkens  sind  sie,  gleichsam  wider  Willen, 
im  Einverständniss:  nur  über  das  Dogma  streiten  sie,  und  nur 
für  dieses  wollen  sie  Proselyten  gewinnen,  indem  sie  das  Haus 
der  Christlichkeit  gleichsam  vom  Dache  her  zu  erbauen  suchen, 
statt  auf  dem  wohlgesicherten  Grunde  einer  acht  reUgiösen,  im 
Willen  sich  abspiegelnden  Gesinnung,  über  welche  sogleich  Ein- 
verständniss unter  ihnen  erwachsen   müsste,   keine   aber   auch 
einen  besondern  Vorzug  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen 
hätte.    Mit  diesem  verkehrten  Remühen  geht  auch  naturgemäss 
der  geringe  Erfolg  in  der  Hauptsache  Hand  in  Hand:    keine 
der  christlichen  Confessionen  kann  sich  rühmen,  irgend  einen 
Vortheil  vor  den  andern  errungen  zu  haben  in  Rezug  auf  die 
dauernde  Umgestaltung  des  sittUchen  Willens  in  ihren  Pflegbe- 
fohlenen. Rei  ihnen  allen  steht  die  rechte  Wirkung  durch  eigent- 
Uche  „ Seelsorge ^^   gleich  tief,    und  giebt  dadurch  Zeugniss, 
wie  wenig  die  ReUgion  in  ihrer  bisherigen  Anwendung  überhaupt 
noch  zu  leisten  im  Stande  war.    Ja,  trotz  des  lange  uns  ein- 
gewohnten Christenthumdünkels,  müssen  wh*  bekennen,  dass  die 
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chisdiche  Durchschnittsbildung,  wo  sie  allein  wirkt  und  wo  nidit 
andere  Bildungselemente  zugleich  hinzutreten,  durchaus  keinen 
Varäug  zeige  Tor  den  Wirkungen  des  Muhamedanismus,  oder  der 
Reste  des  Judenthums  und  des  Buddhacultus.  Denn  im  Orient,  wo 
aDe  diese  religiösen-  Bekenntnisse  neben  einander  wirken,  er^ 
bücken  wir  bei  allen  Bekennem  dieser  historischen  Beligionen 
dieselben  Laster,  die  gleiche  Verworfenheit,  während  die 
sddichte  menschliche  Frömmigkeit  zu  den  Bergvölkern  und 
Hirten,  zu  „Feueranbetern^^  ja,  wie  wir  jetzt  sogar  erfahren, 
zu  den  so  sehr  verabscheuten  „Teufelsanbetem^^  sich  geflüch- 
H  hat 

Hier  nun  sehen  wir  die  Feinde  der  Beligion  mit  der  Erwie- 
derung auf  uns  eindringen,  dass  virir  offenbar  damit  zu  viel  er- 
wiesen hätten,  indem  in  Wahrheit  daraus  folge,  dass  die  Beli- 
gion gar  keinen  Einfluss  auf  die  Sittlichkeit  habe,  dass  sie  etwas 
TöUig  Ueberflüssiges  sei.     Diese  Behauptung  wäre  ebenso  übereilt, 
als  die  entgegengesetzte  Meinung,  dass  nur  ein  bestimmter  Glaube, 
ein  spedfisdies  Dogma  die  rechte  Gesinnung  zu  erzeugen  ver- 
möge.   Die  Beligion  verliert  nicht  ihre  ewige ,  rein  menschliche 
Wirksamkeit,  vrenn  sie  auch  nach  ihren  einzelnen  Erfolgen  sich 
Hoch  in  empirische  Missgrifie  verstrickt  hat.     Man  vergönne  dem 
Qiristenthum  endlich  zu  seiner  angestammten  Kraft  sich  zu  er- 
beben, als  die  reine  Beligion  der  Liebe  hervorzutreten,  und  nichts 
Aodere^s  sein  zu  wollen,  als  dies :  dann  wird  es  auch  seine  um- 
gestaltende Allgewalt  auf  die  Gemttther  üben,  den  eingebomen 
leim  der  Liebe  unwiderstehlich  in  ihnen  zu  wecken.   Nur  darum 
and  nur  insofern  ist  das  Christenthum  uns  die  absolute   Be- 
ligion, der  Glaube  der  Zukunft,  weil  sie  am  Beinsten  die 
Beligion  der  Liebe  ist. 

m.  An  jenen  principiellen  Irrthum  schliesst  sich  ein  an- 
derer, den  wir  gleichfaUs  auf  seinen  schärfsten  und  kürzesten 
Ausdruck  zu  bringen  und  hier  abzusondern  haben.  Er  liegt  in 
der  Vorstellung,  dass  ein  Gegensatz  bestehe  zwischen  dem 
„Reiche -Gottes"  und  der  „Welt",  dass  um  Gott  zu  dienen 
man  die  Welt  fliehen  müsse ,  statt  durchgreifend  und  mit  freiem 
Verständnisse  sie  umzugestalten  zum  Schauplatze  sittlich-reli- 
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giöser  Thaten.  Die  Religion  entzieht  sich  keiner  Lebensfom, 
sie  hat  Nichts  auszusdiliesseu ;  sie  ist  das  Adehnde,  Heiligende 
für  Jegliches,  —  filr  das  Geringste ,  wie  fiUr  das  GrOsste,  das 
sdieinbar  Weltlichste,  wie  das  scheinbar  Geistigste.  Ich  vermag 
in  acht  religiösem  Geiste  Kleinhandel  zu  treiben  oder  dramati- 
scher Künstler  zu  sein;  aber  ich  kann  auch  mit  antireligiöser 
Heuchelei  mich  in  das  Gewand  des  Priesters  htdlen  oder  Gdietr 
bttcher  verfassen.  Die  ganze  Welt,  das  Leben  wie  die  Wis- 
senschaft, ist  von  der  Religion  aus  zu  erobern;  denn  sie  ent« 
springt  der  universellsten  Idee. 

Jene  falsche  Ausschliesslichkeit  hat  zwei  sehr  verbreitete  Er- 
scheinungen erzeugt,  die,  mehr  verrufen  als  richtig  gewürdigt, 
erst  hier  ihre  klare  Deutung  gewinnen.  In  Behandlung  der  Angele- 
genheiten des  Staates  und  der  Cultur  bringt  jener  Irrthum  den 
Puritanismus  hervor.^  Dieser  strebt  den  Staat  und  das  öffent- 
liche Leben  von  aller  „weltlichen  Beimischung^^  zu  reinigen:  das 
kirchliche   Gebot  wird   Staatsgesetz  und  Policeimaassregel,  reli- 
giöse Busse  wird  zu  bürgerlicher  Strafe,  und  eine  abstracte,  aber 
damit  hohl  gewordene  Glaubensübung  soll  den  ganzen  Lebens- 
gehalt erfüllen.    Dies  missverstandene  Christenthum  ist  den  sehr 
berechtigten  Streichen  des  Humanismus  eiiegen,  wenn  es  in  blei- 
benden gesellsdiafUidben   Formen  sich  auswirken  wollte.    Jetzt 
taudit  es  noch  in  einzelnen  sporadischen  Erscheinungen  als  Nach- 
zügler hervor,  dennoch  kennbar  genug,  um  an  seinen  Ursprung 
zu  erinnern.     Seine  gegenwärtige  Berechtigung  hat  es  nur  der 
gänzlichen  Lebensfrivolität  gegenüber;  und  so  mag  es  denn  un- 
ter den  jetzigen,  principlos  verworrenen  Zuständen  auch  noch  ne- 
ben den  andern  Tagesmächten  seine  Rolle  spielen. 

Das  gleiche  untergeordnete  Recht  möchten  wir,  aus  dense^ 
ben  Gründen,  der  zweiten  nahe  verwandten  Denkweise  zugeste- 
hen, die,  nach  der  gegenwärtig  geltenden  Deutimg  für  dieses 
Wort,  als  „Pietismus^^  bezeichnet  werden  kann,  während 
derselbe  seinem  ersten  ursprünglichen  Sinne  nach,  den  unfrucht- 
baren dogmatischen  Streitigkeiten  seiner  Zeit  gegenüber,  anf 
höchst  bedeutsame  Weise  die  praktische  Frömmigkeit  fördern  und 
die  reUgiöse  Wahrheit  nicht  mit  starrem  Autoritätsglauben,  son- 
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lern  im  "nsUktü  Erleben  des  Gemttthes  eritest  wissen  wollte. 
Wis  jeM  Pietisnitis  heissl,  ist  eben  nichts  Anderes,  als  jene 
gehen  gesdiilderte  puritanische  Lebensansicht,  gegrOndet  auf  den 
icmeintlidien  Gegensatz  zwischen  Göttlichem  und  Weltlichem^ 
iker  beschrankt  auf  das  Bekenntniss  privater  Abneigung  und  per* 
italidier  Scrupuloatät.  Wenn  der  Puritanismus  sich  stark  genug 
Mdte,  das  WeltUche  um  sich  her  auszurotten,  so  hat  die  pieti- 
itische  Denkweise  nidit  einmal  diese  Kraft:  sie  begnügt  sich  da« 
mit,  protestirend  sich  beiseite  zu  halten  und  vor  der  vermeintli» 
eben  Besudelung  Ängstlich  sich  abzuschliessen,  statt  dass  die  wahre 
Kraft  der  Beligiosität  und  ihre  Pflicht  es  wäre,  die  Welt  umzu- 
gestalten durch  erneuernde  Thaten. 

Diesen  sänmitlichen  Vorurtheilen,  wie  geheiligt  sie  bisher 
aadi  sein  mochten,  müssen  wir  bei  dieser  Untersuchung  sogleich 
imsem  Standpunkt  entgegensteUen.  Er  ist  nicht  der  einer  Con- 
fession,  noch  auch  der  ausschliesslich  christliche  in  dem  speci- 
fischen  Sinne,  dass  wir  im  Christenthum,  wie  es  bis  jetzt 
sich  entwickelt  hat,  irgend  ein  Definitives  und  AbscbUessen- 
des  erblicken  könnten.  Es  ist  uns,  als  Princip,  die  einzig 
wahre  und  auch  fiir  die  Zukunft  die  einzig  mögliche  Re- 
ligion; denn  es  ist  die  einzige,  in  der  die  Liebe  ohne  alle 
Ausschliessung  henrortritt.  Was  aber  ihre  bisherige  historische 
Gestalt  betrifit,  so  ergeht  es  ihr  nicht  anders,  wie  allen  übrigen 
etbisdien  Ideen.  Gleichwie  wir  tiberhaupt  noch  an  den  Anftin- 
gen  des  Menschengeschlechts  stehen,  gleichwie  auch  Recht  und 
Staat,  Humanität  und  Cultur  nur  ihre  ersten,  noch  unvollkomme- 
nen Versuche  gemacht  haben  auf  das  Geschlecht  zu  wirken:  so 
Wollen  wir  nur  bekennen,  dass  auch  die  christliche  Religion  als 
praktisches  Princip  durchaus  noch  in  ihren  Anftlngen  stehe 
Und  ihre  Hauptaufgabe  erst  noch  zu  lösen  habe."^) 


♦)  Um  hierüber  nicht  missverstanden  zu  werden ,  namentlich  um  nicht  den 
falschen  Schein  zu  erregen,  der  sogar  unserm   ethischen   Grundprincipe  wider- 
sprechen würde,   als    sagten  wir  uns  vom  Historischen   des  Christen 
thums  und  seiner  geschichtlichen  Continuität  los,  verweisen  wir 
«uf  unsere  Abhandlung:     „Die  Religion  und  Kirche   als  wiederher- 
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Nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  die  folgende  Untersu- 
chung zu  würdigen.  Wer  uns  denselben  nicht  zugesteht,  oder 
zu  allen  seinen  Consequenzen  sich  zu  bekennen  nicht  den  Math 
oder  die  Nüchternheit  hat,  dem  können  wir  innigste  G^müthsre- 
ligiositflt  zugestehen,  aber  theoretische  Klarheit  über  das  wahr- 
hafte Wesen  der  Religion  müssen  wir  ihm  absprechen ;  und  am 
Allerwenigsten  hat  er  die  Fähigkeit  sich  errungen,  über  die 
reUgiösen  Fragen  der  Zukunft  ein  entscheidendes  Urtheil  ab- 
zugeben. 

§.  175. 
Eintheilung  und  Uebersicht. 

Die  Eintheilung  dieses  Gebietes  entspricht  genau  der  eigen- 
thümlichen,  in  ihm  sich  darstellenden  Idee.  Die  Religion  er- 
zeugt die  schlechthin  universalste  Gemeinschaft:  sie  über- 
schreitet jede  persönliche  Schranke,  jeden  Volks-  und  Cul- 
turunterschied.  Der  Mensch  allein  macht  in  ihr  sich  geltend, 
abgelöst  von  allen  endlichen  Beziehungen  und  Erstrebungen,  nach 
seinem  ewigen  Bedürfniss,  wie  nach  seiner  ewigen  Be- 
friedigung. Die  Gemeinschaft,  welche  daraus  entsteht,  ist 
daher  die  reinste,  unpersönlichste,  und  doch  die  durchdringendste 
und  dauerhafteste:  in  ihr  ist  zum  ersten  Male  die  „Idee  der 
Menschheit"  als  solche  hervorgetreten. 

Demgemäss  wird  zuerst  zu  zeigen  sein:  wie  die  Religion, 
wenn  sie  einmal  das  Bewusstsein  ei^ffen  hat,  in  dieser  bloss 
subjectiven  Innerlichkeit  nicht  verharren  könne,  wie  sie  ge- 
rade darum,  weil  sie  auf  objectiver  Erweckung  beruht,  auch 
nur  in  Gründung  einer  objectiven  Gemeinschaft,  „Kirche", 
sich  genug  thun  könne.  Hier  ist  ferner  der  scheinbare  Wider- 
spruch zu  lösen :  wie  die  Religion,  bei  ihrer  Universalität,  den- 
noch eine  eigenthümliche  Gemeinschaft  erzeugen  könne, 
da   sie  vielmehr  der  durchdringende  Geist  der  Vollkommenheit 


stellende  Macht  der  Gegenwart",  besonders  im  zweiten  Artikel 
(„Zeitschrift  für  Philosophie  und  philosophische  Kritik.  Bd. 
XXI.  Heft  2.  1852.  S.  29^^318.). 
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in  aller  Gemeinschaft  zu  sein  scheint  Dies  wird  uns  end- 
lich noch  einen  Blick  werfen  lassen  auf  die  ewige  Idee  der 
Kirche  in  ihren  verschiedenen  historischen  Verwirkli- 
chungen. 

Ist  der  objective  Begriff  der  Kirche  festgesteUt,  so  wird  so- 
dann zu  zeigen  sein,  wie  ihr  ,,Organismus^^  äusseriich  und 
mneriich  sich  gestalte:  äusseriich  nach  der  Mannigfaltig- 
keit you  Ständen  und  geistlichen  Berufsarten  in  ihr; 
innerlich  nadi  dem  von  ihr  ausgehenden  Geiste  der  Erbauung 
im  Cultus  und  in  der  Seelsorge. 


Erstes  CapiteL 

Die  Religion  und  die  kirchliche  Gemeinschaft. 


§.  176. 

1.  Die  Religion  im  Verhältnisse  zur  Sittlichkeit  und 
zu  den  ethischen*  Gemeinschaften. 

Wir  haben  bisher  drei  eigenthümliche  Sphären  der  GemeiO' 
Schaft  kennen  gelernt  welche,  ohne  sich  jemab  zu  yermischeo^ 
dennoch  stets  in  einander  wirken  und  wechselseitig,  sich  vor" 
aussetzen  und  erfrischen:  das  Familienleben,  den  Staat  und 
das  freie  Band  der  Geister  durch  Cultur  und  Humanität' 
Die  FanliUe  ist  die  Voraussetzung  ftir  alle,  der  sittUche  Natur- 
grund,  in  dem,  wie  in  einem  Keime  und  in  einfachster  Umhül- 
lung, alle  entwickeitern  sittUchen  Verhältnisse  und  Zustände  vor- 
gebildet sind,  in  dessen  heilenden  Schutz  sie  zurückkehren  kön- 
nen, wenn  die  Welt  sie  verletzt  oder  gefährdet.  Auch  in  der 
Rehgion  werden  wir  dem  Famihenleben  noch  einmal  begegnen. 
Der  Staat  ist  theils  die  allumfassende,  jeden  Einzelnen,  wie  jede 
Gemeinschaft  in  ihre  Rechte  einweisende  und  darin  schützende 
Rechtsordnung;  theils  bleibt  ihm  die  höhere  Pflicht  der  Sorge 
für  die  äussere  Wohlfahrt  und  die  innere  Rildung  des  Volkes. 
EndUch  ragt  über  beide  hinaus  der  Bund,  den  Wissenschaft  und 
verwandtes  Kunstbestreben,  Geselligkeit  und  Freundschaft  um  die 
Gesammtheit  der  Geister  schliessen,  die  nunmehr,  über  alle  ver- 
wandschaftUchen,  Volks-  und  Standestrennungen  hinausgerttckt, 
nach  der  Eigenthümlichkeit  ihres  „Genius'^  sich  berühren,  und 
vom  heilenden  Schutze  eines  vollkommnen  FamiUenlebens  umfriedet, 


durch  die  steigende  Ausbildung  des  Staates  in  allen  äussern  und  in- 
Bern  LebensansprQchen  gesichert,  hier  desto  freier  und  energischer 
ie  Hflnde  erhdben  können  nach  den   höchsten  Gütern  des  Da* 
Kins,   dem  Genüsse  des  reinen  Wohlwollens  in  der  unend- 
lich mannigfaltigen  und  unendlich  inhaltsreichen   Wechselanzie- 
Iiimg  der  Individualitäten,    wie  dem  Genüsse    steter  VeryolU 
kommnung,  welche  die  Beschäftigung  mit  der  Welt  des  Schö- 
nen und  des  Wahren  uns  gewährt 

I.  Und  so  könnte  erachtet  werden,  dass  hier  die  Voll- 
genüge  menschhchen  Daseins  erreicht,  die  „Idee  der  Mensch- 
heit'^ rückhaltslos  und  vollkommen  verwirkUcht  wäre.  Für  die 
Religion  bliebe  dabei  kein  Platz:  die  Menschheit  scheint  ihrer 
nicht  zu  bedürfen.  Ihren  ahnungsvollen  Kinderträumen  in  ein  Jen- 
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seits  entwachsen,  mit  freiem  Blicke  Sich  in  allen  ihren  Idealen 
wiedererkennend  und  ebenso  mit  freier  Kunst  Selber  zur  Voll- 
kommenheit sich  heranbildend,  steht  sie  „zum  ersten  Male''  auf 
dgenen  Füssen.  Der  Humanismus  wird  den  vollständigen  Sieg 
feiern  und  an  die  Stelle  der  verlebten  Religion  treten  1  So  spricht 
man  und  glaubt  damit  das  Geheimniss  menschhchen  Daseins  völ- 
lig erschlossen  zu  haben. 

.II.  Aber  hier  gerade,  in  dieser  tiefsten  Hervorkehrung  aller 
Kräfte  des  Menschengeistes,  eben  da,  wo  er  in  den  Besitz  der 
vermeintlich  selbsterrungenen  Vollkommenheit  treten  vnll,  hegt 
die  Gränze  für  ihn  und  tritt  der  neue  Wendepunkt  ein.  Aus 
den  scheinbar  vollkommensten,  irdischer  Weise  genügendsten  Zu- 
ständen treibt  sich  am  Herbsten  und  Unwiderstehlichsten  das  Ge- 
ftlhl  ihrer  Ungenüge  hervor;  der  ungesättigte  Geistestrieb  verlangt 
über  sie  hinaus  und  verliert  sich  in  ein  tantalisches  Ringen,  bis 
er  mitten  in  der  scheinbaren  Fülle  auf  dem  Standpunkte  der  Re- 
signation ankommt.  Dies  ist  aber  nicht  das  Zeichen  gesun- 
den Daseins,  sondern  eines  ungelösten  Widerspruches. 
Alle  jene  vorläufigen  Beschvnchtigungen  lassen  den  Menschen  den 
tiefen  Bruch,  das  „Deficit"  in  allem  Dem  nur  immer  rathloser 
empfinden,  was  er  aus  eignenKräften  erstrebt  und  vollbringt. 
Im  Genüsse  seiner  „Gottgleichheit"  ist  ihm  gerade  am  We- 
nigsten wohL 
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Und  zwar  auf  doppelte  Weise: 

Nach  je  höherem  sittlichen  Maassstabe  gerade  der  Mensch 
sich  beurtheilt,  desto  eindringender  wird  er  seiner  eigenen  Un- 
angemessenheit inne  in  jeder  einzehnen  That  seines  Wollens  und 
VoUbringens.  Er  gelangt  endlich  zu  der  trostlosen,  aber  empirisch 
unabläugbaren,  aus  eignem  Vermögen  auch  nicht  zu  ändernden 
Resultate:  dass  die  „Tugend^^  ein  durch  menschliche 
Kraft  nicht  erreichbares  Ideal  sei. 

Wenn  er  aber  auch  die  von  Aussen  auf  ihn  wirkenden  Zu- 
stände durchforscht,  alle  ihm  gewährten  Lebensgüter  an  sich 
durchversucht:  er  muss  sich  bekennen,  dass  gerade  die  gross- 
ten  Hoffnungen  am  Wenigsten  worthalten,  dass  in  jenen  Gütern 
allen  nicht  das  „höchste  Gut^^  gefunden  werde.  Er  kommt 
zu  dem  noch  weit  trostloseren  Abschluss:  dass  „Glückselig- 
keit^^ ein  durch  menschliche  Kräfte  unerreichbarer 
Wunsch  bleibe. 

Und  mit  beiden  Ueberzeugungen  ist  er  nun  wirkUch  an  der 
Gränze  der  menschlichen  Weisheit  und  des  menschlichen 
VoUbringens  angelangt.  Der  Humanismus,  als  höchste  In- 
stanz betrachtet,  bleibt  die  „Resignation^^  die  tantalische 
Noth,  immer  von  Neuem  Lebensversuche  machen  zu  müssen,  de- 
ren Ungenüge  man  schon  .erprobt  hat.  Er  ist  die  zum  Höch- 
sten vergeistigte,  aber  nicht  minder  endliche,  beschränkte  „Welt- 
bildung^'.  In  ihren  Vollgenuss  gerade  eingetaucht  empfinden 
wir  die  drückendste  Leere,  das  Einerlei  des  Wechsels,  den  töd- 
tenden  Kreislauf.  Wir  haben  Alles  gefühlt,  genossen*;  wir  stossen 
überall  an  die  Enden  der  Dinge.  Es  ist  die  universelle  „Bla- 
sirtheit'^  der  Langenweile,  deren  ominöse  Nachwirkung  der 
Predigt  des  Humanismus  auf  dem  Fusse  folgt 

III.  Von  diesem  doppelten  Mangel,  an  dessen  erfahrungs- 
mässiger  Allgemeinheit  in  den  hohem  Bildungsschichten  der 
Gegenwart  wohl  keinerlei  Zweifel  besteht,  hat  nun  unsere  Ethik 
den  innem  Grund  schon  längst  sehr  bestimmt  aufgewiesen.  An 
ihrem  Anfange  (§.  17.)  drückte  sie  dies,  ihrem  damaligen  ab- 
stracten  Standpuncte  gemäss,  in  der  allgemeinen  Formel  aus: 
die  „Idee  der  Menschheit'^  sei  einestheils  ein  stets  zu  Realisiren- 
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des  und  in  allen  sittlichen  Willensacten  des  Einzelnen,  wie  in 
jedem  gelungenen  Verhältnisse  der  Ergänzung  inneriialb  der  Ge- 
meinschaft, wirklich  Realisirtes;  andemtheils  sei  sie  ein  nie 
zur  ToUständigen  WirUichkeit  gelangendes  Ideal.  Der  Grund 
daTon  ergab  sich  uns  im  Wesen  der  menschlichen  Freiheit,  wel- 
cfae  nie  aufhören  kann  im  Processe  der  Selbstbestimmung  und 
Sdbstentwicklung.  Keine  erreichte  Stufe  ist  jemals  die  letzte; 
.jeder  ethischen  Idee  ist  ein  eigenthttmliches  Princip  der  „Per- 
fectibilität^^  eingebildet  Dies  ist  die  Eine  Seite:  „die  Idee 
der  Menschheit^^  ist  auf  jeder  Culturstufe  ebenso  wirkUch  er- 
reicht, als  sie  dennoch  mit  neuen  Aufgaben  darüber  hin- 
ausgreift 

Hier  tritt  jedoch  ein  anderer  Moment  hinzu:  das  Univer- 
sale des  Bösen,  des  Nichtsein  sollen  den  im  Willen  (Ethik 
§.36  ff.).     Der  Ursprung  des  Bösen  ist  die  Selbstheit,  zur 
Selbstsucht  gesteigert,  oder  der  Wille  der  Persönlichkeit, 
zur  AusschliessUchkeit  erhoben,   und  damit   alle   unmittelbaren 
Begangen  des  instinctiv  SittUchen  zurückdrängend.      Es   ergab 
sich,  dass  hierin  die  MögUchkeit  einer  unendlichen  Vielge- 
stalt des  Bösen  hege:  jeder  Zustand  des  Individuums,  wie  jeder 
allgemeine  Bildungsstandpunkt  kann  Erzeuger  des  Bösen  werden 
in  durchaus  eigenthümUcher  Erscheinung  (§.  35.  S.  146.  147). 
Aber  daraus  folgt  von  selbst,  dass  der  Mensch,  einmal   in  diese 
Verstrickung  gerathen,  rein  durch  sich  selbst  zwar  bis  zum  Ur- 
theile  über  die  Verworfenheit  seines  Zustandes,  zur 
,3eue^S  „Zerknirschung^^  u.  dgl.  zu  gelangen  im  Stande  sei,  mit 
Nichten  jedoch  bloss  durch  eigene  Kraft  zu  einem  neuen,  höhern 
Leben  und  darin  zum  Gefühle  der  Freiheit  („Erlösung'^) 
aus  jenem  trostlosen  Wechsel  von  Sünde  und  Reue,  sich  auf- 
zuschwingen  vermöge.      Selbst  in    der   allerhöchsten  Beziehung 
haben  wir  nachgewiesen,  dass  es  der  Mensch  nur  bis  zur  „gu- 
ten Gesinnung",  zum  AufgebenwoÜen  seiner  Selbstheit   brin- 
gen   könne:     die    eigentlich    menschengemässe ,    durch    eigene 
Kraft  erreichbare  Form  seiner  Tugend  ist  „Streben  nach  Tu- 
gend" (Ethik  §.  52.  II.  §.  56.).    Er  vermag  nur  sich  zu  ent- 

i^elbsten  vor  der  ihn  ergreifenden  Idee,  deren  Gehalt  er  nicht 
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willkürlich  aus  sich  heryorbringen  kann,  sondern  deren  OffeB* 
barung  er  mit  bereit  gehaltenem  guten  Willen  sich  zu  unt^i^ 
werfen  hat  (§.  46.  S.  183  f.). 

lY.  Dies  Bewusstsein  der  steten  Unangemessenheit  unsers 
factischen  Willens  gegen  den  Grundwillen  des  Guten, 
der  im  „Gewissen'^  als  das  schlechthin  voUkommne,  heilige  Wol- 
len sich  uns  ankündigt,  ist  es  nun,  was  jede  ^eisttg^ittliche  Re- 
ligion als  „Sünders  eigentlicher  noch  als  „Erbsünde^S  der. 
scharfbeobachtende  Forscher  Kant  als  „das  radicale  Böse^ 
in  uns  bezeichnet  hat;  —  ein  Ausdruck,  der  allerdings  tolerir- 
bar  bleibt,  sofern  er  nicht  die  metaphysische,  sondern  die 
facti  sehe  Universalität  des  Bösen  zur  Anerkenntniss  bringen 
soll. 

Aber  auch  das  Bewusstsein  der  Entsündigung  kommt 
nicht  aus  menschlicher  Kraft  und  Willkür.  Sie  muss  dem  Menr 
sehen  auf  objective  Weise,  mit  der  Gewissheit  einer  in- 
nernThatsache  sich  ankündigen,  durch  die  wiridich  in  ihn  ein- 
tretende Kraft  der  Heiligung  ihn  überzeugen.  So  fordert  es 
die  psychologische  Consequenz,  und  nicht  anders  giebt  auch  das 
menschhche  Bewusstsein  Zeugniss  davon. 

Und  so  sind  Sünde,  Versöhnung,  Wiedergeburt 
nicht  etwa  bloss  durch  irgend  eine  Orthodoxie  ersonnene,  sped- 
fisch  christUche  Vorstellungen,  sondern  universale,  psycho- 
logisch-ethische Zustände,  die  keinem  Menschen  und  kei- 
nem Menschenverhältniss  sich  unbezengt  lassen,  wenn  er  aufmerk- 
sam auf  sich  sein  wiU.  Damit  wird  verständlich,  was  wir  im 
ersten  Theile  unserer  Ethik  „Integration  der  Sittlichkeit 
durch  die  Idee  der  Gottinnigkeit^'  nannten.  Wie  es  der 
heilige  Wille  ist,  der  entsündigend  und  versöhnend  in  die  end- 
liche Bedürftigkeit  des  menschlichen  hineingreift  und  ihn  über 
sich  erhebt,  „Alles  neu  macht":  so  erkennt  der  Mensch  auf 
dem  Standpunkte  der  (ächten)  Religion  diese  sonst  verborgen  und 
unerklärt  in  ihm  fliessende  Quelle  als  die  heiligende  Kraft 
Gottes  (Ethik  §.  50.  S.  194.).  Erst  hier  wird  das  Räthsel  seines 
Innern  ihm  bis  auf  die  Wurzel  gelöst:  mitten  in  der  Gebrech- 
lichkeit seines  Willens  entdeckt  er  den  Quell  seiner  Wiederher- 
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stettnng.     Das  Bewusstsein  seiner  Schwäche  gerade  wird   zum 
Siege  des  göttlichen  Geistes,  dessen  segnender  Wirkung  er  immer 
inniger  sic&  hingiebt,  weil  er  ihrer,  als  eines  Thatsdchlichen, 
stets  gewisser  wird;  und  aus  der  Tiefe  seines  Geroüthes  treten 
eiidUch  die  GnindgefÜhle  der  „Liebe^S  des  „Glaubens^^  und 
der  „Hoffnung^'  (§.  17)  immer  klarer  und  überzeugter  hervor. 
So  hat  sich  Ton  Neuem  am  Ziele  der  Güterlehre  das  Resul- 
tat der  allgemeinen  Theorie  bestätigt:  dass  erst  in  der  Re- 
ligion der  sittliche  Process  vollendet  werde  (§.  50). 
Daraas  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  erst  auf  dem  Standpunkte 
der  Religion  das  höchste  Gut  („innere  Glückseligkeit^^)  dem 
Ifenschen  zu  Theil  werde,  dass  es  dann  aber  in  jedes  engste 
Gebiet,  in  die  schlichteste  Form  eines  sittlichen  Berufes  sich  ein- 
zubürgern vermöge.   Jeder  Inhalt,  der  niederste  wie  der  stolzeste, 
ist  gleich  empfänglich  daftir:  vor  dem  Maassstabe  Gottes  sind  alle 
sittlichen  Bestrebungen  gleich  gross  und  gleich  klein:  in  jeder 
darum,  mit  religiösem  Geiste  erfasst,  ist  das  ganze  höchste  Gut 
gegenwärtig.    Alle  sittlichen  Güter  und  ethischen  Gemeinschaften 
g^en  in  die  ReUgion  ein,  von  diesem  gemeinsamen  Mittelpunkte 
erst  ihre  innere  Vollendung  und  die  letzte  Selbstgenüge  erhaltend, 
iveil  die  Religion  ebenso  zur  resignirten  Selbstbescheidung  stimmt, 
als  doch  auch  den  wahren  Antrieb  begeisternden  Fortschritts  in 
sich  hegt. 

Nur  die  Frage  bleibt  übrig:  ob  die  Religion  um  ihrer 
absoluten  Universalität  willen  noch  in  ein  besonde- 
res Gebiet  sich  einschliessen,  eine  eigenthümliche 
Gemeinschaft  erzeugen  könne?  Dies  möchte  vom  gegen- 
wärtigen Gesichtspunkt  aus,  wenigstens  auf  den  nächsten  Blick, 
sogar  zweifelhaft  erscheinen. 

§.  177. 
2.   Die  Religion  in  Gestalt  kirchlicher  Gemeinschaft. 

Wir  haben  die  Religion  hier  nur  vom  Standpunkte  des 
höchsten  sittlichen  Willens  aus  begründen  können,  und  so  ist  sie 
selber  in  ihrem  Ausdruck  die  höchste  geworden,  oder  die  ab- 
solute.    Dass  diese  höchste  oder  absolute  Religion  nun  factisch 
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mit  dem  Christenthume  zusammenfaUe,  hat  auf  unsere  bisherige 
Deduction  nicht  den  mindesten  Einfluss  gehabt;  ist  aber  wenig- 
stens ein  denkwürdiger  Umstand,  der  im  Uebrigen  die  Ethik 
nicht  veranlassen  kann,  die  Selbstständigkeit  ihres  Urtheils  auf- 
zugeben. So  auch  bei  der  folgenden  Untersuchung  Hber  die 
Kirche.  Wie  wir  Uberhaupt  nicht  auf  dem  Standpunkte  der 
Confession  stehen,  so  auch  nicht  eigentlich  auf  dem  specifischen 
des  Christenthums,  ausser  sofern  wir  in  ihm,  neben  unlautem 
oder  yerwhrrenden  Elementen,  die  seine  zeitliche  Erscheinung: 
darbietet,  die  unterscheidenden  Grundzttge  der  wahren  Religion 
historisch  am  Klarsten  hervortreten  sehen.  Die  Frage  aber,, 
ob  auch  nur  in  der  Theorie  ein  so  reiner  und  so  hoher  Be-» 
griff  der  Reügion  mögUch  wäre,  wenn  ihn  das  Christenthum  nicht 
historisch  und  factisch  durchgesetzt  hätte,  —  eine 
Frage,  welche  übrigens  nur  verneinend  i>eantwortet  werden  kann^ 
da  nach  einem  durchgreifenden  Gesetze  die  ethische  That- 
sache  dem  Begriffe  stets  vorausgehen  muss,  —  kann 
zur  Aenderung  dieses  Grundverhältnisses  nichts  beitragen.  Durch 
den  also  gewonnenen  Begriff  der  höchstenReligion  erhalten  vrir 
vielmehr  den  Maassstab  und  das  Recht,  die  Formen  zu  beurthei- 
len,  in  welchen  die  dem  Princip  nach  höchste,  in  ihrer  fae- 
tischen  Erscheinung  aber  noch  keinesweges- vollen- 
dete Religion  bis  jetzt  sich  darzustellen  vermocht  hat. 

Auf  dieselbe  Weise  verfahren  wir  bei  dem  Begriffe  der 
Kirche.  Wir  entwickeln  aus  dem  Wesen  der  absoluten  ReUgioa 
den  eigenthümlichen  Charakter  der  durch  sie  erzeug- 
ten Gemeinschaft:  dies  ist  der  Kern,  der  in  allen  ver* 
gangenen,  gegenwärtigen  und  künftigen  Kirchen  ihr 
ewiges  Bestandtheil  und  ihr  Ziel  enthält.  Ganz  beiseite 
bleibt  hier  die  historisch-kritische  Frage,  was  davon  schon 
vrirklich  sei  oder  nicht,  was  erstorben  und  was  lebensfähig?  So 
wie  die  Ethik  diese  reine  Haltung  aufgiebt,  wird  sie  confessioneD 
und  übertägig,  wie  dies  bei  den  meisten,  auch  philosophischen 
Ethiken  bemerkbar  bleibt,  die  sich  bisher  über  jene  Fragen  ha- 
ben vernehmen  lassen.  Aber  was  schlimmer  ist,  die  Ethik  be- 
giebt  sich  damit,  vielleicht  ohne  es  zu  wollen,  ihrer  unwürdig  in 
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den  lAensi  beMmderer  kirdilidier  Zwecke  und  yeiiiert  dadurch 
äffen  eigentüdi  befreienden,  in  die  Zukunft  weisenden  Cha- 
nkter. 

Auch  in  dieser  Frage  gilt  jedoch  nur  der  durch  die  ganze 
Gflteriehre  bisher  festgehaltene  Kanon  ül>er  das  Grundverfaältniss 
iwischen  Idee  und  Wiridichkeit   Schlechthin  kein  Volk  und  keine 
Kenscfaengemeinschaft  kann  ohne  Religion  sein  oder  ist  ohne  Re- 
ligion gewesen:  jedes  hat  daher  auch  ein  Analogen  kirdilicher 
toneinschaft  aus  sich  hervorgebracht.    Aber  auch  hier  ist  das 
kirchliche  Princip,  wie  das  des  Staates,  ein  schlechthin  perfec- 
tibeles,   und   wie  dort  den   vollkommnen  Staat,   ist  es   hier 
der  Inhalt   der  Weltgeschichte,    aus   ihren  Vorbedingungen   die 
rechte  Kirche  hervorzubringen,  während  den  bisher  zur  Erschei- 
nung gekommenen  Kirchen,  gerade  wie  den  historischen  Staats- 
fonnen,  das  Zugeständniss  gemacht  werden  muss,  einzelne  Seiten 
und  Richtungen  der  ächten  oder  ganzen  Kirche  bereits  hervorge- 
bildet  zu  haben. 

L  Das  Band  der  kirchlichen  Gemeinschaft  ist  weder  das 
Husserlich  zwingende  des  Rechts  und  Staates,  noch  das  eines 
unwillkQrlichen  Wohlwollens,  wie  in  Familie  und  Geselligkeit,  noch 
audi  ist  es  auf  die  Gemeinsamkeit  bestimmter  idealer  Geistes- 
riditungen  gegründet,  wie  im  Kunst-  und  Erkenntnissstreben.  Die 
Frage  erhebt  sich  daher,  worin  eigentlich  die  vereinigende 
Kraft  hege,  welche  ein  so  starkes,  und  wie  die  Geschichte  bis 
in  die  Entartung  des  Fanatismus  hinein  zeigt,  so  unüberwindli- 
-ches  Band  hervorzurufen  vermöge?  Die  Antwort  ist  weder  zwei- 
felhaft, noch  eigentlich  unbekannt;  dennoch  ist  es  merkvtlirdig 
genug,  dass  man  bis  jetzt  es  umgangen  zu  haben  scheint,  das 
entsdieidende  Wort  auszusprechen  I  —  wir  wollen  statt  aller  An- 
dern nur  daran  erinnern,  wie  sehr  von  subjectiven  Bestimmun- 
gen aus  selbst  Schleiermacher  in  seiner  Ethik  das  Wesen 
4er  Kirche  fasste. 

n.  Das  Gründende  und  Vereinigende  in  der  .kirchlichen 
Gemeinschaft  ist  kein  bloss  menschliches  Vermögen,  sonderi^ 
die  den  menschlichen  Geist  ergreifende,  seine  Ge- 
sinnung umschaffende  und  heiligende  Kraft  des  gött- 
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und  Bedeutung,  kann  nur  Werk  des  götüidien  Geistes  in  der 
Menschheit  sein.  Ohne  die  überwältigende  Macht  einer  Begei- 
sterung, die  zuerst  den  Einzelnen  ergreift,  von  da  auf  die  Uehri- 
gen  sich  fortpflanzt,  ohne  einen  prophetisch  Ergriffenen, 
der  eine  gläubige  Gemeine  um  sich  versammelt  —  der 
erste  Keim  des  wechsdergänzenden  Gegensatzes  von  C^istlfc- 
chen  und  Laien,  welcher  das  eigentUch  organisirende  Princip  der 
Kirche  wird  —  ist  gar  keine  objective  Religions-  und  Kirchen- 
biidung  mögUch. 

Das  Kriterium  aber  zwischen  trüb  verworrener  Prophetie 
und  ächter,  zwischen  falscher,  schwärmerischer  Kirchenbildung 
und  wahrer,  kann  kein  anderes  sein,  als  die  sittliche  Uraschaf- 
iimg,  die  Bekehrung  und  Heiligung  des  Willens,  die 
von  ihr  ausgeht.  Keine  ächte  Kirche,  ohne  eine  solche  ob- 
jectiv  sich  bewährende  Erlösungskraft  in  ihr.  Diese 
thatkräftige  Bewährung,  —  den  „Beweis  des  Geistes  und 
der  Kraft '^  —  hat  jede  Kirche  zu  führen,  stets  durdi  die  That 
zu  zeigen,  dass  jene  heiligende  Kraft  Gottes,  als  „praesens  nic- 
fiien^S  auf  ihr  ruhe  und  in  ihr  wirke.  Vermttgen  dies  die 
Einzelkirchen,  so  gehören  sie  zur  wahren,  allgemeinen,  seien  auch 
ihre  dogmatischen  Bestimmungen,  ihre  formulirten  Glaubensar- 
tikel noch  so  weit  auseinander.  Je  lauterer  und  reiner  endlich 
die  Einzelkirche  jenes  Hauptkleinod  des  Glaubens  darzubieten 
vermag  und  je  eindringender  seine  Wirkungen  in  der  Gemeinde 
sind:  desto  höher  steht  sie  selber  auf  der  Stufe  des  Weges  zur 
absoluten  Kirche,  oder  desto  wesenthchern  Antheil  hat  sie  an 
derselben. 

HI.  Endlich  gilt,  was  wir  von  der  Wirkung  des  göttUchen 
Geistes  in  der  Kirche  sagten,  auf  ganz  specifische  Weise  nur 
von  ihr,  und  ist  keinesweges  in  dieselbe  Reihe  zu  stellen  mit  ir- 
gend andern  Bezeugungen  des  göttlichen  Geistes  im  Menschenge- 
schlechte.  w4uch  die  andern  ethischen  Ideen  nämhch  sind  göttlichen 
Ursprungs  und  ein  Ewiges  im  menschlichen  Geiste,  ebenso  wie 
seine  Anlage  zur  Religion  (die  Immanenz  der,,  Idee  der  Gott- 
innigkeit'^  im  menschUchen  Bewusstsein).    Das  ethisch  Instinctive 
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ki  Familie,  Staat,  Hamanität,  subjectivem  Religioosgeitlhle  ist  eben- 
so wenig  „Menschenwerk'S  als  die  Kirche.  Und  so,  sollte  man 
»einen,  bliebe  dieser  keinerlei  eximirte  SteUung  übrig.  Das 
JBt  zugleich,  setzen  wir  ausdrücklich  hinzu,  die  herrschende  ethisch- 
philosophische Ansicht  von  der  Kirche,  nach  welcher  sie,  wie  bei 
Sehleiermacher,  aus  den  Gestaltungen  des  subjectiyen  ReUgions- 
lelühles  sich  ergiebt,  oder,  wie  in  der  Hegerschen  Schule,  die 
Boch  unklare,  unvollendete  Vorstufe  desjenigen  ist,  was  im  durch- 
gefnhrten  sittlichen  Organismus  des  Staates  seine  voUe  Befrie- 
digung findet  Wir  bekennen,  dass  wir  wenigstens  nach  solchen 
Prämissen  die  Consequenz  dieser  Auffassung  nicht  zu  bestreiten 
vennOgen. 

Aber  eine  tiefere  psychologisch -ethische  Untersuchung  des 
wahren  factischen  Menschheitsbestandes  zeigt  das  Ungenügende 
solcher  Auffassung  (§.  176,  III.  IV.).    Aus  sich  selbst,  d.  h.  aus 
der  ursprüngUch  in  ihm  wohnenden,   aber  durch  das  universale 
Ereigniss  der  „Sünde^^  unabläugbar  in  ihm  gehemmten  göttliclien 
Kfaft  vermag  der  Mensch  die  Vollkommenheil,  den  Urständ,  we- 
der objectiv,  noch  für  sein  Selbstgefühl  zu  erreichen.    An  jede 
selbsterrungene  WirkUchkeit  knüpft  sieb  ihm  das  Bewusstsein  der 
Endlichkeit  und  der  tiefsten  Ungenüge.    Indem  erst  die  Reli- 
gion daher  ihn  zu  integriren  vermag  (§§.  50.  176,  L):  ist  sie 
dies  gleichfalls  nicht  im  Stande  durch   eine  Reihe   subjectiv 
erregter  Frömmigkeitsgefüble  —  dies  bliebe  immer  jenes 
alte  endlose  Spiel  des  menschlichen  Innern  mit  sich  selbst,  von 
dem  er  gerade  befreit  werden  soll ;  —  sondern  er  bedarf  einer 
objectiven,  in  den  geschichtlichen  Verlauf  des  Einzelnen, 
wie  des  ganzen  Geschlechts  hineintretenden  Gotteskraft,  welche 
durch  das  Zeugniss  unsers  eignen  Innern  bewährt,  dass  sie  uns 
zu  entsündigen  und  zu  beseligen  vermag.     Auch  der  Begriff  des 
„Gottmenschen"  ist  ein  gemeingültiger,  psychologisch -ethischer, 
keine  bloss  „theologische  Vorstellung";  und  ohne  ihn  ist  eine 
Kirche  in  specifisch  ethischem  Sinne  gar  nicht  möglich. 
'  Nichts  hat  jedoch  dieser  hochwichtigen  Einsicht  mehr  geschadet, 
als  der  allerdings  von  der  gewöhnlichen  Theologie  genährte  Wahn, 
dass  sie  etwas  „Aussgrordentliches",  über  jedes  Gesetz  und  jede 
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Analogie  Herausgreifendes,  ein  ^^My Sterin m^  im  sctdechten  und 
gemeinen  Sinne  sei.*) 

Mit  Einem  Worte:  —  die  objective  Religion,  der  gelun- 
gene religiöse  Process  und  hiermit  auch  die  Kirche,  beginnt 
erst  mit  dem  Eintreten  des  Gottmenschen  in  die  Geschichte.  Alle 
frühere,  oder  ausserhalb  des  Glaubens  an  ihn  stehende  Religion 
ist  nur  die  subjective  Vorbereitung  dazu;  entweder  fällt 
sie  hinter  den  geschichtlich  religiösen  Standpunkt 
zurück,  den  die  Menschheit  wirklich  schon  erlangt  hat  —  wie 
dies  z.  B.  Tom  gegenwärtigen  Judenthum  allerdings  zu  behaupten 
ist,  wie  gereinigt  und  „aufgeklärte^  es  auch  immer  geworden  sein 
möge;  —  oder  sie  hat  sich  willkürlich  aus  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  herausgeworfen  und  wieder  in's 
Leere  gestellt^—  was  vom  altern  Rationalismus,  von  den  ge- 
genwärtigen Denkgläubigen,  audi  von  der  (Jacobischen)  rehgiösen 
Sehnsüchtigkeit  gilt.  Sie  alle  mühen  sich  in  einem  religiösen 
Subjectivismus  ab,  fOr  welchen  die  entsprechende  Objectivität  sich 
selber  zu  erfinden  ihnen  so  wenig  gelingen  kann,  als  dem  Ucht- 
bedürftigen  Auge,  ein  objectives  Licht  aus  sich  hervorzurufen. 
Dem  subjectiven  Bedürfniss  muss  die  objective  Gewissheit 
entgegenkommen. 

(Man  verkennt  daher,  um  auch  vom  Factischen  ein  Wort  zu 
sagen,  das  Wesen  des  Christenthums  durchaus,  wenn  man  es 
bloss  fUr  die  „  reinste  ^^  subjective  Gemüthsreligion  hält,  vnewohl 
es  auch  diese  ist.  Es  wurzelt  vielmehr  ganz  in  der  Anerkennt- 
niss  einer   göttlichen  Thatsache,   die  eben   darum    wahr 


*)  Es  ist  daher  nöthig  wegen  dieser  wichtigen,  im  grossem  philosophischen, 
wie  theologischen  Publicum  noch  so  gut  als  unerkannt  gebliebenen  Wahrheit  sich 
auf  weitere,  namentlich  metaphysische  und  geschichtsphilosophische  Untersuchun- 
gen zu  berufen :  denn  beiden  Gebieten  gehört  der  Begriff  des  Gottmenschen  an. 
Wir  verweisen  in  beiderlei  Hinsicht  auf  unsere  „speculative  Theologie*^ 
(§.258—259).  Den  Unterschied  dessen,  was  wir  oben  „objective  Religion'' 
nennen,  vom  subjectiven  Religionsgefühle  weiter  auszufuhren,  ist  besonders  die 
Abhandlung  über  „Religion  und  Kirche  als  wiederherstellende 
Macht  der  Gegenwarf  bestimmt  („Erster  Artikel":  Zeitschrift  für 
Philosophie  etc.  Bd.  XXI.  Heft  1.  S.  143  ff.)  auf  deren  Inhalt  wir  uns  hier 
beziehen  müssen. 
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md  Qniyersell  zo^eicb  ist,  indem  sie  den  wirksamen  Beweis 
ihrer  EriOsungskraft  unanterbrochen  im  Innern  des  Menschen  übt 
So  muss  gerade  die  philosophische  Ethik,  wenn  sie  nicht, 
ihrem  ganzen  Princip  zuwider,  mit  dem  bloss  Subjectiven  in  der 
Rd^on  sich  abfinden  will,  ganz  auf  die  Seite  des  positiven  Chri- 
stenthums  treten;  und  aUein  darin  weicht  sie  Ton  ihm  ab,  dass 
ae  in  seinen  bisherigen  Wirkungen  nur  den  Anfang  des  eigent- 
heben  EiiOsungswerkes  findet,  dass  sie  die  umschaffenden  Thaten 
der  gOttlidien  Liebe  fOr  die  Menschheit  erst  noch  in  der  Zukunft 
—  auch  in  der  Zukunft  auf  Erden  —  eii>lickt.  Aber  selbst 
«Bter  den  positiv  Gläubigen  der  heutigen  Zeit,  wenn  dieser  Glaube 
nur  innig  und  lebendig  ist,  welche  Ueberzeugung  ist  verbreiteter, 
als  die,  dass  eine  neue  Wiedergeburt  des  Christenthums,  ein 
„neues  Pfingstfest^^  uns  bevorstehe!) 

IV.     So  ist  uns  die  Kirche,  gegründet  auf  den  verei- 
nigenden   Glauben    an   die   Erlösungskraft   im   Gott- 
menschen —  einestheils  eine  durchaus  eigenthttmliche, 
mit  den  bisher  betrachteten  nicht  zu  yertauschende 
und  durch  keine  von  ihnen   zu  ersetzende  Gemein- 
schaft; —  andemtheils  schliesst  sie  Nichts  von  sich  aus, 
sondern  geht  durch  ihre  Wirkungen  in  jeden  Menschenzu- 
stand  und  in  jede  sonstige  Gemeinschaft  ein.    Wie  der  Staat 
die  äussere  Ordnung  aller  Gemeinschaften  zu  einander,  so  ist  sie 
das   innerlich   vervollkommnende,    heiligende  Princip   in 
ihnen  aUen;  durchaus  universell,  aber  nur  im  Innern  der  Ge- 
sinnungen waltend  und  absolut  zwanglos  auf  die  freien  Ueber- 
zeugungen  wirkend.    Wie  könnte  sie  daher  je  „im  Staate  auf- 
gehen", auch  dem  vollkommensten?   Wie  könnte  der  Staat  je- 
mals sein  Wirken  mit  dem  ihrigen  verwechseln,   an  ihre  Stelle 
sich  drängen  wollen,  ebenso  aber  auch  seinerseits  eine  „Staats- 
religion" sich  herauswählen,  wie  wenn  ihm,  als  Staate,  an 
einer  specifisch  unterschiedenen  Religiosität  gelegen  wäre?    Die 
Kirche  ist  das  zuhöchst  und  unablässig  Ethisirende  aller 
Gemeinschaften,  gleichwie  der  Staat  das  äusserlich  Schützen- 
de und  Harmonisirende  ihrer  aller  ist.    Keines  von  beiden 
kann  im  Andern  aufgehen,  oder  das  Andere  ersetzen,  weil  bei- 
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den  gleich  aniversale,  dennoch  durchaus  vecsc&iedene,  wiewohl 
ergflnzende  Aufgaben  obliegen. 

Nicht  minder  ist  es  als  eine  Verwirrung  der  Begriffe  zu  be* 
zeichnen,  wenn  man  behauptet,  dass  Religion  und  Kirche  in 
„der  Humanität  aufgehen^^  sollen.  Einestheils  sdiliessen 
beide,  wenn  sie  sicU  selbst  verstehen  und  recht  ausgebildet  wer- 
den, das  h(k;hste  Princip  der  Humanität  in  sich:  sie  erzeu-* 
gen  unaufhörlich  diese  Gesinnung  und  steigern  ihre  factischen 
Zustände.  Anderntheiis  jedoch  bietet  die  Religion  eine  spedfiscb 
andere  und  höhere  Befriedigung,  als  die  Humanität:  sie  eröfifnet 
dem  Menschen  die  tiefste,  ja  die  einzige  Quelle  seiner  Vollkom- 
menheit, und  es  hiesse  ihn  um  seinen  Antheil  an  dieser  Voll- 
endung verkürzen,  sein  gesammtes  Wesen  unter  sein 
wahres  Niveau  herabdrücken  und  aufs  Eigentlichste 
es  verstümmeln,  wenn  es  je  gelingen  könnte,  was  eine  kurz- 
sichtige Philosophie  sich  einbildet,  das  Religionsbedürfniss  und 
die  objective  ReUgion  durch  den  „Humanismus"  zu  ersetzen. 

Endlich  scheint  es  uns  auch  nicht  vollständig  richtig,  zu  sa- 
gen: das&  bei  steigender  Bildung  zur  SittUchkeit  die  Kirdie 
„überflüssig"  werde  oder  jemals  im  ethischen  Processe  der 
Menschheit  wirklich  entbehrt  werden  könne.  '*')   In  einer  Gemeine 


'*')  Wir  fassen  diese,  besonders  von  Marheineke  und  R.  Rotbe  Yer- 
tretene  Ansicht  in  die  Worte  des  Letzteren  zusammen  („Cliristliclie  Etbik'^ 
If.  §.  413),  wo  er  den  „Zweck  der  Erbauung'^  in  die  „Realisiruog 
der  sittlichen  Gemeinschaft  als  solcher"  setzt  und  diesen  Beweis 
in  dem  Resultate  abschliesst '' :  Die  Erbauung  ist  die  Vollziehung  der  religidsen 
Gemeinschaft  als  solcher  in  der  Art,  dass  diese  selbst  wieder  die  vollständige 
Vollziehung  der  sittlichen  Gemeinschaft  als  solcher,  und  folglich  der  religiös- 
sittlichen (oder  sittlich-religiösen)  Gemeinschaft  vermittelt.  Indem  die  Kirche 
durch  den  Cultus  erbaut,  macht  sie  eben  hiermit  allmählig, 
nämlich  in  demselben  Maasse,  in  welchem  das  Erbauen  ihr  ge- 
lingt, sich  selbst  überflüssig/'  —  In  diesen  Worten  kommt  der  Grund 
des  Irrthums  und  der  Verwechslung  ziemlich  klar  zu  Tage.  Der  reinen  Wahr- 
heit der  Sache  nach  kann  man  nicht  einmal  behaupten:  dass  „der  Zweck  der 
Erbauung^'  die  „Realisirung  der  Sittlichkeit*'  sei.  Mit  ganz  gleichem 
Rechte  könnte  man  nämlich  auch  umgekehrt  sagen:  die  Sittlichkeit  sei  das 
Mittel,  um  für  ächte  Erbauung  fähig  zu  machen!  Keines  jedoch  von 
beiden  ist  Mittel  oder  ist  Zweck  des  Andern,  sondern  beide  sind  Selbst- 
zweck,  zugleich  aber  in  unauflöslicher  Einheit  be&sst.    In  der  Er- 
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foo  Tollkommen  Sittlichen  oder  von  ,,Wiedergebornen^^ 
ffexden  umgekehrt  das  BedQrfniss  wie  die  Thfttigkeit  der  gemein- 
samen Erfrischmdg  des  religidsen  Gefühls  and  der  sittlichen  Ge- 
ännang  gerade  die  stärksten  und  lehhaftesten  sein,  weil  man  am 
iDteDsiTsttti  in  diesen  Interessen  lebt  und  am  Reichsten  gegen- 
nitig  sich  austaoschen  kann.    Freilich  bedflrfen  wir  dann  einer 
Kirdie  nicht  mehr  als  der  KrOcke  unserer  Sittlichkeit  und  als 
Hfllfsmacht  unseres  wankenden  Staates;  wohl  aber  wird  sie  dann 
gerade  aus  sich  selber  leben  und  die  fireiesten  und  reichhal- 
tigsten Offenbarungen  bieten.    Was  wir  uns  unter  der  Gemein- 
lehaft  der  Heiligen  denken,  das  ist  Kirche,  aber  eben  in 
jener  zugleich  geistigsten  und  freiesten  Form,  ein  religiöser  Bund 
mn  seiner  selbst  und  keines  andern  Zweckes  willen,  gegründet 
auf  den   steten  Austausch  religiöser  Erlebnisse  und  Gemtlthser- 
fahrongen,  und  dadurch  die  Innigkeit  der  Andacht  und  die  dar- 
ao8  sich  erzeugende  Gemeinschaft  der  Heiligung  immer 
tiefer  bestätigend.    Diese  „wahre  Kirche'^  braucht  nicht  bloss  in 
das  Jenseits  versdiob^i  zu  werden,  wiewohl  sie  recht  eigentlich 
em  ewiges  Verhältniss  unter  den  Theihiehmem  gründet,  weil 
sie  die  tie&te,  in  der  Ewigkeit  ruhende  Wurzel  unseres  Wesens 
erreicht;  —  sdion  im  irdischen  Dasein  und  in  den  irdischen 
Henrorbringungen   kirchlicher    Gemeinschaft   zeigen   sich    solche 
h<)chste  Aufsdiwflnge  religiöser  Zuversicht  und  weltüberwinden- 
der Kraft;  oft  sogar  innerhalb  sehr  unvollkommner  kirchlicher 
Formen,  welche  Zeugniss  davon  geben,  dass  der  erlösende  Geist 
Gottes  in  jeglicher  Form  das  ihm  unterworfene  Menschengemülh 
ergreifen  kann. 


bauung  erbebt  der  Mensch  sich  zur  innern  Ewigkeit  seines  Wesens  und  zieht 
göttliche  Kräfte  auf  sich  herab :  sie  ist,  wenn  man  überhaupt  die  Kategorie  von 
Zweck  und  Mittel  darauf  beziehen  will,  im  höchsten  Sinne  Zweck  an  sich 
selbst,  der  voUkommne,  genügsame  Zustand  des  Menschen.  Die 
Sittlichkeit  aber  ist  der  Abglanz  und  Ausfluss  desselben,  die  aus  ihm  die  Kraft 
der  Begeisterung  und  stets  neuen  Geistesaufschwung  schöpft.  Von  der  vollen- 
deten, „den  Zweck  ihrer  Erbauung"  erreichenden  Kirche  aber  Hesse  sich 
höchstens  nur  sagen,  dass  der  Gegensatz  von  Geistlichen  und  Laien  dann  in 
ihr  geschwunden  oder  vielmehr,  dass  er  ein  flussiger,  wechselnder  geworden  sei. 
Man  vgl.  die  folgenden 
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Dem  hingegen  stimmen  wir  bei,  dass  die  einzelnen,  nament- 
lich die  gegenwärtigen  Formen  der  Kirche  durchaus  endlich  sind  _ 
und  untergehen  werden,  ja  dass  sie  schon  jetzt  gerade  dem  be- 
sten und  gebildetsten  Theile  der  Gemeine  unangemessen, 
oder  wenn  man  will,  ihm  „überflüssig^^  geworden  sind.  Wir 
dürfen  dies  uns  offen  bekennen,  ohne  in  besonderes  Erschrecken 
zu  gerathen,  oder  zu  wähnen,  dass  ein  rückbildender  Pro- 
cess  hier  gelingen  könne.  Verhält  es  sich  doch  auch,  wie  wir 
nachwiesen,  mit  dem  gegenwärtigen  Staate  nicht  anders. 
Die  Idee  beider  ist  eine  ewige  und  unverwüstliche  in  der 
Menschheit;  und  so  wird  auch  die  Kirchenbildung,  wenn  sie 
nur  des  Bedürfnisses  der  Stätigkeit  sich  bewusst  bleibt, 
welche  alles  ethische  Thun  allein  zu  einem  künstlerischen  zu 
machen  vermag,  jeder  Aufgabe  der  Zukunft  gewachsen  sein. 

Dies  führt  endUch  zur  Frage  nach  dem  Innern  Verhält- 
nisse der  ewigen  Kirche  zu  ihren  einzelnen  histo- 
rischen Erscheinungen,  und  nach  dem  Principe  der 
Perfectibilität  in  den  letztern,  wo  gleichfalls  die  Ana- 
logie mit  der  frühem  Untersuchung  über  die  Perfectibilität  des 
Staates  nicht  zu  verkennen  ist. 

§.  178. 
3.    Die  ewige  und  die   historische  Kirche. 

I.  Die  Kirche  ist,  ihrer  Idee  nach,  die  schlechthin  u]ni- 
versalste  Gemeinschaft;  Jeden,  der  menschUches  Antlitz  trägt, 
soll  sie  der  göttUchen  Erlösung  theilhaft  machen.  Zugleich  ist 
sie  damit  ein  unbedingt  Gleichmachendes:  nur  der  Mensch 
als  solcher,  aber  auch  der  ganze,  ächte,  ungebrochene,  soll 
durch  sie  zu  seiner  Verwirklichung  gelangen.  Der  Staat,  wie 
alle  sonstige  Gemeinschaft,  setzt  die  Differenz  der  Stände,  Be- 
rufsarten, Talente,  Eigenthümlichkeiten  voraus.  Die  Kirche  hebt 
diese,  wenn  auch  tiefgreifendsten  Unterschiede  als  wesenlose  auf 
und  versenkt  sie  in  Nichts  vor  der  Heihgkeit  Gottes.  Vor  Gott 
sind  alle  Menschen  „gleich",  —  gleich  gnadenbedürftig  und 
erlösungsfähig.     „Die  Letzten"  werden  hier  „die  Ersten"  sein. 

Sie  soll  aber  auch  die  Macht  jeder  Individualität  zu 
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tiberwinden  yermögen  und  jeder  Bildungsstufe  absolut  ge- 
wachsen sein.  Diese  unbedingte  Ueberlegenheit  über  jeg- 
lichen geistigen  Widerstand  oder  Zweifel,  diese  sieg- 
reich überzeugende  Kraft  ihrer  Geisteswaffen,  die  xor  1^ 
oxn'^  „Waffen  der  Lichts^^  sein  müssen,  macht  so  sehr  die  Grund- 
bedingung ihres  Wesens  aus,  dass  sie  ohne  dieselbe  gar 
nicht  Kirche  wäre  in  der  specifischen  Bedeutung  die- 
ses Begriffs.  Der  Staat  befiehlt  und  zwingt;  die  Familien- 
liebe  und  das  freie  Wohlwollen  umschliessen  mit  sanften  un- 
willktlrlichen  Banden;  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschaft 
begeistert  und  überzeugt;  aber  jede  waltet  nur  in  gewissen 
Regionen  des  Geistes,  während  die  andern  unberührt  blei- 
ben. Die  Kirche  richtet  sich  an  den  ungetheilten,  aber  frei 
zu  überzeugenden  Menschen:  sie  ergreift  ihn  im  Innersten, 
durchleuchtet  ihm  selber  alle  Fugen  seines  nattürlich-sündhaften 
Znstandes,  um  ihn  endlich  getröstet  und  beseligt  seiner  Erlösung 
sicher  zu  machen,  deren  Zugang  gleichsam  in  ihn  eröffnet  ist 
Dies  allein  ist  der  „Glaube'S  den  sie  ebenso  verlangt,  als  er- 
zeugt. Wie  sidi  wiederholt  uns  ergab  (Ethik  §.  1 7.  §.  49.  u.  s.  w.), 
ist  „Glaube^'  kein  blosses  Dafürhalten  historischer  oder  unbe- 
greiflicher Dinge,  kein  Sichverlassen  auf  ein  fremdes  Zeu'g- 
niss,  sondern  die  Zuversicht  (fides)  zu  etwas  innerlich 
Erlebtem  und  dadurch  uns  selber  gewiss  Machendem. 

n.  So  giebt  es  keinen  schädUchern  Missverstand  und  keine 
kläglichere  Verblendung,  als  das  lange  genug  überlieferte  Vorur- 
theil,  dass  „Wissen^'  und  „Glauben^'  zwei  widerstreitende  Mächte 
des  geistigen  Lebens  seien,  oder  zwei  auseinanderfallende  Re- 
gionen beherrschten,  zwischen  denen  der  Geist  sich  zu  theilen, 
oder  auch,  unter  welchen  er  zu  wählen  habe,  mit  jedesmaligem 
Ausschlüsse  des  Einen  oder  des  Andern.  Das  ächte  Glauben  ist 
nie  ohne  innigstes  Wissen  und  Erleben  von  dem,  was 
eigentlicher  Gegenstand  des  Glaubens  ist:  was  dagegen 
von  Glaubensartikeln  nicht  also  erlebt,  durch  innere  Erfahrung 
angeeignet  werden  kann,  gehört  sicherlidi  nicht  zum  Wesent- 
lichen des  Glaubens;  und  jedes  Glauben  ohne  eine  solche  in- 
nigste Deberfohrung  wäre  sogar  gewissenlos  zu  nennen;  denn  es 
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verführe  leichtsinnig  mit  der  wichtigsten  Angelegenheit  des 
Menschen.  Darum  kann  aber  auch  umgekehrt  die  eigentliche 
Glaubensthatsache  so  wenig  den  allgemeinen  Bedingungen 
des  Wissens  und  der  Erkennbarkeit  widerstreiten,  als  irgend  ein 
änderer  Gegenstand  der  allgemeinen  Objectivität 
Wo  man  diesen  sogenannten  „  Unbegreiflichkeiten  ^'  der  „Glau- 
benswahrfaeit^^  begegnet,  da  kann  man  sicher  sein,  auf  trttbe, 
unaufgehellte  Gebiete  des  theologischen  Wissens  zu  treffen, 
oder  auf  leere  objective  und  werthlose  Abergläubigkeiten.  Der 
Glaube  hat  sich  daher  nicht  sowohl  in  Erkenntniss  aufzulösen;  — 
dies  ist  die  entgegengesetzte  Seite  des  Irrthums:  der  Glaube  ist 
niemals  ein  bloss  theoretischer  Act;  —  aber  er  hat  sich  yon 
der  freien  Erkenntniss  bestätigen  zu  lassen. 

Hieraus  erwächst  für  die  Idee  der  Kirche  folgender  durch- 
greifende Kanon:  Sie  soll  mit  der  universellen  Bildung 
nicht  nur  versöhnt  sein,  sondern  ihr  voranschreiten, 
in  der  wahren  und  innerUch  berechtigten  Gewissheit,  durch  die 
unbedingte,  völlig  freigelassene  Forschung  nur  immer 
mehr  bestätigt  werden  zu  können.  Für  die  factischen  Kir- 
chen aber  ergiebt  sich  von  hier  aus  das  durchgreifende  Kriterium  zur 
Beurtheilung  ihres  Werthes:  dass  keine  Glaubens  form  und 
keine  Kirche  der  Aufgabe  der  Gegenwart  gewachsen 
sei,  welche  auf  jenem  Dualismus  der  Bildung  beruht 
und  nur  unter  Berufung  auf  gewisse  Unbegreiflich- 
keiten des  Glaubens  und  mit  der  Anforderung,  die 
„Vernunft  gefangen  zu  nehmen^^*,  bestehen  kann. 
Diese  Forderung  ist  durchaus  unstatthaft,  ja  sinnlos,  seitdem  die 
„Rechte'  der  Vernunft^^  in  andern  Dingen  anerkannt  sind.  Diese 
Anerkennung  schliesst  jedoch  ihre  Unbedingtheit  in  sich:  jene 
Rechte  lassen  sich  nicht  einschränken  auf  gewisse  Gegenstände 
und  andere  sich  entziehen.  Zugleich  verräth  aber  eine  solche 
Kirche  damit  den  niedern  Standpunkt  ihrer  eigenen  re- 
ligiösen Einsicht,  indem  sie  nicht  gewahr  wird,  worin  ihre 
eigentliche  Kraft  liege,  und  wo  sie  wahiiiaft  ihren  Hebel  einzu- 
setzen habe.     Davon  nunmehr  im  Folgenden! 

HI.     Die  Kirche  ist  nicht  bloss  eine  unsichtbare  Gemein- 
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Schaft  Ton  Geistern ,  welche,  sei  es  durch  natürlich  religiöse 
Sifmpathie,  sei  es  durch  frei  hervorgebrachte  Uebereinstinunung, 
Ober  gewisse  fl^ilswahrheiten  sich  in  Einverständniss  befinden: 
—  nicht  dieser  ruhende,  gleichsam  innerliche  Zustand  genügt 
zum  Wesen  der  Kirche,  wie  Manche  irriger  Weise  meinen,  wel- 
che dadurch  sie  idealisiren,  oder  ihrer  factischen  Gebrechen  ent- 
kleiden zu  können  behaupteten.  —  Ebenso  wenig  ist  die  Kirche 
bloss  ein  Verein  zu  wechselseitiger  Anregung  frommer  Gefühle 
oder  sittlicher  Vorsätze.  Diese  ebenso  verbreitete  Ansicht  geht 
von  dem  Begriffe  bloss  subjectiver  Religiosität  aus,  dessen 
Mangelhaftigkeit  wir  bereits  gezeigt  haben.  —  Sie  ist  vielmehr 
eine  auf  dem  objectiven  Begriffe  der  gottlichen  Er- 
lösung beruhende  Hcilsanstalt,  mit  dem  doppelten  Ziele: 
theils  immer  intensiver  an  den  Gliedern  der  Gemeine  den  Er- 
lösnngsprocess  darzustellen,  theils  extensiv  ihn  immer  mehr 
über  die  gesammte  Menschengemeinschaft  zu  verbreiten.  Sie  soll 
daher  fortwährend  sich  versichtbaren,  ein  geistig  realer 
Organismus  werden,  gleich  dem  Staate,  und  mit  einem  eben 
so  ausschliessenden  Zwecke,  wie  dieser  oder  wie  jede  andere, 
eine  eigenthümUche  ethische  Idee  darstellende  Gemeinschaft.  Die 
Kirche  ist  daher,  ihrer  Idee  nach,  nicht  nur  schlechthin  uni- 
versal, das  absolute  Heil  für  Alle  in  ihrem  Schoosse  bergend, 
sondern  ihrer  Praxis  und  absoluten  Pflicht  gemäss  ist  sie  schlecht- 
hin gemeingültig,  nach  Allumfassung  strebend. 

Desshalb  hat  sie  auch  den  objectiven  Inhalt  gewisser 
Heilswahrheiten  zu  ihrem  Ausgangs-  und  Vereinigungspunkte, 
wesshalb  man  diese  das  „SymboP^  der  Kirche,  den  Gegenstand 
des  Einverständnisses  in  ihr,  genannt  hat.  Die  Aufstellung 
eines  Symbols  von  Religionswahrheiten  ist  der  erste  Schritt  zur 
Kirche,  als  äusserlich  erkennbarer  Religionsgemein- 
schaft; und  selbst  die  Confessionen  derselben  Kirche  beste- 
hen nur  durch  Abweichungen  innerhalb  des  hergebrachten  gemein- 
samen Kirchensymbols.  Kirchengemeinschaft  aber  ohne  alles 
Symbol,  bloss  in  der  unbestimmten  Innerlichkeit  eines  religiösen 
Geftihls  gehalten,  ist  ein  Widerspruch,  weil  hier  gar  nichts 
objectiv  Gemeinschaftliches  vorhanden  ist.      (Zufolge  des  all- 
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gemeinen  Begriffes  der  Kirche  müssen  wir  uns  gegen  die  in 
neuerer  Zeit  aufgestellte  Weigerung  erklären ,  sich  auf  ein  S]fm- 
hol  zu  verpflichten.  Die  Weigernden  meinen  indess  eigentlich 
nur,  auf  die  bisherigen  Kirchensymbole,  als  auf  veraltete,  sich 
nicht  mehr  einlassen  zu  können,  und  haben  Recht  darin. 
Wie  diese  Antinomie  in  ihrer  Tiefe  zu  lösen,  davon  weiter  untenO 

Ein  wahrhaft  und  objectiv  Gemeinschaftstiftendes 
wird  das  Kirchensymbol  aber  nur  dadurch  —  oder  nur  in  dem 
Maasse  —  als  es  von  seinen  Bekennern  durch  das  (von  uns  be- 
schriebene) Organ  des  Glaubens  selbstständig  und  eigen- 
thümlich  angeeignet  werden  kann.  Nur  durch  wirkli- 
chen Glauben  ist  (oder  wird)  Jeder  ein  Glied  der  Gemeine. 
Auch  das  durch  die  Kirche  zu  vollziehende  Eriösungswerii  an  ihm 
kann  nur  von  seinem  Glauben  ausgehen  und  setzt  diesen  vor- 
aus: —  (welche  beiden  Sätze  übrigens,  wie  kaum  zu  erinnern 
sein  dürfte,  keinesweges  den  alten  beschränkenden  Sinn  haben, 
als  werde  hier  der  Glaube  an  irgend  eine  Autorität,  an  ein  der 
Ueberzeugung  fremd  Bleibendes,  zur  Bedingung  gemacht, 
um  Antheil  am  Gute  der  Erlösung  zu  haben.  Ein  solcher  hi- 
storischer Glaube  ist  gar  nicht  der  vollständige,  oder  wenig- 
stens nur  der  sehr  unvollkommne  Anfang  davon.  Im  Sinne  des 
ächten  Glaubens  dagegen  ist  Nichts  begreiflicher  und  conse« 
quenter,  als  die  Behauptung,  dass  nur  das  Innewerden  d^ 
eignen  Sündhaftigkeit  und  das  gewisse  Vertrauen  auf  die 
göttliche  Gnade  die  wirkliche  Erlösung  und  das  Bewusstsein  der- 
selben in  uns  herbeiführen  könne.) 

Hieraus  ergiebt  sich  ein  entscheidendes  Kriterium  für  das 
wahre  Kirchensymbol,  welches,  so  formal  es  ist,  dennoch  den 
höchsten  Gesichtspunkt  bietet,  um  die  historisch  gegebenen  Kir- 
chensymbole nach  ihrem  ethischen  Werthe  durchgreifend  zu  be- 
urtheilen : 

Das  wahre,  absolute  Kirchensymbol  muss  auch  in 
vollständigem  Sinne  geglaubt  werden  können,  und 
Nichts  darf  in  ihm  übrig  bleiben,  was  sich  unfähig 
zeigte,  von  jenem  Glauben  völlig  angeeignet,  d.  h.  mit 
freier  Ueberzeugung  umfasst  zu  werden.  So  ist  es  an  sich 


fiß  ^md^w  vojlkomoines,  keiner  Nachbessei;uoi^  pder  Aen- 
(derung  bedtirfUges:  e$  zeigt  dem  Meoscbengescblecht  den  ein- 
zig möglichen  Weg  zum  Heile.  Aber  gerade  darum  ist  es, 
ine  allj^  ewigen  Wahrjbeiten^  einer  unendlich  eigenthttm- 
J^jDhen  Darst^lliing  und  ^endlich  eige^lhümlichen  An- 
ißjign^ing  föhig.  Weder  bedarf  es  daher^  nojch  vennag  es  in  eine 
defi.jfitjive  Formel  gefasst  ;zu  werden,  soodem  gerade  diese  ist 
iKugunigfaltig  und  .pe^rfectibel.  Zug^ch  ist  dies  die  $ittlich-kttnstleri- 
sche  Seite  der  kirchlichen  Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  Gemeine  (was 
ejbiie  Zweifel  einen  wissenschaftfichen  Ptocess  voraussetzt),  dein 
,ewigej^  und  -seiner  Siiribstan?  nach  unveränderlichen  Inhalt  des  JKir- 
chen^ymbols  dem  jedesmaligen  Bildungszustande  der 
Gem<^ine  anzupassen  und  fjUr  diesen  frei  aneignungsr 
fähig  zu  maA^hen. 

JSp  ))e^bt  in  Wahrheit  kein  Gegensatz  zwischen  den  bisher 
imyereinbaren  JBc^b^uptungen  tüber  .die  Unveränderlichkeit  und  Vei> 
tyii^eilichkeit  ,jdes  Glaubenssymbols.  Die  Jürche,  so  gewiss  sie  der 
Walffh^it  nnd  .Objectivität  ihres  Glaubensgrundes  gewiss  ist,  her 
haiy>t^  die  UnveränderUchkeit  ihres  Symbols  und  bat  darin 
Rec]||i.i.  Bcumungi^chtet  besteht  die  Thatsache,  dass  jede  histor 
r^ißchef  orm  des  Symbols  gar  mannigfach  sich  geändert  hat,  noch 
loehr,  dass  gar  Vieles  an  ihm,  wenn  es  vorher  .auc^  geglaubt  wurde 
—  geglaubt  auf  irgend  eine  iremde  Autorität  hin  -:- jetzt  nicht  mehr 
geglaubt  werden  kann.  So  hat  sich  factisch  ein  yerändedichesEler 
ment  an  ihm  au^ethan  und  ,der  Streit  musste  sich  erhebeu»  was 
das  j^ySlei^bende'^  und  was  das  „Vergängliche'^  darin  sei. 

Bie  {Ithik  vermag  nicht,  und  hütet  sich  wohl,  diesen  Streit 
auf  inaterielle  oder  factische  Weise  zu  schlichten;  aber  sie  giebt 
das  höchste  Princip  an,  wie  er  stets  gelöst  werden  kann,  und 
'  eigentUch  immer  gelöst  worden  ist.  Es  liegt  im  rechten  Be- 
griffe desiGlaubeu.s.  Das  .UnyeränderUche  un^  innerlich  Ewige 
der  ReUgion  m.uss  stets  und  wird  stets  geglaubt  wer- 
den; denn  es  führt  seinen  Beweis  in  sich  selbst  Auch  ist  dar- 
i^bl^i*  eigentUch  nicht  gestritten  worden.  Das  VeränderUc))e,und 
Vergängliche  führt  ebenso  den  Beweis  für  seine  Ver- 
gänglichkeit; es  wird    entbehrlich  fOr  den  wahren  Glau- 
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ben ,  und  die  fortschreitende  PerfectibilitSt  des  Glaubenssymboles 
bat  dies  auch  Susserlich  anzuericennen  und  definitiv  Act 
davon  zu  nehmen,  indem  sie  es  faUen  Iflsst 

IV.  Hierbei  ergiebt  sich  jedoch  eine  wichtige  ethisch-künstle- 
rische Rücksicht.  Jede  historische  Kirche  ist  anzuerkennen  in  ih- 
rem relativen  Werthe  (ist  factisch  wahre  Kirche),  welcher  das 
Erlösungswerk  in  der  Gemeine  gelingt  Desdialb  ist 
jede,  auch  unvollkommene  Gestalt  des  Glaubens,  durch  weldie 
dies  erreicht  ist,  unendlich  werthvoUer  als  Abwesenheit  jeder 
Kirche  und  jedes  Glaubens.  Desshalb  sdl  nur  in  dem  Maasse 
eine  historische  Form  des  Glaubens  durchbrochen  werden,  als 
schon  im  Bewusstsein  der  kirchlichen  Gemeinschaft  die  höhere  Ge- 
stalt vorbereitet,  die  vorhergehende  völlig  sich  ausgelebt  hat.  Die 
Glaubensform,  in  welche  eine  kirchliche  Gemeine  ihr  religiöses 
Gesammtbewusstsein  zusammenfasst,  gilt  ausdrücklieb  für 
Alle,  nicht  bloss  für  die  einzelnen  Voi^erückteren  oder  Gebilc^eten. 

Desshalb  soll  aber  die  Kirche  selber  es  fOr  ihre  Pflicht 
erkennen,  das  historische  Symbol  immer  mehr  zu  stei- 
gern und  ihre  Gemeine  zu  dieser  Steigerung  zu  er- 
ziehen, nicht  erst  von  Aussen  und  unter  mandierlei  Wider- 
stand von  ihrer  Seite  es  als  Nöthigung  sich  aufdrangen  lassen. 
Wie  wir  vom  Staate  zeigten,  dass  er  das  politische  Element,  welches 
den  Umsturz,  die  „Revolution^'  erzeugen  könnte,  in  sidi  selbst 
aufnehmen  und  organisirend  gestalten  müsse :  so  gilt  dasselbe  von 
der  Kirche.  Was  bisher  wider  ihren  Willen  gesdiah  und  so 
als  ein  Kampf  gegen  sie  selber  in  ihrem  ganzen  Bestände  erschei- 
nen musste,  dies  Element  der  Perfectibilität  soll  sie  in  sich  auf- 
nehmen und  religiös-künstlerisch  behandeln.  Durch  weldies  Or- 
gan in  ihr  dies  möglich  sei,  wird  sich  zeigen. 

Wenn  aber  Streit  über  die  kirchUchen  Symbole  ausbricht 
(wie  solcher  jetzt  unläugbar  in  heftigster  Weise  stattfindet):  so 
ist  es  aus  analogen  Gründen  die  Pflicht  der  Kirche,  die  Con- 
troverspunkte  im  Symbole  zurücktreten  zu*  lassen 
und  das  Gemeinsame,  annoch  Verbindende,  als  das 
eigentlich  Entscheidende  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft, voranzustellen. 
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(Der  einsiditige  Leser  veritennt  nicht,  warum  wir  in  diesem 
ganzen  Abschnitte  uns  der  Rücksichtnahme  auf  bestimmte  Kir- 
dien  oder  confessionelle  Beispiele  ausdrücklich  enthalten.  Dies 
würde  nicht  nur  die  wissenschaftliche  Haltung  des  Gan- 
zen beeinträchtigen,  indem  die  Ethik  an  sich  weder  auf  dem 
Standpunkte  einer  bestimmten  historischen  Religion,  noch  weniger 
auf  dem  einer  Confession  sich  befindet,  —  es  würde  weit  mehr 
nodi,  wie  wir  fürchten,  der  Unbefangenheit  der  Auffassung  Ein- 
trag thun,  welche  wir  dem  Leser  zu  erhalten  wünschen,  der  sein 
retigiOses  Bewusstsein  mitten  in  jenen  factischen  Controversen 
schon  befestigt,  unwiUkürlich  Partei  genommen  hat.  Da  jedoch 
nach  unserer  wohlerwogenen  Ueberzeugung  von  den  jetzt  vorhan- 
denen cbristlichen  Confessionen  keine  eines  besondem  Vorzuges 
vor  den  andern  sich  rühmen  kann:  so  wäre  es  nicht  wohlge- 
than,  wenn  vnr  auch  nur  zum  Scheine  Partei  ergreifen  wollten 
ftar  die  eine  oder  gegen  die  andere.  Nur  die  Zuversicht  steht 
uns  fest,  eben  weil  wir  von  der  lange  noch  nicht  ausgeschöpften 
Tiefe  der  christlichen  Wahrheit  durchdrungen  sind,  dass  früher 
oder  später  eine  neue  Reformation  die  christliche  Kirche 
über  ihre  bisherigen  confessionellen  Gegensätze  weit  hinausrücken 
wird.  Vermessen  wäre  es,  die  künftige  Gestalt  derselben  weis- 
sagen zu  wollen,  da  in  diesen  Dingen  keine  folgernde  Voraus- 
berechnung, sondern  die  Erweckung  des  göttlichen  Geistes,  der 
zündende  Blitz  einer  ungeahneten  Begeisterung  das  neue  Factum 
heraufldhrt. 

Nur  an  der  Grösse  des  religiösen  Bedürfnisses 
in  der  Gegenwart  können  wir  die  Nähe  einer  hohem  Be- 
lebung, nur  an  der  Gestalt  des  Mangels,  der  die  gegenwär- 
tigen Kirchen  drückt,  die  künftige  Art  ihrer  Befriedigung  ahnen. 
Wir  bedürfen  der  neuen  Kraft  eines  weltüberwinden- 
-den  Glaubens.  Der  Glaube  an  die  Vergangenheit,  an  die 
historisch  christlichen  Tbatsachen,  ist  dahin,  oder  ist  wenigstens 
2tt  schwach  geworden,  um  fortan  auf  ihn  die  ganze  Wucht  der 
religiösen  Wiederemeuerung  zu  stützen.  Nur  der  Glaube  an  die 
2ukunft  bleibt  übrig:  aber  nicht  an  die  zeitliche,  sondern  an 
4lie  ewige  Zukunft  des  Menschen,  mit  Einem  Worte:   an 
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die  pers4]inlicbe    VfirtAdimT  in  künftiger  SeligkeH  odw  aich  in 
künftiger  UnseligkAit     Zu  ^llen  Zeiten  ist  es  eigentlich  dies^ 
Zuversicht  gewesen,  —  wir  wollen  nur  an  Mohanweds  Paradies 
erinnern  —  wekhe  all^n  religiösen  Heroisaius«  alle  weltübenm* 
denden  Thaten  erzeugjt  hat    Se  auch  die  Entstehung  des  QbÄ 
stenthums.    „Nicht  die  Einsetznng  des  Abendmahls,  dessen  Feier 
jetzt  den  HühofHinkt  des  christlichen  Cultus  ausmacht,  lucbt  der 
Kreuzestod  Christi,  an  dessen  Symbol  die  ehrisdiche  Kirche  bis^ 
her  vorzugsweise  glättet  hat,  brachten  die  erste,  gewaltig  uoh 
schaffende  Erschütterung  unter  den  Jüngern  hervor;  —  es  w^r 
allein  die  thatsächliche  Gewissheit,  dass  der  vor  ihre»  Au* 
gen    gestoihene  Christus   auferstanden    sei,    um  auch    sie^ 
meiner  frühem  Verfaejssung  gemäss,  nach  ihrem  leiblich^i  Tode 
in  sein  ewiges  Reich,    in  seine  selige  Gemeinschaft   auizuneh* 
men.    Diese    Gewissheit   der  hohem  seligen  Fortdauer   war 
es  und  ist  es,  welche,  unersdiütterUch  angeeignet,  eine  Begei- 
sterung hervorruft,  die  auch  das  irdische  Leben  mit  einem  hö> 
hern  Glänze  erfüllt  und  den  Willen  zu  jedem  Opfer  bereit  machte 
Wie    jene  gewaltige  Thatsache    damals  zündete:    so 
müsste  eine  analoge  Evidenz  den  Menschen  der  ge* 
genwärtigen  Bildung  sich  darbieten/^'*')     Es  ydrd  nel^ 
leicht  befremdlich  erscheinen,  wenn  wir  die  Behauptung  wagen,, 
dass  auch  die  Wissenschaft  in  dieser  Richtung  weit  mehr  zu  lei- 
sten vermöge,    als  bisher  geschehen  sd.     Jedenfalls  gehört  die^ 
in  einen  andern  Kreis  von  Untersuchungen.  Vielleicht  indess  er- 
scheint einmal  die  Zeit,  in  der  das  Christenthnm,  wie  es  bis  jetzt, 
das  Kreuz  zu  seinem  Abdeichen  gewählt  hat,  mit  dem  freudi- 
gem   Sinnhilde   des    auferstandenen    WelterlOsers    sich 
schmückt,  und  diese  Zuversicht  der  Unsterblichkeit  in  der  „trium- 
phirenden^^,  die  Welt  dadurch  wahrhaft  überwindenden  Kirdie 
auch  peue  begeisternde  Thaten  hervorzumfen  vepmag, ) 


*)  Diese  Worte  sind  einer  früher  schon  aogeführten  Abhandlung  entlehnt 
deren    ganzer  Inhalt  hierher  gehört  und  weiterer  Erwägung  empfolUea  vrird. 
Man  vergleiche :  „Die  Religion  und  Kirche  als  wiederherstellende 
Wacht  der  Gegenwart",  zweiter  Artikel;  in  des  Verf.  „Zeitschrift  für 
J»hilosophie"  Bd.  XXI.  S.  316  ff. 
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Y«  D«r  erste  Ausgangspunkt  zum  realen  Organismus  der 
ifÜnh^  'M  der  sidi  bildende  Gegensatz  v^n  Priestern  und 
Irtlen,  analog  irie  im  Staate  der  Gegensatz  Ton  Obrigkeit  und 
MMrdienden,  in  d^r  Küns^-  und  Erkenntnissgemeinschaft  d^r  von 
Iidirer  und  Lernenden  ^  von  £onstler  und  Kunstliebhaber.  Ja 
«iM  Färbung  aller  dieser  Gegensatz  edthUt  jener  höchste  Gegen« 
satz  in  sich.  Der  allgemeine  Begrttdes  Priesters  („Geistfichen^O 
Iwesiteht  dariii,  dass  in  ihm  der  y^dlaUb«^,  die  religiöse  Ueber- 
zeugung,  einen  hohem  Grad  d^r  tjktenciitat  und  der  Klar- 
heit besitze,  als  bei  den  Andern  um  ih»  her,  so  dass  er  sich 
mittlhälend,  ihren  Glauben  belebend,  kurz  productiv  zu  ihnen 
zu  erhalten  vermag.  Der  allgemeine  Begriff  des  „Laien^*  ist, 
dass  er^  Oberhaupt  von  schwächerem  religiOs-sittlichemProductions- 
vermögen  ^  darin  der  Anr^fig  bedarf.  So  ist  der  Priester  auf 
4et  untersten  Stufe  ftlr  den  Laien  religiöse  Autorität,  „Obrig- 
keit^%  und  dieser  ihm  zum  „Gehorsam^*  verpflichtet  Aber 
das  Verhaltniss  erinneriicht  und  vergeistigt  sich:  jener  lehrt  frei 
^erzeugend,  wie  dieser  frei  aneignend  sich  verhält,  und  hierin 
hegt  zugleich  das  wahrhaft  künstlerische  und  kunstan- 
eignende Thun  des  Einen  wie  des  Andern,  welches  an  Innig- 
keit und  Tiefe  sich  ins  Unbedingte  steigern  lässt. 

An  sich  daher  ist  dieser  Gegensatz  kein  unbedingter  oder 
definitiver;  sondern  das  Verhaltniss  kann  im  einzelnen  Falle 
^wechsehi  und  sich  vertauschen.  In  einer  gläubig  gebildeten  Ge- 
meine wird  sicherlich  oft  genug  das  Beispiel  des  Laien  befesti- 
gfend  zurückwirken  auf  den  Lehrer  und  Führer  derselben,  der 
eigentfich  ihnen  Allen  Vorbild  sein  sollte  und  im  Allgemeinen  es 
auch  bleiben  kann,  trotz  augenblicklicher  Ausnahmen.  Dennoch 
kann  jenes  Verhaltniss  niemals  absolut  verschwinden  oder  der 
augenbhckUchen  Willkür  überiassen  werden,  weil  dies  die  reli- 
giöse Desorganisation  wäre,  wie  in  den  Secten,  welche  bei  ihrem 
Gottesdienste  auf  augenblid^Uche  Erweckung  warten  und  in  je- 
d^  zutälUgen  Aeusserung  dieser  Art  eine  wirkliche  Mittheilung 
des  heiligen  Geistes  sehen.  Hier  hört  die  stätige  Wirkung  der 
reUgiösen  Gemeinschaft  völlig  auf:  Jeder  versucht  es,  für  sich 
4ie  ganze  Kirche  zu  sein,  wodurch  die  Gemeinschaft  in  unbe- 
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gränzten  Individualismus  sich  zu  yerlieren  droht  Das  übrigens 
hlkshst  berechtigte  Element  religiöser  Eigenthümlichkeit  tritt  hier 
schrankenlos,  einseitig,  in  voller  desorganisirender  Gewalt  her- 
vor, statt  in  die  weitumfassende,  aber  feste  Form  einer 
Kirche  und  eines  geordneten  Cultus  aufgenommen  zu  sein,  in 
welcher  der  bleibende  Unterschied  des  geistlichen  Berufes  vom 
Laienstande  nicht  entbehrt  werden  kann. 

Aus  demselben  Grunde  jedoch  kann  der  ergänzende  Ge- 
gensatz von  Priester  und  Laie  in  allen  Verschiedenheiten  der 
ligiOsen  Gemüthsrichtung  sich  darstellen,  und  so  die  mannigfachst« 
Gestalt  annehmen.  Gerade  auf  der  Beweglichkeit  dieses  WechseL — 
austausches,  so  dass  Einer  und  Derselbe  nach  seiner  eigenthünk.^ — * 
heben  religiösen  Anlage  oder  hervorgebildeten  Virtuosität  in  ein&  ^:3 
gewissen  Richtung  Priester,  in  einer  andern  Laie  zu  sein  yermög< 
und  auf  dem  fernem  Umstände,  dass  die  rechten  reUgiösen  Ei 
gänzungen  auf  einander  treffen,  besteht  alles  Leben  der  Kirch 
und  die  aus  ihrer  eigenen  Mitte  immer  neu  sich  erzeugende  Fi 
sehe  desselben.  Der  „Glaube^^  in  seiner  ächten  specifischei 
Bedeutung  hat  auch  viele  Grade,  welche  zwischen  dem  selbst 
ständigen,  seiner  Gründe  bewussten  Wissen  und  dem  Vertraue] 
auf  die  Autorität  der  von  Andern  geprüften  Gründe  sich  ai 
und  abbewegen.  Das  Denken,  namentlich  das  speculative,  wel- 
ches allein  des  Wesens  der  ewigen  Dinge  und  ihrer  Grund 
mächtig  ist,  enthält  einen  künstlich  gesteigerten,  exceptionelleifr'^ 
Zustand  der  Bildung,  dessen  Höhe  nicht  immer  und  nicht  voitf==^ 
Allen  festgehalten  werden  kann.  Desshalb  wird  die  HenschheilT'  ^ 
und  sogar  der  Denker,  sofern  er  Mensch  ist,  d.  h.  in  derT( 
talität  seiner  Gemüthskräfte  lebt,  in  einem  durch  Denken  g( 
tragenen  und  unterbauten  Glauben  leben,  in  einer  Iebendigeii=:==^ 
Vollzuversicht,  die  sich  aber  nicht  in  jedem  Augenblicke  ih- 
rer Gründe  ausdrücklich  bewusst  ist,  noch  bewusst  zu  sein  braucht 
Hieraus  entsteht    nun  ein  eigenthümlTcher ,  aber  factisch  in  dei 

Kirche  niemals   fixirter  Unterschied  zwischen   rehgiös  Erieuchte^ ^ 

ten  und  reUgiös  Gläubigen;  bezeichnender  ausgedrückt:  dei 
mehr  theosophischen  oder  der  mehr  praktischen  Richtung,  in- 
dem die  relativ  Gläubigen,    so  gewiss  sie  dennoch   lebendi 
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Gläubige  sind,  gerade  zu  begeistertem  Handeln  getrieben    sein 
werden,  aber  die  Erleucbtung  ihres  Glaubens  von  jenen  em- 
pfangen, während  sie  umgekehrt  der  theosophischen,  in  Beschau-  ' 
lichkeit  verharrenden  Individualität  wieder  im  Handeln  ein  spor- 
nendes Vorbild  sind. 

Je  unvollkommener  und  unfreier  desshalb  die 
Form  der  Kirche,  desto  entschiedener  und  unbeweg- 
licher ist  der  Gegensatz  zwischen  Geistlichen  und 
Laien  (geschichtUch  daher  anfangend  von  erbUchen  Priester- 
stämmen, welche  ausschliesslich  den  Zugang  zum  Heiligthume  für 
die  Laien  vermittelten,  und  noch  nicht  ganz  abgestreift  in  der 
Vorstellung  einer  erblich  überkommenen,  traditionell 
überliefe rten  Priesterweihe,  die  noch  immer,  was  ein  rein 
Innerliches  ist,  an  irgend  einen  äussern  Act  knüpft).  Je  voll- 
kommener die  Gestalt  der  Kirche,  desto  relativer 
und  beweglicher  (übertragbarer)  ist  dieser  Unterschied; 
aber  niemals  so,  dass  er  im  Organismus  der  religiösen 
Gemeinschaft  als  einer  Totalität,  oder  auch  im  wahr- 
haft Befruchtenden  des  einzelnen  religiösen  Wech- 
selverkehrs, ganz  zu  verschwinden  vermöchte.  Wie 
in  der  Kunst-  und  Erkenntnissgemeinschaft,  so  auch  hier,  ist  das 
Eine  Subject  immer  das  Anregende ,  das  Andere  das  Angeregte. 


Zweites   Cä|ritel. 

Der  Organismus  der  Kifebe. 


8. 179. 
Eintheilung  dieses  Gebietes. 

Nach  diesen  Prämissen  lässt  sich  nun  erkennen ,  wie  die 
Kirche,  als  Organismus  mit  eigenthümlicher  Verfas- 
sung, ihrem  Zwecke  gemäss  sich  gestalten  und  ebenso  ent- 
sprechend wirksam  werden  müsse.  Dieser  Endzweck  aber  ist 
die  intensiv  und  extensiv  immer  vollkommnere  Darstelhu^  des 
göttlichen  Erlösungswerkes  in  der  Menschheit. 

4 

1.  Die  Kirche  gliedert  sich  diesem  Endzwecke  gemäss  in 
eine  Mannigfaltigkeit  von  Ständen  und  geistlichen 
Berufs  arten,  welche  wir  ihren  äussern  Organismus  nennen 
können.  Er  beruht  auf  dem  Grundgegensatze  des  geistlichen 
Standes  und  der  Geroeine. 

2.  Die  Kirche  erhält  ihren  Geist  innerhalb  der  Gemeine 
durch  stete  Ausübung  des  Cultus,  in  dem  weitern  Sinne  dieses 
Wortes,  dass  dadurch  Alles  bezeichnet  werden  soll,  wodurch  Er- 
bauung mittels  religiöser  Gemeinschaft  erreicht  wird,  sowohl 
nach  der  Seite  der  Einsicht  oder  reUgiösen  Belehrung,  wie 
nach  der  des  Gefühls  oder  der  Gemüthserhebung,  welches  Letz- 
tere nur  durch  reUgiöse  Kunst  möghch  ist.  Der  vollständige 
Cultus  soll  daher  nicht  nur  eine  doctrinelle  und  eine  rituelle  Seite 
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haben;  seine  YoDkommenbeit  besteht  im  Gleichgewichte  und  in 
der  Wetilseldurchdringiing  beider  Elemente^ 

i.  Die  Kirche  verlieft  und  Teii>reitet  ihre  Wirikong  in  den 
Gretniltherji  durdi  die  Seelsorge,  dies  Wort  in  dem  universel- 
len SiiMe  gefässt,  dass  es  jedes  Verfahren  bezeichnet,  durch  wel* 
ches  £e  Kirche  die  Heilswahrheiten  dem  individuellen  Be- 
dürfnisse der  Gemeine  anpasst  und  so  fllr  ihre  geistliche 
Erziehung  (theils  Zucht,  theils  sittlich-religiöse  Förderung)  un- 
abltssig  Sorge  trfigt  In  der  Seelsorge  Und  ihrer  kOnsÜerischen 
YoUkommenlifrit  ist  das  höchste  Ziel  imd  das  Ende  des  religi- 
ösen Processen  ausgesprochen. 

I.  Wenn  wir  historische  Umfrage  halten,  wo  die  so  eben 
bezeichneten,  allgeiftein  religiösen  und  so  zü  sagen  gemeinsam 
menschlichen  Aufgaben  gelöst  werden,-  so  antwortet  uns  die  Erfah- 
rung: allein  in  der  christlichen  Kirche,  und  zwar  vorzugs- 
weise nur  in  den  beiden  jetzt  bestehenden  Hauptformen  des  k  a  t  h  o- 
lischenund  des  evangelischen  Bekenntnisses,  während  ihre 
dritte  Form,  die  griechische  Kirche,  in  kindhafter  Unentwickeltheit 
überwiegend  auf  der  Stufe  des  bloss  ceremoniellen  Cultus 
zurftckgebHeben  ist,  wie  vollends  die  armenische  und  die  kop- 
tische: So  erhalten  wir  das  philosophische  Hecht,  in  jenen  Kir- 
eheii  die  eiifzigen  gegenwärtigen  Repräsentanten  des  weltge- 
i^chicfatliehen  j^ligiösen  Processes  zu  sehen,  indem  was  etwa  sonst 
Ehrenw^rthes  jetzt  zur  Erneuerung  des  jüdischen  Cultus  geschieht, 
woU  zugestäiidfich  nicht  als  ein  Selbstständiges  angesehen  werden 
kann^  sondern  nur  als  Product  mittelbarer  Einwirkung  der  allge- 
meinen, aus  dem  christlichen  Geiste  hervorgegangenen  Bildung. 
Diesen  Gesichtspunkt  nun  zugegeben,  würden  wir  bei  Behandlung 
jener  Au^peiben  eigentlich  mit  den  positiven  theologischen  Wissen* 
Schäften  des  Kirchenrechts  und  der  praktischen  Theo- 
logie in  Omcurrenz  treten;  und  iasst  man  manche  auch  phi- 
losophische  Ethiken  in's  Auge,  so  zeigen  sie  besonders  in 
diesen  Theilen  ein  theologisches,  ja  confessionelles  Gepräge.  Eines- 
theils nun  steht  es  der  philosophischen  Behandlung  nicht  an,  in 
Dingen,  über  welche  die  theologische  Wissenschaft  den  reichen 
Ertrag  ihrer  jahriiundertlangen  Praxis   schon  längst  festgestellt 
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hat,  Alles  anders  und  besser  wissen  zu  wollen;  andemtheils  je- 
doch hegt  dieser  Eifahrungsinhalt  grosseniheils  ausseiiialb  der 
Idee.  Desshalb  kann  unsere  gegenwärtige  Aufgabe  auch  nur 
darin  bestehen,  allgemeine  Gesichtspunkte  zu  geben,  wie 
sie  aus  dem  Begriffe  der  kirchUchen  Gemeinschaft  hervorgehen, 
unbekümmert  darum,  wieweit  sie  in  irgend  einer  Kirche  ihre 
VerwirkUchung  erhalten  haben,  oder  nicht. 

U.  Wie  wir  gesehen,  geht  der  religiöse  Process  von  dem 
Gegensatze  und  der  Wechselwirkung  zwischen  Priester  und  Laien 
aus.  Wo  das  BedUrfniss  reUgiOser  Erregung  (Erbauung)  auf  eine 
erregende  Kraft  trifit,  wo  es  bleibend  in  diesem  Verhältniss  be- 
friedigt wird:  da  ist  der  Keimpunkt  einer  Kirche  voihanden, 
die  sich  von  da,  aus  ihren  ersten  Anfängen,  bis  zur  Welt  und 
Menschheit  umspannenden  Totalität  ausbreiten  kann.  Organi- 
sirt  wird  sie  jedoch  erst  dadurch,  dass  jenes,  zunächst  noch 
unbestimmte,  Verhältniss  sidi  befestigt  und  ausbildet:  dass 
eine  gemeinsame  Lehre  von  Heilswahrheiten  eine  gläubige  Ge- 
meine um  sich  versammelt,  deren  Glaube  immer  tiefer  in 
ihr  begründet,  immer  lichtvoller  von  ihr  angeeignet 
wird.  Ein  überwiegend  lehrender,  die  PerfectibiUtät  und  Aus- 
bildung des  „Symboles*^  fordernder  Stand  innerhalb  des  allge- 
mein geistlichen  Standes  wird  nötiiig  sein.  Ebenso  hegt  in  je- 
nem Begriffe,  dass  eine  übereinstimmend  anerkannte  Form  ge- 
meinsamer Erbauung  (Cultus)  sich  bilde,  deren  Initiative 
vom  Geistlichen  in  der  Gemeine  auszugehen  hat;  dass  endUdi 
die  Lehre  und  der  erbauende  Cultus  mächtig  genug  seien,  um 
dauernd  eine  Gemeine  zu  gründen,  die  durch  sie  ihrer  Erlö- 
sung gewiss  werde. 

So  ist  ein  theologischer  Lehrstand,  ein  geistlicher 
und  ein  Stand  der  Gemeine  zu  unterscheiden,  deren  Wechsel- 
verhältniss  den  innern  Organismus  der  Kirche  erzeugt;  während, 
um  ihn  auch  nach  Aussen  zu  überwachen  und  zu.  schützen, 
eine  Abstufung  selbstgewählter  Kirchenbehörden  nöthig 
wird.  Dadurch  kommt  die  Kirche  mit  dem  Staat  in  Berührung 
und  das  beiderseitige  Verhältniss  muss  von  hier  aus  festgestellt 
werden. 
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1.    Der  geistliche  Stand  und  die  Gemeine. 

§.  180. 
A.    Der  theologische  Lehrstand. 

Es  muss  in  der  Kirche  eine  Gemeinschaft  von  theologisch» 
wissenschaftlichen  Forschem  bestehen,  welche  den  gesammten 
Inhalt  der  religiösen  Lehre,  nach  seinen  historischen,  dogmati- 
schen und  praktischen  Theilen,  nicht  bloss  sUtig  überliefert, 
sondern  auch  in  immer  tieferer  wissenschaftlicher  Durcharbei- 
tung zu  begründen  und  nach  allen  seinen  Folgen  zu  er- 
schöpfen yermag.  Die  Bedingung  einer  völlig  freien  und 
unbefangenen  Forschung  yersteht  dabei  sich  von  selbst; 
denn  sie  liegt  im  Interesse  der  religiösen  Wahrheit  Im  All- 
gemeinen diesem  Kanon  zu  widersprechen,  wagt  auch  der  Starr- 
gbnbigste  nicht;  aber  in  der  besondem  Anwendung  macht  man 
Einschränkungen,  welche  nur  von  Unklarheit  und  Missverständ- 
niss  zeugen,  indem  hier  nicht  vom  Mehr  oder  Minder,  sondern 
lediglich  vom  Entweder,  Oder  in  der  Anerkennung  des  Prin- 
dps  die  Rede  sein  kann. 

I.  Indem  die  wissenschaftUche  Theologie  auf  der  Grundlage 
der  gemeingültigen  religiösen  Wahrheit  steht,  befindet  sie  sich 
insofern  auf  gleichem  Boden  mit  der  Philosophie.  Doch  ist  es 
darum  nicht  ihre  Aufgabe,  die  religiösen  Lehren  auf  philosophische 
Vernunftwahrheiten  oder  morahsche  Regeln  zurückzufahren,  sie 
zu  „rationalisiren^^:  —  damit  ^1lrde  die  Religion  wieder  in 
den  Uossen  Subjectivismus  zurückgeworfen,  dessen  Mangel- 
baftigkeit  von  uns  erwiesen  ist.  Vielmehr  ist  die  theologische 
Wissenschaft  ihrem  Grundcharakter  nach  historischer  Natur: 
sie  geht  von  der  Thatsache  der  in  die  Menschengeschichte 
eingetretenen  göttlichen  Erlösung  aus,  und  bleibt  so  durchaus  im 
Crebiete  des  historisch  Gegebenen  und  der  quellenmäs- 
sigen  Feststellung  desselben.  Aber  ihre  fernere  und  weit 
^chügere  Aufgabe  ist,  die  ewige,  göttliche  Bedeutung  dieser 
Thatsache,  mag  der  gläubige  Mensch  sie  noch  so  sehr  in  ihren 
Wirkungen  als  solche  empfinden,  auch  dem  Wissenwollenden 
^  erweisen,  d.  h.  sie  nicht  vereinzelt  stehen  zu  lassen,  son- 
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dern  einzufügen  in  die  allgemeinen  Gesetze  und  durch* 
greifenden  Analogieen  des  Universums,  und  in  dieser 
Reihe  sie  aufzuweisen  als  die  höchste,  aber  consequente 
Thatsache  der  göttlichen  Offenbarangen  iii  die  endliche  Welt 
Hier  jedoch  begegndt  sie  sidl  mit  der  Sptfctdatioik,  welche,  sofern 
sie  ihre  höchste  Aufgabe,  eine  „Philosophie  der  Ge-^ 
schichte'S  lösen  will,  diese  Lösung  nur  im  Begriffe  des  Gott- 
ilienschen  finden  kann«  Die  Letster^  kommt  nur  vom  meta- 
physischen Begriffe  des  Universums  und  seiner  immaBcttiten 
Teleologie  zu  diesem  Ziele;  jene  von  der  Thatsache  des  höch^ 
sten  Telos,  der  Erlösung  des  Menschen  durch  Gott,  um  zuletzt^ 
an  ihrem  gemeinschaftlichen  Ziele,  sich  vöUig  einig  zu  vrissen.*) 
Desshalb  ist  aber  auch  der  Gehalt  der  Theologie  der  um^ 
fassendste:  es  ist  Aufgabe  der  theologischen  Wissenschaft,  ihn  zu 
einer  vollständigen  Erkenntniss  des  Menschen  und  der 
Welt  auszubilden.  Der  wissenschaftliche  Tlieolog  hat  alle  Seiten 
der  Bildung  seiner  Zeit  in  sich  zusammenzufassen  und  mehr  noch: 
die  Geisterwelt  und  das  Leben  des  Menschen  aus  ihrem  tiefsten 
Mittelpunkte,  ihrem  Verhältnisse  zur  Gottheit,  zu  vorstehen, 
d«  h.  diese  Einsicht  in  wissenschaftlicher  Klarheit  tu  besitzen, 
zugleich  aber  mit  dei^  iAAigsten  Ueberzengung  des  GemOthes 
sie  zu  umfassen  und  ttiit  der  hieraus  geschöpften  Begeisterung 
zu  vertreten.  Die  Beziehung  nämiidi  zur  Geilieine,  der,  wenn 
auch  nur  mittelbare,  Endzweck  der  Erbauung  kann  hier 
nie  völlig  zurücktreten.  Aechte  und  dauerhafte  Eri^auung  wird 
jedoch  nur  aus  der  freien  Einsicht  begeisternder  WahrheitMk 
gesdiöpft;  und  so  ist  es  gerade  eigenthümliche  Aufgabe  der  Theo- 
logie, die  grossen  Resultate  aller  wissensc^aftlieheD  Erkenntnis^ 
in  den  Gesammtbesitz  der  Gemeine  zu  bringen  und  smm 
ihren  Glauben  immer  mehr  zur  freien  Ueberzeuguuj 
zu  steigern.  Dadurch  tritt  sie  mit  der  „Erkenntnissge 
m  e  i  n  s  c  h  a  f  t'*  in  stete  Wechselwirkung  und  geht  jfend  in  Han« 


*)  Ueber  das  Nähere  dieses  Verhältnisses  dürfen  wir  in  der  Kürze  auf  di 
schon  angeführte  Abhandlung: -„Religion  und  Kirche"  etc.  erster  Artikel  in  de 
„Zeitschrift  för  Philosophie"  Bd!  XXI.  Heft  1.  S.  140  ff.  verweisen. 
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nit  dem  aUgemeiBeft  Cultarprocesse  der  Menschheit  (§.  167, 
W.  £.)•  BrmcheB  wir  noch  zu  sagen»  dass  auch  die  gegen- 
Wiärtige  Tbedogie  yoq  ihren  Mängeln  und  Gebrechen  geheilt 
wSre,  dass  sie  ihre  bUrtesteii  Widersacher  yersöhnen  würde, 
wenn  äk  jemm  Gnmdsafii  beherzigte,  den  eigentlich  nur  innere 
Feigheit  und  Z^fM^üi^  d.  h.  Mangel  an  wahriem  Glauben, 
lerläugnen  kann? 

IL  In  praktischer  Hinsicht  hat  der  theologische  Lehrstand 
mie  doppehe  eigenthöndiebe  Aufgabe  zu  lOsen: 

a.  Glieder  des  geistlichen  Standes  zu  bilden  in  je- 
nem Geiste  fortschreitender  Wissenschaftlichkeit  und 
immer  freierer  Einsicht.  Theils  muss  ein  fester  Grundstock 
theelogisdier  Forscher  sich  ertialten,  die  als  solche  der  „Er- 
kenntnissgemeiaschaft^  angehören  und  in  deren  Lehrkörper  ihre 
festangewiesene  SteHung  finden.  Theils  soll  auch  der  Geist- 
liclie  fitr  s^on  praktischen  Beruf  immer  tiefer  und  gründlicher 
hecsngdbildet  werden,  zu  lebendig  eindringlicher  Lehrß  des  Glau- 
bens, W4)zn  nach  der  steigenden  Bildung  in  den  Gemeinen  im- 
mer grDeeere  Begabung  und  eifrigere  Vorübung  ndthig  sein  wird, 
ladem  der  Idee  nach  der  GeistUche  jedem  Bildungsstandpunkt, 
auch  wenn  er  Zweifel  «md  Verneinung  ausgebiert,  in  seiner  Ge- 
meine geistig  ttberiegen  sein  soll.  Auch  er  demnach  wird  sich 
ketnem  Theile  der  all^^imeinen  Wissenschaft  zu  versdii^essen  ha- 
ben, -da^ait  er  jedem  Bedenken,  nicht  mit  den  Waifep  der  Auto- 
atät,  sondem  mit  der  Gewalt  freien  -Ueberzeugens,  siegreich  ent- 
gfigentreleB  k^ntie. 

h.  Die  andere  Seite  seiner  Au%abe  ist,  den  Gesammt- 
ZAStand  der  Kirche  und  des  religiösen  Symbols  zu 
sieige^n  und  immer  vollkommener  zu  machen.  Gleichwie 
im  iStaate  ,die  Einsichtsvollsten  durdbi  Volksvertretung  und  öffent- 
liche  Presse  das  Princip  der  Perfectibilität  vertreten  sollen,  wel- 
ohfis  sonst,  im  Slaatsorganismus  nicht  zu  seinem  Rechte  gelassen, 
Revolution  erzeugt:  ebenso  soll  innerhalb  der  Kirche  die 
Gesammtheit  der  theologisch  -  wissenschaftlichen  Forscher  dies 
höchste  Forum  sein,  welches,  am  Begriffe  ihrer  Perfecti- 
l>ilität  festhaltend,  über  alle  nofhwendig  gewordenen  kirch- 
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liehen  Verbesserungen  in  Lehre  und  Discipliii  endgültig  entschm* 
det.  Dies  ist  der  wahre  und  bleibende  Gedanke,  welcher  in  älte- 
rer Zeit  den  Concilien,  in  neuerer  den  Synoden  zu  Grunde 
lag,  wiewohl  wegen  der  Unklarheit,  in  welcher  die  Theologen  sel- 
ber über  den  wahren  Begriff  des  Glaubens  und  die  vollkomm- 
nere  Ausbildung  desselben  noch  immer  sich  befinden,  auf  diesem 
Wege  freier  Berathung  ein  Dauernde^  und  Erspriessliches  noch 
nicht  hat  erzielt  werden  können.  Wo  jedoch  nur  Häresieen, 
Secten  entstanden  sind,  da  gaben  sie  Zeugniss  von  der  Schwäche 
der  Kirche,  entweder  dem  religiösen  Bewusstsein  Aller  genugzu- 
thun  oder  den  Glaubensirrthum  über  sich  aufzuklären,  welches 
Zeugniss  der  Schwäche  endlich  dadurch  besiegelt  wurde,  dass  die 
&irche  kein  anderes  Mittel  kannte,  als  die  Abweichenden  ?on 
sich  auszuschliessen,  statt  in  der  ersten  Weise  oder  in  der 
zweiten  ihnen  genugzuthun.  Man  hat  die  deutsche  Reforma- 
tion häufig  den  spätem  politischen  Reyolutionen  gleichgestellt; 
eine  nur  in  der  Beziehung  treffende  Vergleichung,  als  jene  Kir- 
chenspaltung ein  eclatantes  Beispiel  geworden  ist  von  einem  in 
revolutionärer  Weise  sich  geltend  machenden  Fortschritte,  der 
innerhalb  der  gemeinsamen  Kirche  auf  organische  Weise  hätte 
vollzogen  werden  können.  So  ist  denn  der  Nebenerfolg  gewesen, 
wie  dies  immer  die  Weise  gewaltsamer  Explosionen  ist,  dass  von 
der  sich  trennenden  Kirche  Vieles  miteingerissen  wurde,  was  ver- 
dient hätte,  stehen  zu  bleiben.  Aber  eine  noch  beklagenswer- 
there  Folge  scheint  die  ältere  Kirche  dadurch  betroffen  zu  haben, 
indem  diese,  aus  Furcht  vor  dem  weiter  greifenden  revolutionären 
Geiste  in  ihr,  durch  die  Tridentiner  Beschlüsse  sich  flir  unwan- 
delbar vollendet  erklärte,  und  so  sich  selber  vorzeitig  um 
all  die  reichen  und  edeln  Früchte  betrog,  welche  im  Mittelalter, 
einer  künftigen  Entwicklung  harrend,  ausgestreut  lagen.  In  aUen 
Fragen  des  Geistes  ist  es  ein  verhängnissvoUer  Irrthum,  wenn 
man  die  Wahrheit,  Ewigkeit  und  unveränderliche  Dauer  eines 
Princips  tiberträgt  auf  irgend  eine  zeitweise  äussere  Ge- 
stalt desselben.  Das  eben  ist  das  Zeichen  jener  innern  Ewig- 
keit desselben,  dass  es,  an  sich  selbst  unverwüstlich  und  unzer- 
störbar,  immer  neuer  und  erhöhterer  Selbstgestaltung  fähig  ist. 
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Wenn  aber  Tollends  eine  Kirche,  neben  eine  in  Wissen  und  Ge- 
sittung unaufhörlich  sich  yerändemde  und  vervollkommnende  Zeit 
gestellt,  gegen  welche  sie  stets  als  das  Uebermächtigeinwir- 
kende  sich  verhalten  soll,  sich  selber  in  irgend  einem  Sta- 
diom  ihrer  Entwicklung  lür  vollkommen  und  unveränderiich  er^ 
kUbrt:  so  ist  dies  der  höchste  geistige  Widerspruch  und  das  To- 
desurtheil  derselben.  Aber  ein  fast  grösserer  ist  es  noch,  wenn 
andrerseits  eine  Kirche,  die  das  Princip  der  Entwicklung  aner- 
kennt, ja  die  nur  aus  demselben  das  Recht  ihrer  Existenz  schöpft, 
bei  bedenklichen  Phasen  dieser  Entwicklung  kein  anderes  Mittel 
kennt,  als  den  Versuch,  den  gethanen  Schritt  wieder  zurückzu- 
dinn  und  sich  gewaltsam  in  einem  verlebten  Zustande  zu  fiiiren, 
wie  die  Evangelische  Kirche  in  Deutschland  jetzt  thun  zu  wollen 
scheint,  wenn  sie  die  gewonnene  Union  wiederaufheben  und  ein 
erstarrtes  Lutherthum  gewaltsam  repristiniren  will.  Einem  sol- 
dien  Verfahren  können  wir  nicht  einmal  das  Recht  und  die  Würde 
Süsserer  Consequenz  zugestehen :  hier  verräth  sich  die  Rathlosig- 
keit  eines  willküriichen  Experimentirens. 

So  steht  die  christliche  Kirche  im  Grossen  und  Ganzen  vor  einer 
schwierigen  und  dunkeln  Zukunft.  Von  der  einen  Seite  droht  das 
Princip  der  Stabilität  eine  immer  tiefere  Kluft  zu  befestigen  zwischen 
ihr  und  den  Regionen  der  Bildung,  und  dadurch  sie  stets  unfä- 
higer zu  machen,  ihre  segensreiche  Aufgabe  an  Allen  zu  erfül- 
len. Von  der  andern  Seite  bringt  das  Princip  der  Veränderiichr 
keit  die  Kirche  in  Gefahr,  in  die  unbestimmte  IndividuaUsirung 
zahUoser  Secten  zu  zerfallen  oder  in  blosse  Moral  und  Aufklä- 
rung tkbei^ehend  sich  selbst  zu  verlieren.  Wenn  wir  nach  mensch- 
lichem Urtheil  sprechen  wollen,  uneingedenk  dessen,  dass  in  sol- 
chen grossen  Fragen  der  Geschichte  nur  der  göttliche  Geist  ent- 
scheidet, indem  er  in  neuen  Offenbarungen  unerwartete  Bahnen 
bricht:  so  wäre  es  nur  eine  völlige  Umgestaltung  des  bisherigen 
Begriffes  vom  „Glauben'^  in  der  von  uns  bezeichneten  Richtung, 
wodurch  beide  Principe  wirklich  vermittelt  und  in  innern 
Einklang  gesetzt  werden  könnten,  flierin  müssten  wir 
daher  die  nächste  Aufgabe  des  theologischen  Lehrstandes 
bezeichnen. 
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§.  181. 
B.     Der  geistliche  Stand. 

Dieser  isi  vom  tbectogischea  Lehrstmide  (y(a<}iirch  yereduer 
4len9  ■—  wiewohl  ip  eiozelDen  Individuen  ))eide  sich  verbii^d^ 
Jiflll]|^9,  -^  daSjS  se«Qe  l^irk^mke^  nur  auf  die  Gemeine  ger 
ficbltet  ist  und  kein  anderes  jZiel  hat,  alß  den  religiöciei^  G|laid>ei^ 
und  die  sittliche  Gesinnung  in  ihr  ieu  |((Vrdem,  ebeoso  jedep  schade 
liehen  Einfluss  avf  dieselbe,  jßdes  „böse  Beispieles  yon  üi^ 
ßbzubalten.  W^s  darüber  bifta^usliegt,  geht  sein  Wirkea  Nichts 
^n ;  dies  hat  er  dem  St^af^  oder  der  Sorge  anderer  GQmeinscha& 
fien  iu  überlassea  und  ASchts  ist  entfernter  vom  jkburbewuss^ 
J^erufe  des  Geistlichen,  als  irgend  welche  hierarchische  Eiqir 
juiscimiigen  in  „Weltliches^S  <].  h.  jener  rein  mepsGhliche,g 
Sphäre  nicht  Angdifi^endes.  Was  Jedem  aus  der  Gemeine  m 
,,g)aid)en'S  in  seine  Lebensüberzeugung  aufzunehmen  Notb 
Ihut,  hat  er  im  Bewusstsein  der  Gemeine  stets  lebeui- 
dig  zu  erhalten,  immer  hoher  zju  beleben  uiiid  jn  den  Willen 
und  das  Handeln  derselben  hinUberzuführen.  Er  ist  daher  mit 
seinem  Wirkß«  ganz  auf  das  praktische  Bedürfnisse  nidit 
$(uf  die  Theorie  gewiesen.  Ihn  künunert  keinerlei  Dogm^nstreit^ 
und  das  Dringen  auf  formelle  Orthodoxie  lieg{t  ihm  ganz  fem» 
Diese  Controverse  hat  er  dem  „theologischen  Lehrs^^inde^^  zu  überr 
lassen  und  keinesweges  in  den  Bereidi  der-Geipeine  ;zu  luingen, 
b^i  weloher  er  nur  auf  das  „Eine,  was  M.oth  thut^S  auf  den 
lebendigen  und  an  Thaten  fruchtbaren  Glauben  dringt,  der  zi|r 
^ch,  richtig  gelehrt  vmd  frei  angeeignet,  etwas  durchaus  Mensch* 
licheß  und  Gemeingültiges  bleibt,  dessen  innerer  Evidenz  ]^iner 
sich  yerschUessen  Mau.   . 

Ueber  die  nähere  Weise  dieses  sittUdi-iküu^tlßrisc^en  Vearhalr 
tens  zur  Gemeipe  li^nn  jedoch  die  Ethik  am  Allerwenigsten  iß 
^nzelne  "Vorschriften  eingebep,  weil  hier  .die  faisttMiscben  Yen» 
hältnisse  der  religiösen  Bildung  in  der  Gemeine  4^  entscfeieideode 
Itfoment  sind.  Indem  sie  hierüber  an  die  „praktische  The^ 
logie*'  verweist,  kann  sie  nur  die  allgemein  leitenden  6e^ 
Sichtspunkte  angeben. 
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I.  Der  Geistliche  ist  in  der  Gemeine  zunäehsl  Lehrer  der 
religiösen  Wahrheit:  theils  als  Lehrer  der  für  die  Gemeine 
heransdbildenden  MitgUeder  (Katechmnenen) ,  tlieils  durch  fort* 
dauernde  Belehrung  der  Gemeine  oder  Einzelner  in  Predigt  und 
Sedsorge.  Was  er  zu  hekümpfen  hat  ist  Aberglaube -und 
Unglaube.  Beide  jedoch  sind  in  ihrer  eigentlichen  Quelle  nä- 
her mit  einander  verwandt  und  in  ihrer  Erscheinungsweise  enger 
befremdet,  als  man  gewöhnlich  es  meint,  wesshalb  man  oft  ganz 
irrigen  Vorstellungen  begegnet  über  ihren  Grund  und  Ober  die 
Mittel,  sie  zu  bekämpfen.  Beide  entspringen  aus  einem  innerlich 
disharmonisdien,  einseitig  gebildeten  oder  gar  nicht  gebildeten 
Gäste.  Wer  Aber^uben  hegt,  d.  h.  wer  Falsches  oder  Wesen- 
loses in  seinen  Glauben  aufgenommen  hat  und  dessen  nicht  ent- 
bdiren  kann,  der  ist  gewiss  in  anderer  Hinsicht  zugleich  un- 
gläubig, in  Unkunde  über  das  wahre  Wesen  des  Glaubens. 
Umgekehrt:  wer  mit  todtem  Unruhen  sich  abfindet,  ftir  wen 
die  übersinnUdie  Welt  eine  leere  Stelle  geworden  ist,  der  füllt 
sidierlich  sie  aus  mit  den  unbegründetsten  Wahngebilden  eines 
negativen  Aberglaubens.  Und  dies  bestätigt  die  Er£ahrung 
durdiaus:  wo  der  Glaube  an  eine  geistige  Vorsehung,  an  einen 
Gott,  als  den  Uiiieber  der  Ideen,  als  die  eigentliche  Kraft  des 
Guten  in  uns,  abhanden  gekommen,  da  wuchert  der  Glaube  an 
ein  blindes  Ungef^Übr,  an  eine  fatalistische,  alle  Freiheit  ausschhes- 
sende  Verkettung  der  Dinge,  an  eine  ewige  Materie  u.  dg^.,  d.  h. 
der  Aberglaube  an  die  Wahnproducte  eines  mangelhaften  Den- 
kens, unwillkürhch  auf  und  wird  für  vorurtheillose,  freie  Denkart 
geballten. 

Der  GeistUche  in  seiner  lehrenden  Wirksamkeit  tritt  bei- 
den Gegensätzen  mit  sicherem  Erfolge  entgegen,  wenn,  was  er 
lehrt,  der  wirkliche  und  wesenhafte  Glaubensinhalt  ist. 
Sein  Lehren  kann  weder  die  Berufung  auf  eine,  dem  Wesen  des 
Menschen  fremde,  Glaubensautorität  sein,  noch  auch  Moss 
einseitig  theoretische  Verstandesbildung.  Die  dargebotene 
\Vahrheit  ist  an  das  ungetheilte  Gemütli  des  3Ienschen  gerich- 
tet; sie  enthüllt  ihm  das  Räthsel  seines  Innern,  das  Geheimnis» 

deines  ihm  unverständlichen  Strebens  nach  einem  namenlosen  Gute 
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und  zeigt  ihm  endlich  den  sichern  Weg  zum  Frieden  und  zur 
SeUgkeit.  Solcherlei  Unterricht  ist  ebenso  fassUch,  weil  er  den 
Menschen  in  seiner  innersten  Wurzel  ergreift,  als  tief  und  all- 
anwendbar, weil  jeden  individuellen  Bildungsstandpunkt  weit  über- 
ragend. Kaum  brauchen  wir  noch  daran  zu  erinnern,  dass  auch 
im  hergebrachten  Religionsunterrichte  nur  die  Legirung  der  histo- 
rischen Glaubenssätze  mit  jenem  allgemein  menschlichen  Inhalte 
es  gewesen  ist,  welche  seine  Wirkungen  gesichert,  die  Kraft  der 
Kirche  tlberhaupt  noch  erhalten  hat. 

IL  Der  Geisthche  ist  sodann  Leiter  der  gemeinsamen 
Andacht  und  Verwalter  des  rituellen  Cultus  in  der  Ge- 
meine. Was  hierüber  zu  sagen  wäre,  gehört  in  den  „Cultus^S 
worüber  das  Folgende.  Nur  der  allgemeine  Gesichtspunkt  scheint 
hierher  zu  gehören  über  das  subjective  Verhalten  des  Geist- 
lichen zu  diesen  Theilen  seines  Berufes.  In  beiderlei  Hinsicht  ist 
er  nicht  vöUig  frei  und  productiv,  sondern  an  gewisse  tlberUe- 
ferte  Formen  gebunden,  wie  es  nöthig  ist,  um  ihnen  den  Charak- 
ter gemeinsamer  Anerkennung  und  der  Weihe  zu  erhalten.  Den- 
noch kann  er,  bis  auf  den  geringsten  Act  des  rituellen  Cultus 
herab,  nicht  bloss  passiv,  in  äusserlich  mechanischer  UeberUe- 
ferung,  sich  zu  demselben  verhalten.  Dies  wäre  todter  Cerimo- 
nialdienst,  der  sogar  von  heuchlerischer  Täuschung  nicht  freizu- 
sprechen wäre.  Wie  der  Cultus  selbst  beschaffen  sein  müsse, 
um  eine  solche  innere  Belebung  stets  zuzulassen,  davon  reden 
wir  vorerst  noch  nicht.  Nur  die  Stimmung,  welche  der  Geist- 
hche immerfort  mithinzubringen  muss,  vrird  hier  erwogen.  Sie 
kann  nur  als  die  stets  bereite  Fähigkeit  zur  Andacht 
bezeichnet  werden.  Und  hiermit  ist  eigentlich  der  Grundcharak- 
ter angegeben,  der  die  Individualität  des  Geistlichen  von  den  an- 
dern Gliedern  der  Gemeine  unterscheidet.  Desshalb  ist  mit  Recht 
zu  sagen:  dass  man  zum  Geistlichen  „geborenes  durch  ur- 
sprüngliche Gemüthsanlage  prädestinirt  sein  müsse.  Und  dies 
führt  uns  auf  die  schon  entwickelte  wichtige  Lehre  von  der  völ- 
lig freien,  aber  auch  durch  eine  tiefgreifende  Erziehung  richtig 
geleiteten  Wahl  des  Berufes  zurück. 

Doch  auch  die  äussere  Stellung  und  Lebensweise  des  Geist-  . 
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liehen  muss  dieser  innern  Stimmung  entsprecheD,  sie  nähren  und 
erhalten.  Nicht  nur  eine  völlige  Befreiung  von  den  äussern  Le- 
benssoi^en  ist  dabei  Bedingung:  diese  theilt  er  in  einem  v^rohl- 
geordneten  Staate  mit  allen  Andern,  die  einem  geistigen  Berufe 
leben,  den  Lehrern  und  Künstlern.  Auch  sein  inneres  Leben 
soll  mehr,  als  das  der  Uebrigen,  auf  die  Betrachtung  der  ewigen 
Wahrheiten  gerichtet  sein,  um  aus  ihr  die  'stets  thatbereite  Ener- 
gie zur  Ueberwindung  der  zeitlichen  Aufgaben  zu  schöpfen.  Wer 
recht  im  Bewusstsein  dieses  Ewigen,  Allgegenwärtigen  lebt,  dem 
kann  das  Zeitliche  und  Schwindende,  sei  es  verlockend  oder  be- 
drohend. Nichts  mehr  anhaben.  Daher  soll  auch  äusserlich  sein 
Leben  so  eingerichtet  sein,  um  diese  Stimmung  zu  erhalten.  (Wir 
können  daher  in  der  alten  Sitte  der  katholischen  Kirche,  den 
Geistlichen  zu  bestimmten  Tagesstunden  zur  Lesung  seines  „Bre- 
viers^S  d*  b.  zu  innerer  Sammlung  aufzufordern,  nur  sehr  viel 
praktische  Weisheit  finden.  Eine  zweckmässige  Erneuerung  die- 
ses Gebrauchs  und  Ausdehnung  auf  alle  christliche  Confessionen 
würde  sicherlich  diesen  nicht  zum  Schaden  gereichen.  Dennoch 
erkennen  wir  fi^ilich,  dass  eine  solche  vereinzelte  Einführung, 
noch  dazu  in  Form  eines  Befehles  von  Oben,  Nichts  helfen,  viel- 
mehr allerlei  Anstoss  erregen  würde.  Wir  haben  diese  Andeu- 
tung nur  gewagt,  um  allgemeiner  darauf  hinzuweisen,  wie  viel 
gesunde  Keime,  die  einer  höhern  Entwicklung  harren,  in  jenen 
alten  Gebräuchen  niedergelegt  sind,  welche  wir  mit  sehr  falscher 
Vornehmheit  für  werthlos  und  längst  entbehrlich  zu  bezeichnen 
gewohnt  sind.) 

in.  Die  höchste  und  umfassendste  Weihe  erhält  endUch 
der  Beruf  des  Geistlichen,  indem  er  Seelsorger  in  seiner 
Gemeine  ist.  Hierin,  wie  in  einem  Brennpunkte,  vereinigt  sich 
Alles,  was  von  lehrender,  wie  von  praktisch  künstleri- 
scher Thätigkeit  ihm  obliegt.  Indem  er  die  Sacramente  spen- 
det, indem  er  den  sittlichen  und  religiösen  Zustand  jedes  Ge- 
meinegliedes sorgend  überwacht,  indem  er  Tröster,  Helfer,  Ver- 
mittler in  geistiger  wie  in  leiblicher  Noth  wird,  erfüllt  er  den 
höchsten  unter  allen  menschlichen  Berufen.  Es  giebt  schlecht* 
hin  Nichts,  was  den  richtig  ürtheilenden  und  von  sittlicher  Ge- 
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sinnnng  Erfüllten  moiger  begeistern  konnte,  als  der  Gedanke, 
ganz  dem  Dienste  der  Andern  leben  zu  können,  und 
zwar  nicht  mit  zufälligen  oder  vergänglichen  Gaben,  sondern  mit 
dem  Höchsten ,  was  der  Mensch  dem  Andern  zu  bieten  vermag» 
mit  Darreichung  der  ewigen  Wahrheit  in  der  gerade  seinem 
Bedttrfniss  angemessenen  Form.  Dass  dies  Bedürfniss  jene  Thä- 
tigkeit  bei  eigentlich  künstlerischer  Behandlung  unendlich  modi- 
ficiren  und  abstufen  müsse,  wird  im  Folgenden  noch  bestimm- 
ter hervortreten. 

§.  182. 
C.     Die  Gemeine. 

Die  Hervorbringung  einer  Gemeine  ist  das  eigentliche  Ziel 
des  ganzen  religionsbildenden  Processes  und  zugleich  die  gelua- 
gene  Erprobung  seiner  Innern  Macht  und  Wahrheit.  Die  Ge- 
meine in  diesem  universellen  Sinne  ist  die  obje^Jtive  Wirk- 
lichkeit der  Kirche,  ebensowohl  in  Gestalt  einer  einzelnen 
Gemeine,  als  in  der  Kirche  eines  Volkes  oder,  bei  Trennung 
von  Confessionen,  einer  Confession,  oder  endUch  der  allge- 
meinen Kirche.  Es  liegt  aber  in  der  Idee  der  Kirche,  sieb 
zu  universalisiren,  Menschheitskirche  zu  werden;  diese  Ge- 
roeinschaft allein  hat  auch  die  innere  Macht  dazu,  während 
selbst  der  Staat,  trotz  der  Universalität  seiner  Idee,  factisch 
diese  Idee  nur  in  individuellen  Gränzen  ausfuhren  kann. 

Die  Universalisirung  der  Kirche  ist  selber  jedoch  von  dop- 
pelter Art:  es  gilt  ebensowohl  die  religiöse  Wahrheit  dem  Glauben 
und  der  Gesinnung  der  Gemeine  immer  intensiver  einzubil- 
den, als  sie  weiter  über  die  Gemeinschaft  der  Menschen  auszu- 
breiten: letzteres  ohne  jenes  hat  gar  keinen  oder  nur  täuschenden 
Werth.  Nur  in  unauflOsHcher  Verbindung  beider  ist  die  Blüthe  der 
Kirche  zu  erkennen,  nicht  in  der  Entwicklung  äusserlichen  Um- 
fangs  und  notorischer  Macht,  ebenso  wenig  in   der  Ausbildung 
äusserer   Formen.     Wenn    wir    diesem   wahren    Bestände    der 
Sache  gegenüber  auf  die  wetteifernden  Bestrebungen   der  jetzt 
kämpfenden  Kirchen  hinblicken:  so  will  uns  bedünken,  als  wenn 
sie  das  gerade  Gegentheil  des  Hechten  tliäten,  indem   es  ihnen 
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lediglicb  auf  die  äussere  Zahl  der  Bekenner  anzukommen  scheint. 
Jeder  Sehte  Kampf  der  Kirchen  kann  nur  im  Wetteifer  ihrer 
intensiTen  Leistungen  bestehen,  in  der  gesteigerten  Kraft 
flirer  segenbringenden  Wirkungen  innerhalb  ihrer  eigenen 
Gemeinen.  Ihr  Werk  kann  nur  das  des  Friedens  sein:  wo 
sie  Hader  zeugen  und  Glaubensstreit,  da  liegt  gewiss  nur  jener 
falsche,  9usserliehe  Begriff  des  Glaubens  zu  Grunde,  und  der  eben- 
so falsche  Wahn,  als  könne  eine  so  äussere  „ Bekehrung ^^  zu 
einer  andern  Confession  dem  religiösen  Leben  des  Neophyten 
frommen.  Der  religiöse  Process  in  Jedem  ist  ein  eigenthümli- 
eher,  aber  -langsamer,  viele  Stufen  und  innere  Erfahrungen  durch- 
schreitend; jene  gewaltsamen  Rtittelungen  und  Explosionen  sind 
dabei  ohne  allen  Werth. 

L  Jedes  kräftige  und  fruchtbringende  Gemeineleben  ent- 
wickelt sich,  wie  wir  sahen,  aus  der  innigen  Wechselwirkung 
zwischen  dem  Geistlichen  und  seinen  Gemeinegliedern,  und  dies 
bleibt  auch  der  Grundtypus  aller  entwickeitern  Verhältnisse. 
Ein  leitendes  Haupt,  ein  äusseres  Centrum  bedarf  jede  Gemeine, 
tim  nicht  in  Vereinzelung  zu  zerfallen:  auch  die  All-Gemeine, 
4ie  „Gcsammtkirche",  —  wobei  jedoch  die  Folgerung,  dass 
diese'  höchste  Spitze  der  All -Gemeine  nur  in  einer  einzigen 
Person,  in  einem  obersten  Bischoff  sich  abschUessen  könne, 
keinesweges  gerechtfertigt  ist.  Der  hier  vorwaltenden  Idee  der 
freien,  geistigen  Einheit  gemäss  kann  es  ebenso  eine  Synode 
ton  Kirchenhäu'ptern  sein,  die  nach  freier  Berathung  in 
höchster  Instanz  entscheiden.  Dürfen  wir  zugleich  über  die  je- 
denfalls grossartige  historische  Erscheinung  des  Papstthums  hier 
ein  Gutachten  niederlegen:  so  muss  es  uns  für  eine  segensreiche 
Institution  gelten,  so  lange  die  Kirche  an  geistlicher  und  sittli- 
cher Bildung  über  dem  mittelalterlichen  Staate  und  der  Gesell- 
schaft stand,  so  lange  auch  Wissenschaft  und  Cultur  von  ihr  aus- 
gingen und  in  ihrem  Schutze  ruhten.  Damals  war  jene  äussere, 
über  die  Macht  und  die  Gewaltsamkeiten  der  einzelnen  Staaten 
hinausgerückte  Einheit  der  Kirche  heilsam  und  unentbehrlich, 
weil  sie  ein  fester ,  äusserhch  sichtbarer  Repräsentant  der  höch- 
sten Idee  blieb.     Seitdem  Wissenschaft  und  Sitte,   Cultur  und 
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freie  Untersuchung  in  sich  erstarkt  sind  und  eine  von  aller  Auüh 
rität  ungehemmte  Entwicklung  gewonnen  haben,  die  eines  so 
äussern  Haltes  nicht  mehr  bedarf,  ist  jenes  BedOrfniss  nicht  mehr 
vorhanden:  das  Papstthum  hat  seitdem  principiell  abdicirt, .seine 
welthistorische  Bedeutung  verloren.  Doch  könnte  man  es  noch 
immer  als  einen  äusserUch  zweckmässigen  Einheitspunkt  Air  die 
Kirche  betrachten,  bis  es  auch  diesen  Werth  verUert,  sobald  es 
hemmend  auf  die  freie  Entwicklung  derselben  einwirkt  (Vgl. 
§.  180,  IL  b.) 

IL  Jenes  Verhältniss  der  Gemeine  zu  ihrem  GeistUchen  ist 
zuerst  nur  das  receptive.  Er  ist  ihr  nächstes  geistiges  Vor- 
bild; von  ihm  geht  Lehre,  Erbauung,  Hülfe  jeder  Art  aus,  indem 
hier  ein  dem  Verhältnisse  des  Vaters  zu  seinen  Kindern  analoges 
geistiges  Band  —  wechselseitiger  „Pietät"  —  sich  bildet  Ein 
solches  Verhältniss  kann  auch  bei  der  Mehrzahl  der  Gemeine- 
gUeder,  bei  Frauen,  Unerwachsenen,  Kindern,  das  bleibende 
sein:  kurz  überall,  wo  die  geistliche  „Unmündigkeit"  noch  nicht 
abgestreift  ist. 

Mehr  und  mehr  jedoch  wird  sich  jener  bloss  einseitigen  Re- 
ceptivität  das  Verhältniss  der  Zusammenwirkung  beigesellen. 
Diaconen,  Kirchenälteste,  kurz  Vorsteher  der  Gemeine  werden 
als  Beirath  und  Ergänzung  dem   GeistUchen   zur  Seite  treten. 
Dies  wird  sich  endlich  zur  freien   Gemeineverfassung  aus- 
bilden, durch  welche  sich  die  Gemeine  als  organisirte  kirch* 
liehe  Corporation  ebenso  hinstellt,  und  ihre  religiösen  Ge- 
meineinteressen   ebenso    selbstständig  und   mündig  vertritt 
innerhalb  der  allgemeinen,  sie  umschliessenden  Kirche,  wie  wir 
'  dies  im  Staate  bei  der  Ortsgemeine  fanden.   Wahlrecht  ihres 
Geistlichen,    selbstständige    Verwaltung  ihrer  religiösen   und 
wohlthätigen  Stiftungen  durch  die  Gemeineältesten,  Sorge  für  den 
religiösen   und   sittlichen  Zustand   der  Gemeine   oder    einzelner 
Glieder  mit  Unterstützung  des  GeistUchen:  —  dies  möchten  ihre 
Hauptrechte  und  Pflichten  sein.    W^enn  künftig  eine  Analogie  von 
Kirchenzucht  wieder  mögUch  sein  soll,  welche,  sofern  sie  ne^ 
ben  der  Sittenpolizei  bestehen  will,  nur  die  innere  Gesin- 
JAung  und  die  allgemeine  religiöse  Bildung  im  Auge  behal- 
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ten  kana:  80  wird  sie  sich  allein  vom  religiösen  Geniein- 
geist Aller  getragen,  d.h.  innerhalb  eines  freien  Gemeine- 
lebens verwirklichen  lassen.    Sonst  misslingt  sie  sidierlich. 

UI.  Um  den  gesammten  kirchlichen  Organismus  zu 
ordnen  und  diese  Ordnung  zu  überwachen,  vnrd  eine  Abstufung 
von  Kirchenbehörden  nöthig  werden,  welche  für  die  stete 
Erhaltung  der  drei  nachgewiesenen  Theile  desselben:  des  theo- 
logischen Lehrstandes,  der  Geistlichkeit  und  der  Ge- 
meine, in  ihrem  rechten  Verhältnisse  zu  einander  zu  sorgen 
hat  Wie  jene  Kirchenbehörden  bestimmter  zu  gliedern  seien, 
ob  sie  in  ihrer  höchsten  Spitze  in  den  Staat  einmünden,  also 
eine  höchste  geistliche  „Staatsbehörde^^  zu  lassen  und  so 
dem  Staate,  als  der  allgemeinen  Rechts-  und  Oberaufsichts- 
macht, die  selbstgegebenen  Gesetze  und  Anordnungen  der 
Kirche  zum  Schutze  zu  übergeben  seien:  oder  ob  die  Kirche 
über  den  einzehien  Staat  hinausgehen  und  einen  ausser  ihm  lie- 
genden weitem  Verband  suchen  solle;  darüber  hegt  keine  end- 
gültige Entscheidung  in  der  reinen  Idee  der  Kirche,  sondern 
es  hat  sich  factisch,  durch  die  historische  Entwicklung,  in  den 
einzelnen  Kirchen  verschieden  gestaltet.  Daher  Mt  auch  die 
Controverse  darüber  ganz  ausserhalb  der  Ethik,  welche  nur  an- 
zueriiennen  hat,  dass  in  beiden  Formen  der  innere  Zweck  der 
Kirche  erreicht  werden  könne.  Dagegen  hat  sie  hervorzuheben, 
dass,  im  Unterschiede  von  den  Staatsbehörden,  welche  das  Recht 
und  die  Pflicht  positiven  Eingreifens  und  rechtlichen  Zwanges 
besitzen,  die  obersten  Kirchenbehörden  nur  die  Pflicht  der 
Aufsicht  und  äussern  Leitung  haben:  eines  positiven  Ein- 
greifens und  vor  Allem  des  Zwanges  haben  sie  sich  sorgföltig  zu 
enthalten,  weil  darin  das  ganze  Princip  der  Kirche,  durch  freie 
Ueberzeugung  zu  wirken,  auf  das  Tiefste  verläugnet  villrde. 

Auch  was  die  vielverhandelte  Controverse  über  das  Verhält- 
niss  von  Kirche  und  Staat  betrifl*t,  so  hat  die  Ethik,  wenn 
sie  sich  hüten  will,  factische  Maassnahmen  und  zeitweise  Vorkeh- 
rungen der  Noth  nicht  mit  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  zu  ver- 
wechseln, nur  auf  das  Grundverhältniss  hinzuweisen,  wel- 
ches der  Staat  nicht  allein  zur  Kirche,   sondern  zu  allen  hu- 
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manen  Instituten  einzunehmen  hat  Er  dient  ihren  bohem 
Interessen,  für  welche  er  selber  nur  Mittel  zu  sein  sich  bewusst 
ist.  Er  hat  daher  die  Pflicht,  den  äussern  Unterhalt  ihnen  zu 
gewähren,  und  den  Schutz  derjenigen  Rechte  zu  sichern,  welche 
Bedingungen  ihrer  eigenthümlichen  Thätigkeit  sind. 
Am  Allerwenigsten  f^lt  es  daher  dem  Staate  ein,  sie  in  dieser 
Thätigkeit  bevormunden  oder  leiten  zu  wollen.  So  hat  die  Kirche, 
ebenso  wie  Wisseoschafl  und  Kunst,  das  Recht  der  vollen  Un- 
abhängigkeit vom  Staate  und  der  ungehemmten  Wirk- 
samkeit in  der  eignen  Sphäre:  so  lange  sie  nidit,  freilich 
im  Missverständnisse  ihres  eigenen  Berufes  und  Werthes,  sich 
feindlich  gegen  ihn  kehrt  oder  gegen  die  allgemein  humanen 
Interessen,  durch  Intoleranz  gegen  die  Andersgläubigen,  durdi 
den  schon  geschilderten,  innerlich  unwahren  oder  begriifswidrigen 
Bekehrungseifer,  Oberhaupt  durch  hierarchische  CIrelilste.  Dann 
verfallt  sie  jedoch  den  allgemeinen  Strafgesetzen  des  Staates  und 
ist  nach  diesen  zu  behandeln:  —  ein  System,  welches  z.  B.  in 
Belgien  durchgeführt  wird.  Wenn  der  gegenwärtige  Staat,  der 
alle  Richtungen  der  Bildung  gleichmässig  zu  schätzen  hat,  eine 
einzelne,  die  sich  aggressiv  gegen  die  andern  hervordrängt,  ein- 
schränkt und  Ueberschreitungen  bestraft,  so  erfüllt  er  nicht  nur 
eine  Pflicht  g^n  sich  selbst,  sondern  eine  allgemeine  gegen  die 
humane  C^meinschaft. 

§.  183. 
2.     Der  Cultus. 

Der  Cultus,  die  „öffentliche  Gottesverehrung^S  ist  religiö- 
ser Act  der  Gemeine,  zugleich  mit  dem  Bewusstsein  dieser 
religiösen  Gemeinschaft.  Desshalb  bedarf  es  dabei  auch  eines 
äusserlichen  Zusammentretens  derselben,  nach  festen,  Ton 
der  Gemeine  anerkannten  Formen  und  rituellen  Gebräuchen. 
Häuslicher  Gottesdienst^  ^oradische  Zusammenkünfte  zu  wechsel- 
seitiger Eiimuung  genügen  hier  nicht,  um  den  Begriff  des  Cultus 
zu  vollenden;  auch  wird  Keiner  bloss  durch  den  Antheil  an  je- 
nen Mitglied  einer  Gemeine  oder  Kirche.  Es  bedarf  dazu  eines 
Anschlusses  an  die  öffentliche,  gemeinsame  Andacht:  ebenso  wie 
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auch  die  Kirche  erst  in  ihrem  Cultus  sich  versichtbart  auf 
die  höchste  reale  und  ideale  Weise.  In  einer  religiös  erhobe- 
nen, von  Einem  Gefühle  der  Andacht  verschmolzenen  Gemeine 
ist  die  Gegenwart  des  göttUchen  Geistes  das  eigentlich  Gemein- 
schaftstiftende und  Kirche  Gründende. 

I.  Er  führt  diesen  Beweis  seiner  Gegenwart,  indem  er  im 
Cultus  die  Versammelten  ergreift  und  sie  zur  gediegenen 
Einheit  einer  Gemeine  zusammenfasst.  Dies  das  Speciflsche, 
und  zugleich  das  Erhabene  und  Wunderbare  gemeinsamer 
Andacht.  Der  GeistUche  und  die  äussern  Gebräuche  des  Cultus 
haben  darin  nur  die  Initiative  zu  ergreifen,  indem  sie  die  Ge- 
mflther  zu  stimmen,  die  Andacht  zu  wecken  suchen.  Ebenso  ist 
aber  auch  jeder  Einzelne  mitthdtig;  das  Dritte  aber,  durch  wel- 
ches die  Gemeinschalt  im  Gefühle  der  Andacht  erst  hervoi*geru- 
fen  und  besiegelt  wird,  ist  der  göttliche  („heilige^')  Geist,  dessen 
(jegenwart  allein  ihr  Werk  vollenden  kann.  Desswegen  bleiben 
viele  äusserlich  veranstaltete  Andachten  nur  Versuche,  Ansätze 
zur  wahren,  weil  der  heiUg  einigende  Anhauch  ihnen  ausbleibt 
oder  flüchtig  nur  Einzelne  ergreift,  id  sehr  verschiedener  Inten- 
sität und  Klariieit.  Dies  ist  nach  dem  innei^ten  Gesetze  der 
menschlichen  Natur,  welches  wir  kennen  gelernt,  weder  zu  .ver- 
^vundem,  noch  ist  darum  die  feste  Gewohnheit  der  Andacht 
«in  Ueberflüssiges  oder  Widersinniges.  Das  Höchste  im  Men- 
schen, seine  Vollendung  und  innere  Verewigung  durch  die  An- 
dacht, kann  nur  als  eine  unwillkürUch  ihn  ergreifende  Macht, 
als  ein  Kommendes  und  Gehendes,  von  ihm  empfunden  werden. 
Wer  aber  nur  einmal  jene  geheimnissvolle  W^eihe  genossen  hat, 
—  und  wohl  Keinen  giebt  es  unter  den  Menschen,  dem  diese  Er- 
fahrung ganz  fremd  wäre,  —  der  muss  sich  bekennen,  wenn  er 
nur  einen  Augenblick  die  psychologische  Eigenthümlichkeit  die- 
ser Erschdnung  erwägt,  dass  hier  eine  „Eingebung^^  ihn 
ftbermannt,  zu  deren  Intensität  er  willküriich  Nichts  hinzufügen 
kann,  aus  deren  Wirkung  jedoch  er  eine  nie  geahnete  und  durch 
Anderes  schlechthin  nicht  zu  ersetzende  Kraft  und  Erhebung 
«chöpft  Desshalb  muss  die  Andacht,  ganz  analog  der  „Tugend- 
feädung^^,  auch  eine  Seite  der  Uebnng  erhalten,    weiche  nach 
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ebenso  begreiflichen  psychologischen  Gründen ,  durch  das  Beispiel 
der  Gemeinsamkeit  und  durch  die  Wirkungen  der  Theiloahme 
unbestimmbar  gesteigert  wird.  Das  Gemüth  soll  sich  bereit- 
halten zum  Empfange  der  hohem  Gabe,  diese  Empfön^cfakeit 
daher  in  sich  ausbilden  und  zu  steigern  suchen.  Dies  der  ethi- 
sche BegriiT  und  Werth  des  gemeinsamen  Cultus. 

II.  Desswegen   muss    er  in  seiner  Höhe  und   Ausbildung 
ebenso  sehr    ein   didaktisches  als    ein    rituell-symbpli- 
sches  Element  enthalten.     Wenn  letzteres    durch   künstlerische' 
Darstellung  die  religiöse  Stimmung  anzufachen  sucht,  die  im- 
mer nur  eine  vorübergehende,  steigende  und  sich  senkende  sein 
kann,    so  soll  jenes  die  Flüchtigkeit  der  Stimmung,    durch  das 
Element  der  denkenden  Betrachtung  und  Belehrung,  zu  bleibeor 
den  Ueberzeugungen  und  Vorsätzen  zu  verkörpern  suchen.   Kein 
Element  darf  sich  jedoch  völlig  vom  andern  lösen:   das  didak- 
tische allein  erzeugte  nicht  Andacht,  sondern  theoretische  Ueber- 
zeugung;  das  rituelle  allein  Uesse  zuletzt  nur  die  Leere  eines 
Cerimonialdienstes  zurück. 

III.  Bekannt  ist,  dass  die  altern  vorchristlichen  Culten  nur 
in  rituell -symboUschen  Handlungen  bestanden.  Dem  Protestan- 
tismus hat  man  vorgeworfen ,  dass  er  das  didaktische  Element 
im  Gottesdienste  zu  einseitig  vorwalten  lasse.  Je  inniger  dage- 
gen beide  Elemente  in  der  Gesammtheit  des  Cultus,  wie  in 
jedem  einzelnen  Acte  desselben  sich  durchdringen,  desto  mehr 
entspricht  dieser  seinem  Begriffe.  Dazu  bedarf  es  zweier  Be- 
dingungen: der  ritueUe  Cultus  muss  eine  so  reiche  und  sinn- 
volle Abwechslung  von  Symbolen  darbieten,  dass  sie  durdi  ihre 
Wiederholung  nie  bis  zu  abstumpfender  Gewohnheit  herabsinken^ 
ihre  erregende  Wirkung  nie  verfehlen.  Sodann  müssen  sie  aber 
auch  eben  desshalb  für  die  theilnehmende  Gemeine  durchaus 
verständhch  sein  und  in  einer  Form  und  Folge  den  religiösen 
Gedanken  ihr  versinnbilden ,  welche  ihrer  ästhetischen  Fassungs- 
kraft durchaus  angemessen,  ihr  Gefühl  nur  zu  steigern  vermag. 
Im. rituellen  Cultus  daher  wird  am  Meisten  das  Princip  der  Per^ 
fectibiliät  und  der  Veränderlichkeit  vorschlagen  müssen,  weil  das 
Symbol   gar  keinen  selbstständigen  Werth  besitzt,  son- 
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dern  ihn  nur  von  der  dadurch  erregten  Stimmung  empfangen 
kannj  somit  ersetzt  werden  muss,  wenn  die  allgemeine  Bil- 
dung sich  von  ihm  abgewendet  oder  dasselbe  überstiegen  hat.  Dies 
ist  einer  der  wichtigsten,  bisher  jedoch  fast  ganz  übersehenen 
Gesichtspunkte  bei  Beurtheilung  dieses  wichtigen  Gegenstandes. 

(Will  man  unbefangen  sein,  so  kann  man  nicht  umhin  zu 
gestehen,  dass  die  Symbole  und  Riten  des.  kathoUschen  Gottes- 
dienstes für  die  Zeit,  in  der  sie  entstanden  und  sich  ausbilde- 
ten, jenem  Zwecke  auf  das  Sinnvollste  und  Vielseitigste  entspra- 
chen, und  zugleich  einen  Charakter  wahrhafter  Schönheit  und 
ernster,  keuscher  Kunst  entfalteten,  der  auch  vom  ästheti- 
schen Standpunkte  betrachtet,  zu  den  reichsten  und  tadeUose- 
sten  Kunsterscheinungen  in  der  Weltgeschichte  gehört.  *)  Hier 
war  es  wirklich  ein  durch  religiöse  Begeisterung  gewecktes 
productives  Vermögen.  Desswegen  konnte  jener  Geist  auch  jahr- 
hundertelang auf  die  eigentUche  Kunst  befruchtend  wirken  und 
in  ihr  eine  ganz  neue  Welt  uns  heraufführen.  W^as  daran  jetzt 
und  für  die  Zukunft  noch  von  Dauer  sei,  ist  eine  factisch  zu 
lösende,  keine  ethische  Frage.  Nur  so  viel  steht  fest,  dass  die 
nächste  Gegenwart  nicht  im  Stande  scheint,  etwas  irgend  Genü- 
gendes an  die  Stelle  zu  setzen,  dass  sie,  auch  in  dieser  Bezie- 
hung ohne  alle  erzeugende  Kraft,  sich  als  unproductive  Zwischen- 
periode,  als  Epoche  des  Wartens,  ankündigt  Ist  jedoch  ein- 
mal die  Zeit  einer  Wiedererneuerung  und  Vereinigung  der  jetzt 


*)  Auf  dass  man  nicht  glaube,  es  sei  hierin  etwas  Unerwogenes  oder  aus 
irgend  einer  Vorliebe  Uebertreibendes  behauptet,  möge  es  uns  vergönnt  sein, 
auf  das  vortreffliche  Werke  von  Staudenmaier  zu  verweisen :  „D e r  G e i s t 
des  Christenthums,  dargestellt  in  den  heiligen  Zeiten,  in  den 
heiligen  Handlungen  und  in  der  heiligen  Kunst";  zweite  verbes- 
serte Auflage.  II  Bde  1838.  Es  wird  in  ihm  das  katholische  Kirchenjahr  nach 
seinen  altüberlieferten  Gebräuchen  und  mit  den  darauf  sich  beziehenden  eben 
so  alten  kirchlichen  Hymnen  beschrieben   und  historisch  gedeutet. 

Nur  der  leider  so  eingewurzelte  confessionelle  Widerspruchsgeist  von  bei- 
den Seiten,  der  in  steten  Retorsionen  sich  gefällt,  oder  gänzlicher  Mangel  an 
religiösem  Sinne  kann  von  der  Grossartigkeit  dieser  religiösen  Kunstschöpfung 
unergriffen  bleiben  ;  und  desshalb  hielten  wir  uns  ausdrucklich  für  verpflichtet, 
auf  jenes  Werk  hinzuweisen,  um,  wenn  auch  nur  in  historischer  Absicht, 
unbegründete  Vorurtheile  zu  zerstreuen. 
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zersplitterten  christlichen  Kirchen  gekommen:  dann  wird  die 
neue  religiöse  Weihe  und  die  tiefer  angefachte  Glaiibensin- 
brunst  auch  einen  erneuerten  Cultus  und  eine  neue  religiöse 
Kunst  uns  zu  schaffen  vermögen,  fUr  weldie  sich  in  der  tie- 
fer erkannten  Natur  reichere  und  grossartigere  Symbole  dar- 
bieten werden,  als  sie  der  altem  Form  der  Religion  zugftnglich 
waren,  welche  auf  den  engen  historischen  Cyklus  gewisser 
Formen  beschiänkt  blieb.  Ueber  diese  Zukunft  der  Kirche  je- 
doch Bestimmteres  ttussem  zu  wollen,  wäre  vergeblich  und 
unbesonnen.  Die  Speculation  vermag  nie  an  die  Stelle  des  schö- 
pferischen Lebens  zu  treten  und  dies  zu  anticipiren.  Wohl  aber 
kann  es  erlaubt  sein,  als  Vermuthung  auszusprechen,  welche 
Wahrheit  allein  es  sein  könne,  deren  erneuertes  Erwachen,  übri- 
gens in  stätiger  Continuität  mit  der  bisherigen  Form  des  Chri- 
stenthums,  welches  sie  schon  längst  besiUt,  einen  neuen  Glau- 
bensaufschwuiig  bereiten  könne.  Es  ist,  wie  wir  aus  vielen  Grün- 
den darthaten,  die  Zuversicht  von  der  persönlichen 
Fortdauer  des  Menschen,  vom  Reiche  Gottes,  vor  de- 
ren Grösse  alle  weltlichen  Maassstäbe  verschwinden,  irdisches 
Streben,  wie  irdische  Furcht  gleich  nichtig  erscheinen.  Wir 
können  sogar  nicht  umbin,  wenigstens  darin  im  Islam  ei- 
nen Fortschritt  über  das  jeweilige  Christenthum  zu  finden, 
<lass  er  seinen  Gläubigen,  wenn  audi  in  roh  sinnlichen  Bil- 
dern, die  Zuversicht  des  künftigen  Paradieses  energisch  einzu- 
flössen wusste.  Die  grossen  äussern  Wiriiungen  dieses  Glau- 
bens sind  dort  nicht  ausgeblieben:  es  ist  bekannt,  dass  er 
eine  welterobernde  Macht  wurde,  nicht  minder,  wie  in  der  er- 
sten Christengemeine  gerade  der  Glaube  an  Christi  Auferste- 
hung, an  eine  künftige  Vereinigung  mit  ihm  im  Reiche  des 
himmlischen  Vaters,  der  zündende  Funke  wurde,  von  wel- 
chem aus  das  Christenthum  in  den  Gemüthem  _sich  verbrei- 
lete.  In  diesem  erneuerten,  vertiefteren ,  von  allen  Resul- 
taten der  Wissenschaft  bestätigten  Glauben,  welcher  die 
ganze  Welt  der  Erscheinung  und  Vergänglichkeit 
mit  gedankenklarer  und  bewusster  Mystik  in  eine 
Gegenwart  ewiger,    unvergänglicher    Substanzen  zu 
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verwandeln  vermag,  sehen  wir  die  erneuerte  Zukunft  des 
Christenthums.  Wenn  einst  alle  seine  Lebren  und  Abzeichen 
die  Nichtigkeit  des  Todes  und  der  Schrecken  der  Endlichkeit 
predigen:  dann  ist  das  Christenthnm  die  wahrhaft  „triumphi- 
rende"  Kirche  geworden,  denn  sie  hat  die  Welt  und  den  Tod 
aufs  Eigentlichste  in  unserm  Innern  überwunden.  Dann  wer- 
den die  neuen  begeisternden  Thaten  auch  nicht   ausbleiben.) 

§.  184. 
3.     Die   Seelsorge. 

I.  Im  Cultus  stellt  die  Gemeine  sich  dar  als  untheilbares 
Ganze,  als  eine  durch  Andacht  vereinigte  Gesammtheit.  Aber 
zugleich  besteht  sie  in  Mitgliedern  von  verschiedener  sittUch- 
religiöser  Bildung  und Empftinglicbkeit,  somit  von  verschiede- 
nem religiösen  Bedürfnisse.  So  muss  die  geistliche  Sorge 
der  Kirche  innerhalb  der  Gemeine  jenem  Bedürfnisse  der  Ein- 
zelnen sich  anpassen:  dies  individualisirende  Princip  ver- 
tritt die  Seelsorge  in  weitester  Bedeutung.  Durch  sie  ist  der 
Organismus  der  Kirche  auch  nach  Innen  vollendet:  ihr  Geist 
durchdringt  mit  allgegenwärtiger  Lebendigkeit  und  absolut  zweck- 
mässiger Wirkung  ihre  einzelnen  Theile,  wie  die  Seele 
ihren  Leib. 

II.  Die  Wirksamkeit  der  Seelsorge  ist  doppelter  Art:  in- 
tensiv, wie  extensiv.  In  jener  Hinsicht  hat  sie  jedes  Güed 
der  Gemeine  von  der  Geburt  an  durch  alle  wichtigen  Momente 
des  Familienlebens  hindurch  bis  zum  Grabe  mit  dem  tröstenden, 
mahnenden,  erhebenden  Beistand  der  Religion  zu  begleiten,  sei- 
ner eigenthümlichen  Lage  und  seinem  Bedürfuiss  gemäss.  Aber 
auch  andrerseits  soll  die  Seelsorge  die  innere  Kraft  der  Religion 
bewähren,  indem  sie  Selche,  die  ausser  der  Gemeine  stehen, 
welche  der  Beseligung  der  Religion  noch  nicht  theilhaftig  ge- 
worden sind ,  in  ihre  Gemeinschaft  hineinziehe ,  und  so  immer 
von  Neuem  den  „Beweis  des  Geistes  und  der  Kraft**" 
von  sich  führe.  So  geht  die  Thäligkeit  von  der  Wirkung  auf 
den  Einzelnen  aus  —  Seelsorge  im  engern  Sinne;  —  findet 
im  religiösen  Geiste  der  Familie  ihren  eigentlichen  Heerd 
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und  Mittelpunkt,  und  ei-weitert   sich  unablässig  und   ins -Unbe- 
dingte nach  Aussen  durch    die  geistliche  Mission. 

§.  185. 
A.    Die  Seelsorge  im  engern  Sinne. 

Wiewohl  sie  sich  nicht  über  den  Bereich  der  Gemeine  aus- 
dehnt, so  ist  sie  doch  innerhalb  desselben  durchaus  universell 
und  von  der  vielseitigsten  Wirkung.  Gerade  dadurch  steht  der 
Einzelne  ausser! ich  mit  der  Gemeine  in  Verbindung,  wird  er 
innerlich  immer  tieferund  geistiger  ihr  einverleibt,  dass  auch 
sein  individuelles  sittliches  und  religiöses  BedUrfniss  Befrie- 
digung findet  durch  die  Veranstaltungen,  welche  in  der  Gemeine 
dafür  getroffen  sind.  Hiermit  werden  wir  zu  den  fQr  die  ge- 
wöhnliche Bildung  verfänglichen  Gegenständen  der  „Beichte^^ 
und  der  „Kirchenzuchf  hingeführt,  in  deren  alten,  längst- 
begründeten Einrichtungen  wir,  der  herrschenden  Meinung  zu- 
wider, weder  etwas  Antiquirtes  und  Ueberzeitiges ,  noch  etwas 
unbedingt  Wiederherzustellendes,  sondern  nur  einen  Anfang, 
wenn  auch  einen  kräftigen  und  vielfach  segensreich  geworde- 
nen Anfang  desjenigen  erblicken  können,  was  im  Fortschreiten 
der  sittlichen  und  religiösen  Bildung  die  Seelsorge  zu  werden 
vermöchte,  wenn  man  auch  hier  vom  Aeusserlichen  ins  Innere, 
von  der  Form  zum  Wesen  vordringen  wollte.  —  Wir  erklären 
uns  näher  im  Folgenden. 

I.  Wie  der  „Cultus",  so  ist  auch  die  Seelsorge,  ganz 
allgemein  betrachtet,  eine  der  hochstehendsten  Formen  der  „hu- 
manen Gemeinschaft"  (§.  173,  IV.).  Nicht  bloss  für  Er- 
kenntniss-,  Kunst-  und  Gemüthsergänzung  ist  der  Mensch  dem 
Menschen  höchstes  Bedürfniss:  auch  in  der  sittlichen  Selbstbil- 
dung, in  der  religiösen  Entwicklung,  mögen  beide  auf  den  unter- 
sten Stufen  sich  befinden  oder  dem  Stadium  der  Reife  sich  an- 
nähern ,  kann  nur  der  Mensch  dem  andern  Vorbild  und  Bera- 
ther sein.  Ja,  mit  seinen  Zweifeln  und  geheimen  Kämpfen 
dem  Andern  sich  aufschliessen  zu  können,  von  der  drückenden 
Last  eines  Sündengeheimnisses,  einer  langverschleierten  morali- 
schen Verwicklung  durch   die  energische  That  eines  reuevollen 
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Bekenntnisses  sidi  zu  befreien,  dies  ist  schon  der  erste  Schritt 
zur  Sittlichen  Umkehr.  Man  macht  sich  dabei,  unter  An- 
hängern wie  Gegnern  dieses  Instituts,  eine  ganz  falsche  Vorstel- 
lung Yon  dem  Verhfiltniss  des  Beichtigers  und  von  der  etwa  durch 
ihn  auszuspredienden  „Sündenvergebung^S  wenn  man  in  ihm 
die  Initiative  daitlr  zu  finden  glaubt  Der  Hauptnachdruck  und 
der  eigentlidie  Werth  liegt  in  der  eigenen  That  des  Beich- 
tenden, in  dem  hervorgebrachten  Bewusstsein  der  Reue,  in  dem 
tiefen  Drange  der  „Busse^S  dem  Wunsche,  die  That  ungesche- 
hen zu  machen  und  in  ihren  äussern  Folgen  zu  tilgen.  Der 
Beiditiger  ist  nur  Zeuge  von  dem  Ernste  und  der  Innigkeit 
jener  Reue,  und  der  Helfer,  um  sie  in  uns  hervorzubringen. 
Will  man  dabei  den  Ausdruck  „Sündenvergebung^^  festhal- 
ten, so  ist,  falls  man  ihn  richtig  und  in  seiner  Tiefe  versteht, 
Nichts  wider  ihn  einzuwenden.  Das  Böse  ist  seinem  Wesen 
nach  reparabel,  der  Mensch  wiederherzustellen  aus  seiner  Ver- 
strickung in  die  Sünde,  weil  sie  nur  die  Irmiss  des  Willens, 
Verisehrung  desselben  in  ein  gewolltes  Falsche  ist  (Ethik,  §.  41.). 
Desshalb  tilgt  eine  wirkliche  Reue  jenes  falsche  Wollen  der 
Sünde  in  uns:  die  wahre  Reue  ist  Abscheu  derselben,  innere 
Ueberwindung  des  Hanges  zu  ihr.  Noch  tiefer  jedoch  er- 
kannten wir,  dass  die  Fähigkeit  der  Sünde  in  uns,  nicht 
durch  menschliche  Veranstaltung,  sondern  nur  durch  ein  hö- 
heres Wollen,  durch  die  Kraft  eines  neuen  Willens  in 
entselbstender  Begeisterung  („Wiedergeburt")  getilgt  werden  könne 
(§.  48.  50.).  Dies  ist  die  Sündenvergebung  in  tiefster  und  letz- 
ter Instanz:  der  innerste  Urquell  der  Sünde  wird  zerstört, 
weil  ein  neues  WiUensprincip  jenen  fiüheren  Regungen  ihren 
Platz  entzogen  hat.  So  ist  es  in  jenem,  wie  in  diesem  Sinne, 
nur  Gott,  der  die  Sünde  vergiebt,  aber  auf  keine  magische, 
unergründliche  Weise,  vielmehr  also,  dass  wir  das  „Vergeben- 
sein" wirklich  in  uns  empfinden  durch  die  wachsende  Stärke 
eines  neuen  Lebens. 

H.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  nun  Nichts  natürlicher 
und  vemunftgemässer.  Nichts  durch  die  allgemeine  Natur  des 
Menschen  gerechtfertigter,    als  die  kirchliche  Einrichtung:    be- 
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stimmte  Epochen  festzusetzen,  wo  Jeder   zu  sittlicher  SelbstpriP 
fung  gemahnt  wird,  eine  Zeit  „allgemeiner  Beichte^^  Ebenso 
kann  der  regelmässige  Beichtiger  oder   Gewissensrath  nicht  im 
Freunde ,  im  Lehrer,  in  einem  durch  verwandtsdialUiches  Band 
an  uns  Geketteten  gefunden  werden:   hier  liegt  kein  auf  GeRÜil 
oder    auf   subjectiven   Ergänzungen    beruhendes    Veiiiältniss  zu 
Grunde,    sondern  das  ganz  unpersönliche  einer   streng   unpar- 
teilichen  Sittenbeurtheüung.      Dies  Verhällniss  kann  daher  zu* 
nächst  nur  auf  den  Geistlichen  der  Gemeine,  da  aber  auch  hier 
freie  Auswahl  des  Vertrauens  und  geistige   Anziehung  stattfinden 
soll ,   auf  jedes  andere  MitgUed  des  geisthchen  Standes  oder  der 
Gemeine  sich  beziehen.     Da  jedoch  dasselbe  die  vielseitigste  und 
geradezu  die  wichtigste  Thätigkeit  des   Geistlichen  in  Anspruch 
nimmt:     so    soll  er  auch  auf  diese   Seite   seiner  Thätigkeit  am 
Tüchtigsten  sich  vorbereiten ;  nicht  durch  kirchlich-ascetische  Vor- 
Übungen  oder  unbrauchbare  Casuistik,  sondern  durch  freie,  aber 
tief  gegründete  ethisch -psychologische  Einsichten.     Und  in  die- 
ser Richtung,  erachten  wir,  muss  das  Verhältniss  des  Geistlichen 
zu  den  Gemeinen   künftig  ganz  neu  sich  gestalten,  keinesweges 
gerade  durch  äusserUche  Anordnungen   oder  veränderte  Formen, 
sondern  durch  einen  neuen  Geist  in  Behandlung  derselben.  Wie 
das  Princip    der  christlichen    Religion,    richtig   er- 
kannt und  zu  eigentlicher  Geltung  gebracht,  jeder 
Bildung   gewachsen,   jedem  menschlichen   Zustande 
absolut  überlegen    ist,    so   soll   diese    innerlich   ihr 
beiwohnende  Gewalt,    wie  in  der  Lehre,    so   auch  in 
ihrer  praktisch-seelsorgerischen  Anwendung  zu  vol- 
1er  Geltung   gelangen.     Dies  ist  bisher  noch   nidbt  gesche- 
heu;  nur  desshalb  haben  die  „Gebildeten'%  und  keinesweges 
aus  bloss  frivolen  Gründen,  von  der  innem  Verbindung  mit  dex 
Kirche  sich  abgelöst.     Sie  mussten  sich  gestehen,   dass  sie,  1^ 
diesen  Kreis  getreten,    sogleich  beschränkten   Vorstellungen  ur:B.^ 
unklarem  Beginnen   sich  hingegeben    sehen.     Sie    mussten   b 
merken,    dass  je  grösser  in  Einzelnen  die  kirchliche  Frömmi 
keit,  desto  beschränkter  und  lückenhafter  ihre   allgemeine  Bi-^' 
düng  erscheine.     Es  ist  wahr,  dass  diese  wechselseitige  UnaX^ 
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treDoIichkeit  nur  auf  einem  Vorurtheile  beruhe,  aber  auf  einem^ 
solchen,  welches  nach  seinem  grössten  Theile  nur  die  bisherige, 
gänzlidi  ungenügende  Weise  verschuldet  hat,  wie  die  christli- 
chen Heilswahrheiten  in  der  Kirche  selber  bisher  aufgefasst  und 
durch  die  Seelsorge  verbreitet  werden.  Wir  verweisen  darüber 
auf  unsem  Erweis  von  der  nothwendigen  Perfectibilität  des  Kir» 
«hensymbols. 

in.  Nach  dem  Bisherigen  wird  auch  der  Begriff  der  „ Kir- 
chenzucht'* ein  allgemein  berechtigter  und  völlig  unverßlng- 
licher.  Nur  kann  er  nicht  mehr  auf  der  verkehrten  Einmir 
schung  rechtlicher  Begriffe  beruhen,  zu  „Kirchenstrafen"  füh- 
ren, oder  gar  das  „Strafrecht"  der  Kirche  von  einer  vermeint- 
lich an  sie  übertragenen  „Strafgerechtigkeit"  Gottes  ableiten. 
(Vielmehr  möchten  wir  wissen,  wie  irgend  eine  menschliche  An- 
stalt vor  der  Vernunft  den  Beweis  fuhren  will,  ein  solches 
Strafrecht  von  Gott  zum  Lehen  zu  tragen!  Bei  solchen,  mit 
äusserUchen  Begründungen  sich  verbrämenden  Abergläubigkeitea 
der  verschiedenen  Kirchen  ist  ein  filr  allemal  an  Lessing*s  Na- 
than zu  erinnern ! ) 

Vor  den  Bereich  der  Kirche  und  Seelsoi^e  gehört  nur  die 
innere  Gesinnung.  Diese  kann  nicht  bestraft  werden,  son- 
dern nur  die  Vergehungen,  in  denen  sie  etwa  sich  darlegt:: 
diese  fallen  dem  Staate  anheim,  entweder  für  seine  Strafge- 
walt, oder  als  Gegenstand  seiner  verhütenden  und  erziehendea 
Thätigkeit  in  der  Sittenpolizei.  Durch  die  Seelsorge  kann 
nur  die  Gesinnung  umgewandelt,  „bekehrt"  werden.  So  ge- 
wiss aber  die  Gemeine,  nicht  zwar  ein  rechtlicher,  wohl  aber 
«in  auf  religiös-sittlicher  Grundlage  ruhender  Verein 
wechselseitiger  Theilnabme  an  einander  ist:  so  gewiss  hegt  sie: 
«in  ebenso  natürliches,  als  sittlich  berechtigtes  Interesse  an  dem 
moraUschen  Wohle  eines  Jeden  ihrer  Gemeineglieder,  und,  was 
unabtrennlich  davon  ist,  sie  sucht  ihm  hülfreich  entgegenzukom- 
men, oder,  wenn  er  jenes  Verbandes  durch  öffentliche  Hand- 
lungen oder  geäusserte  Gesinnungen  dauernd  sich  unwerth  zeigt,, 
muss  ihr  das  Recht  erwachsen,  durch  einen  gleichfalls  öffent- 
lichen Act  ihn  von  sich  auszuschUessen.  Es  ist  dies  kein  Recht,, 
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iwelches  die  Kirche  «Hflschliesslich  sich  anmaasst,  sondeni 
en  liegt  folgerichtig  im  Geiste  jeder  Association  und  VerbrOde* 
ning  zu  irgend  einen  objeotiveii  Zwecke;  und  keine  wird  sich 
denken  lassen ,  ohne  das  Recht  jedes  Theilhabers  frei  aus  ihr 
herauszutreten,  wie  umgekehrt,  ohne  das  Recht  der  Gemein- 
schaft, die  dem  objectiven  Zwecke  Widerstrebenden  von  sich 
auszuschliessen.  (Wir  erinnern  dabei,  um  die  Beurtheilung  TöUig 
unbefangen  zu  stimmen,  an  einen  analogen,  weil  auf  Humani- 
tät gegründeten  Bund :  den  Freimaurerorden.  Auch  dieser  übt 
eine  Aufsicht  tiber  die  Moralität  seiner  Mitglieder,  und  beansprucht 
das  Recht,  nadidem  eine  bestimmte  Abstufung  von  Warnungen 
und  Rügen  yergeblich  gebUeben,  die  Unwürdigen  von  sich  aus* 
zusddiessen.  Dass  dies  unter  demselben  Schleier  des  Geheim* 
nisses  geschieht,  welcher  das  ganze  Institut  umgiebt,  ändert 
Nichts  an  der  innem  Rechtmässigkeit  des  Verfahrens.  Und  auch 
bei  der  Kirche  würde  man  sich  nicht  daran  gewöhnt  haben ,  in 
goldien  Maassregeln  einen  „Eingriff  in  die  Gewissensfrei- 
heit^' zu  sehen,  wenn  nicht  die  Kirche  selbst  durch  falsche 
juristische  Ausspinnungeo  ihrer  „Gewalt^S  die  jedenfalls  nur  mo- 
ralischer Art  ist,  und  den  staatlichen  Standpunkt  des^ 
Betroffenen  ganz  ungefährdet  lassen  muss,  ihre  schiefe 
Stellung  verschuldet  hätte.) 

Dabei  ist  nämlich  noch  Folgendes  nicht  zu  übersehen.  Die 
Gemeine,  die  Kirche,  betrachtet  auch  den  Verworfensten  als  ei- 
nen zur  Sitthchkeit  Berufenen,  als  einen  Bekehrbaren,  wie  er^ 
nach  seinem  höchsten  Begriffe,  wirklich  auch  zu  denken  ist: 
darin  hegt  zugleich  der  unverrückbare  Gesichtspunkt  zur  prak- 
tischen Behandlung  desselben  in  Seelsorge  und  Kirchenzucht. 
Daher  ist  es  eigentlich  nicht  die  Kirche,  welche  ausschliesst 
durch  einen  selbstständig  von  ihr  ausgehenden  Act,  wie  der 
Staat  allerdings  aus  eigener  Bewegung  straft  und  zwingt,  son- 
dern, nachdem  der  Schuldige  selbst  durch  dauerndes  Bezeigen 
rieh  von  ihr  ausgeschlossen,  so  erklärt  sie  nun  auch  von  ihrer 
Seite,  ihn  als  einen  Ausgeschlossenen  zu  betrachten.  Mit  äusse- 
rer Strafe,  Busse,  bürgerUchen  Folgen  kann  diese  Ausschhessung 
idber  nicht  verbunden  sein:    flElr  dies  Alles  hat  nur  der  Staat 
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das  Recht.  Dieser  aber  hat  keine  ,, Ketzerei^'  zu  bestrafen; 
denn  es  giebt  kein  Staatsgesetz,  welches  einen  bestimmten  Glau- 
ben vorschriebe,  so  wenig  als  einen  Glauben,  der  eine  bestimmte 
Staatsform  forderte. 

Endlich  ist  jene  Ausschliessung  ein  sittlich  -  pftdagogischer 
Act  der  Gemeine,  welcher  der  AuszuschUessende  angehört,  kei- 
nesweges  ein  juristischer  der  allgemeinen  Kirche:  desswegen  kamt 
er  nur  gemeinschaftlich  vom  Geistlichen  und  von  den  Ge^ 
meinealtesten  ausgehen  und  jeden  Augenblick  zurückgenommen 
werden ,  wenn  er  seinen  Zwed^  erreicht  hat  SoUte  überhaupt 
eine  solche  sittliche  Aufsicht  und  Nachhülfe,  die  man  immer* 
hin  „Kirchenzucht^^  nennen  möge,  da  sie  wenigstens  an  die 
Stelle  der  alten  zu  treten  hätte,  im  kirchlichen  Gemeineleben 
Dauer  gewinnen:  so  könnte  es  nur  aus  jenem  grossen  Prin- 
cipe der  Verbrüderung  und  des  von  Unten  auf  sich  bilden- 
den kircUichen  Lebens  geschehen,  welches  auch  in  den  andern 
öffentlichen  Institutionen  das  einzig  Berechtigte  der  Zukunft  ist. 
{Wie  es  hier  aber  sein  Beispiel  und  seinen  bestimmten  AnknjK 
pfungspunkt  finden  könne,  ist  schon  §.  97,  11.  gezeigt  worden.) 

§.  1 86. 
B.    Der  religiöse  Geist  der  Familie. 

Diese  Erscheinung  gehört  zu  den  vollkommensten  und  höch- 
sten des  ganzen  ethischen  Daseins.  In  ihr  finden  wir  eines- 
theils  die  innigste,  geheim  wirksamste  Gestalt  der  ReUgion  und 
Seelsorge  nach  allen  ihren  Beziehungen;  andererseits  die  reinste  - 
Gestalt  des  Familiendaseins  und  seiner  Pietät,  in  welchen  wir 
den  Keim  und  Anfang  aller  specifisch  sittlichen  Verhältnisse 
nachwiesen. 

I.     In  der  auf  Religion  gegründeten  Familienliebe 

und  im   Genüsse  ihrer  Gemeinschaft  ist  die  unmittelbarste  und 

^^ügleich  die  erreichbarste  Gestalt  gegeben,  in  der  das  „höchste 

Gut'*  auf  Erden  uns  nahe  tritt  Und  wenn  man  skeptisch  oder 

in  leeren  Ueberspannungen  dahinlebend  kein  „irdisches  Glück '* 

für  möglich  hält,  oder  wenn  die  Schulen  der  Moralisten  unter 

«inander  im   Streit  liegen  über  die  Erreichbarkeit  des  höchstmi 

31* 


484 

Gutes  auf  Erden :  so  blicken  sie  hinweg  tiber  jene  in  ihrer  Ein- 
fachheit  grogsartigste  Erscheinung  des  religiösen  Familiendaseins, 
In  ihm  ist  wahrhaft  das  GrOsste  und  Schwierigste  uns  leicht 
und  zugänglich  geworden.  Der  Zwiespalt  zwischen  „Neigung" 
und  „Pflicht"  ist  hier  wirklich  und  wie  von  selbst  ausgeglichen; 
Jeder  in  der  FamiUe  wirkt  für  Alle  in  völlig  entselbstender  Liebe, 
wie  Alle  für  Jeden;  und  über  ihnen  waltet,  wie  der  Bogen  des 
Friedens,  die  religiöse  Zuversicht  zum  HeiUgen  und  Gottgeordne- 
ten dieses  Verhältnisses,  was  abermals  jede  ekstatische  lieber- 
Spannung  ausschUesst,  indem  das  einfache  Geffthl  dieser  Gewiss- 
heit unauflösbar  ihm  innewohnt.  Jede  ächte  That  für  die  Fa- 
mibe,  wenn  sie  mit  Bewusstsein  geschieht,  über  die  Form  des 
„Naturells"  erhoben  ist,  kann  zugleich  nur  als  religiöseThat 
gewusst  werden.  Wir  brauchen  desshalb  nicht  zu  wiederholen, 
dass  die  Mutterliebe  die  grösste  und  denkwürdigste  aller  irdi- 
schen Erscheinungen  sei:  denn  sie  erweist  die  durchdringende 
Gegenwart  einer  übermenschlichen,  alle  Fesseln  der  Selbstheit 
lösenden  Liebe  in  uns.  In  ihr  Hegt  jedoch,  wie  wir  gleichfalls 
zeigten,  der  eigentliche  Mittelpunkt  des  Famihenlebens:  denn 
tiber  die  bloss  instinctive  Naturform  erhoben,  sittlich  objec- 
tiv  ^vird  sie  mir  in  der  Ehe;  und  sich  selber  verständlich 
nur  auf  dem  religiösen  Standpunkte,  weil  sie  erst  da  bis  zu' ih- 
rer innersten  Quelle  sich  erhebt. 

Gerade  darum  ist  das  weibliche  Geschlecht  so  hochgestellt 
und  —  richtig  beurtheilt  —  so  glücklich  zu  nennen,  weil  es  in 
dem  Verhältniss,  zu  dem  es  bestimmt  ist,  Mutter  zu  werden, 
den  Gipfel  des  Daseins  erreichen  kann  und  in  der  Religion  die 
Deutung  davon  empföngt.  Daher  auch  die  durchgreifende  Er- 
scheinung, dass  jedes  ächte  MuttergefUhl  von  rehgiöser  Weihe 
begleitet  ist. 

II.  Aus  gleichem  Grunde  sind  die  religiöse  Gemeine  und^ 
die  Familie  sich  wechselseitig  Vorbilder  dessen,  was  jede  von 
beiden  soll  und  vermag,  um  ihrem  Wesen  zu  entsprechen :  die 
Gemeine  soll  sich  zur  vollkommensten  Familie  ausbilden;  die 
Familie  soll  zum  Bewusstsein  der  religiösen  Gemeinschaft 
sich  erheben. 
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Wenn  wir  diese  Analogie  zwischen  Familie  und  Gemeine  ins. 
Einzelne  verfolgen  wollen,  so  vertritt  der  rechte  Familienva- 
ter die  Stelle  des  Seelsorgers  in  ihr,  gleichwie  dieser  seine 
Aufgabe  am  Glücklichsten  löst,  wenn  er  sich  als  Vater  seiner 
Gemeine  gegenüberstellt.  Wie  dieser  für  die  Gemeine,  soll  jener 
für  die  Familie  Vorbild,  Rather,  Tröster,  Ermahner,  Richter 
sein ,  und  in  steter  Aufopferung  für  die  Seinigen  wirken.  Dür- 
fen wir  weiter  gehen  in  der  Parallele,  so  v^rde  der  Stelle  der 
Hausmutter,  als  Beratherin  und  Unterstützerin  des  Vaters, 
die  der  Kirchenältesten  entsprechen,  welche  auch  dem  Geistli- 
chen ergänzend  zur  Seite  zu  stehen  haben.  Die  Kinder  und 
das  Gesinde  würden  der  Gemeine  entsprechen,  aber  auch,  wie 
diese  ,  dazu  bestimmt  sein,  zu  immer  grösserer  Selbstständigkeit 
herauferzogen  zu  werden.  Wie  endlich  im  öffentlichen  Cultus 
die  Gemeine  ihr  innigstes  Beisammensein  feiert:  so  erreicht  auch 
die  Familie  in  der  gemeinsamen,  durch  den  Hausvater  geleiteten 
Andacht  (was  wir  sogar  als  die  älteste  geschichtliche  Form  des 
Cultus  überhaupt  bezeichnen  können)  den  Gipfel  ihres  Familien- 
gefühls und  seiner  Weihe.  In  dieser  Erhebung  zu  Gott  gewinnt 
sie  zugleich  aber  erst  das  wahre  Bewussts ein  ihres  Ursprungs 
und  der  tiefsten  Quelle  ihrer  Familienhebe.  Gott  ist  diese  Quelle; 
denn  es  ist  ein  metaphysisch  streng  erweisbarer  Satz  (§.  50.), 
dass  nur  durch  göttliche  Kraft  wir  bis  zur  völligen  Entselb- 
stung  zu  heben  vermögen. 

HI.  So  sind  wir  hier  bei  einer  Erscheinung  angelangt,  wel- 
che eine  der  höchsten  und  vollkommensten  Formen  ethischer 
Gemeinschaft  bezeichnet,  in  der  die  „Idee  der  Menschheit" 
(Ethik,  §.  7.)  im  kleinen,  aber  erreichbaren  Vorbilde  wirklich 
erreicht  ist.  Die  im  Gefühle  der  Treue  und  sittlich  re- 
ligiösen Ei  ntracht  verbundene  Familie  ist  die  höchste, 
aber  die  individuellste  Gestalt  vollkommenen  Menschendaseins« 
Wie  factisch  aus  einer  einzigen  Familie  das  ganze  „Menschen- 
geschlecht" wiederhergestellt  werden  könnte:  so  präexistiren 
im  sittlich  reUgiösen  Geiste  der  FamiUe  alle  Keime  der  „Mensch- 
heit", und  alle  Bestimmungen  des  „höchsten  Gutes"  können 
aus  ihr  entwickelt  werden.      Die  ganze  Ethik  könnte   aus  er- 
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schöpfender  Betrachtung  dersdben  ihren  gesammten  Inhak  ge- 
winnen, und  wäre  schon  längst  von  ihrem  Streite  um  einseitige 
Principien  beh^it,  zum  tiefsten  Grunde  und  eigentlidien  Quell 
des  Sittlichen  zurückgelenkt  worden,  wenn  sie  das  ethische 
Wander,  welches  in  der  Familie  vor  uns  aufgeschlossen  liegt, 
richtig  zu  würdigen  vermocht  hätte.  Und  wenn  Ihr  an  Gott 
zweifeln  wdltet,  am  ewigen,  überempirischen  Grunde  der 
Lithe  im  Menschen,  so  blickt  in  die  Thaten  der  Familie  hinein, 
welche  den  factischen  Beweis  Euch  Uefem  von  einer  Begar 
bung  der  Liebe,  welche  den  zähsten  und  machtvollsten  Empi- 
rismus im  Menschen,  die  Selbstsucht  seines  Willens,  zu  be- 
siegen im  Stande  ist. 

§.  187. 
C.    Die  geistliche  Mission. 

Diese  ist  die  zweite  vollkommene  ethische  Erscheinung, 
aber,  im  Gegensatze  zur  individuellen  Form  der  Familie,  von 
universellstem  Charakter.  Zunächst  enthält  sie  die  höchste 
Gestalt  der  religiösen  Seelsorge,  indem  sie  nach  Aussen,  an 
immer  neu  zu  gewinnenden  Gliedern  der  Gemeine 
ihre  Kraft  zu  zeigen  hat 

I.  Nicht  nur  im  Innern  der  Gemeine  und  der  Familien 
wird  der  reUgiöse  Geist  seine  umgestaltende  Macht  bewähren;  er 
muss  auch  sie  ausbreiten  wollen  und  neue  Gemeinen  grün- 
den überall,  wo  noch  Menschen  für  den  Bund  der  Religion  zu  ge- 
winnen sind.  Zugleich  führt  aber  die  Kirche  dadurch  den  thatkräf- 
tigen  Beweis  der  ihr  inwohnenden  Weihe,  indem  sie  auch  die 
noch  Unerweckten,  in  Barbarei  und  Rohheit  Versunkenen  dem 
neuen  Leben  zu  gewinnen,  jede  Verfinsterung  des  Lasters  und 
der  Entartung  mit  ihrem  Lichte  zu  durchdringen  sich  getraut. 
Jede  Religion  und  Kirche  daher,  welche  ihrer  innern 
Universalität  gewiss  ist,  muss  auch  jene  äussere  Uni- 
ersalität  gewinnen.  Die  ächte  Religion  und  der  wahrhafte 
Glaube  haben  eine  durchaus  gleichmachende  Kraft,  vor  welcher 
die  hartnäckigsten  Differenzen  der  Sitten  und  Gewohnheiten,  die 
durchgreifendsten  Scheidungen  der  Menschen  in  Nichts  verschwin- 
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den«    Es  ist  daher  die  Nothwendigkeit  und  innere  Macht  ihres 
Geistes,  wenn  die  Kirche  über  jeden  nationalen  Unterschied« 
fiber  jeden  Gegensatz   der    Staatsverfassungen,    ilber   die 
entlegensten    Bildungsextreme,    als    das    absolut    und  rein 
Menschlidie,   sich   erhebt    Darin  liegt  zugleich  der  Beweis  ?on 
der  hohem  und  unabhängigen  Stellung  dei:  Kirdie  zum  Staate 
und  Volkseigenthümlicbkeit.    Ein  politischer  Universalstaat  über 
die  ganze  Erde  verbreitet,  ist  theoretisch  ein  Widerspruch,  prak- 
tisdi  ein  Unausführbares.    Durch  NationaUtät  und  Sitte,  durch 
Verfassung  und  poUtische  Cultur  werden  die  Menschen  vielmehr 
geschieden,  und  die  vemunftgemässe  Ausbildung  der  Staats- 
idee über  die  Erde  hin  wird  wohl  eigenthürolich  geordnete  und 
in  firiedlichem  Verkehr  stehende  Einzelstaaten  neben  einander, 
niemals  aber  einen  einzigen  Staat  zeigen.    Denn  hier  tritt 
aoch  die  praktische  UnmögUdhkeit  dazu:  der  Staat  wirkt  ver- 
haltend,  ordnend,   Gehorsam   erzwingend   von  einem  gewissen 
JMittelpunkte  aus,  dessen  Kräfte  endlich  sind;  seine  Wirksamkeit 
ist   an  bestimmte  Gränzen  geknüpft.     Eine  Universalkirche 
ist  erreichbar,  ja  sie  liegt  im  Begriffe  der  wahren,  menschheit- 
Xichen  Beligion,  weil  sie  nicht  eine  äussere  Ordnung  und  cen- 
Cralisirende  Einheit  gründen  will,   sondern  weil  sie  die  In- 
^^ere  Gesinnung  bildet  und  „die  Gemeinschaft  im  Geiste^'  zum 
einzigen  Ziele  bat.    Der  „Souverän^'  ist  eben  der  erlösende 
<Seist  Gottes  in  Allen. 

IL  Desshalb  soll  die  Mission  jedoch  nur  den  Charakter  der 
'Seelsörge  bdialten,  aber  andemtheils  ihn  auch  in  seinem  gan- 
:%  e  n  Umfange  erfüllen.  Man  kann  nicht  damit  anfangen  die  Völ- 
lier  politisch  zu  unterjochen,  unter  dem  Vorwande  sie  dann  zu 
^hristianisiren:  —  ein  Vorwand,  den  die  Eroberungslust  und  Ge- 
^«vinnsucht  vom  Mittelalter  an  bis  in  die  neueste  Zeit  auszubeuten 
^ewusst  bat.  Aber  die  Mission  soll  den  ganzen,  sittlich- 
:^e86lligen  Zustand  des  Volkes  umfassen  und  nicht  sich 
Ulberreden,  eine  ächte  „ Bekehrung ^^  gewonnen  zu  haben,  wenn 
^e  gewissen  Gebräuchen  oder  dogmatischen  Vorstellungen  Ein- 
i^ng  verschaflt.  Dass  die  gewöhnlichen  „Missionsarbeiten  der 
Beidenbekehrung^^  gerade  um  desswillen  grossentheils  vergeblidie 
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bleiben,  ja  oft  nur  einen  Aberglauben  an  die  Stelle  des  andern 
setzen,  —  ist  eigentlich  ein  offenbares  Geheimniss,  welches  man 
geradezu  auszusprechen  nur  desshalb  Bedenken  trägt,  weil  die 
Achtung  vor  dem  guten  Willen,  vor  der  unendlichen  Aufopferungs- 
fähigkeit der  Ausgesendeten,  dem  Urtheile  über  die  Erfolglosig- 
keit ihrer  Bemühungen  den  Mund  verschUesst. 

Die  wahre  Mission  ist  auch  ganze  Seelsorge:  in  diesem 
einfachen  Worte  ist  ein  Inhalt  Ton  weltgeschichtlicher  Bedeutung 
zusammengefasst.  Gleichwie  am  Anfange  der  Geschichte  alle  Cul- 
tur  durch  Colonieen  sich  verbreitete,  welche  den  wilden  Ur- 
völkern  Ackerbau,  ReUgion,  Staatsordnung,  jede  höhere  Gesittung 
zuführten,  wie  darin  aufs  Eigentlichste  die  vollständige  Seel- 
sorge nach  den  damaligen  Bedingungen  ihnen  geboten  wurde: 
so  steht  uns  noch  einmal  dieselbe  weltgeschichtliche  Erscheinung 
bevor,  nur  ausgerüstet  mit  allen  Hülfsmitteln  bewusster,  kunstmäs- 
siger  Volkserziehung  und  getragen  von  der  gleichmachenden  Liebe 
des  Christenthums.  Der  erleuchtete  Theil  der  Menschheit 
wird  zum  Erzieher  des  andern,  in  Nacht  und  Irre  um- 
herschweifenden, bis  endlich  in  Allen  Ein  Geist,  der 
Geist  Gottes,  seine  Herrschaft  aufgeschlagen  hat. 

Die  einzelnen  Missionsversuche  gegenwärtiger  Zeit  sind  nur 
sporadische  Vorläufer  und  sehr  unzureichende  Vorbedingungen  jener 
gewaltigen  Aufgabe.  Aber  nicht  minder  bereiten  dieselbe  vor  der 
grosse,  immer  reicher  sich  bildende*  Weltverkehr,  die  überallhin 
reichenden  Anknüpfungen  des  Handels,  endlich  die  fortgesetzten 
ethnologischen  Forschungen.  Aus  diesen  scheinbar  beziehungs- 
losen und  weit  entlegenen  Bestrebungen  erzeugt  sich  schon  im- 
mer mehr  eine  grosse  und  vorbedeutende  Gesammtwirkung: 
wenigstens  äusserlich  lernt  die  Menschheit  sich  erkennen,  und 
durch  ihre  Unähnlichkeiten,  ihre  geschiedenen  Vorzüge  und  Ge- 
brechen hindurch  als  Eines  sich  empfinden. 

HI.  Die  Wirksamkeit  der  „Mission'^  kann  nur  zwei  Seiten 
haben,  die  innere  und  die  nach  Aussen  gerichtete.  Beide 
werden  schon  jetzt  geübt,  auf  mannigfaltige  und  enei^sche 
Weise:  es  gilt  daher  nicht,  sie  neu  zu  gründen,  sondern  einen 
mnfassendern  Wirkungskreis  ihnen  zu  vindidren; 
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Die  „innere  Mission^^  wird  sich  nicht  mehr,  wie  jetzt, 
mit  vereinzelten  Wirkungen,  eigentlich  den  Lttckenbttssem  einer 
mangelhaften  Culturpolicei,  begnügen  können.  Ihre  Aufgahe  ist 
eine  ebenso  durchgreifende  nach  Innen,  wie  sie  bei  der  andern 
es  nach  Aussen  ist.  Sie  soll  alle  socialen  Institute 
immer  intensiver  mit  dem  Geiste  derRe^gion  durch- 
dringen und  darin  erhalten.  Damit  ergänzt  sie  die  Wir- 
kungen des  Staates  für  die  Gesammtheit  ebenso  entschieden, 
wie  es  für  den  Einzelnen  durch  die  „ Seelsorge ^^  geschieht 
(§.  185,  III.).  Wir  könnten  sie  daher  vielleicht  nicht  unpassend 
als  die  Seelsorge  des  öffentlichen  Geistes,  der  ge- 
sammten  socialen  Institute  bezeichnen. 

Wie  sich  nämlich  ergab,  ist  der  Staat  nur  dadurch  der  gros- 
sen Aufgabe  seiner  Zukunft  gewachsen,  wenn  er  von  Unten  auf, 
durch  die  Wirksamkeit  freier  Genossenschaften  sich  aufbaut.  Hier 
aber  blieb  eine  Lücke,  der  wir  ausdrücklich  uns  bewusst  wurden 
(vgl.  §.  97,  I.).  Wie  entgehen  jene  nämlich  wiederum  der  Ge- 
fahr, in  den  Geist  der  Selbstsucht,  damit  in  Zwietracht  und  in 
Selbstzersetzung  zurückzufallen?  Zwar  ist  das  wichtige  ethische 
Grundgesetz  nachgewiesen:  dass  der  Vortheil  des  Allge- 
meinen auch  der  wahre,  dauernde  des  Einzelnen  sei, 
und  umgekehrt.  Aber  die  blosse  Einsicht  schützt  keines- 
weges  vor  der  Gewalt  der  einmal  entzündeten  selbstsüchtigen 
Leidenschaft.  Hier  tritt  nun  die  Religion  dazwischen,  den  Rechts- 
sinn und  das  Wohlwollen  erweckend.  Aber  dafttr  genügt  nicht  die 
„Seelsorge"  in  gewöhnlichem  Sinne;  denn  es  ist  kein  Verhältniss 
von  Person  zu  Person.  Hier  kann  daher  nur  ein  Institut  in  die 
Lücke  treten,  welches  einerseits  religiöser  Natur,  andererseits 
den  Charakter  des  Freundschaftsbundes,  der  freien  Ver- 
brüderung trägt  (§.  173.  IV.);  aber  keinen  andern  Zweck  er- 
kennt, als  durch  wechselseitige  sittlich -religiöse  Erweckung  dem 
ermattenden  Schlendrian,  der  selbstsüchtigen  Zwietracht,  mahnend 
oder  versöhnend  entgegenzutreten:  ein  Rund,  der  ebenso  ein 
wechselseitiges  Censorenamt,  als  das  eines  Friedensstifters  in  sich 
schliessen  wird.  Für  jetzt  freilich,  bei  unserm  schwachen  und 
zugleich  unorganisirten  religiösen  Leben,  endlich  bei  unserm  völ- 
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]]g  unausgebildeten  Associationsgeiste,  halten  wir  einen  solchen 
Bund  fUr  unausführbar  oder  für  wirkungslos.  Ist  jedoch  eine 
allgemeine  religiöse  Erneuerung  und  Vertiefung  über  uns  gekom- 
men —  welches  die  Hauptthat  der  Zukunft  ist^  der  wir  warten 
müssen,  —  so  kann  auch  jener  Organisationstrieb  nicht  ausblei- 
ben,  dessen  sporadische  Wirkungen  in  den  kräfügsten  Zeiten  des 
Christenthums  durch  Gründung  religiöser  Orden  und  Genossen- 
schaften stets  sich  vernehrahch  machten.  Die  Rehgion  ist  zugleich 
ethische  Macht:  sie  hält  auch  in  allen  bürgerlichen  und  Ver- 
kehrsverhältnissen  jenen  G^t  der  Gewissenhaftigkeit  lebendig, 
der  nicht  bloss  Loyalität,  „  Unbescholtenheif  erzeugt,  sondern 
jene  Bereitwilligkeit  „Opfer  zu  bringen '^  für  die  Gemeinschaft, 
wie  für  jeden  Einzelnen. 

Und  hier  reiht  das  letzte  vollendende  GUed  sich  ein,  um  den 
Staat  der  Zukunft  möglich  zu  machen.  Das  Wohl  des 
Ganzen  und  des  Einzelnen,  welches  keine  noch  so  strenge  Con- 
trole  des  Staates  von  seinem  centraUsirenden  Mittelpunkte  aus  zu 
sichern  vermag,  ist,  wie  wir  sahen,  in  jedem  Kreise  der  Obhut 
freier  Genossenschaften  zu  übertragen:  dies  ist,  so  zu  sagen,  die 
<„innere'^  politische  Mission  der  Zukunft.  Wer  aber  schützt 
den  Geist  dieser  Genossenschaften  vor  Entartung,  oder  wenn  sie 
darin  versunken  sind  nach  dem  Lopse  alles  sich  selbst  über- 
lassenen  menschUchen  Treibens,  was  stellt  sie  unablässig  daraus 
wieder  her?  Es  ist  allein  der  Geist  der  Religion;  es  ist  eine  reli- 
giös-sittliche Genossenschaft,  welche  wir  eben  als  „innere 
Mission^'  in  universalem  Sinne  glaubten  bezeichnen  zu  dürfen. 

IV.  Auf  dieselbe  umfassendere  Bedeutung  scheint  auch  die 
^,äussere  Mission'^  in  Zukunft  Anspruch  machen  au  müssen. 
Soll  die  christUche  Kirche  den  ihr  inwohnenden  Begriff  der  „All- 
gemeinheit^* (besser  der  „Gemeingültigkeit'^)  nicht  bloss  als  Wunsch 
oder  als  Prätension  im  Munde  führen,  sondern  zu  realer  Ausfüh- 
^rung  bringen:  so  kann  sie  es  nur,  indem  sie  zugleich  der 
ganzen  Culturaufgabe  sich  bewusst  wird.  Die  wahre 
christUche  Mission  ist  nicht  mögUch  ohne  Umschaffung  des  ge- 
sammten  Lebensgrundes  bei  den  Völkern,  denen  man  die  neue 
Aeligion  zubringt,  ohne  eine  erfrischte,  mit  ihr  harmonische  Welt 


491 


in  Recht  und  Sitte,  in  allen  Formen  menschlicher  Gemeinschaft 
henrorzubringen.  Diese  unirerselle  Propaganda  der  Cultor  über 
das  ganze  Menschengeschlecht  hat  aber  nur  die  Kirche  zu  Aber- 
nehmen,  nicht  der  Staat;  denn  nur  die  Kirche  ist  zugleich  das 
höchste,  allumfassende  Culturinstitut;  oder,  wie  jetzt 
eigentlich  die  Sache  sich  verhält,  sie  selber  hat  sich  dazu  erst 
zu  erziehen,  um  der  wahren  Mission  f^hig  zu  sein,  d.  h.  die 
höchste  religiöse  Au^be  lösen  zu  können.  Dennoch,  wieweit 
auch  die  Einzelkirchen  jetzt  noch  von  jener  grossen,  yersöhnen-' 
den  Idee  abirren  mögen:  hilh  oder  spftt  muss  sie  ihnen  anbre- 
chen; denn  sie  liegt  auf  dem  Wege  ihrer  eigenen  noth- 
wendigen  Entwicklung. 

Und  hier  endlich  fügt  sich  das  letzte  Glied  ein,  durch 
welches  das  stete  Fortschreiten  des  ethischen  Processes  im  Men- 
schengesdilecht,  seine  „Perfectibilität'S  gesichert  ist.  Nichts  ge- 
ziemt nämlich  der  Ethik  weniger,  als  für  ungewisse  Hoffnungen 
oder  leere  Illusionen  eine  vei^ebliche  Begeisterung  zur  Schau  zu 
tragen.  Wenn  sie  theoretisch  die  leitende  Gegenwart  einer  göttlichen 
Vorsehung  in  der  Menschengeschichte  alles  Ernstes  behauptet: 
so  bleibt  doch  der  praktischen  Beurtheilung,  bei  dem  AnbUcke 
der  stets  neuen  Verwirrungen  und  Rtlckschritte  im  Menschenge- 
schlecht, ein  gerechter  Zweifel  zurück,  wenn  es  jener  nicht  ge- 
lingt,, die  sichtbaren  Organe,  die  greiflichen  Anknüpfungspunkte 
zu  zeigen,  durch  welche  die  Vorsehung  ihre  Wirksamkeit  sichert 
und  den  eigentlichen  Fortschritt  der  Geschidite  hervorbringt. 
Sie  sind  dreifach  in  immer  gesteigerterer  Kraft  ihrer  Offenba* 
rung.  Die  allgemeine  Immanenz  der  Ideen  im  mensch- 
lichen Bewusstsein  ist  das  Erste  und  die  grundlegende  Be- 
diogung.  Das  Menschheitliche  ist  stets  erweckbar  in  uns:  es 
stellt  sich  aus  allen  Veriiehrtheiten  und  Selbstwidersprüchen  unwill- 
kürlich wieder  her;  denn  es  macht  den  „ Grundwillen ^^  im 
Menschen  aus.  Der  zweite,  noch  eindringendere  Beweis  von  der 
göttlichen  „Erziehung  des  Menschengeschlechts^'  ist  die 
unablässige  Erweckung  der  Genien  in  ihm,  die  an  richtigster 
Stelle  erscheinend,  jeden  eigentlichen  Culturfortschritt  allein  be- 
gründen.   Die  höchste  Stufe  dieses  Erweises  ist  aber  die  Reli«» 
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gion,  der  wahre  Glaube;  denn  er  macht  den  Menschen  erst 
klar  über  sich  bis  in  seine  innerste  Wurzel:  er  zeigt  ihm  den. 
Ursprung  seines  Wesens  und  aller  seiner  Begabung  lediglich  aus 
Gott.  Dass  es  Religion  giebt  im  Menschengeschlechte,  dass  der 
wahre  Glaube,  wenn  auch  in  seiner  Klarheit  und  Reinheit  selten, 
erfasst,  dennoch  aus  seinen  mannigfachen  Verlarvungen  sich  deut- 
heb  herauserkennen  lasse:  —  diese  grosse  Thatsache  ist  die  greif* 
Uchste  Erwahrung  von  der  Gegenwart  Gottes  in  der  Menschheit, 
und  das  letzte,  definitive  Heilmittel  aller  Verwirrungen. 

Desshalb  ist  die  ReUgion  das  Universalste,,  was  es  im 
Menschengeschlechte  giebt,  und  die  Kirche  kann  nur  dadurch 
ihrer  Aufgabe  gerecht  werden,  dass  sie  Nichts  von  sich  aus- 
schUesst,  jedes  Culturbestreben  mit  der  geistigen  Weihe  innerer  Ver- 
ewigung durchdringt.  Die  Religion  und  die  Kirche  ist  die 
praktisch  gewordene,  an  ihren  Früchten  und  Wirkun- 
gen stets  das  Dasein  Gottes  erweisende  Theodicäe. 

V.  Dies  in  seiner  praktischen  Wahrheit  unbestreitbare 
Ergebniss  greift  aber  wiederum  bestätigend  in  die  allgemeinea 
Sätze  zurück,  welche  wir  unserer  gesanunten  Ethik  zu  Grunde 
legten  (§.  50.  S.  195  CT.).  Der  Einzehie  hat  für  sich  keine 
Wahrheit:  es  giebt  keine  abstracto  Sittlichkeit  oder  Vollkom- 
menheit desselben.  Nur  durch  und  für  die  Gemeinschaft  lebend 
gewinnt  er  Beides.  Diese  Gemeinschaft  kann  aber  nicht  neu 
hervorgebracht,  selbstständig  producirt  werden  vom  Men- 
schen: sie  beruht  auf  einer  ewigen,  vorzeitlichen  Urbeziehung 
aller  Geister,  welche  sich  im  allgemeinen  ethischen  Processe  aus 
ihrer  verborgenen  Ewigkeit  nur  herauslebt  in  die  Zeitlichkeit.  Es 
ist  die  verwirklichte  „Idee  der  Menschheit^S  die  gefühlte  und 
genossene  Geister-Einheit,  die  Glücksehgkeit  des  Einzelnen,  die 
Vollkommenheit  des  Ganzen.  Diese  hervorzubringen  ist  der  wahre, 
ja  der  einzige  Inhalt  der  Geschichte.. 

Doch  ist  dieselbe  nicht  bloss  „Processus  stätige  Entwick- 
lung eines  streng  vorgebildeten  Ganges,  keine  kampflose  Entfal- 
tung. Sondern  das  „Böse^S  der  zur  Selbstsucht  gesteigerte 
Wille,  wodurch  das  Individuum  sich  lostrennt  von  der  durchflies» 
senden  Einheit,   das  Gefühl  des  GöttUch-menschUchen  in  sich. 
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hemmt  mid  suspendirt,  ist  ein  in  uns  Alien  erregter  Zustand, 
der  auf  unendlich  vielgestaltige  Weise  allen  socialen  Regungen, 
heiherspielt  und  sich  mitentwickelt.  Davon  kann  der  Mensdi  sich: 
nicht  selbst  befreien:  nur  die  wirksame  Entselbstung  durchs 
Vergessen  seiner  selbst  —  „Begeisterung*'  —  erlöst  ihn  da- 
von, deren  eigentlichen  Ursprungs  eben  die  ReUgion  uns  enthüllt. 
Sie  lehrt,  dass  alle  wahrhafte,  dauernde,  zugleich  beseligende  B  e-' 
geisterung  auf  göttliche  Eingebung  zurückzuführen  sei. 
Und  so  giebt  es  ebenso  wenig  eine  menschUch  hervorgebrachte 
Sittlichkeit,  als  eine  selbstgeschaiTene  Rehgiosität 

Ohne  diesen  göttlichen  Beistand  und  fortdauernde: 
Assistenz,  welche  die  ungeheuere  Gegenwucht  der  Selbstsucht, 
in  uns  Allen  unablässig  überwindet  und  an  tausend  unwillkürli- 
chen Regungen  des  Menschen  dem  sinnigen  Beobachter  sidii 
verräth,  wäre  die  Gesellschaft  im  kleinsten  Umkreise,  wie  inu 
grössten,  in  steter  Gefahr,  zu  Trümmern  zu  gehen.  Das  ist 
das  wahre,  greifliche  Wunder,  das  offenbare  Myste- 
rium der  göttlichen  Gegenwart  in  der  Menschheit,, 
welches  sich  jeden  Augenblick  vor  unsern  Augen  be- 
giebt,  die  jedoch  oft  genug  mitten  im  Lichte  Nichts  erbUcken.. 
Die  Religion  enthüllt  uns  dies  Räthsel,  die  wahre,  ihrer  selbst 
gewisse,  die  daher  Eins  ist  mit  der  Speculation.  Und  so  ist  erst 
in  jener  der  vollkommene,  über  sich  klare  Zustand  des  Men- 
schen, die  letzte  Evidenz  erreicht.  Nur  auf  der  Stufe  der  Reli- 
gion wird  der  Mensch,  die  Menschheit  ihres  eigenen  Wesens 
sicher,  indem  sie  sich  begreift,  als  im  Geiste  Gottes  gegründet 
und  als  von  ihm  erhalten  in  jedem  Augenblick  ihrer  Existenz«. 

VI.  Aber  von  hier  aus  ist  noch  der  letzte  Feind  zu  über- 
winden, den  das  „Böse'S  die  im  selbstsüchtig  SinnUchen  versua- 
kene  Denkweise,  gleich  einem  täuschenden  Schatten  in  unser  Da- 
sein geworfen  hat.  Es  ist  die  Liebe  des  Zeitlichen,  und 
was  Eins  damit  ist —  die  Todesfurcht.  Beide  sind  völlig  be- 
rechtigt und  durch  keinerlei  Reflexion  oder  Trostgründe  abzu- 
wenden —  denn  das  Gefühl  für  seine  Persönlichkeit  kann  Kei- 
ner von  sich  werfen  —  so  lange  wir  im  ZeitUchen  gerade  des 
Ewigen    noch   nicht   gewiss   geworden   sind.      Aber   auch    nur 
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80  lange  lasten  sie  auf  uns,  als  wir  selber  zeitlich  und  sterb* 
lieh  sind  in  unserm  Denken  und  Begebren,  d.  h.  als  wir  jenen 
ewigen  Inhalt  in  uns  selbst  und  in  allem  Zeitlichen  noch  nicht 
entdeckt  haben.  Dies  beruht  aber  ganz  nur  auf  theoretischer 
Ueberzeugung,  die  von  Gefühl  und  Willen  zwar  ergriffen  und 
unterstützt,  mit  Nichten  jedoch  «ersetzt  werden  kann.  Daher  ist 
schon  gesprochen  Ton  dem  Entscheidenden  des  Glaubens  an  per* 
sönliche  Unsterblichkeit  und  wie  hier  gerade  die  Wissen- 
sdiaft,  die  kalte  Einsicht  den  letzten  Ausschlag  geben  mtlsse  und  in 
irgend  einer  nähern  oder  fernem  Zukunft  ohne  Zweifel  auch  es 
könne  (§§.  178,  IV.  183,  IL)-  Diese  Zuversicht  ist  das  A  und  0^ 
der  Anfang  und  das  Ziel  des  Glaubens,  der  Keimpunkt,  aus  wel- 
chem'er  ganz  sich  wiederherstellen  liesse,  wenn  er  verloren  wäre; 
denn  sie  ist  es  allein,  die  weit-  und  todüberwindende 
Kraft  verleiht.  Die  irdischen  Interessen  —  Freuden  wie  Be- 
kümmernisse —  sind  hier  überwunden;  denn  der  Glaubende 
fiihlt  sich  in  ein  Reich  ewiger  Dinge  eingeführt,  vor  dessen  Un- 
geheuern Dimensionen  die  nichtige  Spanne  irdischer  Lebenszeit 
vOUig  verschwindet.  Wie  daher  jetzt  noch  diese  Hoffnung  dem 
mühseligen  Leben  des  Menschengeschlechts  der  einzige  gerechte 
Trost  und  die  dauerhafte  Stütze  bleibt,  wie  es  ft*evelhafteste  Er- 
niedrigung des  Menschen  ist,  sie  ihm  zu  rauben  oder  auch  nur 
wankend  zu  machen:  so  wird  sie  in  künftigen  vollkommnem 
Lebenszuständen  nicht  minder  erst  das  Dasein  adeln  und  erhöhen. 
Die  Freude  und  Hoffnung  des  Sterbens  wird  künftig  nicht  mehr 
der  Trost  sein,  aus  ungenügenden,  widerstreitenden  Lebensver- 
hältnissen abgelöst  zu  werden,  sondern  die  begeisterte  Zuversicht, 
das  gottgeweihete  und  menschenwürdige  Dasein  jenseits  des  Gra- 
bes mit  noch  innigerer  Vertiefung  fortsetzen  zu  dürfen. 

Und  so  können  wir  das  Wort  am  Schlüsse  unsers  allgemei- 
nen Theiles  (II.  S.  197)  bestätigend  wiederholen:  „sanabilibus 
aegrotamus  malis*'!  Der  Welt  und  uns  selber  ist  zu  helfen, 
wenn  wir  nur  halben  wie  falschen  Mitteln  entschieden  die 
Wege  weisen  I 

Druck  von  J.  fi.  H  i  r  8  c  h  f  e  I  d  in  Leipzig. 


DRUCKFEHLER  UND  BERICnTIGUNGEN. 


Auf  den  letzten  Druckbogen,  welche  der  Verfasser  nicht  mehr  selbst  revidlren  konnte 

S<>ite   161  Zeile  17  v.  U.  statt  zu  erweckenden,  lies  zu  erwerbenden 
369  13  V.  0.  St.  Poetischen  1.  Poietischen 

446       -     9  V.  0.  St.  objective  und  werthlose  1.  object-  und  werthlose 
450       •     6  V.  U.  st.  solcher  1.  solches 

452  -     5  V. 0.  st.  die  Entstehung  des  Ohristenthums,   1.  bei    Entstehung 

des  fi bristen th ums 

453  -      12  V.  0.  st.  erhalten,  1.  ?erhalten 

6  V.  U-  st.  erinnerlicht  1.  verinnerlicht 
.      466      -     17  V.O.  St.  um  ihnen  den  Charakter,  1.  um.dem  Cu  Itus  den  Cha- 
rakter 
471       -     12  V.  0.  St.  zu  lassen,  1.  zuzulassen 
487       -      7   T.  0.  1.  zur  Volkseigenthümlichkeil 
-     6  V.  ü.  St.  Aber,  1.  Eben 
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